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Jahresgutachten 1984/85 des Sachverständigenrates zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 


Vorwort 


1 . Gemäß §6 Abs. 1 des Giesetzes über die Bildung eines 
Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung vom 14. August 1963 in der Fassung 
vom 8. November 1966 und vom 8. Juni 1967 legt der Sach- 
verständigenrat sein einundzwanzigstes Jahresgutachten 
vor^). 

2. Die deutsche Volkswirtschaft befindet sich, bei deutlich 
verbesserter Konstitution, im konjunkturellen Aufwind. Es ist 
Raiim da für mehr Investitionen. Die Erfolge in der Inflations- 
bekämpfung, in der Sanierung der Staatsfinanzen, in der 
Überwindvmg des außenwirtscheiftlichen Ungleichgewichts 
der frühen achtziger Jahre sowie in der Verbessenmg der 
Ertragsbedingungen der Unternehmen sind gemeinschaftlich 
erzielt worden, von der Geldpolitik, von der Finanzpolitik, von 
der Lohnpolitik. Jedes war hier Vorbedingung für das andere. 
Auch die Nutzung der so gewonnenen und weiter zu vermeh- 
renden Chancen einer verbesserten Konstitution der Volks- 
wirtschaft muß durch ein gutes Zusammenspiel aller gelingen. 

Das Gesetz mit den Änderungen durch das Änderungsgesetz vom 8. No- 
vember 1966 und durch die den Sachverständigenrat betreffenden Bestim- 
mungen des „Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachstums 
der Wirtschaft“ vom 8. Juni 1967 sowie die §§ 1 bis 3 dieses Gesetzes sind als 
Anhang I und II angefügt Wichtige Bestimmungen des Sachverständigen- 
ratsgesetzes sind im Vorwort der Jahresgutachten 1964/65 bis 1968/69 
erläutert 

Eine Liste der bisher erschienenen Jahresgutachten und der Sondergut- 
achten ist als Anhang III abgedruckt 
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In der Frage der konstitutionellen Bedingungen hat die Bun- 
desrepublik international einen Vorsprung. Daß die Wirt- 
schaft ihn dynamisch nutzt, darauf kommt jetzt alles an; es ist 
die Hoffnung im Inland wie im Ausland. 

Der Versuch, die Bedeutung dieser konstitutionellen Faktoren 
für Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft herauszuarbeiten 
und aufzuzeigen, bei welchem Verhalten in Politik und Wirt- 
schaft die hier erreichten Verbesserungen trotz fortdauernder 
Belastungsfaktoren Basis einer möglichst langen Periode der 
Expansion bei Stabilität sein können, prägt dieses Jahresgut- 
achten. Allgegenwärtig ist darin die bisher ungelöst geblie- 
bene Aufgabe, nun auch dem Ziel eines hohen Beschäfti- 
gungsstandes näherzukommen. Wir sehen hier keinen Anlaß 
zur Resignation, warnen aber auch vor Illusionen. Was zur 
Vorbereitung größerer Schritte in Richtimg eines hohen Be- 
schäftigungsstandes getan wurde, sollte nicht deshalb klein 
geschrieben werden, weil es bisher nur verhindert hat, daß 
entgegen verbreiteter Befürchtung die Entfernung von die- 
sem zentralen Ziel noch größer geworden ist. Aber es besteht 
auch Anlaß zu mahnen, daß eine fortdauernde Verletzung die- 
ses Ziels keine Gewöhnung an hohe Dauerarbeitslosigkeit be- 
wirken darf. So wenig man den Staat in einer umfassenden 
Verantwortung für einen hohen Beschäftigungsstand sehen 
darf, so sehr Chance und Würde des einzelnen im selbstver- 
antworteten Handeln liegen, so sehr ist doch die Gesellschaft 
im ganzen zuständig für Bedingungen, unter denen die 
Chance des einzelnen, seinen Erwerb selbst zu suchen, eine 
faire Chance ist. Es kann keine Rede davon sein, daß es 
unmöglich ist, solche Bedingungen wiederherzustellen. 

Wir sehen den Staat in der nächsten Zukunft nicht konjunk- 
turpolitisch gefordert Aber es geht weiterhin um bedeutsame 
Fragen der Kursbestimmung für die Finanzpolitik auf längere 
Sicht. Das Bemühen, die ständige Neuverschuldung des Staa- 
tes weiter zu senken, das sich als so dringlich erwiesen hat 
und die Aufgabe, die Steuerlast der Bürger zu verringern, kon- 
kurrieren um den Spielraum, den eine Politik weiterhin nur 
schwach steigender Staatsausgaben schaffen kann. Der Mut 
zum einen fordert von Regierungen und Parlamenten Selbst- 
vertrauen und Beharrlichkeit beim anderen. 

3. Wie in früheren Jahren sind die Mitglieder des Rates nicht 
bei allen Fragen zu einem einheitlichen Urteil gelangt. Der bei 
weitem größte Teil dieses Gutachtens wird jedoch von allen 
Mitgliedern des Rates gemeinsam getragen. Professor Dieter 
Mertens sieht die wirtschaftspolitischen Möglichkeiten zur 
Lösung der Beschäftigungsprobleme teilweise anders als die 
Mehrheit des Sachverständigenrates. Dies betrifft vor allem 
die Frage des Bedarfs an ergänzenden nachfrageseitig anset- 
zenden Meißnahmen und die Frage der erforderlichen vertei- 
lungspolitischen Rücksichten bei der Wahl einer Strategie. 
Auch zur beschäftigungspolitischen Bedeutung von Arbeits- 
zeitverkürzungen und Änderungen des Arbeitsrechts vertritt 
er eine andere Auffassung als die Mehrheit des Rates. Er hat 
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seine abweichende Meinung an den entsprechenden Stellen 
im Gutachten zum Ausdruck gebracht. 

4 . Der gesetzlichen Regelung entsprechend schied Professor 
Dr. Hans-Jürgen Krupp, Berlin, am 29. Februar 1984 aus dem 
Sachverständigenrat aus. Herr Krupp hatte dem Sachverstän- 
digenrat seit dem 1. März 1982 angehört. Als sein Nachfolger 
wurde Professor Dr. Dieter Mertens, Erlangen, durch den 
Bundespräsidenten für fünf Jahre in den Sachverständigenrat 
berufen. 

Am 2. Mai 1984 legte Professor Dr. Kurt Schmidt, Mainz, ge- 
mäß §7 Abs. 3 des Sachverständigenratsgesetzes gegenüber 
dem Bundespräsidenten sein Amt als Mitglied des Sachver- 
ständigenrates nieder. Herr Schmidt hatte dem Sachverstän- 
digenrat seit dem 15. August 1974 angehört Als seinen Nach- 
folger berief der Bundespräsident am 26. Juli 1984 Professor 
Dr. Dieter Pohmer, Tübingen, für die Zeit bis zum 28. Februar 
1986 in den Sachverständigenrat 

5. Der Sachverständigenrat hatte Gelegenheit, mit dem Bun- 
desminister für Wirtschaft, dem Bundesminister der Finanzen 
und dem Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung sowie 
mit dem Präsidenten und den Mitgliedern des Direktoriums 
der Deutschen Bundesbank aktuelle wirtschaftspolitische 
Fragen zu erörtern. 

Die Urteilsbildung des Rates erleichterten Berichte des Präsi- 
denten der Bundesanstalt für Arbeit. 

Wie in früheren Jahren hat der Rat Vertreter der Soziedpart- 
ner, des Deutschen Industrie- und Handelstages und des Bun- 
desverbandes der Deutschen Industrie zu anstehenden Pro- 
blemen gehört. 

Mit Vertretern der Kommission der Europäischen Gemein- 
schEiften führte der Rat Gespräche über die wirtschaftlichen 
Probleme der Gemeinschaft 

6. Mit Vertretern der Wirtschaftswissenschaften an Hoch- 
schulen und Forschungsinstituten hat der Rat Gespräche füh- 
ren können, die ihm für seine Arbeit wertvolle Hinweise ver- 
mittelt haben. 

Professor Dr. Ulrich Meyer, Münster, Professor Dr. Werner 
Neubauer, Saarbrücken, Dr. Hans-Hagen Härtel, Hamburg, 
sowie Ltd. Regierungsdirektor Heinrich Lützel imd Regie- 
rungsdirektor Dr. Carsten Stahmer vom Statistischen Bundes- 
amt haben dem Rat ihre Auffassungen zu den methodischen 
Fragen bei der Deflationierung des Sozialprodukts dargelegt 
und standen für eine eingehende Diskussion zur Verfügung. 
Professor Dr. Paul Klemmer, Bochum, hat dem Sachverständi- 
genrat mit einer Expertise zur kritischen Bestandsaufnahme 
der regionalen Wirtschaftspolitik geholfen. Mit Professor Dr. 
Harald Gerfin, Konstanz, führte der Rat ein Gespräch über die 
aktuellen wirtschaftlichen Probleme im Lichte der neueren 
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keynesianischen Makroökonomik. Professor Dr. William A. 
Niskanen, Washington, Mitglied des amerikanischen Sachver- 
ständigenrates und Dr. Jan K. Hartzell, Bonn, besuchten den 
Rat zu einer Aussprache über die wirtschaftliche Entwicklung 
in den Vereinigten Staaten. Mit Dr. Horst Schulmann, Wa- 
shington, erörterte der Sachverständigenrat Probleme der in- 
ternationalen Finemzmärkte im Zusammenhang mit den 
hochverschuldeten Ländern. 

7. Wieder hat der Deutsche Industrie- und Handelstag durch 
kurzfristige Umfragen bei den Kammern dem Sachverständi- 
genrat besonders aktuelle Informationen zukommen lassen. 

8. Bei den Abschlußarbeiten an dem vorliegenden Gutachten 
fanden wir wertvolle Unterstützung durch Professor Dr. Her- 
mann Albeck, Saarbrücken, Dr. Hans J. Barth, Basel, Dr. 
Hans-Hagen Härtel, Hamburg, Diplom-Volkswirt Cornelia 
Meurer, München, Dr. Hermann Naust, Saarbrücken, Diplom- 
Volkswirt Klaus-Dieter Schmidt, Kiel, und Professor Dr. Car- 
sten Thoroe, Göttingen. Ihnen allen gilt der Dank des Rates. 

9. Die volkswirtschaftliche und die statistische Abteilung der 
Deutschen Bundesbank haben wie immer den Sachverständi- 
genrat bei seinen Arbeiten in großzügiger Weise unterstützt, 
in zahlreichen Einzelfragen beraten und ihm bei der Material- 
beschaffung wertvolle Hilfe geleistet. 

Unterstützung bei der Beschaffung von Informationen und 
statistischem Material hat der Sachverständigenrat auch 
durch die Kommission der Europäischen Gemeinschaft und 
die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) gefunden. 

10. Die Zusammenarbeit mit dem Statistischen Bundesamt 
war auch in diesem Jahr sehr gut. Wie wenn dies selbstver- 
ständlich wäre, haben sich viele Mitarbeiter des Amtes in weit 
über das Normale hinausgehendem Maße für die Aufgaben 
des Rates eingesetzt. Dies gilt besonders für die Angehörigen 
der Verbindungsstelle zwischen dem Statistischen Bundesamt 
und dem Sachverständigenrat. Außer dem Leiter Herrn Ltd. 
Regierungsdirektor Ulrich Maurer und dessen Stellvertreter 
Herrn Oberregierungsrat Wolfgang Glöckler haben als stän- 
dige Mitarbeiter Frau Regierungsinspektorin Barbara Gutz- 
mann, Frau Ursula Wildeman, Herr Friedrich Egli, Herr Peter 
Leonhardt und Herr Karl Seewald den Rat mit unerschöpf- 
licher Geduld unterstützt. Allen Beteiligten zu danken ist dem 
Rat ein besonderes Anliegen. 

Frau Ursula Wildeman ist jetzt seit 20 Jahren Mitarbeiterin 
des Sachverständigenrates. Sie kümmert sich in ebenso ver- 
läßlicher wie einfühlsamer und fürsorglicher Weise über die 
normalen Sekretariatsgeschäfte hinaus um die vielen Dinge, 
die ein reibungsloses Arbeiten erleichtern. 

11 . Auch dieses Jahresgutachten hätte der Sachverständi- 
genrat ohne die unermüdliche Arbeit seiner Mitarbeiter nicht 


IV 



Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Drucksache 10/2541 


erstellen können. Dem wissenschaftlichen Stab des Rates ge- 
hörten beim Abschluß dieses Gutachtens an; Diplom-Volks- 
wirt Roswitha Beck, Dr. Ute Geipel, Dr. Werner Graßl, Dr. 
Hans Jäckel, Dr. Jürgen Pfister, Dr. Rolf Schneider, Diplom- 
Volkswirt Gerhard Ziebarth. 

Ein besonderes Maß an Verantwortung für die wissenschaftli- 
che Arbeit des Stabes hatte der Generalsekretär des Sachver- 
ständigenrates, Dr. Ernst-Moritz Lipp, zu tragen. 

Alle Fehler und Mängel, die das Gutachten enthält, gehen 
indessen allein zu Lasten der Unterzeichneten. 


Wiesbaden, 20. November 1984 


Ernst Helmstädter Dieter Mertens Dieter Pohmer 


Hans Karl Schneider 


Olaf Sievert 
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Statistische Materialquellen — Abkürzungen 


Angaben aus der amtlichen Statistik für die Bundesrepublik Deutschland stam- 
men, soweit nicht anders vermerkt, vom Statistischen Bundesamt. Diese Anga- 
ben beziehen sich auf das Bundesgebiet einschließlich Berlin (West); andere 
Gebietsstände sind ausdrücklich angemerkt. 

Material über das Ausland wurde in der Regel internationalen Veröffentlichun- 
gen entnommen. Darüber hinaus sind in einzelnen Fällen auch nationale Veröf- 
fentlichungen herangezogen worden. 
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IWF/IMF 

JG 

JWB 

OECD 

Öffa 

OPEC 

RWI 

SAEG 

SG 

SZR 

UN 
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Arbeitsförderungsgesetz 
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Bundesministerium der Finanzen 
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Europäische Gemeinschaften, Brüssel/Luxemburg 
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anstalt für Arbeit 

Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, München 
Institut für Weltwirtschaft an der Universität Kiel 
Internationale Arbeitsorganisation, Genf 
Internationaler Währungsfonds, Washington 

Jahresgutachten des Sachverständigenrates zur Begutachtung 
der gesamtwirtscheiftlichen Entwicklimg 

Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung 

Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent- 
wicklung, Paris 

Deutsche Gesellschaft für öffentliche Arbeiten AG 
Organisation erdölexportierender Länder, Wien 

Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung, 
Essen 

Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften, Luxem- 
burg/Brüssel 

Sondergutachten des Sachverständigenrates zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 

Sonderziehungsrechte 
Vereinte Nationen, New York 
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Eine kürzere Fassung 


Der internationale Rahmen 

(Ziffern Iff.) 

1 *. Im Jahre 1984 hat der Aufschwung in einigen 
großen Industrieländern, angeführt von den Verei- 
nigten Staaten, an Kraft gewonnen. In den meisten 
anderen Ländern setzte sich die wirtschaftliche Be- 
lebung nur verhalten fort Nach langen Jahren der 
Schwäche sind weithin die Investitionen wieder ge- 
stiegen, teilweise sogar kräftig. Noch stärker nahm 
der Warenaustausch zwischen den Ländern zu. Der 
Importsog, der von den Industrieländern, nament- 
lich von den Vereinigten Staaten, ausging, hat auch 
den Handel mit den Entwicklungsländern spürbar 
belebt und dort die Produktion gesteigert. In Ame- 
rika fanden seit Anfang 1983 mehr als 6 Millionen 
Menschen zusätzlich Arbeit. In Europa reichte da- 
gegen die konjunkturelle Erholimg für einen An- 
stieg der Beschäftigung nicht aus; jeder neunte Ar- 
beitnehmer war hier 1984 ohne Arbeit. 

2 *. Die Fehlentwicklungen der Vergangenheit — 
unzureichende Anpassung an veränderte weltwirt- 
schaftliche Bedingungen, steigende Inflationsraten 
— hatten zu einer lang anhaltenden Stabilisie- 
rungskrise und zur Verschärfung der Beschäfti- 
gungsprobleme geführt. Als Folge dieser Fehlent- 
wicklungen sind die Konsolidierungsprobleme zu 
sehen, denen ungeachtet der inzwischen erreichten 
Fortschritte noch immer viele Unternehmen, öffent- 
liche Haushalte und ganze Volkswirtschaften ge- 
genüberstehen. Die konjunkturelle Erholung in den 
Industrieländern, insbesondere der kraftvolle Auf- 
schwung in den Vereinigten Staaten, haben jedoch 
der Welt neuen Mut gegeben. 

3*. Die Dynamik des Aufschwungs in den Verei- 
nigten Staaten ist unterschätzt worden. Zu sehr 
hatte die jüngste Erfahrung hartnäckiger Stagna- 
tion und Rezession die Prognosen bestimmt; mehr 
als eine normale konjunkturelle Aufwärtsbewe- 
gung schien nicht wahrscheinlich. Tatsächlich kam 
es aber zu einem kräftigen Boom mit einem gewal- 
tigen Beschäftigungsschub. Hohes Wachstum und 
eine deutliche Steigerung der Beschäftigung wer- 
den wieder als erreichbar angesehen. Dies der Welt 
vorgeführt zu haben, ist das Verdienst der Vereinig- 
ten Staaten. In Europa dagegen sind noch Pessimis- 
mus und Zukunftsangst verbreitet, ein Klima, das 
Wachstumsdynamik nicht begünstigt. Über die 
starke amerikanische Importnachfrage hat auch 
die übrige Welt teil am amerikanischen Auf- 
schwung. Wegen des starken Dollar und der hohen 
Zinsen, die mit dem amerikanischen Weg verbun- 
den sind, muß hierfür ein hoher Preis entrichtet 
werden. 

4 *. Soweit die hohe Kapitalnachfrage in den Ver- 
einigten Staaten sich über Kapitalimport durchsetz- 


te, war eine geringere Investitionstätigkeit außer- 
halb der Vereinigten Staaten ein Gegenposten für 
die anregenden Impulse, die dort der zusätzliche 
Export in die Vereinigten Staaten setzte. Man kann 
dagegen einwenden: Gute Schuldner sind weltweit 
knapp geworden, und so gesehen ist es ein Vorteil 
für die Welt gewesen, daß Amerika Kapital anzog, 
es an seine Investoren in Form von Steuergeschen- 
ken weiterleitete und die übrige Welt durch Güter- 
einfuhr am heimischen Expansionsprozeß beteilig- 
te. Es gibt jedoch auch Länder, die international 
nicht an Kreditfähigkeit eingebüßt haben und au- 
ßerdem gerade versuchen, ihre öffentlichen Haus- 
halte in Ordnung zu bringen, nicht zuletzt, um pri- 
vater Kreditnachfrage mehr Raum zu geben. Für 
sie wären niedrigere Zinsen und folglich eine hö- 
here Inlandsnachfrage allemal günstiger gewesen. 

5 *. Die wichtigste konstitutionelle Verbesserung 
vieler Volkswirtschaften ist in der Eindämmung der 
Inflation zu sehen. Länder, in denen bereits in den 
vergangenen Jahren der Preisauftrieb spürbar zu- 
rückgegangen war, konnten ihre Erfolge sichern 
oder vergrößern. Anderen Ländern gelang 1984 ein 
beachtlicher Schritt nach vorn. Der Anstieg der 
Verbraucherpreise lag in den OECD-Ländern 1984 
bei 5 vH. Am stärksten war die Dämpfung des 
Preisauftriebs in den Ländern, in denen sich die 
Lohnsteigerungen spürbar zurückbildeten. Im 
Durchschnitt der Industrieländer stiegen die Löhne 
noch um rund 6 vH. Die Produktivitätszuwächse 
waren vielfach hoch. So kam es, daß die Arbeitsko- 
sten, bezogen auf das gesamte Produkt, in einigen 
Ländern nurmehr geringfügig Zunahmen. Die Er- 
tragssituation der Unternehmen hat sich deutlich 
verbessert. 

6*. Die Weltrohstoff preise gaben, als der Dollar im 
Frühjahr 1984 an Wert gewann, nach. Auch die Öl- 
preise blieben unter Druck; gegenüber Anfang 1984 
sind die Marktnotierungen gefallen. Im Jahres- 
durchschnitt lag das Niveau der Rohstoffpreise nur 
wenig höher als 1983. Übersehen wird meistens der 
Zusammenhang zwischen der Aufwertung des Dol- 
lar und der Senkung der Dollarpreise auf den Roh- 
stoffmärkten. Die Höherbewertung des amerikani- 
schen Dollar als der Währung, in der weltweit Roh- 
stoffpreise notiert und Lieferverträge abgeschlos- 
sen werden, ändert am Verhältnis von Angebot und 
Nachfrage auf den Weltmärkten nicht direkt etwas. 
Wenn die Währung höher bewertet wird, in der die 
Preise ausgedrückt sind, also der Wertmaßstab sich 
ändert, dann verringern sich die Preisgebote der 
Käufer und die Angebotspreise der Verkäufer ent- 
sprechend. Beobachtet man etwas anderes, so hätte 
das nicht direkt etwas mit der Änderung des Wert- 
maßstabes zu tun, sondern mit gleichzeitig auftre- 
tenden Änderungen der Marktverhältnisse. Zu den 
Ursachen dafür gehörte nur unter vielem anderen 
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auch die Auswirkung der Dollaraufwertung auf die 
Wirtschaft in aller Welt und darüber — insoweit 
indirekt und nirgendwo unmittelbar erkennbar — 
auf Angebot und Nachfrage an den Rohstoffmärk- 
ten. 

Deshalb ist die Verteuerung der Rohstoffpreise au- 
ßerhalb Amerikas eher als konjunkturelle Bewe- 
gung zu sehen und weniger als inflatorischer Im- 
puls im Zusammenhang mit der Aufwertung des 
Dollar (Ziffer 166). 

7*. Von den Kapitalkosten kam kein spürbarer 
Beitrag zur Verbesserung der Angebotsbedingun- 
gen. Die Vereinigten Staaten boten den internatio- 
nalen Kapitalanlegern sogar höhere Zinsen als 
1983. In den meisten anderen Ländern waren zwar 
niedrigere Zinsen zu zahlen; doch angesichts der 
Erfolge bei der Inflationsbekämpfung und der Fort- 
schritte bei der Konsolidierung der Staatsfinanzen 
waren sie immer noch sehr hoch. 

8*. Die Probleme, die auf der Weltwirtschaft la- 
sten, sind trotz der unübersehbaren Fortschritte 
und trotz des Aufschwimgs in den Industrieländern 
nach wie vor groß. Die hohe amerikanische Kapital- 
nachfrage, die staatliche wie die private, verschaffte 
sich zwar über entsprechend hohe Zinsgebote das 
nötige Kapitalangebot, und der Kurs des Dollar 
sorgte für das zum Kapitalimport passende Lei- 
stungsbilanzdefizit Die Vereinigten Staaten schie- 
ben aber die Aufgaben, die in der unausweichlichen 
Korrektur der Defizite im Staatshaushalt und der 
Leistungsbilanz liegen, vor sich her. 

Die Grefahr einer akuten Finanzkrise in der Welt 
scheint gebannt Im Zusammenspiel von Schuldner- 
ländern und Gläubigerländern, von privaten Ban- 
ken imd internationalen Organisationen konnten 
Fortschritte erzielt werden bei der Aufgabe, die 
Zahlungsverpflichtungen der hoch verschuldeten 
Länder zu strecken. Dort liegt aber nicht das eigent- 
liche Problem. Trotz mancher sichtbarer Erfolge 
sind in den Schuldnerländern noch enorme Anpas- 
sungsanstrengungen nötig. Und wo Zinsverpflich- 
tungen nicht in produktiven Investitionen wurzeln, 
nehmen die Anpassungslasten weiter zu. 

Die Industrieländer haben zwar für eine kräftige 
Belebung des Welthandels gesorgt, vielfach aber 
ihre Importbarrieren erhöht und so die Exportmög- 
lichkeiten für die Schuldnerländer erschwert. Die 
Überwindung der Schwierigkeiten der Entwick- 
lungsländer kann unmöglich werden, wenn sich 
dies nicht ändert Auch die wirtschaftliche Dyna- 
mik der Welt im ganzen würde sich kaum dauerhaft 
erholen. 

9*. In der Europäischen Gemeinschaft sind in die- 
sem Jahr in einigen der dringendsten Fragen Ent- 
scheidimgen getroffen worden. Die Beschlüsse zur 
Dämpfung des Ausgabenanstiegs im Agrarbereich 
imd die Einigung über die Erhöhung der Mehrwert- 
steuereinnahmen der Gemeinschaft dürften — 
wenn auch noch nicht in diesem und im nächsten 
Jahr — zur Entspannung der Haushaltslage beitra- 
gen. Offen ist, ob im Haushalt künftig mehr Raum 


für andere gemeinschaftliche Aktivitäten bleibt Im 
Hinblick auf das Begehren Großbritanniens nach 
finanzieller Entlastung wurde eine für mehrere 
Jahre gültige Regelung getroffen. 

Auf längere Sicht tragfähige Lösungen stellen die 
jetzt imternommenen Schritte in ihrer Mehrzahl je- 
doch nicht dar. Die Reform des Agrarsystems weist 
in eine ordnungspolitisch bedenkliche Richtung 
und birgt zudem handelspolitischen Konfliktstoff 
(Ziffern 428 ff.). Mit der Beitragsregelung für Groß- 
britannien wurde erstmals dem problematischen 
Konzept des „Nettozahlersaldos“ eines Mitglieds- 
landes xmd dem dahinterstehenden Prinzip des „ge- 
rechten Rückflusses“ gleichsam offiziell Geltung 
verschafft. 

Vergleichsweise wenig Probleme gab es in diesem 
Jahr im Europäischen Währungssystem, dessen 
Kursgefüge sich als überraschend stabil erwies. 


Die Binnenkonjunktur 1984 

(Ziffern 49 ff.) 

10*. In der Bimdesrepublik hat sich der Auf- 
schwung wieder gefestigt. 

Das Jahr begetnn mit hochgespannten Erwartun- 
gen. Die Indikatoren zur Konjunkturlage zeigten 
steil nach oben, erste Erfolge bei der Überwindung 
der Wachstumsschwäche schienen greifbar. Diese 
Zuversicht ging im Frühjahr teilweise verloren, als 
der Arbeitskampf sich zuspitzte und Unsicherheit 
um sich griff, ob der unvermutete Abfall der Pro- 
duktion nicht tiefliegende Gründe habe. Plötzlich 
galt der Aufschwung vielerorts als gefährdet. Pro- 
gnosen wurden nach unten korrigiert. Nach und 
nach haben sich die günstigen fundamentalen Fak- 
toren aber durchgesetzt Die Zukunft wird wieder 
günstiger gesehen, 

11*. Im Ergebnis ist die gesamtwirtschaftliche 
Produktion in diesem Jahr trotz der zeitweiligen 
Schwäche um 2^/2 vH gesteigert worden; das war so 
viel, wie es optimistischen Setzungen im Herbst 
vergangenen Jahres entsprach. Der Abbau der ho- 
hen Arbeitslosigkeit ist noch nicht vorangekom- 
men. Nachdem die Anzahl der Arbeitslosen ab der 
Jahreswende zunächst noch einmal enttäuschend 
lange gestiegen war, ist sie nun seit September 
doch zurückgegangen; die Anzahl der Kurzarbeiter 
hat sich weiter stark verringert. Der Preisauftrieb 
hat sich nochmals mehr als erwartet abgeschwächt; 
für den Verbraucher war die Kaufkredt des Geldes 
gegen Jahresende aber immer noch 2 vH niedriger 
als vor einem Jahr. Die Konsolidierung der öffentli- 
chen Haushalte ist weit vorangekommen (Zif- 
fern 226 ff.). In Anbetracht des Überschusses in der 
Leistungsbilanz und der Verbesserung im Kapital- 
verkehr könnte allenfalls die Entwicklung des 
D-Mark-Dollar-Kurses Anlaß geben, der Lage nicht 
ohne Einschränkungen das Prädikat „außenwirt- 
schaftliches Gleichgewicht“ zuzusprechen (Zif- 
fern 189 ff.). 

Der Aufschwung hat an Kraft nicht eingebüßt 
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12 *. Motor der Konjunktur war 1984 der Export. 
Dem Volumen nach sind 8 vH mehr Waren ausge- 
führt worden als im Vorjahr. Ausschlaggebend da- 
für war, daß die konjunkturellen Auftriebskräfte 
weltweit an Kraft gewonnen haben. Die verbesserte 
preisliche Wettbewerbsfähigkeit trug aber ebenfalls 
dazu bei, und nicht nur wegen der Unterstützung 
vom Wechselkurs her. Wettbewerbsvorteile sind 
auch auf den Märkten im Inland wirksam gewor- 
den. Die Einfuhr von Fertigerzeugnissen hat sich in 
ihrem Anstieg abgeflacht. Deiß ausländische Anbie- 
ter nur wenig zurückgedrängt werden konnten, lag 
an deren Bereitschaft, eher bei den Preisen Einbu- 
ßen hinzunehmen als an Marktanteilen zu verlie- 
ren. Das hat aber zugleich inflatorische Impulse 
von außen klein gehalten. 

Mit den Erfolgen im Außenhandel ging eine nur 
mäßige Nachfrage im Inland einher. Soweit es da- 
bei um zinsabhängige Inlandsnachfrage geht, ist 
unübersehbar, daß es einen Zusammenhang gibt 
zwischen dem wechselkursbedingten Teil der Er- 
folge im Außenhandel und dem zinstreibenden Ka- 
pitalsog aus Amerika. Im ganzen konnten die Pro- 
duktionskapazitäten aber höher ausgelastet wer- 
den, und die Absatzerwartungen haben sich weiter 
auf gehellt. Schon im vergangenen Jahr hatten die 
Unternehmen gezeigt, daß sie auch bei unterausge- 
lasteten Kapazitäten, also noch geringer aktueller 
Nachfrage, bereit sind, mehr zu investieren, wenn 
die Chancen auf künftige rentable Produktion vom 
Verhältnis der Kosten und Preise her wieder zuver- 
sichtlicher einzuschätzen sind und der Mut zu 
Neuerungen wächst. Die Unsicherheit beim Inve- 
stieren hat sich nun durch die verbesserten Absatz- 
erwartungen weiter verringert. 

13 *. Die Tarif abschlüsse haben für das Wirt- 
schaftsgeschehen in diesem Jahr eine zentrale 
Rolle gespielt. Diesmal ging es nicht nur um Ein- 
kommenssteigerungen, sondern auch um die Ver- 
kürzung der Wochenarbeitszeit und der Lebensar- 
beitszeit, um die Flexibilisierung der Arbeitszeit 
und um eine längere Laufzeit der Tarifverträge. In 
der Metallindustrie und in der Druckindustrie sind 
nach dem harten Arbeitskampf Tarifverträge mit 
einer Laufzeit von zwei Jahren zustandegekommen, 
die für dieses Jahr eine mäßige, im Jahre 1985 
sodann eine größere Steigerung der Stundenlöhne 
vorsehen. 

14 *. Die Regelungen zur Flexibilität der Arbeits- 
zeit enthalten Möglichkeiten, die Belastungen aus 
der Arbeitszeitverkürzung geringer zu halten, als es 
ohne solche Regelungen möglich wäre. In Grenzen 
eröffnen sie auch Chancen, individuelle oder grup- 
penspezifische Arbeitszeitwünsche besser als zuvor 
zu berücksichtigen. Im ganzen ist der Rahmen für 
eine flexiblere und differenziertere Arbeitszeitge- 
staltung für die Gesamtbelegschaft, wie sie der Ta- 
rifvertrag für die Metallindustrie vorsieht, zwar 
noch vergleichsweise eng gezogen. Aber die Rege- 
lungen zur Flexibilität sind doch ein wichtiger 
Schritt in tarifpolitisches Neuland. 

Kennzeichnend für die Tarifverträge, die eine Ver- 
kürzung der Wochenarbeitszeit brachten, ist eine 


für Arbeitszeitverkürzungen vergleichsweise kurze 
Laufzeit mit der Gefahr eines erneuten Konflikts 
über die Arbeitszeit im Herbst des Jahres 1986, 
allerdings auch mit der Chance, schon bald die bis 
dahin gemachten Erfahrungen bei späteren Verträ- 
gen nutzen zu können. Dagegen ist die Laufzeit für 
Lohnvereinbarungen mit mehr als zwei Jahren ver- 
gleichsweise lang. Die Arbeitgeber haben dabei in 
Kauf genommen, daß wegen des vereinbarten 
Lohnausgleichs für die Arbeitszeitverkürzungen 
die Lohnkosten für 1985 einen größeren Sprung auf- 
weisen werden, in der Regel 5,9 vH. Einen Gegenpo- 
sten für diesen Lohnausgleich findet man teilweise 
schon in den geringen Lohnsteigerungen für das 
Jahr 1984. Die Arbeitgeber mögen einer erst im 
nächsten Jahr zu verkraftenden Kostensteigerung 
geringeres Gewicht beigemessen haben. Unsicher 
ist freilich, ob die Märkte dann diese Lohnsteige- 
rung so vollständig im Preis vergüten werden, wie 
man es sich vorgestellt und kalkuliert haben mag. 
In der Frage, wie die zeitliche Verteilung des Ein- 
kommensanstiegs über die mehr als zweijährige 
Laufzeit der Verträge aussehen sollte, ließen sich 
die Tarifparteien offensichtlich von dem Ziel einer 
im Verlauf stetigen Steigerung der monatlichen 
Einkommen der Beschäftigten leiten. Der aus die- 
sem Grunde unstetige Anstieg der Stundenlöhne 
wurde in Kauf genommen. 

15*. Die Arbeitskosten sind im Jahre 1984, berück- 
sichtigt man den Zuwachs an Produktivität, erneut 
nur wenig gestiegen. Trotz der unerwartet starken 
Verteuerung der eingeführten Vorprodukte, waren 
daher auch die Gesamtkosten nicht viel höher als 
im Vorjahr. Dabei ist zu berücksichtigen, daß von 
den Kapitalkosten — anders als in vergleichbaren 
Aufschwungsphasen üblich — keine weitere Entla- 
stung kam. So trug die zurückhaltende Lohnpolitik 
dazu bei, daß sich in diesem Jahr trotz der teueren 
Einfuhr und trotz der unverändert hohen Kapital- 
kosten höhere Stückgewinne und eine weitere Ver- 
ringerung des Preisauftriebs zugleich einstellten 
(Ziffern 63 fl). Das ist für einen Aufschwung eine 
lehrbuchhaft gute Vorstellung. 

16 *. Die günstigen Bedingungen fürs Investieren 
— höhere Nachfrage, geringer Kostenanstieg, mehr 
eigene Mittel — haben auch in diesem Jahr dafür 
gesorgt, daß die Investitionsneigung im Verlauf des 
Jahres weiter zunahm (Ziffern 73 fl). 

Wenn diese gleichwohl eher bescheiden ausgefallen 
ist, so unter anderem deshalb, weil die Meßlatte für 
die Rentabilität von Investitionen höher gelegt ist: 
Für weitgehend risikofreie Finanzanlagen werden 
nach Abzug der Inflätionsrate sehr hohe Zinsen ge- 
boten. Hinzu kommt, daß das Investieren weithin 
risikoreicher geworden ist. Die Investitionserträge 
müssen eine höhere Risikoprämie versprechen, 
wenn das Projekt zur Durchführung kommen soll. 
Zu den Gründen, die das Investieren von der Finan- 
zierungsseite her riskanter gemacht haben, ist die 
relative Zunahme kurzfristiger Verschuldung und 
vor allem die Abnahme der Eigenkapitalquote über 
einen langen Zeitraum hin zu zählen. Für die all- 
mähliche Verringerung der Eigenkapitalquote der 
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Unternehmen gibt es verschiedene Ursachen, zum 
Teil ist sie Ausdruck der lang anhaltenden Ver- 
schlechterung der Ertragslage; es gibt aber auch 
Gründe, die für Kapitalgeber und für Unternehmen 
den Weg der Fremdfinanzierung attraktiver er- 
scheinen ließen. 

Eine schmale Eigenkapitalbasis führt bei Fehlinve- 
stitionen oder gesamtwirtschaftlich ungünstigen 
Entwicklungen eher zu einer Gefährdung der Exi- 
stenz eines Unternehmens. Wir haben diesen Fra- 
gen einen besonderen Abschnitt gewidmet (Zif- 
fern 142 ff.). Für das vergangene Jahr und wohl 
auch für 1984 ist erstmals seit langem wieder ein 
Anstieg der Eigenkapitalquote zu verzeichnen, und 
die Rentabilität von Sachvermögen hat sich deut- 
lich erholt. 

17*. In der Abrechnung für 1984 war das Ergebnis 
für die Ausrüstungen und die Bauten der Unterneh- 
men zwar enttäuschend, nur 1 V 2 vH höhere Investi- 
tionen als 1983. Dieser geringe Zuwachs gibt die 
Investitionsneigung aber unzutreffend wieder; we- 
gen der Investitionszulage waren Vorhaben teil- 
weise in das Jahr 1983 vorgezogen worden, und im 
Jahre 1984 sind sie teilweise wegen des Arbeits- 
kampfes verzögert worden. Im vierten Vierteljahr 
dürften die Ausrüstungsinvestitionen immerhin um 
10 vH höher sein als im Tiefpunkt der Rezession im 
vierten Vierteljahr 1982. 

18 *. Geringere Preissteigerungen bedeuten weni- 
ger Kaufkraftschwund. Die Zurückhaltung bei der 
Steigerung der Nominallöhne (-(-3V2vH) endete, 
anders als zunächst erwartet, nicht in einem vollen 
Verzicht auf höhere Reallöhne ( -h 1 vH). Dedür hat 
der unvermindert scharfe Preiswettbewerb gesorgt. 
Bemerkenswert war auch, daß die verfügbaren Ein- 
kommen trotz der vielfältigen Kürzungen von sozia- 
len Leistungen in diesem Jahr stärker Zunahmen 
als im Vorjahr, im wesentlichen weil nicht mehr 
ganz so viele Arbeitnehmer arbeitslos wurden und 
weit viel weniger von Kurzarbeit betroffen waren. 
Die Verbrauchsneigung blieb hoch, sie hat sich aber 
nicht verstärkt. Die Verbraucher haben aufs Jahr 
gesehen für 9 Mrd DM mehr Güter und Dienstlei- 
stungen gekauft. Das war ein etwa ebenso starker 
Zuwachs wie im Vorjahr (Ziffern 75ff.). 

19 *. Daß es im zweiten Jahr einer Aufwärtsbewe- 
gung zu einer Beruhigung des Preisauftriebs kam, 
ist nicht ungewöhnlich; auch früher zogen die 
Preise meist erst in der Hochkonjunktur stärker 
an. Nach unserem Urteil ist in den gestiegenen 
D-Mark-Preisen für Rohstoffe kein inflatorischer 
Impuls angelegt; dieser Anstieg ist — ruft man sich 
noch einmal das Zusammenspiel von Dollarkurs 
und Rohstoffpreisen in Erinnerung — im wesentli- 
chen als eine konjunkturelle Bewegung zu sehen. 
Sorge bereitet aber, daß der höhere Anstieg der 
Güterpreise im Ausland schon seit längerem nicht 
mehr durch eine Aufwertung der D-Mark ausgegli- 
chen wird. In diesem Jahr ist der Inflationsimport 
über den direkten internationalen Preiszusammen- 
hang zwar noch kaum wirksam geworden, hierin 
liegen aber gewisse Gefahren für die weitere Preis- 
entwicklung. 


20*. Der unerwartet stark verminderte Preisauf- 
trieb hat bei der gegebenen Ausweitung der Geld- 
versorgung den Expansionsspielraum der Volks- 
wirtschaft erhöht. Nachdem der Zuwachs an Zen- 
tralbankgeld vom Jahresende 1982 bis zum Herbst 
1983 großzügig bemessen worden war, hat die Bun- 
desbank seither das Gteldangebot wesentlich knap- 
per gehalten. Die bereinigte Zentralbankgeldmenge 
war im September um 4,2 vH höher als ein Jahr 
zuvor. Zu Beginn früherer Aufschwünge hatte die 
Bundesbank die Wirtschaft reichlicher mit Geld 
versorgt als dieses Mal. Die Erfahrung, später zur 
Bekämpfung inflatorischer Tendenzen restriktive 
Maßnahmen ergreifen zu müssen, stand gegen die 
Neuauflage einer solchen Politik. Die Geldpolitik 
hat dem Aufschwung in diesem Jahr keine Hilfe- 
stellung gegeben, sie hat ihn aber auch nicht ge- 
hemmt (Ziffern 209ff.). 

21 *. Bei Bund, Ländern und Gemeinden hat sich 
das Verhältnis von Ausgaben und Einnahmen in 
diesem Jahr erneut verbessert. Die Ausgaben sind 
im dritten Jahr hintereinander weniger gestiegen, 
als das gesamtwirtschaftliche Produktionspotential 
gewachsen ist. Stärker haben die Steuereinnahmen 
zugenommen. So konnte die Neuverschuldung der 
öffentlichen Haushalte weiter zurückgeführt wer- 
den. Das von konjunkturellen und sonstigen außer- 
gewöhnlichen Einflüssen bereinigte Defizit, das im 
Vorjahr noch 30 V 2 Mrd DM betragen hatte, verrin- 
gerte sich auf 21 V 2 Mrd DM. Dieses bereinigte Defi- 
zit entspricht etwa dem Verschuldungsverhalten 
des Staates im Durchschnitt der Jahre 1966 bis 
1977. 

Mit der Rückführung der Haushaltsfehlbeträge in 
■den letzten Jahren veränderte sich die Struktur von 
Ausgaben und Einnahmen. Statt Subventionen ab- 
zubauen, hat der Staat der Landwirtschaft und den 
gewerblichen Unternehmen noch mehr Hilfen ge- 
währt als zuvor. Der Anteil öffentlicher Investiti- 
onen an den Gesamtausgaben hat sich beträchtlich 
verringert. Die Zunahme der Personalausgaben 
konnte deutlich gebremst werden. 

22 *. In zweierlei Hinsicht gibt es Enttäuschungen. 
Am Arbeitsmarkt zeigen sich bisher nur schwache 
Lichtblicke. In der Bauwirtschaft verstärken sich 
die Schwächetendenzen. 

Die Zunahme der Bauinvestitionen von 1 vH in die- 
sem Jahr gibt kein zutreffendes Bild von der Lage 
der Bauwirtschedt. Die Unternehmen und der Staat 
bauen zwar wieder vermehrt, die Aufträge im Woh- 
nungsbau sind aber seit Jahresbeginn immer wei- 
ter zurückgegangen. Das gleiche gilt seit dem Som- 
mer für die Bautätigkeit. Die expansiven Impulse, 
die von der Wirtschaftspolitik ausgehen, haben nur 
vorübergehend eine Besserung gebracht. Erneut be- 
stätigt sich die Erfahrung, daß konjimkturelle Son- 
derprogramme vielfach nur eine zeitliche Vorverla- 
gerung von privater Nachfrage bewirken. Nun fällt 
schon zu einer Zeit Baunachfrage aus, in der die 
übrigen Faktoren, die die Neigung zum Bauen be- 
stimmen, die Baukonjunktur noch immer belasten. 
Viele die im Wohnungsbau investieren wollten, sind 
verunsichert. Im Verhältnis zu den aktuellen und 
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erwartbaren Mieten und Immobilienpreisen sind 
die Baukosten und die Zinsen einfach zu hoch. Und 
wer im Eigenheim wohnen will, muß sehr hohe Be- 
lastungen tragen. So erscheint das Angebot an 
Wohnraum als reichlich; es ist auch reichlich, ge- 
messen an dem, was beim derzeitigen Niveau der 
Mieten und der Eigentümerbelastungen an Nach- 
frage auftritt. Nichts ist eigentlich überraschend 
daran. Die Anpassung der Volkswirtschaft an hö- 
here Realzinsen kommt im kapitalintensivsten Sek- 
tor, der Wohnungswirtschaft, notwendigerweise am 
langsamsten voran. So mußten in diesem Jahr noch 
mehr Baufirmen als 1983 aus dem Markt ausschei- 
den. Die übrigen haben keinen Anreiz, für mehr als 
den Ersatz alter Maschinen zu sorgen (Zif- 
fern 90 ff.). 

Die Arbeitslosigkeit war im Herbst des Jahres 
kaum niedriger als vor einem Jahr. Der Eindruck, 
die wirtschaftliche Belebung könnte früh am Ar- 
beitsmarkt Wirkung zeigen, hat getrogen. Die An- 
zahl der Beschäftigten ist in diesem Jahr zwar 
erstmals seit 1981 nur noch wenig zurückgegangen, 
aber erst gegen Ende des Jahres scheinen die Un- 
ternehmen ihren Personalstand merklich erhöht zu 
haben. Immerhin haben sich die Möglichkeiten, 
eine Stelle zu finden, leicht verbessert. Anscheinend 
waren auch mehr Menschen bei der Stellensuche 
erfolgreich, die vorher noch nicht oder zumindest 
sehr lange nicht berufstätig waren. Im Herbst die- 
ses Jahres waren wesentlich weniger Jugendliche 
unter zwanzig Jahren arbeitslos als ein Jahr zuvor 
(Ziffern 103ff.). 


Dte voraussichtliche Entwicklung 

(Ziffern 254 ff.) 

23*. Die deutsche Wirtscheift dürfte auch 1985 auf 
expansivem Kurs bleiben. Das sollte nicht strittig 
sein. Die Voraussetzungen dafür sind so gut wie 
lange nicht mehr, und daß sich daran im nächsten 
Jahr etwas ändern könnte, halten wir nicht für sehr 
wahrscheinlich. Zur Diskussion steht derzeit nur 
das weitere Tempo des Aufschwungs, ob es sich, wie 
manche Beobachter annehmen, verlangsamt oder 
ob es sich beschleunigt. 

Für eine Verlangsamung mag auf den ersten Blick 
sprechen, daß die wirtschaftliche Erholung sich 
nach dem Ende der Arbeitskämpfe nicht mit dem 
erwarteten Schwung fortsetzte. Die Produktion 
zeigte im Herbst 1984 ein nur wenig höheres Niveau 
als am Jahresbeginn. Die Schatten, die die Streiks 
nicht nur auf die direkt betroffenen, sondern auch 
auf andere Bereiche geworfen haben, sind länger, 
als es zunächst schien. Ein Vergleich des Produkti- 
onsniveaus vor und nach den Arbeitskämpfen ist 
freilich problematisch, weil die Entwicklung am 
Jahresanfang wohl schon von der Sorge vor Liefer- 
ausfällen bestimmt war. Viele Unternehmen hatten 
die Produktion hoch gefahren und die Läger aufge- 
stockt. Aus diesem Grund ist das Bild, das die Stati- 
stik bisher zeichnet, nicht einfach zu interpretieren. 
Für sich allein ist es sicher keine tragfähige Basis 
für eine Prognose. Selbst wenn man dazu neigte, die 


Entwicklung seit dem Frühjahr als Abschwächung 
zu deuten, sollte man daraus keine weitreichenden 
Schlüsse ziehen. In allen Konjunkturzyklen bis zur 
Mitte der siebziger Jahre gab es immer wieder so- 
genannte Zwischenhochs und Zwischentiefs. Und 
auch die langgestreckte Erholungsphase von 1975 
bis 1980 war nicht frei von Stockungen, die man- 
cherlei Irritationen auslösten. 

24 *. Bevor wir unsere Prognose für das nächste 
Jahr begründen, gehen wir kurz auf die Annedimen, 
die ihr zugrunde liegen, ein. Sie betreffen zunächst 
den Kurs der Wirtschaftspolitik, insbesondere der 
Finanzpolitik und der Geldpolitik. 

— Die Finanzpolitik ist auch 1985 bemüht, den Aus- 
gabenanstieg in engen Grenzen zu halten. Nach 
den derzeit vorliegenden Plänen steigen die 
Ausgaben der Gebietskörperschaften um 2 vH, 
der Staatsverbrauch und die Investitionen deut- 
lich stärker, die Übertragungen hingegen schwä- 
cher. Der konjunkturelle Impuls wird um 6V2 
Mrd DM abnehmen; er bildet sich damit wesent- 
lich weniger zurück, als in den vergangenen Jah- 
ren 1983 und 1984. 

— Die Geldpolitik verlangsamt die Geldmengenex- 
pansion nicht Ende 1984 wird die Zentralbank- 
geldmenge etwa 5 vH höher sein als Ende 1983; 
im nächsten Jahr wird die Bundesbank auf eine 
Expansionsrate in derselben Größenordnung 
hinwirken. Gravierende außenwirtschaftliche 
Störungen, die den geldpolitischen Kurs beein- 
trächtigen könnten, gehören nicht zu den An- 
nahmen der Prognose. Zu alledem paßt ein wei- 
terer leichter Rückgang der Zinsen. 

25 *. Zum Datenkranz rechnen wir auch die An- 
nahme über die Lohnentwicklung. Wir haben im- 
mer darauf hingewiesen, daß wir die Setzung für 
die Löhne nicht als eine Prognose und schon gar 
nicht als eine Zielprojektion verstanden wissen wol- 
len, die Eingang in die lohnpolitische Diskussion 
finden muß. Diesmal ist die Situation allerdings 
etwas anders, weil 1985 in gewichtigen Branchen 
tarifpolitische Vereinbarungen wirksam werden, 
die schön 1984 ausgehandelt wurden. In den Tarif- 
bereichen mit Wochenarbeitszeitverkürzung von 
IV 2 Stunden wurde außer einem Lohnausgleich in 
Höhe von 3,9 vH ein Anstieg der Löhne und Gehäl- 
ter je Beschäftigten um 2 vH vereinbart. Für die 
1985 neu abzuschließenden Verträge in anderen Be- 
reichen haben wir angenommen, deül sich die Erhö- 
hungen in der Nachbarschaft der Lohnsteigerungen 
des Jahres 1984 halten. 

Zu unseren Annahmen gehört, daß die vereinbarte 
Differenzierung und Flexibilisierung der Arbeits- 
zeit von einem erheblichen Teil der Unternehmen 
in die Praxis umgesetzt wird. Anderenfalls würde 
der Kosteneffekt der Arbeitszeitverkürzung stärker 
zu Buche schlagen, als wir es unterstellt haben. 

26 *. Was das internationale Umfeld anbelangt, so 
wird unsere Vorausschau von der Vorstellung einer 
anhaltenden wirtschaftlichen Erholung in den mei- 
sten westlichen Industrieländern geprägt. Dies wird 
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auch den hochverschuldeten Entwicklungsländern 
helfen; die Gefahr einer internationalen Verschul- 
dungskrise erscheint derzeit als gering. 

Das Wechselkursgefüge wird vermutlich auch 1985 
von einem starken Dollar bestimmt sein. Für das 
Europäische Währungssystem haben wir für die 
Prognose angenommen, daß Anpassungen der 
Wechselkurse einstweilen kein Thema sein werden, 
obwohl die Preise in anderen Ländern stärker stei- 
gen als in der Bundesrepublik. 


Die Weltkonjunktur Im Jahre 1985 

27*. Unserer Einschätzung der Entwicklung der 
Weltkonjunktur im Jahre 1985 liegt die Vorstellung 
zugrunde, daß es im allgemeinen nicht zu Kurs- 
änderungen der Wirtscheiftspolitik kommt. Bei der 
Finanzpolitik rechnen wir daher mit einer Fortset- 
zung der Konsolidierungspolitik außerhalb der Ver- 
einigten Staaten und mit noch höheren Defiziten 
dort. In der Summe der Industrieländer werden die 
Fehlbeträge in den öffentlichen Haushalten bezo- 
gen auf das Sozialprodukt 1985 noch deutlich höher 
sein als in den Jahren 1979/80, also vor der letzten 
Rezession. Die Geldpolitik wird im kommenden 
Jahr in den meisten Ländern, so unsere Annahme, 
für eine Ausweitung der Geldmenge sorgen, die 
eine Finanzierung des erwarteten Anstiegs des So- 
zialprodukts ohne Friktionen erlaubt. Ein mäßiger 
Rückgang der Zinsen würde dazu passen, zumal 
überwiegend mit einer leichten weiteren Verringe- 
rung des Preisauftriebs zu rechnen ist und in kei- 
nem Land mit einer Verstärkung. 

28*. Die gesamtwirtschaftliche Produktion wird 
1985 in den Industrieländern insgesamt voraus- 
sichtlich weniger stark zunehmen als in diesem 
Jahr. Hinter dieser Vorstellung steht eine Kräfti- 
gung des Aufschwungs in Europa und eine Ab- 
schwächung in den Vereinigten Staaten. 

Nach der starken Ausweitung der Produktion von 
Mitte 1983 bis Mitte 1984 ist in den Vereinigten 
Staaten im kommenden Jahr mit einem geringeren 
Wachstumstempo zu rechnen. Die amerikanische 
Wirtschaft wird freilich in ihren Expansionschan- 
cen unterschiedlich beurteilt Die Schätzungen für 
die Zunahme der gesamtwirtschaftlichen Produk- 
tion im Jahre 1985 reichen von 3 vH bis 4^/2 vH. 
In unsere Rechnung ist eine mittlere Annahme von 
3^/2 vH eingegangen. In Europa wird sich die kon- 
junkturelle Erholung im kommenden Jahr fortset- 
zen. Nach einem Anstieg des Sozialprodukts in die- 
sem Jahr um reichlich 2 vH ist für 1985 mit einer 
Zunahme um gut 2^/2 vH zu rechnen. Dahinter wie- 
derum steht die Vorstellung einer vergleichsweise 
regen Investitionstätigkeit Dies ist um so auffälli- 
ger, wenn man die hohen Zinsen, den deshalb und 
aus anderen Gründen schwachen Wohnungsbau 
und die Konsolidierungsanstrengungen der öffentli- 
chen Haushalte in vielen Ländern mit ins Bild 
nimmt. In der Zunahme der Investitionen kommen 
die verbesserten Rahmenbedingungen in vielen 
Volkswirtschaften zum Ausdruck. Der Zuwachs des 
Sozialprodukts reicht freilich noch nicht für einen 


Anstieg der Beschäftigung aus, der die Arbeitslosig- 
keit auch nur konstant halten könnte. Die Arbeits- 
losenquote dürfte nach Schätzungen der OECD von 
11 vH in diesem Jahr auf IIV 2 VH im Jahre 1985 
steigen. 

29*. Der Welthandel wird nach den Schätzungen 
internationaler Organisationen auch 1985 kräftig 
zunehmen. Aufs ganze Jahr gesehen dürfte die Stei- 
gerung 5^/2 vH betragen. Allerdings dürfte das Ex- 
pansionstempo im Laufe des Jahres etwas abneh- 
men. Dies wird im wesentlichen von der Verlangsa- 
mung des Aufschwungs in den Vereinigten Staaten 
bestimmt. Die Einfuhr der europäischen Länder 
wird vermutlich mit nahezu unverändertem Tempo 
zunehmen. Das gleiche gilt für die OPEC-Länder, 
die die Phase drastisch eingeschränkter Importe 
verlassen haben. Die Entwicklungsländer dürften 
ihre Importe sogar stärker ausweiten als in diesem 
Jahr. 


Die Binnenkonjunktur Im Jahre 1985 

30*. Die konjunkturelle Dynamik wird im Jahre 
1985 vor allem von den Investitionen kommen, und 
zwar von den Ausrüstungsinvestitionen, nicht von 
den Bauinvestitionen. Die Erträge der Unterneh- 
men haben sich in den letzten drei Jahren deutlich 
erholt, teils wegen zunehmender Stückgewinne, 
teils wegen höherer Absatzmengen, aber auch we- 
gen steuerlicher Erleichterungen. Es ist nicht zu 
übersehen, deiß sich inzwischen die Rentabilität von 
Sachinvestitionen erheblich verbessert hat — auch 
und gerade im Vergleich zu Finanzanlagen, bei de- 
nen die Rendite mittlerweile wieder sinkt. 

Wägt man die Argumente, die für und die gegen 
einen kräftigen Investitionsaufschwung sprechen, 
sorgfältig gegeneinander ab, dann finden sich der- 
zeit die meisten auf der Haben-Seite. Die wichtig- 
sten davon haben wir im ersten Kapitel dargelegt: 

— die deutliche Verbesserung der Erträge 

— die positiven Absatzerwartungen insbesondere 
im Exportgeschäft 

— die wieder höhere Kapazitätsauslastung 

— die wachsende Bereitschaft zur Modernisie- 
rung. 

31*. Wer im Wettbewerb mithalten will, darf nicht 
auf die Gunst der Stunde warten, welche die Auf- 
tragsbücher füllt Der größere Teil der Unterneh- 
men, auch und gerade in Branchen, die im Struktur- 
wandel auf der Schattenseite stehen, hat erkannt, 
deiß sich Märkte nur mit eigenen Anstrengungen 
halten und ausbauen lassen. Der hohe Dollarkurs 
ist sicher zum Glücksfall für manches Unterneh- 
men geworden. Bewahren lassen sich die Gewinne 
aus dem Export freilich nur, wenn sie alsbald in 
neue Produkte und in neue Fertigungsverfahren in- 
vestiert werden und so für festen Stand sorgen, 
wenn der Wind des internationalen Wettbewerbs 
wieder steifer weht. 
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32*. Die verfügbaren Eigenmittel der Unterneh- 
men erlauben einen größeren Schub bei den Inve- 
stitionen. Noch wichtiger scheint uns aber zu sein, 
daß die Unternehmen allen Anlaß haben, die Ver- 
besserung der Investitionsbedingungen nicht nur 
als vorübergehend anzusehen. Die überschaubaren 
Rahmenbedingungen sind günstig. Vor allem müs- 
sen die Unternehmen nicht mehr wie in früheren 
Jahren fürchten, daß ihre Zukunftspläne durch eine 
neuerliche Stabilisierungskrise gestört werden. 

33*. Optimistisch stimmen diesmal auch die Er- 
gebnisse des Ifo-Investitionstests vom Spätsommer 
1984. Danach zeichnet sich bei den Investitionsaus- 
gaben des verarbeitenden Gewerbes (Ausrüstungen 
und Bauten zusammengenommen) für das nächste 
Jahr eine Zuwachsrate von rund 10 vH ab. Eine 
ähnlich hohe Steigerungsrate ffiuid sich zuletzt in 
den Plänen für das Jahr 1979. Dabei ist zu beden- 
ken, daß die Investitionsbudgets im Aufschwung 
fast immer nachträglich aufgestockt werden, der 
Vollzug also 1985 noch über die Pläne hinausgehen 
kann. 

Bemerkenswert ist, daß die Bauwirtscheift trotz der 
ungünstigen Perspektiven keine weitere Kürzung 
der Investitionsbudgets ins Auge faßt. Hier hat der 
starke Rückgang in diesem Jahr ( — 17 vH) bereits 
einen kräftigen Kapazitätsabbau eingeleitet, so deiß 
nun anscheinend die Ersatzinvestitionen nicht wei- 
ter schrumpfen. 

34*. Im ganzen haben wir uns von der Erwartung 
leiten lassen, daß die Schubkraft vieler positiver 
Faktoren ausreicht, die Investitionskonjunktur an- 
zutreiben. Wir rechnen damit, daß die Ausrüstungs- 
investitionen 1985 um 10 vH höher sein werden als 
1984 (Tabelle). 

35*. Das Exportgeschäft wird auch 1985 schwung- 
voll sein. Der Anreiz, mehr zu produzieren und 
mehr zu investieren, bleibt von daher groß. 

Es sind vor allem drei Gründe, auf die wir unsere 
Einschätzung stützen: 

— Die deutsche Exportwirtschaft hat bei den der- 
zeitigen Wechselkursen erhebliche preisliche 
Wettbewerbsvorteile gegenüber der ausländi- 
schen Konkurrenz. Diese werden, wie die ver- 
haltene Entwicklung der Ausfuhrpreise zeigt, in 
erster Linie zur Ausweitung des Absatzes und 
nicht zur Aufbesserung der Gewinnmargen ge- 
nutzt. 

— Der Aufschwung in der Welt setzt sich fort, und 
seine Basis wird breiter. Für die deutsche Ex- 
portwirtschaft spielt die verstärkte Ausweitung 
des innereuropäischen Handels eine ausschlag- 
gebende Rolle (positiver Regionalstrukturef- 
fekt). 

— In den meisten Ländern kommt die Dynamik 
von der Zunahme der Ausrüstungsinvestitionen. 
Auf Ausrüstungsgüter entfällt ein großer Teil 
des deutschen Exports. So beflügelt der Export 
nicht nur die Investitionen der deutschen Unter- 


nehmen; die Investitionen „draußen“ treiben 
auch zugleich den heimischen Export (positiver 
Sortimentseffekt). 

Unserer Prognose liegt die Erwartung zugrunde, 
daß die Warenausfuhr im nächsten Jahr dem Volu- 
men nach mit einer Rate von etwa 7 vH steigt, was 
etwa ebenso viel wäre wie in diesem Jahr. 

36*. Die Einschätzung der Entwicklung bei den In- 
vestitionen und beim Export ist ein wichtiger Eck- 
stein der Prognose, denn sie gibt Hinweise auf das 
künftige Einstellungsverhalten der Unternehmen, 
Positive Erwartungen, wie sie gegenwärtig in vielen 
Bereichen vorherrschen, lassen sich so ausdeuten, 
deiß nun wieder eine Aufstockung des Personalbe- 
standes ins Auge gefaßt wird. Es gibt Anzeichen 
dafür, daß es schon im zweiten Halbjahr 1984 ver- 
stärkt zu Einstellungen gekommen ist, die Anzahl 
der Beschäftigten also erstmals seit 1980 nicht 
mehr abgenommen, sondern wieder leicht zuge- 
nommen hat. Wir erwarten, deiß sich diese Entwick- 
lung fortsetzt. Im Verlauf des nächsten Jahres dürf- 
ten etwa 250 000 bis 300 000 Personen zusätzlich 
eine Beschäftigung finden; im Durchschnitt des 
Jahres wären dann 200 000 mehr beschäftigt. In die- 
sem Punkt unterscheidet sich unsere Einschätzung 
von anderen bisher bekanntgewordenen Progno- 
sen, die, vor allem weil darin ein schwächerer An- 
stieg der Produktion erwartet wird, zu einer weni- 
ger günstigen Einschätzung gelangt sind. Mitbe- 
stimmend für unser Urteil ist die Überlegung, deiß 
im kommenden Jahr die Auslastung der Sachkapa- 
zitäten fast wieder ein normales Niveau erreicht, 
der auslastungsbedingte Produktivitätsfortschritt 
also schon weitgehend ausgeschöpft ist. Eine Aus- 
weitung der Produktion in dem von uns angenom- 
menen Umfang läßt sich unter diesen Bedingungen 
nur mit zusätzlichen Arbeitskräften erreichen. 

37*. Finden wieder mehr Menschen einen Arbeits- 
platz, so schafft das — in der Summe — auch wie- 
der mehr Einkommen. Damit verbessern sich zu- 
gleich die Voraussetzungen für ein höheres Niveau 
des privaten Verbrauchs. Nach unseren Berechnun- 
gen werden die verfügbaren Einkommen der priva- 
ten Haushalte 1985 um 4^/2 vH zunehmen; davon 
geht 1 Prozentpunkt auf die Zunahme der Anzahl 
der Beschäftigten zurück. 

Die wichtigsten Komponenten, die Einkommen der 
Arbeitnehmer und die der Bezieher von Sozial- 
einkommen, lassen sich schon recht zuverlässig ab- 
greifen. Ob die höheren Einkommen auch zu ent- 
sprechend höheren Konsumausgaben führen, ist al- 
lerdings ungewiß. Unser Eindruck ist, deiß sich in 
letzter Zeit das Konsumklima wieder bessert, die 
privaten Haushalte also im Rahmen ihrer finanziel- 
len Möglichkeiten durchaus kaufbereit sind. Wir ha- 
ben daher unterstellt, daß es im nächsten Jahr bei 
einer unveränderten Sparquote bleibt (11^/2 vH). Da 
der Verlust an Kaufkraft für die Verbraucher auf 
das ganze Jahr gesehen mit 2 vH sogar noch etwas 
geringer sein dürfte als in diesem Jahr ( 2^/2 vH), 
kann der private Verbrauch in realer Rechnung 
1985 um 2^/2 vH zunehmen; das wäre ein spürbar 
stärkerer Anstieg als 1984 (1 vH). 
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Die wichtigsten Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
Schätzung für das 2. Halbjahr 1984 und Vorausschau auf das Jahr 1985 
Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum in vH 



1983 

1984 

1985 

1984 

1985 

l.Hj. 

2.Hj. 

l.Hj. 

2.Hj. 

Verwendung des Sozialprodukts 















In jeweiligen Preisen: 















Privater Verbrauch 

+ 

4,1 

+ 

3V2 

+ 

472 

+ 

3,7 

+ 

4 

+ 

4 

+ 

5 

Staatsverbrauch 


2,7 

+ 

372 

+ 

372 

+ 

3,4 

+ 

4 

+ 

4 

+ 

372 

Anlageinvestitionen 

+ 

4,8 

+ 

3 

+ 

6 

+ 

4,1 

+ 

2 

+ 

51/2 

+ 

672 

Ausrüstungen 

+ 

8,5 

+ 

272 

+ 13 

+ 

0,5 

+ 

4 

+ 15 

+ 1172 

Bauten 

+ 

2,5 

+ 

372 

+ 

172 

+ 

6,4 

+ 

1 

- 

72 

+ 

3 

Vorratsveränderung 


X 


X 


X 


X 


X 


X 


X 

Außenbeitrag 


X 


X 


X 


X 


X 


X 


X 

Ausfuhr 

+ 

0,2 

+ 10 

+ 

972 

+ 

8,5 

+ 12 

+ 10 

+ 

972 

Einfuhr 

+ 

0,1 

+ 10 

+ 

9 

+ 11,5 

+ 

872 

+ 

8 

+ 

972 

Bruttosozialprodukt 

+ 

4,5 

+ 

472 

+ 

572 

+ 

4,2 

+ 

472 

+ 

472 

+ 

6 

In Preisen von 1976: 















Privater Verbrauch 

+ 

1,1 

+ 

1 

+ 

2V2 

+ 

0,6 

+ 

2 

+ 

272 

+ 

3 

Staatsverbrauch 

- 

0,0 

+ 

1 

+ 

1 

+ 

0,6 

,+ 

2 

+ 

172 

+ 

1 

Anlageinvestitionen 

+ 

3,1 

+ 

72 

+ 

4 

+ 

1,4 

+ 

0 

+ 

4 

+ 

472 

Ausrüstungen 

+ 

6,1 

+ 

72 

+ 10 

- 

1,5 

+ 

2 

+ 12 

+ 

872 

Bauten 

+ 

0,9 

+ 

1 

- 

0 

.+ 

3,5 

- 

1 

- 

2 

+ 

172 

Ausfuhr 

- 

1,3 

+ 

7 

+ 

672 

+ 

5,5 

+ 

8 

+ 

7 

+ 

672 

Einfuhr 

+ 

0,5 

+ 

572 

+ 

672 

+ 

7,0 

+ 

4 

+ 

5 

+ 

772 

Bruttosozialprodukt 

+ 

1,3 

+ 

272 

+ 

3 

+ 

2,2 

+ 

272 

+ 

272 

+ 

372 

Realwert des Bruttosozialprodukts 

+ 

1,9 

+ 

2 

+ 

372 

+ 

1,7 

+ 

2 

+ 

272 

+ 

4 

Preisentwicklung 















Privater Verbrauch 

+ 

2,9 

+ 

2V2 

+ 

2 

+ 

3,0 

+ 

2 

+ 

2 

+ 

2 

Bruttosozialprodukt 


3,2 

+ 

2 

+ 

2 

+ 

2,0 

+ 

2 

.+ 

2 

+ 

2 

Letzte inländische Verwendung 

+ 

2,6 

+ 

272 

+ 

2 

+ 

2,5 

+ 

21/2 

+ 

2 

+ 

2 

Entstellung des Sozialprodukts 















Erwerbstätige 

- 

1,7 

- 

72 

+ 

1 

- 

0,5 

+ 

0 

+ 

72 

+ 

1 

Arbeitszeit^) 

+ 

0,2 

+ 

0 

- 

72 

+ 

0,4 

- 

0 

- 

1 

- 

72 

Arbeitsvolumen 

- 

1,6 

- 

0 

+ 

0 

- 

0,1 

- 

0 

- 

0 

+ 

72 

Produktivität 

+ 

2,6 

+ 

272 

+ 

3 

+ 

2,4 

+ 

3 

+ 

3 

+ 

3 

Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1976 .... 

+ 

1,0 

+ 

272 

+ 

3 

+ 

2,2 

+ 

272 

+ 

2V2 

+ 

372 

Verteilung des Volkseinkommens 


■ 













Bruttoeinkommen 


■ 













aus unselbständiger Arbeit 





+ 

472 

+ 

2,9 

+ 

372 

+ 

472 

+ 

5 

aus Unternehmertätigkeit und Vermögen . . . 




+ 

672 

+ 

5,3 

+ 

872 

+ 

51/2 

+ 

8 

Volkseinkommen 


4,2 

+ 

472 

+ 

572 

+ 

3,5 

+ 

5 

+ 

5 

+ 

6 

Reales Volkseinkommen 

+ 

1,6 

+ 

2 

+ 

372 

+ 

1,0 

+ 

272 

+ 

272 

+ 

4 

Nettoeinkommen 















aus unselbständiger Arbeit^) 

+ 

0,4 

+ 

2 

+ 

3V2 

+ 

1,6 

+ 

2 

+ 

372 

+ 

4 

aus Unternehmertätigkeit und Vermögen . . . 

+ 12,9 

+ 

772 

+ 

7 

+ 

4,6 

+ 10 

+ 

5 

+ 

872 

Verfügbares Einkommen der 















privaten Haushalte *) 

+ 

2,3 

+ 

372 

+ 

41/2 

+ 

3,6 

+ 

4 

+ 

4 

+ 

41/2 


Inflationsbereinigt mit dem Preisindex der letzten inländischen Verwendimg. 
Einschließlich Veränderung der Arbeitstage. 

Nettolohn- imd -gehaltssumme. 

Ohne nichtentnommene Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit. 
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38 *. Auf das Bild für 1985 fällt freilich nicht nur 
Licht, sondern auch Schatten. Ein belastendes Mo- 
ment ist die schlechte Situation der Bauwirtschaft, 
bedingt vor allem durch den starken Nachfrage- 
rückgang im Wohnungsbau. Seit Jahresbeginn sind 
hier die Auftragseingänge um rund ein Fünftel ge- 
schrumpft. Die Auftragsbestände sind derzeit so 
niedrig wie lange nicht mehr. Man wird sich des- 
halb darauf einstellen müssen, daß der Wohnungs- 
bau auch 1985 noch weiter zurückgeht. Sinkende 
Zinsen könnten zwar zögernde Investoren wieder 
aus der Reserve locken; das würde die Abwärtsbe- 
wegung bremsen. An eine Umkehr der Entwicklung 
wäre aber selbst in diesem Falle erst im späteren 
Teil des Jahres zu denken. 

Günstiger ist derzeit die Situation im gewerblichen 
Bau und im öffentlichen Bau. Wir haben angenom- 
men, daß der Anstieg der Produktion im gewerbli- 
chen und im öffentlichen Bau im Verlauf des Jahres 
1985 etwas stärker ausfällt als der Rückgang im 
Wohnungsbau. Für die gesamten Bauinvestitionen 
stellt sich das so dar: Sie werden bis zum Frühjahr 
noch etwas zurückgehen, dann aber wieder steigen. 
Dieser Verlauf kommt in der Zuwachsrate für den 
Vorjahresvergleich, wie sie in unserem Tableau 
ausgewiesen ist, nicht zum Ausdruck. Weil die Zu- 
nahme im weiteren Jahresverlauf nicht stärker 
ausfällt als der Rückgang in der Zeit davor, ergibt 
sich für das gesamte Jahr ein nahezu unveränder- 
tes Niveau. 

39 *. Der Wiederanstieg der öffentlichen Investitio- 
nen ist kein Indiz für ein geändertes Ausgabenver- 
halten von Bund, Ländern und Gemeinden im gan- 
zen. Bislang zeichnet sich ab, daß die Ausgaben der 
Gebietskörperschaften mit 2 vH um rund IV2 Pro- 
zentpunkte schwächer zunehmen werden, als das 
Produktionspotential wächst, den im nächsten Jahr 
zu erwartenden geringen Anstieg des Preisniveaus 
von 2 vH eingerechnet. Weil zudem die Steuerquote 
steigt — die Steuereinnahmen werden voraussicht- 
lich 5V2 vH höher sein als 1984 — , dürfte sich das 
Finanzierungsdefizit in der Abgrenzung der Volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen, das 1984 noch 
33 Mrd DM beträgt, auf I6V2 Mrd DM halbieren. In 
der Abgrenzung der Finanzstatistik errechnet sich 
für 1985 ein Finanzierungssaldo des Gesamthaus- 
halts von Bund, Ländern und Gemeinden von 
29V2 Mrd DM nach einer Neuverschuldung von 
44V2 Mrd DM in diesem Jahr. In dieser Rech- 
nung sind kassenmäßige Steuereinnahmen von 
4I6V2 Mrd DM im Jahre 1984 und von 440V2 Mrd 
DM im nächsten Jahr eingestellt. 

40 *. Nimmt man alles zusammen, dann ist es sehr 
wahrscheinlich, daß die gesamtwirtschaftliche Pro- 
duktion mit einem höheren Tempo als in diesem 
Jahr wachsen wird. Wir veranschlagen den Anstieg 
der gesamtwirtschaftlichen Produktion für 1985 im 
Verlauf auf fast 4 vH und im Jahresdurchschnitt 
auf reichlich 3 vH. 

41 *. Das gesamtwirtschaftliche Produktionspoten- 
tial, das wir von den vorhandenen Sachkapazitäten 
her ableiten, wird 1985 um höchstens 2 vH wachsen. 


Das ist deutlich weniger als die von uns erwartete 
Zunahme der Produktion. Der Auslastungsgrad, der 
Ende 1984 schätzungsweise 95 vH beträgt, wird des- 
halb steigen; er dürfte bis Ende 1985 in der Gesamt- 
wirtschaft wieder seinen längerfristigen Durch- 
schnittswert erreichen. 

42 *. Zu den Faktoren, die die Konjunktur in die- 
sem Jahr beflügelt haben, gehören die respektablen 
Erfolge bei der Inflationsbekämpfung. Es gibt gute 
Chancen, daß es auch im nächsten Jahr bei einem 
vergleichsweise niedrigen Anstieg des Preisniveaus 
bleibt. 

Wir erwarten, daß sich im kommenden Jahr sowohl 
das Niveau der Verbraucherpreise als auch das ge- 
samtwirtschaftliche Preisniveau nicht stärker erhö- 
hen werden als 1984. Im Jahresdurchschnitt dürften 
die Verbraucherpreise um rund 2 vH höher sein als 
1984. Zum Jahresende 1985 wird der Preisindex vor- 
aussichtlich um nicht mehr als 1 V2 vH bis 2 vH über 
den Stand vom Dezember 1984 hinausgehen. 

43 *. Die Zunahme der Produktion wird zwar den 
Bedarf an Arbeitskräften steigern, sie wird im 
nächsten Jahr aber noch keine deutliche Verringe- 
rung der Arbeitslosigkeit mit sich bringen. In Teil- 
bereichen, wie in der Bauwirtschaft oder in der 
Stahlindustrie, in denen eine weitreichende struk- 
turelle Anpassung vor sich geht, wird es auch noch 
zu Entlassungen kommen. 

Das Angebot an Arbeitskräften wird sich im näch- 
sten Jahr voraussichtlich nicht vergrößern. Bei den 
deutschen Erwerbspersonen gibt es zwar noch 
einen Zuwachs, das heißt, die Anzahl der jugend- 
lichen Berufsanfänger, die auf den Arbeitsmarkt 
drängen, wird die Anzahl derjenigen übersteigen, 
die ihre berufliche Tätigkeit beenden, selbst wenn 
im nächsten Jahr eine größere Anzahl von Arbeit- 
nehmern die vereinbarten Vorruhfestandsregelun- 
gen in Anspruch nimmt, womit wir rechnen. Es gibt 
aber vermutlich wieder eine größere Anzahl auslän- 
discher Arbeitnehmer, die in ihre Heimat zurück- 
kehren und Arbeitsplätze frei machen. 

Wie wir häufig dargelegt haben, gibt es nur grobe 
Anhaltspunkte dafür, wie stark die Anzahl der Per- 
sonen, die bei den Arbeitsämtern als arbeitslos ge- 
meldet sind, abnimmt, wenn aufgrund der wirt- 
schaftlichen Entwicklung die Beschäftigung steigt. 
So werden im kommenden Jahr wieder verstärkt 
Arbeitskräfte einen Arbeitsplatz suchen und finden, 
die noch nicht oder längere Zeit nicht mehr berufs- 
tätig waren. Die Anzahl der Arbeitslosen wird also 
weniger sinken, als die Anzahl der Beschäftigten 
steigt. Wir haben angenommen, daß sich die 1985 
zusätzlich eingestellten Arbeitskräfte zu etwa zwei 
Dritteln aus arbeitslos gemeldeten Personen rekru- 
tieren. Die Arbeitslosigkeit ginge danach im Jahres- 
verlauf um knapp 200 000 und im Jahresdurch- 
schnitt um reichlich 100 000 zurück. Es gäbe dann 
aber Ende 1985 — saisonbereinigt — noch immer 
mehr als 2 Millionen Arbeitslose. 

44 *. Unsere Prognose beschreibt eine Entwick- 
lung, die wir aus heutiger Sicht für am wahrschein- 
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liebsten halten. Bei den Einzelschätzungen kann 
und wird es vermutlich Abweichungen zur Pro- 
gnose geben. Daß die wirtschaftliche Entwicklung 
insgesamt sehr viel anders verläuft — sehr viel 
schlechter oder sehr viel besser — erwarten wir 
aber nicht. Wir sehen daher auch davon ab, Alterna- 
tivrechnungen zu präsentieren, wie wir es getan ha- 
ben, wenn uns das Schätzrisiko besonders groß er- 
schien. 


Wirtschaftspolitik für 1985 und danach 

Ziele und Wirklichkeit 

(Ziffern 285 ff.) 

45*. Beeindruckend ist: Gravierende Fehlentwick- 
lungen konnten in wenigen Jahren beseitigt wer- 
den. Energische Inflationsbekämpfung hat die deut- 
sche Volkswirtschaft dem Ziel der Geldwertstabili- 
tät nahe gebracht. Die Geldpolitik fand dabei die 
Unterstützung der Finanzpolitik und der Lohnpoli- 
tik. Das schwere außenwirtschaftliche Ungleichge- 
wicht der frühen achtziger Jahre ist überwunden. 
Bemerkenswert ist auch, daß die konsequent auf 
diese Ziele gerichteten Anstrengungen nicht ver- 
hindert haben, daß eine wirtschaftliche Erholung in 
Gang kam. Obwohl sie in letzter Zeit vor allem 
außenwirtschaftlich begünstigt ist, kann man diese 
Erholung durchaus als ein Indiz dafür nehmen, daß 
die belebenden Rückwirkungen der stabilisierungs- 
politischen Erfolge alsbald die Oberhand gewannen 
gegenüber den unvermeidlich dämpfenden Einflüs- 
sen, die sich aus einem rasch fortschreitenden Ent- 
zug konjunkturstützender staatlicher Ausgaben- 
impulse nun einmal ergeben. 

Noch unbefriedigend ist: Obwohl deutlich belebt, 
bleibt die Investitionstätigkeit auch im zweiten 
Jahr der wirtscheiftlichen Aufwärtsbewegung noch 
weit hinter dem zurück, was für eine — allmähliche 
— Rückkehr zu einem angemessenen wirtscheiftli- 
chen Wachstum erforderlich erscheint. Die Auswei- 
tung von Produktion und Beschäftigung stößt zwar 
in den weitaus meisten Bereichen nicht schon an 
Kapazitätsgrenzen des Produktionsapparates. Hier 
käme es darauf an, die Kapazitätsgrenzen frühzei- 
tig hinauszuschieben, damit die wirtschaftliche Auf- 
wärtsbewegung sich nicht schon alsbald an ihnen 
bricht oder aus stabilitätspolitischen Rücksichten 
gebremst werden muß. Im ganzen muß man fest- 
stellen, daß das Ziel eines angemessenen wirt- 
schgftlichen Wachstums — das Wachstum gemes- 
sen an der Ausweitung der gesamtwirtschaftlichen 
Produktionsmöglichkeiten statt am tatsächlichen 
Zuwachs des Sozialprodukts — nicht nur verletzt 
ist, sondern auch für die Zukunft gefährdet er- 
scheint. 

Bedrückend ist die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit, 
und die Sorge bleibt, diese werde sich auch in den 
kommenden Jahren nicht entscheidend verringern. 
Aufgrund der Entwicklung der Jahre 1983 und 1984 
sowie der Vorausschau auf das Jahr 1985 sollte 
solche Sorge freilich nicht entstehen. Dies sind 
Jahre der wirtschaftlichen Aufwärtsbewegung, und 
es entspricht dem typischen konjunkturellen Ab- 


laufmuster, daß Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 
erst stark verzögert eine Verbesserung aufweisen. 
Auch während der letzten etwa fünfjährigen wirt- 
schaftlichen Aufwärtsbewegung — Mitte 1975 bis 
Mitte 1980 — sank die Beschäftigung zunächst 
noch, erst 1977 kam es zu einer deutlichen Umkehr, 
und bis zum Beginn der neuen wirtschaftlichen 
Stockung kamen dann doch fast eine Million Er- 
werbstätige zu neuem Verdienst. Die Lage ist heute 
allerdings wesentlich ernster, ganz abgesehen da- 
von, daß auch von 1975 bis 1980 die Anzahl der 
Arbeitslosen nur um 200 000 abnahm. 

46*. Gegen die zunehmende Gewöhnung an hohe 
Arbeitslosigkeit ist anzugehen, die sich auch und 
gerade dann verfestigen kann, wenn es wirtscheift- 
lich aufwärts geht, der Fortschritt beim Beschäfti- 
gungsziel aber gering bleibt. Niemand hat Vorteile 
aus hoher Arbeitslosigkeit. Über der Erinnerung an 
die unguten Nebenfolgen einer Zeit anhaltender 
Übernachfrage am Arbeitsmeirkt wird leicht verges- 
sen, welchen Gewinn die Zeit eines hohen Beschäf- 
tigungsstandes gebracht hat, weit über das Wirt- 
schaftliche hinaus, Gewinn an Unabhängigkeit der 
Menschen, an Überwindung von Existenzangst, an 
Ansehen und Würde der Arbeitnehmer in den wirt- 
schaftlichen Beziehungen, an Zustimmung zu der 
wirtscheiftlichen und gesellscheiftlichen Ordnung, in 
der wir leben. Der Sachverständigenrat hat in ei- 
nem früheren Gutachten einmal davon gesprochen, 
deiß die Gesellschaft den Test ihrer Reife auf einen 
späteren Zeitpunkt verschiebt, wenn sie sich nicht 
zutraut, das Ziel eines hohen Beschäiftigungsstan- 
des wirklich ernst zu nehmen, etwa weil es auch 
Probleme gibt, mit denen ohne hohen Beschäfti- 
gungsstand leichter fertig zu werden ist (JG 67 Zif- 
fer 257). Er sieht auch unter stark erschwerten Be- 
dingungen seinen Auftrag weiterhin darin, solcher 
Einstellung entgegenzuwirken. 


Was die Wirtschaftspolitik vermag 

(Ziffern 288ff.) 

Gegen Illusionen 

47*. Es gibt viele Versuche der Erklärung für die 
anhaltend hohe Arbeitslosigkeit und viele Vorstel- 
lungen für eine Therapie, aber keine Therapie, die 
zugleich in kurzer Frist und dauerhaft das Problem 
zu lösen versprechen könnte. Die Erfahrung hat ge- 
lehrt, und nicht nur in der Bundesrepublik: Sind 
Beschäftigungsprobleme nicht rein konjunkturel- 
len Ursprungs, also ihrer Natur nach vorüberge- 
hend, so hat die Nutzung von Möglichkeiten, sie 
kurzfristig zu bekämpfen, allemal Nebenfolgen bei 
den anderen Zielen, die es früher oder später — 
eher früher — nötig machen, sich zu einem Kurs- 
wechsel zu entschließen, was oftmals bedingt, eine 
Stabilisierungskrise in Kauf nehmen zu müssen. 
Die engen internationalen wirtscheiftlichen Zusam- 
menhänge haben diese Zwangsläufigkeit noch ver- 
schärft. 

Unausweichlich war der Wechsel in der Bundesre- 
publik von der Expansionspolitik der späten siebzi- 
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ger zur Stabilisierungsanstrengung und Konsolidie- 
rungspolitik der letzten Jahre. Es wäre falsch, die 
bis zum Frühjahr 1980 günstige konjunkturelle Ent- 
wicklung als Beleg zu nehmen für die wohltätigen 
Wirkungen staatlicher Nachfrageimpulse. Dies 
wäre zu kurz gedacht. Ganz abgesehen davon, daß 
der Beginn der hartnäckigen wirtschaftlichen Stok- 
kung, die im Frühsommer 1980 einsetzte, der Wende 
in der Finanzpolitik vorausging, war die Fortset- 
zung des wirtschaftspolitischen Kurses der späten 
siebziger Jahre einfach nicht möglich, weil sich des- 
sen Folgen im außenwirtscheiftlichen Ungleichge- 
wicht, im Verfall des Wechselkurses, verbunden mit 
verstärkten inflatorischen Impulsen von außen, so- 
wie in der zunehmenden Verschlechterung der 
Staatsfinanzen zeigten. 

48 *. Vor diesem Hintergrund ist der Schwenk in 
der konzeptionellen wirtschaftspolitischen Orien- 
tierung, weg von der Nachfragepolitik hin zur Ange- 
botspolitik, jedenfalls was den Schwerpunkt anbe- 
langt, in der Bundesrepublik wie in anderen Län- 
dern begründet gewesen. 

Angebotspolitik zielt auf eine dauerhafte Verbesse- 
rung der Bedingungen, unter denen der einzelne in 
der privaten Wirtschaft seine Erwerbschancen 
sucht und wahrnimmt. Eine Illusion wäre es frei- 
lich, von der Angebotspolitik zu erwarten, daß sie 
zugleich dauerhaft und kurzfristig das zuwege brin- 
gen könnte, was die Nachfragepolitik zwar gele- 
gentlich kurzfristig, aber nie dauerhaft geschedft 
hat. Und bloßer Ausdruck einer enttäuschten Illu- 
sion wäre es, wollte man schon heute feststellen, 
daß angesichts der fortdauernden Beschäftigungs- 
probleme auch die neue Ausrichtung der Wirt- 
schaftspolitik als gescheitert gelten müsse. Wirt- 
scheiftliche Verhaltensweisen ändern sich nur all- 
mählich. Wichtige gesamtwirtschaftliche Zusam- 
menhänge, in die es hineinzuwirken, ja die es zu 
nutzen gilt, sind längerfristiger Natur. Und das Aus- 
maß der zu bewirkenden Veränderungen ist be- 
trächtlich; der Bedarf an nachzuholendem Struktur- 
wandel ist groß. So verständlich Ungeduld sein mag, 
sie ist kein guter Ratgeber. Mit den inzwischen 
erreichten Erfolgen der Geldwertstabilisierung und 
Haushaltskonsolidierung vor allem den Spielraum 
für die Anwendung der alten nachfragepolitischen 
Konzepte erneuert zu sehen, hieße der Ratio der 
neuen Wirtschaftspolitik genau entgegenhandeln 
und deren dauerhaft positive Wirkungen untergra- 
ben. 

49 *. Die Einsicht, daß es gesamtwirtschaftliche 
Probleme gibt, die nicht auf der Nachfrageseite 
wurzeln, für die es aber auch keine befriedigend 
rasche Selbstheilung im Marktsystem gibt, wenn 
der Staat nichts tut, sollte allen gemeinsam sein 
können. Daß die Unsicherheit allen Wirtschaftens 
eine fundamentale — negative — Angebotsbedin- 
gung darstellt, ist eine Vorstellung, die mit am An- 
fang des aui J. M. Keynes zurückgehenden natio- . 
nalökonomischen Denkens stand. Daß die gesamt- 
wirtschaftlichen Probleme, die daraus erwachsen 
können, dann gleichwohl lange Zeit ausschließlich 
als Probleme der Nachfrageseite der Volkswirt- 
schaft — und der Nachfragesteuerung — angese- 


hen wurden, war nicht zwingend. Der Streit dar- 
über, ob es ein Irrtum war, brauchte jedoch heute 
die Vertreter unterschiedlicher wirtschaftstheoreti- 
scher oder wirtschaftspolitischer Grundvorstellun- 
gen nicht mehr zu trennen. Das gilt im besonderen 
für die Frage der Notwendigkeit staatlicher Bemü- 
hungen, die Angebotsbedingungen zu verbessern, 
die Notwendigkeit des beharrlichen Strebens, alle 
nicht unbedingt nötigen Hindernisse möglicher- 
weise lohnender Produktion zu beseitigen oder zu 
verkleinern. Was etwa der eine an Angebotspolitik 
schon aus prinzipiellen Gründen für nötig, im übri- 
gen aber auch deshalb für hilfreich halten mag, weil 
er die Flexibilität der Löhne gegenüber dem, was 
beschäftigungspolitisch nötig und auch hinreichend 
wäre, für beklagenswert gering hält, mag zugleich 
der andere deshalb verlangen, weil er die Probleme 
der gesamtwirtschaftlichen Unsicherheit, die mit 
dem Investieren verbunden sind, prinzipiell nicht 
für kompensierbar hält durch Flexibilität der Löh- 
ne. Jedenfalls wäre es falsch, das angebotstheoreti- 
sche Denken, wie es oft geschieht, als ausschließlich 
einer bestimmten nationalökonomischen Denktra- 
dition verhaftet anzusehen. 

Der Sachverständigenrat hat bei allem beharrli- 
chen Drängen auf eine zurückhaltende Lohnpolitik 
deren beschäftigungspolitische Möglichkeiten nie 
für hinreichend gehalten, alle gesamtwirtscheiftli- 
chen Koordinationsprobleme abzufangen. Er hat 
die Probleme der Unsicherheit beim Investieren, 
das Problem eines ausreichenden Angebots an pri- 
vater Risikobereitschaft, den Bedarf an staatlicher 
Förderung solcher Bereitschaft, aber auch den Be- 
darf an erhöhter eigener Beteiligung des Staates — 
bei der Besteuerung — an den Investitionsrisiken 
von Anfang an mit ins Zentrum seines angebotspo- 
litischen Konzepts gerückt 

50 *. Als Konsequenz illusionsloser Analyse der 
Lage gilt weithin das Drängen auf Arbeitszeitver- 
kürzung aus beschäftigungspolitischen Gründen. 
Erneut ist darauf zu verweisen, wie groß die Gefahr 
ist, daß auch dieser Weg voller Illusionen beschrit- 
ten wird. Der Sachverständigenrat hat sich mit die- 
sen Fragen im letzten Jahresgutachten ausführlich 
befaßt (JG 83 Ziffer 365 und Ziffern 432 ff.). Kollek- 
tiv festgelegte Arbeitszeitverkürzungen haben, 
auch wenn man darauf achtet, daß sie nicht zu einer 
Erhöhung der Lohnkosten führen, nur einen gerin- 
gen positiven Einfluß auf die Anzahl der Beschäf- 
tigten, zumal allgemeine Arbeitszeitverkürzungen. 
Hoch ist in diesem Falle der Preis, der dafür zu ent- 
richten ist (und der zugleich seinerseits den erhoff- 
ten Beschäftigungseffekt klein hält). 

Auch bei dem Arbeitskampf dieses Jahres ist aber 
fraglich geblieben, ob der Preis voll ins Kalkül ein- 
gegangen ist. Vor allem, daß man mit Arbeitszeit- 
verkürzung entweder die Kosten erhöht oder auf 
Einkommen und Nachfrage verzichten muß — eine 
Alternative, bei der man das eine wie das andere zu 
fürchten hat — , wird anscheinend erst im nachhin- 
ein voll bewußt. Wenn trotzdem das Urteil über die 
Ergebnisse des Arbeitskampfes nicht schlechthin 
negativ sein darf, so wegen der möglicherweise er- 
heblichen positiven Bedeutung, die der Öffnung des 
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Weges zu mehr Flexibilität der Arbeitszeit zu- 
kommt. 

Ein Mitglied des Sachverständigenrates, Dieter 
Mertens, vertritt zu der Frage nach der Wirkung 
der tariflichen Vereinbarungen über die Arbeitszeit 
ein anders akzentuiertes Urteil. Dieses Mitglied ist 
der Meinung, daß die vereinbarten Arbeitszeitver- 
kürzungen eine nennenswerte positive Bedeutung 
für die Beschäftigung haben. Unter Berücksichti- 
gung weiterer Aspekte verdienen auch die in die- 
sem Jahr getroffenen arbeitszeitpolitischen Verein- 
barungen ein besseres Urteil (Ziffer 369). 


Gegen Resignation 

51*. Wir haben uns den Handlungsmöglichkeiten 
zuzuwenden. Auch wer eine Senkung des Kosten- 
niveaus in der Volkswirtschaft nicht als eine hinrei- 
chende Bedingung für einen hohen Beschäftigungs- 
stand ansieht, braucht nicht zu bezweifeln, daß sie 
sehr wichtig ist. Hauptmöglichkeit für Kostensen- 
kungen ist die Steigerung der Ergiebigkeit mensch- 
licher Arbeit, die Steigerung der Produktivität. 
Nicht zu vernachlässigen ist daneben die Möglich- 
keit einer Senkung der Kosten der Staatstätigkeit 
einschließlich der Kosten der Beschaffung der Mit- 
tel hierfür durch öffentliche Abgabenregelungen. 

Die Eindämmung der Kosten der Staatstätigkeit — 
eine Daueraufgabe im Sinne ständiger Revision der 
Staatsfinanzen — ist derzeit Teil der auf Konsoli- 
dierung der öffentlichen Haushalte und der auf 
Neuordnung der steuerlichen Regelungen gerichte- 
ten Bemühungen. Kostensenkung kann freilich 
auch heißen, bestimmte öffentliche Ausgaben zu er- 
höhen, dann nämlich, wenn diese für den Bürger 
mehr wert sind als sie kosten. Und sie kann — 
neben einer Steuersenkung im Gefolge einer Aus- 
gabensenkung — weiter heißen, bestimmte Steuern 
durch andere zu ersetzen, dann nämlich, wenn die 
für Produktion und Beschäftigung schädlichen 
Rückwirkungen bei der einen Steuer größer sind 
als bei der anderen. 

Aber alle solche Kostensenkungen bringen wenig 
oder nichts für die Lösung des Beschäftigungspro- 
blems, wenn sie vollständig durch die Steigerung 
der Ansprüche an den Arbeitsertrag aufgezehrt 
werden. Von daher bleibt die Frage der Lohnhöhe 
mit im Zentrum aller beschäftigungspolitischen 
Überlegungen. 

52*. Kostenniveauneutrale beziehungsweise be- 
schäftigungsneutrale Lohnpolitik treiben heißt die 
Lohndaten im vorhinein so setzen, daß es nicht ver- 
mehrter Preissteigerungen oder aber — bei einer 
auf Geldwertstabilität bedachten Notenbank — ei- 
ner Verminderung der Produktion und Beschäfti- 
gung bedarf, um die Reallöhne passend zu den 
Marktbedingungen zu machen. Zurückhaltende 
Lohnpolitik heißt, hinter solchen neutralen Lohn- 
steigerungen Zurückbleiben, um mehr Produktion 
und Beschäftigung rentabel werden zu lassen. Sie 
ist also allemal auf eine geringe Steigerung der Re- 
allöhne eingestellt, unter Umständen auch auf die 


Möglichkeit, daß die Reallöhne nicht steigen, in 
schwierigen Situationen sogar darauf, daß sie sin- 
ken. Das heißt nicht, deiß der Anstieg der Reallöhne 
im nachhinein tatsächlich gering ausfallen wird. 
Die Preisentwicklung, die im Wettbewerb bestimmt 
wird, kann so günstig sein, daß das von der Lohnpo- 
litik gemachte Angebot einer nur bescheidenen Re- 
allohnsteigerung vom Markt nicht angenommen 
wird. Daß der Wettbewerb trotz der Vermachtung 
etlicher Märkte nach wie vor stark genug ist, dies 
hervorzubringen, belegen die Erfahrungen der bei- 
den vergangenen Jahre. Der vom Geldangebot her 
gegebene Finanzierungsspielraum kann dann stär- 
ker zur Finanzierung einer realen Expansion ge- 
nutzt werden statt zur Finanzierung von Preisstei- 
gerungen. 

Entgegenzutreten ist daher abermals dem Mißver- 
ständnis, daß zurückhaltende Lohnpolitik ihrem 
Wesen nach vor allem darauf abziele, eine auf 
Dauer angelegte Umverteilung von den Lohnein- 
kommen zu den Gewinneinkommen zustande zu 
bringen. Das trifft nicht zu, jedenfalls nicht in die- 
ser Allgemeinheit. Über die Höhe der Gewinne, zu- 
mal der dauerheiften, wird im Wettbewerb entschie- 
den. Lohnpolitik bei Unterbeschäftigung soll darauf 
abzielen, daß mehr Unternehmen, mehr Betriebe, 
mehr Betriebsabteilungen erwarten, mit mehr oder 
neuer Produktion auf ihre Kosten zu kommen. 

53*. Von den für die kommenden Jahre anstehen- 
den Aufgaben, die für den wirtschaftlichen Weg der 
Bundesrepublik große Bedeutung haben werden, 
halten wir die Neuregelungen der Steuern, die die 
Bürger zu zahlen haben, für besonders wichtig. Die 
Grenzbesteuerung der Einkommen und im beson- 
deren die Steuern, die auf Investitionen lasten, 
deutlich zu senken, kann eine beschäftigungspoli- 
tisch entscheidende Tat sein. Diese Reform soll die 
Kosten privater Wirtscheiftstätigkeit senken, die 
Anreize für die Anstrengungen des einzelnen kräf- 
tigen, die Anreize für den Weg in die Schattenwirt- 
schaft herabsetzen, privatwirtschaftliche Risiken 
verringern, die Risikobeteiligung des Staates erhö- 
hen. 

54*. Die ökonomische Antwort auf einen großen 
Teil der ökologischen Sorgen ist nicht so schwer, 
wie immer wieder angenommen wird. So sicher ist, 
daß ein am privaten Nutzen und Gewinn orientier- 
tes Verhalten die Umwelt zu gefährden droht, wenn 
für eine Schädigung kein Preis zu zahlen ist, so 
sicher kann man das private Interesse an Nutzen 
und Gewinn als Anreiz verwenden, eine solche Ge- 
fährdimg zu vermeiden. Wirtschaftliches Wachstum 
und Umweltschutz sind nicht im Widerspruch zu- 
einander. Noch weniger gilt dies für Umweltschutz 
und hohen Beschäftigungsstand. Das Gegenteil 
kann richtig sein. Allerdings kommt alles auf die 
Bedingungen an. Wir haben diesen Fragen einen 
eigenen Abschnitt gewidmet (Ziffern 400 ff.). 

55*. Der Fall einer Neunachfrage nach Gütern des 
Umweltschutzes ist ein gutes Beispiel für die gün- 
stigen Beschäftigungswirkungen des Auftretens al- 
ler neuen (arbeitsteilig hergestellten) Güter. Soweit 
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diese — anders als die Verbesserungen des Um- 
weltschutzes — marktfähige Güter sind, gibt es da- 
bei außerdem den Vorteil, daß die Erhöhung des 
Beschäftigungsstandes keine Einbußen beim privat 
verfügbaren Realeinkommen voraussetzt 

56*. Denkt man über die nationalen Grenzen hin- 
weg, so hat man sofort die riesigen Vorteile einer 
Öffnung der Märkte vor sich. Denn was in einer 
geschlossenen Volkswirtschaft das Auftreten prin- 
zipiell neuer Güter ist, das ist in einem System offe- 
ner Volkswirtschaften das Neuauftreten von Gü- 
tern im wechselseitigen Handel. Mit dem Waren- 
strom in beiden Richtungen steigen in den beteilig- 
ten Ländern Produktion und Beschäftigung. Die 
weitere Öffnung der Märkte in Europa und der 
weltweite Abbau des Protektionismus sind daher 
nicht Randatifgaben der Wirtschaftspolitik, sie sind 
zentreder Bestandteil unserer beschäftigungspoliti- 
schen Möglichkeiten und das A und O aller interna- 
tionalen Koordinationsaufgaben. 

57*. Senkung des Kostenniveaus durch Produkti- 
vitätssteigerungen sowie durch Senkung der Ko- 
sten der Staatstätigkeit und der Steuern, Nutzung 
neuer Güter, Nutzung der Vorteile des freien inter- 
nationalen Güteraustauschs — diese drei bilden 
den Königsweg zu mehr Wohlstand und unter den 
gegenwärtigen Bedingungen zugleich den Königs- 
weg zu mehr Beschäftigung. 


Die große Chance der kommenden Jahre: 
Mehr Expansion bei Stabiiität 

(Ziffern 323ff.) 

58*. Die verbesserten Ausgangsbedingungen, die 
fortbestehenden Belastungsfaktoren und Risiken 
sowie die Handlungsmöglichkeiten und Verlaufs- 
vorstellungen sind zusammenzufügen mit dem Ziel, 
erkennbar zu machen, daß und wie unter der Bedin- 
gung eines günstigen Zusammenspiels aller Betei- 
ligten eine befriedigende gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung, und nunmehr vor allem auch eine be- 
friedigendere Beschäftigungsentwicklung, zustande 
kommen kann. 

59*. Basis der Zuversicht, daß es in den kommen- 
den Jahren gelingen kann, auch beim Beschäfti- 
gungsziel voranzukommen, ist die Diagnose, daß 
die Voraussetzungen für eine langgezogene wirt- 
schaftliche Aufwärtsbewegung mit durchgängig po- 
sitiven, wenn auch nicht Jahr für Jahr gleich gro- 
ßen Wachstumsraten stark verbessert sind 

— durch den Erfolg bei der Eindämmung der Infla- 
tion, 

— durch die Erfolge bei der Konsolidierung der 
Staatsfinanzen mit der Möglichkeit einer baldi- 
gen deutlichen Senkung der Steuerlast, 

— durch die weitgehend inflationsfreie Verarbei- 
tung einer realen Abwertung der D-Mark. 

Diese gute Basis bietet eine Chance. Die Chance 
muß erst noch genutzt werden. Sie heißt: mehr Ex- 


pansion bei Stabilität, dauerhaft wegen Stabilität 
Sie ist in erster Linie zu nutzen durch die Wirt- 
schaft, sie ist aber auch eine Chance für die Wirt- 
schaftspolitik. 

60 *. Zu guter Wirtschaftspolitik ist man gewiß 
auch gerade durch die Vereinigten Staaten, durch 
ihre Wirtschaftspolitik und ihre kraftvolle wirt- 
schaftliche Aufwärtsentwicklung herausgefordert, 
von dem alle anderen Länder beschämenden Erfolg 
in der Beschäftigungsentwicklung ganz zu schwei- 
gen. Doch Herausforderung kann nicht ohne Ein- 
schränkung heißen Aufforderung zum Nachma- 
chen. 

Positiv aufzunehmen ist allemal der Teil dör ameri- 
kamischen Herausforderung, der in der Verbesse- 
rung der Wachstumsbedingungen liegt. Der 
schlechtere Teil — das riesige Staatsdefizit und in 
dessen Gefolge ein riesiges Leistungsbilanzdefizit 

— hat zwar den amerikanischen Gresamterfolg bis- 
her nicht verhindert, möglicherweise sogar begün- 
stigt. Vermutlich könnte sich aber kein anderes 
Land eine solche Vorstellung leisten, ohne an den 
internationalen Kapitalmärkten sanktioniert zu 
werden. Auch alle zusammen könnten nicht den 
gleichen Weg gehen. Es gehört zum berechtigten 
Teil der verbreiteten Klagen über die Vereinigten 
Staaten, daß sie, obwohl Führungsmacht, eine Wirt- 
schaftspolitik treiben, die wegen ihrer Defizitfolgen 
bei den Staatshaushalten nicht verallgemeine- 
rungsfähig ist. 

Nimmt man alles zusammen und vernachlässigt 
über der Faszination des Gegenwärtigen nicht die 
Gefahren solcher stnikturellen Verspannungen, so 
erscheint die Konstitution der deutschen Volkswirt- 
schaft heute nicht schlechter als die der amerikani- 
schen. Deren Zukunft ist mit den ungelösten Pro- 
blemen der öffentlichen Haushalte und der Lei- 
stungsbilanz vorbelastet Sie hat aber den Durch- 
bruch zu neuer Wachstumsdynamik gescheifft. Die 
deutsche Wirtschaftspolitik hingegen ist in den ver- 
gangenen Jahren vor allem den Weg der Solidität 
gegangen. Sie hat damit die Vergangenheit aufge- 
räumt und eine bessere Zukunft vorbereitet, hat 
diese Zukunft aber noch nicht gewonnen. 

61 *. Es gilt zusammenzuhalten, was von der Wirt- 
schaftspolitik für 1985 und danach im Rahmen ei- 
ner Strategie für mehr und dauerhafte Expansion 
bei Stabilität zu wünschen ist. 

— Die Geldpolitik mit ihrem zwar nicht unmittel- 
bar meßbaren, aber machtvollen Einfluß auf die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung sollte den 
1984 erreichten Kurs der Neutralität beibehal- 
ten. Das darf jetzt bedeuten: Die Greldmengen- 
ausweitung wird nicht weiter verlangsamt Der 
Wirtschaft wird angekündigt daß dies der Kurs 
für mehrere Jahre sein soll, solange die infla- 
tionsträchtigen gesamtwirtschaftlichen Wider- 
sprüche in Staat und Wirtschedt nicht wieder zu- 
nehmen und dadurch den für mehr Investitio- 
nen, Produktion und Beschäftigimg erweiterten 
monetären Spielraum erneut verengen, bevor er 
dafür genutzt ist, wofür er gedacht ist. 
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— Die Finanzpolitik steht nach der Sanierung 
der Staatsfinanzen vor größeren Reformaufga- 
ben. Sie sollte den Pfad einer Expansion der 
öffentlichen Ausgaben, die deutlich schwächer 
ist, als das Sozialprodukt in den mittelfristigen 
Plandaten zunimmt, weiterverfolgen. Sie sollte 
das Ziel der Konsolidierungspolitik näher be- 
stimmen, indem sie angibt, ob künftig auch im 
Falle des konjunkturellen Gleichgewichts ein 
gewisser Teil der Staatsausgaben durch Kredite 
finanziert werden soll und gegebenenfalls ein 
wie großer Teil. Solche Entscheidungen, ergänzt 
um eine Vorstellung über das im weiteren anzu- 
strebende Tempo der Annäherung an das End- 
ziel der Konsolidierungspolitik, umreißen den 
Spielraum der Steuersenkungen, die das Konso- 
lidierungsziel nicht gefährden und keine — mög- 
licherweise unerwünschten — konjunkturellen 
Impulse in sich tragen. 

— Die Lohnpolitik mit ihrem entscheidenden 
Einfluß auf die Entwicklung von Kosten, Gewin- 
nen und Gewinnerwartungen sollte ihren Kurs 
mäßiger Nominallohnsteigerungen, den sie in 
den vergangenen Jahren gefunden hat, fortset- 
zen. In der Arbeitszeitpolitik sollten die Tarif- 
vertragsparteien den Weg zu einer größeren Fle- 
xibilisierung der Arbeitszeit ausbauen. Mehr 
Phantasie ist nötig, neue Wege zu konsensfähi- 
gen Formen einer größeren Lohndifferenzie- 
rung zu finden. Die Lohnpolitik würde damit ih- 
ren Teil beitragen, den von der Geldpolitik zu 
schaffenden monetären Spielraum möglichst 
stark für mehr Produktion und Beschäftigung 
zu nutzen. 

— Die Außenwirtschaftspolitik muß mit unver- 
minderter Energie internationalen Neigungen 
zum Protektionismus entgegentreten, ja, sie darf 
sich weder durch entgegenstehende inländische 
Interessen noch durch die weltweiten Rück- 
schläge davon abhalten lassen, auf eine große, 
auf Liberalisierung gerichtete internationale 
Anstrengung zu dringen. Mehr internationale 
Arbeitsteilung bedeutet mehr Beschäftigung für 
alle, nicht weniger. Ohne sie wird es eine ausrei- 
chend starke Wachstumsdynamik nicht geben. 

— Die Strukturpolitik sollte energischer werden 
in der Bekämpfung von Steuerungsfehlern im 
Marktsystem: in der Beseitigung von Wettbe- 
werbsverzerrungen, Regulationen und Marktzu- 
gangsbeschränkungen, die einen dynamischen 
Wettbewerb behindern oder gar ausschließen, 
im Abbau von Subventionen, die zwar gezielt an 
einer Reihe von Stellen die Kosten senken, sie 
aber gesamtwirtschaftlich erhöhen und vor al- 
lem das Wettbewerbsfähige, das Zukunftsträch- 
tige zugunsten des nicht mehr Wettbewerbsfähi- 
gen diskriminieren und oftmals ebenfalls krank 
werden lassen. Sie sollte helfen, den Umwelt- 
schutz beschäftigungspolitisch zur Chance statt 
zur Last werden zu lassen. 

— Die Arbeitsmarktpolitik hat trotz ihrer im all- 
gemeinen nur flankierenden Rolle in der Be- 
schäftigungspolitik eine Aufgabe von zunächst 
weiter wachsender Bedeutung. Sie soll das Mög- 


liche tun, die Situation und die Alternativen de- 
rer zu verbessern, die sonst im Wettbewerb mit 
anderen auch in den kommenden Jahren vom 
Arbeitsmarkt eine faire Erwerbschance nicht 
geboten bekommen. 

62’*. Bei einer solchen Aufgabenteilung, verläßlich 
befolgt, kommen die einzelnen Politikbereiche nicht 
in Konflikt miteinander. Im Gegenteil, sie unter- 
stützen sich gegenseitig, und nirgendwo muß be- 
fürchtet werden, die Aktion des anderen zerstöre 
die Erfolgserwartung, die sich mit dem eigenen 
Handeln verbindet. Alle zusammen sind sie auf die 
Chancen für einen höheren Beschäftigungsstand 
ausgerichtet. Die Notenbank stellt genügend Geld 
zur Verfügung, den Weg dahin bei Wahrung der 
Geldwertstabilität zu finanzieren. Die Lohnpolitik 
sorgt von der Kostenseite her dafür, daß das Ange- 
strebte realisiert werden kann. Die Konsolidie- 
rungspolitik verweist die Kapitalanleger auf die pri- 
vaten Investitionen. Die Steuerpolitik verstärkt die 
Anreize für die Investoren und alle anderen, die 
gebotenen Möglichkeiten auch zu nutzen. Auch die 
Gemeinden werden so gestellt, daß sie einen größe- 
ren Anreiz haben, sich am dynamischen Wettbe- 
werb zu beteiligen. Der Abbau von Subventionen, 
unnötigen Regulierungen und sonstigen Wettbe- 
werbsverzerrungen und Marktzugangsbeschrän- 
kungen beseitigt weitere Anreizstörungen, und zu- 
sammen mit einer Handelspolitik, die die Märkte 
offen hält oder weiter öffnet, zwingt er diejenigen, 
die wettbewerbsfähig sein können, zu äußersten 
Anstrengungen, gibt ihnen aber auch Aussicht auf 
Erfolg, weil nicht länger Erfolglose und Erfolgrei- 
che gleich gut — genauer: gleich schlecht — gestellt 
werden. Die gesellschaftliche Entscheidung für 
mehr Umweltschutz, soweit durch die Bereitscheift 
aller gedeckt, die Kosten zu tragen, vermehrt die 
Menge an neuen Gütern, deren Produktion lohnend 
wird. Neuen Unternehmen, neuen Gütern und Pro- 
duktionsverfahren wird zudem — weil das private 
Risiko hier größer ist als das gesamtwirtscheiftliche 
— eine Starthilfe geboten im Rahmen der Förde- 
rung von Existenzgründungen und der Förderung 
von Forschung und Entwicklung, möglichst diskri- 
minierungsfrei. Und nicht zuletzt: Die Sicherung ei- 
nes scharfen Wettbewerbs, am wirksamsten durch 
robuste Liberalisierung im Außenhandel, sorgt 
nicht nur für Effizienz, sondern auch für ein erträg- 
liches Verteilungsergebnis. Mehr sollte von der 
Wirtschaftspolitik nicht verlangt werden, aber auch 
nicht weniger. 

63’*. Ein Mitglied des Sachverständigenrates, Die- 
ter Mertens, vertritt wegen beschäftigungspoliti- 
scher Bedenken zu wichtigen Grundzügen des wirt- 
schaftspolitischen Gesamturteils eine andere Auf- 
fassung. Dieses Mitglied begegnet der Vorstellung 
mit Skepsis, nach der mit Vorrang die angebotspoli- 
tischen Bedingungen der Wirtschaft weiter verbes- 
sert werden sollen — wichtige Bestandteile dieser 
Strategie sind eine weitere Senkung der Staats- 
quote und die wachstumsorientierte Begünstigung 
der Unternehmensgewinne durch eine zurückhal- 
tende Lohnpolitik und durch steuerliche Entlastun- 
gen — , 
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— weil diese Konzeption der Herausforderung 
durch die Massenarbeitslosigkeit nicht gerecht 
wird, und 

— weil, nach Jahren der Verbesserung angebots- 
politischer Bedingungen der Wirtschaft, diese 
Strategie solche beschäftigungspolitischen Er- 
folge nicht erbracht hat, daß man sich weiterhin 
auf die Fortsetzung dieser Linie verlassen darf. 
Die Arbeitslosigkeit hat sich trotz günstiger Ent- 
wicklungstendenzen der Wirtschaft noch bis in 
das Jahr 1984 hinein erhöht, und niemand er- 
wartet unter den gegebenen wirtschaftspoliti- 
schen Perspektiven auf absehbare Zeit eine 
durchgreifende Besserung. 

Dieses Mitglied des Rates zieht deswegen das Resü- 
mee daß die Wahrscheinlichkeit für den arbeits- 
marktpolitischen Ertrag, den man zum Preis der 
verteilungspolitischen Folgen der vorgeschlagenen 
Linie erwarten könnte, nicht groß genug ist, als daß 
man dieser Linie vorbehaltlos zustimmen dürfte. 
Dies gilt um so mehr, je weniger nachfragepoliti- 
schen und arbeitszeitpolitischen Anstrengungen 
eine zumindest ergänzende Rolle zugebilligt wird, 
damit die Arbeitslosigkeit alsbald wieder auf ein 
erträgliches Maß zurückgeführt werden kann. Das 
Mitglied ist der Meinung, daß angebotspolitische 
Theorien nach Jahren wirtschaftspolitischer Um- 
setzung neu überdacht werden müssen (Zif- 
fern 339 ff.). 

Geldpolitik 

(Ziffern 357 ff.) 

64 *. Gestellt ist die Frage, wie es mit der Geldpoli- 
tik 1985 und danach weitergehen soll. 

Sonderprobleme wirft das Jahr 1985 aus heutiger 
Sicht nicht auf. Die Aussichten für eine weiterhin 
nur geringe Aufwärtsbewegung der Preise sind gut, 
wenn auch nicht ausgemacht ist, daß die Teuerung 
bei den Einfuhrgütern, die mit der realen Abwer- 
tung der D-Mark zusammenhängt, bei zunehmen- 
der Konjunkturbelebung nicht doch noch stärker 
auf das Preisniveau durchschlägt; denn dann wür- 
den dämpfende Inlandseinflüsse schwächer wer- 
den. Nur bei einer kräftigen Höherbewertung der 
D-Mark gegenüber dem Dollar, mit der voraussicht- 
lich auch eine Stärkung der D-Mark im Europäi- 
schen Währungssystem einherginge, entfiele diese 
noch verbliebene Sorge. Weiter gehört zu unseren 
Erwartungen, daß der für Teilbereiche der Wirt- 
schaft durch Tarifverträge über Lohnerhöhungen 
und Verkürzungen der Arbeitszeit schon fest pro- 
grammierte verstärkte Kostenauftrieb in seinen ge- 
samtwirtschaftlichen Auswirkungen eng begrenzt 
bleibt. 

65 *. Trotz solcher Unsicherheit meinen wir, daß 
für die Geldpolitik des Jahres 1985 und danach nun 
die Bewahrung des Erreichten im Vordergrund 
steht gegenüber der Aufgabe, eine weitere Senkung 
der Geldentwertungsrate zu erzwingen. Mit dem 
Erreichten ist nicht nur die jetzt niedrige Inflations- 
rate gemeint, sondern vor allem der Abbau der in- 
flationären Verspannungen im ganzen. Auch ein 


Anstieg des Niveaus der Verbraucherpreise um nur 
1 V 2 bis 2 vH ist freilich noch nicht Geldwertstabili- 
tät, ist immer noch mehr, als mit Unvollkommen- 
heiten der Preisstatistik bei der Berücksichtigung 
von Qualitätsänderungen der statistisch erfaßten 
Güter erklärt sein mag, zumal es nicht nur Verbes- 
serungen, sondern auch Verschlechterungen der 
Qualität zu berücksichtigen gilt Aber der Abstand 
zum eigentlichen Ziel ist wohl nicht mehr so groß, 
daß, berücksichtigt man die konjunkturelle Auf- 
wärtsbewegung, in der wir uns befinden, die Noten- 
bank das Mittel einer Verlangsamung der Geldmen- 
genausweitung, mit dem sie den Prozeß der Stabili- 
sierung des Geldwertes angeführt hat, weiter an- 
wenden müßte. 

66 *. Mit der Überwindung der Inflation würde im 
Konzept der am Wachstum der gesamtwirtschaft- 
lichen Produktionsmöglichkeiten orientierten Geld- 
mengensteuerung das Element eines Zuschlags we- 
gen eines vorläufig für unvermeidlich zu haltenden 
weiteren Anstiegs des Preisniveaus entfallen. Die- 
ses Element ist der Idee einer stetigen Ausweitung 
des Geldangebots immer fremd gewesen. Es war 
jedoch so unvermeidlich wie die „unvermeidlichen“ 
Preissteigerungen, da Inflationsgewöhnung nur all- 
mählich überwunden werden kann. Jetzt ist die 
Brauchbarkeit dieses vom Sachverständigenrat 
selbst in die Diskussion eingeführten Konstrukts 
jedoch an ihrer Grenze angelangt. 

67 *. Wir schlagen statt dessen vor, der Wirtschaft 
und dem Staat anzukündigen, die Bundesbank 
werde auf eine „mittelfristig normale“ Geldmengen- 
ausweitung bedacht sein. Als eine mittelfri- 
stig normale Zunahme des Angebots an Zentral- 
bankgeld sehen wir derzeit einen jährlichen Zu- 
wachs der bereinigten Zentralbankgeldmenge von 
4 V 2 vH, allenfalls 5 vH an. Die Ankündigung sollte 
für mehrere Jahre gemeint sein. Sie brauchte nicht 
mehr als die mit dem Konzept einer stetigen Geld- 
politik zu vereinbarenden Vorbehalte für den Fall 
gravierender Störungen von außen oder von innen 
einzuschließen. 

Eine Jahresrate von 4V2vH bis 5 vH für die mittel- 
fristige Ausweitung des Angebots an Zentralbank- 
geld halten wir für angemessen, aber auch für aus- 
reichend, weil die Geldversorgung einem mittelfri- 
stigen Zuwachs des Sozialprodukts (in jeweiligen 
Preisen) von jährlich etwa 4 V 2 vH Raum geben soll- 
te. Es wäre an der Wirtschaft — den Unternehmen 
zusammen mit den Gewerkschaften, aber auch dem 
Staat — , den zusätzlichen monetären Spielraum 
möglichst stark für eine Steigerung der Produktion 
und möglichst wenig für Preissteigerungen zu nut- 
zen. Die Geldmengenexpansion wäre auf 5 vH anzu- 
setzen, wenn man sich der — nach wie vor nicht 
ganz sicheren — Vorstellung anschließt, daß die 
Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes dem Trend 
nach leicht sinkt. 

Eine Geldmengenexpansion von 4 V 2 bis 5 vH im 
Jahre 1985 würde einen Zuwachs des nominalen 
Sozialprodukts, der nennenswert mehr ausmachte 
als 4 V 2 vH, nicht behindern. Die Geldversorgung ist 
schon heute reichlich genug, auch eine größere Pro- 
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duktion als die gegenwärtige geldseitig zu alimen- 
tieren; die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes, 
mag sie auch im Trend sinken, könnte konjunktu- 
rell noch deutlich steigen. 

Die Bundesbank hat schon im vergangenen Jahr 
mit ihrer Zielvorgabe auch die Vorstellung einer 
Annährung an eine mittelfristig normale Geldmen- 
genausweitung verbunden. Diese Vorstellung sollte 
nun bekräftigt werden und die bisherige Darlegung 
zum Greldmengenziel nicht nur ergänzen, sondern 
ersetzen. 

68*. Ein Problem bilden die starken Wechselkurs- 
bewegungen der vergangenen Jahre, besonders die 
beim Dollarkurs der D-Mark. Diese waren von 
Schwankungen im internationalen Kapitalverkehr 
bestimmt, nicht von Änderungen in den Bedingun- 
gen für den internationalen Handel. Nimmt man 
die Veränderungen im Inflationsgefälle sowie im 
Konjunkturgefälle zwischen Amerika und der Bun- 
desrepublik zusammen, so hätten dazu jedenfalls 
keine Wechselkursänderungen gepaßt, wie wir sie 
erlebt haben, zumal wenn wir vom Kapitalverkehr 
zunächst einmal erwarten, daß er akute Spannun- 
gen, die vom Leistungsverkehr her kommen mögen, 
intertemporal auflöst und insoweit glättend auf die 
Wechselkursentwicklung einwirkt. Dies war jedoch 
nicht die Rolle des Kapitalverkehrs in den letzten 
Jahren. 

Es ist durchaus in Ordnung, daß vom Kapitalver- 
kehr her auch autonom Wechselkursbewegungen 
erzeugt werden, insoweit nämlich, als diese geld- 
politisch bewirkten Zinsunterschieden zwischen 
den Währungsräumen entsprechen. Es ist ebenso in 
Ordnung, daß der Kapitalverkehr autonom Wech- 
selkursveränderungen erzeugt, auch kräftige, inso- 
weit die Kapitalströme für längerfristig zu halten- 
den Unterschieden in der Rendite von Vermögens- 
anlagen folgen und zum Ausgleich solcher Unter- 
schiede ein größerer Realtransfer (Exportüber- 
schüsse oder Importüberschüsse) nötig ist. Hinge- 
gen ist es nicht in Ordnung, daß desorientierte 
Kapitalanleger mit ihren Anlageentscheidungen 
Wechselkurse erzeugen, die nur sie selbst — in ih- 
rer Desorientiertheit — noch angemessen bezie- 
hungsweise akzeptabel finden, die aber zugleich 
Daten setzen für den Handelsverkehr, mit dem die 
Desorientiertheit der Kapitalanleger voll auf Ex- 
porteure und Importeure durchwirkt, sei es mit der 
Folge unstetiger Handelsströme, sei es — und dies 
dürfte noch wichtiger sein — mit der Folge einer 
Desorientierung bei Investitionsentscheidungen, 
die sich an erwartete Export- und Importbedingun- 
gen knüpfen und knüpfen sollen. Es ist nicht zu 
rechtfertigen, die Frage der Stabilität des Außen- 
werts einer Währung in jeder Hinsicht anders zu 
sehen als die der Stabilität ihres Binnenwerts. Der 
Mangel an Orientierung ist nicht einfach aus der 
Welt zu bringen, wurzelt er doch in der Unsicher- 
heit der Zukunft, die großenteils unaufhebbar ist. 
Insoweit nützt auch kein Lamento, und die dezen- 
trale Bewältigung des Problems durch risikobereite 
Kapitalanleger muß sogar als der bestmögliche Weg 
angesehen werden. Aber Desorientierung und Un- 
sicherheit wurzeln auch in der Tatsache, daß die 


Wirtschaftspolitik nicht die Orientierung gibt, die 
sie im Prinzip geben könnte. Sie gibt diese Orientie- 
rung nicht, weil sie selbst unstetig ist, jedenfalls 
unstetig in der Fähigkeit, Probleme zu lösen, und — 
vielleicht noch wichtiger — weil sie nicht (mehr) die 
Möglichkeit hat, das, was sie gegebenenfalls an Wil- 
len und Kraft zur Stetigkeit und zur Lösung allfälli- 
ger Probleme aufbringen könnte, vorweg einzubrin- 
gen in ein Datum, für dessen Gültigkeit und Glaub- 
würdigkeit sie anschließend einstehen würde — 
dies war ja die Idee von Bretton Woods. Unsicher- 
heit, die ein hoch arbeitsteiliges System so stark 
belastet, läßt sich auf das unvermeidbare Maß nur 
beschränken, wenn verlälßlich wird, daß der je ein- 
zelne für seine Versprechungen voll mit seiner Fä- 
higkeit einsteht, unvorhergesehene Schwierigkei- 
ten selbst zu bewältigen. Das gilt auch für die Wirt- 
schaftspolitik, und am Mangel an solcher Verläß- 
lichkeit ist das System von Bretton Woods schließ- 
lich gescheitert 

69 *. Interventionen von Notenbanken an den De- 
visenmärkten oder eine kurzfristig wöchselkurs- 
orientierte Zinspolitik erreichen diesen Kern des 
Problems nicht Deren Mißerfolg darf daher auch 
nicht verwundern. Nur eine auf Stabilität bedachte 
Politik in den Ländern der wichtigsten Weltwäh- 
rungen, gleichgerichtet und durch Dauerhaftigkeit 
glaubwürdig geworden, kann ihn auflösen, das Pro- 
blem von Vertrauensstörungen, die keinen ökono- 
mischen Ursprung haben, aber wahrscheinlich 
ebenfalls nicht beseitigen. 

Die Voraussetzungen für mehr, etwa für ein neues 
Festkurssystem nach dem Muster von Bretton 
Woods, sind nicht gegeben. Das Europäische Wäh- 
rungssystem hält immerhin regional Wechselkurs- 
schwankungen in Grenzen. Aber seine erstaunliche 
Stabilität ist teilweise trügerisch, ist teilweise ent- 
lehnt der spezifischen Stärke der Anlagewährung 
Dollar gegenüber der Anlagewährung D-Mark. Erst 
wenn die EG-Länder im ganzen die Aufgabe der 
Stabilisierung des Geldwerts befriedigend gelöst 
und — nicht minder wichtig — im freien Kapital- 
verkehr das Vertrauen der Märkte in ihre wieder- 
gewonnene Stabilität erprobt haben, läßt sich hof- 
fen, daß mit zunehmendem Grewicht des Währungs- 
raums Europa auch das Problem der Instabilität im 
Verhältnis der Anlagewährungen Dollar und 
D-Mark kleiner wird. Erst dann sind auch wirkliche 
Fortschritte beim Ausbau des Europäischen Wäh- 
rungssystems möglich. Es hieße, den zweiten 
Schritt vor dem ersten tun, wollte man eine europäi- 
sche Währung lancieren, bevor die wirtschaftspoliti- 
schen und die institutioneilen Vorausetzungen da- 
für geschaffen sind, daß es eine gute Währung sein 
wird. 


Tarifpolltik: Arbeitszeit und Löhne 

(Ziffern 367 ff.) 

70 *. In der Lohnpolitik dürfte das kommende Jahr 
nach den Turbulenzen der letzten Tarifrunde im 
Zeichen relativer Ruhe stehen. Dafür sprechen eine 
Reihe von Gründen, nicht zuletzt die Verlängerung 
der durchschnittlichen Laufzeit der geschlossenen 


16 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/2541 


Verträge, die teilweise bis zum Jahre 1986 gelten. 
Die heftigen Auseinandersetzungen haben zu Irri- 
tationen geführt. Unklarheiten über die Zulässig- 
keit bestimmter Formen des Arbeitskampfes ber- 
gen Zündstoff für neuen Streit, es gibt Sorgen, die 
sich an die getroffenen Regelungen zur Arbeitszeit- 
verkürzung knüpfen, so auf der einen Seite, daß 
diese eine nicht mehr zu bremsende Eigendynamik 
entfalten, und auf der anderen Seite, daß sie eine 
Entsolidarisierung der Arbeitnehmer begünstigen 
könnten. Das spricht dafür, dem Eintritt in tarifpoli- 
tisches Neuland erst einmal eine hinreichend lange 
Phase der Erprobung folgen zu lassen, bevor an 
weitere Schritte gedacht wird. 

71*. Grundsätzlich hält der Sachverständigenrat 
nur Arbeitszeitverkürzungen für vertretbar, die 
nicht zu Kostenerhöhungen bei den Unternehmen 
führen. Für diesen Fall wäre wohl gegenüber dem, 
was sonst geschähe, mit einer Zunahme der Anzahl 
der Beschäftigten zu rechnen, was allerdings nur zu 
einem geringen Teil die ausfallenden Arbeitsstun- 
den kompensieren würde. Generelle Kürzungen der 
Arbeitszeit führen auch bei Kostenneutralität zu ei- 
nem niedrigeren Wachstumspfad, also zu weniger 
Produktion und zu weniger Einkommen sowie zu 
weniger Einnahmen des Staates und der Sozialver- 
sicherungen. Denn eine Kürzung der Arbeitszeit für 
alle bedeutet weniger Arbeit und damit weniger 
Einkommenserwerb auch für jene Beschäftigten, 
die dies gar nicht wollen. 

Bei einer Differenzierung der individuellen Arbeits- 
zeit nach den Wünschen der einzelnen Beschäftig- 
ten ist das anders. Die Sorge, daß bei Arbeitszeit- 
verkürzung mit Lohnausgleich die Stundenlöhne 
besonders stark steigen, kann dann kleiner ge- 
schrieben werden, um so kleiner, je besser die indi- 
viduellen Arbeitszeiten zu den individuellen Ein- 
kommenswünschen passen. 

Auf die abweichende Meinung des Ratsmitglieds 
Dieter Mertens ist zu verweisen (Ziffern 369 ff.). 

72*. Differenzierung der individuellen Arbeitszei- 
ten steht indessen in einem gewissen Gegensatz zu 
wichtigen traditionellen Zielen der Gewerkschafts- 
bewegung. 

Beim Lohn, bei der Arbeitszeit und beim Arbeits- 
schutz haben die Gewerkschaften bisher um bes- 
sere Standards gekämpft, die einheitlich für alle 
Arbeitnehmer galten. Sie waren als Ziele gut auszu- 
machen und lagen im Mitgliederinteresse. Die Ein- 
haltung der Standards war ferner gut zu kontrollie- 
ren. Dies diente dem angestrebten Prinzip der 
Gleichbehandlung und der Solidarität der Arbeit- 
nehmer. 

Es gibt heute Sorgen, die Bewegung hin zu stärker 
individuellen Regelungen, wie jetzt bei der Auf- 
fächerung der Wochenarbeitszeit, könnte dem 
Gleichbehandlungsprinzip und möglicherweise da- 
mit auch der gewerkschaftlichen Solidarität scha- 
den. Solche Sorgen sitzen tief. 

Die heutigen Strömungen der Individualisierung 
und Dezentralisierung, die von den Gewerkschaften 


ambivalent beurteilt werden, machen nicht vor der 
Arbeitswelt halt. Die geringsten Schwierigkeiten ei- 
ner Einbindung solcher Entwicklungen in die Poli- 
tik der Arbeitnehmervertretungen werden sich da 
ergeben, wo über Rahmenvereinbarungen die Wün- 
sche der Arbeitnehmer mit den betrieblichen Mög- 
lichkeiten in Einklang gebracht werden können. 

Vielfalt und Freiheit individueller Entfaltung ist 
auch unter wirtschaftlichem Gesichtspunkt ein er- 
strebenswertes Ziel. Von diesem Ziel müßten unter 
den Bedingungen der modernen Technologie weni- 
ger Abstriche um der Produktivität willen gemacht 
werden als zu früheren Zeiten. Diese Chancen soll- 
ten auch genutzt werden. Daß mit der jetzt mögli- 
chen individuellen Regelung der Arbeitszeit nur ein 
kleiner Schritt in diese Richtung getan wurde, trifft 
zu. Erfahrungen müssen gewonnen werden, ob und 
welche weiteren Schritte auch von seiten der Ar- 
beitnehmer wünschenswert sind. 

73*. Zurückhaltung ist von der Lohnpolitik auch 
im kommenden Jahr gefordert, wenn weiterhin 
Spielraum für eine Entlastung bei den Kosten gege- 
ben werden soll und die Preissteigerungen gering 
bleiben sollen. So könnte mehr an Investitionen, an 
Produktion und Beschäftigung rentabel werden 
oder rentabel bleiben. 

In der Diskussion darüber, was dies für den Um- 
fang der Lohnsteigerungen im nächsten Jahr be- 
deutet, kann man darauf aufbauen, daß sich die 
Grundlinie der Lohnpolitik der vergangenen Jahre 
gesamtwirtschaftlich bewährt hat mit ihrer geteil- 
ten Wirkung einer Dämpfung des Preisauftriebs 
und einer Senkung des Kostenniveaus. Nichts 
spricht dagegen, sich auch 1985 quantitativ auf ei- 
nem ähnlichen Pfad zu bewegen. Dafür spricht, daß 
unter solchen Umständen aus einer unverminder- 
ten Geldmengenausweitung, zu der wir der Bundes- 
bank raten, eine gute reale Expansion entstehen 
kann. Das reale Kostenniveau würde abermals 
etwas sinken, ebenso die Inflationsrate; der Anstieg 
der Reallöhne würde vermutlich merklich größer 
ausfallen als 1984. Man mag hadern mit der Tat- 
sache, daß er gleichwohl erneut geringer sein wird 
als wahrscheinlich der durchschnittliche Produkti- 
vitätszuwachs in der Wirtschaft. Damit auch Unter- 
nehmen am unteren Ende der Rentabilitätsskala 
am Markt bleiben oder derzeit noch darunter lie- 
gende auf diesem wieder Fuß fassen können, darf 
man sich freilich am durchschnittlichen Produktivi- 
tätsanstieg in der Wirtschaft nicht reich rechnen. 

Vor dem Hintergrund solcher Überlegungen kann 
nicht unbedenklich gefunden werden, was an Ko- 
stensteigerungen in der Metallindustrie für das 
Jahr 1985 programmiert ist. Wir haben zu facettie- 
ren versucht, warum wir gleichwohl meinen, es 
gäbe für viele Unternehmen — wenn sie die Chan- 
cen der Flexibilisierung nutzen — eine gute Mög- 
lichkeit nach dem kostenmäßig sehr günstigen Jahr 
1984, nun auch die erhöhte Belastung im kommen- 
den Jahr zu verkraften. Es fällt unter diese Bedin- 
gung, wenn wir sagen, daß das Jahr 1984 mit seinem 
heftigen Arbeitskampf und seinen zeitlich weiter 
als üblich reichenden Lohnregelungen keinen so 
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großen Schatten in die lohnpolitische Landschaft 
wirft, wie andere ihn sehen. 

Arbeitsmarktpolitik 

(Ziffern 378 ff.) 

74*. Angesichts der unverändert hohen Arbeitslo- 
sigkeit kann auch in der gegenwärtigen Auf- 
schwungsphase auf erhebliche flankierende An- 
strengungen der Arbeitsmarktpolitik nicht verzich- 
tet werden. 

Die Instrumente der Arbeitsmarktpolitik leisten in 
verschiedener Hinsicht wichtige Beiträge zur Lin- 
derung der Arbeitsmarktprobleme: Einmal werden 
in einer Phase, in welcher der Markt vielen Arbeits- 
kräften keine ihrer Ausbildung und ihren Fähigkei- 
ten entsprechende Arbeit bietet, Qualifikationen 
und Motivationen erhalten, deren nachhaltige Be- 
einträchtigung Wirtschaft und Gresellschaft teuer 
käme, weil sie später nur unter Schwierigkeiten 
und mit wachsenden Aufwendungen wieder rück- 
gängig gemacht werden könnte. Der andere Aspekt 
liegt darin, daß Qualifizierungs- und Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen die Anzahl der Arbeitslosen 
unmittelbar vermindern. 

75*. Entlastung am Arbeitsmarkt wurde und wird 
durch weitere Initiativen angestrebt: Dazu zählen 
gesetzliche und tarifliche Regelungen, die es älte- 
ren Arbeitnehmern erleichtern, frühzeitig in den 
Ruhestand zu gehen, oder die Rückkehrbereitschaft 
ausländischer Arbeitnehmer fördern, ebenso wie 
Regelungen, die mehr Beweglichkeit im Beschäfti- 
gungssystem ermöglichen. 

76*. Besondere Aufmerksamkeit erfordert die zu- 
nehmende Anzahl langfristig Arbeitsloser und die 
Schwierigkeiten, die Jugendliche der stark besetz- 
ten Jahrgänge sowohl bei der Suche nach einem 
Ausbildungsplatz wie mehr und mehr auch bei der 
Eingliederung ins Berufsleben nach Abschluß der 
Ausbildung haben. Zur Milderung dieser Probleme 
sind Ideen und Engagement in der Gesellschaft ge- 
fragt; der Sachverständigenrat berichtet über eine 
Reihe von Vorschlägen. 

77*. Die Bundesanstalt für Arbeit, die jetzt keinen 
Zuschuß mehr benötigt, wird weiterhin mit wider- 
sprüchlichen Erwartungen konfrontiert sein, die 
daraus resultieren, daß an sie sehr verschiedenar- 
tige Anforderungen gestellt werden, die oft in Kon- 
flikt miteinander liegen. Solche Erwartungen rich- 
ten sich beispielsweise auf ihre Aufgabe als Träger 
der Sozialversicherung oder auf ihre Eignung, als 
„automatischer Stabilisator“ im Konjunkturablauf 
zu wirken, oder auf ihren Auftrag als Hauptakteur 
aktiver, das heißt vor allem vorbeugender Arbeits- 
marktpolitik. Keine dieser Erwartungen konnte 
und kann sie in anhaltend schwierigen Phasen voll 
befriedigen, schon gar nicht die Erwartung, daß sie 
allen Vorstellungen gleichzeitig und gleichermaßen 
gerecht wird. 

Überlegungen zur Lösung der Probleme gehen in 
divergierende Richtungen. Der Sachverständigen- 


rat hat einige Diskussionsrichtungen schon früher 
einmal skizziert Sie jetzt weiter zu verfolgen, hätte 
den Vorteil, daß die Diskussion ohne Zeitnot ge- 
führt werden könnte, weil derzeit ein unmittelbarer 
Entscheidungsdruck nicht besteht 


Steuerungsfehler Im MarktprozeB 

(Ziffern 400 ff.) 

78*. Wie in den vergangenen Jahren erörtert der 
Sachverständigenrat auch in diesem Gutachten 
wieder Fehlentwicklungen in einzelnen Bereichen 
der Volkswirtschaft, die sich derart verschärft ha- 
ben, daß wirtschaftspolitische Entscheidungen un- 
ausweichlich geworden sind. 

— Es gibt Problemregionen, die merklich hinter 
der allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung 
Zurückbleiben und in denen vor allem die Ar- 
beitslosigkeit überdurchschnittlich hoch ist. Es 
sind teils die alten Regionen, teils aber auch 
neue. Bemerkenswert ist, daß inzwischen auch 
traditionelle Industriestandorte dazu zählen. 
Das Auftreten neuer Problemregionen und ge- 
änderte Problemdiagnosen bringen die Gefahr 
mit sich, daß die Förderung immer nur erweitert 
wird und die regionale Wirtschaftspolitik da- 
durch immer teurer wird. Deshalb muß sie stän- 
dig auf Einsparungsmöglichkeiten hin unter- 
sucht werden. 

— Bei fortgesetzt ansteigender Überschußproduk- 
tion auf den Agrarmärkten war eine Reform der 
gemeinsamen Agrarpolitik unter dem Zwang 
der leeren Kassen der Europäischen Gtemein- 
schaft nicht mehr zu umgehen. Nur durch ein- 
schneidende Maßnahmen konnte die Finanzier- 
barkeit der gemeinsamen Agrarpolitik gesichert 
werden; denn die längst überfällige, grundle- 
gende Reform war immer wieder herausgezö- 
gert worden. Harte Anpassungslasten für die 
Landwirtschaft waren damit vorgezeichnet. 
Durch differenzierte Regelungen zur Eingren- 
zung der Überschußproduktion bei Milch und 
durch umfangreiche flankierende finanzielle 
Hilfen — allein über die beschlossenen Umsatz- 
steuervergünstigungen sollen der deutschen 
Landwirtschaft für den Zeitraum von 1984 bis 
1991 mehr als 20 Mrd DM zufließen — hat man 
versucht, die Anpassungslasten zu mildern. 
Trotz mehrfacher Nachbesserungen der Be- 
schlüsse ist die Unzufriedenheit groß, nicht nur 
in der Landwirtschaft, auch in den der Landwirt- 
schaft nachgelagerten Bereichen, dem Landhan- 
del und der Ernährungsindustrie. Die Agrarpoli- 
tik kann offenbar die Erwartungen, die sie selbst 
genährt hat und auch weiterhin nährt, nicht er- 
füllen. 

— Viele der schlimmen Schäden im Naturhaushalt, 
die heute alle beklagen, gehen darauf zurück, 
daß, wer der Natur schadete, dafür nicht oder 
nicht in angemessener Höhe zu zahlen hatte. 
.Lücken im rechtlichen Rahmen und eine nicht 
immer wirksame Anwendung des Umweltrechts 
führten dazu, daß die Belastungen des Natur- 
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haushalts überhand nahmen und sich im Laufe 
der Zeit viele große und kleine Schäden häuften. 
Über die Dringlichkeit der Aufgabe ist man sich 
allenthalben einig. Über das Wie des Umwelt- 
schutzes sind die Meinungen freilich geteilt 
Streitig ist auch, ob Umweltschutz Arbeitsplätze 
kostet oder Arbeitsplätze schafft. Entscheidend 
für einen guten Ausgang bei der Beschäftigung 
ist, daß der durch Umweltschutz bedingten Pro- 
duktivitätsminderung bei den Ansprüchen auf 
Realeinkommen Rechnung getragen wird. Dann 
scheiffen die neuen Güter des Umweltschutzes 
mehr neue Arbeitsplätze als bei den umweltin- 
tensiv produzierten Gütern wegfallen. 


Handlungsspielraum für die Finanzpolitik 

(Ziffern 438 ff.) 

79 *. Bei der Konsolidierung der Haushalte von 
Bund, Ländern und Gemeinden sind in den letzten 
Jahren große Fortschritte erzielt worden. Das 
Staatsdefizit in der Abgrenzung der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnungen beträgt in diesem 
Jahr noch 33 Mrd DM; davon entfallen auf konjunk- 
turbedingte Mehrausgaben und Mindereinnahmen 
IIV2 Mrd DM. Dabei ist berücksichtigt, daß der Bun- 
desbankgewinn sehr viel höher ist, als für normal 
gehalten werden sollte. Legt man die vom Sachver- 
ständigenrat in seinen Jahresgutachten 1979 und 
vor allem 1981 zur Diskussion gestellten Maßstäbe 
an, so entspricht der Restbetrag von 21 V 2 Mrd DM 
gerade einem Verschuldungsverhalten des Staates, 
das wir aus der Vergangenheit heraus als normal 
bezeichnet haben. Nach dieser Berechnung ist also 
das strukturelle Defizit vollständig abgebaut. Das 
bietet Grund genug, darüber nachzudenken, wie es 
weitergehen soll. 

Mit der Rückführung des von konjunkturellen und 
sonstigen außergewöhnlichen Einflüssen bereinig- 
ten Defizits auf den Umfang des staatlichen Ver- 
schuldungsverhaltens im Durchschnitt der Jahre 
1966 bis 1977 muß nämlich die Konsolidierungsauf- 
gabe weder quantitativ noch qualitativ als erfüllt 
angesehen werden: in quantitativer Hinsicht gilt es 
zu überdenken, in welchem Umfang künftig die Be- 
steuerung und die Neuverschuldung zur Finanzie- 
rung der Staatsausgaben herangezogen werden sol- 
len. In qualitativer Hinsicht geht es um die Verän- 
derung der Struktur der Ausgaben (und Ausgaben- 
regelungen) sowie der Struktur der Einnahmenre- 
gelungen. 

80 *. Mit der Eindämmung der Staatsausgaben ge- 
winnt die Finanzpolitik wieder Handlungsspiel- 
raum. Die damit gewonnenen Möglichkeiten wollen 
wir zunächst losgelöst von der Finanzplanung der 
Bundesregierung diskutieren. Bei der Erörterung 
dieser Optionen nehmen wir an, daß weder die 
Staatsquote, die als Verhältnis der Staatsausgaben 
zum gesamtwirtschaftlichen Produktionspotential 
definiert ist, noch die Steuerquote, unter der wir die 
Relation des Steueraufkommens zum Bruttosozial- 
produkt verstehen, künftig zunehmen sollen, weil 
eine weitere Erhöhung der wirtschaftlichen Aktivi- 


tät des Staates oder eine Erhöhung der Abgaben- 
last das wirtscheiftliche Wachstum ungünstig beein- 
flussen würde. Ferner schließen wir auö, deiß die 
Kreditfinanzierungsquote — von konjunkturbe- 
dingten Mehrausgaben und Mindereinnahmen ab- 
gesehen — das Meiß übersteigen soll, das wir in 
unseren Berechnungen bislang als Normalverschul- 
dung geführt haben. Aus dem verbleibenden Feld 
der Möglichkeiten für den mittelfristigen Kurs der 
Finanzpolitik stellen wir drei heraus, die sich mar- 
kant unterscheiden (Tabelle): 

(1) Die Staatsquote wird auf dem Niveau des Jahres 
1984 konstant gehalten, die steuerlichen Regelun- 
gen werden so korrigiert, daß die volkswirtschaftli- 
che Steuerquote gegenüber 1984 nicht dauerhaft 
steigt und auch das konjunkturbereinigte Defizit im 
Verhältnis zum gesamtwirtschaftlichen Produkti- 
onspotential konstant bleibt — erste Option. 

(2) Die Staatsquote sowie die konjunkturbereinigte 
Kreditfinanzierungsquote werden gesenkt, die 
Steuerquote wird auf dem Niveau des Jahres 1984 
konstant gehalten — zweite Option. 

(3) Die Staatsquote und die Steuerquote werden ge- 
senkt; wie bei der ersten Option wird die konjunk- 
turbereinigte Kreditfinanzierungsquote konstant 
gehalten — dritte Option. 

Jeder dieser drei Wege besitzt Vorzüge und Schwä- 
chen. 

81 *. Da eine Verbesserung der Wachstumsbedin- 
gungen die wichtigste Voraussetzung für einen 
spürbaren Beschäftigungsanstieg bildet, genügt es 
bei den Steuerrechts änderungen der kommenden 
Jahre nicht, die Tarife der Einkommensteuer und 
der Körperschaftsteuer zu senken; es gilt vielmehr 
auch zu prüfen, wie außerdem die Investitionen 
steuerlich entlastet werden können. 

Was die Senkung der Steuersätze anbelangt, so ist 
die von der Bundesregierung vorgesehene Umstel- 
lung der Einkommensbesteuerung auf den Tarif 
T lA ein erster Schritt in die richtige Richtung. Ein 
erster Schritt — mehr nicht. Es besteht weiterer 
tarifpolitischer Handlungsbedarf, und zwar aus 
zwei Gründen: 

— Zaghafte Senkungen der Steuersätze reichen 
nicht aus, das Wirtschaftswachstum wirksam ge- 
nug zu fördern. Der erforderliche Spielraum für 
eine deutliche Ermäßigung der Grenzsteuer- 
sätze kann nötigenfalls im Rahmen einer großen 
Steuerreform durch eine Umstrukturienmg der 
Steuern vom Einkommen, daneben auch durch 
weiterreichende Belastungsverschiebungen in- 
nerhalb des Steuersystems gewonnen werden. 

— Die Tarifkorrektur ist bei einer progressiv ge- 
stalteten Einkommensteuer eine Daueraufgabe, 
Um die Steuerquote konstant zu halten, müssen 
die Steuersätze von Zeit zu Zeit ermäßigt wer- 
den, weil das Steueraufkommen schneller 
wächst als das Sozialprodukt. 

82 *. Zwar dürfte sich eine Senkung der Grenz- 
steuersätze und insbesondere eine Abflachxmg der 
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Optionen für die Finanzpolitik^) 



Einheit 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

Mittelfristige Finanzplanung 







— Staatsquote 

vH 

31J 

31,3 

31,0 

30,6 

30,2 

— Steuerquote 

vH 

23,8 

24,0 

24,2 

24,4 

24,6 

— Konjunkturbereinigte 







Kreditfinanzierungsquote®) 

vH 

- i»s 

- 1,6 

- 1,0 

- 0,5 

+ 0,1 

— Tatsächlicher Finanzierungssaldo . . . 

Mrd DM 

- 44 V 2 

-29'/2 

- 20 V 2 

-10V2 

+ 1 

— Konjunkturbereinigter 



- 29 V 2 




Finanzierungssaldo 

Mrd DM 

-34 

-24 

-12 

+ 1 

Optionen*) 







I: — Staatsquote 

vH 

31,5 

31,5 

31,5 

31,5 

31,5 

— Steuerquote 

vH 

24,1 

24,1 

24,1 

24,1 

24,1 

— Kreditfinanzierungsquote 

vH 

- i.s 

- 1,8 

- 1,8 

- 1,8 

- 1,8 

— Finanzierungssaldo 

Mrd DM 

-34 

-35 

-36‘/2 

-38 

- 39 V 2 

— Verminderung der Steuerlast^) . . 

Mrd DM 



3 

7 

iiy2 

II: — Staatsquote 

vH 

31,5 

31,3 

31,0 

30,6 

30,2 

— Steuerquote 

vH 

24,1 

24,1 

24,1 

24,1 

24,1 

— Kreditfinanzierungsquote 

vH 

- 1,8 

- 1,8 

- 1,4 

- 0,9 

- 0,5 

— Finanzierungssaldo 

Mrd DM 

-34 

-34 

-27 

-19 

- 10 V 2 

— Verminderung der Steuerlast^) . . 

Mrd DM 



3 

7 

11 V 2 

HI: — Staatsquote 

vH 

31,5 

31,3 

31,0 

30,6 

30,2 

— Steuerquote 

vH 

24,1 

24,0 

23,6 

23,1 

22,7 

— Kreditfinanzierungsquote 

vH 

- 1,8 

- 1,8 

- 1,8 

- 1,8 

- 1,8 

— Finanzierungssaldo 

Mrd DM 

-34 

-35 

- 36 V 2 

-38 

- 39 V 2 

— Verminderung der Steuerlast^) . . 

Mrd DM 


V 2 

I 2 V 2 

26 

40‘/2 

Plan der Bundesregierung 







— Staatsquote®) 

vH 

31,7 

31,3 

31,0 

30,6 

30,2 

— Steuerquote nach Steuersenkimg*) . . 

vH 

23,8 

24,0 

23,7 

23,9 

23,6 

— Finanzierungssaldo nach 


- 44 V 2 

- 29 V 2 

- 30 V 2 

- 21 V 2 


Steuersenkimg 

Mrd DM 

-19 

— Steuersenkung 

Mrd DM 



10 

11 

20 

Nachrichtlich: 







Produktionspotential 







in jeweiligen Preisen 

Mrd DM 

1 836 

1 903 

1 977 

2 066 

2 159 

Bruttosozialprodukt 







in jeweiligen Preisen 

Mrd DM 

1 746 

1 838 

1 921 

2 007 

2 098 


In der Abgrenzung der Finanzstatistik. Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. 

Für die Jahre 1984 imd 1985 eigene Schätzung imd Prognose. Für die Jahre 1986 bis 1988: Bruttosozialprodukt in jeweiligen Preisen -f 4 V 2 vH 
pro Jahr; Ausgabenanstieg + 3 vH pro Jahr; Steuereinnahmen: Erhöhung der Steuerquote um 0,2 Prozentpunkte pro Jahr; sonstige Einnahmen: 
Zuwachs entsprechend der Wachstumsrate des Produktionspotentials in jeweüigen Preisen schrittweise vermindert um den anomalen Teü des 
Bimdesbankgewinns (1985: 5,5 Mrd DM) auf Null im Jahre 1988. 

Ausgaben in vH des Produktionspotentials in jeweiligen Preisen. 

*) Steuereinnahmen in vH des Bruttosozialprodukts. 

Finanzierungssaldo in vH des Produktionspotentials in jeweiligen Preisen. 

*) Alle Quoten und Salden konjunkturbereinigt: Tatsächliche Quoten und Salden bereinigt um auslastungsbedingte Mehrausgaben und Minder- 
einnahmen, um die Investitionszulage (1984 und 1985) und um den anomalen Teü des Bundesbankgewinns. 

’) Kumuliert. 


Steuerprogression im Ergebnis auch günstig auf die 
Investitionsbereitschaft auswirken, doch halten wir 
daneben weitere Maßnahmen für angezeigt, die ei- 
ner Verbesserung der Investitionsbedingungen die- 
nen. Zum Teil kommen dafür Maßnahmen in Be- 
tracht, die auch unter dem Blickwinkel gerechter 
Steuerlastverteilung angemessen erscheinen und 
deshalb dauerhaft eingeführt werden sollten; an- 
dere Regelungen sind unter diesem Blickwinkel 
nicht unumstritten, könnten aber zumindest unter 


dem Druck der längerfristigen Beschäftigungspro- 
bleme akzeptabel erscheinen, zumal diese ihrer- 
seits ebenfalls Verteilungsprobleme mit sich brin- 
gen. Nicht alle Rezepte, die in der steuerpolitischen 
Diskussion zur Investitionsförderung empfohlen 
werden, sind wirklich geeignet, ohne neue Wettbe- 
werbsverzerrungen Unternehmen anzuregen, pro- 
duktive Produktionsumwege einzuschlagen. Einige 
Möglichkeiten, auch nicht empfehlenswerte, sollen 
noch einmal beleuchtet werden: 
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— Verbesserung der Verlustkompensation, 

— Steuerermäßigung für nicht entnommene Ge- 
winne, 

— Erleichterung der steuerlichen Abschreibung, 

— Steuerermäßigung für Investitionsausgaben, 

— Änderungen in der steuerlichen Behandlung der 
Zinsen, 

— die Reform der Gemeindesteuern. 

83 *. Eine mehr oder weniger starke Einkommen- 
steuerprogression wird im allgemeinen für ange- 
messen gehalten. Das richtige Maß dieses Begriffs 
läßt sich wissenschaftlich nicht bestimmen. Da aber 
davon ausgegangen werden muß, daß die Leistungs- 
bereitschaft der meisten Menschen durch den An- 
stieg und die absolute Höhe der Grenzsteuersätze, 
die auf ihrem Einkommen lasten, bestimmt wird 
und daß die Besteuerung auch des investiv verwen- 
deten Einkommens die Bedingungen für das Inve- 
stieren beeinträchtigt, ergibt sich eine Konkurrenz 
zwischen den Zielsetzungen der Wachstumspolitik 
und der Steuerlastverteilung nach der Leistungsfä- 
higkeit. Sie stellt sich so dar, daß der soziale Nutzen 
von mehr Wirtschaftswachstum gegen die Nutzen- 
einbußen von weniger Verteilungsgerechtigkeit (po- 
litisch) abzuwägen ist (und umgekehrt). Die Ent- 
scheidung sollte in einer Situation nicht schwerfal- 
len, in der eine bedrückend hohe — und vertei- 
lungspolitisch ihrerseits problematische — Arbeits- 
losigkeit besteht, die nur durch ein kraftvolles Wirt- 
schaftswachstum spürbar abgebaut werden kann. 
Die Steuerpolitik hat eine Chance, hierzu beizutra- 
gen, eine Chance, nicht mehr, aber auch nicht weni- 
ger. 

Ein Mitglied des Sachverständigenrates, Dieter 
Mertens, hat Bedenken gegen einige der hier be- 
handelten steuerpolitischen Vorstellungen, bei de- 
ren Verwirklichung seiner Meinung nach größere 
Umverteilungseffekte zuungunsten mittlerer und 
kleinerer Arbeitnehmereinkommen unvermeidlich 
wären (Ziffern 471 ff.). 

84 *. Der Umfang, in dem beides — Senkung der 
Grenzsteuersätze und steuerliche Entlastung der 
Investitionen — geschehen kann, hängt von den Fi- 
nanzierungsmöglichkeiten ab. Diese wiederum wer- 
den zunächst durch die Entscheidung bestimmt, wie 
die finanzpolitische Bewegungsfreiheit genutzt 
werden soll, die aus der Eindämmung der Staats- 
ausgaben erwächst, anders ausgedrückt: in wel- 
chem AusmEiß der Handlungsspielraum für Steuer- 
senkungen zur Verfügung steht. Dieses Volumen 
kann dann durch eine wachstumsfreundliche Um- 
strukturierung des Steuersystems nicht unbeträcht- 
lich erweitert werden, indem „Steuervergünstigun- 
gen“ aller Art, insbesondere die verdeckten Subven- 
tionen, aber auch offene, reduziert und außerdem 
Verbrauchsteuern erhöht werden. 

85 *. Bei unserem Versuch, den Rahmen der fi- 
nanziellen Möglichkeiten für eine Steuerreform zu 
überschlagen, richten sich unsere Überlegungen 
auf das Jahr 1988, also das Ende der gegenwärtig 


laufenden Periode für die Finanzplanung. Bei der 
Verteilung des Volumens auf einzelne Schritte der 
Reform in den Jahren 1986 bis 1988 sollte neben der 
konjunkturpoiitischen Opportunität vor allem das 
Ziel, die Konsolidierungserfolge nicht zu gefährden, 
beachtet werden. Wir geben in diesem Gutachten 
einige Anhaltspunkte für den quantitativen Rah- 
men, in dem man sich von der gesamtwirtschaftli- 
chen Entwicklung und der mittelfristigen Ausga- 
benplanung her zu bewegen hat. 

86*. Bei der ersten Option gibt es, wie erwähnt, 
einen mittelfristigen Handlungsspielraum aus einer 
Eindämmung der Staatsausgaben annahmegemäß 
nicht. Hier stünde den im Vergleich zur zweiten und 
dritten Strategie ständig höheren Staatsausgaben 
der Verzicht auf eine Senkung der konjunkturberei- 
nigten Kreditfinanzierungsquote und der Steuer- 
quote gegenüber. Der Sachverständigenrat teilt die 
Auffassung, daß dies nicht der bessere Weg zu mehr 
Produktion und Beschäftigung wäre. Auch mit die- 
ser Strategie könnte sich jedoch eine Umstrukturie- 
rung des Steuersystems und ein Abbau von Subven- 
tionen und Steuervergünstigungen, der Spielraum 
für Steuersenkungen schüfe, verbinden. 

Bei der zweiten Option wird der Handlungsspiel- 
raum, der aus der Senkung der Staatsquote er- 
wächst, wie erwähnt, voll für die weitere Rückfüh- 
rung der Neuverschuldung des Staates genutzt; 
diese würde bis 1988 — konjunkturbereinigt — um 
etwa 24 Mrd DM sinken. Das damit begründete Ver- 
trauen in die Solidität der Staatsfinanzen verbes- 
serte das allgemeine Wirtschaftsklima. Die Entla- 
stung des Kapitalmarktes verbesserte die Bedin- 
gungen für private Investitionen, und zwar um so 
mehr, je länger dieser Weg begangen würde. Im 
Gegensatz zur ersten und dritten Option ist bei der 
zweiten auch die Zinsbelastung künftiger Haus- 
haltsjahre wesentlich geringer. Den Weg der zwei- 
ten Option zu gehen würde allerdings in besonders 
hohem Maße erfordern, die Möglichkeit eines Ab- 
baus der Subventionen und Steuervergünstigungen 
sowie eine Umstrukturierung des Steuersystems zu 
nutzen, da anderenfalls das Problem der zu hohen 
Abgabenlast ungelöst bliebe und auch für eine be- 
sondere steuerliche Entlastung der Investitionen 
kaum finanzieller Spielraum entstünde. 

Die mittelfristige Finanzplanung und die Steuer- 
senkungspläne der Bundesregierung kennzeichnen 
einen Weg, der in der Basis der zweiten Option 
ziemlich nahe kommt. Er unterscheidet sich aller- 
dings von ihr in dem, was wir in diesem Falle ergän- 
zend für notwendig halten. Eine Umstrukturierung 
in der Steuerlastverteilung ist — im Gegensatz zu 
den ursprünglichen Plänen des Bundesfinanzmini- 
sters — nicht mehr vorgesehen. 

Bei der dritten Option wird in Kauf genommen, daß 
die konjunkturbereinigte Kreditfinanzierungsquote 
auf dem Niveau des Jahres 1984 gehalten wird. Hier 
muß die Nutzung des entsprechend größeren Spiel- 
raums für Steuersenkungen für das sorgen, was bei 
der zweiten Option der Rückzug des Staates am 
Kapitalmarkt zuwege bringen kann. Eine beson- 
dere steuerliche Entlastung der Investitionen 
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würde es am ehesten rechtfertigen, bei der Sen- 
kung der öffentlichen Defizite weniger ehrgeizig zu 
sein als bei der zweiten Option. 

87*. Im Gesamtvergleich der hier analysierten Op- 
tionen halten wir für gegeben, deiß bei entsprechen- 
der Ausgestaltung und jeweils unterschiedlicher 
Ergänzung die Strategiealternativen der Optionen 
zwei und drei gleichwertig sein können. 


Für dynamischen Wettbewerb 

88*. Man sollte nicht nur ein Bild haben von den 
günstigen und belastenden Bedingungen, unter de- 
nen derzeit zu handeln ist, sowie ein Bewußtsein 
von den Handlungsmöglichkeiten, auf die es an- 
kommt, sondern auch eine Vorstellung von dem Teil 
des marktwirtschaftlichen Geschehens, der für 
mehr Dynamik unentbehrlich ist, ja der diese Dy- 
namik selbst ausmacht, den es also zu stimulieren, 
aber auch zu nutzen gilt Zu reden ist vom dynami- 
schen Wettbewerb. 

Man darf durchaus zuspitzen: Daß wir zu wenig 
Investitionen, zu wenig rentable Arbeitsplätze, zu 
wenig Wachstum haben, liegt letztlich am Mangel 
an dynamischem Wettbewerb. Abzubauen, was ihm 
an unnötigen Hemmnissen im Wege steht, ist vor- 
nehmste Aufgabe der Wirtschaftspolitik. Dabei gibt 


es Hausaufgaben zu erledigen, wie sie in den Lehr- 
büchern der Wirtscheiftspolitik gestellt werden, und 
darüber hinausgehende Herausforderungen. Im Au- 
genblick scheint es so, deiß bei den Hausaufgaben 
manches schon geleistet, anderes in Angriff genom- 
men ist. Aber die Wirtscheiftspolitik ist herausgefor- 
dert, dem Prozeß dynamischen Wettbewerbs, dem 
sie mehr Spielraum geschaffen hat, dessen Auf- 
triebskräfte sie jedoch nicht beherrscht, mehr 
Schubkraft zu verleihen. 

Bei der Wettbewerbspolitik wie bei der Technolo- 
giepolitik sollte klar sein, daß das Gesetz des Han- 
delns bei den Wettbewerbern selbst liegt und liegen 
muß. Nichts von dem, was die Wirtschaftspolitik zur 
Förderung des dynamischen Wettbewerbs zu unter- 
nehmen vermag, reicht auch nur in die Nähe des- 
sen, was unter dazu passenden Rahmenbedingun- 
gen das Interesse und die Initiativkraft der Wettbe- 
werber selbst leisten. Es kommt, wenn wir wirt- 
schaftlich, bei der Beschäftigung wie beim Einkom- 
men, wieder rascher vorankommen wollen, auf eine 
neue Einstellung zum Wettbewerb an, zum dynami- 
schen Wettbewerb. 

In den vergangenen Jahren ist kaum ein Begriff so 
häufig zur Charakterisierung unserer wirtschaftli- 
chen Probleme verwendet worden wie der Begriff 
der Anpassung. Es ist mehr als Anpassung erfor- 
derlich. Wir müssen Wettbewerbsvorsprung gewin- 
nen. 
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ERSTES KAPITEL 
Die wirtschaftliche Lage 

TEiL A 

Der internationaie Rahmen 


I. Aufschwung mit Risiken 

1 . Im Jahre 1984 hat der Aufschwung in einigen 
großen Industrieländern, angeführt von den Verei- 
nigten Staaten, an Kreift gewonnen. In den meisten 
anderen Ländern setzte sich die wirtschaftliche Be- 
lebung nur verhalten fort. Nach langen Jahren der 
Schwäche sind weithin die Investitionen wieder ge- 
stiegen, teilweise sogar kräftig. Noch stärker nahm 
der Warenaustausch zwischen den Ländern zu. Der 
Importsog, der von den Industrieländern, nament- 
lich von den Vereinigten Staaten, ausging, hat auch 
den Handel mit den Entwicklungsländern spürbar 
belebt und dort die Produktion gesteigert. In Ame- 
rika fanden seit Anfang 1983 mehr als 6 Millionen 
Menschen zusätzlich Arbeit. In Europa reichte da- 
gegen die konjunkturelle Erholung für einen An- 
stieg der Beschäftigung nicht aus; jeder neunte Ar- 
beitnehmer war hier 1984 ohne Arbeit. 

2 . Die Fehlentwicklungen der Vergangenheit — 
unzureichende Anpassung an veränderte weltwirt- 
scheiftliche Bedingungen, steigende Inflationsraten 
— hatten zu einer langanhaltenden Stabilisierungs- 
krise und zur Verschärfung der Beschäftigungs- 
probleme geführt. Als Folge dieser Fehlentwicklun- 
gen sind die Konsolidierungsprobleme zu sehen, de- 
nen ungeachtet der inzwischen erreichten Fort- 
schritte noch immer viele Unternehmen, öffentliche 
Haushalte und ganze Volkswirtschaften gegenüber- 
stehen. Die konjunkturelle Erholung in den Indu- 
strieländern, insbesondere der kraftvolle Auf- 
schwung in den Vereinigten Staaten, dessen Stärke 
nicht erwartet worden war, haben jedoch der Welt 
neuen Mut gegeben. Der Welthandel, der vom An- 
fang der achtziger Jahre an stagniert hatte, zeit- 
weise sogar rückläufig war, nimmt seit Mitte 1983 
wieder kräftig zu. 

3 . Die wichtigste konstitutionelle Verbesserung 
vieler Volkswirtschaften ist in der Eindämmung der 
Inflation zu sehen. Länder, in denen bereits in den 
vergangenen Jahren der Preisauftrieb spürbar zu- 
rückgegangen war, konnten ihre Erfolge sichern 
oder vergrößern. Anderen Ländern gelang 1984 ein 
beachtlicher Schritt nach vorn. Der Anstieg der 
Verbraucherpreise lag in den OECD-Ländern 1984 
bei 5 vH (Tabelle 1). 

Am stärksten war die Dämpfung des Preisauftriebs 
in den Ländern, in denen sich die Lohn Steigerun- 
gen spürbar zurückbildeten. Im Durchschnitt der 
Industrieländer stiegen die Löhne noch um rund 


6 vH. Die Produktivitätszuwächse waren vielfach 
hoch. So kam es, daß die Arbeitskosten bezogen auf 
das gesamte Produkt in einigen Ländern nurmehr 
geringfügig Zunahmen (Tabelle 2). Die Ertragssitua- 
tion der Unternehmen hat sich deutlich verbessert. 

Die Weltrohstoffpreise gaben, als der Dollar im 
Frühjahr 1984 an Wert gewann, nach. Auch die Öl- 
preise blieben unter Druck; gegenüber Anfang 1984 
sind die Marktnotierungen gefallen. Im Jahres- 
durchschnitt lag das Niveau der Rohstoffpreise nur 
wenig höher als 1983. 

4 . Von den Kapitalkosten kam dagegen kein spür- 
barer Beitrag zur Verbesserung der Angebotsbedin- 
gungen. Die Vereinigten Staaten boten den interna- 
tionalen Kapitalanlegern sogar höhere Zinsen als 
1983. In den meisten anderen Ländern waren zwar 
niedrigere Zinsen zu zahlen; doch angesichts der 
Erfolge bei der Inflationsbekämpfung und der Fort- 
schritte bei der Konsolidierung der Staatsfinanzen 
waren sie immer noch sehr hoch. 

5. Die Probleme, die auf der Weltwirtschaft lasten, 
sind trotz der unübersehbaren Fortschritte und 
trotz des Aufschwungs in den Industrieländern 
nach wie vor groß. Die hohe amerikanische Kapital- 
nachfrage, die staatliche wie die private, verschaffte 
sich zwar über entsprechend hohe Zinsgebote das 
nötige Kapitalangebot, und der Kurs des Dollar 
sorgte für das zum Kapitalimport passende Lei- 
stungsbilanzdefizit. Die Vereinigten Staaten schie- 
ben aber die Aufgaben, die in der unausweichlichen 
Korrektur der Defizite im Staatshaushalt und in 
der Leistungsbilanz liegen, vor sich her. 

Nicht gelöst sind weiterhin die Probleme der hoch- 
verschuldeten Entwicklungsländer, vor allem in La- 
teinamerika. Diese Länder konnten zwar ihre Ex- 
porterlöse kräftig steigern. Bei manchen, die stark 
von der Einfuhr aus den Vereinigten Staaten ab- 
hängen, bildete aber neben den zusätzlichen Zins- 
zahlungen die Verteuerung der Einfuhr einen ho- 
hen Gegenposten. Der mit den hohen Zinsen ein- 
hergehende starke Dollar verteuerte ihre Einfuhr 
stärker, als ihre Preise bei der Rohstoffausfuhr stie- 
gen. Immerhin konnten die lateinamerikanischen 
Länder ihre Leistungsbilanzungleichgewichte ver- 
ringern. Zunächst einmal haben die Vorteile des 
Einfuhr sogs der Vereinigten Staaten die Nachteile 
überwogen, die sich aus dem amerikanischen Kapi- 
talsog ergaben. 

Die Gefahr einer akuten Finanzkrise in der Welt 
scheint gebannt. Im Zusammenspiel von Schuldner- 
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Tabelle 1 


Wirtschaftsdaten ausgewählter Länder 


Land 

Bruttosozialprodukt ^) ^) 

Ausrüstungsinvestitionen ^) ^) 

Ausfuhr^) ^) 

1973- 

1982“*) 

1982 

1983 

1984**) 

1973- 

1982*") 

1982 

1983 

1984**) 

1973- 

1982*") 

1982 

1983 

1984**) 

Bundesrepublik 













Deutschland 

+ 1,7 
+ 1,9 

- 1,1 
+ 1,3 

+ 1,3 
+ 0,4 

+ 2V2 

+ IV 2 

+ 1,4 
+ 0,9 

- 5,7 

- 1,7 

+ 6,1 
- 7,4 

+ 1/2 

+ ^ 41/2 

+ 5,1 
+ 3,4 

+ 4,6 
+ 1,8 

- 1,3 
+ 0,0 

+ 7 

Belgien 

+ 51/2 

Frankreich 

+ 2,4 

+ 2,0 

+ 0,7 

+ IV 2 

+ 2,2 

+ 0,7 

- 1,1 

+ 3 

+ 5,2 

- 2,2 

+ 3,9 

+ 4 V 2 

Großbritannien .... 

+ 0,8 

+ 2,2 

+ 3,2 

+ 2 

+ 1,5 

+ 0,2 

- 1,4 

+ 14 

+ 2,7 

+ 1,2 

+ 1,0 

+ 6 V 2 

Italien 

+ 2,1 

-0,4 

- 1,2 

+ 2 V 2 

- 0,2 

- 9,5 

- 9,1 

+ 41/2 

+ 5,9 

- 0,8 

+ 4,0 

+ 5V2 

Niederlande 

+ 1,5 

- 1,6 

+ 0,4 

+ IV 2 

+ 0,5 

- 1,3 

+ 1,3 

+ 4 

+ 2,2 

- 0,9 

+ 4,5 

+ 51/2 

Schweiz 

+ 0,3 

- 1,5 

+ 0,7 

+ 2 V 2 

- 0,8 

- 4,8 

+ 6,5 

+ 31/2 

+ 2,8 

- 3,2 

+ 0,9 

+ 41/2 

Vereinigte Staaten . . 

+ 1,9 

“ 2,1 

+ 3,7 

+ 7 

+ 3,7 

- 7,2 

+ 2,5 

+ 201/2 

+ 4,7' 

- 7,8 

- 5,6 

+ 41/2 

Japan 

+ 3,8 

+ 3,3 

+ 3,0 

+ 51/2 

+ 5,5 

+ 9,4 

+ 2,0 

+ 91/2 

+ 11,6 

+ 3,5 

+ 4,8 

+ I 6 V 2 


Beschäftigung ®) 

Arbeitslosigkeit® 


Verbraucherpreise 

Land 

1973- 

1982*") 

1982 

1983 

1984**) 

1973- 

1982**) 

1982 

1983 

1984**) 

1973- 

1982*") 

1982 

1983 

1984**) 

Bundesrepublik 













Deutschland 

- 0,6 

- 1,8 

-1,7 

- V 2 

+ 3,7 

+ 6,9 

+ 8,4 

+ 81/2 

+ 5,0 

+ 5,3 

+ 3,3 

+ 2 V 2 

Belgien 

- 0,4 

-1,3 

- 0,9 

- 0 

+ 7,5 

+13,1 

+ 14,4 

+ 141/2 

+ 8,2 

+ 8,7 

+ 7,7 

+ 6 V 2 

Frankreich 

+ 0,1 

+ 0,2 

-0,9 

- 1 

+ 5,1 

+ 8,8 

+ 8,9 

+ 91/2 

+ 11,4 

+11,8 

+ 9,6 

+ 71/2 

Großbritannien .... 

- 0,5 

-1,5 

- 0,6 

~ 1/2 

+ 5,5 

+10,6 

+ 11,5 

+ 12 

+ 14,6 

+ 8,6 

+ 4,6 

+ 5 

Italien 

+ 0,8 

-0,4 

-0,4 

- 0 

+ 6,9 

+10,5 

+ 11,9 

+ 121/2 

+ 16,9 

+16,6 

+ 14,6 

+ 11 

Niederlande 

+ 0,5 

- 0,3 

-1,2 

- 1 V 2 

+ 6,1 

+11,7 

+ 14,3 

+ 15 

+ 7;0 

+ 6,0 

+ 2,7 

+ 31/2 

Schweiz 

- 0,6 

-0,7 

-1,0 

+ V2 


+ 0,4 

+ 0,9 

+ 1 

+ 4,4 

+ 5,6 

+ 3,0 

+ 3 

Vereinigte Staaten . . 

+ 1,8 

- 0,9 

+ 1,4 

+ 31/2 

+ 7,0 

+ 9,7 

+ 9,6 

+ 71/2 

+ 9,0 

+ 6,1 

+ 3,2 

+ 31/2 

Japan 

+ 0,8 

+ 1,0 

+ 1,7 

+ 1 

+ 2,0 

+ 2,4 

+ 2,6 

+ 21/2 

+ 8,3 

+ 2,7 

+ 1,9 

+ 2 


Leistungsbilanz *^) 

Staatsquote®) 

Staatsdefizit®) 

Land 

1973- 

1982*^) 

1982 

1983 

1984**) 

1973- 
1982 *’*) 

1982**) 

1983**) 

1984**) 

1973- 

1982**') 

1982 

1983 

1984**) 

Bundesrepublik 













Deutschland 

+ 0,5 

+ 0,5 

+ 0,6 

+ V 2 

47,3 

49,9 

48,9 

48 

- 3,3 

- 3,4 

- 2,7 

- IV 2 

Belgien 

-1,1 

- 3,1 

- 0,7 

- 1/2 

47,5 

58 

581/2 

58*/2 

- 9,5 

-12,7 

-13,4 

-11 

Frankreich 

- 0,2 

-2,2 

- 0,8 

- 1/2 

44,7 

5 OV 2 

511/2 

53 

- 1,7 

- 2,5 

- 3,2 

- 31/2 

Großbritannien .... 

- 0,1 

+ 2,0 

+ 0,7 

+ V 2 

44,9 

45 

45 

441/2 

- 2,8 

- 2,4 

- 3,3 

- 2 V 2 

Italien 

- 0,9 

-1,6 

+ 0,1 

- 0 

44,6 

55 

571/2 

58 

-10,9 

-12,7 

-11,8 

- 131/2 

Niederlande 

+ 1,3 

+ 2,6 

+ 2,6 

+ 2V2 

56,7 

61 1/2 

621/2 

61 

- 4,9 

- 7,2 

- 5,1 

- 41/2 

Schweiz 

+ 3,2 

+ 3,8 

+ 3,1 

+ 3V2 

28,7 

30 

301/2 

301/2 


- 0,8 

- 0,8 

- 1/2 

Vereinigte Staaten . . 

+ 0,0 

- 0,4 

- 1,2 

- 2 V 2 

34,1 

351/2 

35 

34 

- 1,2 

- 3,8 

- 4,1 

- 3 

Japan 

+ 0,2 

+ 0,6 

+ 1,8 

+ 2 V 2 

29,5 

341/2 

35 

35 

- 3,4 

- 3,4 

- 3,3 

- 2 


In konstanten Preisen. Bruttoinlandsprodukt für Belgien, Frankreich, Großbritannien, Italien, Niederlande und die Schweiz. 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH. 

*) In konstanten Preisen. 

*) Waren und Dienstleistungen in konstanten Preisen. 

Zivile Erwerbstätige. 

®) Für die EG-Länder: Anteil der registrierten Arbeitslosen an den zivilen Erwerbspersonen {für den EG-Gebrauch standardisierte nationale 
Angaben). Für die Schweiz: Anteil der als arbeitslos registrierten Personen an den gesamten Erwerbspersonen. Für die Vereinigten Staaten 
und Japan: Anteil der durch regelmäßige Haushaltsbefragungen (Stichproben) ermittelten Arbeitslosen an den Erwerbspersonen. 

^) Leistungsbilanzsaldo im Verhältnis zum Bruttosozi alpr odukt bzw. Bruttoinlandsprodukt. 

®) Staatsausgaben im Verhältnis zum Bruttosozialprodukt bzw. Bruttoinlandsprodukt. (Für die Schweiz: Laufende Ausgaben . . .) 

®) Finanzierungssaldo (Überschuß: +, Defizit: — ) der öffentlichen Haushalte (Gebietskörperschaften und Sozialversicherung) im Verhältnis zum 
Bruttosozialprodukt bzw. Bruttoinlandsprodukt. 

^®) Durchschnittlich jährliche Veränderung (geometrisches Mittel) in vH. 

^^) Eigene Schätzung. 

^^) Durchschnittlich jährliche Quote (arithmetisches Mittel). 

Quellen: OECD; EG; für Bundesrepublik: Nationale Quellen 
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ländern und Gläubigerländern, von privaten Ban- 
ken und internationalen Organisationen konnten 
Fortschritte erzielt werden bei der Aufgabe, die 
Zahlungsverpflichtungen der hochverschuldeten 
Länder zu strecken. 


Dort liegt aber nicht das eigentliche Problem. Trotz 
mancher sichtbarer Erfolge sind in den Schuldner- 
ländern noch enorme Anpassungsanstrengungen 
nötig. Und wo Zinsverpflichtungen nicht in produk- 
tiven Investitionen wurzeln, nehmen die Anpas- 
sungslasten weiter zu. 


Tabelle 2 


Zur Entwicklung der Lohnstückkosten und der Beallohnposition in wichtigen Industrieländern 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 


Land 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

Bundesrepublik 
Deutschland 

+ 4,1 

+ 3,1 

Lohnkosten je Produkteinheit ') 

+ 3,6 + 6,3 + 4,8 + 3,4 

+ 0,4 

+ 0,9 •) 

Belgien 

+ 7,9 

+ 4,3 

+ 4,7 

+ 6,1 

+ 6,1 

+ 5,3 

+ 5,5 

+ 5,0 

Dänemark 

+ 8,4 

+ 9,0 

+ 7,8 

+ 10,6 

+ 9,8 

+ 8,8 

+ 4,7 

+ 2,9 

Frankreich 

+ 10,6 

+ 9,0 

+ 9,8 

+ 13,7 

+ 13,2 

+ 12,1 

+ 9,4 

+ 6,5 

Griechenland 

+21,1 

+ 16,9 

+20,3 

+ 18,1 

+23,4 

+27,3 

+ 17,7 

+ 15,5 

Großbritannien 

+ 10,5 

+ 9,9 

+ 14,1 

+22,2 

+ 8,7 

+ 5,3 

+ 3,3 

+ 4,0 

Irland 

+ 9,8 

+ 12,7 

+ 19,0 

+ 18,8 

+ 17,3 . 

+ 12,0 

+ 10,0 

+ 7,5 

Italien 

+20,2 

+ 13,7 

+ 14,2 

+ 19,0 

+22,3 

+ 17,5 

+ 16,5 

+ 10,0 

Niederlande 

+ 6,6 

+ 5,6 

+ 5,2 

+ 5,4 

+ 2,7 

+ 4,8 

+ 0,5 

+ 1,5 

Vereinigte Staaten 

+ 5,4 

+ 7,5 

+ 9,0 

+ 10,0 

+ 7,7 

+ 7,9 

+ 2,7 

+ 3,0 

Kanada 

+ 8,3 

+ 5,4 

+ 9,0 

+ 12,0 

+ 11,9 

+ 12,0 

+ 2,2 

+ 3,5 

Japan 

+ 6,1 

+ 2,6 

+ 2,7 

+ 3,9 

+ 4,0 

+ 2,7 

+ 2,6 

+ 1,5 

Österreich 

+ 6,2 

+ 8,9 

+ 2,0 

+ 4,9 

+ 8,2 

+ 3,8 

+ 1,9 

+ 2,5 

Schweden 

+ 14,3 

+ 9,4 

+ 5,8 

+ 10,5 

+ 9,9 

+ 5,3 

+ 7,1 

+ 6,5 

Schweiz 

- 0,3 

+ 4,5 

+ 2,4 

+ 3,3 

+ 5,9 

+ 9,0 

+ 3,3 

+ 2,0 

Bundesrepublik 
Deutschland 

- 0,3 

- *0,7 

- 0,3 

Reallohnposition *) 

+ 1,9 - 0,2 

- 2,2 

- 2,9 

- 1.3 

Belgien 

+ 0,6 

+ 0,5 

+ 0,5 

+ 0,9 

+ 0,6 

- 2,1 

- 1,7 

- 0,9 

Dänemark 

- 1,9 

- 0,4 

- 1,5 

+ 3,4 

- 3,9 

- 3,1 

- 1,9 

- 2,9 

Frankreich 

+ 1,3 

- 0,9 

- 0,9 

+ 1,1 

+ 0,9 

- 0,4 

- 0,8 

- 2,3 

Griechenland 

+ 6,5 

+ 3,1 

+ 3,2 

- 5,3 

+ 3,2 

+ 3,3 

- 3,6 

- 2,7 

Großbritannien 

- 5,3 

- 0,1 

- 0,0 

+ 3,8 

- 1.1 

- 3,5 

- 1,3 

+ 0,9 

Irland 

- 1,0 

+ 3,4 

+ 5,4 

+ 5,0 

- 3,1 

- 5,8 

- 5,2 

- 0,4 

Italien 

+ 0,5 

+ 0,2 

- 1,1 

- 0,0 

+ 3,7 

- 0,6 

+ 1,1 

- 1.7 

Niederlande 

- 0,4 

+ 1,4 

+ 2,1 

- 0,2 

- 2,4 

- 1,9 

- 0,7 

- 4,5 

Vereinigte Staaten 

+ 0,1 

+ 0,5 

+ 0,8 

+ 0,7 

- 2,2 

+ 1,6 

- 1,2 

- 1.6 

Kanada 

+ 1,3 

- 0,7 

- 1,6 

+ 0,8 

+ 0,7 

+ 1,8 

- 3,3 

- 1.9 

Japan 

- 1,2 

- 2,8 

+ 0,4 

- 1.5 

- 1,7 

- 0,3 

+ 0,1 

- 2,8 

Österreich 

+ 0,1 

+ 2,2 

- 4,2 

- 0,6 

+ 1,3 

- 9,0 

- 1.4 

- 2,4 

Schweden 

+ 4,4 

- 1,0 

- 1,5 

- 1,2 

- 0,6 

- 3,5 

- 4,4 

- 4,0 

Schweiz 

“ 0,1 

+ 1,6 

- 0,0 

+ 0,6 

+ 0,5 

+ 1,4 

- 0,8 

- 1.7 


Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit je Einheit des realen Bruttosozialprodukts, aus Angaben in Landeswährung; 1984 geschätzt. 
Quelle: DIW. 

Veränderung der Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit je beschäftigten Arbeitnehmer deflationiert mit dem Preisindex des privaten 
Verbrauchs abzüglich der Veränderung des realen Bruttoinlandsprodukts je Erwerbstätigen, einschließUch des Einkommenseffekts aus der 
Veränderung des realen Austauschverhältnisses im Außenhandel der Gesamtwirtschaft (Terms of Trade). 

Quelle: OECD. Nicht ohne weiteres vergleichbar mit den Angaben in Tabelle 18. 

“) Eigene Schätzung. 
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Die hochverschuldeten Länder müssen bald ihre 
Zinszahlungen wieder aus Exporteinnahmen statt 
aus einer Neuverschuldung leisten können. Daß ein 
hoher Bestand an Auslandsschulden nicht zu Zah- 
lungsschwierigkeiten und zu Problemen der Kredit- 
würdigkeit führen muß, zeigt das Beispiel mehrerer 
Länder des pazifischen Raums. Obwohl im Ausland 
hochverschuldet, steht die Kreditfähigkeit dieser 
Länder nicht in Frage. 

Die Industrieländer haben zwar für eine kräftige 
Belebung des Welthandels gesorgt, vielfach aber 
ihre Importbarrieren erhöht und so die Exportmög- 
lichkeiten für die Schuldnerländer erschwert. Die 
Überwindung der Schwierigkeiten der Entwick- 
lungsländer kann unmöglich werden, wenn sich 
dies nicht ändert. Auch die wirtschaftliche Dyna- 
mik der Welt im ganzen würde sich kaum dauerhaft 
erholen. 

II. Die Vereinigten Staaten und 
die Weltwirtschaft 

Vereinigte Staaten in der Führung 

6 . Die Kraft des Aufschwungs in den Vereinigten 
Staaten ist unterschätzt worden. Zu sehr hatte die 
jüngste Erfahrung hartnäckiger Stagnation und Re- 
zession die Prognosen bestimmt; mehr als eine nor- 
male konjunkturelle Aufwärtsbewegung schien 
nicht wahrscheinlich. Tatsächlich kam es aber zu 
einem kräftigen Boom mit einem gewaltigen Be- 
schäftigungsschub. Hohes Wachstum und eine deut- 
liche Steigerung der Beschäftigung werden wieder 
als erreichbar angesehen. Dies der Welt vorgeführt 
zu haben, ist das Verdienst der Vereinigten Staaten. 
In Europa dagegen sind noch Pessimismus und Zu- 
kunftsangst verbreitet, ein Klima, das Wachstums- 
dynamik nicht begünstigt. Über die starke amerika- 
nische Importnachfrage hat auch die übrige Welt 
teil am amerikanischen Aufschwung, Wegen des 
starken Dollar und der hohen Zinsen, die mit dem 
amerikanischen Weg verbunden sind, muß hierfür 
ein hoher Preis entrichtet werden. 

7, Die achtziger Jahre hatten auch für die Verei- 
nigten Staaten mit einer schweren Hypothek be- 
gonnen. Schon in den späten sechziger Jahren an- 
gelegt, hatte sich als Folge einer nachgiebigen Geld- 
politik in den siebziger Jahren zunehmend Infla- 
tionsgewöhnung ausgebreitet Der Dollar verlor im- 
mer mehr an Wert, seine Rolle als internationale 
Reservewährung war bedroht. Hinzu kam eine 
schwache Kapitalbildung und eine nahezu stagnie- 
rende Produktivität, bei allerdings auch damals 
schon beachtlichen Beschäftigungszuwächsen, 

Die Regierung trat 1981 mit dem Ziel an, dieser Pro- 
bleme Herr zu werden: Eindämmung der Inflation 
durch eine konsequente Geldmengenpolitik, Abbau 
staatlicher Regulierungen, Anreize zum Sparen und 
Investieren durch Steuersenkungen und Abschrei- 
bungserleichterungen, Haushaltsausgleich bis 1984 
durch die Rückführung der Staatsquote (JG 81 Zif- 
fern 7 ff.). Nicht bei allen diesen ehrgeizigen Zielen 
konnte sie bislang Erfolge verbuchen. 


8 . Erfolgreich war die Wirtschaftspolitik zweifel- 
los bei der Eindämmung der hohen Inflation. Der 
Geldwertschwund, der 1980 mehr als 13 vH ausge- 
macht hatte, konnte binnen dreier Jahre urii zwei 
Drittel verringert werden, und dies zuletzt bei einer 
steilen wirtschaftlichen Aufwärtsentwicklung. Der 
kraftvolle Aufschwung, der Ende 1982 mit der Bele- 
bung des privaten Verbrauchs und des Wohnungs- 
baus begonnen hatte, beschleunigte sich Anfang 
1984 noch, als die Schubkreift stark steigender Inve- 
stitionen hinzukam. Die gesamtwirtschaftliche Pro- 
duktion stieg in den ersten neun Monaten mit einer 
Jahresrate von 6 V 2 vH. Die privaten Ausrüstungs- 
investitionen, deren Belebung im Sommer 1983 ein- 
gesetzt hatte, nahmen um 19 vH zu (Schaubild 1). 

9 . Die Kräfte, die den Aufschwung in den Verei- 
nigten Staaten hervorbrachten, sind vielfältiger Na- 
tur. Anstöße gab es sowohl auf der Angebotsseite 
als auch auf der Nachfrageseite. 

Von der Angebotsseite her betrachtet, haben die 
massiven Steuervorteile für Unternehmen, die zu- 
nächst vor allem zur Beseitigung der Scheinge- 
winnbesteuerung gedacht waren, nun aber, ange- 
sichts der deutlich verringerten Geldentwertung, 
eine beachtliche Steuerentlastung darstellen, das 
Investieren rentabler gemacht und finanziell er- 
leichtert. Schwach steigende Löhne, günstige Be- 
dingungen für die Beschaffung von Eigenkapital 
und die Beseitigung bürokratischer Hemmnisse 
waren weitere wichtige Voraussetzungen. 

Die erfolgreiche Eindämmung des Preisauftriebs ist 
auch der Kaufkraft der Konsumenten zugute ge- 
kommen. Sie entschädigte die Haushalte zu einem 
guten Teil für den Rückgang der Lohn Steigerungen 
auf knapp 5 vH, Der kräftige Beschäftigungszu- 
wachs, die hohen Gewinneinkommen und die 
Steuererleichterungen, die im übrigen — anders als 
von der Regierung gedacht — die Sparquote kaum 
erhöhten, trugen ebenfalls dazu bei, daß die priva- 
ten Haushalte in der Summe über ein auch real 
deutlich gestiegenes Einkommen verfügten. 

Die breit angelegten Steuersenkungen haben über den ge- 
samten Zeitraum der Jahre 1981 bis 1984 betrachtet weni- 
ger den privaten Haushalten als vielmehr den Unterneh- 
men große Erleichterungen gebracht Gemessen am So- 
zialprodukt sind die Untemehmenssteuem nach einein- 
halb Jahren eines kräftigen Aufschwungs und zweistelli- 
ger Geurinnzuwächse noch wesentlich niedriger als in frü- 
heren Aufschwungsphasen, Betrachtet man dagegen die 
durchschnittliche Belastung der Einkommen mit Abgaben 
und sieht man von Konjunktureinflüssen ab, so zeigt sich, 
daß die Einkommensteuersenkungen der Jahre 1981 bis 
1983 den privaten Haushalten keine nachhaltige Abga- 
benentlastung gebracht haben. Die durchschnittliche Be- 
lastung der Einkommen mit Abgaben lag im ersten Vier- 
teljahr 1984 etwa auf dem Niveau von Anfang 1981, 

10. Atif der Nachfrageseite wurde der Aufschwung 
vor allem von dem Impuls angetrieben, der von der 
Ausweitung der Staatsausgaben ausging. Anstöße 
kamen nur zeitweise auch von der Geldpolitik, die 
nach der Phase scharfer Restriktion (Mitte 1981 bis 
Mitte 1982) zunächst zu einem Pfad normaler Geld- 
mengenausweitung zurückkehrte, dann sogar dar- 
über hinausging, schon seit mehr als einem Jahr die 
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Zügel jedoch wieder streiff hält. Es handelt sich 
insoweit nicht um die früher typische geldpolitisch 
unterstützte Nachfragepolitik. 

Die Staatsquote, die infolge steigender Ausgaben 
für Sozialleistungen xmd Verteidigung bis zum 
Jahre 1982 kräftig angestiegen war, verharrte selbst 
im Aüfschwungsjahr 1983 auf hohem Niveau. Unter 
solchen Umständen mußte die in Stufen vorgenom- 
mene Steuersenkung dazu führen, deiß der Fehlbe- 
trag im Bundeshaushalt immer größer wurde. 

Trotz Ausgabenkürzimgen an anderer Stelle und 
der Erhöhung einiger indirekter Steuern und trotz 
des über Erwarten guten Konjunkturverlaufs be- 
trug der Fehlbetrag im Haushaltsjahr 1983/84 mehr 
als 175 Mrd Dollar. Die Bundesstaaten und die Ge- 
meinden haben zwar seit Beginn des Aufschwungs 
erhöhte Haushaltsüberschüsse aufgrund vermehr- 
ter Steuereinnahmen erzielt, den kräftigen Anstieg 
des Defizits im Bundeshaushalt konnte dies aller- 
dings bei weitem nicht ausgleichen. Zudem sind 
Überschüsse für die amerikanischen Bundesstaa- 
ten und Gemeinden normal; sie dienen der Einzah- 
lung in Pensionskassen; ein Vergleich des amerika- 
nischen öffentlichen Gresamthaushalts mit dem an- 
derer Länder mit anderen Versorgungssystemen ist 
also problematisch. 

Die hohe Kreditnachfrage des Staates bewirkte zu- 
sammen mit der Kreditnachfrage der Privaten über 
hohe Zinsen einen Sog auf Auslandskapital, der den 
Dollar hochtrieb und so den Kauf von Waren und 
Diensten aus dem Ausland anregte, während er den 
Export erschwerte. So gesehen stehen dem expansi- 
ven Nachfrageeffekt, der von den öffentlichen 
Haushalten ausging, als Abzugsposten die kontrak- 
tiven Rückwirkungen der riesigen Einfuhrüber- 
schüsse gegenüber. Das Leistungsbilanzdefizit, das 
1981 noch weniger als 5 Mrd Dollar betragen hatte, 
vergrößerte sich binnen drei Jahren auf über 95 
Mrd Dollar. Zu einem erheblichen Teil bewirkte die 
expansive Haushaltspolitik also lediglich eine Än- 
derung der Struktur zu Lasten der Exportwirtschaft 
und der mit Importen konkurrierenden Bereiche. 


Hohe Zinsen, starker Dollar 

11 . Die Zurückführung der hohen amerikanischen 
Inflation ist ein Gewinn für alle. In den siebziger 
Jahren hatte die Inflation in den Vereinigten Staa- 
ten nicht nur das internationale Währungssystem 
schwer belastet, sondern es auch den anderen Län- 
dern leicht gemacht, weniger auf Stabilität zu ach- 
ten. Es war jedoch nicht zwingend, daß die Verei- 
nigten Staaten zur Eindämmung der Inflation und 
zur Wiederbelebung der Wirtschaft einen Weg ge- 
wählt haben, der mit anhaltend hohen Zinsen ver- 
bunden ist (Schaubild 2). 

Solange es galt, die Inflation zu bekämpfen, waren 
hohe Zinsen, auch hohe langfristige Zinsen, unver- 
meidlich, jedenfalls zunächst. Die wegen der Infla- 
tionsgewöhnimg bereits hohen Zinsen stiegen als 
Folge der Inflationsbekämpfung durch Geldver- 
knappung noch weiter an. Daß die Zinsen aber nach 


einer gewissen Niveaukorrektur hoch blieben, ob- 
wohl sich der Preisauftrieb stark abschwächte, 
kann nicht mehr der Inflationsbekämpfung zuge- 
rechnet werden. Und es ist bei sinkenden Infla- 
tionsraten auch keineswegs selbstverständlich, daQ 
die Zinsen im Aufschwung steigen müssen. 

12. Gewiß, vielfach ist zu beobachten, deiß der Zins 
erst mit zeitlichem Abstand einer Verlangsamung 
im Preisauftrieb folgt. Auch wird oft darauf verwie- 
sen, daß die Geldpolitik, so wie sie betrieben wurde, 
nicht zu einer Stabilisierung der Erwartungen und 
damit zu einer niedrigeren Risikoprämie im Zins 
beitragen konnte (JG 81 Ziffer 14). Von besonderer 
Bedeutung für die hohen amerikanischen Zinsen ist 
aber wohl die Finanzpolitik. Um die Kapitalgeber 
im Inland wie im Ausland zu bewegen, einen immer 
höheren Anteil amerikanischer Staatspapiere in 
ihre Portefeuilles aufzunehmen, mußte der Staat ei- 
nen entsprechenden Zins bieten. Gleichzeitig hat er 
es den kreditsuchenden Unternehmen durch die 
Steuervorteile ermöglicht, beim Investieren die ho- 
hen Zinsen zu zahlen, die die Fremdkapitalgeber, 
gleichsam als Anteil an der steuerlich begünstigten 
Renditesteigerung der Unternehmen, forderten. 
Eigenkapitalrendite und Fremdkapitalrendite sind 
parallel gestiegen. Die Steuerentlastungen bei den 
Unternehmen verminderten zwar zugleich deren 
Kreditbedarf. Aber das davon bestimmte Defizit 
machte doch nur einen mäßig großen Teil des gan- 
zen aus. 

Nicht nur das aktuelle Defizit hat den Zins beein- 
flußt, sondern offensichtlich auch die Erwartung 
anhaltend hoher Defizite und dementsprechend ho- 
her Zinsen. Dies wiederum hat die Bildung von Ver- 
trauen auf dauerhaft niedrige Preissteigerungsra- 
ten verhindert, da wohl nach wie vor nicht ausge- 
schlossen wird, deiß sich der Staat künftig über In- 
flation entschuldet 

13. Man kann für die Erklärung der hohen Zinsen 
auch die gestiegenen Unternehmenserträge vor 
Steuern heranziehen. Die verbesserten Investi- 
tionsbedingungen wären bei dieser Sichtweise der 
entscheidende Grund für die hohen Zinsen; diese 
wären gleichsam bloß deren Abbild, hervorgebracht 
durch die Neigung der Kapitalbesitzer, ihre Vermö- 
gen zugunsten des hochrentierlichen Sachkapitals 
umzuschichten. Die privaten Investitionen blieben 
in diesem Fall auch ohne staatliche Nachfrage- 
impulse kräftig und der Zins ohne hohe staatliche 
Defizite hoch. 

14 . Ohne die über hohe Zinsgebote geschaffene 
Bereitschaft des Auslandes, sich an der Finanzie- 
rung des amerikanischen Haushaltsdefizits zu be- 
teiligen, wären die amerikanischen Zinsen noch hö- 
her, die privaten Investitionen geringer gewesen. 
Auf das gleiche lief hinaus, daß amerikanische Ka- 
pitalgeber, vor allem Banken, viel weniger Kapitel 
im Ausland anlegten, als sie es zuvor getan hatten. 
Vielfach wurde sogar Kapital aus dem Ausland zu- 
rückgeholt Noch 1982 hatten die Banken per Saldo 
45 Mrd Dollar Kapital exportiert, 1983 fast 24 Mrd 
Dollar importiert. 
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15 . Es war keineswegs selbstverständlich, daß die 
Bereitschaft des Auslandes, dem Staat und der 
Wirtschaft in Amerika Kredit zu geben oder dort 
direkt zu investieren, so groß und die den Wechsel- 
kurs treibende Dollarnachfrage so hoch war. In der 
Regel wird für ein Land, das konjunkturell voraus- 
eilt, die von hohen Einfuhren ausgehende und den 
Wechselkurs schwächende Devisennachfrage domi- 
nant. Das Land erlebt also eine Abwertung seiner 
Währung. Nur wenn sich gleichzeitig die Neigung 
des Auslands, dort mehr Kapital anzulegen, erhöht 
oder ein sehr hoher Zins geboten wird, kann dieser 
Effekt wettgemacht oder — wie im Falle der Verei- 
nigten Staaten — sogar mehr als wettgemacht wer- 
den. Sehr hoch muß der Zins sein, weil mit steigen- 
dem Wechselkurs das Risiko künftiger Abwertung 
zunimmt, zumal ein extrem hohes Leistungsbilanz- 
defizit kaum auf die Dauer für finanzierbar gehal- 
ten wird. Ein anderer Erklärungsstrang wäre: Die 
Aufwertung des Dollar, der Ende der siebziger 
Jahre als eindeutig unterbewertet galt, ist Folge der 
erfolgreichen Eindämmung der Inflation sowie der 
verbesserten Sachkapitalrendite. Aber allein kann 
man die Dollarstärke damit kaum erklären. Die 
amerikanischen Zinsen wären dann wohl nicht so 
hoch. Die Zinsgebote des Staates und der erst so 
zustande gebrachte Kapitalzustrom waren bei der 
Entwicklung des Dollarkurses offensichtlich in der 
Führungsrolle. 

16 . Für andere Industrieländer bedeutete die 
Kombination aus hohen Zinsen in den Vereinigten 
Staaten und starkem Dollar einen erheblichen Dis- 
ziplinierungszwang. Die schlechten Erfahrungen 
mit Abwertungen, deren positive Wirkung auf die 
Wettbewerbsfähigkeit häufig durch mehr Inflation 
zunichte gemacht wurde, veranlaßten etliche Län- 
der zu einer außenwirtschaftlich orientierten Geld- 
politik. Für sie bedeutete dies höhere Zinsen, als es 
sonst der Fall gewesen wäre — zur Vermeidung 
inflatiohsbedingt noch höherer später. 

Gründe für hohe Zinsen gab es aber auch außerhalb 
der Vereinigten Staaten genug. In der Inflationsbe- 
kämpfung sind zwar in vielen Ländern beachtliche 
Fortschritte erzielt worden, aber der Preisauftrieb 
etwa in Italien, in Frankreich, in Belgien, in Däne- 
mark ist noch immer stark; für die geldpolitische 
Restriktion in diesen Ländern braucht man also 
keine Ursachen in den Vereinigten Staaten zu su- 
chen. Und was die Finanzpolitik angeht, so werden 
die öffentlichen Haushalte mit Ausnahme weniger 
Länder noch immer in erheblichem Maße mit Kre- 
dit finanziert. 

17 . Der starke internationale Verbund der Finanz- 
märkte legt die Vorstellung von einem Weltkapital- 
markt nahe, wobei für die Zinsbildung auf diesem 
Markt der staatliche Kreditbedarf in der Welt von 
erheblicher Bedeutung ist. Dem steht nicht entge- 
gen, daß der Zusammenhang der nationalen Kapi- 
talmärkte durch flexible Wechselkurse prinzipiell 
gelockert ist; daraus folgt nur, daß für Kredite in 
Währungen, für die mit einer Abwertung gerechnet 
wird, höhere Zinsen gezahlt werden müssen. 


Obwohl von den sieben großen OECD-Ländern drei 
Länder in den letzten Jahren die Fehlbeträge in den 
öffentlichen Haushalten im Verhältnis zum Sozial- 
produkt nahezu halbiert haben, ist das Defizit der 
Gruppe im ganzen im Verhältnis zum Sozialpro- 
dukt immer noch fast doppelt so hoch wie 1979 und 
nur etwa einen halben Prozentpunkt niedriger als 
1982 und 1983. Das liegt vor allem an den Vereinig- 
ten Staaten. 

18 . Eine Erklärung der hohen Zinsen in der Welt 
bleibt ohne Berücksichtigung des großen Engage- 
ments vieler Banken in den hochverschuldeten 
Ländern unvollständig. Das unsicher gewordene 
Engagement, das bei einigen amerikanischen Ban- 
ken das Eigenkapital deutlich übersteigt, hat deren 
Fähigkeit, aber auch die Bereitschaft anderer, Risi- 
ken zu tragen und neue Risiken einzugehen, ver- 
mindert. Eine verringerte Risikobereitschaft in der 
Welt bedeutet Verknappung des Kapitalangebots, 
genauer: der Anlagebereitschaft, und erhöhte Zin- 
sen. 

19 . Soweit die hohe Kapitalnachfrage in den Ver- 
einigten Staaten sich über Kapitalimport durch- 
setzte, war eine geringere Investitionstätigkeit au- 
ßerhalb der Vereinigten Staaten ein Gegenposten 
für die anregenden Impulse, die dort der zusätzliche 
Export in die Vereinigten Staaten setzte. Man kann 
dagegen einwenden: Gute Schuldner sind weltweit 
knapp geworden, und so gesehen ist es ein Vorteil 
für die Welt gewesen, daß Amerika Kapital anzog, 
es an seine Investoren in Form von Steuergeschen- 
ken weiterleitete und die übrige Welt durch Güter- 
einfuhr am heimischen Expansionsprozeß betei- 
ligte. Es gibt jedoch auch Länder, die international 
nicht an Kreditfähigkeit eingebüßt haben und au- 
ßerdem gerade versuchen, ihre öffentlichen Haus- 
halte in Ordnung zu bringen, nicht zuletzt, um pri* 
vater Kreditnachfrage mehr Raum zu geben. Für 
sie wären niedrigere Zinsen und folglich eine hö- 
here Inlandsnachfrage allemal günstiger gewesen 
(Ziffern 333 ff.). 

20 . Sieht man die Probleme der Weltwirtschaft vor 
allem kurzfristig, so sind die wohltätigen Rückwir- 
kungen des amerikanischen Booms auf die Welt- 
wirtschaft ohne Zweifel dominant gegenüber den 
negativen Rückwirkungen. Das gilt, wie erwähnt, 
auch für die Entwicklungsländer. Die schlechter- 
dings spektakuläre Importbereitschaft der Verei- 
nigten Staaten, die die Welt ebenso in Staunen ver- 
setzte wie der hohe Dollarkurs, war Korrelat einer 
konsequenten finanzpolitischen Wachstumsstimu- 
lierung im Innern. Ohne diese Importbereitscheift 
wäre der Kapitalimport und ohne den Kapitalim- 
port der steile Aufschwung der heimischen Investi- 
tionskonjunktur nicht möglich gewesen. Verallge- 
meinerungsfähig in der Welt ist die Strategie der 
Vereinigten Staaten allerdings nicht, und sie birgt 
auch noch immer die Gefahr, daß sie in einer neuen 
Rezession endet, an der die Welt dann wiederum 
teilhaben würde. 
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III. Aufschwung In Japan, geringe Dynamik 
In Europa 

21 . In Japan hat sich der Aufschwung 1984 gefe- 
stigt, wenn er auch an Kraft dem amerikanischen 
nicht gleichgekommen ist In Europa ist die wirt- 
schaftliche Dynamik demgegenüber gering geblie- 
ben. In einigen großen europäischen Ländern kam 
es im Frühjahr, zum Teil durch Sonderfaktoren be- 
dingt, zu einem Rückgang der Produktion (Schau- 
bild 3). In der zweiten Jahreshälfte hat sich die kon- 
junkturelle Belebung aber wieder verstärkt 

Japan im Zeichen hoher Leistungsbilanzüberschüsse 

22 . Japan erzielte erneut einen Ausfuhrrekord. 
Besonders stark konnte es die Ausfuhr nach den 
Vereinigten Staaten steigern, die rund ein Drittel 
seiner gesamten Exporte abnehmen. Erfolgreich 
waren japanische Exporteure freilich auch in ande- 
ren Ländern, trotz zahlreicher Beschränkungen. 
Weniger kräftig nahm die Einfuhr zu. So kam es, 
daß sowohl die Handelsbilanz als auch die Lei- 
stungsbilanz mit größeren Überschüssen abschlos- 
sen als je zuvor. 

Daß Japan an der Belebung des Welthandels über- 
durchschnittlich teil hatte, ist nicht zuletzt auf die 
günstigen wirtschaftlichen Bedingungen im Inland 
zurückzuführen, die die Wettbewerbsfähigkeit för- 
dern. Hohe Produktivitätssteigerungen in der ver- 
arbeitenden Industrie trugen von Mitte 1983 an zu 
kräftig sinkenden Lohnstückkosten bei. Seit Ende 
1983 hat sich die Investitionstätigkeit in einigen 
Sektoren beschleunigt; besonders hoch sind die Zu- 
wachsraten in der Elektroindustrie, im Maschinen- 
bau und im Dienstleistungssektor. Dagegen werden 
in den traditionellen Sektoren, wie etwa der Stahl- 
industrie und dem Schiffbau, weiterhin Kapazitäten 
abgebaut. 

Im Unterschied zu anderen Ländern hat Japan sei- 
nen spektakulären Exporterfolg nicht mit einem 
Rückgang des Wechselkurses bezahlen müssen. 
Der Außenwert des Yen lag in den ersten neun Mo- 
naten 1984 um knapp 7 vH höher als vor Jahresfrist 
(Schaubild 4); auch real gerechnet bedeutete dies 
eine Aufwertung, wenn auch keine so große, da die 
Teuerungsrate in Japan deutlich hinter der Infla- 
tionsrate in den anderen Ländern zurückblieb. 

In einem gewissen Widerspruch zum Gewicht Ja- 
pans als Handelsmacht steht die geringe Bedeu- 
tung des Yen an den internationalen Finanzmärk- 
ten. Der Anteil japanischer Exporte an der Weltaus- 
fuhr ist mit über 8 vH fast so hoch wie der der Bun- 
desrepublik, und als Hauptgläubiger der Welt 
dürfte Japan 1984 die Vereinigten Staaten übertrof- 
fen haben. Aber obwohl in der vergangenen Dekade 
und beschleunigt in den letzten Jahren Regulatio- 
nen im Finanzwesen und Kapitalverkehrsbeschrän- 
kungen aufgehoben oder gelockert worden sind, ist 
ein spürbar größeres Gewicht des Yen an den inter- 
nationalen Kapital- und Kreditmärkten — insbe- 
sondere bei der Begebung von Ausländsanleihen — 
und im Bestand internationaler Liquidität bislang 
nicht zu erkennen. 


Europa: Aufschwung ohne Kraft 

23 . Großbritanniens Wirtschaft befindet sich im 
vierten Jahr einer langsamen, aber stetigen Auf- 
wärtsbewegung. Ohne den langanhaltenden Ar- 
beitskampf im Kohlebergbau, der zu spürbaren Pro- 
duktionsausfällen führte und zeitweise Verunsiche- 
rung über den Fortgang der konjunkturellen Erho- 
lung aufkommen ließ, wäre die wirtschaftliche Ex- 
pansion 1984 zweifellos deutlicher gewesen. Der 
Konsum, der in den vergangenen Jahren konjunk- 
turelle Triebkreift gewesen war, nahm zwar nicht 
mehr so stark zu, deifür stieg der Export beschleu- 
nigt, und die Investitionstätigkeit belebte sich. Die 
gesamtwirtschaftliche Produktion nahm aufs Jahr 
gesehen um 2 vH zu. 

Die britische Wirtscheift war lange Zeit durch 
Wachstumsschwäche und hohe Inflationsraten, 
durch innovationshemmende Arbeitskämpfe imd 
den Verlust traditioneller Absatzmärkte im ehema- 
ligen Commonwealth gekennzeichnet. Als sich 
Ende der siebziger Jahre die Regierung für eine 
Bekämpfung der Inflation entschied, mußte dies 
notgedrungen, bis Stabilisierungserfolge erreicht 
waren, mit Beschäftigungseinbußen einhergehen. 
Daß England in die Rolle eines Ölförderlandes hin- 
einwuchs, war auch nicht nur mit Vorteilen verbun- 
den. Denn dies trieb den Pfundkurs in die Höhe, 
was zwar die Stabilisierungsanstrengungen unter- 
stützte, die Beschäftigungsprobleme bei zunächst 
noch wenig verminderten Lohnsteigerungen aber 
noch größer machte. Inzwischen beginnen sich die 
hohen Stabilisierungskosten jedoch auszuzahlen. 

Erste Erfolge des 1979 eingeleiteten Programms der 
neuen Regierung, die sich neben der Eindämmung 
der Inflation die Verbesserung der Wachstumsbe- 
dingungen und die Stärkung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit zum Ziel gesetzt hatte, zeig- 
ten sich in den vergangenen beiden Jahren. Die bri- 
tische Industrie konnte seit 1981 Produktivitätszu- 
wächse von jährlich bis zu 6 vH erzielen; die Lohn- 
steigerungen verringerten sich um mehr als ein 
Drittel. So kam es zu einer spürbaren Abflachung 
im Anstieg der Lohnstückkosten, und der Preisauf- 
trieb wurde von 1981 bis 1983 auf weniger als die 
Hälfte herabgedrückt. Im Jahre 1984 hat sich der 
Lohnanstieg allerdings etwas beschleunigt, und die 
Produktivitätszuwächse waren nicht mehr so kräf- 
tig, so daß die Lohnstückkosten deutlich Zunahmen, 
freilich nicht in einem Maße, wie es in früheren 
Jahren der Fall war. 

Die Steigerung des Produktionsergebnisses je Be- 
schäftigten war zu einem großen Teil Folge des effi- 
zienteren Einsatzes von Arbeitskräften und der 
Einsparung nicht unbedingt benötigten Personals, 
aber auch des Verzichts auf unwirtsch€iftliche Pro- 
duktion. Rigoros war der Kapazitätsabbau in der 
überwiegend staatlichen Stahlindustrie. Die jährli- 
che Rohstahlerzeugung ist von 26 Mio Tonnen An- 
fang der siebziger Jahre auf gegenwärtig 15 Mio 
Tonnen, also um etwa zwei Fünftel, und die Be- 
schäftigung um etwa zwei Drittel reduziert worden. 
Die Gesamtkosten je Tonne Stahl wurden spürbar 
gesenkt; im Jahre 1984 lagen sie nur noch geringfü- 
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Art)ejtslosenquote2) 


Arbeitslosenquote2) 


Arbeitslosenquote2) 


176177178 179 Ino I n 182183 1841 1975176 1 77 l78r79l 80 1 81 1821831841 1^176 177 178 179 180 1 81 182 183184 1 

1) Vierteljahreswerte. Saisonbereinigte Zahlen 1980 - 100. - 2) Jahresdurchschnitte. Für die EG-Länder: Anteil der registrierten Arbeitslosen an den zivilen 
Erwerbs^rsonen (für den EG-Gebrauch standardisierte nationale Angaben) ; Quelle : EG. Für die Vereinigten Staaten und Japan : Anteil der durch regelmäßige 
Haushaltsbefragungen (Stichproben) ermittelten Arbeitslosen an den Erwerbspersonen; Quelle: OECD. Wegen unterschiedlicher Berechnungsmethoden 
sind die Arbeitslosenquoten für die verschiedenen Länder nur bedingt vergleichbar. 1984: Eigene Schätzung. - 3) Bundesrepublik Deutschland, Belgien, 
Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Irland, Italien, Luxemburg, Niederlande - ohne Dänemark. Zusammengewogen mit den jeweiligen Anteilen der in 
den Ländern von der Industrie erstellten Beiträge zum Inlandsprodukt (gross domestic product) der Industrie in der EG im Jahre 1980. 

’ Quellen: OECD, EG 
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Schaubild 4 


ENTWICKLUNG DES AUSSENWERTES AUSGEWÄHLTER WÄHRUNGEN!) 


Januar 1977 = 100 



1) Entwicklung des Außenwertes der Währung eines Landes gegenüber einer Gruppe von 23 Ländern, zusammengewogen mit den Anteüen der einzelnen Länder am 
deutschen AuSisnhandelsumsatz (Ausfuhr plus Einfuhr) im Durchschnitt der Jahre 1978 bis 1980 ; umgerechnet aus der Ursprungsreihe Ende 1972 ^ 100. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 

SR840871 
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gig über den erzielbaren Preisen. Im Kohlebergbau 
hat der Kapazitätsabbau erst später begonnen und 
ist bislang weniger spektakulär gewesen. Hier 
nahm die Beschäftigung seit 1979 aber auch um 
15 vH ab. Für die Jahre 1984/85 sieht die nationale 
Kohlebehörde einen Abbau von 20 000 Arbeitsplät- 
zen, das sind weitere 10 vH, und eine Reduktion der 
Kohleförderung um 3 vH bis 4 vH vor. Zudem will 
sie über eine Beschränkung der Lohnsteigerungen 
die Förderkosten senken. In dem dramatischen 
Streik, der seit März 1984 andauert, versuchen die 
britischen Bergarbeiter, dies zu verhindern. 

Dem rapiden Beschäftigungsabbau in alten Indu- 
strien standen zum Teil beachtliche Beschäfti- 
gungszuwächse in einigen Dienstleistungsberei- 
chen, vereinzelt auch in der verarbeitenden Indu- 
strie gegenüber. Im Jahre 1984 konnte der Anstieg 
der Beschäftigung in einigen Sektoren den Abbau 
von Arbeitsplätzen an anderer Stelle erstmals aus- 
gleichen. Die Arbeitslosigkeit ist aber bis zuletzt 
weiter gestiegen; über drei Millionen Arbeitskräfte 
sind ohne Beschäftigung. 

Die Regierung ist um eine weitere Senkung der 
staatlichen Defizite bemüht; die öffentlichen Ausga- 
ben sind 1984 real nicht gestiegen; beim Abbau der 
Neuverschuldung halfen auch die Erlöse aus der 
fortgesetzten Teilprivatisierung staatlicher Unter- 
nehmen. 

Die Bank von England ließ 1984 einen Anstieg der 
Geldmenge Sterling M3 am oberen Rand des Korri- 
dors (6 vH bis 10 vH) zu. Die langfristigen Zinsen 
folgten den amerikanischen. Das Pfund Sterling 
verlor nicht nur gegenüber dem Dollar, sondern 
auch gegenüber anderen Währungen an Wert; dies 
führte zu einer starken Verteuerung der Importe. 
Zu einem weiteren Kursrückgang kam es, als der 
Ölpreis im Herbst 1984 unter Druck geriet. 

24 . Frankreich hat sich erst spät zu einer konse- 
quenten Stabilisierungspolitik entschlossen. Auf 
dem Weg zu einer wirtschaftlichen Erholung ist es 
daher noch immer erheblich zurück. Die im Früh- 
jahr 1983 eingeleiteten Restriktionsmaßnahmen 
sind indes nicht ohne Erfolg geblieben. Der Preis- 
und Kostenauftrieb, Haupthindernis für eine durch- 
greifende Belebung, hat um einiges abgenommen. 
Statt um 9 V 2 vH, wie im letzten Jahr, sind die Ver- 
braucherpreise 1984 im Jahresmittel nurmehr um 
7 V2 vH gestiegen, und das Defizit in der Handelsbi- 
lanz hat sich um etwa ein Drittel verringert. Bei 
vorerst noch verhaltener Binnennachfrage hat der 
verstärkte Zuwachs der Nachfrage aus dem Aus- 
land immerhin für einen Anstieg des realen Sozial- 
produkts von rund IV2 vH gesorgt. Die Arbeitslosig- 
keit hat dabei allerdings weiter zugenommen. 

Zur Korrektur stehen nicht nur Fehlentwicklungen 
der letzten Jahre an, sondern ebenso wie in vielen 
anderen Ländern sind auch langfristige Versäum- 
nisse wettzumachen. Die Rentabilität vieler Unter- 
nehmen hatte sich schon seit Mitte der siebziger 
Jahre ständig verschlechtert; eine Reihe von Groß- 
unternehmen weist riesige Verlustvorträge aus. 
Hierzu hatte zunächst vor allem der starke Anstieg 
der Löhne beigetragen. In den letzten Jahren ka- 


men Regelungen hinzu, die es den Unternehmen 
verbieten oder erschweren, Personal, für das sie 
keine Arbeit haben, zu entlassen. Obendrein wur- 
den den Unternehmen mehr und mehr Abgaben 
aufgelastet. Gegen den damit verbundenen Verlust 
an Wettbewerbsfähigkeit brachten Abwertungen 
des Franken jeweils nur vorübergehend Hilfe, zu- 
mal sie die Einfuhr notwendiger Vorprodukte ver- 
teuerten (Schaubild 5). Weit schwerer als die Ver- 
luste von Marktanteilen im Ausland wog das Vor- 
dringen ausländischer Anbieter im Inland. Beson- 
ders zu spüren bekamen dies die Hersteller von 
Haushaltsmaschinen, Unterhaltungselektronik und 
Kraftfahrzeugen; betroffen waren aber auch viele 
Investitionsgüterhersteller. 

In der öffentlichen Diskussion stand die Ver- 
schlechterung wichtiger konstitutioneller Faktoren 
meist hinter dem zurück, was in der Finanzpolitik 
geschah. In den siebziger Jahren hatte die französi- 
sche Regierung die Haushaltsdefizite in engen 
Grenzen gehalten. Mit der kräftigen Ausgabenex- 
pansion kam es dann 1981 zu einer Abkehr von die- 
ser Linie. Die Folgen trugen im Frühjahr 1983 mit 
dazu bei, eine scharfe Kehrtwendung unumgäng- 
lich zu machen. Bislang konnte die Ausgabendyna- 
mik allerdings nicht entscheidend eingedämmt 
werden, die die Staatsquote in den letzten drei Jah- 
ren um mehr als 3 Prozentpunkte auf 52 vH hat 
steigen lassen. Zu diesem Sprung haben die Sozial- 
ausgaben und die Zinsausgaben am stärksten bei- 
getragen, am wenigsten die Ausgaben für Investi- 
tionen. Gleichzeitig ist die investitionshemmende 
Abgabenbelastung gestiegen; die Summe von Steu- 
ern und Sozialabgaben macht 1984 im Verhältnis 
zum Sozialprodukt 2 Prozentpunkte mehr aus als 
drei Jahre zuvor. 

Die neue Regierung hat vor diesem Hintergrund die 
Rückführung des Haushaltsdefizits bei gleichzeiti- 
ger Senkung der Abgabenlast noch einmal als vor- 
dringlich herausgestellt und im übrigen die Ak- 
zente verstärkt auf die Modernisierung der Wirt- 
schaft gesetzt (Tabelle 3). Indem der Staat den Un- 
ternehmen über Steuererleichterungen mehr von 
dem verdienten Geld beläßt, will er das Seine dazu 
beitragen, deren unzureichende Eigenkapitalaus- 
stattung zu verbessern. Gleichzeitig sind verstärkte 
Ausgabensteigerungen für die Forschungsförde- 
rung, aber auch im Ausbildungsbereich geplant. 
Dazu soll an anderer Stelle, und das heißt vornehm- 
lich beim Staatsverbrauch, um so kürzer getreten 
werden. 

25 . In Italien ist es 1984 trotz der großen Proble- 
me, die die verschiedenen Regierungen seit Jahren 
vor sich herschieben, zu einem Anstieg der gesamt- 
wirtschaftlichen Produktion um etwa 2 V 2 vH und zu 
einem Ende des Beschäftigungsabbaus gekommen. 

Das drängendste Problem ist nach wie vor die Ein- 
dämmung des riesigen staatlichen Kreditbedarfs, 
der in diesem Jahr auf über 98 000 Mrd Lire, das 
sind mehr als 16 vH des Sozialprodukts, angewach- 
sen ist. Die italienische Notenbank versucht weiter- 
hin, die monetäre Expansion trotz des hohen staat- 
lichen Kreditbedarfs einigermaßen in Grenzen zu 
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1) Wechselkursbereimgte relative Veränderung der Durchschnittswerte der Ausfuhr bzw. der Lohnstückkosten gegenüber der Gruppe der 14 wichtigsten west- 
lichen Industrieländer, zusammengewogen mit den jeweiligen Vorjahresanteilen der Länder an der Weltausfuhr. - 2) Anteil der Ausfuhr der Länder an der 
Gesamtausfuhr der 14 wichtigsten westlichen Industrieländer. - 3) Eigene Schätzung. 

Quelle für Grundzahlen: Deutsche Bundesbank, DIW, OECD, UN 
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Tabelle 3 


Wirtschaftspolitisch wichtige Ereignisse im Ausland 


Datum 



Internationale Ereignisse 

1984 


9. Januar 

Der Exekutivausschuß des Internationalen Währungsfonds (IWF) beschließt, die Kreditver- 
gabe im Rahmen des „erweiterten Zugangs zu den Mitteln des Fonds“ mit einigen Einschrän- 
kungen bis Ende 1984 zu verlängern. 

15. März 

Der IWF gibt bekannt, dcüJ 142 Länder im Rahmen der 8. Allgemeinen Quotenüberprüfung 
einer Erhöhung der Quoten von 61 Mrd SZR auf 90 Mrd SZR zugestimmt haben. 

30. April 

Der IWF teilt mit, daiß die Zentralbanken von 19 Industrieländern (ausgenommen USA) und 
Saudi-Arabien für das kommende Jahr Mittel in Höhe von insgesamt 6 Mrd SZR zur Verfü- 
gung stellen. 

11, Juli 

Die Konferenz der OPEC-Mitgliedstaaten beschließt, den offiziellen ölpreis und die Förder- 
mengen nicht zu ändern. 

22. September 

• 

Der Interimsausschuß des IWF schlägt vor, die Regelung des „erweiterten Zugangs zu den 
Mitteln des Fonds“ bis 1985 zu verlängern. 


Europäische Gemeinschaften 

1983 

’ 

13. November 

Die EG-Kommission schlägt vor, das Stahlquotensystem bis Ende 1985 zu verlängern und 
Mindestpreise für gewisse Stahlerzeugnisse einzuführen. 

30. November 

Der EG-Ministerrat beschließt, die Einfuhrzölle auf japanische Kompaktschallplattengeräte 
für die Jahre 1984 und 1985 zu verdoppeln. 

20. Dezember 

Das Europäische Parlament billigt den EG-Haushadt für 1984. Die Eigenmittel werden bis zu 
einem Restbetrag von 43 Mio ECU voll ausgeschöpft 

1984 


26. Januar 

Der EG-Ministerrat nimmt den Vorschlag über eine Verlängerung des Stahlquotensystems bis 
Ende 1985 mit einigen Änderungen an. 

31. März 

Der Rat der Landwirtschaiftsminister einigt sich auf eine Reform der gemeinschaftlichen 
Agrarpolitik. Vorgesehen sind vor adlem eine Senkung der Agraupreise im Haushadtsjaüir 
1984/85 und eine stufenweise Abschaffung des Grenzausgleichs. 

23. Mai 

Die EGr-Kommission legt einen Haushaltsentwurf vor, dessen Ausgabensatz mit 28,1 Mrd ECU 
die veranschlagten Einnahmen um 1,9 Mrd ECU übersteigt 

20. Juni 

Der Rat der Landwirtschaftsminister beschließt neue Regeln für die Vergabe von Mitteln aus 
dem Europäischen Regionalfonds. 

26. Juni 

Die Regierungschefs der Mitgliedsländer einigen sich über die Erhöhung der Mehrwert- 
steuer-Eigenmittel der Gemeinschaft imd über die Beitragsausgleichsregelung für Großbri- 
tannien und geben ihre Zustimmung zu den Plänen der deutschen Regierung, durch Änderun- 
gen bei der Mehrwertsteuer die aus dem Abbau des Grenzausgleichs entstehenden Einkom- 
menseinbußen für Landwirte auszugleichen. 

17. September 

Die EG-Finanzminister ändern die Grewichte der EWS-Währungen im ECU und beziehen die 
Griechische Drachme ein. 

10. Oktober 

Das Europäische Parlament stimmt der vorher von ihm blockierten Auszahlxuig des ads Bei- 
tragsausgleich für Großbritannien für das Jahr 1983 festgelegten Betrags von 750 Mio ECU 
zu. 

25. Oktober 

Das Europäische Parlaunent billigt den Nachtragshaushalt für 1984. 


Belgien 

1983 


24. November 

Die belgische Nationalbank hebt den Diskontsatz von 9% aif 10% und den Lombardsatz von 
10% auf 11% an. 
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noch Tabelle 3 


Datum 


1984 


16. Februar 

In der Folge anhaltender Spannungen im EWS erhöht die belgische Nationalbank den Dis- 
kontsatz auf 11% und den Lombardsatz auf 12%. 

11. Juli 

Die Tarifpartner schließen ein Rahmenabkommen über eine Lohnerhöhung um 1,5 vH pro 
Jahr für 1985 und 1986 und über die verstärkte Bereitstellung von Teilzeitarbei.tsplätzen. Sie 
treten in Verhandlungen über die allgemeine Einführung der 38-Stunden-Woche ein. 

31. Juli 

Der Haushaltsentwurf der Regierung für 1985 sieht eine Zunahme der Einnahmen um 6 vH 
und der Ausgaben um 4^/2 vH vor; der geplante Anstieg der Ausgaben ist geringer als der 
erwartete Anstieg des Preisniveaus. Das Defizit beläuft sich danach auf 10 vH des Brutto- 
sozialprodukts. 

11. Oktober 

Die Regierung senkt einige kontrollierte Energiepreise, um den Effekt der Dollaraufwertung 
zu verringern. 


Dänemark 

1983 


7. November 

Die Regierung gibt die Aufhebung von Kapitalexportbeschränkungen mit Wirkung vom 

1. Januar 1984 bekannt Erleichtert wird vor allem der Kauf ausländischer Aktien. 

16. Dezember 

Nach einer Abstimmungsniederlage über ein Haushaltsgesetz löst die Regierung das Parla- 
ment auf und setzt Neuwahlen für den 10. Januar 1984 an. 

1984 


23. Februar 

Die wiedergewählte Regierung erhält für das umstrittene Haushaltsgesetz die Zustimmung 
des Parlaments. 

15. August 

Der Haushaltsentwurf der Regierung für 1985 sieht vor, daß die Ausgaben um 2 vH steigen, 
die Einnahmen sollen um 5 V 2 vH zunehmen. Das Haushaltsdefizit soll von 8 vH auf 7 vH des 
Bruttosozialprodukts vermindert werden. 

18. September 

Die Nationalbank beschließt Meißnahmen zur Eindämmung der Kreditexpansion. 


Frankreich 

1983 


25. November 

Die staatliche Preiskommission kündigt an, die Preiskontrollen zum Teil bis Ende 1984 auf- 
rechtzuerhalten. 

7. Dezember 

Die Regierung gibt Erleichterungen bei einigen Devisenbeschränkungen bekannt 

16. Dezember 

Die Regierung kündigt an, deiß die Löhne und Gehälter im öffentlichen Dienst 1984 um nicht 
mehr als 5 vH zunehmen sollen. 

1984 


9. Februar 

Regierung und Tarifpartner kommen im Streit um die Finanzierung der Arbeitslosenversiche- 
rung zu einer Einigung. Sie bringt für die öffentliche Hand erhebliche Mehrkosten. 

10. Februar 

Die Regierung einigt sich auf ein Programm zur Umstrukturierung der Wirtschaft. 

12. September 

Die Regierung beschließt den Rahmen für den Haushaltsplan 1985. Die Ausgaben sollen um 

6 vH, die Einnahmen um 5 vH zunehmen, das Defizit soll nicht mehr als 3 vH des Bruttosozial- 
produkts betragen, und die Steuerquote soll durch Ermäßigungen der Einkommensteuer und 
anderer Abgaben um 1 Prozentpunkt gesenkt werden. 

26. September 

Die Regierung ergreift arbeitsmarktpolitische Meißnahmen mit dem Ziel, bis Ende 1985 eine 
halbe Million neue Arbeitsplätze zu schaffen. 

2. Oktober 

Die Regierung erklärt, daß das Defizit im Haushalt 1984 mit 3^/2 vH des Bruttosozialprodukts 
höher ausfällt als geplant 

3. Oktober 

Die Regierung beschließt, die Quellensteuer auf Kapitalerträge von ausländischen Anlegern 
abzuschaffen. 
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Datum 



Griechenland 

1983 


30. November 

Die Regierung legt dem Parlament den Haushaltsentwurf für das Jahr 1984 vor. Danach sol- 
len die Ausgaben der Zentralregierung um 19,8 vH, die Einnahmen um 25,1 vH zunehmen. Das 
Defizit wird auf 10 vH des Bruttosozialprodukts veranschlagt. 

Großbritannien 

1984 


13. März 

Die Regierung legt den Budgetentwurf für das Haushaltsjahr 1984/85 vor. Danach sollen die 
Ausgaben um 5 vH, die Einnahmen um etwa 8 vH zunehmen. Der Finanzierungsbedarf wird 
auf 2 V 4 VH des Bruttosozialprodukts veranschlagt (nach 3 V 4 vH im Haushaltsjahr 1983/84). 

Italien 

1984 


15. Februar 

Nachdem die Gespräche der Tarifpartner über Maßnahmen zur Eindämmung der Inflation 
gescheitert sind, beschließt die Regierung per Dekret, die automatische Lohnanpassung für 
1984 um ein Viertel zu kappen und die Mieten einzufrieren. 

16. Februar 

Der Diskontsatz der Notenbank wird von 17% auf 16% gesenkt 

17. April 

Nachdem das Dekret zur Begrenzung der automatischen Lohnanpassung im Parlament keine 
Billigung gefunden hat, erneuert es die Regierung im wesentlichen unverändert; die Begren- 
zung der Lohnanpassung wird aber auf sechs Monate von Februar an beschränkt 

5. Mai 

Der Diskontsatz wird auf 15V2% ermäßigt 

8. Juni 

Das Parlament stimmt der Neufassung des Dekrets zur Eindämmung der Inflation zu. 

17. Juli 

Das Parlament setzt die jährliche Anpassung der Renten an die Inflation für 1984 aus. 

31. Juli 

Die Regierung beschließt eine Reihe von Steueränderungen. Die Mehrwertsteuersätze wer- 
den vereinheitlicht und betragen jetzt für die meisten Güter 9 vH beziehungsweise 18 vH. 
Außerdem werden die Bestimmungen für die Besteuerung von Selbständigen verschärft 

4. September 

Der Diskontsatz wird von 15V2% auf 16^2% angehoben. 

28. September 

Der Haushaltsentwurf für 1985 sieht einen Ausgabenanstieg um 9 vH und eine Zunahme der 
Einnahmen um IIV 2 VH vor. Das Defizit soll auf dem Stand des Jahres 1984 gehalten wer- 
den. 

Japan 

1983 


10, November 

Die Regierung kündigt weitere Erleichterungen im Kapitalverkehr mit dem Ausland an. In 
einer bilateralen Vereinbarung mit den Vereinigten Staaten werden Maü^nahmen zur Förde- 
rung des Güteraustauschs zwischen den beiden Staaten beschlossen. 

1984 


19. Januar 

Die Regierung legt Vorschläge für eine Einkommensteuerreform vor. Vorgesehen sind unter 
anderem eine Senkung des Spitzensteuersatzes von gegenwärtig 75 vH auf 70 vH, Steuer- 
erleichterungen für niedrige Einkommensgruppen und Steuerkredite für Investoren. Die 
Finanzierung soll über eine Anhebung verschiedener Verbrauchsteuern erfolgen. 

25. Januar 

Die Regierung legt den Haushaltsentwurf für das Haushaltsjahr 1984/85 vor. Danach sollen 
die Ausgaben um 0,5 vH, die Einnahmen um 2,5 vH zunehmen. Das Defizit wird auf 4,3 vH des 
Bruttosozialprodukts veranschlagt. 

20. April 

Die Regierung beschließt, drei Viertel der für das Haushaltsjahr 1984/85 vorgesehenen öffent- 
lichen Investitionen in der ersten Hälfte des Haushaltsjahres zu tätigen. 

22. Mai 

Die Quellensteuer auf Zinserträge von Anleihen im Besitz von Ausländern in Höhe von 20 vH 
wird aufgehoben. 

29. Mai 

Die Regierung beschließt im Übereinkommen mit der Regierung der Vereinigten Staaten wei- 
tere Schritte zur Öffnung der Finanzmärkte in Japan und zur Deregulierung der Finanz- 
märkte. 
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noch Tabelle 3 


Datum 



Niederlande 

1983 


15. Dezember 

Das Parlament billigt für 1984 eine Kürzung der Beamtengehälter sowie der Sozialleistungen 
und der Mindestlöhne im öffentlichen Dienst um 3 vH. 

1984 


18. September 

Die Regierung legt den Haushaltsentwurf für 1985 vor. Die Ausgaben sollen um 1 vH, die Ein- 
nahmen um 2 V 2 vH zunehmen. Das Defizit soll um 2 Mrd Gulden geringer ausf allen. 

11. Oktober 

Die Zweite Kammer mildert einige Sparbeschlüsse der Regierung für den Haushalt 1985 ab. 

12. Oktober 

Die Regierung schlägt ein Bündel von Maßnahmen zur Dämpfung des Kostenauftriebs und 
zur Flexibilisierung der Arbeitszeit vor. 

Schweiz 

1983 


16. Dezember 

Die Nationalbank gibt das Geldmengenziel für 1984 bekannt. Die Zentralbankgeldmenge soll 
um 3 vH zunehmen (erwarteter Anstieg des Sozialprodukts 3 V 2 vH bis 4 V 2 vH). 

1984 


9. Mai 

Die Regierung beschließt eine Anpassung der Einkommensteuer an die Geldentwertung in 
den Jahren 1982 und 1983. Der neue Tarif tritt 1985 in Kraft. 

Vereinigte Staaten 

1983 


18. November 

Der Kongreß billigt die Erhöhung der amerikanischen Quote beim Internationalen Währungs- 
fonds (5,8 Mrd Dollar) und den amerikanischen Beitrag zu den Allgemeinen Kreditvereinba- 
rungen (2,6 Mrd Dollar). 

1984 


1. Februar 

Der Präsident stellt den Haushaltsentwurf für das Haushaltsjahr 1984/85 vor. Danach sollen 
die Ausgaben um 8,4 vH, die Einnahmen um 11,2 vH zunehmen. Das Defizit des Bundeshaus- 
halts wird auf 180,4 Mrd Dollar veranschlagt, das entspricht 4,6 vH des Bruttosozialprodukts. 

6. Februar 

Die Notenbank überprüft die Zielvorgaben für die Geldpolitik für 1984. Die Geldmenge M 1 
soll vom vierten Vierteljahr 1983 bis zum vierten Vierteljahr 1984 um 4 vH bis 8 vH zunehmen, 
die Geldmenge M 2 und die Geldmenge M 3 um 6 vH bis 9 vH. 

27. Juni 

Der Kongreß beschließt die Aufhebung der Quellensteuer für ausländische Kapitalanleger. 

18. Juli 

Eine Reihe von Änderungen auf der Einnahmen- und auf der Ausgabenseite des Bundeshaus- 
halts treten in Kraft, von denen eine Minderung des Defizits um 63 Mrd Dollar über einen 
Zeitraum von drei Jahren erwartet wird. Die Aufhebung der Quellensteuer für ausländische 
Kapitalanleger tritt durch Zustimmung des Präsidenten in Kraft. 

25. Juli 

Die Notenbank bestätigt die Geldmengenziele für 1984. Für 1985 soll die Zuwachsrate der 
Geldmenge M 3 ebenfalls 6 vH bis 9 vH betragen, die Obergrenze des Korridors für die Geld- 
menge M 1 und für die Geldmenge M 2 soll im Vergleich zu 1984 geringfügig herabgesetzt 
werden. 

18. September 

Der Präsident schlägt ein neues fünfjähriges Abkommen zur Begrenzung des Importanteils 
am amerikanischen Stahlmarkt von gegenwärtig 25 vH auf 20 V 2 vH vor. 

1. Oktober 

Der Kongreß beschließt eine Obergrenze für die Ausgaben im Haushaltsjahr 1984/85 von 
932 Mrd Dollar. Das Defizit beträgt danach 181 Mrd Dollar. 

9. Oktober 

Der Kongreß billigt ein Gesetz, das Importbegünstigungen für Entwicklungsländer für wei- 
tere achteinhalb Jahre sowie Möglichkeiten zur Beschränkung von Importen aus Industrie- 
ländern vorsieht. 
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halten. In diesem Jahr gelang dies auch. Die Infla- 
tionsrate hat sich im Vergleich zum Vorjahr von 
I 4 V 2 VH auf 11 vH zurückgebildet. Dazu dürfte auch 
die Entschlossenheit der Regierung beigetragen ha- 
ben, den seit mehreren Jahren überaus kräftigen 
Anstieg der Löhne spürbar zu begrenzen. Doch die 
Verbesserungen stehen bislang auf tönernen Fü- 
ßen. Viel hängt davon ab, ob die Gewerkschaften 
nach dem Auslaufen der für ein halbes Jahr verein- 
barten abgeschwächten Lohnindexierung zu Zuge- 
ständnissen bereit sind und ob es der Regierung 
gelingen wird, den hohen staatlichen Kreditbedarf 
einzudämmen. Nach wie vor ist die Spannung zwi- 
schen der Geldpolitik und der Finanzpolitik be- 
trächtlich. 

Erstaunlich ist angesichts dessen die Flexibilität 
der italienischen Industrie. Strukturuntersuchun- 
gen haben ergeben, daß die seit Mitte der siebziger 
Jahre vergleichsweise kräftige Ausdehnung der In- 
dustrieproduktion unter anderem mit einer rapiden 
Zunahme von Betriebsgründungen einherging, dar- 
unter auch solchen, die durch die Ausgliederung 
von Produktionsstätten aus Großunternehmen ent- 
standen. Die durchschnittliche Betriebsgröße hat 
sich im Zeitraum von Anfang der siebziger Jahre 
bis zu den frühen achtziger Jahren um ein Drittel 
vermindert. Vor allem die Großunternehmen, die 
sich zur Auslagerung von Betriebszweigen ent- 
schlossen und dies mit Rationalisierungsmaßnah- 
men verbanden, konnten beachtliche Einsparungen 
erzielen. Bemerkenswert ist, daß gerade diese Un- 
ternehmen in der ersten Jahreshälfte 1984 heraus- 
ragende Produktionszuwächse erreichen konnten. 
Bemerkenswert ist im übrigen, daß Italien auch in 
traditionellen Industrien — Bekleidung, Schuhe 
und Möbel — durch hohe Qualität und anspruchs- 
volles Design zusätzliche Marktanteile erringen 
konnte, trotz der massiven Konkurrenz aufstreben- 
der Entwicklungsländer. 

26 . In den meisten kleinen Ländern Europas 
ist es 1984 zu einer wirtschaftlichen Erholung ge- 
kommen. Schon im vergangenen Jahr war ihr Ex- 
port im Zuge der Kräftigung des Welthandels ange- 
stiegen. Eine bessere Auslastung der Kapazitäten, 
geringere Lohnstückkosten sowie höhere Gewinne 
förderten nun auch die Investitionstätigkeit; beson- 
ders in den Niederlanden, in Dänemark, in Norwe- 
gen und in Schweden hat sie sich spürbar belebt. 
Für einen Abbau der Arbeitslosigkeit hat es aber 
noch nicht gereicht; vor allem die Niederlande und 
Belgien haben weiterhin mit gravierenden Beschäf- 
tigungsproblemen zu kämpfen. 

27 . Auffällig ist, daß ein Land mit reichen Gasvor- 
kommen wie die Niederlande die volkswirtschaft- 
lichen Belastungen der siebziger und der beginnen- 
den achtziger Jahre nicht besser bewältigen konnte, 
da im Prinzip doch die Entdeckung eines Rohstoffs 
einer Volkswirtschaft Vorteile in Form eines Ver- 
mögenszuwachses und steigender Realeinkommen 
bringt. 

Die Ausweitung der niederländischen Erdgasförde- 
rung hatte Ende er sechziger Jahre dazu geführt, 
daß Energie besonders billig war; so erlangten ener- 


gieintensive Güter an der inländischen Produktion 
und im holländischen Exportsortiment allmählich 
einen sehr hohen Anteil. Bis zum Jahre 1973 zogen 
die betreffenden Sektoren aus den sinkenden Ener- 
giepreisen große Vorteile. Die beachtlichen Lohn- 
steigerungen, die dort erzielt werden konnten, zo- 
gen auch in den anderen Bereichen der Volkswirt- 
schaft kräftige Lohnsteigenmgen nach sich mit der 
Folge eines Rückgangs an Wettbewerbsfähigkeit. 

Dann kam der Wechsel in den grundlegenden Be- 
dingungen. Schon der erste große Ölpreisschub ließ 
die Nachfrage nach den nun teuren, energieintensi- 
ven Gütern weltweit rapide abnehmen. Die Kapazi- 
täten in den energieintensiven Sektoren mußten 
verringert werden. Der Kapazitätsabbau und die 
starke Verschlechterung der Wettbewerbsfähigkeit 
auch der übrigen verarbeitenden Industrie beding- 
ten einen Beschäftigungsrückgang. Der Neuaufbau 
industrieller Aktivität zum Ausgleich der verlore- 
nen aber ließ auf sich warten. Erst im Zuge der sich 
verschärfenden Arbeitsmarktsituation kam es nach 
1978 zu einer spürbaren Abflachung im Anstieg der 
Löhne. Im Jahre 1983 konnten niederländische Ex- 
porteure erstmals wieder Marktanteile gewinnen. 

Zu den Fehlentwicklungen im Verlauf der siebziger 
Jahre trug auch bei, daß der Staat einen Großteil 
seiner Einnahmen aus der Erdgasproduktion für 
Ausgabensteigerungen verwendete. Die Beschäfti- 
gung im öffentlichen Dienst wurde erweitert, und 
die ohnehin relativ hohen staatlichen Sozialleistun- 
gen wurden kräftig aufgestockt. Als sich die Ener- 
gienachfrage dann von Mitte der siebziger Jahre an 
weltweit abschwächte, zeigt sich, daß die Einnah- 
men aus der Gasproduktion kleiner waren als in 
den finanziellen Verpflichtungen des Staates ver- 
plant. So mußte mit der Industrie auch der Staats- 
haushalt schrumpfen, jedenfalls gegenüber dem, 
was an Expansion programmiert war. 

Schon seit 1979 ist die Wirtschaftspolitik darauf 
ausgerichtet, den Zuwachs bei den Sozialausgaben 
einzudämmen, den Lohnanstieg zu dämpfen und 
die Wettbewerbsfähigkeit der niederländischen In- 
dustrie zu verbessern. Über eine strenge Einkom- 
menspolitik ist es der Regierung gelungen, die 
Lohnstückkosten zu stabilisieren. Dies ging einher 
mit einer drastischen Beschränkung des privaten 
Verbrauchs. Die allgemeine Anpassung nach unten 
verschärfte die Lage auf dem Arbeitsmarkt weiter. 
Erst 1984, nach mehrjähriger Dämpfung des Ko- 
stenanstiegs, die schließlich auch bei abnehmenden 
Preissteigerungen eine merkliche Verbesserung 
der Unternehmenserträge zuließ, kam der Beschäf- 
tigungsabbau zu einem Ende. 

In den Niederlanden sind eine Reihe von Anpas- 
sungsproblemen, mit denen fast alle Industrielän- 
der zu tun hatten und noch haben, besonders deut- 
lich hervorgetreten, weil dort die Fehlanpassung an 
billige Energie und die nötige Rückanpassung an 
teure der Entwicklung ein so klares Profil gaben. 

28 . In Belgien sind die großen wirtschaftlichen 
Sorgen trotz der Ende 1983 einsetzenden Erholung 
kaum geringer geworden. Die immer weiter stei- 
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gende Zinslast der öffentlichen Haushalte, die im 
Verhältnis zum Sozialprodukt mittlerweile jene Ita- 
liens überschritten hat, verminderte den Konsoli- 
dierungseffekt der schon seit längerem getroffenen 
zahlreichen Sparmaßnahmen. So konnte der Fehl- 
betrag im öffentlichen Haushalt noch nicht nen- 
nenswert verringert werden. 

Die fortbestehenden Finanzierungsprobleme brach- 
ten Anfang 1984 den belgischen Franken im Euro- 
päischen Währungssystem einmal mehr unter 
Druck. Mitte März gab die Regierung daraufhin ei- 
nen neuen Sanierungsplan bekannt. Vorgesehen ist, 
die Sozialleistungen schrittweise weiter zu kürzen, 
Steuervergünstigungen abzubauen, die öffentlichen 
Tarife anzuheben und die begrenzte Lohnindexie- 
rung beizubehalten. Erneut ging der private Ver- 
brauch zurück. Positiv schlug hingegen zu Buche, 
daß belgische Unternehmen, deren Wettbewerbsfä- 
higkeit sich bereits in den beiden vergangenen Jah- 
ren, auch von den Lohnkosten her, merklich verbes- 
sert hatte, 1984 weitere Marktanteilsgewinne im 
Export erzielen und ihre Kapazitäten stärker ausla- 
sten konnten. Da sich zugleich die Ertragslage wei- 
ter besserte, haben die Unternehmen trotz hoher 
Zinsen auch wieder etwas mehr investiert. 

Die gesamtwirtschaftliche Produktion dürfte 1984 
um etwa IV 2 vH größer ausf allen als 1983. Die Situa- 
tion am Arbeitsmarkt hat sich — mitbedingt durch 
zahlreiche arbeitsmarktpolitische Maßnahmen — 
nicht weiter verschlechtert. 

IV. Lebhafter Welthandel, 
anhaltende Verschuldungsprobleme 

29 . Der Welthandel hat 1984 kräftig zugenommen. 
In konstanten Preisen gerechnet war er um schät- 
zungsweise 9 vH umfangreicher als im Vorjahr. Die 
dominierende Rolle spielte dabei der starke Import- 
sog der Vereinigten Staaten. Ins Gewicht fiel dane- 
ben aber auch der vermehrte Warenaustausch der 
übrigen Industrieländer untereinander. Der Beitrag 
der anderen Ländergruppen hielt sich indes in ver- 
gleichsweise engen Grenzen. Anhaltende Verschul- 
dungsprobleme, durch die hohen Zinsen mitbedingt, 
zwangen in vielen Fällen weiterhin, bei der Einfuhr 
kurz zu treten. Im ganzen hätte der Welthandel frei- 
lich noch stärker expandieren können, wäre nicht 
weltweit die Neigung nach wie vor groß, mit protek- 
tionistischen Praktiken eigene Probleme auf an- 
dere abzuwälzen. 

30 . Die Staatshandelsländer haben seit Anfang 
der achtziger Jahre, als einige von ihnen die Devi- 
sen zur Bedienung ihrer Außenschuld nicht mehr 
erwirtschafteten, ihre Wirtschaftspläne vorrangig 
auf eine Verbesserung der Leistungsbilanz ausge- 
richtet. In den vergangenen beiden Jahren vollzo- 
gen sie die nötige Anpassung vielfach über eine 
Drosselung der Importe aus den westlichen Indu- 
strieländern. Im Jahr 1984 konnten sie diesen auch 
wieder mehr verkaufen. Da zugleich aber auch die 
Einfuhr von dort wieder zunahm, dürfte der Lei- 
stungsbilanzüberschuß gegenüber dem OECD- 
Raum in etwa dem des Vorjahres entsprechen. 


31 . Die OPEC-Staaten, die schon in den vergan- 
genen Jahren infolge des weltweit nachlassepden 
Ölverbrauchs und des damit verbundenen Rück- 
gangs der Ölpreise eine erhebliche Minderung ihrer 
Exporterlöse verzeichnet und im Zuge dessen auch 
ihre Importe spürbar vermindert hatten, haben 1984 
nochmals ihre Einfuhr von Waren und Diensten ge- 
kürzt. Dazu gezwungen sahen sich vor allem die 
bevölkerungsreichen Ölländer, die in den Jahren 
hoher Einnahmen aus dem Export keine großen 
Reserven angesammelt hatten. Sie haben die Ein- 
fuhr so stark gedrosselt, daß ihre Leistungsbilanz- 
defizite auf weniger als die Hälfte zurückgingen 
(Tabelle 4). 

32 . Die nicht-ölproduzierenden Entwicklungslän- 
der boten auch 1984 ein uneinheitliches Bild. Beein- 
druckende Exporterfolge konnten in diesem wie 
schon im vergangenen Jahr die Staaten des pazifi- 
schen Raums erzielen. Die dort gegebenen günsti- 
gen Bedingungen fürs Produzieren und Investieren 
waren hierfür wichtige Voraussetzungen. Eine kräf- 
tige Importnachfrage in den Hauptabnehmerläii- 
dern tat ihr übriges. 

Umgekehrt war dies bei den Entwicklungsländern 
Afrikas. Hier kamen ungünstige Bedingungen im 
Inneren und eine vergleichsweise schwache Import- 
nachfrage der Haupthandelspartner in Europa zu- 
sammen. 

Über der Besorgnis um das internationale Schul- 
denproblem tritt die katastrophale Lage vieler Län- 
der Afrikas in der wirtschaftspolitischen Diskus- 
sion vielfach in den Hintergrund. In den vergange- 
nen Jahren sind dort die Einkommen gemessen am 
Bevölkerungszuwachs von einem ohnehin niedri- 
gen Niveau ständig gesunken. Eine Umkehr dieser 
Entwicklung zeichnet sich nicht ab. 

33 . Die hochverschuldeten Länder Latein- 
amerikas konnten 1984 ihre Exporterlöse zwar 
spürbar steigern, die Zinslast nahm aber vielfach in 
gleichem Tempo zu. Damit sie ihre Einfuhr nach 
den vorangegangenen starken Beschränkungen 
wieder ausweiten konnten, verschuldeten sie sich 
weiter. 

Was heute als das internationale Schuldenproblem 
bezeichnet wird, ist in erster Linie ein regionales 
Problem. Im wesentlichen handelt es sich um die 
Länder Lateinamerikas, abgesehen von einigen we- 
nigen hochverschuldeten Ländern in Asien (Philip- 
pinen), in Afrika (Nigeria) und im Ostblock (Polen). 
Und selbst innerhalb der Gruppe der lateinamerika- 
nischen Länder gibt es, was die wirtschaftlichen 
und wirtschaftspolitischen Voraussetzungen anbe- 
langt, große Unterschiede. Einige Länder sind Ölex- 
porteure, andere fast ohne eigene Energiequellen; 
einige verfügen über eine beachtliche industrielle 
Basis, andere sind vorwiegend auf den Export von 
landwirtschaftlichen Gütern und mineralischen 
Rohstoffen angewiesen, einige sehen sich großen 
politischen. Problemen gegenüber, andere sind von 
politischen Wirren verschont geblieben. Mit Blick 
auf die Anpassungserfolge bildeten sich 1984 deutli- 
che Unterschiede heraus. 
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Tabelle 4 

Salden der Handelsbilanz und der Leistungsbilanz ausgewählter Länder 

Mio US-Dollar 


Land 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984^) 





Salden der Handelsbilanz^) 




Bundesrepublik Deutschland . 

+ 19 789 

+25 490 

+ 

17 469 

+ 

10 393 

+ 

17 884 

+26 700 

+23 350 

+ 

19 500 

Belgien-Luxemburg 

- 1214 

- 1048 

- 

2 511 

- 

3 714 

- 

2 818 

- 1 900 

- 300 

+ 

100 

Dänemark 

- 2 706 

- 2 349 

- 

3 064 

- 

2 008 

- 

867 

- 800 

+ 200 

- 

400 

Frankreich 

- 2 835 

+ 748 

- 

2 097 

- 

13 028 

- 

10 123 

-15 500 

- 8 209 

- 

5 500 

Griechenland 

- 3 261 

- 3 608 

- 

5 167 

- 

5 719 

- 

5 377 

- 4 800 

- 4 300 

- 

4 300 

Großbritannien 

- 3 984 

- 2 958 

- 

7 307 

+ 

2 866 

+ 

5 766 

+ 4 100 

- 1085 

- 

5 300 

Irland 

- 820 

- 1067 

- 

2 320 

- 

2 223 

- 

2 223 

- 1 100 

- 100 

+ 

200 

Italien 

- 134 

+ 2 898 

- 

952 

- 

16 336 

- 

10 586 

- 7 925 

- 3 078 

- 

3 300 

Niederlande 

~ 244 

- 1471 

- 

1406 

- 

1409 

+ 

3 901 

+ 4 500 

+ 4 200 

+ 

4 500 

EG-Länder 

+ 4 591 

+ 16 635 

- 

7 355 

- 

31 178 

- 

4 443 

+ 3 275 

+ 10 678 

+ 

5 500 

Vereinigte Staaten 

-31091 

-33 966 

- 

27 555 

- 

25 544 

— 

28 067 

-36 500 

-61 055 

— 

109 000 

Kanada 

+ 2 949 

+ 3 913 

+ 

3 923 

+ 

7 780 

+ 

6 627 

+ 15 000 

+ 14 886 

+ 

16 500 

Japan 

+ 17 311 

+24 596 

+ 

1 845 

+ 

2 125 

+ 

19 967 

+ 18 079 

+31 454 

+ 

41 500 

Österreich 

- 3 857 

- 2 982 

- 

3 746 

- 

5 983 

- 

4 224 

- 3 000 

- 3 300 

- 

3 400 

Schweden 

+ 310 

+ 2 569 

+ 

818 

- 

399 

+ 

1 600 

+ 800 

+ 3 100 

+ 

5 100 

Schweiz 

+ 254 

+ 721 

- 

1536 

- 

4 795 

- 

2 565 

- 1400 

- 2 300 

- 

3 200 

OECD-Länder 

-24 000 

+ 5 000 

— 

40 000 

— 

74 000 

— 

28 000 

-20 000 

-15 000 

— 

48 000 

OPEC-Länder®) 

+61000 

+40 000 

+ 114 000 

+ 168 000 

+ 126 000 

+63 000 

+52 000 

+ 

62 000 

Entwicklungsländer 
(ohne OPE C- Länder) .... 

-13 000 

-24 000 

-■ 

36 000 

- 

55 000 

- 

67 000 

-48 000 

-24 000 

- 

12 000 





Salden der Leistungsbilanz 




Bundesrepublik Deutschland . 

+ 4 090 

+ 9 017 

- 

6 052 

- 

15 748 

- 

5 814 

+ 3 570 

+ 4 052 

+ 

3 500 

Belgien-Luxemburg 

- 555 

- 838 

- 

3 050 

- 

4 937 

- 

4 037 

- 2 500 

- 600 

- 

300 

Dänemark 

- 1782 

- 1493 

- 

2 911 

- 

2 453 

- 

1 796 

- 2 248 

- 1200 

- 

1 800 

Frankreich 

- 431 

+ 6 999 

+ 

5 187 

- 

4 169 

- 

4 742 

-12 070 

- 4 433 

- 

2 000 

Griechenland 

- 1078 

- 955 

- 

1 887 

- 

2 209 

- 

2 408 

- 1886 

- 1900 

- 

2 000 

Großbritannien 

+ 94 

+ 2 221 

- 

1 383 

+ 

7 520 

+ 

13 154 

+ 9 000 

+ 4 419 

- 

1 200 

Irland 

- 375 

- 513 

- 

1 733 

- 

1 744 

- 

2 147 

- 1900 

- 1 100 

- 

800 

Italien 

+ 2 465 

+ 6 198 

+ 

5 479 

- 

9 681 

- 

8 117 

- 5 466 

+ 762 

+ 

100 

Niederlande 

+ 613 

- 1474 

- 

2 050 

- 

2 938 

+ 

2 913 

+ 3 625 

+ 3 600 

+ 

5 000 

EG-Länder 

+ 3 041 

+ 19 162 

- 

8 400 

- 

36 359 

- 

12 994 

- 9 875 

+ 3 600 

+ 

500 

Vereinigte Staaten 

-14 510 

-15 446 

~ 

964 

+ 

421 

+ 

4 593 

- 9 200 

-41 562 


96 600 

Kanada 

- 4 043 

- 4 327 

- 

4 327 

- 

937 

- 

4 810 

+ 2 200 

+ 1368 

+ 

1 400 

Japan 

+ 10 918 

+ 16 534 

- 

8 754 

- 

10 746 

+ 

4 770 

+ 6 850 

+20 799 

+ 

31 500 

Österreich 

- 2 135 

- 634 

- 

1 054 

- 

1 652 

- 

1 344 

+ 714 

+ 200 

- 

400 

Schweden 

- 2 124 

- 282 

- 

2 365 

- 

4 451 

- 

2 720 

- 3 600 

- 1 100 

+ 

400 

Schweiz 

+ 3 441 

+ 4 401 

+ 

2 444 

- 

540 

+ 

2 762 

+ 3 900 

+ 3 500 

+ 

2 800 

OECD-Länder 

-22 000 

+ 12 000 

~ 

29 000 

— 

70 000 

— 

28 000 

-28 000 

-25 000 

— 

66 000 

OPEC-Länder^) 

+27 000 

- 1000 

+ 

65 000 

+ 111 000 

+ 

50 000 

-15 000 

-11000 

+ 

200 

Entwicklungsländer 

(ohneOPEC-Länder)^) .... 

-13 000 

-26 000 

- 

39 000 

- 

60 000 

- 

81 000 

-64 000 

-38 000 

- 

31 000 


Eigene Schätzung aufgrund von Unterlagen internationaler Organisationen. 

Einfuhr; fob, Ausfuhr: fob. 

Algerien, Ecuador, Gabun, Indonesien, Irak, Iran, Katar, Kuwait, Libyen, Nigeria, Oman, Saudi-Arabien, Venezuela, Vereinigte Arabische 
Emirate. 

Afrika ohne Republik Südafrika, Mittel- und Südamerika, Asien ohne Japan und Staatshandelsländer, Ozecinien. Quelle: OECD 
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Mexiko konnte bislang die größten Fortschritte ver- 
zeichnen. Es hat in den beiden vergangenen Jahren 
nicht nur die Produktion gesteigert und Fort- 
schritte bei der Bekämpfung der Inflation und der 
Rückführung des Staatsdefizits erzielt, sondern 
auch Überschüsse in der Leistungsbilanz erwirt- 
schaftet (Tabelle 5). Die internationalen Banken ha- 
ben das honoriert. Sie streckten die Rückzahlungs- 
frist für drei Viertel der mexikanischen Schuld an 
ausländische Banken, das sind knapp 50 Mrd Dol- 
lar, auf 14 Jahre und senkten den Zinsaufschlag. 

Brasilien war es 1983 immerhin gelungen, das Lei- 
stungsbilanzdefizit, das 1982 auf über 16 Mrd Dollar 
angewachsen war, auf weniger als die Hälfte zu 
reduzieren. Hierzu hatte nicht nur die Steigerung 
der Exporte nach den Vereinigten Staaten beigetra- 
gen, sondern auch die forcierte Substitution von Im- 
porten. Trotz wieder höherer Zinszahlungen konnte 
der Fehlbetrag in der Leistungsbilanz 1984 weiter 
abgebaut werden. Die Industrieproduktion, die in 
den Jahren 1981 bis 1983 um mehr als 15 vH zurück- 
gegangen war, hat sich 1984 wieder etwas belebt, 
und der massive Beschäftigungsabbau der vergan- 
genen Jahre kam zum Stillstand, wie die Angaben 
für einige Großstädte zeigen. Wenig Fortschritte 
gab es bislang bei der Rückführung des öffentlichen 
Defizits und der hohen Inflationsrate. 

In Argentinien sind die nötigen Anpassungaufga- 
ben bisher am wenigsten angepackt worden. Der 
vorerst noch ungefestigte Demokratisierungspro- 
zeß ließ kaum Maßnahmen zu, die mit großen Ein- 
schränkungen für die Bevölkerung verbunden ge- 
wesen wären. 


34 . Zu dem differenzierten Bild, das die einzelnen 
hochverschuldeten Länder bieten, paßt die in die- 
sem Jahr von den Banken und internationalen Or- 
ganisationen verfolgte Strategie, eine Bewältigung 
der Verschuldungskrise nur von Fall zu Fall, unter 
Berücksichtigung der Möglichkeiten und Notwen- 
digkeiten der einzelnen Länder, anzupacken. Die 
langfristigen Umschuldungen im Falle Mexikos und 
Venezuelas stehen dafür. 

In der gegenwärtigen Praxis der Banken, vor allem 
der amerikanischen, kommt zum Ausdruck, daß 
diese das Schuldenproblem als vorübergehendes Li- 
quiditätsproblem sehen. Weniger geworden schei- 
nen diejenigen zu sein, die einen Teil der gegenwär- 
tigen Schulden als uneinbringlich ansehen und für 
eine Neubewertung der Schuld durch die Banken 
eintreten, sei es durch eine Abschreibung in der 
Bilanz, sei es durch einen Verzicht auf einen Teil 
des Schuldendienstes. Weniger geworden sind auch 
die Befürworter von Vorschlägen, nach denen den 
Banken die Möglichkeit gegeben werden soll, ihre 
als uneinbringlich angesehenen Forderungen an 
bestehende oder neu zu schaffende internationale 
Organisationen mit einem Abschlag zu verkaufen, 
der geringer ist als ein etwa marktmäßig zu erwar- 
tender, und daß diese Organisationen die meist 
kurz- oder mittelfristigen Schulden in langfristige 
umwandeln; ein Teil der Verluste hätte bei diesen 
Vorschlägen allemal mit Steuergeldern der Indu- 
strieländer finanziert werden müssen. 

Diskutiert wird nach wie vor, eine Minderung der 
Zinslast dadurch zu erreichen, daß Dollarkredite 
der hochverschuldeten Länder in niedriger verzins- 


Tabelle 5 


Wirtschaftsdaten ausgewählter Entwicklungsländer 


Land 

Bruttosozialprodukt 

Verbraucherpreise 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984=) 

1980 

1981 

1982 

:L983 

1984*^) 


Argentinien 

+ 0,9 

- 6,3 

- 4,8 

+2,0 

+ 31/2 

+ 101 

+ 105 1 

+ 165 

+344 

+400 

Brasilien 

+ 7,2 

- 1,6 

+ 0,9 

-3,2 

+ V 2 

+ 83 

+ 106 

+ 98 

+ 142 

+200 

Mexiko 

+ 8,3 

+ 8,0 

- 0,6 

-4,6 

+2 

+ 26 

+ 28 

+ 59 

+ 102 

+ 90 

Süd-Korea 

- 3,0 

+ 6,9 

+ 5,5 

+9,5 

+ 7 V 2 

+ 29 

+ 21 

+ 7,3 

+ 3,4 

+ 3 

Land 

Leistungsbilanz 

Staatsdefizit 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984'^) 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984^) 


Argentinien 

- 4,8 

- 4,7 

- 2,5 

-2,4 

-2 

- 3,6 

- 8,1 

- 6,9 

- 14,0 

- 8 

Brasilien 

-12,8 

-11,8 

-16,3 

-6,8 

- 41/2 

- 7,1 

- 12,4 

- 15,2 

- 16,7 

- 9 

Mexiko 

- 8,2 

-13,9 

- 5,8 

+ 5,2 

+ V 2 

- 3,1 

- 6,7 

- 10,0 

- 11,7 


Süd-Korea 

- 5,3 

- 4,6 

- 2,7 

- 1,6 

-1 

- 4,2 

- 5,2 

- 4,2 

- 1,6 



In konstanten Preisen. 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in v H. 

Mrd US-Dollar (Überschuß: +, Defizit: -). 

Defizit des Haushalts der Zentralregierung in Prozent des Bruttosozialprodukts: Argentinien, Mexiko; Defizit des Gesamthaushalts des Staates 
in Prozent des Bruttosozialprodukts: Brasilien, Süd-Korea. 

Eigene Schätzung. 

QueUe: IWF 
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liehe D-Mark-, Franken- oder Yen-&edite umge- 
wandelt werden, wie es etwa im Falle Mexikos vor- 
gesehen ist. Dem Vorteil der geringeren Zinszah- 
lungen steht aber das Risiko eines vielfach erwarte- 
ten Wertgewinns der genannten Währungen gegen- 
über. Ein Ausschalten dieses Risikos durch Kurs Si- 
cherungsgeschäfte würde vermutlich den Zinsvor- 
teil aufzehren. 


V. Europäische Gemeinschaft: 
Nationale Interessen vor Gemeinsamkeit 

35. In der Europäischen Gemeinschaft sind in die- 
sem Jahr in einigen der drängendsten Fragen Ent- 
scheidungen getroffen worden. Die Beschlüsse zur 
Dämpfung des Ausgabenanstiegs im Agrarbereich 
und die Einigung über die Erhöhung der Mehrwert- 
steuereinnahmen der Gemeinschaft dürften — 
wenn auch noch nicht in diesem und im nächsten 
Jahr — zur Entspannung der Haushaltslage beitra- 
gen. Offen ist, ob im Haushalt künftig mehr Raum 
für andere gemeinschaftliche Aktivitäten bleibt. Im 
Hinblick auf das Begehren Großbritanniens nach 
finanzieller Entlastung wurde eine für mehrere 
Jahre gültige Regelung getroffen. 

Auf längere Sicht tragfähige Lösungen stellen die 
jetzt unternommenen Schritte in ihrer Mehrzahl je- 
doch nicht dar. Die Reform des Agrarsystems weist 
in eine ordnungspolitisch bedenkliche Richtung 
und birgt zudem handelspolitischen Konfliktstoff. 
Mit der Beitragsregelung für Großbritannien wurde 
erstmals dem problematischen Konzept des „Netto- 
zahlersaldos“ eines Mitgliedslandes und dem dahin- 
ter stehenden Prinzip des „gerechten Rückflusses“ 
gleichsam offiziell Geltung verschafft. 

Vergleichsweise wenig Probleme gab es in diesem 
Jahr im Europäischen Währungssystem, dessen 
Kursgefüge sich als überraschend stabil erwies. 

36. Die weitreichenden und die Landwirtschaft be- 
lastenden Maßnahmen in der gemeinssimen Agrar- 
politik sind erst getroffen worden, nachdem der 
Haushalt im vergangenen Jahr wegen des Anstiegs 
der Agrarausgaben an die Grenze der Finanzierbar- 
keit gestoßen war. 

In der Milchwirtschaft, der teuersten Sparte der ge- 
meinsamen Agrarpolitik, gelten für zunächst fünf 
Jahre Obergrenzen für die zu garantierten Preisen 
abgenommenen Milchmengen. Für jeden Mitglied- 
staat sind sogenannte Garantiemengen festgesetzt; 
diese werden in Form von Referenzmengen wahl- 
weise auf die einzelnen Milcherzeuger oder auf die 
Molkereien aufgeteilt. Für Milchlieferungen, die 
über diese Referenzmengen hinausgehen, wird eine 
Zusatzabgabe erhoben, die im Falle der Erzeuger- 
quoten 75 vH des Miichrichtpreises und im Falle 
der Molkereiquoten 100 vH des Milchrichtpreises 
entspricht. Die Abgabe wird jährlich festgestellt 
und erhoben, wobei die Molkereien den Betrag auf 
jene Erzeuger umzulegen haben, die ihre Produk- 
tion gesteigert haben. Von 1985 an soll die Höchst- 


menge insgesamt 98,4 Mio Tonnen betragen; vorher 
gilt als Übergangsregelung eine höhere Grenze von 
99,6 Mio Tonnen. 

Verglichen mit der Produktionsmenge, die ohne die 
Kontingentierung zu erwarten gewesen wäre (rund 
105 Mio Tonnen), stellt dies schon für 1984 und noch 
mehr für die kommenden Jahre eine deutliche Ein- 
schränkung dar. Zu welchen Einsparungen im 
Agrarhaushalt es deswegen kommt, läßt sich aller- 
dings nicht zuverlässig absehen. Immerhin über- 
schreitet die Interventionshöchstmenge immer 
noch beträchtlich die geschätzte Nachfrage. Mögli- 
cherweise gibt die Mengenbeschränkung auch ver- 
stärkt Anlaß zu neuen Anhebungen der Garantie- 
preise. 

Auch bei anderen landwirtscheiftlichen Erzeugnis- 
sen sind neue Mechanismen der Mengensteuerung 
eingeführt worden. Bei Sonnenblumen, Hartweizen 
und getrockneten Weintrauben gelten jetzt Garan- 
tieschwellen, das heißt Höchstmengen, bei deren 
Überschreitung die Erzeuger nicht mehr mit der 
vollen Preisgarantie rechnen können. Der Minister- 
rat und die Kommission beabsichtigen, das Garan- 
tieschwellensystem auch künftig auf Märkte auszu- 
dehnen, auf denen mit rasch steigenden Ausgaben 
für Interventionen zu rechnen ist. 

Flankiert wurden die Mengenbeschränkungen 
durch die Abscheiffung oder Verringerung einer 
Reihe von Prämien und Beihilfen sowie durch ver- 
gleichsweise restriktive Preisbeschlüsse. Die Preise 
für Marktordnungserzeugnisse wurden, in ECU ge- 
rechnet, im Durchschnitt um 0,5 vH gesenkt. In 
Landeswährungen gerechnet bedeuten die Be- 
schlüsse wegen des gleichzeitig vereinbarten Ab- 
baus des Währungsausgleichs allerdings, daß in den 
Ländern, die aufgrund vergangener Abwertungen 
bisher einen negativen Währungsausgleich anwen- 
deten, das Preisniveau der unter Marktordnungen 
fallenden landwirtschaftlichen Erzeugnisse zum 
Teil deutlich angehoben werden kann. 

37. Schließlich gab es Änderungen im sogenann- 
ten agrimonetären System. Die Regeln zur Bestim- 
mung der Währungsausgleichsbeträge, die im in- 
nergemeinscheiftlichen Handel mit unter die Markt- 
ordnungen fallenden Agrarprodukten anzuwenden 
sind, wurden so geändert, daß künftig anläßlich ei- 
ner Änderung der Leitkurse im Europäischen Wäh- 
rungssystem kein positiver, sondern nur noch nega- 
tiver Währungsausgleich entstehen kann. Zugleich 
wurde vereinbart, die bestehenden positiven Wäh- 
rungsausgleichsbeträge schrittweise abzubauen. 

In dem neuen System werden die Währungsausgleichsbe- 
träge nicht mehr anhand der Differenz zwischen der grü- 
nen Parität und der offiziellen ECU-Parität einer Wäh- 
rung errechnet, sondern es werden zusätzlich „fiktive Leit- 
kurse für den Agrarbereich*' geschaffen, die anläßlich ei- 
nes Realignments jeweils mit dem Aufwertungssatz der 
am stärksten aufwertenden Währung verschoben werden. 
Das wirkt sich so aus, daß die in ECU vorgegebenen 
Agrarpreise in der Währung des am stärksten aufwerten- 
den Landes gerade unverändert bleiben, in allen anderen 
Währungen gerechnet jedoch fallen würden, wenn dies 
nicht durch das Festhalten an den alten grünen Paritäten 
verhindert würde. Die Bezugsgrundlage ist also dergestalt 
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verschoberiy daß das den Maßstab abgebende Land keinen 
Währungsausgleich anzuwenden braucht; alle anderen 
Länder müssen zur Neutralisierung des entstandenen 
Preisunterschieds die Einfuhren subventionieren und die 
Ausfuhren belasten. 

Ein Teil des bestehenden positiven Währungsausgleichs 
auf seiten der Bundesrepublik, nämlich 3 Prozentpunkte, 
wurde bereits im Lauf dieses Jahres in einen negativen 
Ausgleich für die anderen Länder umgewandelt, der wie- 
derum sogleich abgebaut wurde. Die Höhe der Garantie- 
preise in D-Mark berührt dies nicht In den anderen Län- 
dern entstehen aber Preiserhöhungsspielräume. Anfang 
1985 sollen einseitig weitere 5 Prozentpunkte abgebaut 
werden, was für sich genommen eine gleichstarke Sen- 
kung der D-Mark-Preise bedeutet Die dann noch beste- 
henden positiven Währungsausgleichsbeträge sollen bis 
Mitte 1987 zum Verschwinden gebracht werden, möglichst 
ohne weitere Preissenkungen in Landeswährung. 

Die Änderungen zielen im ganzen auf eine Verrin- 
gerung der Unterschiede zwischen den Preis- 
niveaus für landwirtschaftliche Erzeugnisse in den 
verschiedenen Ländern. Der in Glestalt des Wäh- 
rungsausgleichs aufgestaute Korrekturbedarf kann 
nur abgearbeitet werden, wenn in Ländern mit 
schwachen Währungen ein relatives Steigen, in 
Ländern mit starken Währungen ein relatives Sin- 
ken der Preise zugelassen wird. Freilich knüpfen 
sich an das neue System auch Befürchtungen, daß 
künftig die Agrarpreise, in Landeswährungen ge- 
rechnet, stärker steigen könnten. Die Regeln kön- 
nen sich nämlich preistreibend auswirken, wenn 
bei der jährlichen Neufestsetzung der Preise in 
ECU die Tendenz der grünen Leitwährung zur stän- 
digen Höherbewertung nicht vollständig in Rech- 
nung gestellt wird. 

38 . Das Paket der Reformmaßnahmen ist geprägt 
von der Priorität fiskalischer Erwägungen und von 
der Furcht vor Einkommenseinbußen für die Land- 
wirtschaft. Daß in Entscheidungen, die erst unter 
dem unabweisbaren Druck leerer Kassen zustande 
kommen, meist kurzsichtigen dirigistischen Lösun- 
gen der Vorzug vor marktwirtschaftlichen Lösun- 
gen gegeben wird, entspricht der Erfahrung. Im 
Hinblick auf die Haushaltslage der Gremeinschaft 
versprach die Milchmengenkontingentierung 
schnelle Einsparungen in einigermaßen kalkulier- 
barem Umfang, aus der Sicht der landwirtschaftli- 
chen Erzeuger geringere Einkommenseinbußen als 
eine im Hinblick auf die Haushaltswirkungen ver- 
gleichbare Senkung der landwirtschaftlichen Ga- 
rantiepreise. Es sollte zwar nicht übersehen wer- 
den, daß das Maßnahmenpaket — jedenfalls was 
die diesjährigen Preisbeschlüsse angeht — Vorteile 
für die Verbraucher mit sich bringt. Daß deren In- 
teressen künftig gegenüber den Einkommensan- 
sprüchen der Landwirtschaft mehr Gewicht beige- 
messen wird, ist aber noch eine bloße Hoffnung, 
zumal die angestrebten Vereinbarungen über die 
„Stärkung der Haushaltsdisziplin“ bisher nicht aus- 
reichend konkretisiert wurden. Auf der Anbieter- 
seite versprechen sich nicht wenige von der Men- 
genregulierung auch die Möglichkeit, auf Dauer die 
Preispolitik wieder stärker als Einkommenspolitik 
zugunsten der Landwirtschaft zu nutzen. Schwer 
wog auch, daß die Regierung der Bundesrepublik 
für ein nationales Programm zur Subventionierung 


der deutschen Landwirtschaft Zustimmung suchte 
und fand, das die aus dem Abbau des Währungsaus- 
gleichs entstehenden Einkommenseinbußen für die 
Landwirte mehr als ausgleicht (Ziffern 428 ff.). 

39 . Ebenfalls Teil des Agrarpakets sind verstärkte 
Anstrengungen zur „Vermarktung“ von Überschüs- 
sen außerhalb der Gemeinschaft sowie eine restrik- 
tivere Einfuhrpolitik, unter anderem bezüglich der 
Einfuhr von Futtermitteln. In den anderen wichti- 
gen Agrarausfuhrländern — den Vereinigten Staa- 
ten, Kanada, Australien und Neuseeland — , die sich 
schon seit geraumer Zeit auf den Weltmärkten ei- 
ner Verdrängungskonkurrenz seitens der Europäi- 
schen Gemeinschaft ausgesetzt sehen, nimmt die 
Neigung zu, Gegenmaßnahmen zu ergreifen. Auch 
diese Länder räumen ein, daß sie nicht ohne eine 
Stützung ihrer Landwirtschaft auskommen und daß 
die meisten landwirtschaftlichen Weltmarktpreise 
verzerrt sind. Um so mehr bedarf es in einer sol- 
chen Situation der gegenseitigen handelspoliti- 
schen Abstimmung. Die Gemeinschaft strebt eine 
solche Abstimmung auch an; durch ihre jüngsten 
Schritte hat sie die Chancen dafür aber verschlech- 
tert. 

Enttäuschung herrscht auch darüber, daß sich die 
Regeln und die Schlichtungsmechanismen des 
GATT, auf die die Vereinigten Staaten sich nach 
dem Scheitern der bilateralen Einigungsversuche 
stützten, als nicht hilfreich erwiesen. Die Eignung 
des GATT zur Beilegung handelspolitischer Kon- 
flikte steht ohnehin in Zweifel, seit das Beispiel der 
von der EG-Kommission vorgeschlagenen Fett- 
steuer gezeigt hat, daß die Regeln des GATT solch 
offen protektionistische Maßnahmen durchaus zu- 
lassen. 

40 . Weniger Reibungen gab es in der europäischen 
Stahlpolitik. Angesichts der sich belebenden 
Nachfrage waren Preisanhebungen durchsetzbar, 
und das Produktionsquotensystem brauchte weni- 
ger restriktiv gehandhabt zu werden. Die zuneh- 
mende Stahlnachfrage in den Vereinigten Staaten 
erlaubte auch eine Steigerung der Ausfuhr dorthin, 
wobei bezweifelt werden kann, ob die Auflagen der 
Kommission im Rahmen des für europäische Stahl- 
lieferungen in die Vereinigten Staaten geltenden 
Selbstbeschränkungsabkommens immer beachtet 
worden sind. Ungewiß bleibt unterdessen, mit wel- 
chen Entwicklungen auf dem europäischen Stahl- 
markt nach dem voraussichtlichen Auslaufen der 
Krisenmaßnahmen Ende 1985 zu rechnen ist 

41 . Im Haushalt der Europäischen Gemeinschaft 
sind die Gesamtausgaben in diesem Jahr etwas 
langsamer gestiegen als zuvor. Einschließlich des 
im Oktober verabschiedeten Nachtragshaushalts 
belaufen sie sich auf 27,2 Mrd ECU, rund 12 vH 
mehr als im Jahre 1983. Mit einem Zuwachs von 
16 vH sind die Agrarausgaben immer noch über- 
durchschnittlich schnell gewachsen; ihr Anteil am 
Gesamthaushalt beträgt nun knapp 70 vH. 

Erstmalig reichten die regelmäßigen Eigenmittel in 
diesem Jahr nicht mehr zur Deckung der Ausgaben. 
Der im Dezember 1983 verabschiedete Haushalts- 
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plan galt hinsichtlich der Ausgabenplanung von 
vornherein als unrealistisch. Er schöpfte aber den 
nutzbaren Einnahmenspielraum bereits völlig aus. 
Zur Deckung des anfänglich von der Kommission 
auf 2,3 Mrd ECU veranschlagten Nachtragshaus- 
halts leisteten die Mitgliedstaaten über ihre ver- 
traglichen Zahlungsverpflichtungen hinaus Vor- 
schußzahlungen von insgesamt einer Milliarde 
ECU. Die verbleibende Lücke soll durch Einsparun- 
gen im laufenden Haushalt geschlossen werden, 
was im wesentlichen darauf hinausläuft, daß Zah- 
lungsverpflichtungen im Rahmen des landwirt- 
schaftlichen Garantiefonds in das Jahr 1985 hinaus- 
geschoben werden. 

Unter dem Eindruck der Finanznot brachte die 
Kommission für 1985 erstmals einen Haushaltsvor- 
schlag ins Gespräch, der eine nach geltendem Recht 
unzulässige Deckungslücke auswies und dessen 
Ausgaben nur finanziert werden könnten, wenn die 
für 1986 vorgesehene neue Einnahmenregelung auf 
das Jahr 1985 vorgezogen würde. Der im Oktober 
vörgelegte Entwurf hält sich mit einem Volumen 
von 25,9 Mrd ECU zwar im Rahmen der Einnah- 
men. Er ist aber mit Sicherheit zu niedrig veran- 
schlagt, da er nicht einmal die Ausgaben für die fest 
zugesagte Entlastung Großbritanniens und die aus 
diesem Jahr in das Jahr 1985 zu verschiebenden 
Ausgaben enthält. 

42 . Wirksame Maßnahmen zur Begrenzung des 
Anstiegs der Agrarausgaben und bindende Abspra- 
chen über die Aufnahme Spaniens und Portugals 
hatten die Bundesrepublik und Großbritannien zur 
Bedingung gemacht, unter der sie einer Erweite- 
rung des Einnahmerahmens der Gemeinschaft zu- 
stimmen würden. In diesem Jahr kam nun eine 
grundsätzliche Einigung über die Einnahmenerhö- 
hung zustande. Ab 1986 sollen die Länder statt bis- 
her höchstens 1 vH der vereinheitlichten Mehrwert- 
steuerbemessungsgrundlage nunmehr maximal 
1,4 vH an die Gemeinschaft übertragen; für die Zeit 
ab 1988 ist eine Erhöhung auf 1,6 vH ins Auge ge- 
faßt. Der gesamte Einnahmerahmen der Gemein- 
schaft erhöht sich dadurch zunächst um etwa ein 
Viertel und in der zweiten Stufe um ein weiteres 
Zehntel. 

43 . Nach den Vorstellungen der Kommission sollte 
Hand in Hand mit der Einnahmenerhöhung ein Sy- 
stem von Regeln zur Bemessung der Beiträge ver- 
einbart werden, das künftige Ad-hoc-Maßnahmen 
zur Entlastung einzelner Länder entbehrlich ma- 
chen würde. Nachdem aber die Verhandlungen über 
die konkrete Ausgestaltung des vorgeschlagenen 
Systems scheiterten, wurde eine weniger an- 
spruchsvolle Regelung gefunden. Diese wirkt sich 
so aus, daß Großbritannien ab 1986 jeweils zwei 
Drittel der Differenz zwischen der geleisteten 
Mehrwertsteuerabführung und den aus Gemein- 
schaftskassen nach Großbritannien geflossenen 
Mitteln erstattet werden. 

Neuartig ist an dieser Regelung, daß die britische 
Beitragsentlastung künftig in Form eines Abzugs 
von der im darauffolgenden Jahr fälligen Mehr- 
wertsteuerabführung, also über die Einnahmen- 


seite des Gemeinschaftshaushalts durchgeführt 
wird und damit der Zuständigkeit des Europäischen 
Parlaments entzogen ist. 

44 . Mit der Kopplung der Beitragsentlastung an 
die Relation zwischen abgelieferten Mehrwertsteu- 
ermitteln und den nach Großbritannien fließenden 
EG-Haushaltsmitteln hat das Prinzip eines „gerech- 
ten Mittelrückflusses*' gleichsam offiziell Anerken- 
nung in der EG-Haushaltspolitik gefunden. Eine 
solche“ Gegenüberstellung von Zahlungen und 
Rückflüssen kann aber selbst die rein finanzielle 
Belastung oder Begünstigung, die einem Mitglied- 
staat über den EG-Haushalt erwächst, nur vorder- 
gründig wiedergeben, ganz abgesehen davon, daß 
von den Haushaltszahlen nicht auf Vor- und Nach- 
teile aus der Integration geschlossen werden kann 
(JG 80 Ziffer 34). Die Einnahmen und Ausgaben des 
EG-Haushalts werden den Mitgliedstaaten nach 
dem Ort der Erfassung zugerechnet; dies muß nicht 
immer auch der Ort sein, an dem sie ökonomisch 
wirken; denn über den innergemeinschaftlichen 
Handel können solche Zahlungen weitergewälzt 
werden. Dem Problem hat man bei der britischen 
Entlastungsregel auf der Einnahmenseite Rech- 
nung getragen. Es werden nur die abgeführten 
Mehrwertsteuermittel herangezogen und nicht 
auch Zölle und Abschöpfungen. Früher wurden 
diese Beträge als Leistungen des Landes gerechnet, 
dessen Behörden beim erstmaligen Eintritt einer 
Ware in das Gebiet der Gemeinschaft die Einfuhr- 
abgaben erhoben, unabhängig davon, in welchem 
Land der Käufer ansässig war, der den Einfuhrzoll 
letztlich zahlt. Diesen Effekt, wegen seiner besonde- 
ren Bedeutung für Länder mit großen Seehäfen ge- 
legentlich als „Rotterdam-Effekt** bezeichnet, gibt 
es nun nicht mehr. Auf der Ausgabenseite des Ge- 
meinschaftshaushalts bleibt das Verlagerungspro- 
blem aber bestehen. Das gilt in erster Linie für die 
Ausfuhrerstattungen, die als Leistungen an das 
ausführende Land gerechnet werden und nicht an 
das Land des jeweiligen Produzenten, der von der 
Subvention profitiert. Ähnliches trifft — mit Ein- 
schränkungen — für die Interventionskäufe land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse zu, deren Zurechnung 
durch die geographische Lage der tätig werdenden 
Interventionsstelle bestimmt wird. Sinnvoll wäre es, 
die Interventionsmittel als Zahlung an das Land zu 
verbuchen, in dem die überschüssigen Produkte er- 
zeugt worden sind. Dies ist freilich unmöglich: Ein 
Überschußangebot kann nur für den gemeinsamen 
Markt festgestellt, aber nicht den Ländern zugeord- 
net werden. 

45 . Im Europäischen Währungssystem hat es 
— für viele überraschend — nach den Leitkursan- 
passungen vom März 1983 die bisher längste Phase 
stabiler Leitkurse gegeben (Tabelle 6). Wieder ein- 
mal erwies sich der Wertverlust der D-Mark gegen- 
über dem Dollar als stabilisierendes Moment für 
den Wechselkursyerbund. Die D-Mark hat unter 
den EWS-Währungen die größte internationale Be- 
deutung, und der Zusammenhang zwischen den 
Schwankungen des D-Mark-Dollar-Kurses und den 
Veränderungen im Kursgefüge des EWS ist unver- 
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Tabelle 6 


Zum Europäischen Währungssystem 


Währung 

Deutsche 

Franzö- 

sischer 

Franken 

Hollän- 

discher 

Gulden 

Belgischer 
tmd Lu- 
xembur- 
gischer 
Franken 

Italie- 

nische 

Lira 

Dänische 

Irisches 

Pfund 

Grie- 

chische 

Zeitpunkt 

Mark 

Krone 

Pfund 

Sterling^) 

Drach- 

me^) 

Fester Betrag im ECU-Korb 
(Währungseinheiten) . . . 

0,719 

1,31 

0,256 

3,71 

0,14 

140,00 

0,219 

0,00871 

0,0878 

1,15 

ECU-Leitkurs ab 17. Sep- 
tember 1984 (1 ECU = . . . 
Währungseinheiten) . . . 

2,24184 

6,87456 

2,52595 

44,9008 

1403,49 

8,14104 

0,725690 

0,585992 

87,4813 

Gewicht im ECU-Korb^) 
in vH 

32,1 

19,1 

10,1 

8,6 

10,0 

m 

B 

15,0 

B 

Abweichtmgsschwelle 
(=75 vH der maximalen 
Abweichung) in vH .... 

± 1,15 

± 1,37 

± 1,52 

± 1,54 

± 4 , 05 °) 

± 1,64 

± 1,67 

(± 1 , 43 ) 

(±7,67) 

1979 24. September 

+ 1.01 

Änd< 

- 0,97 

snmgen de 

- 0,97 

rECU-Leit 

- 0,97 

turse^) 

- 0,97 

- 3,80 

- 0,97 

+ 2,07 


30. November 

+ 0,14 

+ 0,14 

+ 0,14 

+ 0,14 

+ 0,14 

- 4,63 

± 0,14 

+ 0,14 

— 

1981 23. März 

- 2,47 

- 2,47 

- 2,47 

- 2,57 

- 8,32 

- 2,47 

- 2,47 

+ 19,70 

— 

5. Oktober 

+ 5,61 

- 2 , 90 ' 

+ 5,61 

+ 0,10 

- 2,90 

+ 0,10 

+ 0,10 

- 9,80 

— 

1982 22. Februar 

- 0,34 

- 0,34 

- 0,34 

- 8,81 

- 0,34 

- 3,33 

- 0,34 

+ 7,90 

— 

14. Juni 

+ 3,61 

- 6,32 

+ 3,61 

- 0,61 

- 3,34 

- 0,61 

- 0,61 

- 0,61 

— 

1983 21. März 

.+ 5,36 

- 2,63 

+ 3,36 

+ 1,36 

- 2,63 

+ 2,36 

- 3,63 

- 11,02 

— 

18. Mai 

- 1,19 

- 1,19 

- 1,19 

- 1,19 

- 1,19 

- 1,19 

- 1,19 

+ 7,28 

— 

1984 17. September 

— 

— 

. — 

— 

— 

— 

— 

+ 0,19 

— 

Insgesamt seit 

13. März 1979’) 

+ 12,00 

- 15,64 

+ 7,72 

- 12,21 

- 18,18 

- 12,96 

- 8,68 

+ 13,19 

— 

1979 13. März^) 

-14 

+ 8 

Abweichu] 

+ 8 

agsindikato 

-46 

r®) 

+ 6 

+32 

+14 

+ 20 


31. Dezember 

-23 

+51 

+ 5 

-65 

+ 1 

+ 4 

-16 

+ 16 

— 

1980 31. Dezember 

-45 

+ 62 

+48 

-59 

-49 

+26 

-27 

+ 793 

— 

1981 31. Dezember 

-32 

+28 

+11 

-72 

- 3 

+26 

+27 

+299 

— 

1982 31. Dezember 

+39 

+27 

+29 

-81 

+26 

+26 

-52 

-376 

— 

1983 31. Oktober 

-17 

+27 

+13 

-86 

+40 

+20 

+19 

+110 

— 

30. November 

-21 

+ 27 

+14 

-82 

+43 

+10 

+15 

+127 

— 

30. Dezember 

+ 2 

+16 

+14 

-94 

+41 

+10 

+12 

+147 

— 

1984 31. Januar 

+ 5 

+17 

+ 6 

-94 

+39 

+ 9 

+ 9 

+144 

— 

29. Februar 

+23 

- 5 

+ 4 

-94 

+13 

-32 

- 8 

+ 83 

— 

30. März 

+45 

+12 

+29 

-77 

+23 

-22 

^ -13 

- 94 

— 

30. April 

+17 

+11 

+14 

-75 

+27 

-36 

-23 

- 23 

— 

30. Mai 

+ 24 

+16 

+14 

-71 

+ 26 

-39 

-19 

- 45 

— 

29. Juni 

+24 

+14 

+17 

-60 

+ 35 

-29 

-28 

- 61 

— 

31. Juli 

+14 

+ 6 

- 5 

-37 

+38 

-19 

-10 

- 44 

— 

31. August 

+10 

+ 4 

+ 1 

-29 

+23 

- 8 

+ 1 

- 39 

— 

28. September®) . . . 

+19 

+10 

+11 

-46 

+ 21 

+28 

+28 

- 60 

-241 

31. Oktober 

+19 

+14 

+10 

-24 

+ 26 

+34 

+ 7 

-161 

-195 


Nimmt am Wechselkursverbund des EWS nicht teil. 

Berechnet aufgrund des jeweiligen ECU-Leitkurses. 

Aufwertung (+), Abwertung {-) in vH. Für das Pfund Sterling läßt sich ein fiktiver ECU-Leitkurs berechnen. 

*) Beginn des EWS. 

®) Abweichung des ECU-Tageswertes vom ECU-Leitkurs der jeweiligen Währung in vH der maximalen Abweichung. 

Abweichung der Landeswährung gegenüber dem ECU nach oben: +. 

Abweichung der Landeswährung gegenüber dem ECU nach unten: — . 

Falls die italienische Lira, das Pfund Sterling oder die griechische Drachme um mehr als 2,25 vH von mindestens einer der anderen Währungen 
abweichen, wird der bereinigte Indikatorwert ausgewiesen. Eine Korrektur des Indikators für die italienische Lira erfolgt nur, wenn das Pfund 
Sterling oder die griechische Drachme um mehr als 6 vH (erweiterte Bandbreite der italienischen Lira) von der Lira abweichen. Der Indikator- 
wert für das Pfund Sterling und die griechische Drachme haben nur nachrichtliche Bedeutung. 

®) Übergang zu neuem ECU-Korb am 17. September 1984. 

a) Auf Grundlage einer Bandbreite von 6 vH. Quelle: Deutsche Bundesbank 
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kennbar. So ließ der vorübergehende Rückgang des 
Dollarkurses im Februar und März 1984 die D-Mark 
an den oberen Rand, andere Währungen an den 
unteren Rand ihres Kursbandes stoßen und löste 
Spekulationen über eine Leitkursänderung aus. Mit 
dem Wiederansteigen des Dollarkurses kehrte sich 
das Bild wieder um. Zuletzt bewegten sich alle Wäh- 
rungen nahe der Mitte ihres jeweiligen Kursban- 
des. Einige der Teilnehmerwährungen haben wohl 
auch durchaus an eigener Stärke gewonnen, so die 
Dänische Krone und möglicherweise auch der Bel- 
gische Franken, zu dessen Stützung noch im Früh- 
jahr interveniert werden mußte. 

46 . Erstmals seit Bestehen des Europäischen Wäh- 
rungssystems wurde im September die Zusammen- 
setzung der Europäischen Währungseinheit ECU 
geändert. Der Währungskorb enthält statt vorher 
0,828 nun nur noch 0,719 D-Mark, statt 0,286 noch 
0,256 Gulden und statt 0,0885 noch 0,0878 Pfund 
Sterling. Die Beträge der übrigen Währungen wur- 
den demgegenüber angehoben. Außerdem gehören 
zum Währungskorb nun auch 1,15 griechische 
Drachmen. Die Änderung war entsprechend den bei 
der Gründung des EWS niedergelegten Regeln er- 
forderlich, um die Gewichte der Währungen wieder 
in Einklang mit den angestrebten Gewichtsverhält- 
nissen zu bringen, die sich nach der Wirtschedts- 
kraft, der Außenhandelsverflechtung und der Betei- 
ligung am kurzfristigen Währungsbeistand bemes- 
sen. Die Korbänderung wurde so vorgenommen, 
daß sich unmittelbare Auswirkungen auf das Leit- 
kursgefüge und auf den Wert des ECU gegenüber 
Drittwährungen nicht ergeben. Die Erhöhung des 
Anteils der weniger stabilen Währungen dürfte 
aber den Wert des ECU im Zeitablauf negativ beein- 
flussen. Der Vorgang wird auch ein Belastungsfak- 
tor bleiben — wegen der im Falle einer weiteren 
Auseinanderentwicklung der Teilnehmerwährun- 
gen auch künftig zu erwartenden und dem Zeit- 
punkt nach nicht genau vorhersehbaren Änderun- 
gen der Korbdefinition, aber auch einfach deswe- 
gen, weil die Gemeinscheiftswähnmg sich mit der 
Aufnahme neuer Mitglieder wandeln wird, ihrer 
Natur nach also in besonderem Maße durch politi- 
sche, nicht nur wirtschaftspolitische Entscheidun- 
gen bestimmt ist. 

47 . Der ECU hat neben seiner offiziellen Rolle im 
Rahmen der Gemeinschaftsinstitutionen inzwi- 
schen auch im privaten Bereich eine gewisse Be- 
deutung erlangt. Auf dem Euro-Kapitalmarkt ist er 
drittwichtigstes Anlagemedium; private ECU-Anlei- 
hen werden vor allem in Belgien und in Luxemburg 
untergebracht. In Frankreich und in Italien wird 
bereits ein nennenswerter Teil des Außenhandels 
in ECU abgerechnet; offenbar wird dies — die ver- 
breiteten Kapitalverkehrskontrollen für gegeben 
genommen — oft als ein naheliegender und prakti- 


kabler Weg angesehen, das Wechselkursrisiko zwi- 
schen den Vertragspartnern zu teilen. 

In der Bundesrepublik ist die private Verwendung 
des ECU beschränkt. Hier gilt der ECU nicht als 
Währung. Er ist nicht einer Devise gleichgestellt, 
sondern wird als Äquivalent einer indexierten For- 
derung angesehen. Damit fallen einige Arten von 
Transaktionen in ECU unter die Genehmigungs- 
pflicht des Währungsgesetzes. Gebietsansässige 
dürfen ECU-Forderungen erwerben, jedoch keine 
auf ECU lautenden Verbindlichkeiten eingehen, 
weswegen auch deutsche Banken im Inland keine 
ECU-Konten einrichten können. 

Die Bundesbank ist wegen ihrer restriktiven Hal- 
tung in dieser Frage auch aus Ländern kritisiert 
worden, in denen schwerer wiegende Hindernisse 
für die währungspolitische Integration Europas be- 
stehen. Frankreich, Italien und Belgien haben noch 
immer Kapitalverkehrskontrollen und Beschrän- 
kungen im Devisenverkehr. 

48 . Viele, die eine forcierte währungspolitische In- 
tegration der Gemeinscheift gegenwärtig als den 
neuen Motor der europäischen Einigung ansehen, 
nachdem die verfahrene Agrarpolitik diese Rolle 
nicht mehr spielen kann, unterschätzen oft solche 
und andere Integrationshemmnisse, deren Abbau 
vordringlich wäre und längst überfällig ist. Kapital- 
verkehrskontrollen passen nicht zu einem einheit- 
lichen Wirtschaftsraum. Die Errichtung eines ech- 
ten gemeinsamen Marktes für den Güterverkehr 
wird aus protektionistischen Interessen heraus ver- 
zögert, kommt vielfach aber auch einfach aufgrund 
bürokratischer Trägheit nicht voran. Zum Kern von 
allem gehört, daß trotz einer bemerkenswerten An- 
näherung die Unterschiede in der Stabilitätspolitik 
nach wie vor groß sind. 

Die Möglichkeiten, die ein großer Wirtschaftsraum 
in Europa bietet, werden noch unzureichend ge- 
nutzt. Das bringt nicht zuletzt auch Wettbewerbs- 
nachteile der europäischen Anbieter gegenüber der 
Konkurrenz aus den Vereinigten Staaten mit sich. 
Solange die Märkte in Europa nicht stärker inte- 
griert sind, bleibt den europäischen Volkswirtschaf- 
ten der Vorteil eines großen Binnenmarktes ver- 
sagt, obgleich Europa nach Bevölkerungszahl und 
Höhe des Sozialprodukts mit den Vereinigten Staa- 
ten vergleichbar ist. Neben den immer noch beste- 
henden Erschwernissen für den innergemeinschaft- 
lichen Warenhandel tragen Regulierungen im 
Dienstleistungsbereich, nationale technische Nor- 
men und auch die staatliche Beschaffungspolitik, 
nicht zuletzt im Bereich der Telekommunikation, 
dazu bei, daß Unternehmen auf ihrem heimischen 
Markt geschützte Absatzchancen haben und auf 
den Märkten in den anderen EG-Ländern gar nicht 
erst antreten. 
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I 

TEILB 

Die Binnenkonjunktur 1984 


I. Oberblick 

49 . In der Bundesrepublik hat sich der Auf* 
Schwung wieder gefestigt. 

Das Jahr begann mit hochgespannten Erwartun* 
gen. Die Indikatoren zur Konjunkturlage zeigten 
steil nach oben, erste Erfolge bei der Überwindung 
der Wachstumsschwäche schienen greifbar. Diese 
Zuversicht ging im Frühjahr teilweise verloren, als 
der Arbeitskampf sich zuspitzte und Unsicherheit 
um sich griff, ob der unvermutete Abfall der Pro- 
duktion nicht tiefliegende Gründe habe. Plötzlich 
galt der Aufschwung vielerorts als gefährdet, Pro- 
gnosen wurden nach unten korrigiert. Nach und 
nach haben sich die günstigen fundamentalen Fak- 
toren aber durchgesetzt. Die Zukunft wird wieder 
günstiger gesehen. 

50 . Im Ergebnis ist die gesamtwirtschaftliche Pro- 
duktion in diesem Jahr trotz der zeitweiligen 
Schwäche um 2V2 vH gesteigert worden; das war 
soviel, wie es optimistischen Setzungen im Herbst 
vergangenen Jahres entsprach. Der Abbau der ho- 
hen Arbeitslosigkeit ist noch nicht vorangekom- 
men. Neichdem die Anzahl der Arbeitslosen ab der 
Jahreswende zunächst noch einmal enttäuschend 
lange gestiegen war, ist sie nun seit September 
doch zurückgegangen; die Anzahl der Kurzarbeiter 
hat sich weiter stark verringert. Der Preisauftrieb 
hat sich nochmals mehr als erwartet abgeschwächt; 
für den Verbraucher war die Kaufkraft des Geldes 
gegen Jahresende aber immer noch 2 vH niedriger 
als vor einem Jahr. Die Konsolidierung der öffent- 
lichen Haushalte ist weit vorangekommen (Zif- 
fern 226 ff.). In Anbetracht des Überschusses in der 
Leistungsbilanz und der Verbesserung im Kapital- 
verkehr könnte allenfalls die Entwicklung des 
D-Mark-Dollar-Kurses Anleiß geben, der Lage nicht 
ohne Einschränkungen das Prädikat „außenwirt- 
schaftliches Gleichgewicht“ zuzusprechen (Ziffern 
189 ff.). 

Der Aufschwung hat an Kraft nicht eingebüßt. 

51 . Motor der Konjunktur war 1984 der Export. 
Dem Volumen nach sind 8 vH mehr Waren ausge- 
führt worden als im Vorjahr. Ausschlaggebend da- 
für war, daß die konjunkturellen Auftriebskräfte 
weltweit an Kreift gewonnen haben. Die verbesserte 
preisliche Wettbewerbsfähigkeit trug aber ebenfalls 
dazu bei, und nicht nur wegen der Unterstützung 
vom Wechselkurs her. Wettbewerbsvorteile sind 
auch auf den Märkten im Inland wirksam gewor- 
den. Die Einfuhr von Fertigerzeugnissen hat sich in 
ihrem Anstieg abgeflacht. Deiß ausländische Anbie- 
ter nur wenig zurückgedrängt werden konnten, lag 
an deren Bereitschaft, eher bei den Preisen Ein- 


bußen hinzunehmen, als an Marktanteilen zu ver- 
lieren. Das hat aber zugleich inflatorische Impulse 
von außen klein gehalten. 

Mit den Erfolgen im Außenhandel ging eine nur 
mäßige Nachfrage im Inland einher. Soweit es da- 
bei um zinsabhängige Inlandsnachfrage geht, ist 
unübersehbar, daß es einen Zusammenhang gibt 
zwischen dem wechselkursbedingten Teil der Er- 
folge im Außenhandel und dem zinstreibenden Ka- 
pitalsog aus Amerika. Im ganzen konnten die Pro- 
duktionskapazitäten aber höher ausgelastet wer- 
den, und die Absatzerwartungen haben sich weiter 
auf gehellt. Schon im vergangenen Jahr hatten die 
Unternehmen gezeigt, daß sie auch bei unterausge- 
lasteten Kapazitäten, also noch geringer aktueller 
Nachfrage, bereit sind, mehr zu investieren, wenn 
die Chancen auf künftige rentable Produktion vom 
Verhältnis der Kosten und Preise her wieder zuver- 
sichtlicher einzuschätzen sind und der Mut zu 
Neuerungen wächst. Die Unsicherheit beim Inve- 
stieren hat sich nun durch die verbesserten Absatz- 
erwartungen weiter verringert, 

52 . Die Tarifabschlüsse haben für das Wirtschafts- 
geschehen in diesem Jahr eine zentrale Rolle ge- 
spielt. Diesmal ging es nicht nur um Einkommens- 
steigerungen, sondern auch um die Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit und der Lebensarbeitszeit, um 
die Flexibilisierung der Arbeitszeit und um eine 
längere Laufzeit der Tarifverträge. In der Metallin- 
dustrie und in der Druckindustrie sind nach dem 
harten Arbeitskampf Tarifverträge mit einer Lauf- 
zeit von zwei Jahren zustandegekommen, die für 
dieses Jahr eine mäßige, im Jahre 1985 sodann eine 
größere Steigerung der Stundenlöhne votsehen 
(Ziffern 126 ff.). Auch in den übrigen Bereichen sind 
1984 die Arbeitskosten, berücksichtigt man den Zu- 
wachs än Produktivität, e,rheut nur wenig gestiegen. 
Trotz der unerwartet starken Verteuerung der ein- 
geführten Vorprodukte waren daher auch die Ge- 
samtkosten nicht viel höher als im Vorjahr. Dabei 
ist zu berücksichtigen, daß von den Kapitalkosten 
— anders als in vergleichbaren Aufschwungspha- 
sen üblich — keine weitere Entlastung kam. So trug 
die zurückhaltende Lohnpolitik dazu bei, deiß sich 
trotz der teureren Einfuhr und trotz der unverän- 
dert hohen Kapitalkosten höhere Stückgewinne 
und eine weitere Verringerung des Preisauftriebs 
zugleich einstellten (Ziffern 165 ff.). Das ist für ei- 
nen Aufschwung eine lehrbuchhaft gute Vorstel- 
lung. Die längerfristige Analyse zeigt freilich, daß 
die langjährigen Fehlentwicklungen hinsichtlich 
der Kapitalstruktur der Unternehmen und hinsicht- 
lich der Rentabilität von Sachvermögen im Verhält- 
nis zur Rendite von Finanzanlagen erst teilweise 
korrigiert sind (Ziffern 142 ff.). 
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53 . Die günstigen Bedingungen fürs Investieren — 
höhere Nachfrage, geringer Kostenanstieg, mehr ei- 
gene Mittel — haben auch in diesem Jahr dafür 
gesorgt, daß die Investitionsneigung im Verlauf des 
Jahres weiter zunahm, obwohl der Zins, verglichen 
mit den erzielbaren Preisen, noch in keinem frühe- 
ren Aufschwung so hoch gewesen ist wie 1984. In 
der Abrechnung für 1984 war das Ergebnis zwar 
enttäuschend, nur IV 2 vH höhere Investitionen als 
1983. Dieser geringe Zuwachs gibt die Investitions- 
neigung aber unzutreffend wieder; wegen der Inve- 
stitionszulage waren Vorhaben teilweise in das 
Jahr 1983 vorgezogen worden und im Jahre 1984 
sind sie teilweise wegen des Arbeitskampfes verzö- 
gert worden. Im vierten Vierteljahr dürften die Aus- 
rüstungsinvestitionen immerhin um 10 vH höher 
sein als im Tiefpunkt der Rezession im vierten Vier- 
teljahr 1982. 

54 . Geringere Preissteigerungen bedeuten weni- 
ger Kaufkraftschwund. Die Zurückhaltung bei der 
Steigerung der Nominallöhne (-I- 3 V 2 VH) endete, an- 
ders als zunächst erwartet, nicht in einem vollen 
Verzicht auf höhere Reallöhne (-hl vH). Dafür hat 
der unvermindert scharfe Preiswettbewerb gesorgt. 
Bemerkenswert war auch, deiß die verfügbaren Ein- 
kommen trotz der vielfältigen Kürzungen von sozia- 
len Leistungen in diesem Jahr stärker Zunahmen 
als im Vorjahr, im wesentlichen weil nicht mehr 
ganz so viele Arbeitnehmer arbeitslos wurden und 
weil viel weniger von Kurzarbeit betroffen waren. 
Die Verbrauchsneigung blieb hoch, sie hat sich aber 
nicht verstärkt Die Verbraucher haben aufs Jahr 
gesehen für 9 Mrd DM mehr Güter und Dienstlei- 
stungen gekauft. Das war ein etwa ebenso starker 
Zuwachs wie im Vorjahr (Ziffern 75 ff.). 

55 . Daß es im zweiten Jahr einer Aufwärtsbewe- 
gung zu einer weiteren Beruhigung des Preisauf- 
triebs kam, ist nicht ungewöhnlich; auch früher zo- 
gen die Preise meist erst in der Hochkonjunktur 
stärker an. Nach unserem Urteil ist in den gestiege- 
nen D-Mark-Preisen für Rohstoffe kein inflatori- 
scher Impuls angelegt; dies ist eine im wesentlichen 
konjunkturelle Bewegung (Ziffer 166). Sorge berei- 
tet aber, deiß der höhere Anstieg der Güterpreise im 
Ausland schon seit längerem nicht mehr durch eine 
Aufwertung der D-Mark ausgeglichen wird. In die- 
sem Jahr ist der Inflationsimport über den direkten 
internationalen Preiszusammenhang zwar noch 
kaum wirksam geworden, hierin liegen aber ge- 
wisse Gefahren für die weitere Preisentwicklung. 

56 . Der unerwartet stark verminderte Preisauf- 
trieb hat bei der gegebenen Ausweitung der Geld- 
versorgung den Expansionsspielraum der Volks- 
wirtschaft erhöht. Nachdem der Zuwachs an Zen- 
tralbankgeld vom Jahresende 1982 bis zum Herbst 
1983 großzügig bemessen worden war, hat die Bun- 
desbank seither das Geldangebot wesentlich knap- 
per gehalten. Die bereinigte Zentralbankgeldmenge 
war im September um 4,2 vH höher als ein Jahr 
zuvor. Zu Beginn früherer Aufschwünge hatte die 
Bundesbank die Wirtschaft reichlicher mit Geld 
versorgt als dieses Mal. Die Erfahrung, später zur 
Bekämpfung inflatorischer Tendenzen restriktive 


Maßnahmen ergreifen zu müssen, stand gegen die 
Neuauflage einer solchen Politik. Die Geldpolitik 
hat dem Aufschwung in diesem Jahr keine Hilfe- 
stellung gegeben, sie hat ihn aber auch nicht ge- 
hemmt (Ziffern 209 ff.). 

57 . In zweierlei Hinsicht gibt es Enttäuschungen. 
Am Arbeitsmarkt zeigen sich bisher nur schwache 
Lichtblicke. In der Bauwirtschaft verstärken sich 
die Schwächetendenzen. 

Die Zunahme der Bauinvestitionen von 1 vH in die- 
sem Jahr gibt kein zutreffendes Bild von der Lage 
der Bauwirtschaft. Die Unternehmen und der Staat 
bauen zwar wieder vermehrt, die Aufträge im Woh- 
nungsbau sind aber seit Jahresbeginn immer wei- 
ter zurückgegangen. Das gleiche gilt seit dem Som- 
mer für die Bautätigkeit. Viele, die im Wohnungs- 
bau investieren wollten, sind verunsichert. Im Ver- 
hältnis zu den aktuellen und erwartbaren Mieten 
und Immobilienpreisen sind die Baukosten und die 
Zinsen einfach zu hoch. Wer im Eigenheim wohnen 
will, muß sehr hohe Belastungen tragen. So er- 
scheint das Angebot an Wohnraum als reichlich; es 
ist auch reichlich, gemessen an dem, was beim der- 
zeitigen Niveau der Mieten und der Eigentümerbe- 
lastungen an Nachfrage auftritt. Nichts ist eigent- 
lich überraschend daran. Die Anpassung der Volks- 
wirtschaft an höhere Realzinsen kommt im kapital- 
intensivsten Sektor, der Wohnungswirtscheift, not- 
wendigerweise am langsamsten voran. So mxißten 
in diesem Jahr noch mehr Baufirmen als 1983 aus 
dem Markt ausscheiden. Die übrigen haben keinen 
Anreiz, für mehr als den Ersatz alter Maschinen zu 
sorgen (Ziffern 90 ff.). 

Die Arbeitslosigkeit war im Herbst des Jahres 
kaum niedriger als vor einem Jahr. Der Eindruck, 
die wirtschaftliche Belebung könnte früh am Ar- 
beitsmarkt Wirkung zeigen, hat getrogen. Die An- 
zahl der Beschäftigten ist in diesem Jahr zwar 
erstmals seit 1981 nur noch wenig zurückgegangen, 
aber erst gegen Ende des Jahres scheinen die Un- 
ternehmen ihren Personalstand merklich erhöht zu 
haben. Immerhin haben sich die Möglichkeiten, 
eine Stelle zu finden, leicht verbessert. Anscheinend 
waren auch mehr Menschen bei der Stellensuche 
erfolgreich, die vorher noch nicht oder zumindest 
sehr lange nicht berufstätig waren. Im Herbst die- 
ses Jahres waren wesentlich weniger Jugendliche 
unter 20 Jahren arbeitslos als im Jahr zuvor (Zif- 
fern 103 ff.). 


II. Export als Konjunkturmotor 

Kräftige Impulse vom Welthandel 

58 . Von der Auslandsnachfrage gingen in diesem 
Jahr kräftige Anstöße auf Produktion und Beschäf- 
tigung aus. Die Auftragseingänge aus dem Ausland, 
die bereits in der zweiten Jahreshälfte 1983 schub- 
artig gestiegen waren, erhöhten sich in den ersten 
Monaten dieses Jahres von einem hohen Niveau 
aus weiter, wenn auch verhaltener als vorher 
(Schaubild 6). In der Phase des Arbeitskampfes 
kam es vorübergehend zu einem markanten Rück- 


50 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/2541 


Schaubild 6 


ZUR EXPORTENTWICKLUNG 

Log.MaBstab Auftragseingang aus dem Auslatid Log.Ma8stab 
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gang der gemeldeten Auslandsaufträge, der sich auf 
den Fahrzeugbau konzentrierte, der jedoch auch im 
Maschinenbau, in der Elektrotechnik und im 
Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe spürbar 
war. Seit der Jahresmitte stieg die Nachfrage aus 
dem Ausland rasch wieder an. Das Volumen der 
Aufträge aus dem Ausland war in den ersten neun 
Monaten um 13 vH höher als im entsprechenden 
Zeitraum des Vorjahres. In allen Bereichen des ver- 
arbeitenden Gewerbes konnten die Unternehmen 
weit mehr Aufträge buchen als ein Jahr zuvor. 

59 . Aülsschlaggebend für die hohe Auslandsnach- 
frage sind die konjunkturellen Auftriebskräfte, die 
weltweit an Kraft gewonnen haben. Die gestiegene 
preisliche Wettbewerbsfähigkeit der inländischen 
Unternehmen trug, unterstützt durch die Wechsel- 
kursentwicklung, ebenfalls dazu bei. 

Das ausgeprägte konjunkturelle Gefälle in der Welt 
war ein wichtiger Grund daifür, daß die Ausfuhr 
nach einigen Ländern äußerst kräftig, nach ande- 
ren nur mäßig zunahm. Vor allem die Vereinigten 
Staaten steigerten ihre Käufe außerordentlich. Un- 
terdurchschnittlich erhöhte sich die Nachfrage 
wichtiger Abnehmerländer in der Europäischen Ge- 
meinschaft. Auch hier ließen aber die retardieren- 
den Einflüsse des Vorjahres spürbar nach. Kräftig 
belebt haben sich die Käufe der Entwicklungslän- 
der aus dem lateinamerikanischen Raum. Hier 
dürfte bedeutsam sein, daß diese Länder versuchen, 
die wegen der Stärke des Dollar teuren Einfuhren 
aus den Vereinigten Staaten zu begrenzen. Die 
Nachfrage der OPEC-Staaten war abermals rück- 
läufig. Die Staatshandelsländer haben mit Aus- 
nahme der Sowjetunion wieder mehr Waren aus 
der Bundesrepublik eingeführt. 

Günstig für die Exporteure war, daß sich die Nach- 
frage nach Investitionsgütern im Laufe des Jahres 
weltweit belebt hat. Das Gütersortiment der inlän- 
dischen Anbieter, in dem Investitionsgüter einen 
hohen Anteil besitzen, erwies sich anders als im 
Vorjahr nicht mehr als nachteilig. 

60 . Die Lieferungen an das Ausland haben seit 
Mitte 1983 nahezu gleichzeitig mit der Ausweitung 
der Auftragseingänge zugenommen. Die meisten 
Unternehmen verfügten noch immer über freie 
Kapazitäten, so daß der Auftragsschub aus dem 
Ausland im allgemeinen zügig bewältigt werden 
konnte. 

Die Warenausfuhr dürfte dem Werte nach um 
IIV2 vH, dem Volumen nach um 8 vH höher sein als 
im vorigen Jahr. Betrachtet man Waren und Dienst- 
leistungen zusammen, so beträgt der Anstieg schät- 
zungsweise 10 vH beziehungsweise 7 vH. 

61 . Die Ausfuhr der Bundesrepublik belebte sich 
damit etwa ebenso stark wie der Welthandel, ob- 
gleich einige wichtige Handelspartner noch immer 
konjunkturell zurückliegen. Die preisliche Wettbe- 
werbsfähigkeit der inländischen Anbieter hat sich 
verbessert. Preise und Kosten stiegen im Inland 
weniger als in den meisten Partnerländern. Aber 
die D-Mark wurde an den Devisenmärkten nicht in 
dem Umfang höher bewertet, in dem sich die Preise 
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und Kosten in der Bundesrepublik weniger erhöh- 
ten als im Ausland (Ziffern 196 f.), Glegenüber dem 
Dollar wurde die D-Mark sogar niedriger bewertet. 
Aber auch gegenüber den Handelspartnern im eu- 
ropäischen Währungsverbund, deren Währungen 
Kursverluste gegenüber der D-Mark zu verzeich- 
nen hatten, sank der Außenwert der D-Mark in 
realer Rechnung. In welchem Umfang die niedri- 
gere Bewertung der D-Mark zum Exporterfolg die- 
ses Jahres beitrug, ist nur schwer abzugreifen. Die 
Wettbewerbsposition, die die inländischen Unter- 
nehmen gegenüber ihren ausländischen Konkur- 
renten innehaben, wird nicht nur von der realen 
Bewertung der D-Mark bestimmt, sondern auch von 
einer Reihe anderer Faktoren. Die Breite des Sorti- 
ments und der technologische Stand der Güter bie- 
ten für die Ausfuhr weiterhin günstige Perspekti- 
ven. Bei neuen Produkten gibt es indessen 
Schwachstellen (Ziffern 199 ff.). 

62 . Die verbesserte preisliche Wettbewerbsposi- 
tion inländischer Produzenten hätte erwarten las- 
sen, daß die Wareneinfuhr wegen der Substitution 
von ausländischen Gütern durch inländische weni- 
ger zunimmt, als dies früher in vergleichbaren Pha- 
sen des Aufschwungs der Fall war. So gesehen 
überrascht es, daß die Importe ähnlich kräftig ge- 
stiegen sind wie die Exporte. Freilich darf die 
starke Zunahme der Einfuhr von Vorleistungen, die 
mehr als die Hälfte der Wareneinfuhr umfaßt, nicht 
verwundern, da sie kurzfristig weitgehend konjunk- 
turell bestimmt wird. Der Aufbau von Rohstoffla- 
gern ist kennzeichnend für eine wirtschaftliche Be- 
lebung. Demgegenüber dürfte die Einfuhr von End- 
erzeugnissen und hierbei vor allem von hochwerti- 
gen Konsumgütern und Investitionsgütern, bei de- 
nen eine starke Konkurrenz zwischen in- und aus- 
ländischen Produzenten besteht, auch kurzfristig 
von Änderungen im Preisverhältnis mitbeeinflußt 
werden. Erwartungsgemäß hat sich die Einfuhr von 
Enderzeugnissen in ihrem Anstieg abgeflacht; aus- 
geprägt ist die Abschwächung allerdings nicht. Die 
Importeure beziehungsweise die ausländischen Ex- 
porteure waren anscheinend bereit, eher preisliche 
Einbußen hinzunehmen als auf Marktanteile zu 
verzichten, zumal sie die derzeitige Wechselkurssi- 
tuation wohl vielfach nicht für dauerhaft hielten. 

Dem Volumen nach hat die Wareneinfuhr in diesem 
Jahr um schätzungsweise 8 vH zugenommen. Die 
Einfuhr von Waren und Diensten zusammengenom- 
men stieg in realer Rechnung um etwa 5 V 2 vH an; 
damit erhöhte sich die Einfuhr um schätzungsweise 
9 Mrd DM weniger als die Ausfuhr. Dem Werte 
nach nahm der Überschuß im Außenhandel aller- 
dings nur um etwa 5 Mrd DM zu, da sich die Ein- 
fuhr mehr verteuerte als die Ausfuhr. 


Mehr Nachfrage, höhere Gewinnmargen — immer 
noch hohe Zinsen 

63 . Der kräftige Antrieb, den die Volkswirtschaft 
in diesem Jahr von der Ausfuhr her erhielt, hätte 
eine stärkere Belebung der Investitionen erwarten 
lassen, als sie tatsächlich zu verzeichnen ist. Dem 


stand entgegen, daß die Zinsen das Jahr über hoch 
blieben; erst im Herbst ermäßigten sie sich schritt- 
weise. Im Inland hat sich die Bereitschaft der Un- 
ternehmen, aber auch der privaten Haushalte, mehr 
Geld auszugeben, nicht verstärkt. Für das Gesamt- 
ergebnis war auch wichtig, daß der Rückgang der 
Investitionen im Zusammenhang mit dem Arbeits- 
kampf noch nicht voll ausgeglichen wurde. 

64 . Der harte Arbeitskampf in der Metallindustrie 
und in der Druckindustrie drohte, die Auftriebs- 
kräfte zu beeinträchtigen. Produktion und Nach- 
frage gingen zeitweilig zurück, stärker noch als die 
Unterbrechung des Geschäftsablaufs in den betrof- 
fenen Branchen hatte erwarten lassen. Die Verbes- 
serung im Verhältnis von Kosten und Preisen, die 
1982 in Gang gekommen war und seit dem vergan- 
genen Jahr auch in optimistischeren Erwartungen 
der Unternehmen ihren Niederschlag gefunden hat- 
te, stand auf dem Spiel. Über geraume Zeit geriet 
aus dem Blick, wo ein tragfähiger Kompromiß lie- 
gen konnte. So nimmt es nicht wunder, daß viele 
Unternehmen die Zukunft zeitweilig wieder ungün- 
stiger sahen. Erst nachdem Klarheit über das Er- 
gebnis der Tarifrunde bestand, kam es zum Um- 
schwung; im Herbst knüpften die Erwartungen wie- 
der an die positiven Einstellungen zu Jahresbeginn 
an. 

65 . In der Metallindustrie wurde vereinbart, die 
Stundenlöhne für 1984 um 2,7 vH anzuheben, zum 
1. April 1985 einschließlich des Lohnausgleichs für 
die Verkürzung der Wochenarbeitszeit um 5,9 vH 
(Tabelle?). In der Druckindustrie sind die Raten 
ähnlich hoch (Ziffern 126 ff.). Alle Tarifabschlüsse 
zusammengenommen führten für 1984 zu Stunden- 
verdiensten, die um knapp 3 vH höher waren als 
1983. Die Stundenlöhne, die den Arbeitnehmern 
1984 effektiv ausgezahlt wurden, waren um fast 
3 V2 vH höher; in dem Unterschied schlagen sich vor 
allem Überstundenentgelte nieder. Die Effektivver- 
dienste erhöhten sich kaum weniger als 1983. Die 
Beitragszahlungen an die Sozialversicherungen 
stiegen 1984 erneut stärker als die Lohneinkom- 
men, diesmal insbesondere deshalb, weil Sonder- 
zahlungen, wie das Weihnachtsgeld, in die Beitrags- 
pflicht einbezogen wurden. Insgesamt kostete eine 
Arbeitsstunde reichlich 3V2vH mehr als 1983. 

66 . Je Produkteinheit waren die Arbeitskosten in 
der Gesamtwirtschaft um IvH höher als im Vor- 
jahr; im verarbeitenden Gewerbe dürften sie zu- 

I mindest stabil geblieben sein. Das gesamtwirt- 

I schaftliche Produktionsergebnis je Stunde nahm 

I um 2V2 vH zu. Es wurden nicht mehr Arbeitsstun- 

1 den geleistet, um das Sozialprodukt zu erwirtschaf- 
ten, das 2 V2 vH höher war als 1983. 

67. Vorprodukte, namentlich Rohstoffe, die die Un- 
ternehmen aus dem Ausland beziehen, kosteten 
mehr als im Vorjahr. Das ist in einer Aufschwungs- 
phase der Weltwirtschaft nichts Ungewöhnliches. 
Hingegen spielte die Höherbewertung des amerika- 
nischen Dollar nicht die große Rolle, die ihr oft 
zugemessen wird. Der Dollar erfüllt auf den Welt- 
märkten in erster Linie die Funktion eines Wert- 
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Tabelle 7 


Einkommenspolitisch wichtige Ereignisse 


Monat 



1984 



Januar 

Soziale Sicherung 

In die monatliche Beitragsbemessungsgrundlage für die Sozialversiche- 
rungen werden Einmalzahlungen wie das 13. Monatsgehalt und das Ur- 
laubsgeld jetzt anteilmäßig statt wie bisher nur in dem Monat der Auszah- 
lung einbezogen. Die Beitragsbemessungsgrenzen werden in der Renten- 
und Arbeitslosenversicherung von 5 000 DM auf 5 200 DM angehoben, in 
der gesetzlichen Krankenversicherung von 3 750 DM auf 3 900 DM. 


Textilindustrie 

Begünstigte: 240 000 

Bekleidungsindustrie 
Begünstigte: 190 000 

Die Löhne und Gehälter werden in allen Tarifgebieten um 3,3 vH erhöht. 
Die Verträge treten zwischen dem 1. Januar 1984 und dem 1. September 
1984 in Kraft. Zum 1. Januar 1985 wird eine Vorruhestandsregelung verein- 
bart (ohne Tarifbereiche Westfalen/Osnabrück und Niedersachsen). Die 
40-Stunden-Woche bleibt bis 30. April 1988 unverändert in Kraft. 

Februar 

Metallindustrie 
Begünstigte: 3 460 000 

Nach 7 Wochen Arbeitskampf wird zum 1. April 1985 vereinbart: 

— eine Verkürzung der Arbeitszeit von 40 Stunden auf durchschnittlich 
38,5 Stunden je Woche, 



— Begrenzung der Mehrarbeit auf 10 Stunden in der Woche (wie bisher) 
und 20 Stunden im Monat, Ausnahmen zulässig, 



— Freizeitausgleich für Mehrarbeit möglich, grundsätzliche Barabgeltung 
der Zuschläge. 



Außerdem wird eine Vorruhestandsregelung für Arbeitnehmer ab dem 
58. Lebensjahr vereinbart. 



Für die Monate Februar bis Juni 1984 wird ein Pauschbetrag von 250 DM 
gezahlt. Am 1. Juli 1984 werden die Löhne und Gehälter um 3,3 vH angeho- 
ben. Für den 1. April 1985 ist zusätzlich zum Lohnausgleich von 3,9 vH für 
die kürzere Arbeitszeit eine Lohnerhöhung von 2,0 vH vereinbart. 


Papier- und Pappever- 
arbeitende Industrie 
Begünstigte: 95 000 

Anhebung der Löhne und Gehälter am 1. Februar 1984 um 3,4 vH. 

März 

Einzelhandel 

Begünstigte: 1 520 000 

Erhöhung der Löhne und Gehälter um 3,3 vH beziehungsweise 3,5 vH. Die 
Verträge treten zwischen dem 1. März 1984 und dem 1. Juli 1984 in Kreift. 
Verhandlungen über eine Wochenarbeitszeitverkürzung stehen noch aus. 


Groß- und Außenhandel 
Begünstigte: 1 040 000 

Die Löhne und Gehälter werden zumeist um 3,3 vH angehoben. Die Ver- 
träge treten zwischen dem 1. März 1984 und dem 1. Juni 1984 in Kreift 

April 

Baugewerbe 

Begünstigte: 1 005 000 

Erhöhung der Löhne und Gehälter um 3,3 vH am 1. April 1984. Vereinba- 
rung einer tarifvertraglichen Vorruhestandsregelung ab 1. Januar 1985. 
Der Eintritt in den Vorruhestand liegt im Ermessen des Arbeitnehmers, 
der Arbeitgeber hat lediglich ein Einspruchsrecht mit aufschiebender Wir- 
kung von längstens 6 Monaten. Zum Ausgleich wird die 40-Stunden-Woche 
bis 31. Dezember 1988 festgeschrieben. Zur Insolvenzsicherung dienen die 
von den Tarifparteien eingerichteten Sozialkassen. 


Privates Versicherungs- 
gewerbe 

Begünstigte: 205 000 

Anhebung der Verdienste um 3,5 vH am 1. April 1984. Für den 1. Januar 
1985 wird eine Vorruhestandsregelung vereinbart für Männer ab dem 
60. Lebensjahr, für Frauen und Schwerbehinderte ab dem 58. Lebensjahr. 
Ab dem 1. Januar 1986 gilt die Vorruhestandsregelung für Männer auch ab 
dem 59. Lebensjahr. 
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noch Tabelle 7 


Monat 



1984 



noch 

April 

Druckindustrie 
Begünstigte: 115 000 

Für die Monate April, Mai, Juni 1984 wird eine Pauschale von insgesamt 
150 DM gezahlt Die Verdienste werden zum 1. Juli 1984 um 3,3 vH und am 

1. April 1985 um 2,0 vH erhöht 

Nach 12 Wochen Arbeitskampf wird ein neuer Manteltarifvertrag, gültig 
ab 1. April 1985, mit folgenden Vereinbarungen geschlossen: 



— Die Arbeitszeit wird von 40 Stunden auf 38,5 Stunden je Woche für alle 
Arbeitnehmer bei vollem Lohnausgleich herabgesetzt 

— die wöchentliche Arbeitszeit ist für den einzelnen Arbeitnehmer auf 

5 Tage zu verteilen, 

— Arbeitszeitverteilungspläne über mehrere Wochen bleiben zulässig, 

— Überstunden können auch in Freizeit abgegolten werden, Überstun- 
denzuschläge müssen bezahlt werden, 

— Erweiterung der Möglichkeiten für befristete Arbeitsverträge. 

Mai 

Steinkohlenbergbau 
Begünstigte: 175 000 

Anhebung der Löhne und (Jehälter um 3,4 vH am 1. Mai 1984. Erhöhung 
des Zusatzurlaubs für Arbeitnehmer über Tage nach 15 Jahren Untertage- 
beschäftigung von 2 auf 3 Arbeitstage. 

Juli 

Soziale Sicherung 

Chemische Industrie 
Begünstigte: 556 000 

Die Sozialversicherungsrenten werden am 1. Juli 1984 um 3,4 vH erhöht, 
vom erhöhten Betrag werden 2 vH als Krankenversicherungsbeitrag wie- 
der abgezogen. 

Die Löhne und Gehälter werden zum 1. Juli 1984 beziehungsweise zum 

1. September 1984 um 4,0 vH erhöht. 

September 

öffentlicher Dienst 
Begünstigte: 2 076 000 

Für die Monate September bis Dezember 1984 wird ein Pauschalbetrag 
von 240 DM gezahlt. Zum 1. Januar 1985 werden die Löhne und Gehälter 
um 3,2 vH angehoben. Die Beamtenbesoldung soll entsprechend angepaßt 
werden. Ebenfalls vom 1. Januar an erhalten 58jährige und ältere Beschäf- 
tigte zusätzlich zwei freie Tage. Vom 1. Januar 1986 an gibt es zwei freie 
Tage für Beschäftigte vom 50. Lebensjahr an und vom 1. Januar 1987 an 
für alle. Im öffentlichen Dienst ist damit die Arbeitszeit bis Ende 1987 fest- 
geschrieben; die Lohnvereinbarungen gelten bis Ende 1985. 

Oktober 

Eisen- imd Stahlindustrie 
Begünstigte: 187 000 

Nach 9 Nullmonaten werden die Löhne und Gehälter zum 1. Januar 1985 
um 3,3 vH erhöht Zum 1. Juli 1986 wird eine Stufenanhebung von 2 vH ver- 
einbart. 

Ab 1. Oktober 1984 wird die Arbeitszeit von 40 auf 38 Stunden mit vollem 
Lohnausgleich herabgesetzt 

Die zusätzlichen Schichtfreizeiten für Konti- imd Nachtschichtarbeiter 
werden von 6 auf 4 Freischichten ab 1985 herabgesetzt 2 Altersfreizeiten 
für Arbeitnehmer ab dem 50. Lebensjahr fallen weg. 


meUJstabes. Ändert sich dieser Wertmeißstab, so än- 
dern sich nicht notwendigerweise die Verhältnisse 
von Angebot und Nachfrage auf den Rohstoffmärk- 
ten. Überspitzt gesagt: Wenn das Pariser Urmeter 
verlängert wird, dann verringern sich die Meterzah- 
len in der Welt, aber an den tatsächlichen Längen- 
verhältnissen ändert sich nichts. So ist es zu erklä- 
ren, daß die Dollar-Preise von Rohstoffen auf den 
Weltmärkten in der zweiten Jahreshälfte 1984 trotz 
der weltweiten konjunkturellen Aufwärtsbewegung 
sogar zurückgingen. Die Preise für Industrieroh- 
stoffe waren im September, in Dollar, um 5,2 vH 
niedriger als im gleichen ^itraum 1983. Das ist 
zwar weniger, als der Umbewertung des Dollar ent- 
sprochen hätte, ein konjunktureller Anstieg der 
Rohstoffpreise blieb. In D-Mark gerechnet mußten 


deutsche Unternehmen im September 7,3 vH mehr 
bezahlen (Ziffer 166). Weniger stark war die Ver- 
teuerung von eingeführten Fertigwaren wie Ma- 
schinen, Werkzeugen, elektronischen Geräten, Bü- 
roausstattungen und vielem anderen mehr. Hierfür 
ist die Preisentwicklung im europäischen Raum 
und das Verhältnis der D-Mark zu den europäi- 
schen Währungen von größerer Bedeutung. Im Sep- 
tember waren die Preise für solche Importe um 
4,1 vH höher als im September 1983. 

68. Die Kosten für Fremdkapital und für den 
Wertverzehr der Anlagen waren höher als im Vor- 
jahr. Das gilt eindeutig hinsichtlich der Abschrei- 
bungen. Bei den Zinskosten ist das Bild nicht so 
eindeutig, da nicht leicht abzuschätzen ist, in wel- 
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ehern Umfang die Unternehmen ältere, noch zu 
niedrigeren Zinsen hereingenommene Kredite 
durch höherverzinsliche ersetzen mußten. Die Kre- 
dite, die die Unternehmen neu aufzunehmen hatten, 
um Investitionen und Läger zu finanzieren, waren 
in diesem Jahr ebenso teuer wie 1983. Die Zinsen 
auf langfristige Verbindlichkeiten waren kaum 
niedriger als im Vorjahr, für kurzfristige Mittel wa- 
ren zeitweilig sogar etwas höhere Zinsen zu zahlen. 
Die Zinssenkungen in der zweiten Jahreshälfte 
1984 haben an der Kostensituation in diesem Jahr 
noch nicht viel geändert. International gesehen 
standen die deutschen Unternehmen, was die Ko- 
sten der Beschaffung von Kapital angeht, aber ver- 
gleichsweise günstig da. Nur in Japan und in der 
Schweiz waren die Nominalzinsen niedriger. 

69 . Insgesamt dürften 1984 die Kosten für die im 
Inland wie auf den Exportmärkten abgesetzten Gü- 
ter, je Produkteinheit gerechnet, um reichlich 2 vH 
höher sein als im Vorjahr. Im vergangenen Jahr, als 
die Einfuhrpreise nahezu stabil waren, hatte sich 
ein Anstieg der Stückkosten von 1 vH ergeben. Die 
Situation im Jahre 1984 war dennoch günstiger. Die 
Unternehmen konnten nämlich ihre Produktion 
stärker ausweiten, und die Anzahl der Beschäftig- 
ten ist nur noch wenig eingeschränkt worden. Zu 
den positiven Momenten gehört zudem, daß es auch 
ohne die in vergleichbaren Konjunkturphasen übli- 
che Entlastung bei den Kapitalkosten zu einer ge- 
ringen Steigerung der Gesamtkosten kam. Die 
Kennzeichnung der Lage wäre freilich unvollstän- 
dig ohne den Hinweis, daß offen ist, ob es bei den 
niedrigen Kostensteigerungen bleiben wird. So ist 
die mäßige Erhöhung der Tariflöhne in diesem Jahr 
im Zusammenhang mit den höheren Belastungen 
im nächsten Jahr zu sehen, die aus der Arbeitszeit- 
verkürzung mit Lohnausgleich erwachsen (Zif- 
fern 129 ff.). Die Preise importierter Vorleistungen 
könnten nach dem zurückliegenden Anstieg stabil 
bleiben und für Kostenentlastung sorgen. 

Die Tatsache, daß die Absatzpreise im verarbeiten- 
den Gewerbe wie in der gesamten Volkswirtschaft 
stärker gestiegen sind als die gesamten Kosten je 
Produkteinheit, läßt den Schluß zu, daß die Ge- 
winne auch in diesem Jahre höher ausgefallen sind 
als im Vorjahr. Dasselbe gilt, wenn man die Ge- 
winne und Vermögenserträge der Unternehmen im 
verarbeitenden Gewerbe auf eine Größe bezieht, die 
den Geldwertschwund berücksichtigt, nämlich auf 
den Wert aller abgesetzten und auf Lager genom- 
menen Güter (Schaubild 7). Für das verarbeitende 
Gewerbe zeigt sich, deiß der Anstieg dieser Gewinn- 
marge in den letzten drei Jahren den Einbruch 
nach 1979 wettgemacht hat. Sie war 1984 etwa so 
hoch wie in der zweiten Hälfte der siebziger J ahre. 
Der Befund für die Gesamtwirtscheift unterscheidet 
sich davon vermutlich nicht nennenswert. In dieser 
Erlös-Kosten-Relation berücksichtigen wir von den 
Kapitalkosten nur die Abschreibungen und nicht 
die Verzinsung des in den Unternehmen gebunde- 
nen Kapitals. Im Vergleich zur zweiten Hälfte der 
siebziger Jahre stellt sich die derzeitige Situation 
weniger günstig dar, wenn die höheren Zinskosten 
einbezogen werden. Einen Hinweis darauf, um wie- 


Schaubild 7 



viel die Zahlen schätzungsweise zu korrigieren 
sind, gibt der Ansatz für die Zinskosten in den 
Rechnungen zur Reallohnposition, den wir dort der 
Erlös-Kosten-Relation ohne Zinskosteneffekt ge- 
genüberstellen (Ziffern 182 ff.). 

Zur Verbesserung der Ertragssituation hat nicht 
nur beigetragen, daß die Gewinnmargen höher aus- 
fielen, sondern auch deiß die Unternehmen mehr 
produzierten und absetzten. In diesem Jahr hat die 
Ausweitung der Produktionsmenge mehr zur Stär- 
kung der Gewinne beigetragen als in den vergange- 
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nen beiden Jahren; die Produktionsmenge war 1982 
noch gesunken und 1983 dann nicht viel höher aus- 
gefallen, Die Zunahme der Gewinne je Stück war in 
den zurückliegenden Jahren von größerer Bedeu- 
tung gewesen. In diesem Jahr waren die Bruttoein- 
kommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 
um 7 vH höher als im Vorjahr. 

70 , Die Investitionen der Unternehmen waren 
auch 1984 nicht viel höher als die ihnen zur Verfü- 
gung stehenden Eigenmittel (Schaubild 8). Die Er- 
gebnisse der gesamtwirtschaftlichen Finanzie- 
rungsrechnung der Bundesbank zeigen für das er- 
ste Halbjahr 1984, daß die eigenen Finanzierungs- 
mittel der Unternehmen, das sind die einbehaltenen 
Gewinne, die Abschreibungen und die Investitions- 
zuschüsse des Staates, annähernd so hoch waren 
wie die Bruttoinvestitionen, das sind die Ausrü- 
stungsinvestitionen, die Bauinvestitionen und die 
Vorratsveränderungen der Unternehmen, Die Er- 
tragslage der Unternehmen — die Wohnungswirt- 
schaft und die finanziellen Institutionen nicht mit- 
gerechnet — besserte sich in der ersten Jahres- 
hälfte weiter, und dies, obgleich der Arbeitskampf 
in den betroffenen Bereichen zu erheblichen Um- 
satzeinbußen und zu Gewinneinbußen führte. 

Die Kreditaufnahme dürfte aufs ganze Jahr gese- 
hen nur etwas höher ausf allen als im Vorjahr. Be- 
merkenswert ist, in welchem Umfang im ersten 
Halbjahr 1984 kurzfristige Kredite im Ausland auf- 
genommen wurden. Exporteure haben bei der Ab- 
wicklung der gestiegenen Auslandsaxifträge höhere 
Anzahlungen aus dem Ausland erhalten. Die Geld- 
vermögensbildung dürfte nahezu ebenso hoch aus- 
f allen wie im Vorjahr. Das verbleibende Finanzie- 
rungsdefizit ist, verglichen mit früheren Jahren, 
nach wie vor niedrig. 

71 . In diesem Jahr sind einige Steuersenkungen 
wirksam geworden, die das Investieren erleichtern 
sollen. Die Belastung inländischen Betriebsvermö- 
gens mit Vermögensteuer wurde durch einen zu- 
sätzlichen Freibetrag von 125 000 DM und durch 
eine Verminderung des verbleibenden steuerlichen 
Vermögenswertes um ein Viertel herabgesetzt. Der 
Vermögensteuersatz für Körperschaften ist von 
0,7 vH auf 0,6 vH gesenkt worden, und die Mehr- 
fachbelastung mit Vermögensteuer bei verbunde- 
nen Unternehmen wurde weiter abgebaut. Außer- 
dem können die Unternehmen von diesem Jahr an 
Sonderabschreibungen für Investitionen, die der 
Forschung und Entwicklung dienen, geltend ma- 
chen. Kleinen und mittleren Unternehmen hat der 
Gesetzgeber allgemeine Sonderabschreibungen in 
Höhe von 10 vH der Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten für bewegliche Anlagegüter einge- 
räumt. 

In den vergangenen Jahren sind wiederholt Kor- 
rekturen bei den Unternehmenssteuern vorgenom- 
men worden, wenngleich es in der Bundesrepublik, 
anders als in den Vereinigten Staaten, nicht zu ei- 
ner durchgreifenden Senkung von Steuern, die auf 
Investitionen lasten, gekommen ist. Teilweise wa- 
ren die finanzpolitischen Maßnahmen auf eine be- 
fristete Förderung angelegt, wie etwa bei der Inve- 
stitionszulage. 


Schaubild 8 


EIGENE HNANZIERUNGSMITTEL 
UND BRUnOINVESTITIONEN 
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1) Nichtentnommene Gewinne, Abschreibungen, empfangene Vermö- 
gensübertragungen (netto). > 2) Eigene Finanzierungsmittel in vH der 
Bruttoinvestitionen. - 3) Eigene Schätzung. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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72 . Die Unternehmen haben ihre Investitionen 
aufs Jahr gesehen nur um IV 2 VH auf gestockt; die 
Bauinvestitionen wurden dem Volumen nach um 
3 vH erhöht, die Ausrüstungen um V 2 vH. Der Vor- 
jahresvergleich verzeichnet die Entwicklung frei- 
lich, weil Ausgaben für Ausrüstungsgüter wegen 
der Investitionszulage in das Jahr 1983 vorgezogen 
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wurden und außerdem einige Investitionsprojekte 
wegen des Arbeitskampfes mit Verzögerung erst 
1985 realisiert werden. Am Ende dieses Jahres dürf- 
ten die Investitionsausgaben für Ausrüstungen 
nach Abzug des Preisanstiegs aber immerhin um 
10 vH höher sein als im Tiefpunkt der Rezession im 
vierten Vierteljahr 1982 und etwa ebenso hoch wie 
im vierten Vierteljahr 1983, als der größte Teil der 
zulagenbegünstigten Investitionsgüter ausgeliefert 
wurde. 

Rund ein Drittel der Investitionsgüter kaufen die 
Unternehmen im Ausland. Diese Einfuhren waren 
in den ersten neun Monaten dieses Jahres um 
6 V 2 vH höher als im gleichen Zeitraum 1983. Unge- 
wöhnlich ist eine solche Entwicklung nicht; denn 
darin kommt — ebenso wie in dem starken Anstieg 
der Ausfuhr von Investitionsgütern — die rasch 
fortschreitende Spezialisierung des Handels der In- 
dustrieländer untereinander zum Ausdruck und die 
Ausweitung des Handels mit Ländern, die an der 
Schwelle zum Industrieland stehen. 

Inländische Investoren bestellen jetzt besonders 
stark Werkzeugmaschinen, Prüfmaschinen und 
Präzisionswerkzeuge, ebenso Greräte für die auto- 
matische Datenverarbeitung und elektronische 
Ausrüstungen (Schaubild 9). Der Wunsch, beste- 
hende Anlagen zu modernisieren, neue Produkti- 
onstechniken einzuführen und die Produktqualität 
mit ausgefeilten Kontrolltechniken zu erhöhen, 
wird ein wichtiges Kennzeichen dieses Investitions- 
aufschwungs. Mehr als in den letzten Jahren wird 
auch in Lieferwagen, Lastkraftwagen und Maschi- 
nen für das Verbrauchsgüter produzierende Ge- 
werbe investiert 

73. Höhere Nachfrage, ein geringer Kostenanstieg, 
höhere Stückgewinne und mehr eigene Mittel — 
die günstigen Bedingungen fürs Investieren — sind 
der Grund dafür, daß mehr investiert wird, obwohl 
der Zins, verglichen mit den erzielbaren Preisen, 
noch in keinem Aufschwung so hoch war wie 1984. 

Es zeigt sich, welche wichtige Rolle eine zurückhal- 
tende Lohnpolitik spielt, wenn die Bedingungen an 
anderer Stelle — hier Importpreise und Zinsen — 
ungünstig sind, diese Bedingungen aber von Akteu- 
ren im Inland nicht beeinflußt werden können. Der 
schwache Anstieg der Lohnkosten hat erneut Raum 
gegeben für eine Ausweitung der Stückgewinne 
und zugleich eine Dämpfung des Preisauftriebs. 

Der Wettbewerb hat dafür gesorgt, daß die Zurück- 
haltung bei der Steigerung der Nominallöhne 
(-I- 3 V 2 vH) nicht zu einem Verzicht auf die Steige- 
rung der Reallöhne wurde ( -h 1 vH). 

Allein für Investitionen im Wohnungsbau blieben 
die Bedingungen ungünstig, da hier die Rendite 
kurzfristig nicht an das erhöhte Niveau der Realzin- 
sen anzupassen war. Die Nachfrage nach Woh- 
nungsbauten ist seit Mitte 1983 rückläufig. Im Jahre 
1984 ist zwar aus Gründen, die in staatlichen Meiß- 
nahmen liegen, noch etwas mehr gebaut worden als 
1983; von der zweiten Jahreshälfte an ging die Bau- 
tätigkeit aber zurück. Der Lage in der Wohnungs- 
wirtschaft ist ein eigener Abschnitt gewidmet (Zif- 
fern 90 ff.). 
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74 . Die Neigung, mit Blick auf künftigen Absatz 
und künftige Produktion die Läger aufzustocken, 
hatte schon 1983 erstmals nach längerer Zeit wieder 
zugenommen. Dem Umfang nach hatte der Lager- 
aufbau 0,3 vH der Gesamtnachfrage ausgemacht, 
das waren 5 Mrd DM. In diesem Jahr dürften es 
I6V2 Mrd DM sein, und dies, obwohl sich die Zinsko- 
sten, die die Unternehmen für die Läger zu kalku- 
lieren hatten, kaum ermäßigt haben. Ausschlagge- 
bend war wohl, daß die Produktionspläne nach der 
zeitweiligen Verunsicherung im Frühjahr wieder 
nach oben korrigiert wurden. Das war ein Grund 
dafür, die Vorräte an Rohstoffen und Halbwaren 
stärker auszuweiten, als es dem Produktionszu- 
wachs in diesem Jahr entsprochen hätte. Dieses Be- 
streben kam zu einem nennenswerten Teil auslän- 
dischen Anbietern zugute; die Einfuhren an Roh- 
stoffen und Halbwaren lagen in den ersten acht 
Monaten des Jahres dem Werte nach um 15 vH hö- 
her als im gleichen Zeitraum 1983. 


Höhere Einkommen — höherer privater Verbrauch 

75 . Die privaten Haushalte haben ihre Konsumgü- 
terkäufe in diesem Jahr in ähnlichem Umfang aus- 
geweitet wie 1983. Nachdem die Verbrauchsausga- 
ben zu Jahresbeginn spürbar gestiegen waren, gab 
es im Frühjahr Anzeichen für eine Abschwächung 
der Kaufbereitschaft. Befragungen zufolge hatte 
sich die Stimmungslage der Konsumenten über 
mehrere Monate hinweg eingetrübt. In den Umsät- 
zen des Einzelhandels schlug sich das in der ersten 
Jahreshälfte nicht unmittelbar nieder. Lediglich die 
Umsätze an Fahrzeugen verminderten sich in der 
Phase des Arbeitskampfes stark. 

Für die Zeit nach dem Arbeitskampf wurde eine 
Belebung der Konsumnachfrage erwartet. Diese Er- 
wartung wurde aber zunächst enttäuscht, erst im 
Herbst kam es dazu. 

Insgesamt erhöhten sich die Verbrauchsausgaben 
in diesem Jahr um 3 V 2 vH, in konstanten Preisen 
gerechnet waren dies gut 1 vH mehr als 1983. Der 
private Verbrauch erreichte in realer Rechnung 
wieder etwa das Niveau des Jahres 1980, in dem der 
markante und zwei Jahre dauernde Rückgang der 
Verbrauchsnachfrage eingesetzt hatte. 

76 . Anders als im letzten Jahr läßt sich der höhere 
private Verbrauch im wesentlichen durch höhere 
Einkommen erklären. Das Ende des Beschäfti- 
gungsabbaus, weniger Kurzarbeit und mehr Über- 
stunden haben bewirkt, daß die Summe der Löhne 
und Gehälter auch nach Abzug von Lohnsteuer und 
Sozialabgaben in diesem Jahr wieder mehr gestie- 
gen ist als in den beiden letzten Jahren (Ziffer 173). 
Die Renten, Leistimgen an Arbeitslose und andere 
staatliche Einkommensübertragungen erhöhten 
sich zusammengenommen etwas weniger, die Ein- 
kommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen, 
soweit sie den Haushalten zufließen, dagegen deut- 
lich mehr als 1983 (Ziffern 175 ff.). Die verfügbaren 
Einkommen haben um schätzungsweise 3 V 2 vH 
zugenommen, im Vorjahr betrug die Zunahme 
2 V 2 VH. 


Erstmals seit 1980 stieg die Kaufkraft der verfügba- 
ren Einkommen wieder an. Dies ist auch darauf 
zurückzuführen, daß sich der Preisauftrieb überra- 
schend deutlich abgeschwächt hat. Einen so gerin- 
gen Geldwertschwund wie in diesem Jahr gab es 
zuletzt Ende der sechziger Jahre. 

77 . Die Bereitschaft der privaten Haushalte, außer 
den laufenden Einkommen auch angesammelte Er- 
sparnisse auszugeben oder sich zu verschulden, 
nahm in diesem Jahr nicht weiter zu (Schaubild 10). 
Im vergangenen Jahr erreichte die Konsumquote, 
das ist die Summe der Konsumausgaben in Rela- 
tion zum verfügbaren Einkommen, den höchsten 
Stand seit 1967. Demgemäß war die Ersparnis im 
Verhältnis zum verfügbaren Einkommen die nied- 
rigste seither. 

Schaubild 10 


ZUM AUSGABEVERHALTEN 
DER PRIVATEN HAUSHALTE 



1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck, 2) Erspar-' 
nis in vH des verfügbaren Einkommens Geweils ohne nichfentnommene 
Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit). - 
3) Veränderung der Kredite (ohne Kredite für den Wohnungsbau) an Privat- 
personen in vH des privaten Verbrauchs (Quelie für Kreditbestände: 
Deutsche Bundesbank). - 4) Eigene Schätzung. 

SR 840880 


Im Verlauf des Jahres entwickelten sich die Kon- 
sumausgaben gleichmäßiger als die verfügbaren 
Einkommen. Vorgezogene Zahlungen von Urlaubs- 
geld und Weihnachtsgeld, die offensichtlich zu ei- 
nem großen Teil nicht unmittelbar für Ausgaben 
genutzt wurden, sowie die wegen des Arbeitskamp- 
fes vorübergehend gesunkenen Einkommen führ- 
ten dazu, daß die Sparquote im ersten Vierteljahr 
1984 hoch, im zweiten dagegen außergewöhnlich 
niedrig war. 
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Eine Reihe von Gründen, die im vergangenen Jahr 
dazu beigetragen hatten, daß sich die Bereitschaft 
der privaten Haushalte erhöhte, laufende Einkom- 
men und angesammelte Ersparnisse auszugeben 
oder sich zu verschulden, waren in diesem Jahr von 
geringerer Bedeutung oder entfielen ganz. Die Zin- 
sen haben sich gegenüber dem Vorjahr nicht nen- 
nenswert vermindert, so daß es von daher nicht ver- 
wundern darf, daß die Bereitschaft, sich zu ver- 
schulden, nicht weiter zunahm. Im Verlauf des Jah- 
res verminderte sich der Anteil der kreditfinanzier- 
ten Ausgaben an den Gesamtausgaben sogar leicht. 
Eine spürbare Höherbewertung von Vermögenstei- 
len wie Aktien, festverzinslichen Wertpapieren und 
ausländischen Anlagen, wie sie im vergangenen 
Jahr die Ausgabeneigung der Begünstigten ver- 
stärkt hatte, kam den privaten Haushalten auch in 
diesem Jahr zugute, freilich erst gegen Ende des 
Jahres. 


Mäßige Ausweitung der Staatsnachfrage 

78 . Die Ausgaben der Grebietskörperscheiften für 
Güter und Dienste sind wie in den beiden vergange- 
nen Jahren, in denen sich der Ausgabenanstieg 
überraschend kräftig zurückgebildet hatte, nur we- 
nig erhöht worden. Die Gebietskörperschaften ga- 
ben rund 2 V 2 vH mehr aus als 1983. Nochmals gerin- 
ger als im Vorjahr fielen die Preissteigerungen für 
vom Staat gekaufte Güter und die Lohnerhöhungen 
für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst aus. 

Der Staatsverbrauch, das sind die Ausgaben für 
Personal und für den laufenden Sachaufwand — 
dazu werden auch die Leistungen der gesetzlichen 
Krankenkassen gezählt — , nahm in realer Rech- 
nung erstmals seit 1981 wieder zu, und zwar um 
1 vH. 

79 . Die Personalausgaben, die nahezu die Hälfte 
der im sogenannten Staatsverbrauch zusammenge- 
faßten Ausgaben von Bund, Ländern, Gemeinden 
und Sozialversicherungen umfassen, stiegen mit 
IV 2 vH am wenigsten. Die Verdienste im öffentli- 
chen Dienst wurden entsprechend den vorjährigen 
Tarifverträgen zum 1. März 1984 nur um V2 vH auf- 
gebessert; im neu abgeschlossenen Tarifvertrag 
wurde eine pauschale Zahlung von zusätzlich 
240 DM je Beschäftigten für die letzten vier Monate 
des Jahres vereinbart. Aufs Jahr gesehen waren die 
Löhne und Gehälter IV2 vH höher als 1983. Der 
Staat baute auch Arbeitsplätze für Vollzeitbeschäf- 
tigte ab; besonders bei den Ländern war dies der 
Fall. Zum Teil wurden anstelle von Vollzeitkräften 
Teilzeitbeschäftigte eingestellt 

Die staatliche Nachfrage nach Gütern und Dienst- 
leistungen, die dem Betrieb und der Erhaltung 
staatlicher Einrichtungen dienen, stieg mit 4 V 2 vH 
beschleunigt. Die Ausgaben für militärische 
Zwecke nahmen mit etwa 4 vH ebenfalls über- 
durchschnittlich zu. 

80 . Im Unterschied zu dem verringerten Ausga- 
benanstieg bei Bund, Ländern und Gemeinden ha- 
ben die Ausgaben der Krankenversicherung wieder 


verstärkt zugenommen. Nach zwei Jahren einer 
mäßigen Kostenentwicklung hat sich der Ausga- 
benanstieg bei vielen Leistungen des Gesundheits- 
wesens beschleunigt. Kräftig nahmen die Ausgaben 
für Arzneien und für die Krankenhauspflege sowie 
die Honorare für ärztliche Leistungen zu. Insge- 
samt erhöhten sich die Ausgaben der Krankenver- 
sicherung in diesem Jahr um etwa 7 vH. 

81 . Die staatlichen Bauaufträge, die zum größten 
Teil von den Gemeinden vergeben werden, nahmen 
erstmals seit vier Jahren wieder zü; in den ersten 
acht Monaten dieses Jahres wurden dem Werte 
nach rund 9 vH mehr Aufträge erteilt als ein Jahr 
zuvor. Im öffentlichen Tiefbau war die Belebung 
der Auftragsvergabe ausgeprägter als im öffentli- 
chen Hochbau. Seitdem sich die Finanzlage der Ge- 
meinden entspannt hat, geben die Gemeinden auch 
wieder mehr für Modernisierung und Instandhal- 
tung aus. 

Die Bautätigkeit für staatliche Rechnung, die in der 
ersten Jahreshälfte nochmals abnahm, hat sich in- 
folge der gestiegenen staatlichen Aufträge seit der 
Jahresmitte kräftig belebt. Aufs ganze Jahr gese- 
hen dürften die staatlichen Bauinvestitionen aber 
nicht höher sein als im Vorjahr. 


Gefestigter Produktionsanstieg 

82 . Mit der Besserung der Bedingungen auf der 
Angebotsseite wie auf der Nachfrageseite nahm 
auch die Bereitschaft der Unternehmen zu, ihre 
Fertigung weiter auszudehnen. Für die Bauwirt- 
scheift sieht die Situation freilich ungünstiger aus. 
Im Herbst 1984 sind in der Gesamtwirtschaft etwa 
2V2 vH mehr Waren erzeugt und Dienste erbracht 
worden als ein Jahr zuvor. Aufs gesamte Jahr gese- 
hen dürfte die Fertigung ihren Vorjahresstand etwa 
in dem gleichen Umfang übertreffen. 

83 . In der Bauwirtschaft wirkte sich der Nachfra- 
geeinbruch im Laufe des Jahres immer stärker aus. 
Dies beeinträchtigte auch die Produktionstätigkeit 
anderer Branchen; hiervon betroffen waren na- 
mentlich Zulieferer von Baumaterial sowie Anbie- 
ter von Baumaschinen und Baufahrzeugen. 

In anderen Wirtschaftsbereichen hat der diesjäh- 
rige Tarifkonflikt für erhebliche Störungen und 
Verwerfungen im Produktionsablauf gesorgt. So 
dürfte die Fertigung zu Jahresanfang kräftig ausge- 
weitet worden sein, weil Unternehmen vorsorglich 
Läger aufbauten, um möglichen Unterbrechungen 
von Lieferungen vorzubeugen oder diese zumindest 
in Grenzen zu halten. Unternehmen der Metallin- 
dustrie und des Druckereigewerbes waren von den 
Arbeitskämpfen unmittelbar betroffen. Mit zuneh- 
mender Breite und Dauer der Tarifauseinanderset- 
zungen nahmen dann aber auch die Produktions- 
ausfälle bei den Zulieferern und Abnehmern der 
von Streik und Aussperrung betroffenen Firmen zu, 
besonders bei den Unternehmen des Grundstoff- 
und Produktionsgütergewerbes, die — wie die 
Stahlindustrie, die Gießereien und die Reifenher- 
steller oder Hersteller von Farben, Lacken und 
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Kunststoffprodukten — einen wesentlichen Teil ih- 
rer Fertigung als Vorprodukte an die Automobil- 
industrie liefern. Zahlreiche Unternehmen aus der 
elektrotechnischen Industrie wurden ebenfalls vom 
Arbeitskampf in Mitleidenschaft gezogen. 

Nach Abschluß des Tarifvertrages in der Metallin- 
dustrie gewannen die Auftriebskräfte wieder die 
Oberhand, und nicht wenige Unternehmen versuch- 
ten in der zweiten Jahreshälfte aufzuholen, was an 
Produktion ausgefallen war. 

84 . Im verarbeitenden Gewerbe ist die Produktion 
übers Jahr gesehen mit 3 vH stärker als in der Ge- 
samtwirtschaft ausgeweitet worden (Schaubild 11). 
Im Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe sind 
in den ersten neun Monaten sogar 5 vH mehr Güter 
hergestellt worden als zur gleichen Zeit des Vorjah- 
res. Anders als im letzten Jahr, als eine kräftige 
Lageraufstockung für Dynamik in der Produktion 
sorgte, verlief die Fertigung im Laufe dieses Jahres 
in ruhigeren Bahnen. Dazu trug die Schwäche in 
der Bauwirtschaft bei. Die Produktion der Stahlin- 
dustrie konnte sich auf einem deutlich höheren Ni- 
veau als im Vorjahr festigen. Insgesamt dürfte in 
diesem Jahr etwa 8 vH mehr Stahl erzeugt worden 
sein als 1983. Nach wie vor blieb aber hier ein 
beträchtlicher Teil der Stahlkapazitäten ungenutzt. 
Die Fertigung von chemischen Erzeugnissen hat 
nach einem raschen Anstieg 1983 den hohen Pro- 
duktionsstand von Ende der siebziger Jahre er- 
reicht. 

85 . Im Investitionsgütergewerbe zeigten sich von 
Branche zu Branche deutliche Unterschiede. Sehr 
stark erhöht wurde die Produktion von datentechni- 
schen Geräten und Einrichtungen. Bereits im letz- 
ten Jahr war sie um I 5 V 2 vH ausgeweitet worden; in 
den ersten acht Monaten dieses Jahres lag das Fer- 
tigungsergebnis um nicht weniger als 24 vH höher 
als vor einem Jahr. Bei den Herstellern von elektro- 
technischen Erzeugnissen ist insbesondere die Fer- 
tigung von Gütern für den Nachrichtensektor und 
für die Meß- und Regeltechnik ausgeweitet wor- 
den. 

Im Maschinenbau hat sich die konjunkturelle Erho- 
lung mit Verzögerung eingestellt Sie blieb nicht auf 
wenige Sparten beschränkt, sondern kam dem Gros 
der Unternehmen zugute. 

Die Nachfrage nach Erzeugnissen des Maschinenbaus 
hatte bereits im Spätsommer 1983 angezogen, während die 
Daten der amtlichen Produktionsstatistik erst in der zwei- 
ten Jahreshälfte 1984 eine Aufwärtstendenz zeigten. Ein 
Grund für die zeitliche Verzögerung mag darin liegen, daß 
im Maschinenbau die technische und organisatorische 
Vorbereitung der Produktion eine vergleichsweise lange 
Zeit in Anspruch nimmt Ein anderer Grund ist die im 
Durchschnitt längere Produktions dauer. In die Produkti- 
onsstatistik gehen die Güter im allgemeinen erst zum 
Zeitpunkt ihrer Fertigstellung ein. Der zeitliche Nachlauf 
der statistisch gemessenen gegenüber der tatsächlichen 
Produktion wird in einer unterschiedlichen Entwicklung 
der geleisteten Arbeitsstunden und der Kapazitätsausla- 
stung einerseits sowie der statistisch ausgewiesenen Pro- 
duktionstätigkeit andererseits sichtbar. So ist die Anzahl 
der Kurzarbeiter im Maschinenbau deutlich zurückgegan- 
gen, und der Auslastungsgrad der Sachkapazitäten hat 


Schaubild 11 
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nach Auskunft der Unternehmen bereits in der ersten Jah- 
reshälfte spürbar zugenommeru 

Die Produzenten von Baumaschinen sowie von 
Landmaschinen bekamen hingegen die Investi- 
tionsschwäche bei ihren Kunden zu spüren. Im 
Großanlagenbau, der seine Erzeugnisse vorwiegend 
in Schwellenländern und Entwicklungsländern ab- 
setzt, blieb die Fertigung nach wie vor gedrückt. 

In der Automobilindustrie war die konjunkturelle 
Grundtendenz während mehrerer Monate überla- 
gert von den Einflüssen des Arbeitskampfes. Im 
Vergleich zum Jahresanfang ging die Fertigung im 
Frühsommer um ein Drittel zurück. Übers Jahr ge- 
sehen dürfte nur ein Teil der Lieferrückstände auf- 
geholt worden sein. Der Stückzahl nach sind in den 
ersten neun Monaten insgesamt 7 vH weniger 
Kraftfahrzeuge gefertigt worden als im Vorjahr. 

Während die Fertigung von Personenwagen zuletzt 
wieder ein hohes Niveau erreichte, wurden weniger 
Nutzfahrzeuge als im Vorjahr gebaut. Im Inlandsge- 
schäft machte sich bemerkbar, daß viele Investoren 
ihre Käufe von Lastkraftwagen in das Jahr 1983 
vorgezogen hatten, um in den Genuß der Investi- 
tionszulage zu kommen. Erst zur Jahresmitte hat 
sich hier eine Besserung eingestellt. Auf den Aus- 
landsmärkten gab es bis zuletzt keine Anzeichen 
für eine Absatzbelebung. 

86 . Im Verbrauchsgütergewerbe setzte sich der 
Anstieg der Produktion in diesem Jahr fort. Kräf- 
tige Impulse gingen dabei nach wie vor vom Aus- 
landsgeschäft aus. Hiervon profitierte nicht zuletzt 
das Textilgewerbe, das in den ersten neun Monaten 
etwa 3 V 2 vH mehr Waren fertigte als 1983. Auch die 
Hersteller von Lederwaren und Kunststoffen haben 
ihre Fertigung überdurchschnittlich ausgeweitet. 


Höherer Auslastungsgrad bei geringem 
Pptentlalwachstum 

87 . Das volkswirtscheiftliche Produktionspotential, 
also das bei Vollauslastung der Sachkapazitäten 
insgesamt erreichbare Produktionsvolumen, dürfte 
unseren Schätzungen zufolge 1984 mit IV 2 VH noch 
nicht stärker zugenommen haben als in den letzten 
Jahren; damit blieb das Wachstum des Angebots- 
spielraums noch deutlich hinter seinem langjähri- 
gen Durchschnitt zurück (Schaubild 12). Die Bele- 
bung der Investitionstätigkeit in den letzten beiden 
Jahren hat daran nicht viel geändert. 

Die Unternehmen haben in diesem Jahr noch nicht 
viel mehr investiert als im Vorjahr. Die Zuwachs- 
rate von IV2 vH, die sich in diesem Jahr für die 
Unternehmensinvestitionen in Ausrüstungen und 
Bauten errechnet, ist allerdings — wie erwähnt — 
durch Sonderfaktoren beeinflußt; sie gibt keinen 
richtigen Anhaltspunkt für die tatsächliche Investi- 
tionsneigung. 

Immer mehr Investitionen dienen lediglich dazu, 
den Produktionsapparat in seinem gegenwärtigen 
Umfang zu erhalten. Der Teil an neuen Investitio- 
nen, der vor allem der Erweiterung und Modernisie- 


Schaubild 12 


GESAMTWIRTSCHAFTLICHES 
PRODUKTIONSPOTENTIAL D 
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— ~ Normaler Auslastungsgrad (971^ vH ) 


1 ) Eigene Schätzung. Alte Werte in Preisen von 1976. Methodische Erläu- 
terungen siehe Anhang IV, Abschnitt A.- 2) 1984; Eigene Schätzung.- 
3) Bruttoinlandsprodukt in vH des Produktionspotentials. 
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rung der Produktionsanlagen dient und weniger 
dem bloßen Ersatz ausscheidender Anlagen, hat 
bislang noch nicht wieder das Niveau vor dem letz- 
ten Konjunktureinbruch erreicht. 

Bei der Kapitalproduktivität, also der Menge an Gü- 
tern, die je Kapitaleinheit hergestellt werden kön- 
nen, ist weiterhin eine im Trend rückläufige Ent- 
wicklung anzunehmen; mit anderen Worten, zur 
Herstellung einer Produkteinheit ist heute ein hö- 
herer Kapitaleinsatz erforderlich als früher (An- 
hang IV, Abschnitt A). 
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88 . Immerhin reichte die Zunahme der gesamt- 
wirtschaftlichen Produktion in diesem Jahr mit 
2 V 2 VH erstmals seit 1979 aus, die Sachkapazitäten 
wieder deutlich besser auszulasten. Im Jahres- 
durchschnitt waren die Kapazitäten zu fast 95 vH 
ausgelastet Legt man den langjährigen Durch- 
schnitt früherer Jahre zugrunde, so kann eine ge- 
samtwirtschaftliche Kapazitätsauslastung von gut 
97 vH als normal angesehen werden. 

Bei der Schätzung des Produktionspotentials und 
seiner Auslastung gehen wir davon aus, daß die tat- 
sächliche Produktion und die Produktionsmöglich- 
keiten nur im Unternehmenssektor, dieser ohne die 
Wohnungswirtschaft gerechnet, voneinander abwei- 
chen. Für die übrigen Bereiche wird angenommen, 
daß ihr Beitrag zur gesamtwirtschaftlichen Wert- 
schöpfung auch ihren Produktionsmöglichkeiten 
entspricht. Dies bringt es mit sich, daß die Kapazi- 
tätsauslastung im Durchschnitt der gesamten Wirt- 
schaft höher veranschlagt wird als die Auslastung 
der Fertigungsanlagen im Unternehmenssektor 
und insbesondere im verarbeitenden Gewerbe. 

Wie stark im verarbeitenden Gewerbe der Geräte- 
bestand wieder intensiver genutzt worden ist, zei- 
gen Unternehmensbefragungen des Ifo-Instituts 
(Schaubild 13). Nach Auskunft der Unternehmen 
sind die Maschinen und Geräte im Herbst 1984 zu 
82 vH genutzt worden, nachdem die Auslastung ein 
Jahr zuvor noch bei 79 vH der betriebsüblichen 
Vollauslastung gelegen hatte. Bei den Herstellern 
von Verbrauchsgütern liegt der Nutzungsgrad der 
Anlagen mittlerweile sogar wieder auf dem hohen 
Niveau der Jahre 1979 und 1980. In der Bauwirt- 
schaft hingegen, in der der Auslastungsgrad der 
technischen Anlagen üblicherweise niedriger ist als 
im industriellen Bereich, sind die Anlagen im Sep- 
tember nur noch zu 58 vH genutzt worden, vergli- 
chen mit 62 V 2 vH vor einem Jahr. 


Schaubild 13 


KAPAZITÄTSAUSLASTUNG 
IM VERARBEITENDEN GEWERBE^ 



I) Unternehmensbefragung des Ifo-Instituts. Betriebsübliche Vollaus* 
nutzung= 100; ohne chemische Industrie und ohne Nahrungs- und Ge- 
nußmittelgewerbe.- 2) Saisonbereinigt.- a) Teilweise durch Arbeits- 
kämpfe beeinflußt. 
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Im Jahresverlauf weist der Auslastungsgrad der in- 
dustriellen Kapazitäten starke Schwankungen auf. 
Hierfür waren konjunkturelle Einflüsse jedoch 
nicht maßgebend; ausschlaggebend waren vielmehr 
zuerst die arbeitskampfbedingten Produktionsaus- 
fälle und dann die nach dem Tarif abschluß in der 
Metallindustrie einsetzenden Nachholarbeiten. 

89 . Im zweiten Jahr des Aufschwungs ist die ge- 
samtwirtschaftliche Produktionsleistung je gelei- 
stete Arbeitsstunde etwa ebenso stark gestiegen 
wie im Vorjahr, und zwar um über 2 V 2 vH (Schau- 
bild 14). Verglichen mit dem Aufschwung nach 1975 
fällt die Produktivitätszunahme bislang schwächer 

Schaubild 14 


ARBErrSPRODUKTIVrrÄT IN DER GESAMTWIRTSCHAFT 
UND IM VERARBEITENDEN GEWERBE 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr 

I Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen^) 

wm Produktionsergebnis je Beschäftigten 
^ im Verarbeitenden Gewerbe 2) 


vH vH 



I Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigenstunde 3) 



1) Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1976. - 2) Produktionsergebnis 
gemessen am Index der Nettoproduktion; von 1974 bis 1976 Basis 
1976 = 100, ab 1977 Basis 1980 = 100. - 3) Erwerbstätigenstunden und 
Angaben für 1984 eigene Schätzung. 
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aus; damals war der konjunkturelle Erholungspro- 
zeß allerdings auch stärker ausgeprägt. 

In diesem Jahr konnte die höhere Produktion mit 
der gleichen Anzahl geleisteter Arbeitsstunden be- 
werkstelligt werden. Die Anzahl der Beschäftigten 
war zwar noch einmal etwas niedriger als im Vor- 
jahr, die Beschäftigten haben aber etwas länger ge- 
arbeitet; in weniger Betrieben gab es Kurzarbeit, 
und die Überstunden nahmen zu. 


III. Rückschlag In der Bauwirtschaft 

90 . Zu den Enttäuschungen dieses Jahres zählt die 
konjunkturelle Entwicklung in der Bauwirtschaft 
Der Anstieg der Baunachfrage war schon im Som- 
mer letzten Jahres zum Stillstand gekommen. Seit- 
dem ist die Auftragsvergabe wieder zurückgegan- 
gen, und für eine durchgreifende Wende zum Besse- 
ren gibt es bislang keine Anzeichen. Die expansiven 
Impulse, die von der Wirtschaftspolitik ausgingen, 
haben nur vorübergehend eine Besserung gebracht. 
Erneut bestätigt sich die Erfahrung, daß konjunktu- 
relle Sonderprogramme vielfach nur eine zeitliche 
Vorverlagerung von privater Nachfrage bewirken. 
Nun fällt schon zu einer Zeit Baunachfrage aus, in 
der die übrigen Faktoren, die die Neigung zum 
Bauen bestimmen, die Baukonjunktur noch immer 
belasten. Derweil mehren sich die Stimmen, die vor 
einer Überversorgung auf dem Wohnungsmarkt 
warnen. Unsicherheit und Zweifel sind bei den In- 
vestoren auf gekommen. Für viele stellt sich die Fra- 
ge, ob nicht anstehende Entscheidungen noch ein- 
mal überdacht und neue Investitionspläne zunächst 
zurückgestellt werden sollten. 

91 . Die erneute Nächf rageschwäche hat sich in 
der Bautätigkeit in diesem Jahr erst zu einem Teil 
niedergeschlagen. Dies liegt auch daran, daß ein 
Großteil der im letzten Jahr erteilten Aufträge erst 
1984 abgewickelt worden ist (Schaubild 15). Bei ei- 
ner Reihe von staatlich geförderten Bauprojekten 
mußten bestimmte Fertigstellungstermine einge- 
halten werden. Für gewerbliche Bauherren, die von 
der befristeten Investitionszulage profitieren woll- 
ten, lief die Fertigstellungsfrist zum Jahresende 
aus. Im Bereich des Wohnungsbaus war die Gewäh- 
rung von Zinszuschüssen aus dem Programm zur 
Zwischenfinanzierung von Bausparverträgen daran 
gebunden, daß die Rohbauarbeiten noch vor dem 
1. Juni beendet sein mußten. Bauherren, die im 
Rahmen von Bauherrengemeinschaften bauen, hat: 
ten steuerliche Gründe, auf einen zügigen Abschluß 
zu drängen. 

Für die Unternehmen des Ausbaugewerbes war da- 
mit eine gute Beschäftigung bis zum Jahresende 
vorgezeichneti während sich bei den Unternehmen 
des Rohbaugewerbes die Nachfrageschwäche im 
Wohnungsbau bereits in der zweiten Jahreshälfte 
deutlich in der Bautätigkeit bemerkbar machte. 

Anders als im Wohnungsbau ist es im gewerblichen 
Bau nach der Jahresmitte nicht zu einem Rück- 
schlag gekommen. Bei nicht wenigen Unternehmen 
haben offensichtlich Kapazitätserweiterungen, die 
auch Bauten erfordern, an Bedeutung gewonnen. 


Schaubild 15 
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Die öffentlichen Bauinvestitionen, die innerhalb der 
letzten drei Jahre um mehr als 25 vH eingeschränkt 
worden waren, sind von der Jahresmitte 1984 an 
leicht gestiegen. Vor allem die Gemeinden haben 
ihre etwas entspannte Finanzlage dazu genutzt, alte 
Bauvorhaben fortzuführen und neue in Angriff zu 
nehmen. Dies kam in erster Linie dem Tiefbau zu- 
gute. Das Bauvolumen liegt aber nach wie vor weit 
unter dem der frühen achtziger Jahre. 

Insgesamt dürfte die Bautätigkeit in diesem Jahr 
im Wirtschaftsbau um etwa 3 vH über ihren Vorjah- 
resstand hinausgehen, im Wohnungsbau um ^/2 vH; 
im öffentlichen Bau dürfte sie um ^/2 vH unter dem 
Vorjahresstand liegen. 

92 . Seit Herbst letzten Jahres nimmt die Anzahl 
von Unternehmenszusammenbrüchen in der Bau- 
wirtschaft wieder zu. Insgesamt haben in den er- 
sten acht Monaten dieses Jahres über 1 800 Baufir- 
men Konkurs angemeldet oder ein Vergleichsver- 
fahren beantragt; das waren 9 vH mehr als im Vor- 
jahr. Bereits in den letzten beiden Jahren mußten 
5 200 Unternehmen ihren Betrieb schließen. Die Fä- 
higkeit vieler Unternehmen, eine schlechte Baukon- 
junktur durchzustehen, ist geringer geworden. Dies 
hat auch seinen Niederschlag in den Bilanzdaten 
gefunden. Die Ausstattung der Unternehmen mit 
Eigenkapital dürfte bis zuletzt abgenommen haben. 
Bereits in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre 
hatte das Verhältnis der Eigenmittel zur Bilanz- 
summe nach Berechnungen der Bundesbank nur 
noch knapp 7^/2 vH betragen. 

In diesem Jahr hat sich die Ertragslage für viele 
Baufirmen nochmals verschlechtert. Die Lohnko- 
sten sind weiter gestiegen. Zwar haben die Stun- 
denlöhne etwas weniger zugenommen als im Vor- 
jahr; sie gingen aber gleichwohl noch über den An- 
stieg der rechnerischen Arbeitsproduktivität hin- 
aus. Verteuert haben sich zudem eine Reihe von 
Baumaterialien. Hier lagen die Preise in den ersten 
acht Monaten im Durchschnitt um reichlich 2 V 2 vH 
höher als vor einem Jahr, verglichen mit ^/2 vH im 
Jahre 1983. Für die erbrachten Leistungen haben 
die Baufirmen, folgt man der amtlichen Statistik, 
im ersten Halbjahr fast 3 vH höhere Preise erzielen 
können eds im Vorjahr. Das war ein stärkerer Preis- 
anstieg als in den beiden Jahren zuvor. Zu einem 
erheblichen Teil ist der Mehrerlös freilich nicht den 
Unternehmen zugute gekommen, sondern dem 
Staat, der zur Jahresmitte 1983 die Mehrwertsteuer- 
sätze angehoben hatte. Die Preise im Ausbauge- 
werbe sind weitaus stärker heraufgesetzt worden 
als in den anderen Sparten des Baugewerbes. Hier 
scheint deswegen die Ertragslage noch am günstig- 
sten zu sein. Einem anhaltenden Ertragsdruck sa- 
hen sich hingegen die im Tiefbau tätigen Unterneh- 
men gegenüber. Hier läßt der harte Wettbewerb 
schon seit Jahren keine oder nur geringe Preisan- 
hebungen zu. 

93 . Abnehmende Nachfrage nach Bauleistungen, 
stark geschrumpfte Axiftragsbestände, geringe Ka- 
pazitätsauslastung sowie unzureichende Erträge 
fanden ihren Niederschlag sowohl in den Personal- 
entscheidungen als auch in den Investitionen der 


Unternehmen. Von der Einschränkung der Beschäf- 
tigung im Baugewerbe waren nicht nur angelernte 
und ungelernte Arbeiter betroffen, sondern auch in 
nennenswertem Maße qualifizierte Fachkräfte. 

Im vergangenen Jeihr hatten die Baufirmen ihre 
Investitionen kräftig ausgeweitet, und noch im 
Herbst 1983 beabsichtigten sie, ihren Bestand an 
Geräten und Anlagen nochmals im gleichen Um- 
fang aufzustocken. Aber bereits im Frühjahr sind 
die Investitionspläne deutlich nach unten korrigiert 
worden. Die Bestellungen von Baumaschinen in 
diesem Jahr weisen darauf hin, daß die Investitio- 
nen auch gegenüber diesen Planungen noch zu- 
rückgenommen worden sind. 

94 . Daß die Erholung in der Bauwirtschaft schon 
so frühzeitig zu Ende ging und der Rückschlag so 
kräftig ausfiel, war nicht erwartet worden. Aus- 
schlaggebend hierfür war der erneute Nachfra- 
geeinbruch im Wohnungsbau, in dem knapp die 
Hälfte der gesamten Bauleistungen erbracht wird. 
Hier sind anscheinend mehrere ungünstige Fakto- 
ren zusammengetroffen; zum einen solche, von de- 
nen nicht zu erwarten ist, daß sie auf Dauer die Nei- 
gung zum Bauen beeinträchtigen, zum anderen 
aber auch solche, die mehr als nur vorübergehend 
von Bedeutung sein mögen. 

95 . Unter den Einflußgrößen im Kalkül eines pri- 
vaten Bauherrn kommt dem Zins eine Schlüssel- 
rolle zu. Von der Finanzierungsseite her gesehen 
sind die Bedingungen für den Wohnungsbau weiter- 
hin ungünstig. In diesem Jahr mußten für Baukre- 
dite immer noch 8 V 2 % bis 9 V 2 % Zinsen gezahlt 
werden. Dies stellt für viele Bauwillige eine außer- 
ordentlich hohe Belastung ihrer Einkommen dar, 
zumal die Einkommenszuwächse sich stark abge- 
schwächt haben und die Einkommenserwartungen 
noch gedämpft sind. Der um den Anstieg der Ver- 
braucherpreise verminderte Zins für Hypothekar- 
kredite ist sogar noch weiter gestiegen und ist jetzt 
höher als 1981. Aber nicht nur die gegenwärtig ho- 
hen Hypothekenzinsen haben so manchen Bauin- 
teressenten in diesem Jahr von der Auftragsver- 
gabe abgehalten. Was nicht weniger wog, war wohl 
die lange Zeit vorherrschende Einschätzung, daß 
eine Zinssenkung von spürbarem Ausmaß auf ab- 
sehbare Zeit nicht zu erwarten sei. 

96 . Für viele zu teuer wurde das Bauen auch we- 
gen der hohen Baupreise und der hohen Preise für 
Bauland. Letztere haben in der Vergangenheit die 
Kosten für den Erwerb eines Hauses am kräftig- 
sten in die Höhe getrieben. Im Bundesdurchschnitt 
kostete im Jahre 1983 baureifes Land 120 DM je 
Quadratmeter. In Groß- imd Mittelstädten mußte 
für mittlere bis gute Wohnlagen im Durchschnitt 
mehr als das Doppelte aufgebracht werden, in den 
Ballungsgebieten sogar weit mehr als das Dreifa- 
che. Entfielen 1974 etwa 12 vH der Kosten für ein 
Einfamilienhaus auf das Grundstück, so waren es 
zehn Jahre später im Durchschnitt bereits fast 
20 vH, für freistehende Einfamilienhäuser oft er- 
heblich mehr. 

Seit einiger Zeit verstärken sich jedoch die Wider- 
stände gegenüber den hohen Preisforderungen. So- 
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gar in Ballungsgebieten, Groß- und Mittelstädten 
mußten die Anbieter von Bauplätzen deutliche 
Preisabschläge hinnehmen. Preisdämpfend wirkte 
auch, daß ein Teil der erheblichen Reserveflächen, 
über die Wohnungsbaugesellschaften verfügen, an 
den Markt kam. Die Preise für baureifes Bauland 
sind, gemessen an ihrem Höchststand im Herbst 
1983, bis zum Frühjahr dieses Jahres im Bundes- 
durchschnitt um 5 vH zurückgegangen. 

97 . Wie stark mittlerweile die monatlichen Bela- 
stungen eines privaten Bauherrn durch Kapital- 
dienst zugenommen haben, mag folgende Modell- 
rechnung veranschaulichen. 

Beim Bau eines Einfamilienhauses mittlerer Quali- 
tät waren 1979 etwa 200 000 DM für die Bauleistun- 
gen aufzubringen, im Frühjahr 1984 waren es reich- 
lich 260 000 DM, also 30 vH mehr. Dies geht freilich 
nicht voll auf die Baupreise zurück; in den tatsächli- 
chen Aufwendungen für die Errichtung des Bau- 
werks kommt nämlich neben der Verteuerung von 
Bauleistungen auch zum Ausdruck, daß sich die 
Qualität der Wohnungen weiter verbessert hat, teil- 
weise aufgrund verschärfter Bauvorschriften. Für 
das Grundstück mußte der Bauherr im Durch- 
schnitt 60 000 DM bezahlen, das sind etwa 70 vH 
mehr als 1979. Nimmt man die Kosten für Baulei- 
stungen und Bauland zusammen, so errechnet sich 
ein Mehraufwand von reichlich 35 vH. Geht man 
von einem Fremdfinanzierungsanteil von 60 vH aus 
und stellt zudem in Rechnung, deiß im Frühjahr 
1984 für Baugeld mit fünfjähriger Bindungsfrist im 
Durchschnitt 9 % zu zahlen waren, dann ergibt sich 
bei einer Tilgungsrate von 1 % aus alledem ein mo- 
natlicher Kapitaldienst, der um 60 vH höher ist 
als 1979; damals lag der Hypothekenzinssatz bei 
7V2 %. 

Der Staat hat das Bauen in den letzten Jahren ver- 
stärkt begünstigt, teils durch steuerliche Entlastun- 
gen, teils durch gezielte, zeitlich befristete Förder- 
maßnahmen. Dies dürfte die monatliche Mehrbela- 
stung je nach Höhe des zu versteuernden Einkom- 
mens, der Anzahl der Kinder und des Fremdfinan- 
zierungsanteils mehr oder weniger stark ermäßi- 
gen. Aber weder die Haushaltseinkommen noch die 
Mieten sind während dieser 2^it auch nur annä- 
hernd so stark gestiegen wie die laufende Bela- 
stung aus dem Einfamilienhaus. 

98 . Nicht nur wegen der hohen Belastung stellt 
sich für viele potentielle Bauherren derzeit die Fra- 
ge, ob es sich noch lohnt, in den Wohnungsbau zu 
investieren. Zunehmende Klagen über Vermie- 
tungsschwierigkeiten und Mietsenkungen im freifi- 
nanzierten wie im sozialen Mietwohnungsbau so- 
wie ein zunehmender Angebotsdruck und Preisab- 
schläge auf einer Reihe von Immobilienmärkten 
haben Unsicherheit und Zweifel aufkommen lassen. 
Zur Zeit lassen sich wohl nicht wenige Investoren 
auch von der Überlegung leiten, daß sich wegen des 
Rückgangs der Bevölkerung das Risiko einer lan- 
gen Kapitalbindung im Wohnungsbau erhöhe, da 
nicht mehr ohne weiteres mit einer guten Miete der 
Wohnung während der gesamten Nutzungsdauer zu 
rechnen sei. 


99 . Daß sich die Unsicherheit unter den Investo- 
ren so rasch ausbreiten konnte, lag nicht zuletzt an 
widersprüchlichen Daten, mit denen die wohnungs- 
politische Diskussion bestritten wurde. Hier hat vor 
allem die Frage nach der Überversorgung mit Woh- 
nungen eine bedeutsame Rolle gespielt. Zahlen 
über den Umfang und die Struktur des Wohnungs- 
bestandes besagen freilich nicht viel. 

Auf dem Mietwohnungsmarkt zeigen sich vor allem 
für Neubauten Schwierigkeiten bei der Vermietung. 
Enttäuscht sind auch jene, die auf einen ansehnli- 
chen Vermögensgewinn gesetzt hatten. Im Bereich 
der Eigentumswohnungen zeichnet sich schon seit 
einiger Zeit eine Abflachung des Preisanstiegs ab. 
Mittlerweile werden hier sogar erhebliche Preisab- 
schläge akzeptiert. Für einen Preisdruck sorgte 
nicht zuletzt die Umwandlung von Mietwohnungen 
in Eigentumswohnungen. Namentlich bei Woh- 
nungsbaugesellschaften scheint die Neigung zu be- 
stehen, sich von einem Teil ihres Wohnungsbestan- 
des zu trennen. 

Auch bei Einfamilienhäusern hat der Druck auf die 
Preise zugenommen. In diesem Jahr hat sich diese 
Tendenz fortgesetzt. Selbst dort, wo es zuvor noch 
zu beachtlichen Preiserhöhungen gekommen war, 
ließen sich nun die Preisvorstellungen der Verkäu- 
fer vielfach nicht mehr durchsetzen. Gleichwohl hat 
sich zwischen einzelnen Regionalmärkten ein aus- 
geprägtes Preisgefälle herausgebildet So kosteten 
in Norddeutschland — vor allem in Städten und 
Regionen mit einer schwachen Wirtschaftsstruktur 
— Eigenheime erheblich weniger als vergleichbare 
Objekte im süddeutschen Raum. 

100 . Selbst bei Sozialwohnungen gibt es derzeit 
Vermietungsschwierigkeiten. Dies gilt vor allem für 
solche mit einer einfachen Ausstattung und in 
schlechter Wohnlage. Aber sogar für manche So- 
zialwohnung, die in den siebziger Jahren gebaut 
worden ist, fand sich kein Mieter. Aufgrund des 
staatlichen Fördersystems im sozialen Mietwoh- 
nungsbau, das einen stufenweisen Abbau der öf- 
fentlichen Hilfen vorsieht, sind die Sozialmieten 
dieser Förderjahrgänge rascher gestiegen als ver- 
gleichbare Marktmieten. Inzwischen hat sich das 
Mietengefälle so stark eingeebnet, daß Mieter, die 
einen Anspruch auf eine Sozialwohnung haben, oft 
einer Wohnung, die auf dem freien Wohnungsmarkt 
angeboten wird, den Vorzug geben. Einige Bundes- 
länder müssen vermehrt durch sogenannte Nach- 
subventionierung das Auslaufen zeitlich gestaffel- 
ter Hilfen ausgleichen, um weitere Mieterhöhungen 
in Grenzen zu halten. 

101 . Zu den Faktoren, die auf längere Sicht meS- 
geblich die Tendenz im Wohnungsbau mitbestim- 
men, zählen auf der Nachfrageseite die Entwick- 
lung der Bevölkerung und der Anzahl und der 
Größe der Haushalte. 

Nach den amtlichen Ergebnissen der Fortschrei- 
bung des Bevölkerungsstandes auf der Basis der 
Volkszählung 1970 nimmt die deutsche Wohnbevöl- 
kerung bereits seit den frühen siebziger Jahren ab. 
Bis zu Beginn der achtziger Jahre wurde dies durch 
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einen Überschuß an Zuwanderungen ausgeglichen. 
Seitdem geht die Gesamtbevölkerung jedoch wie- 
der zurück, zum einen, weil die Anzahl der Gebur- 
ten weiterhin hinter den Sterbefällen zurückbleibt, 
und zum anderen, weil nun auch mehr Ausländer 
abwandern als zuwandern. Auch auf längere Sicht 
gesehen wird die Bevölkerung weiter abnehmen; 
dabei ist zu erwarten, daQ sich der Rückgang im 
Laufe der Zeit noch verstärkt. 

Die Anzahl der Haushalte wird bis in die neunziger 
Jahre hinein noch zunehmen und danach voraus- 
sichtlich allmählich zurückgehen. Die durchschnitt- 
liche Haushaltsgröße wird sich zunächst noch wei- 
ter verringern, während der je Haushaltsmitglied 
beanspruchte Wohnraum, der erfahrungsgemäß bei 
kleinen Haushalten am größten ist, weiter anstei- 
gen dürfte. Welche Nachfrage nach Wohnraum sich 
aus dem Zusammenspiel der verschiedenen Ein- 
flußfeiktoren ergibt, läßt sich nur schwer abschät- 
zen. Bei alledem kommt es auch darauf an, wie sich 
die Einkommen entwickelt!. Bei steigenden Ein- 
kommen und gefestigten Einkommenserwartungen 
könnten namentlich von der Nachfrage nach selbst- 
genutzten Wohnungen starke Impulse auf den Woh- 
nungsbau ausgehen. Hierfür sprechen auch die wie- 
der zunehmende Anzahl von abgeschlossenen, aber 
noch nicht zugeteilten Bausparverträgen sowie die 
vereinbarten Bausparleistungen. Zudem sollte nicht 
übersehen werden, daQ mit der zunehmenden An- 
zahl von jungen Haushalten, in denen beide Ehe- 
gatten berufstätig sind, auch die Sparfähigkeit und 
Belastbarkeit steigt. Mehr als früher verringert sich 
die Belastung junger Haushalte auch dadurch, d£iß 
Eltern ihre Kinder beim Erwerb von Wohneigen- 
tum finanziell unterstützen oder daß ererbtes Ver- 
mögen zur Verfügung steht. 

102 . Im Wohnungsbau wird der Neubau zugunsten 
der Modernisierung weiter abnehmen. Zur Zeit 
dürften auf die Modernisierung und Instandhaltung 
bereits mehr als ein Drittel aller erbrachten Baulei- 
stungen entfallen. Diese Entwicklung ergibt sich 
zum einen daraus, daß bei vielen in der Nachkriegs- 
zeit, aber auch noch in den sechziger Jahren gebau- 
ten Wohnungen eine umfassende Erneuerung im- 
mer dringlicher wird. Zum anderen dürfte die Ver- 
besserung des Wohnwerts von Städten und Dörfern 
eine Aufgabe sein, die wichtige Impulse für die Bau- 
tätigkeit gibt. 

Wie rasch Baupläne in marktwirksame Nachfrage 
umgesetzt werden, hängt entscheidend von der Bes- 


serung der Finanzierungsbedingungen ab. Bereits 
ein Rückgang des Zinssatzes um einen Prozent- 
punkt mindert die Belastung des Bauherrn in unse- 
rer Modellrechnung um etwa ein Siebtel. Ein Fort- 
gang der Zinssenkung im Zusammenspiel mit einer 
Festigung positiver Einkommenserwartungen wird 
sich auch günstig auf die Neigung zum Bauen aus- 
wirken. 


IV. Kein Durchbruch am Arbeitsmarkt 

103 . Im Herbst letzten Jahres hatte eine zeitwei- 
lige Belebung am Arbeitsmarkt schon einmal Zu- 
versicht aufkommen lassen. Von der Jahreswende 
an war dann die Arbeitslosigkeit aber bis zum Som- 
mer, von jahreszeitlichen Schwankungen abgese- 
hen, wieder angestiegen. Erst in den letzten Mona- 
ten hat sich ein Umschwung angebahnt (Schaubild 
16). Von einem Durchbruch am Arbeitsmarkt kann 
aber noch nicht gesprochen werden. Übers Jahr ge- 
sehen hat sich noch kein Rückgang der hohen Ar- 
beitslosigkeit ergeben, die Anzahl der Arbeitslosen 
dürfte im Jahresdurchschnitt sogar noch etwas hö- 
her sein als im Vorjahr. 

104 . Der Rückgang der Beschäftigung ist zur Jah- 
resmitte 1984 zum Stillstand gekommen. Danach 
verstärkte sich die Nachfrage nach Arbeitskräften. 
Im Herbst waren etwa gleich viele Personen be- 
schäftigt wie vor Jahresfrist. Im Jahresdurchschnitt 
dürfte die Anzahl der Beschäftigten aber noch um 
rund 70 000 unter dem Vorjahresstand liegen (Ta- 
belle 8). 

Einer besseren Beschäftigungsentwicklung stand 
in diesem Jahr entgegen, daß die Unternehmen im 
Baugewerbe, in dem es im vergangenen Jahr in 
beträchtlichem Umfang zu Neueinstellungen ge- 
kommen war, wieder Arbeiter entließen. Auch Zu- 
lieferbranchen der Bauwirtschaft wie das holzver- 
arbeitende Gewerbe verringerten ihren Beschäftig- 
tenstand. In der Elektroindustrie und im Maschi- 
nenbau hingegen brachte die Belebung der Produk- 
tion einen höheren Personalbestand. Im Straßen- 
fahrzeugbau, in dem die Beschäftigung schon von 
der Mitte letzten Jahres an stieg, führte die Produk- 
tionsunterbrechung durch die Arbeitskämpfe im 
Sommer zu einem zurückhaltenden Einstellungs- 
verhalten der Unternehmen, erst im Herbst wurden 
die Belegschaften weiter erhöht 
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Schaubild 16 



1) Monatsendstände; Saisonbereinigung Deutsche Bundesbank nach dem Census-Verfahren II, Version X-11. - 2) Stand Monatsmitte; nicht saisonbereinigt 


Quelle: BA 


SR 840906 
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Tabelle 8 


Die Entwicklung am Arbeitsmarkt 


Jahr 

Erwerbstätige ^) 

Arbeits- 

lose®) 

Kurz- 

arbeiter®) 

Offene 

Stellen®) 

Arbeits- 

losen- 

quote®) 

insgesamt 

beschäftigte Arbeitnehmer 

Selb- 

ständige^) 

zusammen 

darunter 
Aus- 
länder^) ^) 

1000 

vH 

1960 

26 063 

20 073 

279 

5 990 

271 

3 

465 

1,3 

1961 

26 426 

20 565 

507 

5 861 

181 

3 

552 

0,9 

1962 

26 518 

20 860 

629 

5 658 

155 

4 

574 

OJ 

1963 

26 581 

21 098 

773 

5 483 

186 

11 

555 

0,9 

1964 

26 604 

21 335 

902 

5 269 

169 

2 

609 

0,8 

1965 

26 755 

21 625 

1 119 

5 130 

147 

1 

649 

0,7 

1966 

26 673 

21 637 

1 244 

5 036 

161 

16 

540 

0,7 

1967 

25 804 

20 908 

1 014 

4 896 

459 

143 

302 

2,1 

1968 

25 826 

21 041 

1019 

4 785 

323 

10 

488 

1,5 

1969 

26 228 

21 624 

1 366 

4 604 

179 

1 

747 

0,8 

1970 

26 560 

22 138 

1 807 

4 422 

149 

10 

795 

0,7 

1971 

26 721 

22 510 

2 128 

4 211 

185 

86 

648 

0,8 

1972 

26 661 

22 550 

2 285 

4 111 

246 

76 

546 

hl 

1973 

26 849 

22 833 

2 498 ' 

4 016 

273 

44 

572 

1,2 

1974 

26 497 

22 572 

2 381 

3 925 

582 

292 

315 

2,5 

1975 

25 746 

21 950 

2 061 

3 796 

1 074 

773 

236 

4,7 

1976 

25 530 

21 878 

1 925 

3 652 

1 060 

277 

235 

4.6 

1977 

25 490 

21 972 

1 872 

3 518 

1 030 

231 

231 

4,5 

1978 

25 644 

22 209 

1 857 

3 435 

993 

191 

246 

4,3 

1979 

25 986 

22 606 

1 924 

3 380 

876 

88 

304 

3,7 

1980 ' 

26 251 

22 935 

2 018 

3 316 

889 

137 

308 

3,7 

1981 

26 048 

22 793 

1912 

3 255 

1 272 

347 

208 

5,3 

1982 

25 572 

22 335 

1 787 

3 237 

1 833 

l 606 

105 

7,6 

1983 

25 126 

21 901 

1694 

3 225 

2 258 

675 

76 

9,3 

1984®) 

25 062 

21829 

1 660 

3 233 

2 270 

413 

87 

9,4 


In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen; nach dem Beschäftigungsort (Inlandskonzept). Jahresdurchschnitte. 

1960 Stand Ende Juli, 1961 Stand Ende Juni. 

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit; Jahresdurchschnitte. 

Einschließlich mithelfender Familienangehöriger. 

®) Anteil der Arbeitslosen an den abhängigen Erwerbspersonen (beschäftigte Arbeitnehmer + Arbeitslose); Berechnung nach dem Inländer- 
konzept (ständiger Wohnsitz im Bundesgebiet) in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. 

®) Eigene Schätzung. 


Die Anzahl der Kurzarbeiter ging in diesem Jahr 
um fast 40 vH zurück (Schaubild 17). Lediglich im 
Bergbau und im Baugewerbe waren im Herbst noch 
in nennenswertem Ausmaß Kurzarbeiter gemeldet. 

105 . Im Zeitraum Januar bis Oktober 1984 melde- 
ten die Unternehmen den Arbeitsämtern 1,22 Mil- 
lionen offene Stellen, 13 vH mehr als im gleichen 
Zeitraum des Vorjahres. Ein wachsender Teil dieser 
Stellenangebote bietet allerdings nur eine kurzfri- 
stige Beschäftigung. Da die Arbeitsämter meistens 
rasch Arbeitsuchende vermitteln konnten, war der 


Bestand an offenen Stellen Ende Oktober nur we- 
nig höher als zur gleichen Zeit vor einem Jahr. 


106 . Die Anzahl der Arbeitslosen stieg ab Januar 
1984, von Saisonschwankungen abgesehen, wieder 
an und war im August um rund 100 000 höher als zu 
Jahresbeginn. Erst danach ging sie wieder zurück. 
Im Oktober waren 2,14 Millionen Personen arbeits- 
los gemeldet, etwas weniger als im gleichen Monat 
des Vorjahres; das entsprach einer Arbeitslosen- 
quote von 8,6 vH. 
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Für den neuerlichen Rückgang der Arbeitslosigkeit 
dürften neben der Ausweitung der Produktion noch 
eine Reihe von Sonderfaktoren maßgeblich gewe- 
sen sein. Die Unternehmen haben ihr Angebot an 
Ausbildungsstellen nochmals beträchtlich gestei- 
gert; die Arbeitslosigkeit Jugendlicher unter 20 Jah- 
ren verringerte sich. Die Arbeitslosenquote betrug 
hier zuletzt 7,5 vH, im Vergleich zu 8,9 vH im Okto- 
ber 1983. Mehr Arbeitslose als im Vorjahr konnten 
mit Hilfe arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen be- 
schäftigt werden oder sich fortbilden. Außerdem 
hat sich die Anzahl ausländischer Arbeitnehmer 
weiter verringert; weniger Ausländer als im Vor- 
jahr dürften in die Bundesrepublik zugewandert 
sein, gleichzeitig sind mehr in ihre Heimatländer 
zurückgekehrt. Zum Teil haben dabei die Zahlung 
einer Rückkehrhilfe und die vorzeitige Erstattung 
der einbezahlten Arbeitnehmerbeiträge zur Ren- 
tenversicherung eine Rolle gespielt. Die Arbeitslo- 
senquote ausländischer Arbeitskräfte ist deutlich 
gesunken; im Oktober 1984 betrug sie 12,7 vH, im 
Vergleich zu 13,8 vH im gleichen Monat des Vorjah- 
res. In verschiedenen Branchen wurde älteren Ar- 
beitnehmern in diesem Jahr tarifvertraglich die 
Möglichkeit eingeräumt, vorzeitig in den Ruhe- 
stand zu treten. In gewissem Umfang könnte sich 
das zuletzt schon auf den Arbeitsmarkt ausgewirkt 
haben. 


Zur Struktur der Arbeitslosigkeit 

107 . In Zeiten andauernd hoher Arbeitslosigkeit 
nimmt für einzelne Gruppen von Arbeitnehmern 
das Risiko, wiederholt arbeitslos zu werden oder es 
für lange Zeit zu bleiben, besonders stark zu. Dies 
liegt vor allem daran, daß die Unternehmen bei der 
Auswahl von Bewerbern, insbesondere wenn es 
sich um die Besetzung von Dauerarbeitsplätzen 
handelt, strenge Kriterien anlegen. Zu diesen Grup- 
pen gehören: 

— Arbeitnehmer mit gesundheitlicher Einschrän- 
kung, in besonderem M€iße Schwerbehinderte, 

— ältere Arbeitnehmer, 

— Arbeitnehmer mit geringer beruflicher Qualifi- 
kation, 

— Berufsanfänger, 

— weibliche Arbeitnehmer, insbesondere wenn sie 
nicht dauernd erwerbstätig gewesen sind oder 
wenn sie eine Teilzeitbeschäftigung wünschen. 

108 . Das höhere Beschäftigungsrisiko von Arbeit- 
nehmern mit diesen Merkmalen kann zeitweise 
überdeckt werden. In Phasen steigender Arbeitslo- 
sigkeit ergibt sich häufig ein Rückgang des Anteils 
dieser Gruppe von Arbeitnehmern an der Gesamt- 
zahl der Arbeitslosen, weil sie bei der Entlassung 
unter anderem aus arbeits rechtlichen Gründen we- 
niger als bei der Einstellung benachteiligt sind (Ta- 
bellen 9 und 10). 

109 . Die Dauer der Arbeitslosigkeit hat für alle 
Arbeitskräfte deutlich zugenommen. Arbeitslose, 
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Tabelle 9 


Zur Struktur der Zugänge und Abgänge an Arbeitslosen 

Anteil in vH 


Arbeitslose 

Zugänge 

Abgänge 

Abgänge in ein 
Arbeitsverhältnis 

Mai/Juni 

1982 

1983 

1984 

1982 

1983 

1984 

1982 

1983 

1984 

Insgesamt 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Männer 

59,1 

58,7 

59,5 

63,2 

64,8 

63,2 

67,9 

69,3 

67,3 

Frauen 

40,9 

41,3 

40,5 

36,8 

35,2 

36,8 

32,1 

30,7 

32,7 

Nach Nationalität 










Deutsche 

86,9 

87,3 

87,2 

86,9 

87,8 

88,3 

88,2 

89,6 

90,5 

Ausländer 

13,1 

12,7 

12,8 

13,1 

12,2 

11,7 

11,8 

10,4 

9,5 

Nach Berufsausbildung 










ohne Abschluß 

49,8 

46,9 

45,2 

48,9 

45,0 

43,7 

44,4 

40,1 

37,9 

mit betrieblichem Abschluß 

41,1 

43,1 

45,3 

44,2 

47,7 

48,2 

48,5 

52,5 

53,4 

mit sonstigem Abschluß 

9,0 

10,0 

9,5 

6,9 

7,3 

8,1 

7,1 

7,4 

8,7 

Mit gesimdheitlicher 










Einschränkung 

13,8 

12,6 

11,7 

13,4 

12,0 

11,7 

10,1 

8,9 

9,0 

Nach Dauer der Arbeitslosigkeit 










unter 1 Monat 




14,2 

10,1 

11,8 

17,1 

11,7 

14,1 

1 bis \mter 3 Monate 




23,4 

19,6 

20,4 

26,0 

21,5 

23,1 

3 bis imter 6 Monate 




27,1 

27,7 

24,6 

28,7 

29,6 

26,4 

6 bis unter 12 Monate 




26,0 

28,5 

25,1 

23,2 

27,6 

23,6 

Ibis unter 2 Jahre 




7,8 

11,8 

13,5 

4,4 

8,5 

9,8 

2 Jahre und länger 




1,5 

2,4 

4,6 

0,6 

1,2 

2,9 

Nach Altersgruppen 










\mter 25 Jahre 

37,3 

38,8 

38,4 

35,4 

36,4 

36,3 

37,2 

38,7 

39,6 

25bis\mter55 Jahre 

57,5 

55,4 

56,4 

59,4 

58,8 

58,6 

60,1 

58,6 

58,1 

55 Jahre und älter 

5,2 

5,8 

5,1 

5,2 

4,9 

5,1 

2,7 

2,7 

2,4 

Nach vorherigem Erwerbsstatus 










Arbeitsverhältnis 

77,6 

72,0 

69,3 

83,5 

81,1 

75,8 

86,6 

84,4 

79,3 

betriebliche Ausbildung 

3,5 

5,2 

4,8 

2,2 

3,2 

3,5 

2,4 

3,6 

4,1 

sonstige Erwerbstätigkeit . 

1,9 

2,3 

2,7 

1,7 

2,2 

2,6 

1,7 

2,1 

2,6 

Unterbrechung der Erwerbstätigkeit 










von 6 Monaten und länger 

10,1 

11,6 

11,8 

8,4 

8,8 

10,7 

5,7 

5,9 

7,4 

ohne bisherige Erwerbstätigkeit 

7,0 

8,9 

11,4 

4,2 

4,7 

7,4 

3,5 

3,9 

6,6 


Abgeschlossene Dauer der Arbeitslosigkeit der Personen, die im betrachteten Zeitraum aus der Arbeitslosigkeit abgegangen sind. 

Quelle: BA 
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Tabelle 10 


Zur Struktur der Arbeitslosigkeit 







September 





Arbeitslose 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 


1000 

Anteil 
in vH 

1000 

Anteil 
in vH 

1000 

Anteil 
in vH 

1000 

Anteil 
in vH 

1000 

Anteil 
in vH 

Insgesamt 

737 

100 

823 

100 

1256 

100 

1819 

100 

2134 

100 

Männer 

317 

43,0 

369 

44,8 

616 

49,1 

982 

54,0 

1145 

53,7 

Frauen 

420 

57,0 

454 

55,2 

640 

50,9 

836 

46,0 

989 

46,3 

Nach Nationalität 











Deutsche 

659 

89,5 

722 

87,7 

1075 

85,6 

1566 

86,1 

1850^ 

86,7 

Ausländer 

77 

10,5 

101 

12,3 

181 

14,4 

253 

13,9 

284 

13,3 

Nach Berufsausbildung 











mit Abschluß 

344 

46,7 

379 

46,0 

568 

45,2 

877 

48,2 

1049 

49,2 

ohne Abschluß 

393 

53,3 

444 

54,0 

688 

54,8 

942 

51,8 

1084 

50,8 

Nach Stellung im Beruf 











Facharbeiter 

94 

12,7 

109 

13,2 

182 

14,5 

318 

17,5 

399 

18,7 

Nichtfacharbeiter 

340 

46,1 

392 

47,6 

632 

50,3 

890 

48,9 

985 

46,1 

Angestellte 











mit gehobener Tätigkeit 

193 

26,2 

205 

24,9 

282 

22,5 

388 

21,3 

496 

23,2 

mit einfacher Tätigkeit 

110 

15,0 

117 

14,2 

160 

12,8 

223 

12,3 

254 

11,9 

Nach gewünschter Arbeitszeit 











Vollzeitarbeit 

581 

78,9 

660 

80,2 

1044 

83,1 

1586 

87,2 

1896 

88,8 

Teilzeitarbeit 

155 

21,1 

163 

19,8 

212 

16,9 

233 

12,8 

238 

11,2 

Mit gesundheitlicher Einschränkung 

250 

33,9 

265 

32,2 

323 

25,7 

384 

21,1 

423 

19,8 

darunter: Schwerbehinderte 

61 

8,3 

67 

8,2 

90 

7,2 

117 

6,4 

135 

6,3 

Nach Dauer der Arbeitslosigkeit 
unter 1 Monat 

122 

16,6 

145 

17,7 

200 

15,9 

218 

12,0 

197 

9,2 

1 bis imter 3 Monate 

186 

25,2 

226 

27,5 

332 

26,4 

425 

23,4 

426 

19,9 

3 bis unter 6 Monate 

135 

18,3 

153 

18,6 

245 

19,5 

332 

18,3 

356 

16,7 

6 bis unter 12 Monate 

147 

20,0 

158 

19,2 

276 

21,9 

457 

25,1 

546 

25,6 

1 bis imter 2 Jahre 

85 

11,6 

79 

9,6 

131 

10,4 

276 

15,2 

410 

19,2 

2 Jahre und länger 

61 

8,3 

61 

7,4 

73 

5,8 

111 

6,1 

198 

9,3 

Nach Altersgruppen 











unter 20 Jahre 

69 

9,3 

81 

9,9 

135 

10,8 

195' 

10,7 

203 

9,5 

20 bis unter 25 Jahre 

124 

16,8 

144 

17,4 

240 

19,1 

356 

19,6 

420 

19,7 

25 bis unter 35 Jahre 

181 

24,5 

207 

25,1 

334 

26,6 

490 

26,9 

580 

27,2 

35 bis unter 45 Jahre 

129 

17,5 

143 

17,4 

216 

17,2 

323 

17,8 

381 

17,9 

45 bis unter 55 Jahre 

111 

15,1 

121 

14,7 

173 

13,8 

259 

14,2 

315 

14,8 

55 Jahre und älter 

123 

16,7 

128 

15,5 

158 

12,6 

196 

10,8 

234 

11,0 

darunter: 59 Jahre und älter .... 

61 

8,3 

64 

7,8 

81 

6,4 

89 

4,9 

95 

4,4 

Mit Sozialplan 

17 

2,4 

24 

2,9 

28 

2,2 

30 

1,6 

46 

2,2 

Leistungen nach dem Arbeits- 
förderungsgesetz 











Bezieher von Arbeitslosengeld .... 

280 

38,0 

308 

37,4 

499 

39,7 

802 

44,1 

841 

39,4 

Bezieher von Arbeitslosenhilfe .... 

98 

13,3 

97 

11,8 

147 

11,7 

299 

16,4 

474 

22,2 

Leistungen beantragt 

189 

25,7 

242 

29,4 

342 

27,3 

278 

15,3 

239 

11,2 

keine Leistungen 

170 

23,0 

176 

21,4 

268 

21,4 

440 

24,2 

579 

27,1 

Nachrichtlich: Vor der Arbeits- 











losigkeit in schulischer Ausbildimg . . 

32 

4,3 

37 

4,5 

63 

5,0 

86 

4,7 

138 

6,5 


Durchschnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit zum Zeitpunkt der Erhebung. Quelle: BA 
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die im Frühsommer 1984 aus der Arbeitslosigkeit 
ausschieden, waren im Durchschnitt knapp acht 
Monate lang ohne Beschäftigung gewesen (Tabel- 
le 11). Vor einem Jahr hatte die durchschnittliche 
Arbeitslosigkeit noch sieben Monate gedauert, im 
Jahre 1982 waren es sechs Monate gewesen. Bei 
den Gruppen, die schwer zu vermitteln sind, hat 
sich die Dauer der Arbeitslosigkeit noch mehr ver- 
längert So ergab sich für Arbeitnehmer ohne abge- 
schlossene Berufsausbildung im Durchschnitt eine 
Dauer der Arbeitslosigkeit von jetzt neun Monaten, 
bei solchen mit Berufsausbildung waren es sieben 
Monate. 

110 . Sorge bereitet vor allem, daß die Langzeitar- 
beitslosigkeit rasch zunimmt Der Anteil der länger 
als ein Jahr arbeitslosen Personen an allen Arbeits- 
losen ist von 16,2 vH im September 1981 auf 28,5 vH 


im September 1983 angestiegen. Für den einzelnen 
Arbeitnehmer bedeutet wiederholte oder längere 
Arbeitslosigkeit ein höheres Risiko, erneut arbeits- 
los zu werden oder lange arbeitslos zu bleiben; denn 
die Betriebe stellen bevorzugt Arbeitskräfte ein, de- 
ren ^beruflicher Werdegang nicht durch längere 
oder mehrere Phasen der Arbeitslosigkeit unterbro- 
chen ist. Die Vermittlung einer Arbeitsstelle ist 
dann sehr schwierig. War bei allen Arbeitslosen, de- 
nen eine Stelle vermittelt werden konnte, im Durch- 
schnitt jeder sechste Vermittlungsvorschlag erfolg- 
reich, so war es bei zuvor zwischen einem und zwei 
Jahre lang arbeitslosen Bewerbern nur jeder 
neunte und bei über zwei Jahre lang Arbeitslosen 
nur jeder elfte. Zudem wurde von den Personen mit 
über einjähriger Arbeitslosigkeit, die erfolgreich 
vermittelt werden konnten, jeder dritte im Rahmen 
einer Arbeitsbescheiffungsmeißnahme eingestellt. 


Tabelle 11 


Zur Dauer der Arbeitslosigkeit^) 



Abgeschlossene Dauer in Monaten^) 

Arbeitslose 


Mai/ Juni 



1982 

1983 

1984 

Insgesamt 

6,0 

7,2 

7,9 

Männer 

5,2 

7,0 

7,7 

Frauen 

6,7 

7,6 

8,3 

Nach Nationalität 




Deutsche 

6,0 

7,2 

7,9 

Ausländer 

6,7 

7,6 

8,5 

Nach Stellung im Beruf 




Angestelltenberufe 

6,3 

7,3 

8,0 

übrige Berufe (Arbeiter) 

5,9 

7,2 

7,9 

Nach Berufsausbildung 




ohne abgeschlossene Berufsausbildung 

6,5 

7,9 

8,9 

mit abgeschlossener Berufsausbildung ! 

5,6 

6,6 

7,2 

Nach Altersgruppen 




unter 20 Jahre 

4,5 

5,4 

5,2 

2 0 bis unter 2 5 J ahre : 

5,2 

6,2 

6,5 

25 bis unter 30 Jahre 

5,9 

7,2 

7,9 

30 bis unter 35 Jahre 

6,1 

7,6 

8,5 

35 bis unter 40 Jahre 

6,2 

7,5 

8,4 

40 bis unter 45 Jahre 

6,3 

7,7 

8,8 

45 bis unter 50 Jahre 

6,2 

7,8 

8,2 

50bisunter 55 Jahre 

7,3 

8,6 

9,9 

55 bis unter 60 Jahre 

9,2 

10,0 

11,2 

60bisunter 65 Jahre 

13,3 

14,3 

15,7 

Mit gesundheitlicher Einschränkung 




nein 

5,6 

6,8 

7,4 

ja 

9,0 

10,5 

11,9 

— Schwerbehinderte/Gleichgestellte 

10,4 

11,7 

13,5 

— übrige gesundheitliche Einschränkungen 

8,5 

10,0 

11,3 


Abgeschlossene Dauer der Arbeitslosigkeit der Personen, die im betrachteten Zeitraum aus der Arbeitslosigkeit abgegangen sind. 

Quelle; BA 
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Jugendliche beim Übergang In die Berufswelt 

111. Auch in diesem Jahr ist die Nachfrage nach 
Ausbildungsplätzen wieder beträchtlich gestiegen. 
Die Anzahl der Jugendlichen, die eine Lehrstelle 
suchten, war vermutlich mit rund 770 000 um 40 000 
höher als im vergangenen Jahr. Zwar sind darunter 
mittlerweile weniger Jugendliche, die unmittelbar 
nach Abschluß der Hauptschule oder der Real- 
schule eine Ausbildungsstelle suchen. Aber viele 
der Schulabgänger, die in den vergangenen Jahren 
mit ihrem Wunsch nach einer betrieblichen Ausbil- 
dung nicht zum Zuge gekommen waren, auch sol- 
che, die zur Überbrückung zunächst einmal schuli- 
sche Einrichtungen xmd Kurse besucht hatten oder 
ein Arbeitsverhältnis eingegangen waren, haben 
sich erneut um eine' Lehrstelle beworben. Hinzu 
kam, daß auch die Anzahl der Abiturienten, die eine 
Lehrstelle suchten, nochmals zunahm. 

Um dieser Herausforderung zu begegnen, weiteten 
die Unternehmen ihr Angebot an Lehrstellen, wie 
schon in den vergangenen Jahren, noch einmal aus. 
Den Arbeitsämtern, denen erfahrungsgemäß nur 
rund zwei Drittel der offenen Lehrstellen mitgeteilt 
werden, meldeten die Unternehmen mehr Ausbil- 
dungsplätze als 1983. Insgesamt wurden schät- 
zungsweise 730 000 Ausbildungsstellen angeboten, 
davon wurden bisher rund 710 000 besetzt (Tabel- 
le 12). 


Die Arbeitsverwaltung registrierte zum Ende des 
Berufsberatungsjahres 1983/84, also Ende Septem- 
ber, 58 700 noch nicht vermittelte Bewerber, 24 vH 
mehr als ein Jahr zuvor. Außerdem waren noch 
rund 36 000 Jugendliche bei den Arbeitsämtern als 
Lehrstellenbewerber gemeldet, die vorübergehend 
andere Möglichkeiten gefunden hatten, etwa in ei- 
ner Schule, im Berufsgrundbildungsjahr, oder in- 
dem sie als Ungelernte Arbeit angenommen haben. 
Zum selben Zeitpunkt waren 21 200 noch unbe- 
setzte Lehrstellen gemeldet. 

112. Vermittlungsschwierigkeiten gab es vor allem 
bei den Dienstleistungsberufen, da die Nachfrage 
nach Ausbildungsstellen hier wesentlich stärker zu- 
nahm als das Angebot; die Anzahl der gemeldeten 
Ausbildungsstellen für Kaufleute war kaum höher 
als 1983. Die Nachfrage nach Ausbildungsmöglich- 
keiten in den sogenannten Fertigungsbenifen er- 
höhte sich geringfügig, die Anzahl der angebotenen 
Stellen nahm leicht ab. Bei Elektroberufen war die 
Situation für Bewerber günstiger als bei Metallbe- 
rufen. Im Zusammenhang mit dem Rückgang der 
Bautätigkeit gab es auch in den Bauberufen 
erstmals weniger Ausbildungsstellen als Bewerber. 

113. Mädchen haben nach wie vor schlechtere 
Chancen, einen Ausbildungsplatz zu finden. Zwar 
hat sich die schulische Qualifikation der Mädchen, 


Tabelle 12 


Zur Situation auf dem Ausbildungsstelienmarkt 
Anzahl in 1 000 


Jahr 

Neu 

abgeschlossene 
Ausbildungs- 
verträge 0 

Unbesetzte 

Ausbildungs- 

stellen 

Nicht- 

vermittelte 

Bewerber 

Angebot 
an Aus- 
bildungs- 
stellen 
(1) + (2) 

Nachfrage 
nach Aus- 
bildungs- 
stellen 
(1) + (3) 

30. September^) 


(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

1972 

456®) 

182 


638 


1973 

450 

102 


552 


1974 

450 

29 

21 

479 

471 

1975 

462 

18 

24 

480 

486 

1976 

499 

18 

28 

517 

527 

1977 

558 

25 

27 

583 

585 

1978 

602 

22 

24 ^ 

624 

626 

1979 

640 

37 

20 

677 

660 

1980 

650 

45 

17 

695 

667 

1981 

606 

37 

22 

643 

628 

1982 

631 

20 

34 

651 

665 

1983 

678. 

20 

47 

698 

725 

1984 

708‘’) 

21 

59 

729^) 

767 *’) 


Für 1972 bis 1975 aufgrund der Auszubildendenstatistik zum 31. Dezember ermittelt, danach Erhebung zum 30, September. 

Der Bundesanstalt für Arbeit gemeldete Ausbildungsstellen bzw. Bewerber. 

*) Schätzung des Bundesministeriums für Bildung und Wissenschaft. 

Eigene Schätzung. 

Quellen: BMBW; BA 
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an der Art des Schulabschlusses gemessen, gegen- 
über derjenigen der Jungen erhöht; mittlerweile 
sind 54 vH aller Realschüler und 52 vH aller Schü- 
ler in der gymnasialen Oberstufe Mädchen. Die 
Chancen der Mädchen in der betrieblichen Berufs- 
ausbildung haben sich aber nicht wesentlich ver- 
bessert. Das zeigt sich unter anderem darin, deiß 
von den Ende September 1984 noch nicht vermittel- 
ten Lehrstellenbewerbern die Mehrzahl Mädchen 
waren. Jede zehnte Lehrstellenbewerberin hatte zu 
diesem Zeitpunkt keinen Ausbildungsplatz, von den 
Jungen war nur einer von vierzehn nicht unterge- 
kommen. 

114 . Im abgelaufenen Jahr bewarben sich fast 
90 000 Abiturienten um eine Lehrstelle, das waren 
13 vH aller Lehrstellenbewerber. Noch vor drei Jah- 
ren hatte dieser Anteil nur 7 vH betragen. Mangel 
an Studienplätzen in bestimmten Fachrichtungen, 
verschlechterte Berufschancen für Akademiker vor 
allem in den sozial- und geisteswissenschaftlichen 
Bereichen, Veränderungen in der beruflichen 
Orientierung der Abiturienten sind Gründe deifür, 
d6iß sich immer mehr Hochschulberechtigte, insbe- 
sondere Frauen, um eine betriebliche Ausbildung 
bewerben. 

Die Schulbildung der Lehrstellenbewerber hat sich 
deutlich verändert. Im Vergleich zum Vorjahr 
haben sich 29 vH mehr Bewerber mit höherem 
Schulabschluß, 7 vH mehr mit mittlerem und 5 vH 
mehr mit Hauptschulabschluß bei den Arbeitsäm- 
tern gemeldet, während die Anzahl der Bewerber 
ohne Hauptschulabschluß um 5 vH abnahm. 

115 . Wegen der Knappheit an betrieblichen Aus- 
bildungsstellen und an Ausbildungsplätzen in Fach- 
schulen und in verschiedenen Studiengängen sowie 
wegen der abnehmenden Anzahl von Stellen für 
ungelernte und berufsunerfahrene Schulabgänger 
mußten viele junge Leute in den letzten Jahren 
Umwege akzeptieren oder ihre Berufspläne gänz- 
lich ändern. Sie blieben länger in allgemeinbil- 
denden Schulen, besuchten Berufsvorbereitungs- 
oder Berufsgrundbildungslehrgänge verschieden- 
ster Art, absolvierten teilqualifizierende Berufs- 
fachschulen, begannen ein zunächst nicht beabsich- 
tigtes Studium anstelle einer Lehre oder gingen an- 
stelle oder vor Beginn eines Studiums in eine Leh- 
re. Die Engpässe am Ausbildungsmarkt veranlaß- 
ten auch viele Jugendliche, zunächst einmal Ausbil- 
dungsstellen anzunehmen, die nicht ihren eigentli- 
chen Wünschen entsprachen, um von dort aus wei- 
ter zu suchen. Manche begannen sogar eine zweite 
Ausbildung nach einem ersten Lehrabschluß, zumal 
dann, wenn es sich als schwierig erwies, im An- 
schluß an die erste Ausbildung einen Arbeitsplatz 
zu finden. So verlängert sich im Durchschnitt die 
Zeit, die Jugendliche insgesamt in der Ausbildung 
verbringen. 

116 . Für junge Fachkräfte hat sich in den letzten 
Jahren die Chance, nach der Ausbildung im erlern- 
ten Beruf zu arbeiten, verschlechtert. Zwischen 
1980 und 1983 — jeweils September — ist die An- 
zahl der arbeitslosen Jugendlichen unter 20 Jahren 
ebenso wie die der Arbeitslosen insgesamt um das 


Zweieinhalbfache gestiegen. Bei den arbeitslosen 
Absolventen einer betrieblichen Berufsausbildung, 
die vom Ausbildungsbetrieb nicht in ein Beschäfti- 
gungsverhältnis übernommen wurden, war inner- 
halb desselben Zeitraums eine Zunahme von 9 500 
auf 65 100 zu verzeichnen. Vergleichsweise haben 
Jugendliche, die im Betrieb ausgebildet wurden, al- 
lerdings eine größere Chance, Arbeit zu finden. Ihre 
Arbeitslosenquote ist beträchtlich niedriger als die 
von Jugendlichen ohne Ausbildung. Auch sind diese 
Jugendlichen in der Regel nicht ganz so lange ar- 
beitslos wie andere Arbeitskräfte, bis sie eine Stelle 
finden; die Dauer ihrer Arbeitslosigkeit betrug im 
Frühsommer dieses Jahres aber immerhin fast 
6 Monate. 

117 . Beschäftigungsprobleme nach Abschluß der 
Ausbildung ergaben sich bei den Mädchen vor al- 
lem für Verkäuferinnen, Bürokräfte, Sprechstun- 
denhelferinnen, Friseur innen; bei den Jungen war 
das Risiko, nach der Lehre arbeitslos zu werden, in 
Berufen wie Kraftfahrzeugmechaniker, Tischler 
und Bäcker besonders groß. In diesen Berufen bil- 
den Betriebe weit über ihren Eigenbedarf hinaus 
aus. Zwar mußten immer schon in vielen Berufen 
viele Jugendliche nach Abschluß ihrer Lehre den 
Beruf wechseln, unter den Bedingungen hoher Ar- 
beitslosigkeit ist dieser Wechsel aber erschwert. 


Arbeitsmarktpolitik bei anhaltender 
Unterbeschäftigung 

118 . Wie schon 1983 ist der aktiven Arbeitsmarkt- 
politik der Bundesanstalt für Arbeit auch in diesem 
Jahr verstärkte Bedeutung beigemessen worden. 
Die finanziellen Mittel dafür, die zwischen 1980 und 
1982 gekürzt worden waren, wurden in den beiden 
letzten Jahren wieder auf gestockt. So konnten 
mehr Arbeitslose als zuvor in geförderten Projek- 
ten beschäftigt oder fortgebildet werden (Tabel- 
le 13). Zielte die aktive Arbeitsmarktpolitik früher 
vor allem darauf, Fähigkeiten und Kenntnisse der 
Arbeitsuchenden mit den Anforderungen des Ar- 
beitsmarktes möglichst gut in Einklang zu bringen, 
so geht es heute, wo die Unternehmen nur in Ein- 
zelfällen Schwierigkeiten haben, für offene Stellen 
geeignete Bewerber zu finden, mehr und mehr auch 
darum, negative Auswirkungen der Arbeitslosigkeit 
auf Qualifikation und Motivation der Betroffenen in 
Grenzen zu halten und damit Vorsorge für die Zu- 
kunft zu treffen. Dies gilt insbesondere für langfri- 
stig Arbeitslose. 

Kommunen und Länder bemühen sich mehr und 
mehr darum, die arbeitsmarktpolitischen Maßnah- 
men besser zu koordinieren und sie zusammen mit 
der Regionalförderung sowie mit kommunalen Vor- 
haben in ein Gesamtkonzept einzubetten, wobei die 
Auswahl der geförderten Arbeiten den Zielen der 
jeweiligen regionalen und kommunalen Entwick- 
lung und die Auswahl der geförderten Arbeitslosen 
sozialpolitischen Kriterien entsprechen sollen. Zu- 
gleich erhofft man sich davon, lokale Initiativen zur 
Selbsthilfe hervorzulocken und zu bestärken. 
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Tabelle 13 


Teilnahme an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen 


Jahr 

Teilnehmer an Vollzeitmaßnahmen 
zur beruflichen Bildung^) 

Teilnehmer an Maßnahmen 
zur Arbeitsbeschaffung 

Nachrichtlich 

Arbeitslose 

Anzahl in 1 000 

Anteil in vH 
der Arbeitslosen 

Anzahl in 1 000 

Anteil in vH 
der Arbeitslosen 

Anzahl in 1 000 

1975 

127 

11,82 

16 

1,49 

1 074 

1976 

97 

9,15 

29 

2,74 


1977 

65 

6,31 

38 

3,69 

1 030 

1978 

63 

6,34 

51 

5,14 

993 

1979 

73 

8,33 

51 

5,82 

876 

1980 

91 

10,24 

41 

4,61 

889 

1981 

111 

8,73 

38 

2,99 

1 272 

1982 

120 

6,55 

29 

1,58 

1 833 

1983 

118 

5,23 

47 

2,08 

2 258 

1984^) 

135 

5,94 

70 

3,08 

2 270 


Fortbildung und Umschulung, ohne Einarbeitung. 

Eigene Schätzung. Quelle: BA 


119. Die von der Bundesanstalt für Arbeit geleiste- 
ten Ausgaben für Fortbildung, Umschulung und 
Einarbeitung sind in diesem Jahr deutlich erhöht 
worden, nachdem hier zuvor die Änderungen des 
Arbeitsförderungsgesetzes Einsparungen bewirkt 
hatten. Die Haushaltsmittel erhöhten sich nicht so 
stark wie die Anzahl der geförderten Personen. 
Dies lag teils an der Kürzung der Unterhaltssätze, 
teils am Rückgang des Anteils der vergleichsweise 
aufwendigen längerfristigen Fortbildungswege, zu 
denen die Aufstiegsförderung und Schulungsmaß- 
nahmen zählen, die zu formalen Bildungsabschlüs- 
sen führen. Stark ausgeweitet wurden dagegen kür- 
zere Lehrgänge, mit denen verhindert werden soll, 
daß Arbeitslose an ben^ichem Können verlieren 
und resignieren. Festzustellen ist, daß die Teilneh- 
mer an Fortbildungs- und Umschulungslehrgängen 
nachher leichter als andere Arbeit finden. 

120 . Beträchtlich erweitert wurden auch die Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnahmen, die in den Jahren 
1979 bis 1982 erheblich eingeschränkt worden wa- 
ren. Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen gibt es in der 
Bundesrepublik in größerem Umfang wieder seit 
1974. Durch zeitlich befristete Lohn- und Sachko- 
stenzuschüsse sowie mit Darlehen können Arbeiten 
gefördert werden, die im öffentlichen Interesse lie- 
gen, ohne Förderung aber nicht in Angriff genom- 
men würden. Mit Mitteln der Bundesanstalt für Ar- 
beit wurden 1984 durchschnittlich etwa 70 000 Ar- 
beitslose in solchen Projekten beschäftigt, weit 
mehr als doppelt so viele wie 1982. 

Vergleicht man die Art der Projekte mit jener des 
Jahres 1979, als ebenfalls viele Arbeitslose in sol- 
chen Vorhaben beschäftigt waren, so fallen einige 
Unterschiede ins Auge. Es werden heute vergleichs- 
weise weniger Frauen und mehr Männer gefördert. 


Dies liegt teilweise daran, daß inzwischen Bauvor- 
haben sowie Arbeiten im Bereich der Forstwirt- 
schaft und des Umweltschutzes größeren Raum ein- 
nehmen; besonders ausgeprägt ist die Zunahme der 
Förderungsmittel, die in die Bereiche Landwirt- 
schaft und Gartenbau fließen. An Gewicht verloren 
hat die Förderung sozialer Dienste und kultureller 
Aktivitäten; den stärksten Rückgang gab es bei Ver- 
waltungsarbeiten und Bürotätigkeiten. Diese Ver- 
schiebungen dürften mit darauf zurückzuführen 
sein, daß sich angesichts der steigenden Arbeitslo- 
sigkeit in den vergangenen Jahren die beschäfti- 
gungspolitische Bedeutung der verschiedenen För- 
derungsbereiche geändert hat. In diesem Jahr sind 
soziale Dienste und Verwaltungstätigkeiten indes 
wieder stärker einbezogen worden. Der Grund da- 
für dürfte darin liegen, daß neue förderungsfähige 
Vorhaben im Bau oder in der Forstwirtschaft, deren 
Planung einen gewissen zeitlichen Vorlauf erfor- 
dert, für eine rasche Steigerung der Zahl der Teil- 
nehmer nicht ausreichend schnell vorgelegt werden 
konnten. 

121. Verstärkte Aufmerksamkeit richtet sich auf 
die langfristig Arbeitslosen, deren Anzahl in den 
vergangenen Jahren deutlich zugenommen hat, 
eine Entwicklung, die auch in anderen Ländern zu 
beobachten ist. 

Unter den Möglichkeiten, die die Bundesanstalt hat, 
die Wiedereingliederung von Langzeitarbeitslosen 
zu fördern, sind zunächst die Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Vermittlungsaussichten für Arbeits- 
lose nach §41a des Arbeitsförderungsgesetzes zu 
nennen, Kurse von bis zu sechs Wochen Dauer für 
sogenannte schwer vermittelbare Arbeitslose. Zu 
erwähnen sind ferner die nach 1978 in wachsender 
Zahl eingerichteten Übungswerkstätten und 


75 











Drucksache 10/2541 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Übungsfirmen, in denen Arbeitslose für die Dauer 
von sechs bis neun Monaten berufliche Praxis er- 
werben oder auffrischen können. Im Jahre 1983 hat- 
ten sie etwa 12 000 Teilnehmer, darunter fast die 
Hälfte zuvor langfristig Arbeitslose. Auch die Ein- 
gliederungsbeihilfen und die Lohnkostenzuschüsse 
für ältere Arbeitnehmer sind zum Teil auf Langzeit- 
arbeitslose zugeschnitten. Für besonders schwer 
vermittelbare Gruppen werden höhere Zuschüsse 
gezahlt; das Instrument wird von der Bundesanstalt 
als besonders geeignet angesehen, solchen Arbeit- 
suchenden zu einem Arbeitsplatz zu verhelfen. Im 
Jahre 1983 wurden rund 11 000 Langzeitarbeitslose 
durch Eingliederungsbeihilfen gefördert, und 2 700 
über 55jährige Langzeitarbeitslose fanden mit Hilfe 
von Lohnkostenzuschüssen eine Stelle. 

Langzeitarbeitslose sind in Arbeitsbeschedfungs- 
maßnahmen stärker einbezogen als andere Arbeits- 
lose. Die Förderung, die in der Regel auf höchstens 
zwölf Monate begrenzt ist, kann für besonders 
schwer vermittelbare Arbeitslose bis zu drei Jahren 
währen. Rund 13 500 Langzeitarbeitslose wurden 
1983 im Rahmen von Arbeitsbeschaffungsmaßnah- 
men beschäftigt, im Jahre 1984 dürften es etwa 
26 000 gewesen sein. Der maximale Fördersatz ist 
1982 etwas herabgesetzt worden, und die öffentlich- 
rechtlichen Körperschaften, die als besonders ge- 
eignet angesehen werden, Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen für schwer vermittelbare Arbeitslose 
durchzuführen, wurden — von Ausnahmefällen ab- 
gesehen — von der Förderung ausgeschlossen. Dies 
wird als Hindernis dafür angesehen, sehr viel mehr 
Langzeitarbeitslose zu beschäftigen. 

Das geplante Beschäftigungsförderungsgesetz sieht 
vor, daß alle Kommunen bei Maßnahmen, die dem 
Umweltschutz dienen, wieder Zuschüsse von den 
Arbeitsämtern erhalten können, wenn sie vom Ar- 
beitsamt zugewiesene Arbeitslose beschäftigen. 

122 . Ein Blick über die Grenzen der Bundesrepu-, 
blik zeigt, daQ in einer Reihe von Ländern neue 
Wege beschritten wurden, die besonderen Probleme 
der Langzeitarbeitslosen anzugehen, da diesen die 
traditionellen Maßnahmen oft nur unzureichend 
helfen. 

In verschiedenen Ländern wurden besondere Beratung s- 
und Vermittlungsprogramme für Langzeitarbeitslose ein- 
gerichtet, da die Arbeitsämter oft in einem Konflikt ste- 
hen zwischen den Wünschen der Unternehmen, nur Ar- 
beitskräfte einzustellen, die sie als die besten ansehen, 
und dem Ziel, Arbeitslose, die vermeintlich oder tatsäch- 
lich weniger leistungsfähig sind, in Arbeit zu vermittele 

In Frankreich wurde Mitte 1982 mit einem solchen Pro- 
gramm begönnern Rund 380 000 Personen wurden zu Ge- 
sprächen eingeladee Bis März 1983 konnten davon aller- 
dings nur rund 7 000 Personen in eine reguläre Beschäfti- 
gung vermittelt werden; weitere 30 000 gaben an, nach 
dem Gespräch selbst Arbeit gefunden zu haben. Ein großer 
Teil der langfristig Arbeitslosen trat auch vorzeitig in den 
Ruhestand. Insgesamt 260 000 Personen blieben als Ar- 
beitslose gemeldet Der Erfolg der französischen Initiative 
ist in erster Linie darin zu sehen, daß Behörden und 
Öffentlichkeit das Problem der Langzeitarbeitslosigkeit 
stärker beachteru 

In Schweden wird seit 1983 Langzeitarbeitslosen bei der 
regulären Stellenvermittlung wie bei der Beschäftigung in 


Projekten der Arbeitsbeschaffung Vorrang vor anderen Ar- 
beitslosen eingeräumt 

Lohnkostenzuschüsse für Langzeitarbeitslose wurden in 
wachsendem Umfang unter anderem in Großbritannien, 
Frankreich, Schweden, Dänemark und den Niederlanden 
angeboten. Außer in Dänemark blieb die Inanspruch- 
nahme des Angebots aber weit hinter den Erwartungen 
zurück. 

Dänemark räumt seit 1978 allen Langzeitarbeitslosen, de- 
ren Ansprüche aus der Arbeitslosenversicherung auslau- 
fen, Anrecht auf einen befristeten Arbeitsplatz ein. öffent- 
liche Arbeitgeber sind verpflichtet, solche Arbeitsplätze 
bereitzustellen, für die sie Lohnkostenzuschüsse erhalten. 
Insbesondere den Gemeinden legt die Verpflichtung 
gleichwohl erhebliche finanzielle Lasten und Folgelasten 
auf 

Überall sind Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen das derzeit 
wichtigste Instrument, längerfristig Arbeitslosen zu einer 
Beschäftigung zu verhelfen. Fi'ojekte für schwer vermittel- 
bare Arbeitslose sollen überdies in erster Linie deren so- 
ziale und berufliche Einbindung in die Arbeitsgesellschaft 
wiederherstelleru Neben der Bundesrepublik hat auch Ka- 
nada die maximale Förderungsdauer auf über ein Jahr 
verlängert mit dem Ziel, langfristig Arbeitslose zu befähi- 
gen, im Anschluß an die Tätigkeit in einem solchen Pro- 
jekt eine reguläre Stelle anzutreten. In anderen Ländern 
konzentriert man sich auf kürzere Programme, um mög- 
lichst viele Arbeitslose wenigstens eine kurze Zeit zu be- 
schäftigen. 

Im britischen „Community Programme“ werden seit 1983 
Personen, die mindestens ein Jahr lang arbeitslos sind (bei 
Jugendlichen sechs Monate), für ein Jahr beschäftigt Das 
Programm ist relativ umfangreich; im Jahresdurchschnitt 
werden etwa 120 000 Arbeitslose gefördert Der durch- 
schnittliche Wochenlohn in den Projekten darf 60 Pfund 
Sterling nicht überschreiten, dies entsprach 1983 etwa 
60 vH des durchschnittlichen Wochenlohns eines Beschäf- 
tigten im verarbeitenden Gewerbe. Dies war als Anreiz zu 
vermehrter Teilzeitarbeit gedacht Tatsächlich arbeiten 
71 vH der so Beschäftigten auf Teilzeitbasis. Über die 
Hälfte, 54 vH, sind Jugendliche. Etwa jedes zweite Projekt 
entfällt auf die Bereiche Bau, Landschaftspflege und Um- 
weltschutz. 

123 . Länder und Gemeinden haben in den letzten 
Jahren Initiativen ergriffen, um — teilweise unter 
Nutzung von Förderungsmitteln aus verschiedenen 
Quellen, jedoch unter eigener Planung und Regie — 
Beschälftigungsmöglichkeiten zu schaffen. Als Bei- 
spiel sei hier das Programm „Zweiter Arbeits- 
markt“ genannt, das die Hansestadt Hamburg 1983 
entwickelt hat. 

Schwerpunkt des Programms sind Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen, die Arbeitslosen für mindestens 
ein Jahr, in Einzelfällen auch bis zu drei Jahren 
einen Arbeitsplatz bieten. Im Jahre 1983 wurden 
rund 3 500 solcher Stellen finanziert Darüber hin- 
aus gab es rund 300 auf fünf Jahre befristete Ar- 
beitsplätze für ältere Arbeitnehmer, die durch 
Lohnkostenzuschüsse der Arbeitsverwaltung mitfi- 
nanziert wurden, sowie 500 Stellen, in denen Sozial- 
hilfeempfänger unter anderem mit Mitteln nach 
dem Bundessozialhilfegesetz eine reguläre sozial- 
versicherungspflichtige Arbeit finden konnten. Län- 
gerfristig Arbeitslose wurden vorrangig berücksich- 
tigt. Neben der Beschäftigung wird in möglichst en- 
gem Bezug zu der jeweiligen Arbeit Gelegenheit 
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zur Verbesserung der beruflichen und allgemein- 
schulischen Kenntnisse geboten. Im Zusammen- 
hang damit, aber auch im Hinblick auf das Ziel, 
möglichst viele Personen beschäftigen zu können, 
wird Teilzeitarbeit erleichtert. 

Das Neue an dem Hamburger Programm, in dem 
zuerst der Gedanke eines solchen „Zweiten Arbeits- 
marktes“ entwickelt wurde, war, Mittel aus ver- 
schiedenen Quellen zusammenzuführen, die einzel- 
nen Projekte aufeinander abzustimmen und sie auf 
die kommunalen Entwicklungsziele hin zu orientie- 
ren. Nicht zuletzt sollten neue Formen der Arbeits- 
beschaffung für Sozialhilfeempfänger erprobt wer- 
den. Ziel ist es dabei, Sozialhilfeempfänger nicht in 
eine Arbeit einzuweisen und ihnen neben den wei- 
ter laufenden Unterhaltsleistungen nur eine Mehr- 
aufwandentschädigung zu zahlen, sondern ihnen 
reguläre Arbeitsverträge zu verschaffen. Eine Wür- 
digung des Hamburger Programms kann erst erfol- 
gen, wenn längere Erfahrungen vorliegen. 

124 . Im Unterschied zu den Ausgaben für aktive 
Arbeitsmarktpolitik sind 1984 die Ausgaben für 
Lohnersatzleistungen an Arbeitslose, einschließlich 
der vom Bund zu leistenden Aufwendungen für Ar- 
beitslosenhilfe, stark zurückgegangen (Ziffer 180). 
Dies ist zu einem Teil die Folge davon, daß für 
immer mehr Arbeitslose die Arbeitslosigkeit über 
den Zeitpunkt hinaus andauert, in dem ihr An- 
spruch auf Arbeitslosengeld erlischt. Diese Arbeits- 
losen beziehen dann die geringere und außerdem 
an die Voraussetzung der Bedürftigkeit gebundene 
Arbeitslosenhilfe, die vermindert wird oder ganz 
entfällt, wenn ihre Familienangehörigen eigenes 
Einkommen erzielen, das einen bestimmten Frei- 
betrag übersteigt. Bei Ehepartnern etwa beträgt 
dieser Freibetrag 75 DM je Woche. Sind in einer 
Ehe beide Partner länger als ein Jahr arbeitslos, so 
hat unabhängig von der Höhe des früheren Haus- 
haltseinkommens nur einer der Ehegatten An- 
spruch auf Arbeitslosenhilfe. Nicht viel mehr als ein 
Drittel der bei den Ämtern gemeldeten Arbeitslosen 
bezog in diesem Jahr noch Arbeitslosengeld; der 
Anteil der Arbeitslosenhilfeempfänger nahm zu, 
aber auch der Anteil derjenigen, die überhaupt 
keine Arbeitslosenunterstützung erhalten, ist stän- 
dig gestiegen und betrug in diesem Jahr mehr als 
ein Drittel. Ein immer größerer Teil der finanziellen 
Lasten der Arbeitslosigkeit fällt bei der Sozialhilfe 
an, die von Kommunen getragen wird. 

Zum anderen Teil sind die niedrigeren Ausgaben 
Folge der Sparmeißnahmen in der Vergangenheit 
In mehreren Schritten waren in den letzten Jahren 
die Leistungen für Arbeitslose eingeschränkt wor- 
den. So wurde 1982 die Anwartschaftszeit, das ist 
die für den Bezug von Arbeitslosengeld erforder- 
liche Beschäftigungsdauer, von sechs auf zwölf Mo- 
nate verlängert Im gleichen Jahr wurde auch die 
Höhe der Arbeitslosenunterstützung dadurch ver- 
ringert, daß beitragspflichtige Überstundenzu- 
schläge und Einmalzahlungen wie das Urlaubsgeld 
und das Weihnachtsgeld nicht mehr bei der Bemes- 
sung berücksichtigt wurden. Legt man das durch- 
schnittliche Einkommen eines Arbeitnehmers im 
produzierenden Gewerbe zugrunde — bei ihm be- 


trugen diese Bestandteile 1981 rund 12 vH des mo- 
natlichen Bruttoverdienstes — , so führt dies zu ei- 
ner entsprechenden Verringerung der Unterstüt- 
zungszahlungen. Im Jahre 1983 wurde die Anwart- 
schaftszeit für die meiximale Anspruchsdauer (ein 
Jahr) beim Arbeitslosengeld von zwei Jahren auf 
drei Jahre verlängert. In diesem Jahr schließlich 
wurde für Arbeitslose ohne Kinder das Arbeitslo- 
sengeld von 68 vH auf 63 vH des letzten Nettoar- 
beitsentgelts, die Arbeitslosenhilfe von 58 vH auf 
56 vH gesenkt. Dies betraf etwa zwei Drittel aller 
Empfänger von Arbeitslosenunterstützung. Gleich- 
zeitig wurde bestimmt, daß die Anpassung des Ar- 
beitslosengeldes und der Arbeitslosenhilfe nicht 
mehr nach dem Anstieg der Löhne und Gehälter in 
den letzten drei Jahren, sondern nach dem geringe- 
ren Anstieg des letzten Jahres bemessen wird. Al- 
lein die diesjährigen Änderungen dürften im 
Durchschnitt noch einmal eine Kürzung um 8 vH 
bedeuten. 

Infolge all dieser Änderungen hatte ein kinderloser 
Arbeitnehmer, der 1984 arbeitslos wurde, mehr als 
ein Fünftel weniger an Unterstützung zu erwarten, 
als er nach den im Jahre 1980 geltenden Regelun- 
gen erhalten hätte. Ein Arbeitsloser mit Kindern 
erhielt ein Achtel weniger. 

125 . Insgesamt sind 1984 die Ausgaben der Bun- 
desanstalt zurückgegangen, und daß es erstmals 
seit längerem wieder zu einem Überschuß kommt, 
liegt außer am Rückgang der Ausgaben vor allem 
an der Ausdehnung der Beitragspflicht auf Einmal- 
zahlungen. 


V. Neue Akzente In der Tarifpolitik 

126 . In diesem Jahr taten sich die Tarifpartner 
schwer, zu einem Kompromiß zu gelangen. Vor al- 
lem in den Bereichen, in denen die Arbeitnehmeror- 
ganisationen die 35-Stunden-Woche forderten und 
die Arbeitgeber mehr Möglichkeiten wünschten, die 
Arbeitszeit der Beschäftigten innerhalb eines Be- 
triebes zu variieren und zu differenzieren, waren 
die Ausgangspositionen beider Seiten weit vonein- 
ander entfernt. Erst nach langen Arbeitskämpfen 
wurden in der Metallindustrie und in der Druck- 
industrie Abschlüsse erzielt, in denen jede Seite 
ihr Verhandlungsziel zu einem Teil durchsetzte: 
Die durchschnittliche Wochenarbeitszeit wurde auf 
38^2 Stunden verkürzt. Abweichungen davon nach 
oben und unten sind möglich, so daß die Arbeitszeit 
flexibler gestaltet werden kann. Außer dem Lohn- 
ausgleich in Höhe von 3,9 vH für die Verkürzung 
der Wochenarbeitszeit wurde hier für dieses Jahr 
ein Anstieg der Löhne und Gehälter je Beschäftig- 
ten von 2 V 2 vH bis 3 vH und für 1985 von 2 vH ver- 
einbart Einige andere Branchen folgten mit ähnli- 
chen Abschlüssen. 

Aber auch in anderen Tarifbereichen ging es dies- 
mal nicht nur um Einkommenssteigerungen, son- 
dern auch um Arbeitszeitverkürzung. In den Berei- 
chen, in denen die Gewerkschaften anstelle einer 
Wochenarbeitszeitverkürzung eine Verkürzung der 
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Lebensarbeitszeit anstrebten, so in der Bauwirt- 
schaft, im Bereich Nahrung, Genußmittel und Gast- 
stätten, im Versicherungsgewerbe und in der Textil- 
und Bekleidungsindustrie, sind die Tarifabschlüsse 
jedoch rasch zustande gekommen. Die Einigung fiel 
hier wohl unter anderem auch deswegen leichter, 
weil der Gesetzgeber die Bundesanstalt für Arbeit 
verpflichtet hat, die Kosten der Vorruhestandsrege- 
lungen teilweise zu übernehmen. Die vereinbarten 
Tariflohnsteigerungen betrugen in diesen Berei- 
chen im Durchschnitt knapp 3V2 vH. 

In der chemischen Industrie und im Handel, wo 
keine Vereinbarungen zur Verkürzung der Arbeits- 
zeit getroffen wurden, lagen die Tariflohnsteigerun- 
gen bei 4 vH beziehungsweise 3V2 vH. 

Nicht nur wegen der Verkürzung der Wochenar- 
beitszeit stellt sich die tarifpolitische Szenerie nach 
den diesjährigen Verhandlungen verändert dar. Die 
Regelungen vor allem hinsichtlich der Arbeitszeit- 
bedingungen sind vielfältiger geworden (Tabel- 
le 14). 

127 . Im Durchschnitt aller Tarifbereiche wurden 
im Laufe des Jahres Anhebungen der Stundenver- 
dienste von knapp 3^/2 vH vereinbart, etwa so viel 
wie 1983. Der Durchschnitt ist freilich mitbestimmt 
davon, daß in den Bereichen, die für das kommende 
Jahr Verkürzungen der durchschnittlichen Wochen- 
arbeitszeit mit Lohnausgleich vereinbart haben, 
nur eine vergleichsweise geringe Lohnsteigerung in 
diesem Jahr wirksam wird. Dies mitgedacht, weicht 
die Lohnbewegung also etwas stärker nach oben ab 
als im Vorjahr. Für den öffentlichen Dienst galten 
bis August noch die niedrigen Abschlüsse des ver- 
gangenen Jahres. Dies alles führte dazu, daß 1984 
die Tariflöhne je Stunde das Niveau des Vorjahres 
um nicht -mehr als 3 vH übersteigen dürften. Im ver- 
gangenen Jahr hatte der Anstieg 3V2 vH betragen. 

128 . Die effektiv gezahlten Stundenlöhne dürften 
im Durchschnitt des Jahres 1984 gut 3 vH höher 
sein als 1983. Dabei wirkte sich vor allem aus, daß 
in diesem Jahr viele Überstunden geleistet wurden, 
um Ausfälle infolge des Arbeitskampfes auszuglei- 
chen. Der Einkommenszuwachs je Arbeitnehmer 
war kaum höher; einschließlich der Sozialbeiträge, 
die die Arbeitgeber für die Beschäftigten zu zahlen 
haben, ergab sich für die Bruttoeinkommen aus un- 
selbständiger Arbeit je Beschäftigten ein Zuwachs 
von rund 3^/2 vH gegenüber dem Vorjahr. 

129 . Mit dem Tarifvertrag in der Metallindustrie 
wurde in verschiedener Hinsicht tarifpolitisches 
Neuland betreten. Die auf dem Wege der Schlich- 
tung zustande gekommene Einigung sieht vor, daß 
ab April 1985 eine tarifliche Wochenarbeitszeit von 
38^/2 Stunden gilt. Diese Arbeitszeit muß nicht in 
jeder Woche, sondern nur im Durchschnitt über ei- 
nen gleitenden Zwei-Monats-Zeitraum erreicht wer- 
den. Damit kann beispielsweise sieben Wochen hin- 
tereinander 40 Stunden pro Woche gearbeitet wer- 
den, ohne daß Überstundenzuschläge zu zahlen 
sind, wenn nur in der achten Woche eine Arbeitszeit 
von 28 Stunden erreicht wird. 


Daneben tritt die. Möglichkeit differenzierter Ar- 
beitszeiten für einzelne Beschäftigte, Gruppen oder 
Betriebsteile. Durch Betriebsvereinbarungen kann 
die „regelmäßige individuelle“ wöchentliche Ar- 
beitszeit für verschiedene Teile der Belegschaft un- 
terschiedlich festgelegt werden, jedoch nur inner- 
halb einer Spanne zwischen 37 und 40 Stunden. So 
wird es beispielsweise möglich, innerhalb eines Be- 
triebs in einigen Abteilungen die 40-Stunden-Woche 
beizubehalten, in anderen kürzer zu arbeiten; ande- 
re, neuartige Schichtsysteme sind damit realisier- 
bar. 

Die Löhne und Gehälter in der Metallindustrie wur- 
den ab 1. Juli um 3,3 vH angehoben; für die Monate 
Februar bis Juni erhielten die Arbeitnehmer eine 
Pauschalzahlung von 250 DM. Für den 1. April 1985 
ist außer dem Lohnausgleich von 3,9 vH eine Erhö- 
hung der Verdienste um 2,0 vH vereinbart, also ins- 
gesamt ein Anstieg um 5,9 vH. Dies bedeutet, daß 
im Durchschnitt des Jahres 1984 die Tariflöhne je 
Stunde in der Metallindustrie um 2,7 vH höher sind 
als im Vorjahr; im Durchschnitt des Jahres 1985 
werden sie um 5,3 vH höher sein als 1984. Für die 
gesamte Laufzeit des Vertrages, also vom 1. Fe- 
bruar 1984 bis zum 31. März 1986, erhöhen sich die 
tariflichen Stundenlöhne, auf einen Zeitraum von 
jeweils zwölf Monaten umgerechnet, um 4,2 vH. 

Diese Berechnung des Lohnkostenanstiegs je 
Stunde gilt nur für den Fall, daß alle Arbeitnehmer 
in der Metallindustrie gleichermaßen 88^/2 Stunden 
in der Woche arbeiten. Beschäftigen Unternehmer 
einen Teil der Arbeitskräfte 40 Stunden, einen an- 
deren Teil 37 Stunden, so werden diejenigen, die 37 
Stunden arbeiten, im ersten Jahr noch bezahlt, als 
ob sie 38V2 Stunden arbeiteten. In der Übergangs- 
zeit ergibt sich somit eine höhere Rate für den 
Lohnkostenanstieg. In den vier folgenden Jahren 
wird dieser Zuschlag um jeweils ein Viertel vermin- 
dert. Die individuell unterschiedlichen regelmäßi- 
gen Arbeitszeiten führen zu unterschiedlichen 
Überstundenregelungen, da Mehrarbeitszuschläge 
für jede über die individuelle regelmäßige Arbeits- 
zeit hinaus geleistete Arbeitsstunde zu zahlen sind. 
So kann es bei differenzierten Arbeitszeiten sein, 
daß dem einen Arbeitnehmer schon ab der 38. Wo- 
chenarbeitsstunde Zuschläge zustehen, dem ande- 
ren erst ab der 41. Arbeitsstunde. 

Der Manteltarifvertrag der Metallindustrie sieht 
bei Abweichungen von einer wöchentlichen Ar- 
beitszeit von 38V2 Stunden Betriebsvereinbarungen 
vor, die zwischen Betriebsrat und Unternehmenslei- 
tung abzuschließen sind. So eröffnet dieser Vertrag 
den Verhandlungspartnern vor Ort weit größere 
Gestaltungsmöglichkeiten als bisher. Damit werden 
betriebsnähere Lösungen möglich. Es bleibt jedoch 
abzuwarten, wie diese Möglichkeiten genutzt wer- 
den. 

130 . Offen ist daher, welche weiteren Kostenbela- 
stungen, vor allem bei den Kapitalkosten, die Ver- 
kürzung der Wochenarbeitszeit nach sich zieht. In 
den Betrieben, in denen die Nutzungszeit der Pro- 
duktionsanlagen mit der Arbeitszeitverkürzung 
sinkt, wird es zu einer Erhöhung der Kapitalkosten 
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Tabelle 14 


Wichtige Vereinbarungen zur Arbeitszeit 

I. Vorruhestandsvereinbarungen 


Tarif- 

bereich 

Anzahl 

Arbeit- 

nehmer 

Beginn der 
Vorruhe- 
stands- 
regelung 

Mindestvoraussetzimg 

Überforderungsklausel 

Höhe des 

Vorruhestandsgeldes 

Textil- 

industrie 

Bekleidungs- 

industrie 

240 000 

190 000 

1. Januar 
1985 

1. Januar 
1985 

ab 58. Lebensjahr; 

5 Jahre imunterbrochene 
Betriebszugehörigkeit 

Der Arbeitnehmer hat 
einen Anspruch, soweit 
nicht mehr als 2 vH der 
Gesamtbelegschaft Vor- 
ruhestand beanspruchen; 
innerhalb der 2 vH-Gren- 
ze kann der Arbeitgeber 
den Vomihestandsbeginn 
zeitlich verschieben, 
wenn mehrere Arbeit- 
nehmer mit gleicher 
Qualifikation aus dem- 
selben Tätigkeitsbereich 
ausscheiden wollen und 
wenn dadurch die Auf- 
rechterhaltung der Pro- 
duktion gefährdet wäre. 
Bei Nichteinigung über 
späteren Zeitpimkt be- 
stimmen die Tarifver- 
tragsparteien die Moda- 
litäten. Liegt die Inan- 
spruchnahme über 2 vH, 
kann der Arbeitgeber in 
jedem Fall ablehnen. 

75 vH des letzten Brutto- 
arbeitsentgelts ohne Zu- 
lagen, Zuschläge und 
Urlaubsgeld, jedoch ein- 
schließlich der vermö- 
genswirksamen Leistun- 
gen und Jahressonder- 
zahlungen 

Privates Bank- 
gewerbe 

320 000 

1, Oktober 
1984 

1 Jahr vor Altersruhe- 
geld nach 10 Jahren Be- 
triebszugehörigkeit ; 

2 Jahre vor Altersruhe- 
geld nach 25 Jahren Be- 
triebszugehörigkeit 

freiwillige Vereinbarung 
mit Arbeitgeber; 

9 Monate Ankündigungs- 
frist für Arbeitnehmer 

75 vH des letzten Brutto- 
arbeitsentgelts (80 vH in 
den ersten 3 Monaten) 
ohne Sonderzahlungen 

Energiever- 

sorgung 

Bayern 

21 000 

1. Mai 1984 

2 Jahre vor Altersruhe- 
geld, frühestens mit 

61 Jahren (Frauen mit 

58 Jahren); 10 Jahre 
imimterbrochene Be- 
triebszugehörigkeit 

Vereinbarung mit 
i Arbeitgeber. Vertrag gilt 
nicht für Unternehmen 
mit weniger als 

20 Beschäftigten 

75 vH des Llfachen^des 
Bruttoarbeitsentgelts 
im Durchschnitt der 
letzten 12 Monate ohne 
vermögenswirksame 
Leistungen 

Rheinische 

Braunkohle 

17 000 

1. Juli 1984 

Ab 58. Lebensjahr; 

10 Jahre Betriebs- 
zugehörigkeit 

Auf Antrag des Arbeit- 
nehmers Auflösungsver- 
trag. Arbeitgeber kann 
aus betrieblichen Grün- 
den ablehnen; liegt Inan- 
spruchnahme über 5 vH, 
kann Arbeitgeber in 
jedem Fall ablehnen 

75 vH des letzten Brutto- 
arbeitsentgelts und 

10 vH des letzten 
Monatsgnmdgehalts 

Bauwirtschaft 

1 005 000 

1. Januar 
1985 

Ab 58. Lebensjahr; in 
den letzten 15 Jahren 

10 Jahre in der Bauwirt- 
schaft beschäftigt, zu- 
letzt 1 Jahr ununterbro- 
chene Betriebszu- 
gehörigkeit 

Jeder Arbeitnehmer hat 
Anspruch; Finanzierung 
durch bestehende Sozial- 
kasse (Umlage). Drei- 
monatige Ankündigungs- 
frist für Arbeitnehmer; 
Arbeitgeber kann Vor- 
ruhestandsbeginn um 

6 Monate hinausschieben 

75 vH des l,07fachen des 
durchschnittlichen 
Bruttoarbeitsentgelts im 
Durchschnitt der letzten 
12 Monate 
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noch Tabelle 14 


noch 1. Vorruhestandsvereinbarungen 


Tarif- 

bereich 

Anzahl 

Arbeit- 

nehmer 

Beginn der 
Vorruhe- 
stands- 
regelung 

Mindestvoraussetzung 

Überforderungsklausel 

Höhe des 

Vorruhestandsgeldes 

Mieder- 

industrie 

7 000 

1. Oktober 
1984 

1080 Kalendertage 
beitragspflichtige Be- 
schäftigung in den 
letzten 5 Jahren; 
ab 58. Lebensjahr 

Bis 5 vH der Belegschaft 
besteht ein Anspruch des 
Arbeitnehmers; nur aus 
zwingenden betrieb- 
lichen Gründen kann der 
Vorruhestandsbeginn 
verschoben werden 

75 vH des letzten Brutto- 
arbeitsentgelts im 
Durchschnitt der letzten 

12 Monate einschließlich 
Jahressonderzahlungen 

Metall- 

industrie 

3 460 000 

1. Oktober 
1984 

ab 58. Lebensjahr; 
mindestens 5 Jahre 
ununterbrochene 
Betriebszugehörigkeit 

Auflösung des Arbeits- 
verhältnisses durch Ver- 
einbanmg; Arbeitgeber 
kann in jedem Fall ab- 
lehnen 

65 vH (ab 20jähriger Be- 
triebszugehörigkeit : 

70 vH) des letzten Brutto- 
arbeitsentgelts ohne 
Sonderzahlimgen 

Privates Ver- 
sicherungs- 
gewerbe 

205 000 

1. Januar 

1985 

(bis 

31. Dezem- 
ber 1986) 

3 Jahre (ab 1986: 4 Jahre) 
vor Altersruhegeld; 
frühestens mit 58 Jahren. 
Betriebszugehörigkeit 

mindestens 10 Jahre 

6 Monate Ankündigimgs- 
frist für Arbeitnehmer. 
Arbeitgeber kann Vor- 
ruhestandsbeginn aus 
betrieblichen Gründen 
bis zu 6 Monate ver- 
schieben. Arbeitnehmer 
haben Anspruch unter 
Berücksichtigung von 
§ 2 Abs. 1 Ziff. 4 VRG 

75 vH (ab 20jähriger 
Untemehmenszuge- 
hörigkeit: 80 vH) des 
letzten Bruttoarbeits- 
entgelts ohne Zuschläge 
und Sonderleistungen 

Papier- 

erzeugende 

Industrie 

48 000 

1. Novem- 
ber 1984 

Ab 58. Lebensjahr; 
Betriebszugehörigkeit 
mindestens 10 Jahre 

6 Monate Ankündigimgs- 
frist für den Arbeit- 
nehmer. Arbeitgeber 
kann Vorruhestandsbe- 
ginn aus betrieblichen 
Gründen bis zu 3 Monate 
(bis Ende 1985 um 

5 Monate) verschieben, 
sofern der Arbeitnehmer 
nicht 9 Monate vorher 
angekündigt hat 

75 vH des letzten Brutto- 
arbeitsentgelts im 
Durchschnitt der letzten 

6 Monate, zusätzliche 
Zulagen für Schicht- 
arbeiter 

Emährungs- 

industrie 

und 

benachbarte 

Bereiche 

370 000 

meist 

1. Juli 1984 

Ab 58. Lebensjahr; 
ununterbrochene 
Betriebszugehörigkeit 
mindestens 10 Jahre 

Arbeitgeber kann Vor- 
ruhestand zeitlich aus- 
setzen oder aus betrieb- 
lichen Gründen ab- 
lehnen; die 5-vH-Klausel 
gilt als betrieblicher 
Grund 

75 vH des Bruttoarbeits- 
entgelts ohne Sonder- 
zahlungen 

Erdöl- und 
Erdgas- 
gewinnung 

12 000 

1. Oktober 
1984 

Ab 58. Lebensjahr; 
ununterbrochene 
Betriebszugehörigkeit 
mindestens 10 Jahre 

Arbeitgeber kann bei 
über 5 vH Inanspruch- 
nahme auf jeden Fall, 
sonst aus wesentlichen 
betrieblichen Gründen 
ablehnen 

75 vH des l,07fachen des 
Bruttoarbeitsentgelts 
einschließlich Schicht- 
zulage 
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n. Regelung der Wochenarbeitszeit 


Tarifbereich 

Anzahl 

Arbeit- 

nehmer 

Tarifliche 

Wochenarbeitszeit 

Verteilung der Arbeitszeit 

Metall- 

industrie 

3 460 000 

Im Betriebsdurch- 
schnitt: 

38,5 Stunden 

Individuell: 

37 bis 40 Stunden 

Individuelle regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit kann gleich- 
mäßig oder ungleichmäßig innerhalb von 2 Monaten (Ausgleichs- 
zeitraum) verteilt werden. 

Die individuellen regelmäßigen Arbeitszeiten müssen im Betriebs- 
durchschnitt eine Wochenarbeitszeit von 38,5 Stunden ergeben. 

Druck- 

industrie 

115 000 

38,5 Stunden 

Für alle Arbeitnehmer gilt die gleiche regelmäßige Arbeitszeit 
von 38,5 Stunden. Durcl^ Betriebsvereinbarung kann die Tages- 
und/oder Wochenarbeitszeit aus betrieblichen Gründen ungleich- 
mäßig innerhalb eines Jahres verteilt werden 

Holzindustrie 

Rheinland- 

Pfalz 

12 000 

38,5 Stunden 

Die wöchentliche Arbeitszeit kann für den ganzen Betrieb, ein- 
zelne Abteilungen oder Gruppen von Arbeitnehmern auf 41 Stun- 
den erhöht oder auf 36 Stunden gesenkt werden. In Ausnahme- 
fällen können auch bis zu 48 Stunden bzw. 32 Stunden vereinbart 
werden; die über 41 Stunden hinausgehende Arbeitszeit ist zu- 
schlagspflichtig. Im Jahresdurchschnitt muß jeder Arbeitnehmer 
eine Wochenarbeitszeit von 38,5 Stunden erreichen. 

Die sich ergebende Freizeit kann gleichmäßig oder ungleichmäßig 
in den einzelnen Arbeitswochen oder durch bezahlte Freistellun- 
gen oder durch eine Kombination aus beiden abgegolten werden 

Volkswagen- 

werk 

115 000 

38,5 Stunden 

Einführung einer Jahresarbeitszeit auf der Basis einer 38,5-Stun- 
den- Woche. Tägliche Arbeitszeit von 8 Stunden bleibt bestehen. 
Ausgleich erfolgt durch 9 bezahlte Freischichten, die in 7 Zeit- 
abschnitten über das Jahr verteilt werden können. Mehrarbeit 
über 10 Stunden im Monat muß abgelehnt werden 

Eisen- und 
Stahl- 
industrie 
Nordrhein- 
Westfalen, 
Bremen, 
Osnabrück 

187 000 

Regelmäßige wöchent- 
liche Arbeitszeit 

38 Stunden, Die bezahl- 
ten Freischichten für 
Arbeitnehmer mit regel- 
mäßiger Nachtschicht 
werden ab 1985 von 6 
auf 4 reduziert. Für 
Arbeitnehmer der Jahr- 
gänge 1934 und ältere 
wurden die freien be- 
zahlten Arbeitstage um 
zwei gekürzt 

Regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit kann im Durchschnitt 
mehrerer Wochen erreicht werden. Bei Bündelung von Freischich- 
ten kann der Zeitausgleich innerhalb eines Kalenderjahres er- 
reicht werden. Arbeitszeitverkürzung erfolgt durch Freistellung 
von 26 Schichten pro Jahr 


kommen, weil die Fixkosten der Anlagen auf eine 
kürzere Laufzeit verteilt werden müssen. Der neue 
Manteltarifvertrag enthält allerdings ausdrücklich 
die Feststellung; ,A^us Anlaß der Neufestlegung der 
Arbeitszeit wird die Auslastung der betrieblichen 
Anlagen und Einrichtungen nicht vermindert.“ Da- 
bei spielt die vereinbarte Flexibilisierung eine wich- 
tige Rolle. Man kann mehr als früher bei einer all- 
gemeinen Verkürzung der Arbeitszeit erwarten, 
daß höhere Kapitalkosten durch organisatorische 
Vorkehrungen vermieden werden. Wie dies erreicht 
werden kann, wird an Zwischenformen des Über- 
gangs vom herkömmlichen Einschichtsystem zum 


Zweischichtsystem deutlich. Solche Zwischenfor- 
men ermöglichen eine Entkopplung der Laufzeit 
der Anlagen und der regelmäßigen Wochenarbeits- 
zeit, ohne daß die Laufzeit gleich verdoppelt werden 
muß. Vereinzelt sind schon Modelle verwirklicht 
oder in der Planung, die eine verlängerte Maschi- 
nenlaufzeit vorsehen. Naheliegend ist es beispiels- 
weise, die Arbeitszeitverkürzung in Form von um- 
schichtig freien Tagen oder Tageshälften für ver- 
schiedene Teile der Belegscheift vorzunehmen. Die 
Betriebslaufzeit und die tägliche Arbeitszeit kön- 
nen dann weiterhin acht Stunden betragen, obwohl 
sich die Zahl der durchschnittlich pro Woche von 
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den einzelnen Arbeitnehmern geleisteten Arbeits- 
stunden verringert. Für einen Teil der Betriebe, na- 
mentlich der kleineren, wird es sich allerdings wohl 
nicht vermeiden lassen, daß infolge der Verkürzung 
der Wochenarbeitszeit auch die Kapitalnutzungs- 
zeit zurückgeht 

131 . Eine Intention der Tarifvereinbarungen war 
es auch, den Unternehmen in gewissen Grenzen zu 
ermöglichen, die Anzahl der Arbeitsstunden besser 
als bisher an Schwankungen des Arbeitsanfalls an- 
zupassen. Eine besser an Schwankungen der Ge- 
samtproduktion des Betriebs angepaßte Verteilung 
der Arbeitszeit erleichtert es, einen vorübergehend 
besonders hohen Arbeitsanfall zu bewältigen, ohne 
in Phasen geringerer Auslastung ungenutzte Ar- 
beitskraft Vorhalten und bezahlen oder Überstun- 
den vereinbaren und zahlen zu müssen. Eine diffe- 
renzierte Arbeitszeitgestaltung innerhalb eines Be- 
triebes ermöglicht es, auf Schwankungen der Ausla- 
stung, die nicht in allen Betriebsteilen gleichzeitig 
auftreten, durch nach Gruppen und Abteilungen un- 
terschiedliche Arbeitszeiten zu reagieren. 

Die Regelungen zur Flexibilität der Arbeitszeit ent- 
halten also Möglichkeiten, die Belastungen aus der 
Arbeitszeitverkürzung geringer zu halten, als es 
ohne solche Regelungen möglich wäre. In Grenzen 
eröffnen sich auch Chancen, individuelle oder grup- 
penspezifische Arbeitszeitwünsche besser als zuvor 
zu berücksichtigen. Im ganzen ist der Rahmen für 
eine flexiblere und differenziertere Arbeitszeitge- 
staltung für die Gesamtbelegschaft, wie sie der Ta- 
rifvertrag für die Metallindustrie vorsieht, zwar 
noch vergleichsweise eng gezogen. Aber die Rege- 
lungen zur Flexibilität sind doch ein wichtiger 
Schritt in tarifpolitisches Neuland. 

Der Manteltarifvertrag in der Metallindustrie än- 
dert auch die Bedingungen für Überstunden. Er ent- 
hält neuerdings eine Begrenzung der Mehrarbeits- 
zeit auT zwanzig Stunden innerhalb eines Monats; 
die Begrenzung auf zehn Stunden innerhalb einer 
Woche wurde beibehalten. Mehrarbeit bis zu sech- 
zehn Stunden im Monat kann, Mehrarbeit darüber 
hinaus muß auf Wunsch des Arbeitnehmers durch 
Freizeit abgegolten werden, 

132 . Im Volkswagenwerk, das nicht dem Arbeitge- 
berverband der Metallindustrie angehört, war lange 
diskutiert worden, ob Arbeitsverträge eingeführt 
werden sollten, durch die die Jahresarbeitszeit — 
für Gruppen, aber auch für einzelne Arbeitnehmer 
— flexibel je nach betrieblichen Erfordernissen 
über das Jahr zu verteilen wäre. Vereinbart wurde 
schließlich, daß die Arbeitszeitverkürzung auf 
durchschnittlich 38 V 2 Stunden in der Woche so er- 
folgen soll, daß die Arbeitnehmer einzeln oder als 
Gruppe im Jahr neun freie Tage erhalten, die auf 
sieben gleiche Zeitabschnitte zu verteilen sind. Die 
Arbeitswoche beträgt unverändert 40 Stunden; etwa 
alle IV 2 Monate fällt ein freier Tag an. Mit der ver- 
einbarten Regelung ist bei entsprechenden Mehr- 
einstellungen sichergestellt, daß die durchschnittli- 
che Laufzeit der Maschinen infolge der Arbeitszeit- 
verkürzung nicht sinkt, die Kapitalstückkosten also 


nicht steigen. Die Tarifverdienste erhöhen sich in 
ähnlichem Maße wie in der Metallindustrie. 

133 . In dem Tarifvertrag für die Beschäftigten der 
Druckindustrie wurde der zeitliche Rahmen, inner- 
halb dessen die Arbeitszeit durch Betriebsvereinba- 
rungen flexibel gestaltet werden kann, auf ein Jahr 
festgelegt; allerdings waren in der Druckindustrie 
auch schon vor Abschluß dieses Vertrages der be- 
trieblichen Gestaltung der Arbeitszeit weniger enge 
Grenzen gesetzt als andersw^o. Im Gegensatz zu 
dem Metall-Tarifvertrag wurde aber nicht vorgese- 
hen, daß die Arbeitszeit, die sich im Durchschnitt 
des Ausgleichszeitraums ergibt, zwischen verschie- 
denen Arbeitnehmern differenziert werden kann. 
Die Verkürzung der tariflichen Wochenarbeitszeit 
soll ebenso wie in dem Tarifvertrag des Volkswa- 
genwerkes vorrangig durch freie Tage erreicht wer- 
den. Die Tarifverdienste erhöhen sich etwa so stark 
wie in der Metallindustrie. Gleichzeitig mit der Fle- 
xibilisierung wurde vereinbart, daß befristete Ar- 
beitsverträge mit einer Dauer von bis zu drei Mona- 
ten abgeschlossen werden können. 

134 . Für die Beschäftigten der Eisen- und Stahlin- 
dustrie wurde vereinbart, schon zum 1. Oktober 
1984 die Arbeitszeit auf 38 Stunden in der Woche zu 
verkürzen, hier ebenfalls in Form von zusätzlichen 
freien Tagen, wobei allerdings Freischichten für 
Schichtarbeiter und ältere Arbeitnehmer wegfielen. 
Neben dem Lohnausgleich von 5,3 vH wurden nach 
neun „Leermonaten“ zum 1. Januar 1985 Einkom- 
menssteigerungen von 3,3 vH vereinbart, so daß die- 
ser für 29 Monate abgeschlossene Vertrag, umge- 
rechnet auf zwölf Monate, zu einem Anstieg der 
Lohnkosten je Stunde um 3,4 vH führt. 

135 . Am weitesten geht die vereinbarte Flexibili- 
sierung der Arbeitszeit bei der Holz- und Kunst- 
stoffverarbeitenden Industrie in Rheinland-Pfalz. 
Eine Arbeitszeit von 38 V 2 Stunden je Woche ist dort 
im Durchschnitt eines Jahres zu erreichen. Die indi- 
viduelle jahresdurchschnittliche Arbeitszeit je Wo- 
che kann nach Gruppen von Arbeitnehmern und 
nach Abteilungen unterschiedlich zwischen 36 und 
41 Stunden liegen. In Ausnahmefällen kann sie 
sogar auf 32 Stunden herabgesetzt oder bis auf 
48 Stunden ausgedehnt werden. 

136 . Insgesamt ist bis Oktober dieses Jahres für 
4 Millionen Arbeitnehmer eine Verkürzung der 
durchschnittlichen Wochenarbeitszeit vereinbart 
worden. Die tarifliche Wochenarbeitszeit in der Ge- 
samtwirtschaft wird sich dadurch im nächsten Jahr 
um knapp 1 vH verringern. 

Für die Beschäftigten in den verschiedenen Berei- 
chen des Handels stehen die Abschlüsse noch aus. 

137 . Im öffentlichen Dienst brachten die Vereinba- 
rungen eine Anhebung der Löhne und Gehälter für 
Arbeiter und Angestellte zum 1. Januar 1985 um 
3,2 vH; für die letzten vier Monate des Jahres 1984 
wurde ein Pauschalbetrag von 240 DM gezahlt. Im 
Jahresdurchschnitt 1984 bedeutet dies einschließ- 
lich der Lohnsteigerungen aus dem abgelaufenen 
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Vertrag IV 2 vH höhere Löhne und Gehälter als 1983, 
für das nächste Jahr knapp 3 vH höhere. Die Besol- 
dung der Beamten soll entsprechend angepaßt wer- 
den. Der Tarifvertrag enthält auch eine Verkürzimg 
der Jahresarbeitszeit um zwei Tage, die nach Al- 
tersgruppen stufenweise eingeführt wird und ab 
1987 für alle gilt (Tabelle 7). Im öffentlichen Dienst 
ist damit die Arbeitszeit bis Ende 1987 festgeschrie- 
ben; die Lohnvereinbarungen gelten bis Ende 1985. 

138 . Kennzeichnend für die Tarifverträge, die eine 
Verkürzung der Wochenarbeitszeit brachten, ist 
eine für Arbeitszeitverkürzungen vergleichsweise 
kurze Laufzeit mit der Gefahr eines erneuten Kon- 
flikts über die Arbeitszeit im Herbst des Jahres 
1986, allerdings auch mit der Chance, schon bald die 
bis dahin gemachten Erfahrungen bei späteren Ver- 
trägen nutzen zu können. Dagegen ist die Laufzeit 
für Lohn Vereinbarungen mit mehr als zwei Jahren 
vergleichsweise lang. Die Arbeitgeber haben dabei 
in Kauf genommen, daß wegen des vereinbarten 
Lohnausgleichs für die Arbeitszeitverkürzung die 
Lohnkosten 1985 einen größeren Sprung aufweisen 
werden, in der Regel 5,9 vH. Einen Gegenposten für 
diesen Lohnausgleich findet man teilweise schon in 
den geringen Lohnsteigerungen für das Jahr 1984. 
Die Arbeitgeber mögen einer erst im nächten Jahr 
zu verkraftenden Kostensteigerung geringeres Ge- 
wicht beigemessen haben. Unsicher ist freilich, ob 
die Märkte dann diese Lohnsteigerung so vollstän- 
dig im Preis vergüten werden, wie man es sich vor- 
gestellt und kalkuliert haben mag. 

In der Frage, wie die zeitliche Verteilung des Ein- 
kommensanstiegs über die mehr als zweijährige 
Laufzeit der Verträge aussehen sollte, ließen sich 
die Tarifparteien offensichtlich von dem Ziel einer 
im Verlauf stetigen Steigerung der monatlichen 
Einkommen der Beschäftigten leiten. Der aus die- 
sem Grund unstetige Anstieg der Stundenlöhne 
wurde in Kauf genommen. 

Für das Jahr 1984 bedeuten die Abschlüsse in den 
Bereichen, die für nächstes Jahr eine Verkürzimg 
der Wochenarbeitszeit vereinbart haben, einen An- 
stieg der tariflichen Monatsverdienste, der von 2 vH 
bis 3 vH reicht, für das Jahr 1985 einen Anstieg von 
2 vH. Auf die niedrigen Steigerungsraten der Lohn- 
kosten je Stunde von 2 vH bis 3 vH, die sich 1984 
daraus ergeben, werden im Jahre 1985 infolge des 
Ausgleichs für die Verkürzung der durchschnittli- 
chen Wochenarbeitszeit etwa doppelt so hohe Raten 
5 vH bis 6 vH folgen. Diese starke Unstetigkeit in 
der Entwicklung der Lohnkosten je Stunde dürfte 
aber in der Regel nicht ebenso große Sprünge in der 
Entwicklung der Lohnstückkosten bewirken, jeden- 
falls soweit im Zusammenhang mit der Arbeitszeit- 
verkürzung und der Flexibilisierung der Arbeitszeit 
die Produktion je bezahlter Stunde zusätzlich ge- 
steigert werden kann. Zu einem Teil wird dies aber 
nur vorübergehend einen Gegenposten bilden, etwa 
dann, wenn die Unternehmen personelle Reserven 
haben, so daß trotz Arbeitszeitverkürzung die Pro- 
duktion ohne zusätzliche Beschäftigte aufrechter- 
halten werden kann. Die Kosten für Mehrbeschäfti- 
gung wegen Arbeitszeitverkürzung fallen erst an. 


wenn mit zunehmender Produktion der Personal- 
stand erhöht werden muß. 

139 . In anderen Branchen zielten die Tarifver- 
handlungen auf eine Verkürzung der Lebensar- 
beitszeit. Hierzu hatte der Gesetzgeber frühzeitig 
mit einem Rahmengesetz und einer damit verbun- 
denen Zuschußregelung die Initiative ergriffen. Das 
zeitlich befristete „Gesetz zur Erleichterung des 
Übergangs vom Arbeitsleben in den Ruhestand“ 
trat zum 1. Mai 1984 in Kraft. Es bietet einen Anstoß 
für tarifvertragliche und einzelvertragliche Verein- 
barungen über die Gewährung eines Vorruhe- 
standsgeldes an Arbeitnehmer, die mindestens 
58 Jahre alt sind. Wenn als Vorruhestandsgeld min- 
destens 65 vH des monatlichen Bruttoeinkommens 
ohne Einmalzahlungen festgelegt werden, zahlt die 
Bundesanstalt für Arbeit Zuschüsse. 

Das Vorruhestandsgeld ist Steuer- und abgabenpflichtiges 
Einkommen. Für ein Vorruhestandsgeld in Höhe von 
65 vH des Bruttolohns wird das Verhältnis von Vorruhe- 
standsgeld nach Steuern und Abgaben zum vorherigen 
Nettolohn auf durchschnittlich 70 vH geschätzt Von dem 
Vorruhestandsgeld werden den Arbeitgebern bis zur Höhe 
von 65 vH des Bruttolohns und von den dafür zu entrich- 
tenden Arbeitgeberbeiträgen an die Renten- und Kran- 
kenversicherung 35 vH aus Mitteln der Bundesanstalt für 
Arbeit erstattet wenn anstelle des ausscheidenden Arbeit- 
nehmers ■ — allerdings nicht notwendigerweise für densel- 
ben Arbeitsplatz — ein arbeitslos gemeldeter Arbeitneh-^ 
mer eingestellt wird oder ein Jugendlicher, der nach Ab- 
schluß der Ausbildung keinen Arbeitsplatz hat Als Nach- 
weis, daß dieser Klausel entsprochen wird, genügt im all- 
gemeinen die Erklärung des Arbeitgebers; das Arbeitsamt 
hat darüber hinaus lediglich die Möglichkeit den Be- 
triebsrat zu befrageru Für Betriebe mit bis zu 20 Beschäf- 
tigten wurde die Auflage abgemildert; jede Einstellung 
von Auszubildenden wird dort als Wiederbesetzung eines 
freigewordenen Arbeitsplatzes gewertet 

Einer untragbaren Belastung insbesondere von kleinen 
Betrieben soll durch eine sogenannte Überforderungs- 
klausel entgegengewirkt werden. Hiernach kann der Ar- 
beitgeber bei einer Inanspruchnahme des Vorruhestandes 
durch mehr als 5 vH der Belegschaft frei über die Gewäh- 
rung von Altersruhegeld entscheiden. Tarifvertraglich 
kann der Arbeitgeber nur dann zur Zahlung von Altersru- 
hegeld an mehr als 5 vH seiner Beschäftigten verpflichtet 
werden, wenn eine überbetriebliche Ausgleichskasse ein- 
gerichtet wird. 

Zusammen mit der Verabschiedung des Vorruhestandsge- 
setzes wurde die sogenannte 59er Regelung, nach der äl- 
tere Arbeitslose nach einjähriger Arbeitslosigkeit An- 
spruch auf Altersruhegeld haben, für die Unternehmen 
unattraktiver gemacht. Nach der neuen Regelung müssen 
nun die Arbeitgeber in solchen Fällen nicht nur, wie seit 
Anfang 1982 festgelegt, das Arbeitslosengeld für ein Jahr 
zurückerstatten, sondern auch im Anschluß daran drei 
Jahre lang den Rentenversicherungsträgem die Aufwen- 
dungen für das Altersruhegeld ersetzen.. Insgesamt muß 
der Arbeitgeber also vier Jahre lang die Kosten tragen. 
Bestehen bleiben allerdings die Ausnahmen von der Er- 
stattungspflicht So können etwa Betriebe mit erheblichen 
finanziellen Schwierigkeiten oder Betriebe, deren Um- 
strukturierung aus öffentlichen Mitteln unterstützt wird, 
die 59er Regelung auch weiterhin ohne Rückerstattungs- 
pflicht in Anspruch nehmen. Darüber hinaus wurden wei- 
tere Ausnahmen oder Ermäßigungen für Kleinbetriebe 
eingeführt 
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140 . Entsprechend diesem Vorruhestandsgesetz 
wurden in der Bauwirtscheift, in der Textil- und Be- 
kleidungsindustrie, in Teilbereichen des Nahrungs- 
und Genußmittelgewerbes sowie im privaten Ver- 
sicherungsgewerbe Vereinbarungen geschlossen, 
nach denen der Arbeitgeber zur Zahlung eines Vor- 
ruhestandsgeldes verpflichtet ist, wenn ein älterer 
Arbeitnehmer vorzeitig in den Ruhestand treten 
möchte. Damit haben 14 vH der etwa 700 000, die 
58 Jahre oder älter sind, einen Anspruch auf den 
Bezug von Vorruhestandsgeld. 

Die tariflichen Regelungen traten in ihrer Mehrheit 
noch 1984 in Kraft In der Regel wird eine Mindest- 
betriebszugehörigkeit zwischen einem und zehn 
Jahren vorausgesetzt. Meist beträgt das Vorruhe- 
standsgeld 75 vH der bisherigen monatlichen Brut- 
toarbeitsentgelte. Einmalzahlungen wie das Ur- 
laubsgeld oder das Weihnachtsgeld werden teil- 
weise mit einbezogen. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung rechnet damit daß die Hälfte der 583ährigen 
sowie zwei Drittel der über ßOjährigen dieses Recht 
geltend machen werden. Zum Teil wird das Vorru- 
hestandsgeld von Arbeitnehmern in Anspruch ge- 
nommen, die andernfalls Altersruhegeld im Rah- 
men der alten 59er Regelung oder Erwerbsunfähig- 
keitsrenten beziehen würden. 

Aufgrund der Unsicherheit über die Inanspruch- 
nahme läßt sich die effektive Kostenbelastung der 
Unternehmen, die eine Vorruhestandsregelung ge- 
troffen haben, noch nicht abschätzen. Es sind ledig- 
lich Aussagen imter bestimmten Annahmen mög- 
lich. Wenn 5 vH der gesamten Belegschaft in den 
Vorruhestand treten, ergibt sich für das Unterneh- 
men ein Anstieg der gesamten Lohnkosten um 
3,75 vH. Der Prozentsatz verringert sich im Falle 
einer Erstattung durch die Bundesanstalt für Arbeit 
auf 2,1 vH. Diese Kosten wären noch zu den in die- 
sen Bereichen ausgehandelten Tariflohnsteigerim- 
gen hinzuzurechnen, die sich in diesem Jahr auf 
knapp 3 V 2 vH belaufen. 

141 . In anderen Bereichen wurden Rahmenrege- 
lungen über ein Vorruhestandsgeld vereinbart, 
ohne daß die einzelnen Arbeitnehmer einen An- 
spruch auf Vorruhestandsgeld geltend machen kön- 
nen. Der Arbeitgeber kann hier die Gewährung des 
Vorruhestandsgeldes aus betrieblichen Gründen 
verweigern. Dies gilt für die neuen Tarifverträge in 
der Metallindustrie, im Rheinischen Braunkohlen- 
bergbau und in einzelnen Zweigen des Nahrungs- 
und Genußmittelgewerbes. 

Vi. Kapitaistruktur und Rentabilität 
der Unternehmen auf mittlere Sicht 

142 . Die weitere Verbesserung der Ertragssitua- 
tion der Unternehmen in diesem Jahr war eine 
wichtige Voraussetzung für eine Belebung der Inve- 
stitionstätigkeit. Wenn diese gleichw'ohl eher be- 
scheiden ausgefallen ist, so unter anderem deshalb, 
weil die Meßlatte für die Rentabilität von Investitio- 
nen höher gelegt ist: Für weitgehend risikofreie Fi- 


nanzanlagen werden nach Abzug der Inflationsrate 
sehr hohe Zinsen geboten. Hinzu kommt, daß das 
Investieren weithin risikoreicher geworden ist Die 
Investitionserträge müssen eine höhere Risikoprä- 
mie versprechen, wenn das Projekt zur Durchfüh- 
rung kommen soll. Zu den Gründen, die das Inve- 
stieren von der Finanzierungsseite her riskanter 
gemacht haben, ist die relative Zunahme kurzfristi- 
ger Verschuldung und vor allem die Abnahme der 
Eigenkapitalquote über einen langen Zeitraum hin 
zu zählen. Für die allmähliche Verringerung der Ei- 
genkapitalquote der Unternehmen gibt es verschie- 
dene Ursachen, zum Teil ist sie Ausdruck dej lang- 
anhaltenden Verschlechterung der Ertragslage; es 
gibt aber auch Gründe, die für Kapitalgeber und für 
Unternehmen den Weg der Fremdfinanzierung at- 
traktiver erscheinen ließen. Eine schmale Eigenka- 
pitalbasis führt bei Fehlinvestitionen oder gesamt- 
wirtschaftlich ungünstiger Entwicklung eher zu ei- 
ner Gefährdung der Existenz eines Unternehmens. 
Auch von daher haben die Bereitschaft und die Fä- 
higkeit, mit Investitionen Chancen wahrzunehmen 
und neue Risiken einzugehen, abgenommen. Die 
Beschaffung von Kapital, sei es Eigenkapital von 
außen oder Fremdkapital, wird erschwert, die Kon- 
solidierung erhält Vorrang vor dem Investieren. 
Hindernisse bei der Bildung und Zuführung von 
Eigenkapital und mangelnde Rentabilität von Inve- 
stitionen zusammen haben zu einer Wachstums- 
schwäche beigetragen, als deren Folge ein Sachka- 
pitalmangel zu beklagen ist: Die Produktion wird 
von den vorhandenen, wirtschaftlich nutzbaren 
Sachkapazitäten begrenzt, bevor auch nur annä- 
hernd Vollbeschäftigung erreicht ist. 

Für das vergangene Jahr und wohl auch für 1984 ist 
erstmals seit langem wieder ein Anstieg der Eigen- 
kapitalquote zu verzeichnen, und die Rentabilität 
von Sachvermögen hat sich deutlich erholt. Ob sich 
die Gewinnerwartungen schon so verbessert haben, 
daß in der Breite die Sachinvestitionen gegenüber 
den hohen Zinsen für Finanzanlagen bestehen kön- 
nen und es zu einer beschäftigungswirksamen Inve- 
stitionsdynamik kommt, ist nicht verläßlich zu sa- 
gen. Immerhin gibt es Anhaltspxmkte dafür, daß die 
Verbesserungen in jüngster Zeit nicht allein zy- 
klischer Natur sind, sondern auch Ausdruck konsti- 
tutioneller Verbessenmg. 


Mangel an Elgenkapital 

143 . Ein Urteil über die Kapitalstruktur der Unter- 
nehmen und deren Veränderung in der Zeit wird 
dadurch erschwert, daß eine zeitnahe umfassende 
statistische Dokumentation von Unternehmensbi- 
lanzen fehlt und das vorhandene Material, das 
überwiegend im Zusammenhang mit anderen Fra- 
gestellungen erhoben wird, aufgrund unterschied- 
lichen methodischen Vorgehens einen teilweise wi- 
dersprüchlichen Befund anzuzeigen scheint. 

Die Bilanzstatistik der Bundesbank weist für die 
Unternehmen im produzierenden Gewerbe und im 
Handel einen drastischen Rückgang des Eigenkapi- 
tals gemessen an der Bilanzsumme aus, von etwa 
30 vH im Durchschnitt der erfaßten Unternehmen 
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Mitte der sechziger Jahre auf I 8 V 2 vH im Jahre 
1983. 

Aufgrund einer Revision der Systematik der Wirtschafts- 
zweige durch das Statistische Bundesamt und einer geän- 
derten Behandlung der Sonderposten mit Rücklagenan- 
teil sind die von der Bundesbank ausgewiesenen Werte 
für 1980 und die nachfolgenden Jahre nur bedingt mit frü- 
heren Angaben vergleichbar. Im Jahr der Umstellung 
führte dies zu einer um 1 Prozentpunkt niedrigeren Eigen- 
kapitalquote als nach dem bisherigen Verfahren. 

Die Bilanzstatistik des Statistischen Bundesamtes 
für die Aktiengesellschaften ohne Banken und Ver- 
sicherungen zeigt ebenfalls einen Rückgang der 
Eigenkapitalquote an, und zwar von 34 V 2 vH Mitte 
der sechziger Jahre atif 28 vH im Jahre 1981. An- 
gaben für 1982 liegen bislang nur für Aktiengesell- 
schaften des produzierenden Gewerbes vor. Danach 
hat sich die rückläufige Tendenz der Eigenkapital- 
quote nicht fortgesetzt, vielmehr ist ein Anstieg um 
V 2 Prozentpunkt zu verzeichnen. Die Auswertung 
der Jahresabschlüsse der publizitätspflichtigen 
Großunternehmen zeigt für die Gesellscheiften mit 
beschränkter Haftung und für die Personengesell- 
schaften zwischen 1972, dem ersten Jahr der Aus- 
wertung, und 1981 einen noch stärkeren Rückgang. 

Die Einheitswertstatistik des Statistischen Bundes- 
amtes für gewerbliche Betriebe liefert einen ande- 
ren Befund. Die Eigenkapitalquote der Unterneh- 
men ohne Banken und Versicherungen lag Mitte 
der sechziger Jahre mit 42 V 2 vH höher und ist bis 
1980 nur geringfügig auf 38 vH zurückgegangen. 
Aufgrund von Änderungen in den Berwertungsvor- 
schriften zum Hauptfeststellungszeitpunkt 1974 
sind die neueren Angaben mit früheren Ergebnis- 
sen aber nur bedingt vergleichbar. 

Die verschiedenen Rechenwerke weisen unter- 
schiedliche Niveaus für die Eigenkapitalquote aus, 
und die Einheitswertstatistik zeigt einen von den 
übrigen Rechnungen abweichenden Verlauf. Die 
Abweichungen gehen im wesentlichen auf Unter- 
schiede im erfeißten Unternehmenskreis und in der 
Abgrenzung des Eigenkapitalbegriffs zurück. Stellt 
man dies in Rechnung, dann ergibt sich für Niveau 
und Verlauf ein im wesentlichen gleicher Befund 
aus allen Statistiken. 

144. Die Angaben der Bundesbank basieren auf Bilan- 
zen und Erfolgsrechnungen, die ihr im Zusammenhang 
mit der Bonitätsprüfung im Rediskontgeschäft vorgelegt 
werden. Im Jahre 1980 konnten auf diese Weise Angaben 
von 74 000 Unternehmen ausgewertet werden. Daß die Zu- 
sammensetzung der Stichprobe vom Zweck der Bonitäts- 
prüfung bestimmt ist, bringt es mit sich, daß die erfaßten 
Unternehmen hinsichtlich Größe, Rechtsform und Bran- 
che kein genaues Abbild aller Unternehmen ergeben. Dem 
versucht die Bundesbank, durch ein Hochrechnungsver- 
fahren zu begegnen. Dazu wird die Häufigkeitsverteilung 
der genannten Merkmale in der Auswertung der Bundes- 
bank mit der in der Umsatzsteuerstatistik verglichen, Ab- 
weichungen werden durch eine entsprechende Gewich- 
tung des Materials der Bundesbank ausgeglichen, womit 
allerdings die gleiche Bilanzstruktur und Ertragssituation 
wie bei den von der Bundesbank erfaßten Unternehmen 
auch bei den übrigen unterstellt wird. Da überwiegend 
Unternehmen, die den Bonitätsanforderungen der Bun- 
desbank genügen, in die Untersuchung eingehen, geben 


die Angaben der Bundesbank wohl eher ein zu günstiges 
Bild von den Verhältnissen im gesamten Untemehmens- 
bereich, wenngleich nicht verkannt werden darf, daß gute 
Bonität nicht nur in einer hohen Eigenkapitalquote zum 
Ausdruck kommt, sondern auch in anderen Faktoren, die 
wiederum eine relativ hohe Schuldenaufnahme ermögli- 
chen, 

145. Hinter den Durchschnittsgrößen in der Bilanzstati- 
stik der Bundesbank verbergen sich beträchtliche Unter- 
schiede nach Branchen, nach Rechtsformen und nach der 
Größe der Unternehmen, wobei bestimmte Rechtsformen 
für eine bestimmte Untemehmensgröße typisch sind und 
die durchschnittliche Untemehmensgröße von Branche zu 
Branche variiert So zeigen Wirtschaftszweige mit einem 
hohen Anteil mittelständischer Unternehmen eine über- 
durchschnittliche Verringerung der Eigenkapitalquote 
seit den sechziger Jahren, während dort, wo große Unter- 
nehmen stärker vertreten sind, der Rückgang geringer 
ausgefallen ist Für das Jahr 1980 weist die Bundesbank 
für alle Rechtsformen eine mit der Umsatzgröße steigende 
Eigenkapitalquote aus. Die überwiegend größeren Kapi- 
talgesellschaften hatten eine um gut 1 0 Prozentpunkte hö- 
here Quote als Personengesellschaften und Einzelkauf- 
leute. 

Aus verschiedenen Gründen ist aber ein Vergleich der 
Kapitalausstattung von Unternehmen unterschiedlicher 
Rechtsform problematisch. Bei Einzelkaufleuten und Teil- 
habern an Personengesellschaften gibt es oftmals nichtbi- 
lanziertes Privatvermögen, das in gleicher Weise wie das 
ausgewiesene Eigenkapital für die Verbindlichkeiten des 
Unternehmens haftet Bei Kapitalgesellschaften ist dage- 
gen die Haftung auf das ausgewiesene Eigenkapital be- 
schränkt Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang 
auch der Kapitalverflechtung zwischen den Unternehmen 
zu; denn in den Bilanzen von Kapitalgesellschaften sind 
Beteiligungen in einem höheren Ausmaß als in den Bilan- 
zen bei anderen Rechtsformen enthalten. Bereinigte man 
die Eigenkapitalquoten um die damit verbundene Dop- 
pelzählung, verringerte sich der Abstand der Eigenkapi- 
talquoten zwischen den Rechtsformen beträchtlich. 

146. Das Statistische Bundesamt wertet jährlich die Jah- 
resabschlüsse der Aktiengesellschaften ohne Banken und 
Versicherungen aus. Im Jahre 1980 waren neun Zehntel 
aller Aktiengesellschaften mit 97 vH des Grundkapitals 
erfaßt Um einen Vergleich mit den Zahlen der Bundes- 
bank zu ermöglichen, kann man aus dem Material des 
Bundesamtes eine Eigenkapitalquote für das produzie- 
rende Gewerbe und den Handel ermitteln und diese jener 
für Kapitalgesellschaften aus der Bilanzstatistik der Bun- 
desbank gegenüberstellen. Für das Jahr 1980 betrugen die 
entsprechenden Quoten 28 vH und 25 vH Bedenkt man, 
daß in der Vergleichszahl aus dem Material der Bundes- 
bank auch Gesellschaften mit beschränkter Haftung mit 
eher niedrigeren Eigenkapitalquoten als bei Aktiengesell- 
schaften enthalten sind, so ist die Übereinstimmung be- 
achtlich. 

Das Statistische Bundesamt toertet außerdem seit 1972 die 
Jahresabschlüsse der nach dem Gesetz über die Rech- 
nungslegung von bestimmten Unternehmen und Konzer- 
nen publizitätspflichtigen Großunternehmen aus. Hierzu 
zählen Unternehmen, die in drei aufeinanderfolgenden 
Geschäftsjahren mindestens zwei der folgenden Merkmale 
erfüllen: eine Bilanzsumme von mehr als 125 Mio DM, 
Umsatzerlöse von mehr als 250 Mio DM und mehr als 5 000 
Beschäftigte. Da Aktiengesellschaften aufgrund des Ak- 
tiengesetzes publizitätspflichtig sind, werden von diesem 
Gesetz große Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
und große Personengesellschaften erfaßt Deren Zahl hat 
sich zurischen 1972 und 1981 mehr als verdoppelt Die 
Eigenkapitalquote der großen Personengesellschaften ist 
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in diesem Zeitraum nur vergleichsweise wenig gesunken, 
die der Gesellschaften mit beschränkter Haftung hingegen 
deutlich, 

147. Die Einheitswertstatistik des Statistischen Bundes- 
amtes erfaßt die Einheitswerte der gewerblichen Betriebe, 
vne sie für Zwecke der Vermögensaufstellung ermittelt 
werden. Bewertungsgrundlage ist das Bewertungsgesetz. 
In der Einheitswertstatistik wird das Eigenkapital ermit- 
telt als Saldo zwischen den Aktivvermögen und den 
Schulden. Es ist höher als das von der Bundesbank ermit- 
telte Eigenkapital, weil bestimmte Aktiva in der Vermö- 
gensaufstellung höher bewertet werden als in den Han- 
delsbilanzen und in den Steuerbilanzen und vor allem 
weil bestimmte Schulden in der Vermögensaufstellung 
entweder nicht als solche ausgewiesen sind oder niedriger 
bewertet werden als in den Handelsbilanzen und in den 
Steuerbilanzen. 

Die unterschiedlichen Bewertungsvorschriften für die 
Vermögensaufstellung einerseits und für die Handelsbi- 
lanz und für die Steuerbilanz andererseits führen bei den 
Aktiva nur zu verhältnismäßig geringen Abweichungen 
von den Ergebnissen der Bundesbank. Das Grundvermö- 
gen (Grundstücke und Gebäude) ist in der Vermögensauf- 
stellung teils höher, teils niedriger bewertet als in den 
Handelsbilanzen und in den Steuerbilanzen. Bewertungs- 
maßstab in der Vermögensaufstellung sind die Einheits- 
werte: Bis zum Jahre 1972 basierte die Bewertung der 
Grundstücke und Gebäude noch auf den Wertverhältnis- 
sen von 1935, äb 1974 waren 140 vH der für den 1. Januar 
1964 festgestellten Einheitswerte anzusetzen. In der Han- 
delsbilanz und in der Steuerbilanz dagegen wird das 
Grundvermögen mit den Anschaffungs- beziehungsweise 
Herstellungskosten, gekürzt um die zulässige Gebäudeab- 
schreibung, angesetzt Nach beiden Bewertungsmethoden 
ist bei steigenden Preisen die Bildung von stillen Reser- 
ven im Grundvermögen angelegt, weil historische Preise 
Bewertungsmaßstab sind. In den Handelsbilanzen und in 
den Steuerbilanzen ergibt sich bei steigenden Preisen und 
zunehmendem zeitlichen Abstand zwischen dem Anschaf- 
fungs- beziehungsweise Herstellungszeitpunkt und dem 
Zeitpunkt der Wertfeststellung eine zunehmende Unterbe- 
wertung. Eine marktmäßige Bewertung ist aber beim Er- 
werb beziehungsweise der Herstellung gegeben. In der 
Vermögensaufstellung dagegen werden grundsätzlich Ein- 
heitswerte angesetzt Nur im Falle ihrer Anpassung an die 
Marktwerte wird der Bildung von stillen Reserven entge- 
gengewirkt Tatsächlich findet diese Anpassung nur sehr 
unzureichend statt 

Bewegliche Güter des Anlagevermögens sind in der Ein- 
heitswertstatistik mit ihrem Teilwert angesetzt einem Be- 
trag, der in der Regel mit den Wiederbeschaffungskosten 
des Wirtschaftsgutes übereinstimmt Während in den 
Handelsbilanzen und in den Steuerbilanzen solche Güter 
nach und nach voll abgeschrieben werden und schließlich 
nur noch mit dem Erinnerungswert von 1 DM zu Buche 
stehen, sind sie in der Vermögensaufstellung je nach Zeit- 
punkt der Anschaffung mit mindestens 30 vH oder 15 vH 
der Anschaffungs- beziehungsweise Herstellungskosten 
(sogenannte Anhaltewerte) anzusetzen. Beim beweglichen 
Anlagevermögen ist also eher als beim Grundvermögen 
mit einer marktmäßigen Bewertung in der Einheitswert- 
ermittlung und insoweit mit einer Aufdeckung stiller Re- 
serven zu rechnen. Insgesamt beträgt etwa 1979/80 in den 
von der Untemehmensbilanzstatistik erfaßten Sektoren 
der Anteil des Sachanlagevermögens an der Bilanzsumme 
nach der Einheitswertstatistik 33 vH und nach der Unter- 
nehmensbilanzstatistik der Bundesbank 30 vH Bewer- 
tungsunterschiede auf der Aktivseite spielen also für die 
Erklärung der Diskrepanz zwischen den ausgewiesenen 
Eigenmittelquoten nur eine untergeordnete Rolle. Man 
kann daraus aber nicht auf eine geringe Bedeutung von 


stillen Reserven schließen, vielmehr auf einen insgesamt 
unvollständigen Ausweis auch in der Einheitswertstati- 
stik. 

148. Von größerem Gewicht sind die Unterschiede bei 
den Passiva. Rückstellungen gelten bei der Ermittlung der 
Einheitswerte nur in beschränktem Maße als Verbindlich- 
keiten. Insoweit wird das Eigenkapital höher ausgeuxiesen 
als in den Handels- und Steuerbilanzen. Mit anderen Wor- 
ten: Das in der Einheitswertstatistik ausgewiesene Eigen- 
kapital enthält Rückstellungen in Höhe der Bewertungs- 
differenz zwischen den Rückstellungen in der Vermögens- 
aufstellung auf der einen und der Handelsbilanz und der 
Steuerbilanz auf der anderen Seite, und nur für den Fall, 
daß diese Differenz annähernd den in den Rückstellungen 
enthaltenen stillen Reserven entspricht, wäre das Vorge- 
hen bei der Einheitsbewertung vertretbar. Die Bewer- 
tungsdifferenz ist groß weil das Bewertungsgesetz Rück- 
stellungen nur gestattet, wenn sie am Stichtag als Ver- 
bindlichkeit bestehen, und weil für Pensionsrückstellun- 
gen bis 1980 ein Bewertungsverfahren anzuwenden war, 
das zu niedrigeren Kapitalwerten führte als in der Steuer- 
bilanz. (Ab 1981 müssen Pensionsrückstellungen bei der 
Einheitsbewertung in derselben Höhe angesetzt werden 
wie in der Steuerbilanz.) Daß in den Handelsbilanzen ver- 
stärkt Rückstellungen gebildet worden sind, stellt einen 
der Gründe für das trendmäßige Sinken der Eigenkapital- 
quote im Zahlenmaterial der Bundesbank dar. In der Ver- 
mögensaufstellung war eine solche vermehrte Bildung 
von Rückstellungen dagegen nicht möglich. Bei einer Ver- 
wendung der Angaben der Einheitswertstatistik und der 
Abgrenzung der Eigenmittel wie in der Untemehmensbi- 
lanzstatistik schrumpft der Unterschied in der Höhe der 
Eigenmittelquote auf wenige Prozentpunkte zusammen. 
Wegen der gestiegenen Bedeutung der Rückstellungen im 
Zeitablauf ergibt sich dann auch aus der insoweit modifi- 
zierten Einheitswertstatistik ein Rückgang der Eigenkapi- 
talquote. 

Die Einheitswertstatistik ist nach der bisherigen Argu- 
mentation dem Bilanzmaterial der Bundesbank in bezug 
auf die Behandlung von stillen Reserven, soweit sie auf 
der Aktivseite einer marktnahen Bewertung näherkommt, 
überlegen und, soweit sie auf der Passivseite implizit den 
Umfang der stillen Reserven zu hoch ansetzt, unterlegen. 
Eine weitere Einschränkung des Wertes der Angaben aus 
der Einheitswertstatistik ergibt sich daraus, daß in dieser 
Statistik viele kleinere (und überschuldete) Unternehmen 
nicht erfaßt werden, weil sich aufgrund der Unterbewer- 
tung der Betriebsgrundstücke negative Einheitswerte für 
das Betriebsvermögen ergeben. In der Einheitswertstati- 
stik werden also nur diejenigen kleineren Unternehmen 
erfaßt, die über ausreichendes sonstiges Aktivvermögen 
verfügen, die also einen günstigen Vermögensstatus auf- 
weisen. 

149 . Zur Kennzeichnung veränderter Bilanzstruk- 
turen von Unternehmen gehört nicht nur der Rück- 
gang der Eigenkapitalquote, sondern auch die zu- 
nehmende Bedeutung von Rückstellungen. Deren 
Anteil an der Bilanzsumme ist nach den Angaben 
der Bundesbank von 10 vH im Jahre 1965 auf 
I 6 V 2 vH im Jahre 1983 gestiegen. Vor allem Pensions- 
rückstellungen haben zugenommen. Die Bundes- 
bank weist in ihrer Bilanzstatistik die Pensions- 
rückstellungen nicht gesondert aus, weil in den Bi- 
lanzen Pensionsrückstellungen nicht immer als sol- 
che kenntlich gemacht sind. Sie schätzt jedoch, daß 
die Pensionsrückstellungen der Unternehmen im 
Jahre 1982 rund 115 Mrd DM betrugen. Die Auswer- 
tung von Abschlüssen der Aktiengesellschaften 
durch das Statistische Bundesamt weist für 1981 
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Pensionsrückstellungen in Höhe von 65 V 2 Mrd DM 
aus. Diese sind insbesondere Mitte der siebziger 
Jahre im Zusammenhang mit der gesetzlichen Re- 
gelung verstärkt gebildet worden. 

Rückstellungen sind im Prinzip Fremdkapital. Es 
sind keine haftenden Mittel, vielmehr stehen ihnen 
Zahlungsverpflichtungen in der Zukunft gegenüber. 
Dies gilt nur insoweit nicht, als durch überhöht aus- 
gewiesene Rückstellungen stille Reserven gebildet 
wurden. Es handelt sich bei Pensionsrückstellun- 
gen im Grunde um Fremdkapital, das langfristig 
zur Verfügung steht. Denn durch die vertragliche 
Zusicherung eines Unternehmens, an seine Mitar- 
beiter eine Pension zu zahlen, entsteht Aufwand 
wie bei Lohnzahlungen, die Auszahlung erfolgt je- 
doch erst später. Für die Arbeitnehmer ist es vom 
Unternehmen einbehaltener Arbeitslohn, der nicht 
der Lohnsteuer unterliegt. Man kann also in Pen- 
sionsrückstellungen eine Form der Innenfinanzie- 
rung mit Fremdkapitalcharakter sehen.’ Allerdings 
ist es den Unternehmen freigestellt, Pensionsrück- 
stellungen zu bilanzieren. Geschieht dies nicht, 
dann bildet beträchtliches Vermögen des Unterneh- 
mens den materiellen Gegenwert zu künftigen Pen- 
sionszahlungen, ohne daß diese Verpflichtungen 
aus der Bilanz erkennbar sind. Das Eigenkapital ist 
insoweit sogar zu hoch ausgewiesen. Es läßt sich 
nicht genau abschätzen, in welchem Umfang die 
Unternehmen von der Möglichkeit Gebrauch ma- 
chen, für spätere Pensionsverpflichtungen Rück- 
stellungen zu bilden. Es gibt Hinweise daraxif, daß 
die Bildung von Pensionsrückstellungen teilweise 
unterlassen wurde. Sofern Rückstellungen für Pen- 
sionsverpflichtungen gebildet werden, darf nur der 
Barwert der zukünftigen Zahlungsverpflichtungen 
in die Bilanz eingestellt werden, wobei für die Ab- 
zinsung ein Zinssatz von 6 % gesetzlich festgelegt 
ist — eine eher zu starke Abzinsung, wenn die Pen- 
sionen, wie es gesetzlich vorgeschrieben ist, an die 
Inflation anzupassen sind. Die in einigen Tarifbe- 
reichen vereinbarten Vorruhestandsregeln sind den 
Zusagen einer betrieblichen Altersversorgung ver- 
wandt. Auch hier gibt es ein Passivierungswahl- 
recht Besonders schwierig dürfte es sein, den Grad 
der Inanspnichnahme richtig einzuschätzen; eine 
Überschätzung führt zur Bildung stiller Reserven. 

Das zunehmende Gewicht von Rückstellungen be- 
deutet nicht, daß der Befund einer sinkenden Ei- 
genkapitalquote entscheidend zu relativieren ist Es 
handelt sich bei Rückstellungen um Fremdkapital 
eigener Art; es ist von der Bereitstellung her oft 
sehr langfristiges Kapital und erfordert für die Zeit 
der Rückstellung keine festen Zinszahlungen, was 
unter Liquiditätsaspekten vorteilhaft ist 

150 . Das verfügbare statistische Material läßt 
trotz der Einschränkungen, die ein Vergleich über 
die Zeit gegen sich gelten lassen muß, kaum einen 
Zweifel daran, daß die Eigenkapitalbasis der Unter- 
nehmen schmaler geworden ist Zwar läßt sich eine 
angemessene Eigenkapitalquote kaum angeben, 
aber die Gründe, die für einen zunehmenden Be- 
darf der Unternehmen an Eigenkapital sprechen, 
sind gewichtiger als jene, die auf einen geringeren 
Bedarf hindeuten. 


Im Zentrum steht die Aufgabe, Bedingungen für 
mehr Investitionen zu schaffen, Investitionen, die 
mehr Menschen eine Chance auf Beschäftigung er- 
öffnen. Das ist in der Hauptsache eine Frage der 
Ertragserwartungen. Aber wichtig ist auch, die Fä- 
higkeit der Unternehmen, Risiken zu tragen und 
neue Risiken einzugehen, zu stärken beziehungs- 
weise eine breitere Beteiligung an den Unterneh- 
mensrisiken zu erreichen, und das heißt eine bes- 
sere Ausstattung mit Eigenkapital möglich machen. 
Investitionen mit Eigenkapital zu finanzieren, 
macht ein Unternehmen weniger anfällig für Stö- 
rungen von außen. Eine geringe Eigenkapitalaus- 
stattung führt unter ungünstigen Bedingungen 
eher zu einer Gefährdung der Existenz eines Unter- 
nehmens. Die starke Zunahme der Insolvenzen in 
den letzten Jahren hängt damit zusammen, und 
ebenso wie eine zu geringe Eigenkapitalausstattung 
die Investitionsneigung beeinträchtigt, kann ein In- 
vestitionsschub temporär zu einem Rückgang der 
Eigenkapitalquote führen. Die Jahre 1969 und 1970 
geben hierfür ein Beispiel. Seit Mitte der siebziger 
Jahre geht der Rückgang der Eigenkapitalquote 
aber mit einer Wachstumsschwäche einher. 

Es wird nicht nur zu wenig investiert, das Investie- 
ren ist auch risikoreicher geworden. Ein hoher An- 
passungsbedarf und die Aufgabe, neue Wachstums- 
felder zu erschließen, stehen dafür. Man kann zwar 
nicht einfach sagen, daß risikoreiche Investitionen 
mit Eigenkapital finanziert werden müssen. Der 
Umkehrschluß, daß es hierfür auf das Eigenkapital 
nicht ankommt, wäre aber abwegig. Aufschlußreich 
sind in diesem Zusammenhang eine Umfrage der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau unter ihren Kun- 
den und eine Auswertung von Bilanzen industriel- 
ler Kundenfirmen durch die Industriekreditbank. 
Bei der Befragung der Kreditanstalt gaben etwa die 
Hälfte der Unternehmen an, ihr Eigenkapital sei zu 
niedrig. Als wichtig wird eine ausreichende Eigen- 
kapitalausstattung von zwei Dritteln der Befragten 
für die Unabhängigkeit des Unternehmens und des- 
sen Krisenfestigkeit angesehen. Knapp die Hälfte 
mißt ihr eine gleiche Bedeutung für den Kredit- 
spielraum bei, und immerhin noch ein Drittel der 
Unternehmen ist der Auffassung, die Durchführung 
besonders risikoreicher Investitionen erfordere ei- 
nen angemessenen Eigenkapitalanteil. Die Indu- 
striekreditbank hat aus 551 Kundenfirmen 142 Un- 
ternehmen ausgewählt, die nach verschiedenen 
Kriterien als besonders erfolgreich angesehen wer- 
den können. Die Eigenkapitalquote dieser Unter- 
nehmen lag deutlich über dem Branchendurch- 
schnitt, übrigens auch bei jenen, die eine auf Ex- 
pansion gerichtete Unternehmenspolitik verfolgt 
haben. 

151 . Eine geringe Ausstattung mit Eigenkapital 
erschwert es den Unternehmen, neues Eigenkapital 
von außen zu beschaffen. Auch die Möglichkeiten " 
und Konditionen der Fremdfinanzierung sind nicht 
unabhängig von der Kapitalstruktur. Die Banken 
und andere Kreditgeber reagieren auf die erhöhten 
Risiken beziehungsweise auf den Umstand, daß die 
gewährten Kredite an Stelle von Eigenkapital ein- 
gesetzt werden, mit Risikozuschlägen und mit Kre- 
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ditrationierung. Unternehmen mit zu geringer Ei- 
genkapitalbasis erhalten keinen Kredit mehr und 
schränken ihre Investitionen ein. Wer Kredit be- 
kommen kann, muß mehr dafür bezahlen. Auch aus 
diesem Grunde unterbleiben Investitionen. Dem 
zinssenkenden Effekt eines Ausfalls von privater 
Kreditnachfrage wirkte entgegen, daß andere Kre- 
ditnehmer, vor allem der Staat, ihre Nachfrage aus- 
geweitet haben. Die Kapitalgeber können sich den 
erhöhten Risiken, soweit diese nicht durch einen 
höheren Zins kompensiert sind, dadurch verwei- 
gern, daß sie ausländische Anlagen wählen, die Kre- 
ditlaufzeit verkürzen oder weniger sparen. Höhere 
Risiken für Fremdkapital führen dazu, daß Investi- 
tionen unterbleiben und die Kreditnehmer einer 
Verbesserung der Kapitalstruktur Vorrang einräu- 
men gegenüber einer Modernisierung oder Erweite- 
rung ihrer Produktionsanlagen. 

152 . Geringer wird der Bedarf an Eigenkapital, so- 
fern Teile des Fremdkapitals Eigenkapitalfunktion 
übernehmen. Für die Unternehmen ist diese Mög- 
lichkeit der Substitution aber nicht kostenfrei. Die 
Fremdkapitalgeber, in der Regel die Banken, erhal- 
ten Einfluß auf die Unternehmensentscheidungen, 
häufig werden sie die Sicherheit des eingesetzten 
Kapitals höher stellen als die Nutzung von Chan- 
cen, die neue Produkte und neue Märkte bieten. 

Man kann auch die zunehmende Bedeutung von 
gemieteten Anlagen im Zusammenhang mit den 
veränderten Bilanzstrukturen sehen. Leasing er- 
setzt in der Regel aber Fremdkapital, nicht Eigen- 
kapital. Das mietende Unternehmen hat ähnlich 
wie bei einem Kredit feste Zahlungen zu leisten, für 
die Abnutzung, Tilgung gleichsam, und Zinsen. Die 
Leasingunternehmen verbinden die Gewährung ei- 
nes Kredits mit speziellen technischen Kenntnissen 
über die von ihnen angebotenen Investitionsgüter. 
Die rasch zunehmende Bedeutung dieser Branche 
mag damit Zusammenhängen, daß mehr Unterneh- 
men aufgrund einer ungünstigen Kapitalstruktur 
Schwierigkeiten bei der Beschaffung von Fremdka- 
pital haben. Das Risiko ist für das Leasingunter- 
nehmen geringer als etwa für ein Kreditinstitut, es 
kann die Anlage zurückziehen und aufgrund seiner 
technischen Kenntnisse leichter an anderer Stelle 
wieder einsetzen, wenn das mietende Unternehmen 
zahlungsunfähig geworden ist. 


Noch unzureichende Kapitalrentabilität 

153 . Für Wachstum und Beschäftigung ist die Pro- 
fitabilität von Sachinvestitionen von großer Bedeu- 
tung. Wieviel investiert wird, hängt außer vom Aus- 
maß der mit dem Investieren verbundenen Unsi- 
cherheit entscheidend von der erwarteten Sachka- 
pitalrendite im Vergleich zur Ertragsrate von Geld- 
vermögen ab. Läßt man vorerst einmal außer Be- 
tracht, wie sich die Unsicherheitsfaktoren entwik- 
kelt haben, und geht zunächst davon aus, daß sich 
das Verhältnis der erwarteten zu den laufenden Er- 
trägen nicht verändert hat, so kann der Anreiz zum 
Investieren näherungsweise über einen Vergleich 


der Ertragsrate des Sachkapitals mit den Zinsen 
von Finanzaktiva abgeschätzt werden. 

154 . Untersuchungen zur Sachvermögensrendite 
sind in jüngerer Zeit von verschiedener Seite, na- 
mentlich auch im Rahmen der Strukturberichter- 
stattung durch die Wirtschaftsforschungsinstitute 
vorgenommen worden. Die Ergebnisse sind in ge- 
wissen Details widersprüchlich, was aber im we- 
sentlichen auf die verwendeten Berechnungsmetho- 
den zurückzuführen ist. 

Ein Teil der Rechnungen knüpft an die Ergebnisse der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen an. Vom Insti- 
tut für Weltwirtschaft etwa wird das (in der Produktions- 
sphäre entstandene) Bruttoeinkommen aus Unternehmer- 
tätigkeit und Vermögen um einen Betrag für kalkulatori- 
schen Untemehmerlohn gemindert, wobei unterstellt wird, 
daß dieser für jeden Selbständigen und mithelfenden Fa- 
milienangehörigen dem Einkommen aus unselbständiger 
Arbeit je Arbeitnehmer entspricht, und sodann zum 
(Netto-)Sachkapital zu Wiederbeschaffungspreisen ins 
Verhältnis gesetzt Die sich hiernach ergebende reale 
Sachkapitalrendite weist für die Produktionsuntemeh- 
men (ohne Wohnungsvermietung) einen stark ausgepräg- 
ten zyklischen Verlauf mit einem, namentlich in der er- 
sten Hälfte der siebziger Jahre, deutlich sinkenden Trend 
auf Bei den Rechnungen des Deutschen Instituts für Wirt- 
schaftsforschung werden die Untemehmenseinkommen 
zudem um Scheingewinne erhöht, die bei der Einkom- 
mensermittlung nach den Volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnungen eliminiert wurden, und das Sachvermögen, 
auf das diese korrigierte Einkommensgröße zu beziehen 
ist, wird in entsprechender Weise, also zu Anschaffungsko- 
sten bewertet Dies stellt eine Anlehnung an die kaufmän- 
nischen Vorschriften zur Gewinnermittlung und Bilanzie- 
rung dar und führt zum Ausweis von Ergebnissen, die als 
nominale Rendite verstanden werden können. Diese 
Werte weisen ein seit den sechziger Jahren kaum verän- 
dertes Niveau auf und schwanken auch im Zeitablauf 
kaum. Es ist jedoch zu beachten, daß mit dem Ausweis 
nominaler Renditen der Tatsache der Inflation und der 
mit ihr steigenden Zinsen sorvie dem Problem der infla- 
tionsbedingten Scheingewinnbesteuerung nicht Rech- 
nung getragen wird. Eine bloß nominal konstante Rendite 
muß über eine Verengung der realen Selbstfinanzierungs- 
spielräume zu einer Auszehrung der Eigenkapitalbasis 
führen, es sei denn, man gewinnt auch dann genügend 
Eigenkapital von außen, wenn die reale Gewinnkraft ei- 
nes Unternehmens geringer geworden ist 

So lassen im Grunde beide Berechnungsweisen den 
Schluß zu, daß die Unternehmen zu Beginn der 
achtziger Jahre in Bedrängnis gekommen sind, zu- 
mal als es zu dem leichten Anstieg der Realzinsen 
und dem deutlichen Anstieg der Nominalzinsen 
kam. Dies müßte um so mehr gelten, als die Unter- 
nehmen im Laufe der Zeit ihre Verschuldungsquote 
einschließlich der Finanzierung durch Pensions- 
rückstellungen im Durchschnitt immer weiter er- 
höht hatten, zum Teil als Folge verschlechterter 
Selbstfinanzierungsmöglichkeiten, zum Teil auf- 
grund steuerlicher Diskriminierung der Eigenfi- 
nanzierung, zum Teil wohl auch, um einem Rück- 
gang der Sachvermögensrendite durch Ausnutzen 
der noch bestehenden positiven Differenz zwischen 
Sachvermögensrendite und Fremdfinanzierungsko- 
sten zu begegnen. In dieser Situation mußten stei- 
gende Zinsen zu einem Einbruch der Eigenkapital- 
rendite führen. Die finanzielle Konsolidierung be- 
kam für die Unternehmen Vorrang. Die Sachkapi- 
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talbildung fiel zudem auch angesichts der relativ 
starken Attraktivität finanzieller Anlagen gering 
aus. 

155 . Hinter den Globalzahlen stehen allerdings 
sektoral stark differierende Durchschnittsrenditen. 
So ist die reale Sachkapitalrendite bei den Dienst- 
leistungen (ohne Handel, Verkehr, Nachrichten- 
übermittlung und Wohnungsvermietung) beständig 
sehr hoch oder gar steigend. Solche Ergebnisse eig- 
nen sich zwar nur unter Vorbehalten für Schlußfol- 
gerungen; beispielsweise ist der Anteil der Einkom- 
men von Freiberuflern an den Unternehmensein- 
kommen im Bereich der Dienstleistungen erheblich 
und ein guter Teil der Arbeitseinkommen dieser 
Freiberufler dürfte bei der pauschalen Bereinigung 
um den kalkulatorischen Unternehmerlohn nicht 
abgezogen worden sein. Gleichwohl deuten hohe 
Rentabilitätsdifferenzen zwischen den Wirtschafts- 
zweigen doch darauf hin, daß ein Stau an Struktur- 
anpassung bestehen könnte. Die deutliche Ver- 
schlechterung der realen Sachkapitalrendite im 
verarbeitenden Gewerbe ist jedenfalls besonders 
bemerkenswert. 

156 . Der über Jahre anhaltende Verfall der Sach- 
kapitalrendite im verarbeitenden Gewerbe wird 
auch von Untersuchungen bestätigt, die sich ande- 
rer statistischer Grundlagen bedienen. Neben der 
Statistik der Jahresabschlüsse von Aktiengesell- 
schaften des Statistischen Bundesamtes wird vor 
allem auf das Bilanzmaterial der Bundesbank zu- 
rückgegriffen. 

Solche Quellen haben prinzipiell den Vorteil, die ökono- 
mische Entwicklung aktueller abzubilden, beispielsweise 
wenn Sonderabschreibungen aufgrund einer rascheren 
Entwertung des Kapitalbestandes nötig werden. Untersu- 
chungen anhand von Bilanzdaten haben freilich den 
Nachteil, daß steuerlich begründete oder auch nur bilanz- 
politisch motivierte Bewertungen zu einem unstetigen 
Anteil der stillen Reserven in der Bilanz im Laufe der Zeit 
führen könnten. Insbesondere werden sich Verbesserun- 
gen der steuerlichen Abschreibungsmöglichkeiten auch in 
den Handelsbilanzen niederschlagen und zu einer Verzer- 
rung der ausgewiesenen Jahresabschlüsse führen. Die Ge- 
winnsituation der Unternehmen wird im Vergleich zu den 
vorher praktizierten Ermittlungsregeln in zunächst zuneh- 
mendem, später allmählich wieder abnehmendem Maße 
zu schlecht dargestellt Solche Änderungen der Abschrei- 
bung smöglichkeiten hat es in den letzten Jahren mehrfach 
gegeben. 

Zur Berechnung einer realen Sachvermögensrendite aus 
den Bilanzdaten von Unternehmen müssen zum Jahres- 
überschuß auch die aufgewendeten Zinsen addiert und 
die Zinseinnahmen und Beteiligungserträge sowie 
Scheingewinne davon subtrahiert werden. Diese Ertrags- 
größe ist in Relation zu setzen zum Sachvermögen zu Wie- 
derbeschaffungskosten. 

Eine Auswertung mit Hilfe der Daten der Bilanzsta- 
tistik der Bundesbank zeigt, deiß diese Rendite im 
Zeitraum von 1965 bis 1981 trendmäßig abgenom- 
men hat. 

157 . Ein Rückgang der Sachvermögensrendite im 
Vergleich zur Geldvermögensrendite könnte unpro- 
blematisch sein, wenn die objektiven Risiken aus 
dem Investitionsprozeß abgenommen hätten oder 


wenn die Fähigkeit und die Bereitschaft, Risiken zu 
übernehmen, bei den Unternehmen zugenommen 
hätte. Für das erste gibt es keine Anhaltspunkte. 
Vieles spricht für das Gegenteil. Und hinsichtlich 
der Fähigkeit Risiken zu tragen, hat die Betrach- 
tung der Finanzierungsstrukturen der Unterneh- 
meh gezeigt, daß sie eher abgenommen hat. Denn 
die haftenden Mittel haben deutlich weniger zuge- 
nommen als die gesamten Verbindlichkeiten der 
Unternehmen, so daß von der Finanzierungsseite 
her insoweit eine zunehmende Unsicherheit ins 
Spiel gekommen ist. 

In längerfristiger Betrachtung ist bei den Rendite- 
maßen in gleicher Weise wie bei anderen Indikato- 
ren, die der Bestimmung der Rentabilitätslage im 
Unternehmensbereich dienen — wie etwa die Ver- 
änderung von Stückkosten, von Gewinnmargen 
oder relativen Einkommenspositionen — zu beach- 
ten, daß sie sowohl die primären Veränderungen 
von Kosten — beispielsweise der Lohnkosten — ab- 
bilden, als auch die Reaktion der Unternehmen dar- 
auf. Hierauf hat der Sachverständigenrat in der 
Diskussion um das Konzept der Reallohnposition 
beizeiten aufmerksam gemacht (JG 80 Ziffer 145). 

So ist bei einem Urteil über die Entwicklung der 
Sachvermögensrendite im Zeitverlauf zu berück- 
sichtigen, daß sich in den ermittelten Werten auch 
niederschlägt, was in den Unternehmen als Reak- 
tion auf die Entwicklung der Rendite in den Vorjah- 
ren und in Anpassung an die Realzinsentwicklung 
vollzogen wurde. Man muß davon ausgehen, daß vor 
allem weniger rentable Projekte nicht mehr ver- 
wirklicht wurden, was für sich genommen die beob- 
achtbare Durchschnittsrendite tendenziell hoch ge- 
halten hat. 

158 . Für kürzere Zeiträume geben die oben ge- 
nannten Indikatoren jedoch ein durchaus verläßli- 
ches Bild von der Rentabilitätsentwicklung. Und 
hier zeigt sich, daß sich in den beiden letzten Jah- 
ren das Bild zweifellos aufgehellt hat. Das Verhält- 
nis von Stückkosten zu Preisen hat sich im Zeit- 
raum von 1982 bis 1984 deutlich verbessert. 

In der Verbesserung der Erlös-Kosten-Relation so- 
wie der Sachkapitalrendite nach 1982 spiegeln sich 
sowohl zyklische Momente, wie sie zu Beginn frü- 
herer Aufschwungsphasen zu beobachten gewesen 
waren, als auch Momente einer konstitutionellen 
Stärkung der Unternehmensrentabilität. Auf letzte- 
res deutet weniger das Ausmaß der Aufwärtsbewe- 
gung hin, als vielmehr die Tatsache, daß sich diese 
Besserung bei sehr niedrigen Preissteigerungsra- 
ten vollzogen hat. Der Kostendruck hat dieses Mal 
anscheinend schon in einer frühen Phase des Auf- 
schwungs abgenommen; die Unternehmen sahen 
sich weniger als in früheren Jahren angehalten, das 
Nachlassen des Restriktionsdrucks dafür zu nutzen, 
die Gewinnmargen über Preissteigerungen zu ver- 
bessern. 

Es sollte jedoch nicht aus dem Blick geraten, von 
welch schwieriger Ausgangslage im Jahre 1981 aus 
die Besserung eingesetzt hat, wie groß also der Be- 
darf an Verbesserung gewesen ist. Immerhin läßt 
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sich vermuten, daß die reale Sachkapitalrendite 
nun nicht mehr weit entfernt ist von deren Niveau 
im Jahre 1979. Die Eigenkapitalausstattung der Un- 
ternehmen hat sich, wie zu erwarten, noch nicht 
nennenswert verbessert, doch hat die längerfristige 
Kreditgewährung der Banken im Inland seit 1982 
wieder etwas schneller zugenommen als die kurz- 
fristige. Wenn die Investitionstätigkeit bisher noch 
eher verhalten ist, so wohl auch deshalb, weil vieles 
von dem, was die Tarifparteien und die staatliche 
Wirtschfiiftspolitik zur Kostenentlastung der Unter- 
nehmen realisiert haben, zu einem großen Teil da- 
für erforderlich war, die Verzinsung des in den Un- 
ternehmen gebundenen Kapitals an die stark er- 
höhten Marktzinsen anzupassen. Insoweit stellt 
sich die Rentabilitätssituation im Vergleich zür 
zweiten Hälfte der siebziger Jahre weniger stark 
verbessert dar, als das Erlös-Kosten-Relationen 
ohne Kapitalkosteneffekt ausweisen (Ziffern 
182 ff.). Dies würde sich deutlich zum Positiven än- 
dern, wenn die Zinsen sänken und es im übrigen bei 
dem derzeitigen Verhältnis von Kosten und Preisen 
bliebe. 


Entwicklung und Verteilung der Rendite 
im verarbeitenden Gewerbe 

159 , Die Sachkapitalrendite bezieht den Jahres- 
überschuß zuzüglich des Nettozinsaufwands auf das 
in einem Unternehmen eingesetzte Sachkapital und 
zeigt dessen Verzinsung. Entsprechend dem aus der 
Theorie der Investition bekannten Begriff der 
Grenzleistungsfähigkeit des Kapitals kann man 
diese Kapitalrendite auch als die Durchschnittslei- 
stungsfähigkeit des Kapitals einer Unternehmung 
bezeichnen. Sie ist ein Indikator für die Rentabilität 
der von einer Unternehmung insgesamt vorgenom- 
menen Investitionen. 

Der Jahresüberschuß eines Unternehmens wird 
durch die laufende Wirtschaftstätigkeit erzielt. Es 
ist zweckmäßig, ihn auch auf den Umsatz oder den 
Rohertrag zu beziehen, weil diese Größen einen zu- 
sammengefaßten Ausdruck der laufenden Wirt- 
schaftstätigkeit darstellen. Viele Unternehmen 
orientieren sich an solchen Kennzahlen als Erfolgs- 
indikatoren ihrer wirtschaftlichen Betätigung. Die 
Umsatzrendite zeigt, welcher Anteil vom Umsatz 
dem Unternehmen nach Abzug der Axifwendungen 
für Vorlieferungen, Abschreibungen und Entgelte 
für Arbeit und Fremdkapital als Grewinn übrig- 
bleibt. Die Rohertragsrendite bezieht den Jahres- 
überschuß auf den Rohertrag, der sich aus dem Um- 
satz durch Abzug der Vorlieferungen und der Addi- 
tion der Veränderung der Vorräte und der aktivier- 
ten Eigenleistungen errechnet Sie gibt an, welchen 
Anteil vom Rohertrag eine Unternehmung als ihren 
Gewinn verbuchen kann. In die Berechnungen ge- 
hen alle Größen zu laufenden Preisen ein, so daß 
sich Bewertungsfragen, die die Berechnung des 
Sachkapitals erschweren, nicht stellen. 

Bei der Betrachtung der Umsatzrendite und der 
Rohertragsrendite hat man den Erfolg eines Unter- 
nehmens aus der laufenden Wirtschaftstätigkeit im 
Blick. In der Entwicklung der Umsatzrendite und 


der Rohertragsrendite schlagen sich die Verände- 
rungen auf den Absatz-, Beschaffungs- und Faktor- 
märkten nieder, die das Wettbewerbsfeld einer Un- 
ternehmung bilden. 

Gleiches gilt auch für einen ganzen Wirtschaftsbe- 
reich. Der seit 1965 festzustellende Rückgang der 
Umsatzrendite und der Rohertragsrendite im verar- 
beitenden Gewerbe zeigt, daß die Gewinnchancen 
der Unternehmen dieses Wirtscheiftsbereichs abge- 
nommen haben. Der Wettbewerb ist härter gewor- 
den. Der rückläufige Durchschnittswert beider Ren- 
diten kennzeichnet diese Entwicklung jedoch nur 
summarisch. Ein eindringlicheres Bild ergibt sich 
aus der Verteilung der Renditen auf die einzelnen 
Unternehmen. 

Sinken die Gewinnchancen an den Märkten eines 
Wirtschaftsbereichs im allgemeinen, so trifft dies 
die einzelnen Unternehmen des Bereichs unter- 
schiedlich hart. Die Entwicklung der Renditevertei- 
lung im verarbeitenden Gewerbe, hier an der Um- 
satzrendite dargestellt, zeigt, wie das Risiko, aus 
dem Markt ausscheiden zu müssen, gewachsen ist. 
Plausible Hypothesen zur Erklärung der Wettbe- 
werbslage in diesem Bereich werden zur Diskus- 
sion gestellt. 

160 . Nach der Bilanzstatistik der Bundesbank ist 
die Umsatzrendite im verarbeitenden Gewerbe seit 
zwei Jahrzehnten kräftig geschrumpft. Im Jahre 
1965 hat der Jahresüberschuß vor Steuern 11,4 vH 
des Umsatzes betragen, 1983 waren es nur 5,9 vH 
(Schaubild 18). In der Halbierung der Umsatzren- 
dite zeigt sich der drastische Rückgang des in der 
gewerblichen Produktion erzielten Gewinns. 

Der Verlauf dieser Entwicklung läßt sich in zwei 
Phasen unterteilen. In der ersten Phase von 1965 
bis 1974 ging die Umsatzrendite Jahr für Jahr — 
mit Ausnahme von 1972 — zurück. Es folgte dann 
eine Erholung und in der letzten Rezession ein er- 
neuter Einbruch. Die Entwicklung der Umsatzren- 
dite wird in dieser Phase von konjunkturellen Ein- 
flüssen geprägt. Die 1982 eingetretene Erholung hat 
bis 1983 nicht auf das während des letzten Auf- 
schwungs erreichte Niveau zurückgeführt. 

Der Gleichlauf der Rohertragsrendite mit der Um- 
satzrendite zeigt, daß der Rückgang der Umsatzren- 
dite nicht durch verstärkte Vorlieferungen bewirkt 
wird; die Vorleistungsquote ist nur um wenige Pro- 
zentpunkte angestiegen. 

Die Entwicklung der Umsatzrendite und der Roher- 
tragsrendite wird auch durch strukturelle Verände- 
rungen des Verhältnisses von Fremdkapital zu Ei- 
genkapital beeinflußt. Mit steigendem Fremdkapi- 
talanteil sind vermehrt Zinsen zu zahlen, die den 
Jahresüberschuß schmälern können. Die Bilanzsta- 
tistik der Bundesbank weist für die Zeit ab 1971 
eine Quote des Zinsaufwandes zwischen 1,4 vH und 
2,3 vH aus, die aber keinen prägenden Einfluß auf 
die Entwicklung der Umsatzrendite und der Roher- 
tragsrendite ausübt. 

161 . Mit dem Rückgang der durchschnittlichen 
Umsatzrendite nimmt die Anzahl der Unternehmen 
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Schaubild 18 


ZUR RENDITE 

IM VERARBEITENDEN GEWERBE 



1965 70 75 80 83 


l)Fur 1982 und 1983 vorläufige Werte.- 2)Jahresuberschuß vor Steu- 
ern in vH des Rohertrags.- 3)Jahresüberschuß versteuern in vH des 
Umsatzes.- a) Bruch in der Zeitreihe durch Umstellung der Systema- 
tik der Wirtschaftszweige von Ausgabe 1961 auf Ausgabe 1979. 


SR 84 0902 


Quelle: Deutsche Bundesbank 


ZU, die eine niedrigere oder zeitweise sogar negative 
Rendite aufweisen. Wie sich die Renditenverteilung 
geändert hat, zeigt das Schaubild 19. Dort ist die 
Renditeverteilung für die Jahre 1972, 1979 und 1982 
dargestellt. Es handelt sich um die kumulierten 
Häufigkeitsverteilungen der Umsatzrendite. Die 
Kurven der Renditeverteilung zeigen für die aufge- 
führten Renditesätze den Anteil der Unternehmen, 
die diese oder eine höhere Rendite aufweisen. Die 
zugehörigen Berechnungen hat die Bundesbank auf 
Anregung des Sachverständigenrates vorgenom- 
men ^). 

Die Jahre 1972 und 1979 lassen sich in konjunktu- 
reller Hinsicht in etwa vergleichen. Die Verteilungs- 
kurve für 1979 weist einen Abstand von derjenigen 
für 1972 auf, der möglicherweise längerfristig wirk- 
samen Einflüssen auf den Rückgang der Umsatz- 
rendite zuzuschreiben ist. Das Jahr 1982 brachte 
aus konjunkturellen Gründen einen stärkeren 


Weitere Ergebnisse siehe Monatsbericht der Deutschen 
Bundesbank vom November 1984. 


Rückgang der Durchschnittsrendite. Der größere 
Abstand der Verteilungskurve für 1982 von der für 
1979 dürfte also vor allem konjunkturbedingt sein. 

Daß sich 1982 mehr Unternehmen in der Nähe der 
Nullrendite oder darunter befinden, ist Ausdruck 
des gestiegenen Verlustrisikos im verarbeitenden 
Gewerbe. Als Erklärung für die im Bereich niedri- 
ger Renditen flacheren Verteilungskurven der 
Jahre 1979 und 1982 bieten sich mehrere Hypothe- 
sen an, die nicht im Widerspruch zueinander ste- 
hen. 


Schaubild 19 


UMSATZRENDITE IM VERARBEITENDEN GEWERBE 

Kumulierte Häufigkeitsverteilung 


Umsatzrenditet) Umsatzrendite D 

in vH in vH 



Unternehmen in vH 


DJahresüberschuß vor Steuern in vH des Umsatzes. 
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162. Unter kurzfristigem Aspekt kommen auch 
einfache Erklärungen in Frage. Unternehmen wei- 
sen nicht gerne einen Verlust aus; sie werden etwa 
durch Auflösung stiller Reserven, versuchen, einen 
wenn auch bescheidenen Gewinn vorzeigen zu kön- 
nen. Darauf deuten die regelmäßig bei einer Ren- 
dite von Null abknickenden Kurvenverläufe hin. 

Auf kurzfristige Störungen, die von der Kostenseite 
her die Gewinne einengen, reagieren die Unterneh- 
men nicht immer unmittelbar mit Änderungen ih- 
res Produktionsprogramms oder neuen Investitio- 
nen. Zum Teil versuchen sie, kurzfristig realisier- 
bare Umstellungen bei den bewährten Produkten 
unter Verwendung der vorhandenen Anlagen vor- 
zunehmen, auch wenn so nur niedrigere Gewinne 
erwartet werden können. Dieser Gesichtspunkt 
spricht ebenfalls für eine Zunahme des Anteils der 
Unternehmen mit niedriger Rendite, das heißt für 
eine Abflachung des Renditegefälles im Bereich 
niedriger Renditen. 
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Mit der Anzahl der Unternehmen in der Nähe der 
Nullrendite wächst die Zahl gefährdeter Unterneh- 
men, die beim nächsten Kostenschub unter die 
Null-Linie geraten können, weil der Vorrat an kurz- 
fristigen Reaktionsmöglichkeiten aufgebraucht ist. 

163 . Die Einengung des Gewinnspielraums von 
der Kostenseite her kann auch langfristig anhalten, 
wenn es nicht gelingt, durch Produktivitätssteige- 
rung den Kostenanstieg zu kompensieren, einen hö- 
heren Preis zu erzielen oder mit neuen und besse- 
ren Produkten in einen ertragreicheren Markt ein- 
zudringen. Wenn der Reallohn gesamtwirtschaftlich 
mit der Arbeitsproduktivität steigt, so folgt daraus 
nicht, daß die Gewinn Situation jedes einzelnen Un- 
ternehmens unberührt bleibt. Jene Unternehmen, 
die überwiegend auf Märkten agieren, die von der 
Produktionstechnik und den Absatzmöglichkeiten 
her wenig Ertragschancen bieten, müssen einen 
nachhaltigen Gewinnrückgang in Kauf nehmen. 

Der Prozeß des dynamischen Wettbewerbs hält alle 
Märkte in Bewegung. Unternehmen mit alten Pro- 
dukten geraten an den Gewinnrand und scheiden 
schließlich aus dem Markt aus. 

164 . Wieviel neue ertragreiche Märkte erschlossen 
werden und wieviel alte nicht mehr rentable Pro- 
dukte weichen müssen, ist nicht vorgegeben. Viel- ‘ 
fähige Einflüsse wie technischer Fortschritt, allge- 
meine Rahmenbedingungen, Änderung des Konsu- 
mentenverhaltens und andere Faktoren wirken 
ständig darauf ein. Wenn aber die Zahl der Pionier- 
wettbewerber, die neue Märkte erschließen, im Ver- 
hältnis zur Zahl der nachstoßenden Wettbewerber, 
die den Pioniergewinn einebnen, zurückgeht, dann 
muß die Umsatzrendite sinken, die Zahl der Unter- 
nehmen mit niedriger Rendite steigen. 

Der Befund einer rückläufigen durchschnittlichen 
Umsatzrendite und einer Zunahme der Anzahl von 
Unternehmen mit niedriger oder negativer Rendite, - 
hier als Abflachung des Renditegefälles im Bereich 
niedriger Renditen gekennzeichnet, wäre für das 
verarbeitende Gewerbe im Einklang mit der Be- 
sorgnis einer charakteristischen Änderung des 
dynamischen Wettbewerbs, wonach das Gewicht 
der vorstoßenden dynamischen Kräfte des Wettbe- 
werbs im Verhältnis zu dem Gewicht der nachzie- 
henden Wettbewerber abgenommen hätte. Mehr 
wissen müßte man freilich über die Entwicklung 
des Renditegefälles in der Volkswirtschaft im gan- 
zen und speziell über die Entwicklungen in deren 
dynamischen Bereichen, sei es innerhalb des verar- 
beitenden Gewerbes, sei es außerhalb. 


VII. Geringer Geldwertschwund 

165 . Nach dem deutlichen Stabilisierungsfort- 
schritt des Jahres 1983 hat sich der Preisauftrieb 
nochmals abgeschwächt. Für die Verbraucher ist 
die Kaufkraft des Geldes im Herbst 1984 nur rund 
2 vH niedriger als vor einem Jahr. Die Preisberuhi- 
gung blieb nicht auf die Güter des privaten Ver- 
brauchs beschränkt. Im Jahresdurchschnitt 1984 


war das Preisniveau für die im Inland abgesetzten 
Güter um 2 V 2 vH höher als ein Jahr zuvor. 

Der Rückgang der Teuerungsrate ist nicht allein 
Reflex von zeitweilig günstigen Sondereinflüssen 
und auch nicht von akutem Nachfragemangel. Er 
vollzog sich vielmehr während einer zwei Jahre 
dauernden Aufschwungsphase. Zwar steigt das 
Preisniveau in Zeiten einer konjunkturellen Erho- 
lung oftmals schwächer als im vorangegangenen 
Abschwung, doch ist bemerkenswert, daß in keinem 
Aufschwung seit den sechziger Jahren eine so ge- 
ringe Teuerungsrate zu verzeichnen war wie dies- 
mal. Die Inflationsgewöhnung scheint nun weitge- 
hend überwunden. Dafür spricht auch, daß der Ge- 
winn an Stabilität, anders als etwa im Jahre 1978, 
unter außenwirtschaftlich erschwerten Bedingun- 
gen erzielt worden ist (Schaubild 20). 

166 . Bereits in der zweiten Jahreshälfte 1983 wa- 
ren die Importpreise nach einer längeren Phase der 
Stabilität kräftig gestiegen. Die Verteuerung der 
Einfuhr setzte sich in diesem Jahr nach einer 
kurzen Unterbrechung weiter fort. In den ersten 
neun Monaten 1984 waren eingeführte Waren um 
mehr als 6 vH teurer als ein Jahr zuvor. 

Die vom Ausland kommenden Teuerungsimpulse 
beschränkten sich weitgehend auf Vormaterialien. 
Es ist für Aufschwungsphasen der Weltkonjunktur 
nicht ungewöhnlich, daß die Rohstoffpreise kräftig 
anziehen. Ungewöhnlich war jedoch, daß die Dollar- 
notierungen für Rohstoffe nicht stiegen, sondern in 
den ersten neun Monaten, gemessen am HWWA- 
Preisindex, um 2 vH unter dem Vorjahr blieben 
(Schaubild 21). Die Nachfrage der amerikanischen 
Rohstoffverarbeiter, die die wichtigsten Abnehmer 
auf dem Weltrohstoff markt sind, nahm im Zuge des 
kräftigen Kon junkturauf Schwungs deutlich zu. 
Auch in Japan und in Europa hat sich die Nach- 
frage nach Rohstoffen kräftig erhöht, nicht so stark 
freilich wie in den Vereinigten Staaten. Das war der 
wichtigste Einfluß auf die realen Marktverhält- 
nisse. 

Übersehen wird meistens der Zusammenhang zwi- 
schen der Aufwertung des Dollar und der Senkung 
der Dollarpreise auf den Rohstoffmärkten. Die Hö- 
herbewertung des amerikanischen Dollar als der 
Währung, in der weltweit Rohstoffpreise notiert 
und Lieferverträge abgeschlossen werden, ändert 
am Verhältnis von Angebot und Nachfrage atif den 
Weltmärkten nicht direkt etwas. Wenn die Währung 
höher bewertet wird, in der die Preise ausgedrückt 
sind, also der Wertmaßstab sich ändert, dann ver- 
ringern sich die Preisgebote der Käufer und die 
Angebotspreise der Verkäufer entsprechend. Beob- 
achtet man etwas anderes, so hätte das nicht direkt 
etwas mit der Änderung des Wertmaßstabes zu tun, 
sondern mit gleichzeitig auftretenden Änderungen 
der Marktverhältnisse. Zu den Ursachen dafür ge- 
hörte nur unter vielem anderen auch die Auswir- 
kung der Dollaraufwertung auf die Wirtschaft in 
aller Welt und darüber — insoweit indirekt und nir- 
gendwo unmittelbar erkennbar — auf Angebot und 
Nachfrage an den Rohstoffmärkten. Diese indirek- 
ten Wirkungen können ihrerseits vielfältiger Art 
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Schaubild 20 



sein. Sie entstehen über Vermögenswirkungen der 
Dollaraufwertung sowie über Veränderungen der 
relativen Güterpreise, namentlich im Handelsver- 
kehr zwischen den Vereinigten Staaten und der üb- 
rigen Welt (auch, aber nicht nur im Rohstoffhan- 
del), und dürften im ganzen an den Weltrohstoff- 
märkten im Zweifel preissteigernd zu Buche schla- 
gen, wenn auch nicht notwendigerweise beträcht- 
lich. 

In D-Mark bewertet waren Rohstoffe nach Berech- 
nungen des HWWA-Instituts in den ersten neun 
Monaten um 8 vH teurer als ein Jahr zuvor. Diesen 


Anstieg hat man im wesentlichen im Zusammen- 
hang mit der konjunkturell weltweit gewachsenen 
Rohstoffnachfrage zu sehen, nicht aber mit dem 
Wertverlust der D-Mark gegenüber dem Dollar. 

167. Bei den gewerblichen Erzeugnissen aus in- 
ländischer Produktion haben sich die Vorprodukte 
am stärksten verteuert. Darin schlägt sich jedoch 
nicht allein der Anstieg der Rohstoff kosten nieder. 
Bei einer Reihe von Stahlerzeugnissen hat die Eu- 
ropäische Kommission Mindestpreise eingeführt 
und diese bereits zweimal her aufgesetzt. Die Anbie- 
ter von chemischen Erzeugnissen, bei denen die Ka- 
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pazitäten nach der kräftigen Mengenkonjunktur 168 . Die Preisberuhigung bei den gewerblichen 
des Jahres 1983 gut ausgelastet waren, nutzten die Fertigwaren ist auch ohne große Verzögerung den 
anhaltend günstige Nachfrage nun in verstärktem Verbrauchern zugute gekommen. Für industriell 
Maße zu Preiserhöhungen. Für heimische Vormate- hergestellte Güter, auf die fast die Hälfte der ge- 
rialien mußten die weiterverarbeitenden Unterneh- samten Konsumausgaben entfällt, mußten die pri- 
men zuletzt über 4 vH mehr bezahlen als vor einem vaten Haushalte im Oktober 2,1 vH mehr bezahlen 
Jahr. als ein Jahr zuvor. Die Teuerung ließ in diesem 

Jahr aber auch dort nach, wo in den letzten beiden 
Deutlich schwächer war der Preisauftrieb auf der Jahren nur geringe Fortschritte zu verzeichnen wa- 
industriellen Erzeugerstufe dagegen bei den Fertig- ren, so bei den Dienstleistungen. Auch der Anstieg 
waren; sowohl die Preise für Investitionsgüter als der Mieten hat sich nun deutlich abgeflacht. Die 
auch für Verbrauchsgüter lagen im September um Befürchtung, daß die Ende 1982 beschlossenen 
2 V 2 vH über ihrem Vorjahresstand. Liberalisierungsmaßnahmen auf dem Wohnungs- 
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markt eine anhaltende Mieterhöhungswelle in 
Gang setzen würden, hat sich nicht bestätigt. Be- 
trug der Anstieg der Mieten 1982 noch 5 vH, so ist er 
inzwischen auf 3 V 2 vH zurückgegangen, und dies, 
obwohl von den stark erhöhten Kapitalkosten her 
wesentlich stärkere Anhebungen der Mieten nahe- 
lägen. Dies läßt die Marktlage offenbar nicht zu. 

169 . Die Schere zwischen den Preisen bei Vorma- 
terialien und Fertigwaren könnte zu dem Schluß 
verleiten, deiß die Erträge der Unternehmen von der 
Kostenseite erneut unter Druck geraten sind und 
daß dieser sich früher oder später in höheren Preis- 
steigerungen auch im Endabsatz auflösen müßte. 
Von dem Anstieg der Preise für alle im Inland und 
im Export abgesetzten Güter, der im Jahresdurch- 
schnitt 1984 rund 2 V 2 vH betragen dürfte, kamen 
nur IV 2 Prozentpunkte den heimischen Anbietern 
zugute. Gemessen am Preisindex des Bruttosozial- 
produkts, das die Importe nicht enthält, hat sich die 
heimische Wertschöpfung um 2 vH verteuert, ver- 
glichen mit 3,2 vH und 4,7 vH in den beiden vorher- 
gehenden Jahren. In noch stärkerem Maße hat sich 
jedoch der inländische Kostenauftrieb abge- 
schwächt. Der Anstieg der Stückkosten, der im we- 
sentlichen von den Arbeitskosten bestimmt wird, ist 
zwischen 1982 und 1984 von nahezu 4 vH auf IV 2 vH 
zurückgegangen. Die heimischen Unternehmen 
konnten also, anders als zunächst zu vermuten, bei 
abnehmenden Preissteigerungen ihren Nettoerlös, 
je Stück gerechnet, erhöhen. Im Jahre 1984 sind die 
Erträge darüber hinaus durch eine günstigere Men- 
genkonjunktur verbessert worden. Diese ist offen- 
sichtlich auch dadurch begünstigt, daß viele Unter- 
nehmen bestrebt waren, ihren Absatz durch eine 
flexible Preispolitik zu steigern. 


Die Preise, so scheint es, passen ungeachtet der 
Verteuerung von Vorprodukten nun im allgemeinen 
wieder besser zu den Kosten. 

170 . Bei dem Urteil, wie fundiert die Stabilisie- 
rungserfolge in diesem Jahr sind, darf nicht außer 
acht gelassen werden, daß nach wie vor ein Infla- 
tionsgefälle zwischen dem Ausland und dem Inland 
besteht, das — selbst wenn man vom Dollar absieht 
— nicht voll durch eine Höherbewertung der 
D-Mark korrigiert worden ist. 

Eine stärkere Geldentwertung im Ausland, die 
nicht durch eine entsprechende Wechselkursände- 
rung neutralisiert wird, zieht früher oder später 
über steigende Preise im Außenhandel auch das 
inländische Preisniveau mit nach oben, weil der 
Wettbewerbsdruck von außen nachläßt, und die Ex- 
porteure den Preiserhöhungsspielraum im Ausland 
zum Anlaß nehmen, die Preise im Inland ebenfalls 
zu erhöhen. Tatsächlich sind aber im Jahre 1984 die 
Preise für Fertigwaren sowohl im Import als auch 
im Export weniger gestiegen als im Ausland. Offen- 
sichtlich war es sowohl für die ausländischen An- 
bieter auf dem Inlandsmarkt als auch für die heimi- 
schen Anbieter auf den Auslandsmärkten vorran- 
gig, zunächst durch Preiszurückhaltung den Absatz 
zu fördern und die Kapazitäten besser auszulasten, 
so daß die Gefahr eine? Inflationsimports bislang 
nicht akut wurde. 

171 . Daß sich das Tempo der Geldentwertung 
auch bei zunehmender Nachfrage verlangsamt hat, 
ist wie erwähnt, nicht ungewöhnlich. Dies war auch 
in früheren vergleichbaren Konjunkturphasen 
nicht anders (Schaubild 22). In den fünfziger und 


Schaubild 22 


ZUR PREISENTWICKLUNG IM ZYKLUS D 



1) Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte (1980 = 100). - 2) Aus saisonbereinigten Zahlen. Gleitende 3-Monatsdurchschnitte der Abweichung vom Trend (Trend- 
berechnung nach dem Verfahren der Deutschen Bundesbank). 

Phasen der Konjunkturabschwächung. Gemessen am Rückgang der trendbereinigten Produktion des produzierenden Gewerbes (ohne Baugewerbe und Energiewirtschaft}. 
SR 840912 
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sechziger Jahren hatte sich ein zyklisches Muster 
herausgebildet, wonach die Teuerung in der An- 
fangsphase des Aufschwungs nachließ, weil die Un- 
ternehmen bei noch niedriger Auslastung ihrer An- 
lagen die Vorteile der Mengenkonjunktur nutzten. 
Erst mit steigender Kapazitätsauslastung und mit 
zunehmender Anspannung auf dem Arbeitsmarkt 
hatte sich der Preisauftrieb wieder beschleunigt. 
Dieses konjunkturelle Muster der Geldentwertung 
war auch in den siebziger Jahren erhalten ge- 
blieben. 

VIII. Mehr Produktion — mehr Einkommen 

172 . Hinsichtlich der Einkommensentwicklung 
hat das Jahr 1984 nach einer Reihe magerer Jahre 
erstmals wieder eine gewisse Besserung gebracht. 


Die Beschäftigungslage verschlechterte sich nicht 
mehr, die Bruttoeinkommen aus unselbständiger 
Arbeit nahmen in realer Rechnung wieder zu. Die 
Besserung der Gewinnsituation der Unternehmen 
hat sich fortgesetzt, wenngleich nicht so kräftig wie 
im vergangenen Jahr. Der Anstieg der Arbeitsein- 
kommen nach Steuern blieb allerdings noch hinter 
der Rate der Geldentwertung zurück. Die Renten 
erhöhten sich etwa im gleichen Maße wie die Netto- 
Arbeitseinkomen. Deutlich schlechter war die Ein- 
kommenssituation jener Haushalte, die vor allem 
Arbeitslosenunterstützung beziehen. 

173 . Die Bruttoeinkommen aus unselbständiger 
Arbeit sind in diesem Jahr nach zwei Jahren gerin- 
ger Zuwächse wieder stärker gestiegen (Tabelle 15). 
Ein wichtiger Grund dafür war, daß die Beschäfti- 
gungslage sich nur noch wenig verschlechterte. Die 


Tabelle 15 


Verteilung des Volkseinkommens 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 





Einkommen aus 

- Zeitraum 

Volks- 

einkommen 

unselbständiger Arbeit 

Unternehmertätigkeit 
und Vermögen 




brutto^) 

netto“)“) 

brutto^) 

netto“)®) 

1960- 

1969 


+ 7,6 

+ 8,6 

+ 7,8 

+ 5,8 

+ 5,6 

1970- 

1979 

.6) 

+ 8,3 

+ 8,9 

+ 7,4 

+ 6,9 

+ 6,6 

1980- 

1984 


+ 3,8 

+ 2,9 

+ 1,8 

+ 6,0 

+ 6,9 

1970 


+ 14,6 

+18,6 

+ 15,5 

+ 6,9 

+ 11,3 

1971 


+ 10,9 

+ 13,4 

+ 11,2 

+ 5,5 

+ 4,9 

1972 


+ 9,7 

+ 10,1 

+ 9,6 

+ 8,9 

+ 9,1 

1973 


+ 11,9 

+ 13,5 

+ 9,0 

+ 8,1 

+ 3,9 

1974 


+ 7,1 

+ 10,2 

+ 8,1 

- 0,5 

- 0,8 

1975 


+ 3,9 

+ 4,2 

+ 3,7 

+ 3,0 

+ 5,2 

1976 


+ 9,5 

+ 7,5 

+ 4,0 

+ 14,8 

+ 14,1 

1977 


+ 6,5 

+ 7,0 

+ 6,1 

+ 5,0 

- 0,1 

1978 


+ 7,8 

+ 6,7 

+ 7,6 

+ 10,8 

+ 14,8 

1979 


+ 7,7 

+ 7,8 

+ 8,0 

+ 7,5 

+ 9,5 

1980 


+ 5,7 

+ 8,4 

+ 6,5 

- 0,9 

+ 0,5 

1981 


+ 3,3 

+ 4,6 

+ 3,9 

- 0,1 

+ 1,0 

1982 1 

•’) 


+ 3,2 

+ 2,2 

+ 0,9 

+ 6,1 

+ 6,4 

1983 J 


+ 4,2 

+ 1,7 

+ 0,4 

+ 11,2 

+ 12,9 

1984“) 


+ 4 V 2 

+ 3 V 2 

+ 2 

+ 7 

+ 7 V 2 


Bruttolohn- und -gehaltssumme zuzüglich tatsächlicher und unterstellter Sozialbeiträge der Arbeitgeber. 

Nettolohn- und -gehaltssumme: Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit abzüglich tatsächlicher und imterstellter Sozialbeiträge der 
Arbeitgeber, Lohnsteuer (einschließlich Erstattungen beim Jahreslohnsteuerausgleich; ohne Lohnsteuer auf Pensionen) und Sozialbeiträge der 
Arbeitnehmer. 

Die direkten Steuern sind unter anderem nicht bereinigt um den Saldo aus Erstattungen und Nachzahlungen von Steuern auf Einkünfte aus 
unselbständiger Arbeit der gemäß § 46 EStG veranlagten Lohnsteuerpflichtigen. 

Im wesentlichen: Einkommen der privaten Haushalte und des Staates aus Zinsen, Dividenden und sonstigen Ausschüttungen der Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit, Einkommen der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit. 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen abzüglich öffentlicher Abgaben (direkte Steuern und ähnliches wie zum Beispiel 
Pflichtbeiträge der Selbständigen zur Sozialversicherung). 

*) Durchschnittlich jährliche Veränderung. 

’) Vorläufige Ergebnisse. 

®) Eigene Schätzung, 
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Anzahl der beschäftigten Arbeitnehmer war nur 
noch um V2 vH niedriger als im Vorjahr. Das Ar- 
beitsvolumen in der Gesamtwirtschaft blieb trotz 
der arbeitskampfbedingten Ausfälle fast unverän- 
dert; in den drei zurückliegenden Jahren war es 
jeweils um fast 2 vH gesunken. Mehr Überstunden 
und weniger Kurzarbeit schlugen etwa ebenso 
stark zu Buche wie der Ausfall an Arbeitsstunden 
durch Arbeitskämpfe. 

Die effektiv gezahlten Stundenverdienste waren 
um 3 V2 vH höher, sie sind also etwas stärker gestie- 
gen als die durchschnittlichen Tarifverdienste (Zif- 
fer 127). Die Summe der Bruttolöhne und -gehälter 
in der Gesamtwirtschaft war damit um 3 vH höher 
als im Jahre 1983. 

174 . Stärker als im letzten Jahr öffnete sich die 
Schere zwischen Bruttoverdiensten und Nettover- 
diensten; das Nettoeinkommen aus unselbständiger 
Arbeit stieg nur um 2 vH. Außer auf die Progres- 
sionswirkung der Lohnsteuer ist das vor allem dar- 
auf zurückzuführen, daß die Beiträge zur Renten- 
versicherung stärker stiegen als die Arbeitseinkom- 
men. Gewichtiger noch als die im Laufe des Jahres 
1983 in Kraft getretene Beitragssatzerhöhung war 
dabei die seit Anfang 1984 geltende erweiterte Ein- 
beziehung von Sonderzahlungen in die Bemes- 
sungsgrundlage. 

175 . Der Anstieg der Bruttoeinkommen aus Unter- 
nehmertätigkeit und Vermögen war mit 7 vH deut- 
lich schwächer als im Vorjahr. Das aus diesen Ein- 
kommen erwachsende Steueraufkommen blieb ein 
weiteres Mal hinter dem Zuwachs der Bruttogröße 
zurück, so daß das zugehörige Nettoeinkommen 
stärker stieg (-f 7 V 2 VH). 

176 . Bei der Abschätzung der Entwicklung der Un- 
ternehmensgewinne im engeren Sinne müssen vom 
Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen eine Reihe von Einkommensgrößen ab- 
gesetzt werden, über deren aktuelle Veränderung 
allenfalls einige Anhaltspunkte vorliegen. Stellt 
man auf die Gewinne der Produktionsunternehmen 
ab, so sind unter anderem die Vermögenseinkünfte 
der privaten Haushalte sowie die Gewinne der Ban- 
ken und Versicherungen beiseite zu halten. Die 
Überschüsse von Banken und Versicherungen dürf- 
ten nach dem starken Anstieg im letzten Jahr nun 
langsamer zugenommen haben. Auch die Vermö- 
genseinkünfte der privaten Haushalte, im wesentli- 
chen Zinseinkommen und Einkommen aus Vermie- 
tung und Verpachtung, haben sich angesichts der 
Zinsentwicklung und der Lage auf dem Wohnungs- 
markt wohl nicht sehr stark erhöht. 

Schätzungen der Bundesbank zufolge wiesen die 
Gewinne der Produktionsunternehmen im ersten 
Halbjahr 1984 gegenüber dem entsprechenden Vor- 
jahreszeitraum einen Anstieg um rund 8 vH auf. 
Das Einkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen war im ersten Halbjahr nur um 5V2 vH 
höher. 

Im zweiten Halbjahr 1984 dürfte die Zuwachsrate 
der Unternehmensgewinne noch deutlicher als im 


ersten über der von uns auf 8 V 2 vH veranschlagten 
Zuwachsrate für die Einkommen aus Unternehmer- 
tätigkeit und Vermögen insgesamt liegen. Auch im 
ersten Halbjahr wäre der Abstand größer gewesen, 
hätte nicht der Arbeitskampf die Gewinne beein- 
trächtigt. 

Im vergangenen Jahr waren die Einkommen aus 
Unternehmertätigkeit und Vermögen um 11,2 vH 
angestiegen, die Unternehmensgewinne nach er- 
sten, noch unvollständigen Ergebnissen der Volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen um rund 
14 vH. Auf die weiter zurückreichende Entwicklung 
der Gewinnsituation der Unternehmen sind wir an 
anderer Stelle dieses Gutachtens eingegangen (Zif- 
fern 142 ff). 

177 . Über die Gewinnentwicklung in den einzel- 
nen Branchen liegen bislang wenig genaue Infor- 
mationen vor. Immerhin spricht vieles dafür, daß 
sich die Ertragslage der Unternehmen, bei allen Un- 
terschieden von Branche zu Branche sowie von Un- 
ternehmen zu Unternehmen, in diesem Jahr in der 
Breite der Volkswirtschaft weiter verbessert hat. 

Vor allem im verarbeitenden Gewerbe profitierten 
immer mehr Unternehmen von der fortschreiten- 
den konjunkturellen Erholung. Positiv in der Er- 
folgsrechnung schlug hier besonders das rege Aus- 
landsgeschäft zu Buche. Dies kam auch den Zuliefe- 
rern der exportorientierten Branchen zugute. Insge- 
samt haben die Unternehmen im Ausland für ihre 
Produkte bessere Erlöse erzielt als im Inland, und 
dies, ohne ihre Wettbewerbsfähigkeit gegenüber 
den ausländischen Konkurrenten zu gefährden. Al- 
lerdings haben wohl viele Unternehmen die hohen 
Gewinne aus dem Auslandsgeschäft dieses Jahres 
angesichts des ungewöhnlichen Dollarkurses nicht 
für dauerhaft zu nehmen. 

Zu den ertragsstarken Branchen gehörte auch in 
diesem Jahr die chemische Industrie. Kräftige Im- 
pulse von der Auslandskonjunktur sowie der Abbau 
von Kapazitäten in verlustreichen Sparten sorgten 
hier für einen abermaligen Gewinnanstieg. Eben- 
falls günstig war das Ertragsbild, bisherigen Infor- 
mationen zufolge, bei den Herstellern von elektro- 
technischen Erzeugnissen. Auch im Maschinenbau, 
in dem die konjunkturelle Erholung erst spät Tritt 
gefaßt hat, zeichnete sich in diesem Jahr eine Bes- 
serung der Ertragslage ab. Das gleiche gilt für die 
Unternehmen der Textilindustrie. Für den Fahr- 
zeugbau hatte sich das Jahr gut angelassen; die im 
Ausland wie im Inland guten Absatzchancen konn- 
ten aber wegen der in dieser Branche besonders 
schwerwiegenden Arbeitskampffolgen nicht voll 
genutzt werden; die Gewinne haben auch über das 
ganze Jahr gerechnet darunter gelitten. In der 
Stahlindustrie sind die Erlöse wegen des gestiege- 
nen Absatzes im Inland und Ausland und der her- 
aufgesetzten Verkaufspreise nun besser, vielfach 
decken sie aber noch nicht die Kosten. In der Bau- 
wirtschaft hat sich die Ertragslage nach vorüberge- 
hender Besserung erneut verschlechtert. Hierfür 
spricht auch die wieder steigende Zahl der Insol- 
venzen in diesem Bereich. 
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178 . Kaum höher als 1983 waren die Transferein- 
kommen, die die privaten Haushalte von Bund, Län- 
dern und Gemeinden sowie von den Sozialversiche- 
rungen erhalten. Im vergangenen Jahr hatten diese 
Einkommen, in der Hauptsache Renten und Lei- 
stungen an Arbeitslose, um 2,6 vH zugenommen, 
1982 noch um 5,3 vH; in diesem Jahr beträgt die 
Zunahme 1 vH. 

179 . Die Renten wurden zum 1. Juli dieses Jahres 
erstmalig gemäß der inhaltlich neu gefaßten Ren- 
tenformel erhöht. Entsprechend dem Anstieg des 
Lohn- und Gehaltsniveaüs im Jahre 1983 beträgt 
die Anhebung 3,4 vH. Nach der früher gültigen For- 
mel hätte eine Steigerungsrate von 5,2 vH angesetzt 
werden müssen. Die Regelung läßt Minderzahlun- 
gen in Höhe von etwa IV 2 Mrd DM erwarten. Zu- 
sätzlich ist zu berücksichtigen, daß nun weitere 
2 vH der Rente als Krankenversicherungsbeitrag 
der Rentner abzuführen sind. 

Das Rentenniveau, also das Verhältnis zwischen 
dem Rentenzahlbetrag für einen Durchschnittsver- 
diener mit 40 Versicherungsjahren und dem durch- 
schnittlichen Einkommen eines Erwerbstätigen ist 
im Jahresdurchschnitt gleichwohl höher als 1983, 
weil sich darin zum Teil noch die stärkere Renten- 
erhöhung von Mitte letzten Jahres ausdrückt 
(Tabelle 16). 

180 . Die Zahlungen an Arbeitslose sind trotz der 
im Jahresdurchschnitt noch leicht erhöhten Anzahl 
von Arbeitslosen beträchtlich zurückgegangen, was 
seine Ursache teils in Veränderungen der Lei- 
stungssätze, teils in Veränderungen in der Struktur 
der Leistungsempfänger hatte (Ziffer 124). Schon 
seit längerem hat sich das Verhältnis zwischen dem 
verfügbaren Einkommen von sogenannten Arbeits- 
losenhaushalten und anderen privaten Haushalten 
verschlechtert. In der ^it von 1972 bis 1982 hat sich 
der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe zu- 
folge das verfügbare Einkommen von Arbeitslosen- 
haushalten real um 4 vH vermindert, während die 
privaten Haushalte insgesamt in der gleichen Zeit 
einen durchschnittlichen Einkommensanstieg um 
real 12 vH erreichen konnten. Seither dürfte sich 
diese Schere noch weiter geöffnet haben. Unter ei- 
nem Arbeitslosenhaushalt wird dabei ein Haushalt 
verstanden, dessen Haushaltsvorstand arbeitslos 
gemeldet ist, unabhängig davon, ob andere Haus- 
haltsangehörige Erwerbseinkommen oder andere 
Einkommen beziehen. Dies bedeutet, daß die so zu- 
sammgefaßten Haushalte finanziell sehr unter- 
schiedlich gestellt sein dürften. 

Beim Mutterschaftsgeld werden aufgrund der Kür- 
zungen Minderzahlungen in Höhe von 300 Mio DM 
erwartet. Die monatliche Zahlung wurde hier von 
750 DM auf 510 DM gekürzt Ab 1987 sollen alle, also 
auch die nicht berufstätigen Mütter (oder Väter), 
einen Anspruch auf Erziehungsgeld haben. 

181 . Die Einkommen, die die privaten Haushalte 
zur Verfügung haben, dürften insgesamt um 3 V 2 vH 
höher sein als 1983 (Tabelle 17), Erstmals wieder 
seit 1980 ginge der Einkommenszuwachs damit 
nennenswert über das Maß der Verteuerung des 


privaten Verbrauchs hinaus. Dabei ist unterstellt, 
daß die Gewinnentnahmen, die immerhin fast ein 
Drittel des verfügbaren Einkommens ausmachen, 
nicht mehr wie im letzten Jahr hinter der Gewinn- 
zunahme zurückblieben. 


Tabelle 16 


Rentenniveau 


Jahr 

Monatliche 
Rente ^)^) 

Altersruhegeld ^) 
gemessen am 

Brutto- 
arbeits- 
entgelt ^) 

Netto- 

arbeits- 

entgelt®) 

DM 

vH 

1960 

240,60 

47,3 

56,2 

1961 

253,60 

45,3 

54,2 

1962 

266,30 

43,6 

52,5 

1963 

283,90 

43,3 

53,0 

1964 

307,10 

43,5 

52,9 

1965 

335,90 

43J 

52,7 

1966 

363,80 

44,1 

53,9 

1967 

392,90 

46,1 

56,7 

1968 

424,50 

47,0 

57,3 

1969 

459,80 

46,6 

57,7 

1970 

489,00 

44,0 

56,8 

1971 

515,90 

41,5 

54,4 

1972 

600,40 

42,2 

57,0 

1973 

668,60 

41,6 

56,3 

1974 

743,50 

41,6 

57,0 

1975 

826,00 

43,2 

59,1 

1976 

916,90 

44,8 

62,8 

1977 

1 008,10 

46,3 

65,6 

1978 

1 008,10 

46,1 

64,7 

1979 

1 053,40 

45,7 

63,8 

1980 

1 095,60 

44,6 

63,2 

1981 

1 139,40 

44,2 

63,0 

1982 

1 205,00 

44,9 

64,7 

1983 

1 272,30 

44,6 

64,6 

1984®) 

1 315,50 

45,2 

65,1 


Für Bestandsrenten in der Rentenversicherung der Arbeiter und 
der Angestellten bei einer persönlichen Bemessungsgrundlage von 
100 vH (Durchschnittsverdienst) und 40 anrechnungsfähigen Ver- 
sicherungsjahren. 

Rentenbetrag am Stichtag 1. Juli des jeweiligen Jahres. 

Für Bruttorentenniveau; Bruttorente; für Nettorentenniveau: Ren- 
tenzahlbetrag (nach Abzug des Krankenversicherungsbeitrags) im 
Kalenderjahr. 

^) Durchschnittliches Bruttojahresarbeitsentgelt aller Versicherten. 

®) Das Nettoarbeitsentgelt ist aus dem Bruttojahresarbeitsentgelt 
durch Abzug der durchschnittlichen Belastung aller beschäftigten 
Arbeitnehmer mit Lohnsteuer und Sozialbeiträgen berechnet. 

®) Schätzung des BMA. 


QueUe: BMA 
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Tabelle 17 


Zur Entwicklung des verfügbaren Einkommens der privaten Haushalte*) 


Jahr 

Nettolohn- 

imd 

-gehalts- 

summe 

Entnom- 
mene Ge- 
winne und 
Vermö- 
gensein- 
kommen 

Empfan- 

gene 

laufende 

Übertra- 

Verfüg- 

bares 

Ein- 

kommen®) 

Nettolohn- 

und 

-gehalts- 

summe 

Entnom- 
mene Ge- 
winne und 
Vermö- 
gensein- 
kommen®) 

Empfan- 

gene 

laufende 

Übertra- 

Verfügbares 

Einkommen®) 



gungen’) 

gungen’) 

nominal 

real®) 



MrdDM 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

1960-1969 






+ 7,8 

+ 9,0 

+ 8,1 

+ 8,2 

-1-5,4 

1970-1979 

1 OOO 1 00.4 






+ 7,4 

4 - 1 si 

+ 8,4 

4. 7 9 

+11,4 

4 ~ ^ Q 

+ 8,5 

4- 9 x 

+3,2 

0 Q 

1970 



238,60 

111,60 

77,77 

427,97 

^ 1,0 

+15,5 

-t- / 

+ 9,8 

+ 6,0 

+12,2 

+ 8,2 

1971 


265,22 

122,02 

86,12 

473,36 

+11,2 

+ 9,3 

+10,7 

+10,6 

+4,8 

1972 


290,66 

140,02 

97,51 

528,19 

+ 9,6 

+14,8 

+13,2 

+ 11,6 

+5,6 

1973 


ßl6,70 

149,28 

109,21 

575,19 

+ 9,0 

+ 6,6 

+12,0 

+ 8,9 

+1,8 

1974 


342,40 

155,36 

126,99 

624,75 

+ 8,1 

+ 4,1 

+16,3 

+ 8,6 

+ 1,3 

1975 


355,16 

174,16 

160,10 

689,42 

+ 3,7 

+ 12,1 

+26,1 

+10,4 

+4,0 

1976 


369,52 

189,43 

171,39 

730,34 

+ 4,0 

+ 8,8 

+ 7,1 

+ 5,9 

+1J 

1977 


392,15 

197,60 

185,62 

775,37 

+ 6,1 

+ 4,3 

+ 8,3 

+ 6,2 

+2,5 

1978 


421,76 

207,97 

195,06 

824,79 

+ 7,6 

+ 5,2 

+ 5,1 

+ 6,4 

+3,5 

1979 


455,37 

230,60 

206,03 

892,00 

+ 8,0 

+10,9 

+ 5,6 

+ 8,1 

+3,9 

1980 


484,92 

250,18 

221,87 

956,97 

+ 6,5 

+ 8,5 

+ 7,7 

+ 7,3 

+ 1,6 

1981 


503,94 

275,27 

237,66 

1 016,87 

+ 3,9 

+10,0 

+ 7,1 

+ 6,3 

+ 0,2 

1982 1 

. 8 ) 


508,34 

285,80 

250,82 

1 044,96 

+ 0,9 

+ 3,8 

+ 5,5 

+ 2,8 

-2,1 

1983 J 


510,21 

301,21 

257,74 

1 069,16 

+ 0,4 

+ 5,4 

+ 2,8 

+ 2,3 

-0,6 

1984’; 


520 

330V2 

258V2 

1 109 

+ 2 

+ 9^/2 

+ V2 

+ 3^12 

+1 


Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. 

Bruttolohn- und -gehaltssumme abzüglich Lohnsteuer und Sozialbeiträge der Arbeitnehmer. 

Nach Abzug der Zinsen auf Konsumentenschulden. 

Soziale Leistungen vom Staat, von Unternehmen, von privaten Organisationen ohne Erwerbszweck und von der übrigen Welt nach Abzug 
nichtzurechenbarer geleisteter laufender Übertragungen, der Lohnsteuer auf Pensionen und der Sozialbeiträge des Staates für Empfänger 
sozialer Leistungen. 

Nach Abzug der Zinsen auf Konsumentenschulden und der geleisteten laufenden Übertragungen. Ohne nichtentnommene Gewinne der Unter- 
nehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit. 

Deflationiert mit dem Preisindex des privaten Verbrauchs (1976 = 100). 

’) Durchschnittlich jährliche Veränderung. 

Vorläufige Ergebnisse. 

®) Eigene Schätzung. 


Zur Reallohnposition der Arbeitnehmer 

182 , Die Lohnentwicklung hat in den vergangenen 
Jahren dazu beigetragen, deü3 Spielraum entstand 
für eine Verbesserung des Verhältnisses von Erlö- 
sen und Kosten im Untemehmensbereich. Wir 
schätzen diesen Beitrag ab anhand der Verände- 
rung der sogenannten Reallohnposition der Arbeit- 
nehmer. Die Reallohnposition bleibt unverändert, 
wenn die Löhne mit einer Rate steigen, bei der sich 
die Löhne im Verhältnis zu den Erlösen der Unter- 
nehmen, diese vermindert um die übrigen Kosten, 
nicht verändern. Immer schwieriger wird es aller- 
dings, dabei einen vernünftigen Ansatz für die Ver- 


änderung der Zinskosten zu finden. Wir lassen 
diese daher zunächst beiseite. 

Auch aufgrund unserer Überlegungen zur Inflationsherei- 
nigung des Sozialprodukts haben unr eine Änderung in 
der Darstellung der Reallohnposition vorgenommen (Zif^ 
fern 246 f). Bei der Bestimmung der Produktivitätsände- 
rung gehen unr jetzt von der Größe „Realwert des Sozial- 
produkts“ (abzüglich der Wertschöpfung des Staates) aus. 
Diese Realeinkommensgröße unterscheidet sich — uHe an 
anderer Stelle ausgeführt — vom Bruttosozialprodukt zu 
konstanten Preisen dadurch, daß sie auch Veränderungen 
der realen Austauschrelation mit dem Ausland (Terms of 
Trade) abbildet Die Veränderungsrate des Realwertes des 
Sozialprodukts je Erwerbstätigen entspricht der Verände- 
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rungsrate des Bruttoinlandsprodukts in konstanten Prei- 
sen je Erwerbstätigen zuzüglich des Terms-of-Trade-Ef- 
fekts. Implizit hat sich auch die Berechnung des Terms- 
of-Trade-Effekts etwas geändert (Anhang IV, Abschnitt B), 

183 . Die Bruttoeinkommen je Beschäftigten, das 
sind die Bruttoverdienste zuzüglich der Sozialbei- 
träge der Arbeitgeber, haben sich gegenüber 1983 
um 4 vH erhöht, also etwa mit der gleichen Rate wie 
im Vorjahr. Dem steht die Zunahme des realen Pro- 
duktionsergebnisses — gerechnet als Realwert des 
Bruttosozialprodukts je Erwerbstätigen — gegen- 
über, die mit 2,5 vH im Vergleich zum zurückliegen- 


den Jahr etwas geringer ausfällt, vor allem deshalb, 
weil von der Änderung des Austauschverhältnisses 
mit dem Ausland ein einkommensmindernder Ef- 
fekt ausging. Auf der Erlösseite der Unternehmen 
ist zu berücksichtigen, daß die Preise für den Ver- 
kauf von Gütern und Diensten an private und öf- 
fentliche Haushalte um 2,6 vH erhöht werden konn- 
ten. Erlösmindernd wirkten die indirekten Steuern; 
im Vergleich mit dem Jahr 1983 schlägt die Mehr- 
wertsteuererhöhung vom l.Juli 1983 noch zur 
Hälfte zu Buche. Vom Zurückbleiben anderer indi- 
rekter Steuern sowie von steigenden Subventionen 
— darunter auch der der Landwirtschedt gewährten 


Tabelle 18 


Zur Entwicklung der Reallohnposition 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 


Jahr 

Brutto- 
lohn- und 
-gehalts- 
summe je 
Arbeit- 
nehmer^) 

Lohn- 
kosten- 
effekt der 
Arbeit- 
geber- 
beiträge 

Produk- 

tivitäts- 

effekt") 

Terms- 

of-Trade- 

Effekt®) 

Realwert 
des Brutto- 
sozial- 
produkts je 
Erwerbs- 
tätigen 
(3)+(4) 

Kosten- 
effekt 
von in- 
direkten 
Steuern 
und Sub- 
ventionen 

Preis- 
effekt 
(privater 
Ver- 
brauch 
und staat- 
liche 
Käufe) 

Ab- 
schrei- 
bungs- 
ef f ekt ®) 

Reallohn- 

position 

ohne 

Zinskosten 
(l)+(2) 
minus 
(5) bis (8) 

(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

(6) 

(7) 

(8) 

(9) 

1963 


+ 6,0 

-0,1 

+ 3,1 

-0,2 

+2,9 

+ 0,7 

+3,2 

-0,4 

-0,6. 

1964 


+ 9,6 

-0,9 

+ 7,5 

+ 0,1 

+7,7 

-0,1 

+2,1 

-0,3 

-0,8 

1965 


+ 8,9 

+0,4 

+ 5,4 

-0,2 

+ 5,2 

+0,8 

+3,1 

-0,3 

+ 0,2 

1966 


+ 7,0 

+ 0,3 

+3,0 

+0,2 

+ 3,2 

+ 0,0 

+3,5 

-0,3 

+0,7 

1967 


+ 3,1 

-0,1 

+3,6 

+ 0,4 

+4,0 

-0,5 

+ 1,3 

-0,2 

-1,6 

1968 


+ 6,5 

+ 0,4 

+ 6,3 

-0,1 

+ 6,2 

+ 1,4 

+2,0 

-0,2 

-2,4 

1969 


+ 9,0 

+ 0,2 

+ 6,4 

+ 0,3 

+6,8 

-2,5 

+2,6 

-0,2 

+2,5 

1970 


+ 15,7 

+ 0,7 

+4,1 

+ 0,9 

+5,0 

+2,5 

+4,9 

-0,1 

+3,3 

1971 


+ 10,5 

+ 0,4 

+ 2,8 

+ 0,5 

+3,3 

+0,0 

+ 6,2 

-0,2 

+ 1,1 

1972 


+ 9,5 

+ 0,7 

+5,0 

+ 0,1 

+5,1 

+0,0 

+ 5,5 

-0,2 

-0,3 

1973 


+ 11,0 

+ 0,8 

+4,2 

-0,4 

+ 3,7 

+0,2 

+7,0 

-0,3 

+0,9 

1974 


+ 10,4 

+ 0,6 

+2,1 

-1,3 

+ 0,7 

+ 1,0 

+8,0 

-0,4 

+ 1,5 

1975 


+ 6,3 

+ 0,8 

+ 1,4 

+ 0,5 

+ 1,9 

+ 1,1 

+ 6,0 

-0,1 

^ -1,7 

1976 


+ 7,9 

+ 0,9 

+7,4 

-0,5 

+ 6,9 

-0,3 

+4,0 

-0,2 

-1,6 

1977 


+ 7,0 

-0,3 

+ 3,6 

-0,1 

+3,5 

-0,0 

+3,6 

-0,2 

-0,3 

1978 


+ 5,6 

+ 0,3 

+2,8 

+ 0,8 

+3,6 

-0,2 

+3,1 

-0,1 

-0,6 

1979 


+ 5,9 

+ 0,3 

+3,2 

-0,8 

+2,3 

-0,4 

+4,6 

-0,4 

+0,1 

1980 


+ 6,6 

+ 0,3 

+0,8 

-1,5 

-0,7 

+0,1 

+5,9 

-0,5 

+2,1 

1981 


+ 5,0 

+0,3 

+0,9 

-1,2 

-0,2 

+0,2 

+5,9 

-0,4 

-0,2 

1982 1 


+ 4,6 

+ 0,2 

+ 1,1 

+ 0,5 

+ 1,6 

+0,1 

+4,7 

-0,2 

-1,5 

1983 J 

) 

+ 3,5 

+0,3 

+3,2 

+ 0,6 

+3,8 

-0,6 

+2,8 

-0,1 

-2,1 

1984®; 

) 

+ 3,9 

+0,2 

+ 3,0 

-0,5 

+2,5 

-0,0 

+2,6 

-0,2 

-0,9 


*) Gesamtwirtschaft ohne Staat. Berechnung der Spalten (5) und (9) durch multiplikative Verknüpfung. Zur Berechnimg siehe methodische Er- 
läuterungen Anhang IV, Abschnitt B. 

Inland. 

Tatsächliche und unterstellte Sozialbeiträge der Arbeitgeber. 

*) Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1976 je Erwerbstätigen. 

®) Gesamtwirtschaft. 

*) Erhöhung der Abschreibungskosten: — . 

Vorläufige Ergebnisse. 

Eigene Schätzung. 
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Umsatzsteuervergünstigung — ging aber ein etwa 
gleich großer Entlastungseffekt aus. Aus der erhöh- 
ten Kapitalintensität und den deshalb höheren Ab- 
schreibungen ergibt sich schließlich eine Kostenbe- 
lastung, die im Rahmen der Rechnung 0,2 vH aus- 
macht (Abschreibungseffekt). Die Reallohnposition 
hat sich danach — unter Nichtbeachtung von Ände- 
rungen der Zinskosten — um 0,9 vH zurückgebildet 
(Tabelle 18). 

184 . Der Sachverständigenrat hat es stets für not- 
wendig erachtet, bei der Bemessung einer kostenni- 
veauneutralen Linie der Lohnpolitik auch Änderun- 
gen der Zinskosten einzubeziehen, soweit darin Än- 
derungen des Kapitaleinsatees je Produkteinheit 
sowie mehr als kurzfristige Änderungen in der rela- 
tiven Knappheit von Kapital zum Ausdruck kom- 
men. Einem solchen, im allgemeinen allmählichen, 
Reichlicherwerden oder Knapperwerden von Kapi- 
tal darf oder muß die Lohnentwicklung Rechnung 
tragen, wenn nicht Änderungen des gesamtwirt- 
schaftlichen Kostenniveaus und damit entweder 
Änderungen des Preisniveaus oder Änderungen des 
Beschäftigungsstandes die Folge sein sollen. Seit 
einigen Jahren haben wir Schätzwerte hierzu in die 
Rechnungen zur Reallohnposition eingestellt. Für 
das Betriebsvermögen des Unternehmenssektors, 
also Anlagevermögen, Vorratsvermögen und preis- 
bereinigtes Geldvermögen, werden kalkulatorische 
Zinskosten ermittelt, die für den Alternativertrag 
einer Kapitalanlage außerhalb des Unternehmens- 
sektors stehen. Die Marktzinsen werden dafür so- 
weit als möglich bereinigt von kurzfristigen 
Schwankungen, weil kurzfristige Änderungen in 
den Zinsen, die im Prinzip in den Gewinnen abzu- 
puffern sind, das Urteil über die Lohnentwicklung 
nicht mitbestimmen sollen. Die Reallohnposition 
zielt, es sei wiederholt, auf die Erfassung des Ein- 
flusses der Lohnentwicklung auf die Erlös-Kosten- 
Situation der Unternehmen, wenn alle übrigen Ko- 
stenkomponenten, von den Zinskosten der „kalku- 
lierte“ Ansatz, als vorweg der Disposition entzogen 
behandelt werden. Sie bleibt unverändert, wenn die 
Lohnkosten mit derselben Rate steigen wie die Er- 
löse, die nach Abzug der kalkulierten Verzinsung 
des eingesetzten Kapitals und aller anderen Kosten 
übrigbleiben. 

Wenn wir die Konstanz der Reallohnposition als 
Norm für die Kostenniveauneutralität der Lohnpo- 
litik verwenden, so bedeutet dies nicht zugleich 
auch eine unveränderte Einkommensverteilung in 
dem Sinne, wie sie etwa durch eine konstante Lohn- 
quote angezeigt würde. Als Indikator für Verände- 
rungen der Einkommensverteilung ist die Reallohn- 
position nicht zu interpretieren. 

185 . Die Schwierigkeiten, die bei der Schätzung der 
Zinskosten insbesondere die Bestimmung des anzusetzen- 
den Zinssastzes bereitet, haben wir nicht übersehen (JG 80 
Ziffer 145). Wir haben bisher mit einem gleitenden Durch- 
schnitt der Umlaufsrendite für festverzinsliche Wertpa- 
piere abzüglich der Veränderung des Preisindex für den 
privaten Verbrauch über die jeweils vergangenen zwölf 
Jahre gerechnet Dadurch werden kurzfristige Realzins- 
schwankungen geglättet Dieses Glättungsverfahren mil- 
dert jedoch offenbar auch mehr als kurzfristige Schwan- 


kungen zu stark ab. Es reagiert zu träge und schwach auf 
mehrjährige oder gar anhaltende Zinsänderungen. Die 
nun seit einigen Jahren anhaltende Phase hoher Realzin- 
sen hat die Ergebnisse unplausibel werden lassen. Einer- 
seits wurde bis 1983 der schon seit mehreren Jahren zu 
verzeichnende Anstieg der Realzinsen zunächst nur unzu- 
reichend erfaßt Andererseits wäre für die kommenden 
Jahre ein Steigen bereits weitgehend vorprogrammiert 
selbst wenn der aktuelle Realzins anhaltend fiele (JG 83 
Ziffer 154). Hat man es mit Strukturbrüchen in einer Zeit- 
reihe zu tun, so versagen die sonst hilfreichen Techniken 
der empirischen Analyse. 

186 . Wir haben uns entschlossen, die Rechnungen 
zur Abschätzung der Zinskosten vorläufig abzutren- 
nen von dem, was im übrigen die Reallohnposition 
bestimmt. Bis sich das Urteil über die Realzinsen 
festigt, mit denen die Wirtschaft dauerhaft zu rech- 
nen hat, an die sich also im Prinzip die Verzinsung 
des gesamten Kapitalstocks der Volkswirtschaft an- 
zupassen hätte, erscheint ein anderes Vorgehen 
nicht vernünftig. 

Schaubild 23 zeigt, wie sich die Realzinsen in der 
Bundesrepublik seit Anfang der sechziger Jahre 
entwickelt haben. Eingetragen ist dort auch die Be- 
wegung, die sich aus dem bisher von uns verwende- 
ten Verfahren der arithmetischen Glättung ergibt. 
Es ist unmittelbar zu sehen, daß die so geglättete 
Reihe den Kontakt zur Wirklichkeit verloren hat. 
Wählt man ein — ebenfalls nicht unübliches — Ver- 
fahren der Glättung, bei dem die Realzinsen der 
einzelnen Jahre in die Durchschnittsbildung mit 
um so kleineren Gewichten eingehen, je weiter sie 
in der Vergangenheit liegen, so verringert sich der 
Abstand der geglätteten Werte von dem Zinsniveau 
der letzten Jahre. Für eine bestimmte zeitnahe Staf- 
felung der Gewichte — geometrisch abnehmend — 
ergibt sich ein Verlauf der geglätteten Realzinsent- 
wicklung, wie er ebenfalls in Schaubild 23 darge- 
stellt ist (Anhang IV, Abschnitt B). Wie erwähnt, er- 
scheint uns noch kein abschließendes Urteil dar- 
über möglich, ob man, von dort aus weiterrechnend, 
die Aufgabe einer Anpassung der Volkswirtschaft 
an dauerhaft höhere Zinsen noch immer unter- 
zeichnet oder schon überzeichnet. Als Diskussions- 
grundlage erscheint uns die mit abnehmenden Ge- 
wichten geglättete Realzinsentwicklung jedoch ver- 
tretbar. 

Dabei sehen wir durchaus, daß einen sehr großen 
Teil des Kapitalstocks der Volkswirtscheift der Woh- 
nungsbestand bildet. Auch hier müßte sich selbst- 
verständlich auf die Dauer eine Anpassung der Er- 
träge an ein dauerhaft erhöhtes Zinsniveau erge- 
ben. Dies wird aber im Zweifel weder mit einer 
Wahrung aller Bestandsrenten verbunden sein 
noch mit einem unverminderten Wohnungsbau. 
Eine Anpassung der Volkswirtschaft an hohe Zin- 
sen bedingte, dies für sich genommen, einen relati- 
ven Rückgang der hoch kapitalintensiven Verwen- 
dung von Ressourcen. In jedem Fall spielt im Zu- 
sammenhang mit dem Wohnungsbau die Unsicher- 
heit hinsichtlich der Dauerhaftigkeit des erhöhten 
Zinsniveaus eine besonders wichtige Rolle. 

In der beschriebenen Weise geglättete Zinsen in die 
Rechnungen zur Reallohnposition eingegeben, er- 
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Schaubild 23 


ZUR ENTWICKLUNG DES REALZINSES 

Prozent Prozent 



SR 84 0911 
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hält man — aus Zins und Kapitalstock — reale 
Zinskosten, bezogen auf den Realwert des Sozial- 
produkts, deren Änderungen von Jahr zu Jahr wir 
hier als Zinskosteneffekt bezeichnen. Schaubild 24 
zeigt diese Zinskosteneffekte neben den Verände- 
rungen der Reallohnposition ohne Zinskosten. 

187 . Sieht man die hier angesetzten Realzinsen 
als vertretbare Näherung für die Kennzeichnung 
der Anpassungsaufgabe an, die der Volkswirtschaft 
von dieser Seite gestellt ist, so hätten die in den 
Jahren seit 1979 zu beobachtenden Verschlechte- 
rungen der Reallohnposition — diese ohne Ände- 
rungen der Zinskosten gerechnet — überwiegend 
ausgereicht, die entgegengesetzt wirkenden Zinsko- 
steneffekte auszugleichen. 

Für das Jahr 1984 zeigt die Rechnung mit einem 
Zinskosteneffekt von 1,7 vH eine besonders deutli- 
che Erhöhung der Zinskosten an. Das ist überwie- 


Tabelle 19 

Zur Entwicklung der Lohnquote 

vH 


Jahr 

Lohnquote 

Anteil der Arbeit- 
nehmer an den 
Erwerbstätigen 

tatsächlich^) 

bereinigt^) 

1960 

60,1 

60,1 

77,2 

1961 

62,4 

61,8 

78,0 

1962 

63,9 

62,5 

78,8 

1963 

64,9 

63,0 

79,5 

1964 

64,5 

62,0 

80,3 

1965 

65,3 

62,3 

80,9 

1966 

66,4 

63,1 

81,2 

1967 

66,1 

62,9 

81,1 

1968 

64,7 

61,2 

81,6 

1969 

65,7 

61,4 

82,5 

1970 

68,0 

62,9 

83,4 

1971 

69,6 

63,7 

*84,3 

1972 

69,8 

63,6 

84,6 

1973 

70,8 

64,2 

85,1 

1974 

72,9 

66,0 

85,2 

1975 

73,1 

66,1 

85,3 

1976 

71,8 

64,6 

85,7 

1977 

72,2 

64,6 

86,2 

1978 

71,4 

63,6 

86,6 

1979 

71,5 

63,4 

87,0 

1980 

73,3 

64,7 

87,4 

1981 


74,2 

65,4 

87,5 

1982 

. 3 ^ 

73,4 

64,9 

87,4 

1983 

/ 

71,7 

63,4 

87,2 

1984^] 


71,0 

62,9 

87,1 


Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit in vH des Volksein- 
kommens. 

Lohnquote bei konstant gehaltenem Anteil der Arbeitnehmer an den 
Erwerbstätigen im Jahre 1960. 

Vorläufige Ergebnisse. 

*) Eigene Schätzung. 


gend die Folge des gestiegenen Realzinses. Der in 
die Rechnung eingehende geglättete Zinssatz be- 
trägt 4,1 vH und ist somit um mehr als 0,3 Prozent- 
punkte höher als im vergangenen Jahr. Auch nach 
der alten Berechnungsweise hätte sich ein erhebli- 
cher Zinskosteneffekt (+ 1,0 vH) ergeben (Tabelle 1 
in Anhang IV, Abschnitt B). Die Erhöhung der Zins- 
kosten der Unternehmen muß man als bedeutsam 
für die Einschätzung des Lohnerhöhungsspiel- 
raums ansehen, auch wenn man die Methode, sie 
quantitativ zu erfassen, für diskussionsbedürftig 
hält. Denn dem Anstieg des Realzinssatzes in den 
vergangenen Jahren liegen wenigstens zu einem er- 
heblichen Teil Ursachen zugrunde, die ihrer Natur 
nach nicht einfach als kurzfristig zu bezeichnen 
sind. Daß sich im Zuge der Dämpfung des Preisauf- 
triebs das Niveau der Nominalzinsen nicht in ent- 
sprechendem Maße zurückbildete, kann Ausdruck 
eines auf mittlere Sicht hinzunehmenden höheren 
Niveaus des Realzinses sein (JG 83 Ziffern 211 ff.). 

Die BetTüchtung der längerfristigen Entwicl$lung der Re- 
allohnposition kann zu Fehlschlüssen führen; darauf ha- 
ben wir wiederholt hingewiesen^ und wir gehen an ande- 
rer Stelle dieses Gutachtens noch einmal darauf ein (Zif- 
fer 157), Die Vorbehalte gelten allerdings in erster Linie 
gegen einen Vergleich des Niveaus über längere Zeitspan- 
nen und weniger gegen eine Zusammenschau der jährli- 
chen Änderungen. 

188 . Die gesamtwirtschaftliche Lohnquote, also 
der Anteil der Einkommen aus unselbständiger Ar- 
beit am Volkseinkommen, ist in diesem J ahr weiter 
gesunken (Tabelle 19). Da die Relation zwischen der 
Anzahl der Selbständigen und der Arbeitnehmer 
sich kaum geändert hat, gilt dasselbe für die berei- 
nigte Lohnquote, bei der daraus resultierende Ef- 
fekte herausgerechnet werden. 


IX. Außenwirtschaftliches Gleichgewicht 

189 . Die Ausfuhr wurde im Jahr 1984 zur Haupt- 
triebkraft für den Aufschwung. Der Exportzuwachs 
war stark genug, die konjunkturell kräftige Zu- 
nahme der Einfuhr mehr als auszugleichen. Der 
Ausfuhrüberschuß dürfte jedoch nicht sehr viel hö- 
her ausf allen als im Vorjahr, und die Leistungsbi- 
lanz wird wohl keinen größeren Überschuß aufwei- 
sen (Tabelle 20). Die Situation im Kapitalverkehr 
hat sich aufs Jahr gesehen verbessert. Einen Anlaß, 
der Lage nicht ohne Einschränkungen das Prädi- 
kat „außenwirtschaftliches Gleichgewicht“ zuzu- 
sprechen, könnte allenfalls die Entwicklung des 
D-Mark-Dollar-Kurses geben. 


Kräftiger Anstieg der Ausfuhr 

190 . In den ersten neun Monaten des Jahres führ- 
ten deutsche Unternehmen Waren im Wert von 
353 Mrd DM aus, das waren gut 12 vH mehr als im 
entsprechenden Zeitraum des Vorjahres. Die Ex- 
portbelebung, die Mitte 1983 begonnen hatte, hielt 
das Jahr über an und wurde auch durch die arbeits- 
kampfbedingten Ausfälle nicht nachhaltig beein- 
trächtigt (Schaubild 25). 
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Tabelle 20 


Wichtige Posten der Zahlungsbilanz 
MrdDM 


Posten 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

Jan bis Sept 

1983 

1984 

A. Leistungsbilanz 

+ 9,9 

+ 9,5 

+ 18,1 

-11,1 

-28,6 

-13,1 

+ 8,7 

+10,3 

+ 0,5 

- 0,3 

1. Handelsbilanz^) 

+ 34,5 

+38,4 

+41,2 

+22,4 

+ 8,9 

+27,7 

+51,3 

+42,1 

+ 30,4 

+32,1 

- Ausfuhr 

256,6 

273,6 

284,9 

314,5 


396,9 

427,7 

432,3 

315,1 

353,2 

- Einfuhr 

222,2 

235,2 

243,7 


341,4 

369,2 

376,5 

390,2 

284,7 

321,1 

2. Dienstleistungsbilanz 

- 6,6 


- 7,4 

-12,5 

-13,0 

-15,1 

-16,5 

-10,6 

-13,7 

-10,9 

darunter; 

- Reiseverkehr 

-14,6 

-16,4 

-19,0 

-21,6 

-25,2 

-25,8 

-26,3 

-24,4 

-20,6 

-19,8 

- Kapitalerträge 

+ 3,3 

+ 0,4 

+ 5,1 

+ 3,2 

+ 4,2 

+ 0,5 

- 2,2 

+ 3,3 


- 0,8 

- Transportleistungen . . . 

+ 5,7 

+ 6,0 

+ 5,7 

+ 6,3 

+ 8,1 

+ 9,2 

+ 10,2 

+ 9,1 

+ 6,8 

+ 6,6 

3. Übertragungsbilanz 

-17,9 

-18,2 

-17,8 

-21,2 

-24,5 

-26,8 

-28,3 

-26,7 

-19,3 

-22,4 

darunter: 

- Überweisungen auslän- 
discher Arbeitskräfte . . 

- 6,7 

- 6,1 

- 6,3 

- 7,0 

- 7,5 

- 7,9 

- 7,8 

- 7,4 

- 5,7 

- 6,0 

- Nettobeitrag zum Haus- 
halt der Europäischen 
Gemeinschaften 

- 3,3 

- 3,7 

- 2,3 

- 4,1 

- 4,1 

- 6,4 

- 7,5 

- 6,0 

- 3,7 

- 5,0 

4. Ergänzungen zum Warenver- 
kehr^) und Transithandel . 

- 0,1 

+ 0,0 

+ 2,1 

+ 0,2 

- 0,0 

+ 1,0 

+ 2,1 

+ 5,6 

+ 3,0 

+ 0,9 

B. Kapitalbilanz (Kapitalexport: -) 

- 0,3 

+ 0,0 

+ 5,6 

+ 10,7 

+ 4,1 

+ 9,2 

- 4,4 

-16,3 

- 7,5 

- 7,5 

1 . Langfristige Kapitalbilanz ^) 

- 0,8 

-12,6 

- 2,8 

+ 12,2 

+ 5,7 

+ 8,3 

-15,9 

~ 7,8 

- 8,8 

- 7,7 

darunter: 

- Direktinvestitionen . . . 

- 2,8 

- 2,9 

- 4,0 

- 5,0 

- 6,6 

- 8,0 

- 5,4 

- 4,0 

- 3,1 

- 2,6 

— Portfolioinvestitionen. . 

+ 3,9 

- 3,1 

- 1,0 

+ 2,9 

- 6,8 

- 5,0 

- 8,7 

+ 3,2 

+ 1,5 

- 1,4 

- Kredite und Darlehen 
der Banken 

- 3,7 

- 4,4 

+ 6,2 

+ 16,7 

- 0,1 

+ 5,1 

- 5,0 

- 9,8 

- 7,7 

- 3,2 

- öffentliche Kredite . . . 

+ 2,4 

- 1,6 

- 3,3 

- 1,5 

+20,8 

+ 18,0 

+ 4,8 

+ 5,1 

+ 1,9 

+ 0,5 

2. Kurzfristige Kapitalbilanz. . 

+ 0,4 

+ 12,6 

+ 8,4 

- 1,5 

- 1,6 

+ 0,9 

+ 11,5 

- 8,5 

+ 1,3 

+ 0,2 

darunter: 

- Kurzfristige Nettofor- 
derungen der Banken . . 

+ 6,7 

+ 8,1 

+ 10,1 

+ 4,1 

- 8,9 

-10,3 

+ 8,1 

+ 2,0 

+ 9,0 

+ 8,1 

- Finanzkredite 

- 0,0 

00 

+ 

+ 1,1 

- 3,2 

+ 13,3 

+ 13,1 

+ 3,2 

- 0,4 

+ 0,5 

- 0,6 

- Handelskredite 

- 5,7 

- 3,9 

- 3,9 

- 1,7 

- 5,7 

- 4,8 

- 0,9 

- 6,3 

- 6,8 

- 8,9 

C. Saldo der statistisch nicht auf- 
gliederbaren Transaktionen 
(Restposten) 

- 0,8 

+ 0,9 

- 3,9 

- 4,5 

- 3,4 

+ 1,6 

- 1,2 

+ 1,8 

+ 3,2 

+ 6,7 

D. Ausgleichsposten zur Auslands- 
position der Bundesbank ^) . . 

- 7,5 

- 7,9 

- 7,6 

- 2,3 

+ 2,2 

+ 3,6 

- 0,4 

+ 2,4 

+ 1,6 

+ 0,9 

E. Veränderung der Nettoauslands- 
aktiva der Bundesbank^) 
(Zunahme: +) 

+ 1,3 

+ 2,6 

+ 12,2 

- 7,3 

-25,7 

+ 1,3 

+ 2,7 

- 1,6 

- 2,2 

- 0,2 


Spezialhandel; Einfuhr cif, Ausfuhr fob. 

Hauptsächlich Lagerverkehr auf inländische Rechnung und Absetzung der Rückwaren und der Lohnveredelung. 

Erwerb von Forderungen oder Verbindlichkeiten, deren ursprüngliche Laufzeit mehr als ein Jahr beträgt. 

'*) Gegenposten zu Veränderungen der Auslandsposition der Bundesbank, die nicht auf den Leistungs- und Kapitalverkehr mit dem Ausland 
zurückgehen: Änderungen des DM-Wertes der auf Fremdwährung lautenden Aktiva und Passiva der Bundesbank durch Neubewertung zum 
Jahresende und Zuteilung von IWF-Sonderziehungsrechten; ab 1982 auch Differenzen zwischen den Transaktionswerten und den im Wochen- 
ausweis der Bundesbank zu Bilanzkursen ausgewiesenen Veränderungen der Auslandsposition. 

Ab 1982 bewertet zu Bilanzkursen. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Schaubild 25 


ZUR ENTWICKLUNG DES AUSSENHANDELS 

ü)g.Maiistab Saisonbereinigte Zahlen?) iog.Maiistab 

Mrd DM 



Mrd DM 
130 


125 


120 


115 


110 


105 


100 


95 


90 


1) Speziaihandel nach der Außenhandelsstatistik. Tatsächliche Werte.- 

2) Saisonbereinigung Deutsche Bundesbank nach dem Census- Ver- 
fahren II, Version X- 11.- 3) Durch Arbeitskämpfe beeinflußt. 
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nach Frankreich und vor den Niederlanden und 
Großbritannien das zweitwichtigste Abnehmerland 
geworden. 

Stagnation herrschte im Osthandel, wo die deutsche 
Ausfuhr im vergangenen Jahr noch um 10 vH zuge- 
nommen hatte. Zwar erhöhten die kleineren euro- 
päischen Staatshandelsländer ihre Käufe in der 
Bundesrepublik teilweise sogar kräftig, den Rück- 
gang der Lieferungen in die Sowjetunion konnte 
das aber nicht ausgleichen. Die OPEC-Länder ha- 
ben ihre Käufe nach einer vorübergehenden Bele- 
bung um die Jahreswende nun im dritten Jahr hin- 
tereinander stark eingeschränkt. Die deutsche Aus- 
fuhr in diese Ländergruppe ist damit wieder unge- 
fähr auf das Niveau des Jahres 1980 zurückgefallen; 
ihr Anteil am Gesamtexport, der 1982 fast 9 vH 
betragen hatte, schrumpfte auf unter 6 vH. Um ein 
Zehntel und damit überraschend stark erhöht ha- 
ben sich dagegen die Ausfuhren in die übrigen Ent- 
wicklungsländer, namentlich in die südamerikani- 
schen. 

In der Zusammensetzung der Ausfuhr nach Gütern 
zeichnet sich ab, daß die Investitionsgüter auf dem 
Wege sind, ihre frühere Bedeutung zurückzugewin- 
nen. Zwar nahmen die Investitionsgüterausfuhren 
— teils auch wegen arbeitskampfbedingter Liefer- 
ausfälle — in der ersten Jahreshälfte noch langsa- 
mer zu als die Ausfuhr insgesamt; im restlichen 
Jahresverlauf dürfte aber die sich belebende Nach- 
frage nach diesen für die deutsche Exportwirtschaft 
besonders wichtigen Gütern einen kräftigen An- 
stieg der Lieferungen mit sich bringen. 


Da für ausgeführte Güter etwas mehr erlöst wurde 
als im Vorjahr — die Verteuerung betrug an 
den Durchschnittswerten der Ausfuhr gemessen 
3 vH — , fällt der Ausfuhranstieg in mengenmäßiger 
Betrachtung etwas geringer aus. 

191 . Vergleicht man den von Land zu Land unter- 
schiedlichen Stand der konjunkturellen Erholung 
mit der Situation vor einem Jahr, so wird deutlich, 
daß sich die regionale Struktur der deutschen Aus- 
fuhr in diesem Jahr günstiger ausgewirkt hat. Zwar 
sind die Exporte in das Hauptabnehmerland Frank- 
reich nach dem starken Rückgang im vergangenen 
Jahr nur vergleichsweise wenig angestiegen. In der 
Mehrzahl der anderen wichtigen Abnehmerländer 
deutscher Waren ist aber die Nachfragebelebung in 
Gang gekommen. Im Vorjahr hatten nur die Verei- 
nigten Staaten und Großbritannien ihre Einfuhr 
aus der Bundesrepublik kräftig gesteigert; nun zo- 
gen eine Reihe von für den deutschen Export be- 
deutsamen Länder nach. In Europa sind in erster 
Linie Dänemark, Italien, Schweden und die 
Schweiz zu nennen. Um fast ein Drittel höher als 
1983 war auch die Ausfuhr nach Japan. Hervorste- 
chend ist allerdings auch in diesem Jahr die mit 
fast 50 vH außergewöhnlich starke Zunahme der 
Lieferungen in die Vereinigten Staaten. Diese allein 
dürften 1984 für rund 15 Mrd DM mehr deutsche 
Güter auf nehmen als 1983, bei einem Anstieg der 
deutschen Gesamtausfuhr in der Größenordnung 
von 50 Mrd DM. Die Vereinigten Staaten sind jetzt 


192 . Die Einfuhr ist ebenfalls kräftig angestiegen; 
in den ersten neun Monaten wurden Waren im 
Wert von 321 Mrd DM eingeführt, fast 13 vH mehr 
als vor einem Jahr. Auch nach Abzug der Preisstei- 
gerungen, die an den Durchschnittswerten der Ein- 
fuhr gemessen 6,1 vH betrugen, bleibt der mengen- 
mäßige Anstieg mit 6,3 vH beträchtlich. Die Einfuhr 
von Energieträgern, die seit 1981 stagnierte, zeigte 
erstmals wieder einen deutlichen Anstieg. 

Der Außenhandelsüberschuß fiel in den Monaten 
bis September 1984 mit 32 Mrd DM nur wenig hö- 
her aus als ein Jahr zuvor. Dieses Ergebnis war 
geprägt durch den starken Anstieg der Ausfuhr- 
mengen und die starke Erhöhung der Preise der 
Importgüter. Das Austauschverhältnis im Außen- 
handel, gemessen an der Entwicklung der Durch- 
schnittswerte der Einfuhr und der Ausfuhr, hat sich 
in diesem Zeitraum im Vergleich zur entsprechen- 
den Vorjahreszeit um 2,8 vH verschlechtert. 

193 . Der Überschuß in der Leistungsbilanz ist 1984 
trotz des höheren Außenhandelssaldos nahezu un- 
verändert (Schaubild 26). Dies liegt an den wieder 
zunehmenden Fehlbeträgen bei den sogenannten 
unsichtbaren Transaktionen und besonders bei den 
unentgeltlichen Leistungen. Der Negativsaldo war 
hier in den ersten neun Monaten mit 22,4 Mrd DM 
um 3 Mrd DM höher als vor einem Jahr, wovon 
etwas mehr als 1 Mrd DM auf das Konto erhöhter 
Nettobeiträge an die Europäische Gemeinschaft ge- 
hen. 


105 




Das Defizit in der Dienstleistungsbilanz, dessen 
starkes Schrumpfen im letzten Jahr wesentlich zur 
Entlastung der Leistungsbilanz beigetragen hatte, 
ist in diesem Jahr weiter zurückgegangen. Dies 
dürfte zum Teil Ausdruck der Entwicklung im Rei- 
severkehr sein. Die Ausgaben für Auslandsreisen 
steigen seit einigen Jahren nicht mehr, während die 
Einnahmen aus dem Fremdenverkehr zunehmen. 
Quantitativ bedeutsamer war aber in diesem Jahr 
der höhere Überschuß bei den Regierungsleistun- 
gen, die auf der Einnahmeseite hauptsächlich Zah- 
lungen ausländischer militärischer Einrichtungen 
in der Bundesrepublik darstellen. 

Geringerer Einfluß des Dollarkurses auf den 
Kapitalverkehr 

194 . Günstiger als im letzten Jahr, wenn auch 
nicht viel günstiger, war die Situation im Kapital- 
verkehr. Bis einschließlich September 1984 belief 
sich der Nettoabfluß langfristigen Kapitals auf 


7,7 Mrd DM. Im kurzfristigen Kapitalverkehr ergab 
sich per Saldo ein geringfügiger Zufluß (Schau- 
bild 27). Die Netto-Auslandsaktiva der Bundesbank 
blieben fast unverändert. Der mit 6V2 Mrd DM ver- 
gleichsweise große positive Saldo der statistisch 
nicht aufgliederbaren Transaktionen steht im we- 
sentlichen für nicht zuzuordnende Zuflüsse kurzfri- 
stigen Kapitals. 

195 . Der Bestand an Auslandsforderungen inlän- 
discher Unternehmen, Banken und Privatpersonen 
erhöhte sich zwischen Januar und September um 
18,4 Mrd DM. Für Käufe von Wertpapieren flössen 
9,0 Mrd DM ab; das ist gut 1 Mrd DM mehr als im 
gleichen VorjÄreszeitraum. Dabei haben Käufe 
ausländischer festverzinslicher Wertpapiere zu La- 
sten von Aktienkäufen wieder an Bedeutung ge- 
wonnen. Ausländer legten per Saldo 10,2 Mrd DM in 
der Bundesrepublik an, gegenüber 11,3 Mrd DM vor 
einem Jahr. Das Volumen der privaten Wertpapier- 
transaktidnen war im Verlauf des Jahres stark be- 
einflußt von den Bewegungen des D-Mark-Dollar- 
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Kurses und von wechselnden Einschätzungen der 
Zinstendenz in den Vereinigten Staaten und in der 
Bundesrepublik. In den Monaten April bis Juli so- 
wie im September gab es von daher einen Nettoka- 
pitalabfluß in beträchtlichem Umfang. 

Über den Zeitraum Januar bis September betrug 
der Nettoabfluß langfristigen Kapitals aufgrund pri- 
vater Transaktionen 8,2 Mrd DM, rund 2V2 Mrd DM 
weniger als vor einem Jahr. Im Rahmen der Trans- 
aktionen der öffentlichen Hand wurden allerdings 
2,5 Mrd DM an langfristigem und kurzfristigem Ka- 
pital eingeführt, deutlich mehr als 1983. 

196 . Der Außenwert der D-Mark war trotz des 
abermals starken Wertverlusts gegenüber dem Dol- 
lar im Durchschnitt der ersten neun Monate noch 
etwas höher als im Durchschnitt des Jahres 1983. 
Gegenüber dem Dollar verlor die D-Mark bis An- 
fang November rund 8 vH ihres Wertes. Die wieder- 
holten starken Ausschläge des Dollarkurses nach 
oben blieben auf den Kurs der D-Mark gegenüber 
anderen Währungen nicht ganz ohne Einfluß. In 
den Positionsveränderungen der D-Mark im Euro- 
päischen Währungssystem wird dies sichtbar (Zif- 
fern 45 fl). 

197 . Die Abwertung der D-Mark gegenüber dem 
Dollar und die spektakuläre Steigerung der Aus- 
fuhr in die Vereinigten Staaten müssen deutlich im 
Bilde sein, wenn man das Abschneiden deutscher 
Exporteure im internationalen Wettbewerb beurtei- 
len will, jedoch nicht nur sie. Um eine genauere 
Vorstellung von der preislichen Wettbewerbsfähig- 
keit der deutschen Exporteure auf den Weltmärk- 
ten zu gewinnen, berechnet der Sachverständigen- 
rat einen gewogenen Außenwert der D-Mark, in den 
die Kurse der wichtigen Währungen mit dem Anteil 
des jeweiligen Landes am Welthandel gewichtet 
eingehen. Der so ermittelte nominelle Außenwert 
der D-Mark liegt im Durchschnitt dieses Jahres um 
3V2 vH niedriger als 1983. Dieses Ergebnis weicht 
stark von dem ab, was man bei einer Wägung mit 
den Anteilen am deutschen Außenhandel erhält. 
Die Differenz ist darauf zurückzuführen, deiß Japan 
und die Vereinigten Staaten, gegenüber deren Wäh- 
rungen die D-Mark stark an Wert verloren hat, in 
der erstgenannten Rechnung wesentlich größere 
Gewichte haben. 

Hinzu kommt, daß die Lohnstückkosten in den 
Partnerländern durchschnittlich um 4 vH gestiegen 
sind, in der Bundesrepublik dagegen nur um knapp 
1 vH. Anhand der realen Veränderung des Außen- 
werts der D-Mark auf Lohnkostenbasis läßt sich die 
Verbesserung der Kostenposition deutscher Anbie- 
ter auf den Weltmärkten auf rund 6V2 vH beziffern 
(Schaubild 5, Seite 35). Etwas weniger, nämlich 
5 vH, betrug die reale Abwertung der D-Mark, wenn 
man auf der Basis der Veränderungen der Ausfuhr- 
preise im Inland und im Ausland rechnet. 

In fünf aufeinanderfolgenden Jahren zum Teil star- 
ker realer Wertverluste hat sich der reale Außen- 
wert der deutschen Währung auf Lohnkostenbasis 
um ein Viertel, auf Preisbasis um fast ein Fünftel 
verringert. Verglichen mit dem Durchschnitt der 


siebziger Jahre ist er auf Lohnkostenbasis um 
20 vH, auf Preisbasis um 13 vH niedriger. 

198 . Vor dem Hintergrund der schon seit mehre- 
ren Jahren zu verzeichnenden und in diesem Jahr 
besonders deutlichen Verbesserung der preislichen 
Wettbewerbsfähigkeit erscheint die Zunahme der 
deutschen Ausfuhr eher bescheiden. Läßt man alle 
Bewertungseffekte von Preis- und Wechselkurs- 
änderungen beiseite — was in der kurzfristigen 
Analyse sinnvoll sein kann — , so zeigt sich, daß das 
Volumen der deutschen Ausfuhr allenfalls geringfü- 
gig stärker gestiegen ist als das Welthandelsvolu- 
men. Bewertet man die Ausfuhr gar mit dem jewei- 
ligen Dollarkurs, dann wird gegenüber 1983 fast 
keine Exportsteigerung mehr ausgewiesen, wäh- 
rend der Dollarwert des Welthandels um 6 vH zu- 
nahm. Der Rückgang des so berechneten Welt- 
marktanteils kann allerdings in einem Jahr über- 
aus starker Veränderungen des Dollarkurses nicht 
als Anhaltspunkt für die Veränderung der Wettbe- 
werbsfähigkeit genommen werden (JG 83 Ziffer 
183). 

Die Situation gibt Anleiß, sich darauf zu besinnen, 
daß auch mit Berechnungen realer Wechselkurse 
nur ein kleiner Teil dessen erfaßt wird, was die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit einer Volks- 
wirtschaft ausmacht. 


Ohne Protektionismus wettbewerbsfähig bleiben 

199 . Die internationale Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft und insbesondere deren 
nicht-preisliche Bestimmungsgründe sind erneut 
zum Gegenstand einer zeitweise intensiven Diskus- 
sion geworden. In erster Linie ging es dabei um 
eine Einschätzung des technischen Standes der 
deutschen Industrie und um die Position der deut- 
schen Exportwirtschaft, namentlich der sogenann- 
ten hochtechnologischen Bereiche, im Vergleich zur 
amerikanischen und japanischen Konkurrenz. 

200 . Die im Rahmen der Strukturberichterstat- 
tung der wirtschaftswissenschaftlichen For- 
schungsinstitute in der Bundesrepublik angestell- 
ten Untersuchungen setzen im wesentlichen an der 
Entwicklung der deutschen Weltmarktanteile für 
bestimmte Gütergruppen an. Sie kommen durch- 
weg zu dem Schluß, daß sich zwischen Anfang der 
siebziger Jahre und Anfang der achtziger Jahre die 
Position Japans im Weltexport hochtechnologischer 
Güter stark verbessert hat und daß deutsche Ex- 
porteure an Boden verloren haben. Bezüglich des 
Ausmaßes dieses Zurückfallens differieren die ein- 
zelnen Untersuchungen, ebenso bezüglich des Ver- 
gleichs der deutschen Position mit derjenigen der 
Vereinigten Staaten. Eine Rolle spielen dabei unter- 
schiedliche Abgrenzungen des Hochtechnologiebe- 
reichs und des Untersuchungszeitraums. 

201. Die OECD verwendet in einer Untersuchung aus 
dem Jahre 1983 als Kriterium für die Auswahl der als 
hochtechnologisch einzustufenden Produkte die Höhe der 
Forschungs- und Entwicklungsaufwendungen bei einzel- 
nen Produktgruppen in den Vereinigten Staaten in den 
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Jahren 1968 bis 1970. Aus der (heute überholten) Güter- 
klassifikation für den Außenhandel (SITC I) umrden die 
Produkte mit überdurchschnittlicher Foschungsintensität 
ausgewählt und in elf Gruppen zusammengefaßt Die Stu- 
die weist die Anteile einer Reihe von Ländern am Weltex- 
port dieser Gütergruppen aus^ wobei die Zeiträume 1963 
bis 1971 und 1971 bis 1980 gegenübergestellt werden. Bei 
dieser Betrachtungsweise zeigen sich rückläufige deut- 
sche Anteile bei fast allen Gütergruppen; nicht ganz so 
schlecht ist das Bild für die Vereinigten Staaten; fast 
überall hinzugewonnen haben japanische Exporteure. 

Ähnlich geht das HWWA-Institut vor. Die zugrundegelegte 
Güterpalette wurde allerdings modifiziert — wobei die 
Nichtberücksichtigung von Luftfahrzeugen die quantita- 
tiv bedeutsamste Abweichung sein dürfte — und in „hohe“ 
und „gehobene“ Technologie differenziert Der deutsche 
Weltmarktanteil bei Gütern hoher und gehobener Techno- 
logie sank danach von knapp einem Drittel im Jahr 1972 
auf weniger als ein Viertel im Jahre 1981, und zwar vor 
allem zugunsten der Vereinigten Staaten. Dabei ist darauf 
hinzuweisen, daß die beiden Vergleichsjahre Extremwerte 
darstellen und daß die Nichtberücksichtigung der Luft- 
fahrtindustrie für einen Teil des Anteilsrückgangs verant- 
wortlich ist 

Das Institut für Weltwirtschaft stützt sich auf eine noch 
umfassendere Abgrenzung als die OECD; es werden auch 
Fahrzeuge und Maschinen einbezogen. Erwartungsgemäß 
ergibt sich nun ein für die Bundesrepublik günstigeres 
Bild: In den untersuchten Jahren 1970, 1978 und 1979 war 
der deutsche Weltmarktanteil fast gleich; nur von 1979 auf 
1980 gab es einen leichten Rückgang. 

Die Bundesbank errechnet anhand einer sehr engen Aus- 
wahl von Produktgruppen, aufgrund derer etwa 5 vH der 
deutschen Ausfuhr als Spitzentechnologie zu bezeichnen 
wären, einen zwischen 1972 und 1982 stetig sinkenden 
deutschen Weltmarktanteil 

Im Unterschied zu den genannten Studien versucht das 
Ifo-Institut, ohne eine im Zeitablauf konstante Abgren- 
zung des Hochtechnologie-Bereichs auszukommen. Statt 
dessen werden jeweils von Jahr zu Jahr diejenigen Güter- 
klassen erfaßt, bei denen die Entwicklungs- und Schwel- 
lenländer einen Weltmarktanteil von unter M vH haben. 
Im Vergleich der Jahre 1978 und 1982 zeigt sich hier ein 
leichter Rückgang des deutschen Anteils bei hochtechno- 
logischen Produkten, ein leichtes Steigen bei Gütern ge- 
hobener Technologie (mit einem Weltmarktanteil der we- 
niger entwickelten Länder zwischen vH und 5 vH). 

202. In Tabelle 21 zeigen wir für einen längeren Zeit- 
raum die Entwicklung der Anteile der Vereinigten Staa- 
ten, Japans und der Bundesrepublik in den elf Produkt- 
gruppen gemäß der Abgrenzung der OECD. Als Ergebnis 
läßt sich festhalten, daß es für die Gesamtheit der erfaßten 
Produkte einen Marktanteilsverlust deutscher Anbieter 
gegeben hat, mit Schwerpunkt in den Jahren 1980 und 
1981. In diesen Jahren umrden für die Bundesrepublik 
freilich auch insgesamt Verluste von Anteilen am Weltex- 
port gemessen, welche zum Teil wiederum die bloß rech- 
nerische Ausioirkung des Anstiegs des Dollarkurses wa- 
ren. Damit korrespondiert, daß der Anteil der Vereinigten 
Staaten bis 1979 eher rückläufig war und erst danach loie- 
der gestiegen ist Der japanische Anteil hat sich kontinu- 
ierlich erhöht, abgesehen von einzelnen Jahren, in denen 
die japanische Währung stärkere Kursverluste gegenüber 
dem Dollar erfuhr. 

203. Eine von Willkür freie Abgrenzung des Hochtechno- 
logiebereichs ist nicht möglich. Das liegt zum einen an 
den begrenzten Differenzierungsmöglichkeiten der Stati- 
stik. Beispielsweise existiert keine Güterklassifikation, 


die es erlauben würde, „Compact Discs“ und die zugehöri- 
gen Abspielgeräte von konventionellen Schallplatten und 
Plattenspielern zu unterscheiden. Und auch bei einer hin- 
reichend feinen Güterklassifikation bliebe die Abgren- 
zung des Hochtechnologiebereichs problematisch. Zum 
anderen müßten sowohl Güter, die selbst hochtechnolo- 
gisch sind, als auch traditionelle Produkte, die beispiels- 
weise durch den Einbau mikroelektronischer Komponen- 
ten verfeinert sind, nach ihrem Technologiegehalt klassi- 
fiziert werden. Das Ifo-Verfahren löst dieses Problem 
durch eine indirekte Definition der Technologie-Intensi- 
tät; es entgeht so auch dem Einwand, daß man mit einem 
über zehn und mehr Jahre beibehaltenen Güterbündel 
nicht Vorgänge untersuchen kann, bei denen schnelle Pro- 
duktinnovationen im Mittelpunkt stehen. Freilich ist die- 
ses Konzept nur solange tragfähig, vrie man von einer 
unveränderten Zuordnung der Länder zu den beiden 
Gruppen — Entwicklungs- und Schwellenländer einer- 
seits, entwickelte Länder andererseits — ausgehen kann. 

204. Je breiter die Palette der hochtechnologischen Güter 
angelegt wird — in den erwähnten Studien werden zioi- 
schen 5 vH und 40 vH des gesamten deutschen Exports 
erfaßt — ^ desto geringer werden zwangsläufig die Abwei- 
chungen zwischen der Entwicklung der speziellen und der 
allgemeinen Weltmarktanteile und desto weniger sagen 
die Ergebnisse über die Entwicklung speziell im Hoch- 
technologiebereich aus. Aber auch eine Beschränkung auf 
einen kleineren Ausschnitt des Gütersortiments ist nicht 
unbedingt erfolgversprechend. Eine Bewertung der Ent- 
wicklung der deutschen Weltmarktanteile für die einzel- 
nen Gütergruppen ist problematisch, nicht nur wegen der 
Einwände, die gegen die Klassifizierung vorgebracht wer- 
den können, sondern auch deshalb, weil für spezielle Pro- 
dukte und Produktgruppen noch viel weniger als für wei- 
ter gefaßte Aggregate eine Norm aufgestellt werden kann, 
anhand derer die Veränderung eines Marktanteils als 
Fehlentwicklung beurteilt werden könnte. Zweifellos gibt 
es im Hinblick auf die internationale Wettbewerbsfähig- 
keit der deutschen Wirtschaft Schwachstellen. Allein an- 
hand von Marktanteilsanalysen lassen sich diese jedoch 
nicht lokalisieren; einzelwirtschaftliche und technische 
Kriterien dürften in einer Detailbetrachtung aussagekräf- 
tiger sein. 

205. Ein Urteil über die internationale Wettbe- 
werbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft läßt sich 
nicht von dem Urteil über die gesamtwirtschaftli- 
chen Bedingungen trennen. Die Gründe, die Anlaß 
zu Befürchtungen hinsichtlich der Chancen auf 
dem Weltmarkt geben, sind zu einem guten Teil die- 
selben, die auch den internen Fehlentwicklungen 
zugrundeliegen. In bezug auf die spezielle Frage der 
technologischen Wettbewerbsfähigkeit ist das nicht 
anders: Wenn die Anstrengungen auf diesem Gebiet 
— die an dem anerkanntermaßen hohen Niveau der 
Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten und auch 
etwa an den deutschen Patentanmeldungen sicht- 
bar werden — sich nur in unzureichendem Maße in 
innovativen Investitionen niedergeschlagen haben, 
die zu neuen und besseren Produkten führen und 
kostengünstigere Herstellungsverfahren ermögli- 
chen, so ist dies größtenteils Ausdruck derselben 
allgemeinen Investitionsschwäche, die wir auch we- 
gen des damit verbundenen Mangels an Arbeits- 
plätzen zu beklagen haben. 

206. Daß die Bundesrepublik gegenüber ihren 
Konkurrenten auf dem Weltmarkt, auch gegenüber 
den andrängenden Schwellenländern, ihre Wettbe- 
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Weltmarktanteile bei ausgewählten Gütergruppen 

U = Vereinigte Staaten J = Japan D = Bundesrepublik Deutschland 


Gütergruppe 

Land 

1966 

1970 

1972 

1974 

1976 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

Luftfahrzeuge und -teile 

U 

50,3 

60,8 

57,2 

64,9 

58,1 

55,5 

49,5 

50,3 

52,6 

44,3 

48,9 


J 

0,7 

0,7 

0,6 

0,3 

0,2 

0,3 

0,4 

0,3 

0,4 

0,6 

0,6 


D 

2,7 

3,4 

2,6 

3,3 

7,0 

8,8 

9,6 

10,0 

11,7 

16,0 

13,2 

Büromaschinen und EDV 

U 

30,2 

37,5 

31,0 

33,2 

30,8 

32,0 

32,3 

34,3 

39,1 

38,5 

35,8 


J 

2,7 

8,0 

9,4 

9,0 

10,6 

11,9 

10,3 

9,9 

11,0 

12,4 

16,5 


D 

18,4 

15,1 

19,2 

18,6 

17,2 

14,4 

13,8 

12,9 

11,9 

11,7 

10,8 

Elektrische Maschinen und Apparate . . . 

U 

26,4 

22,1 

20,5 

21,5 

21,8 

20,0 

21,1 

22,3 

25,4 

25,1 

24,2 


J 

6,9 

8,7 

10,2 

10,3 

10,3 

13,2 

11,9 

12,7 

15,7 

14,2 

16,4 


D 

22,2 

22,7 

22,6 

24,4 

22,4 

24,0 

22,3 

20,2 

17,2 

18,6 

17,9 

Nachrichtentechnik 

U 

26,6 

27,9 

24,2 

26,9 

24,6 

21,1 

21,0 

20,7 

21,6 

28,1 

27,6 


J 

9,6 

9,8 

13,5 

14,3 

20,4 

22,5 

22,0 

24,4 

30,3 

27,4 

30,6 


D 

12,9 

15,3 

15,5 

15,4 

13,8 

14,3 

14,0 

13,3 

11,6 

10,6 

9,9 

Meß- und Regel technik 

U 

24,0 

21,9 

19,4 

19,6 

19,8 

15,5 

15,6 

15,0 

15,9 

16,6 

16,0 


J 

10,4 

12,9 

15,3 

15,8 

18,5 

22,8 

21,6 

22,7 

27,3 

24,8 

27,9 


D 

20,0 

20,2 

19,4 

19,7 

18,7 

18,0 

18,1 

17,0 

15,4 

15,6 

14,9 

Arzneiwaren 

U 

18,5 

16,8 

14,1 

14,3 

14,6 

15,1 

14,7 

15,1 

17,0 

16,2 

19,1 


J 

2,3 

2,5 

2,6 

2,5 

2,2 

2,4 

2,4 

2,3 

2,6 

2,2 

2,7 


D 

18,2 

19,8 

19,3 

18,9 

18,2 

16,9 

17,6 

17,3 

16,3 

14,6 

15,9 

Kunststoffe und -fasern 

U 

22,6 

17,2 

13,5 

13,4 

13,2 

11,3 

13,2 

14,4 

15,8 

15,1 

14,1 


J 

9,6 

12,3 

12,5 

11,9 

10,5 

10,1 

8,3 

8,4 

9,6 

9,2 

9,6 


D 

20,8 

22,4 

23,0 

23,6 

22,8 

23,2 

22,6 

21,7 

21,2 

21,1 

21,4 

Motoren und Turbinen 

U 

30,1 

27,4 

24,7 

25,7 

24,5 

24,9 

27,1 

28,0 

30,2 

30,4 

28,2 


J 

2,9 

6,2 

8,9 

9,4 

10,0 

13,3 

11,2 

11,5 

14,2 

12,6 

13,3 


D 

17,9 

18,2 

17,3 

21,4 

19,9 

19,3 

20,0 

17,9 

14,8 

16,2 

15,9 

Landwirtschaftliche Chemikalien 

U 

22,9 

19,7 

20,0 

20,8 

22,9 

27,1 

28,8 

32,4 

30,2 

29,3 

29,1 


J 

8,2 

5,4 

5,3 

10,6 

6,2 

5,2 

5,1 

4,8 

5,2 

4,5 

4,3 


D 

18,7 

17,6 

15,1 

14,7 

15,6 

14,0 

13,5 

11,7 

12,1 

12,5 

13,5 

Anorganische Industriechemikalien .... 

U 

22,9 

23,2 

19,9 

16,2 

18,6 

18,0 

18,9 

18,9 

20,8 

21,0 

22,5 


J 

5,7 

5,4 

6,7 

6,4 

5,0 

4,3 

4,1 

4,5 

4,7 

4,6 

5,5 


D 

19,4 

17,9 

19,4 

19,1 

16,4 

16,8 

16,4 

16,2 

15,4 

15,7 

16,8 

Unterhaltungselektronik 

U 

10,3 

6,4 

6,4 

6,6 

6,1 

7,6 

8,1 

8,1 

8,0 

7,8 

6,8 


J 

44,3 

54,9 

56,2 

48,3 

55,6 

47,4 

46,7 

51,2 

59,5 

57,9 

62,5 


D 

14,7 

12,5 

11,9 

14,0 

13,2 

14,1 

14,5 

13,0 

10,0 

10,9 

9,7 

Summe der obigen Gruppen 

U 

27,2 

27,2 

23,7 

24,5 

23,6 

21,9 

22,4 

23,6 

25,7 

25,4 

25,3 


J 

8,3 

11,0 

12,9 

12,1 

13,7 

15,0 

13,4 

14,2 

17,3 

16,1 

18,5 


D 

17,0 

16,9 

17,2 

18,2 

17,4 

17,6 

17,4 

16,2 

14,7 

15,4 

14,6 

Nachrichtlich: 













Verarbeitete Erzeugnisse insgesamt ^)^) . . 

U 

19,6 

17,7 

15,3 

16,0 

16,1 

14,3 

14,7 

15,7 

17,3 

16,6 

15,9 


J 

9,3 

10,9 

12,3 

13,2 

13,5 

14,2 

12,5 

13,6 

16,5 

15,9 

17,0 


D 

18,4 

18,5 

18,8 

19,8 

19,0 

19,0 

19,0 

18,2 

16,9 

18,1 

17,5 

Alle Güter ^) 

U 

22,5 

19,8 

17,2 

18,3 

18,0 

16,3 

16,5 

17,2 

18,7 

18,4 

17,6 


J 

7,4 

9,0 

10,1 

10,5 

10,7 

11,4 ' 

9,8 

10,5 

12,6 

12,4 

13,2 


D 

15,2 

15,9 

16,3 

16,8 

16,2 

16,6 

16,3 

15,5 

14,5 

15,7 

15,2 


Exporte des jeweiligen Landes in vH der Gesamtexporte aller OECD-Länder in US-Dollar (1966 ohne Finnland, Australien, Neuseeland; 
19*70 und 1972 ohne Australien, Neuseeland; 1974 und 1976 ohne Neuseeland; 1983 ohne Portugal, Australien, Neuseeland). 

Gliederung nach OECD-Studie DSTI/SPR/83. 13, Teil II, vom 8. April 1 983 („REGINA KE LLY’S LIST“). In der Abgrenzung des internationalen 
Warenverzeichnisses für die Außenhandelsstatistik (SITC rev.). Bis 1976 nach SITC-I; 1978 nach SITC-II (ausgenommen Irland, Portugal, 
Spanien, Türkei, Australien, Neuseeland); 1979 nach SITC-II (ausgenommen Spanien, Türkei); 1980 bis 1983 nach SITC-II (ausgenommen 
Türkei). 

^) 1982 und 1983 ohne Portugal, Australien, Neuseeland. 

*) SITC-Teile 5 bis 8. 
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werbsfähigkeit wahren muß, kann nicht heißen, die- 
sen Ländern Einkommenschancen zu verwehren. 
Vielmehr muß jedes Land im Zuge der sich welt- 
weit ständig ändernden Arbeitsteilung einen Weg 
finden, eigene Einkommenschancen zu wahren, zu 
mehren und wahrzunehmen. Exporterfolge eines 
Landes müssen nicht zu Lasten anderer gehen, 
wenn sie mit einem insgesamt wachsenden Volu- 
men des Welthandels einhergehen. Eine Volkswirt- 
schaft, die ihre Anstrengungen darauf richtet, einen 
Wettbewerbsvorsprung zu erringen oder zu erneu- 
ern, kann damit zur Entwicklung des Welthandels 
beitragen (Ziffern 3 14 ff.). 

207 . Weitgehende und dauerhafte Liberalität des 
internationalen Warenaustauschs ist für die Verfüg- 
barkeit sogenannter Schlüsseltechnologien von 
sehr großer Bedeutung. Die in der gegenwärtigen 
Diskussion verschiedentlich auf scheinende Vorstel- 
lung, die Bundesrepublik sollte im Grunde in allen 
Schlüsseltechnologien über eine eigenständige For- 
schung und über Produktionsmöglichkeiten verfü- 
gen, nötigenfalls mit staatlicher Hilfe, hat zum Teil 
ihre Wurzel in Zweifeln daran, ob künftig techni- 
ches Wissen im Bedarfsfall aus dem Ausland zuge- 
kauft werden kann. Völlig unbegründet sind solche 
Befürchtungen nicht. Beispielsweise bemüht sich 
die amerikanische Regierung, mit sicherheitspoliti- 
scher Begründung den Verkauf von technischem 
Wissen und hochtechnologischen Produkten an Ost- 
blockstaaten zu kontrollieren, und erst jüngst 
wurde deutlich, daß dies auch den freien Technolo- 
gietransfer zwischen den westlichen Industrielän- 
dern beeinträchtigen kann. 

Keine Lösung wäre es aber, solche Vorgänge zum 
Anlaß zu nehmen, die eigenen Industrien stärker zu 
protegieren und zu subventionieren. Es beunruhigt 
daher, daß inzwischen allenthalben der technologi- 
sche Stand der Industrie zum nationalen Problem 
erhoben und in manchen Ländern mit diesem Argu- 
ment stärker unter staatliche Einflußnahme ge- 
bracht wird. 

208 . Nicht nur politische Risiken behindern den 
freien internationalen Wettbewerb im Technologie- 
bereich. Gerade hier gehört auch Koordination auf 
dem Felde des Wettbewerbsrechts und Patentrechts 
zu den Voraussetzungen dafür, daß im Welthandel 
alle an fairem Wettbewerb teilnehmen können. 
Denn die neuen Technologien weisen zum Teil Ei- 
genheiten auf, die die Wettbewerbspolitik vor neue 
Probleme stellen. So können etwa in der Computer- 
branche aufgrund der technisch bedingten Kopp- 
lung von Rechnern, Peripheriegeräten und Soft- 
ware sowie aufgrund der teilweise durch Patente 
oder urheberrechtlich geschützten Betriebssysteme 
leicht marktbeherrschende Stellungen entstehen. 


Eine sinnvolle Aufgabe für die Technologiepolitik 
könnte darin liegen, durch zwischenstaatliche 
Kooperation technische Normen und Standards zu 
etablieren, die etwa Kompatibilität von System- 
komponenten verschiedener Hersteller regeln. 
In dem europäischen Forschungsförderungspro- 
gramm ESPRIT ist eine solche Koordinierung von 
Normen auf europäischer Ebene auch vorgesehen. 

X. Geldpolitik: Sicherung der Erfoige 
bei der Stabilisierung des Geidwertes 

209 . Seit der Festigung des Aufschwungs hat die 
Bundesbank die zuvor zeitweise auf konjunkturelle 
Belebung und Zinssenkung gerichtete Politik nicht 
fortgesetzt. Vielmehr hielt sie die Expansion der 
Zentralbankgeldmenge 1984 zunächst am unteren 
Rand, vom Frühsommer an etwa in der Mitte des 
von ihr angekündigten Zielkorridors. Die Erfahrun- 
gen des vergangenen Jahres hatten erneut bestä- 
tigt, daß die Geldpolitik kaum in der Lage ist, kurz- 
fristig für niedrige Zinsen zu sorgen. Nur am Rande 
beeinflußte die Sorge um den Wechselkurs der 
D-Mark die Entscheidungen der Bundesbank. In 
Anbetracht der erreichten Stabilisierungserfolge 
brauchte sich die Bundesbank nicht entscheidend 
von der Stärke des Dollar leiten zu lassen. Zu den 
Enttäuschungen des Jahres 1984 zählt, daß die Zin- 
sen am Kapitalmarkt und am Markt für Bankkre- 
dite lange Zeit sehr hoch blieben, die Märkte also 
die Erfolge bei der Stabilisierung des Preisniveaus 
nicht honorierten. Erst im Spätsommer begannen 
die Zinsen zu sinken. Für manche galt es schon als 
Erfolg, daß der Zinsanstieg in den Vereinigten Staa- 
ten nicht mitvollzogen wurde, die Zinsdifferenz sich 
vergrößerte — dies allerdings bei einer weiteren 
Abwertung gegenüber dem Dollar. 

Zielgerechte Expansion der Zentralbankgeldmenge 

210 . Die Zentralbankgeldmenge zu konstanten 
Reservesätzen, die die Bundesbank als Indikator 
der Geldpolitik verwendet, nahm im Verlauf des 
Jahres 1984 stetig zu. Sie lag im Oktober, auf eine 
Jahresrate umgerechnet, um 5 vH über dem Durch- 
schnittsbestand im vierten Vierteljahr 1983, der Ba- 
sis für die Zielvorgabe der Bundesbank. 

Nachdem die Zentralbankgeldmenge im Dezember 
vergangenen Jahres — unter anderem aufgrund 
von Zufallseinflüssen beim Bargeldumlauf, die sich 
zu Jahresbeginn korrigierten — gesunken war, er- 
reichte sie im Frühjahr den Zielkorridor und löste 
sich im Mai von dessen unterem Rand. Im vergan- 
genen Jahr hatte die sehr schwache Zunahme im 
vierten Vierteljahr dazu geführt, daß der obere 
Rand des letztjährigen Zielkorridors (7 vH) noch 
erreicht wurde (Schaubild 28). 


111 



Drucksache 10/2541 Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 



Ein ähnliches Verlaufsbild wie die Zentralbankgeld- 
menge zu konstanten Reservesätzen zeigt die berei- 
nigte Zentralbankgeldmenge in der Definition des 
Sachverständigenrates. In den ersten neun Mona- 
ten nahm sie, auf eine Jahresrate hochgerechnet, 
um knapp 5 vH zu. Sie übertraf aber im September 
1984 den vergleichsweise hohen Vorjahresstand nur 
um etwas mehr als 4 vH (Schaubild 29, Tabelle 22). 


Die konzeptionellen Unterschiede ztuischen der Zentral- 
hankgeldmenge zu konstanten Reservesätzen und der be- 
reinigten Zentralbankgeldmenge haben 1984 nur geringes 
Gewicht gehabt Immerhin führt das Vorgehen der Bun- 
desbank hei der Bereinigung um den Effekt von Mindest- 
reservesatzänderungen dazu, daß die Zuwachsrate der 
Zentralhankgeldmenge zu konstanten Reservesätzen für 
1983 um Prozentpunkt höher ausgewiesen wird als die 
der bereinigten Zentralbankgeldmenge. Für die ersten 
neun Monate dieses Jahres beläuft sich der Effekt eben- 
falls auf Prozentpunkt (Anhang IV, Abschnitt C). 
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Schaubild 29 


BEREINIGTE ZENTRALBANKGELDMENGE D 


LjDg.Maßstab 
Mrd DM 


Saisonbereinigte Zahlen 2) 


Log.Maßstab 
Mrd DM 



Arithm. Maßstab 


Veränderung in vH 


Arithm. Maßstab 


+ 15 

+ 10 

+ 5 

0 



+ 15 

+ 10 

+ 5 

0 


1) In der Abgrenzung des Sachverständigenrates: Bargeldumlauf und Zentralbankguthaben der Danken, bereinigt um den Effekt von Mindestreservesatzänderungen (siehe 
Anhang IV, Abschnitte).- 2) Saisonbereinigung Deutsche Bundesbank nach dem Census-Verfärren II, Version X-ll.-3)Zielvorstellung für die Zunahme im Jahresver- 
lauf (5,5 vH für 1982; S,0vH für 1983;4,5vHfur 1984) angewendet auf den tatsächlichen Jahresendstand.- 4) Veränderung in den jeweils letzten sechs Monaten auf Jahres 


rate ungerechnet. 
SR 84 0883 


Quelle für Grundzahlen; Deutsche Bundesbank 
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Tabelle 22 


Zur Entwicklung der Zentralbankgeldmenge 


Zeitraiim 

Ins- 

gesamt 

Entstehung 

Verwenduhg 

Bereinigte Zentral- 
bankgeldmenge ’) 
(Geldbasis) 

Netto- 

Aus- 

lands- 

position^) 

Refinan- 

zierungs- 

kredite 

an 

Banken 

Liquidi- 

täts- 

politische 

Maß- 

nahmen 

der 

Bundes- 

bank^) 

Kreditge- 
währung 
an den 
Staat 

sonstige 

Ein- 

flüsse®) 

Bargeld- 

umlauf®) 

Reserve- 
soll und 
Über- 
schuß- 
reserve 

Ur- 

spiungs- 

werte 

saison- 

berei- 

lügt®) 



Veränderung im jeweiligen Zeitraum in Mio DM 

Durchschnittsbestände in Mrd DM 

1978 


+ 15 861 

+20 307 

+ 

5 200 

- 3 620 

— 

2 139 

— 

3 887 

70,3 

49,4 

125,7 

\ / 

1979 


+ 10 930 


5 178 

+ 16 999 

+ 427 

+ 

3 853 

- 

5 171 

75,9 

59,4 

137,0 

\ 

1980 


- 

4 331 

-24 644 

+ 13 302 

+ 15 006 

+ 

299 

- 

8 294 

79,9 

56,8 

143,6 

Y 

1981 



1 504 

- 

3 142 

+ 

3 828 

+ 3 897 

+ 

1 128 

- 

7 215 

81,6 

51,2 

148,7 

A 

1982 


+ 

1 895 

+ 

1 716 

+ 

4 349 

+ 1 700 

- 

4 056 

- 

1 814 

84,1 

52,4 

154,1 

\ 

1983 


+ 10 388 

— L 

1 964 

+ 

3 594 

+ 5 634 

+ 

1 652 

+ 

1 472 

91,1 

51,6 

164,2 

1 \ 

1983 

l.Vj. 

- 

1436 

+ 13 709 

- 

1 280 

-11 526 

- 

1 108 

- 

1 231 

87,3 

51,4 

160,2 

160,5 


2. Vj. 

+ 

2 773 

- 

13 731 

+ 

5 343 

+ 844 

+ 

1 941 

+ 

8 376 

89,9 

51,1 

162,6 

163,6 


3.Vj. 

+ 

2 254 

- 

3 184 

+ 

3 259 

+ 6 266 

- 

540 

- 

3 547 

93,0 

51,7 

166,2 

166,1 


4. Vj. 

+ 

6 797 

+ 

1 242 

- 

3 728 

+ 10 050 

+ 

1 359 

- 

2 126 

94,1 

52,4 

168,0 

167,4 

1984 

l.Vj. 

- 

4 398 

+ 

5 053 

- 

674 

- 1495 

- 

4 149 

- 

3 133 

93,4 

53,6 

168,5 

168,9 


2. Vj. 

+ 

2 657 

+ 

1 320 

+ 

1 308 

- 5 880 

+ 

1 459 

+ 

4 450 

94,9 

53,3 

169,7 

170,8 


3.Vj. 

+ 

1 908 

- 

4 627 

+ 

9 723 

- 2 465 

- 

2 081 

+ 

1 358 

97,2 

54,0 

172,7 

172,6 

1983 

Jan 

- 

1 822 

+ 

1 861 

- 

1 412 

- 1276 

+ 

628 

- 

1 623 

87,1 

51,8 

160,3 

159,0 


Feb 

- 

1 000 

+ 

2 774 

- 

1441 

- 5 164 

+ 

2 743 

+ 

88 

86,7 

51,2 

159,4 

160,5 


Mär 

+ 

1 386 

+ 

9 074 

+ 

1 573 

- 5 086 

- 

4 479 

+ 

304 

88,1 

51,1 

160,8 

162,1 


Apr 

+ 

919 

- 

4 882 

+ 

233 

- 2 400 

+ 

887 

+ 

7 081 

89,1 

51,1 

161,8 

162,8 


Mai 

+ 

593 

- 

6 833 

+ 

2 327 

+ 2 152 

+ 

1 942 

+ 

1005 

90,0 

50,8 

162,4 

163,8 


Jun 

+ 

1 261 

- 

2 016 

+ 

2 783 

+ 1 092 

- 

888 

+ 

290 

90,6 

51,5 

163,6 

164,2 


Jul 

+ 

2 961 

+ 

32 

- 

905 

+ 3 887 

+ 

604 

- 

657 

93,3 

51,7 

166,5 

165,4 


Aug 


437 

- 

2 281 

+ 

3 021 

+ 540 

+ 

814 

- 

2 531 

93,0 

51,6 

166,1 

166,1 


Sep 

- 

270 

- 

935 

+ 

1 143 

+ 1839 

- 

1 958 

- 

359 

92,7 

51,6 

165,9 

166,7 


Okt 

- 

668 

+ 

2 299 

- 

4 316 

+ 6 389 

- 

4 866 

- 

174 

92,3 

51,4 

165,2 

167,1 


Nov 

+ 

1 078 

+ 

751 

+ 

345 

- 1 165 

+ 

2 281 

- 

1 134 

92,3 

52,4 

166,2 

167,9 


Dez 

+ 

6 387 

- 

1 808 

+ 

243 

+ 4 826 

+ 

3 944 

- 

818 

97,6 

53,5 

172,6 

167,2 

1984 

Jan 

- 

2 919 

- 

1 117 

+ 

2 996 

- 481 

- 

2 518 

- 

1 799 

93,8 

54,3 

169,6 

168,2 


Feb 

- 

2 089 

+ 

1 838 

- 

2 628 

- 433 

- 

32 

- 

834 

92,9 

53,2 

167,6 

168,8 


Mär 

+ 

610 

+ 

4 332 

- 

1 042 

- 581 

- 

1 599 

- 

500 

93,5 

53,2 

168,3 

169,5 


Apr 

+ 

566 

+ 

1 332 

+ 

888 

- 4 896 

+ 

171 

+ 

3 071 

94,6 

52,7 

168,9 

170,1 


Mai 

+ 

547 

- 

340 

+ 

2 215 

- 2 150 

+ 

422 

+ 

400 

94,4 

53,4 

169,4 

170,8 


Jun 

+ 

1 544 

+ 

328 

- 

1 795 

+ 1 166 

+ 

866 

+ 

979 

95,6 

53,8 

170,9 

171,5 


Jul 

+ 

1 680 

- 

1 647 

+ 

5 687 

- 1 297 

- 

725 

- 

338 

97,4 

. 53,7 

172,6 

171,5 


Aug 

+ 

325 

- 

375 

- 

115 

- 1589 

+ 

2478 

- 

74 

97,3 

54,1 

172,9 

172,9 


Sep 

- 

97 

- 

2 605 

+ 

4 151 

+ 421 

- 

3 834 

+ 

1 770 

97,0 

54,3 

172,8 

173,5 


In der Abgrenzung des Sachverständigenrates: Bargeldumlauf und Zentralbankguthaben der Banken. 

*) Währungsreserven (einschließlich Kredite und sonstige Forderungen an das Ausland) abzüglich Auslandsverbindlichkeiten. Ohne Devisen- 
swap- und -Pensionsgeschäfte. 

Offenmarktoperationen, Devisenswap- und -pensionsgeschäfte, Verlagerungen von Bundesguthaben in den Geldmarkt (nach § 17 BBankG). 
*) Ohne vorübergehend zu den Kreditinstituten verlagerte öffentliche Gelder (nach § 17 BBankG). 

®) Unter anderem Ertragsbuchungen der Bundesbank. 

®) Ab März 1978 ohne Kassenbestände der Kreditinstitute. 

’) Bereinigt um den Effekt von Mindestreservesatzänderungen; siehe Anhang IV, Abschnitt C. 

®) Saisonbereinigung nach dem Census-Verfahren II, Version X - 1 1 . Quelle für Grundzahlen: Deutsche Bundesbank 
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211 .. Für das Jahr 1984 hatte die Bundesbank im 
Dezember vergangenen Jahres eine Zielvorgabe 
formuliert, die sich vom bisherigen Vorgehen kon- 
zeptionell etwas unterscheidet Sie hatte angekün- 
digt, ein Wachstum der Geldmenge anzustreben, 
das das stabilitätspolitische Ziel nicht gefährdet 
und ein kräftiges reales Wachstum der Wirtschaft 
von der monetären Seite her ermöglicht. Hierfür sei 
es angemessen, die Zentralbankgeldmenge vom 
vierten Vierteljahr 1983 bis zum vierten Vierteljahr 
1984 um 4 vH bis 6 vH auszuweiten. Basisgrößen 
dieser Zielvorgabe waren ein Wachstum des Pro- 
duktionspotentials von etwa 2 vH im Jahresdurch- 
schnitt 1984 und ein für unvermeidlich gehaltener 
Anstieg des gesamtwirtschaftlichen Preisniveaus 
von 3 vH. 

Weniger ins Gewicht fällt dabei, daß die Bundes- 
bank den Korridor auf zwei Prozentpunkte vereng- 
te, nachdem der obere und der untere Zielwert in 
den fünf Jahren zuvor stets drei Prozentpunkte aus- 
einander gelegen hatten. Und sogar eher normal 
war, daß die Obergrenze des Korridors erneut um 
einen Prozentpunkt herabgesetzt wurde, nachdem 
sie in den drei vorausgehenden Jahren 7 vH betra- 
gen hatte, nach 8 vH im Jahre 1980 und 9 vH im 
Jahre 1979. Wichtig ist vielmehr, daß die Bundes- 
bank auf eine Klausel verzichtet hat, den mit dem 
Zielkorridor gegebenen Spielraum situationsgebun- 
den zu nutzen. Seit der Einführung des Korridors 
im Jahre 1979 hatte die Begründung in jedem Jahr 
gelautet, die Bundesbank wolle es von der konjunk- 
turellen Lage, der Preisentwicklung und der außen- 
wirtschaftlichen Situation im jeweiligen Jahr ab- 
hängig machen, ob eher eine Expansion im oberen 
Bereich oder im unteren Bereich des Korridors an- 
gestrebt wird. Der Verzicht auf solche Vorbehalte 
gehört im Prinzip zu einer mittelfristigen Konzep- 
tion für die Geldpolitik, nach der Abweichungen 
von einer konjunkturneutralen Linie die Ausnahme 
bleiben müssen. Wenn die Bundesbank 1984 den- 
noch einen Korridor beibehalten hat, so ausschließ- 
lich, um exogenen Einflüssen auf die monetäre Ent- 
wicklung, aber auch technischen Problemen bei der 
Steuerung der Geldmenge sowie den Schwierigkei- 
ten der statistischen Messung Rechnung tragen zu 
können. Für die Zielvorgabe für 1984 führte die 
Bundesbank außerdem ins Feld, daß die Zuwachs- 
rate für die Zentralbankgeldmenge, wie sie der Mit- 
tellinie des Korridors entspricht, auch auf mittlere 
Sicht zu einem inflationsfreien Wachstum der Wirt- 
schaft paßt. Die Herabsetzung der Obergrenze des 
Korridors um einen Prozentpunkt begründete die 
Bundesbank ergänzend damit, daß durch die kräf- 
tige Ausweitung des Geldangebots im Jahre 1983 
ein relativ hoher Geldsockel entstanden sei. 


212 . Der Sachverständigenrat hatte im Herbst ver- 
gangenen Jahres eine Ausweitung der bereinigten 
Zentralbankgeldmenge im Verlauf des Jahres 1984 


um etwa 4 V 2 vH für ausreichend, aber auch ange- 
messen gehalten. Basis einer solchen Vorstellung 
war ein Wachstum des Produktionspotentials von 
IV 2 vH und ein vorläufig noch unvermeidlicher An- 
stieg des Preisniveaus von 2 V 2 vH bis 3 vH. Auf 
einen Zuschlag für eine trendbestimmte Senkung 
der Umlaufsgeschwindigkeit wurde wegen der kräf- 
tigen Ausweitung des Geldangebots im Jahre 1983 
und der dadurch reichlicher gewordenen Geldver- 
sorgung verzichtet (JG 83 Ziffer 422). 

213 . Ein Urteil über die Geldpolitik des Jahres 
1984 hat in Rechnung zu stellen, daß zu der Vorstel- 
lung, eine Ausweitung des Geldangebots um 4 V 2 vH 
im Jahresverlauf würde konjunkturneutral sein, 
eine vergleichsweise hohe Basis gehört hatte, ein 
Jahresendstand 1983, der um reichlich 7 vH höher 
gelegen hätte als der Besteuid zu Jahresbeginn 1983. 
Tatsächlich war die Basis etwas niedriger. Nimmt 
man die niedrigere Basis und das zielgerechte Ex- 
pansionstempo zusammen, war die Abweichung 
von der Zielvorstellung aber nicht so groß, deshalb 
die Geldpolitik dieses Jahres als restriktiv zu be- 
zeichnen, zumal die Vorgabe für einen für unver- 
meidlich zu haltenden weiteren Anstieg des Preis- 
niveaus sich als eher reichlich bemessen erwies; 
der tatsächliche Anstieg des Preisniveaus blieb 
nämlich trotz konjunktureller Aufwärtsbewegung 
dahinter zurück. Die Geldpolitik 1984 kann als kon- 
junkturneutral gelten. 

214 . Die sehr schwache Expansion der Zentral- 
bankgeldmenge im vierten Vierteljahr 1983 hatte zu 
einem Anstieg der Umlaufsgeschwindigkeit beige- 
tragen, nachdem diese in den sieben Quartalen zu- 
vor kontinuierlich gefallen war. Im Jahre 1982 war 
hierfür maßgeblich gewesen, daß die restriktive Po- 
litik bei rezessiver gesamtwirtschaftlicher Entwick- 
lung nicht fortgesetzt wurde. Im vergangenen Jahr 
hatte eine expansive Politik dafür gesorgt, daß die 
Umlaufsgeschwindigkeit trotz konjunktureller Be- 
lebung weiter abnahm. Auch während der Fortset- 
zung des Aufschwungs in diesem Jahr ist die Um- 
laufsgeschwindigkeit nicht gestiegen. Im Verlauf 
des Jahres ist sie zunächst stark gesunken, Aus- 
druck der Abschwächung der gesamtwirtscheiftli- 
chen Entwicklung im zweiten Vierteljahr. Im drit- 
ten Vierteljahr stieg sie wieder an und dürfte auch 
im letzten Vierteljahr auf diesem Niveau liegen 
(Schaubild 30). 

Die Relation aus Produktionspotential und Zentral- 
bankgeldmenge, die ein von Schwankungen im 
Auslastungsgrad des gesamtwirtscheiftlichen Pro- 
duktionspotentials unverzerrtes Bild der Versor- 
gung mit Zentralbankgeld liefert, ist in diesem Jahr 
weiter zurückgegangen, das heißt die Geldversor- 
gung ist reichlicher geworden. Die 2^ntralbank- 
geldmenge hat stärker zugenommen als das Pro- 
duktionspotential, in nominaler Rechnung, gewach- 
sen ist. 
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Schaubild 30 



1) Relation Bruttosozialprodukt in jeweiligen Preisen zu Zentralbankgeldmenge.- 2) Bargeldumlauf und Zentralbankguthabender Banken, bereinigt um den Effekt von 
Mindestreservesatzänderungen.Quelle für Grundzahlen: Deutsche Bundesbank.- 3) Produktionspotential bei Normalauslastung in jeweiligen Preisen. Produktionspo- 
tential: Eigene Schätzung.- 4) Umlaufsgeschwindigkeit, berechnet aus saisonbereinigten Zahlen. Quelle für Grundzahlen: Deutsche Bundesbank.- 5) Jahr sowie drittes 
und viertes Vierteljahr: Eigene Schätzung. 

SR 84 0885 


Zur Feinsteuerung 

215. Die Bundesbank setzte ihren straffen Kurs 
am Geldmarkt, den sie im Sommer vergangenen 
Jahres eingeleitet hatte, 1984 zunächst fort. Wäh- 
rend 1983 das Ziel gewesen war, die Zentralbank- 
geldmenge in den Zielkorridor zurückzuführen, 
spielte jetzt anscheinend die Sorge vor den inflato- 
rischen Wirkungen eines hohen Dollarkurses eine 
gewisse Rolle. So hielt die Bundesbank im frühen 
Teil des Jahres das Geldangebot knapper und die 
Zinsen am Geldmarkt höher, als es erforderlich 
gewesen wäre. Die unausgenutzten Refinanzie- 
rungslinien der Kreditinstitute beliefen sich im 
ersten Halbjahr auf nur noch 2 V 2 Mrd DM, nach 
8V2 Mrd DM in der ersten Hälfte 1983. Die Banken 
waren in hohem Maße auf den Lombardkredit an- 
gewiesen. Gleichzeitig hatte die Bundesbank im 
Spätherbst 1983 einen hohen Sockel an kurzfristig 
bereitgestelltem Zentralbankgeld, vor allem über 
Wertpapierpensionsgeschäfte, entstehen lassen, um 
für die Ausschüttung des Notenbankgewinns im 
Frühjahr 1984 vorzusorgen (Schaubild 31). 

Die Interventionen im Zusammenhang mit der aus- 
geprägten Dollarstärke um die Jahreswende er- 
leichterten der Bundesbank über die damit verbun- 
dene Abschöpfung von Zentralbankgeld eine Politik 
des knapperen Geldes. Ende Januar schwächte sich 
der Dollar ab und verbilligte sich innerhalb von 
sechs Wochen um 20 Pfennig. Das Erstarken der 


D-Mark führte sogleich zu Spannungen im Europäi- 
schen Währungssystem. Vor allem aufgrund von In- 
terventionen zugunsten des belgischen Franken 
nahmen die Devisenbestände im Februar und März 
um 6 Mrd DM zu. Vorübergehend konnten die Ban- 
ken ihr hohes Lombardengagement abbauen. 
Durch eine im Frühjahr getroffene Vereinbarung 
mit der Bundesregierung wurde im April nur ein 
Teil des Bundesbankgewinns aus dem vergangenen 
Jahr, 5 Mrd DM, ausgeschüttet, der Rest in vier 
gleichen Raten in den darauffolgenden Monaten. 
Die Bimdesbank sah sich zu einer dauerhaften Be- 
reitstellung von Zentralbankgeld aus Rücksicht auf 
den wieder festeren Dollar und steigende Zinsen in 
den Vereinigten Staaten noch nicht in der Lage. 
Vielmehr verschärfte sie ihren Kurs, sie verteuerte 
das kurzfristig über Wertpapierpensionsgeschäfte 
bereitgestellte Zentralbankgeld. Am Markt wurde 
das als Vorbereitung für eine Erhöhung der Leitzin- 
sen verstanden, obwohl von der Entwicklung der 
Zentralbankgeldmenge her dafür kein Anlaß gege- 
ben war. Mit Rücksicht auch auf den Tarifkonflikt 
vermied die Bundesbank Maßnahmen, von denen 
sie unerwünschte Signaleffekte befürchtete. Ende 
Juni beschloß sie dann, über eine Ausweitung der 
Rediskontkontingente um 8 Mrd DM einen Teil des 
kurzfristig bereitgestellten Zentralbankgeldes dau- 
erhaft zu geben, den Diskontsatz jedoch von 4% auf 
4 V 2 % anzuheben (Tabelle 23). Von den beiden Maß- 
nahmen war die erstere die wichtigere. 


116 





Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/2541 


Für eine Anhebung des Diskontsatzes sprach, daß 
dieser den Kontakt zu den Marktsätzen verloren 
hatte, die Notenbank also einen Teil des 2fentral- 
bankgeldes verbilligt zur Verfügung stellte. Sie ver- 
zichtete damit auf Einnahmen. Aus dem gleichen 
Grunde war der Diskontsatz steuerungstechnisch 
wertlos geworden. Aus der Sicht der Bundesbank 
sprach auch dafür, daß die Ausweitung der Redis- 
kontkontingente im Hinblick auf unerwünschte 
Signaleffekte einer Kompensation bedurfte. 

216 . Eine Frage im Zusammenhang mit den Ak- 
tionsmöglichkeiten der Geldpolitik ist, ob die Sor- 
gen berechtigt sind, auf Dauer beeinträchtige die 
Abführung eines Bundesbankgewinns in Milliar- 
denhöhe die Bundesbank in ihrer Aufgabe, für ei- 
nen stabilen Geldwert zu sorgen, weil ein erhebli- 
cher Teil des konjunkturneutralen Zuwachses an 
Zentralbankgeld gleichsam an der Bundesbank vor- 
bei bereitgestellt wird und deren Instrumentarium 
für eigene Aktionen unter Umständen einmal nicht 
ausreiche. Ein Teil dieses Gewinns, jener aus den 
Geschäften der Bundesbank mit den inländischen 
Kreditinstituten — also vor allem die Einnahmen 
aus der Gewährung von Diskont- und Lombardkre- 
dit — , führt bei seiner Entstehung zu einer Zentral- 
bankgeldvernichtung, die Konten der Kreditinsti- 
tute bei der Bundesbank werden belastet. Insoweit 
wird mit der Abführung des Gewinns nur dieses 
Zentralbankgeld wieder bereitgestellt. Für diesen 
Teil des Gewinns reduziert sich die Aufgabe der 
Bundesbank gleichsam darauf, die Zeitspanne zwi- 
schen Vernichtung und Wiederzuführung von Zen- 
tralbankgeld durch kurzfristige Bereitstellung von 
Geld zu überbrücken. Ähnlich verhält es sich für 
den weitaus größeren Teil des Gewinns, der aus der 
Verzinsung von Auslandsforderungen resultiert, so- 
fern die Bundesbank, wie es überwiegend ge- 
schieht, die auf diesem Wege zugeflossenen Devi- 
sen verkauft und dafür eigenes Geld zurück erhält 
Die Aufgabe einer dauerhaften Kompensation 

Maßnahmen der Deutschen Bundesbank Tabelle 23 


Schaubild 31 
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1) Nettoforderungen (+) oder Nettoverbindlichkeiten (-) der Bundesbank 
gegenüber Kreditinstituten aus Offenmarktgeschäften in Wertpapieren und 
Handelswechseln mit Rückkaufsvereinbarung, Devisenswap- und 
-Pensionsgeschäften, Verlagerungen nach § 17 Bundesbankgesetz sowie 
kurzfristige Schatzwechselabgaben. - 2) Sondertombardkredit wurde bis 
einschlieBlich 6. Mai 1982gewährt-3) Rediskontkontingente einschlieBlich 
Linien ankaufsfähiger Geldmarktpapiere. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 

SR 840878 


Datum 


1983 


8. September 

Der Zentralbankrat beschließt, den Lombardsatz mit Wirkung vom 9. September von 5% auf 
5V2% zu erhöhen. Mit dieser Meißnahme reagiert die Bundesbank auf das relativ starke 
Wachstum der Geldmenge, das zu einer Überschreitung des Ziels für das vierte Vierteljahr 
1983 zu führen droht. 

15. Dezember 

Die Bundesbank beschließt ein Geldmengenziel für 1984. Es soll ein Wachstum der Geld- 
menge angestrebt werden, das das stabilitätspolitische Ziel nicht gefährdet und ein kräftiges 
reales Wachstum der Wirtschaft von der monetären Seite her ermöglicht Die Zentralbank- 
geldmenge soll vom vierten Vierteljahr 1983 bis zum vierten Vierteljahr 1984 um 4 vH bis 6 vH 
zunehmen. 

1984 


12. April 

Der Zentralbankrat stellt den Jahresabschluß für 1983 fest Der Reingewinn beträgt 11,8 Mrd 
DM, davon werden 11,4 Mrd DM an den Bund abgeführt Im Einverständnis mit der Bundes- 
regierung wird die Gewinnabführung gestreckt. Es werden 5 Mrd DM sofort abgeführt der 
Rest in vier gleichen Monatsraten von Mai bis August. 

28. Juni 

Mit Wirkung vom 6. Juli werden die Rediskontkontingente um 8 Mrd DM erhöht Der Diskont- 
satz wird vom 29. Juni an von 4% auf 4V2% angehoben. 
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stellte sich nur dann, wenn die Bundesbank die Er- 
träge aus dem Auslandsvermögen ansammelte, also 
ihren Devisenbestand erhöhte. Die Ausschüttung 
dieses Teils des Gewinns bedeutete dann netto eine 
Geldschöpfung. Aber die Entscheidung für diesen 
Weg ist so frei wie die Entscheidung, den Devisen- 
bestand zu erhöhen. 

Abgeschwächte monetäre Expansion 

217 . Von der Entwicklung der Zentralbankgeld- 
menge unterschied sich die Zunahme der Geld- 
menge in den verschiedenen Abgrenzungen zeit- 
weise deutlich. Im ersten Vierteljahr 1984 setzte 
sich die ungewöhnlich schwache Expansion der 
Geldmenge vom Ende vergangenen Jahres zu- 
nächst fort. Während aber die Geldmenge in enger 
Abgrenzung, Ml, die sich aus Bargeldumlauf und 
Sichteinlagen, also unverzinslichem Geld, zusam- 
mensetzt, zur Jahresmitte ihren Stand vom Jahres- 
.ende 1983 kaum übertraf, wurden vom zweiten Vier- 
teljahr an verstärkt kurzfristige verzinsliche Bank- 
einlagen gebildet. Von April bis September nahm 
die Geldmenge M2, die zusätzlich zu Ml noch die 
Termineinlagen mit einer Befristung bis unter 
4 Jahren umfaßt, auf eine Jahresrate umgerechnet, 
um knapp 8 vH, die Geldmenge M3, die zusätzlich 
zu M2 noch Spareinlagen mit gesetzlicher Kündi- 
gungsfrist enthält, um reichlich 6 vH zu (Schau- 
bild 32). Ihren Vorjähresstand übertraf die Geld- 
menge Ml im September nur um 2 V 2 vH, M2 lag um 
4 V 2 vH und M3 um 4 vH höher als vor Jahresfrist. 

Ausschlaggebend für die schwache Entwicklung 
der Geldmenge vom Herbst vergangenen Jahres bis 
zum Frühjahr 1984 war die ungewöhnlich hohe Nei- 
gung zur Mittelbindung in Form von langfristigen 
Bankeinlagen und Wertpapieren, die anstelle von 
Bankverbindlichkeiten gebildet wurden, die zum 
Geldvolumen gezählt werden. Zu dieser Entwick- 
lung hat wohl die Erwartung sinkender Zinsen um 
die Jahreswende beigetragen, nachdem sich die 
Zinsen am Kapitalmarkt im Sommer 1983 bei etwas 
mehr als 8% stabilisiert hatten. Eine Rolle mag aber 
auch gespielt haben, daß die kräftige Ausweitung 
des Geldangebots in der ersten Jahreshälfte 1983 zu 
einem starken Anstieg von Sichteinlagen geführt 
hatte, über die nun verfügt wurde. Mit dem Anzie- 
hen der kurzfristigen Zinsen im Zusammenhang 
mit den Bemühungen der Bundesbank im zweiten 
Halbjahr 1983, die Ausweitung des Geldangebots zu 
dämpfen, wurden wieder Termingelder gebildet, zu 
einem Teil wohl durch Umschichtungen zu Lasten 
von Sichteinlagen. Eine Rolle bei der zeitweise kräf- 
tigen Geldkapitalbildung haben wohl auch Sonder- 
faktoren wie vorgezogene Lohnsonderzahlungen 
und als Termingeldsurrogate gehaltene Bank- 
schuldverschreibungen gespielt. 

218 . Die Entwicklung der Geldmenge in den ver- 
schiedenen Abgrenzungen steht also vor allem im 
ersten Vierteljahr 1984 in einem gewissen Kontrast 
zur Veränderung der Zentralbankgeldmenge, dem 
Indikator der Geldpolitik. Einer Zunahme der berei- 
nigten Zentralbankgeldmenge mit einer Jahresrate 
von 5 V 2 vH im Zeitraum Januar bis März steht eine 


Schaubild 32 
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1) Saisonbereinigung Deutsche Bundesbank nach dem Census-Ver- 
fahren II. Version X-11; Stand am Monatsende. - 2) Bargeldumlauf 
und Sichteinlagen inländischer Nichtbanken. - 3) Ml zuzüglich Ter- 
mingelder mit Befristung bis unter 4 Jahren. - 4) M2 zuzugiich 
Spareinlagen mit gesetzlicher Kündigungsfrist. - 5) Veränderung in 
den jeweils letzten sechs Monaten auf Jahresrate umgerechnet. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Zunahme der Geldmenge in enger wie in weiter 
Abgrenzung von etwa V 2 vH gegenüber. Dies rührt 
daher, daß die Expansion der 2^ntralbankgeld- 
menge zu Jahresbeginn überwiegend vom Bargeld- 
umlauf getragen wurde, der Ende vergangenen Jah- 
res kaum mehr zugenommen hatte. Daß es sich bei 
der Entwicklung der Geldmenge zu Jahresbeginn 
nicht um den Reflex einer restriktiven Geldpolitik 
handelt, zeigt sich an der gleich niedrigen Zuwachs- 
rate für die Geldmenge in den unterschiedlichen 
Abgrenzungen. Bei stark restriktiver Geldpolitik 
laufen die Zuwachsraten weit auseinander, wie dies 
etwa 1981 zu beobachten gewesen war: Die Geld- 
menge Ml schrumpft, M2 expandiert hingegen 
stark, weil Sichteinlagen gegen Termineinlagen ge- 
tauscht werden, deren Verzinsung rasch auf eine 
Geldverknappung reagiert, die Zuwachsrate von M3 
liegt dazwischen, zum Teil werden auch Sparein- 
lagen in Termineinlagen umgetauscht, weil die 
Sparzinsen nur mit Verzögerung auf veränderte 
Knappheitsverhältnisse am Geldmarkt reagieren. 

Von April bis September stimmen das Expansions- 
tempo der Zentralbankgeldmenge mit einer Jahres- 
rate von knapp 5 vH und die Zunahme der Geld- 
menge M3 mit reichlich 6 vH eher überein; anders 
als zu Jahresbeginn weitete sich in dieser Zeit die 
Reservekomponente der Zentralbankgeldmenge 
stärker aus als der Bargeldumlauf. 


219 . Am ausgeprägtesten war die Veränderung im 
Expansionstempo der Geldmenge Ml. Gemessen an 
der Veränderung gegenüber dem jeweiligen Vor- 
quartal verringerte dieses sich von einer Jahresrate 
von I 8 V 2 vH für das erste Vierteljahr 1983 bis auf 
V 2 vH für das erste Vierteljahr 1984 und blieb auch 
im zweiten (3 vH) und im dritten ( 2 V 2 VH) sehr 
niedrig. Starke Schwankungen im Expansions- 
tempo von Ml sind keineswegs ungewöhnlich, und 
sie bilden, wie die Erfahrung lehrt, zyklische Mo- 
mente ebenso ab wie Veränderungen im Kurs der 
Geldpolitik. In der unter konjunkturellen Gesichts- 
punkten vergleichbaren Aufschwungsphase 1975/76 
etwa hatte sich das Expansionstempo von Ml von 
18 vH im zweiten Vierteljahr 1975 auf 1^/2 vH im 
vierten Vierteljahr 1976 in ähnlichem Maße abge- 
schwächt. Von einer restriktiven Geldpolitik in die- 
ser Zeit kann aber keine Rede sein. Auch die kurz- 
fristigen wie die langfristigen Zinsen veränderten 
sich kaum. Damals wie heute kann die Abschwä- 
chung als Reaktion auf die starke Ausweitung des 
Geldangebots zuvor — 1975 beziehungsweise 1983 
— gewertet werden. Der Zuwachs der Geldmenge 
Ml ist in diesem Jahr nur wenig schwächer als der 
des Sozialprodukts, die Geldausstattung, gemessen 
als Relation Geldmenge Ml zu Sozialprodukt, ist 
kaum knapper als 1983, einem Jahr, in dem Ml sehr 
stark zugenommen hatte. Gewisse Unterschiede 
zwischen 1975/76 auf der einen Seite und 1983/84 
auf der anderen Seite werden bei M2 und vor allem 
bei M3 deutlich: Damals war eine verringerte Liqui- 
ditätsneigung mit einer Auffüllung von Terminein- 
lagen und Spareinlagen einhergegangen, diesmal 
wurde vor allem nicht zum Geldvolumen zählendes 
Geldkapital gebildet. 


Einen scharfen Einbruch im Expansionstempo von 
Ml hatte es auch 1978/79 gegeben. Hier hatte aller- 
dings vom Frühjahr 1979 an die Geldpolitik mitge- 
wirkt, die den stark expansiven Impuls von 1978 
zurücknahm. Die kurzfristigen Zinsen stiegen kräf- 
tig an. 


Mehr privater Kredit, weniger öffentlicher Kredit 

220 . Mit der Fortsetzung des Aufschwungs und 
der anhaltenden Verbesserung der Unternehmens- 
erträge haben sich in diesem Jahr naturgemäß die 
Finanzierungsverhältnisse der Unternehmen deut- 
lich geändert. In der ersten Jahreshälfte investier- 
ten Unternehmen ohne Wohnungswirtschaft und 
ohne Banken, Versicherungen und Bausparkassen 
netto mit 24 Mrd DM fast zwei Drittel mehr als zur 
gleichen Zeit des Vorjahres; vor allem die Vorräte 
wurden stark aufgestockt. Die Unternehmen konn- 
ten ihre Investitionen wieder in sehr hohem Meiße, 
zu fast 95 vH, aus eigenen Mitteln finanzieren. Mit 
reichlich 6 Mrd DM war das Finanzierungsdefizit in 
der ersten Jahreshälfte zwar höher als im Vorjahr, 
aber wesentlich niedriger als in den Jahren 1980 bis 
1982. Stärker noch als von der Veränderung des 
Finanzierungssaldos her zu erwarten war, hat sich 
die Kreditaufnahme der Unternehmen brutto er- 
höht. Im ersten Halbjahr 1983 war die Kreditauf- 
nahme im Zuge der Konsolidierungsbemühungen 
der Unternehmen freilich sehr niedrig gewesen. In 
der höheren Verschuldung in diesem Jahr spiegeln 
sich wohl unter anderem die finanziellen Belastun- 
gen in einzelnen Bereichen durch den Arbeits- 
kampf und die vorgezogenen Lohnsonderzahlun- 
gen. Kräftig zugenommen hat die Kreditaufnahme 
im Ausland; zum Teil handelt es sich dabei um eine 
verstärkte Inanspruchnahme von Zahlungszielen 
bei Importen und vermehrte Anzahlungen auf Ex- 
porte. Die abwartende Haltung der Investoren wäh- 
rend der Tarifauseinandersetzung trägt zur Erklä- 
rung der verstärkten Geldvermögensbildung der 
Unternehmen bei. Aber doch nicht nur dies. Kurz- 
fristige Bankeinlagen wurden stark abgebaut, Wert- 
papiere wurden in großem Umfang gekauft und 
zinsgünstige kurzfristige Anlagemöglichkeiten im 
Ausland wahrgenommen. Die hohe Exportnach- 
frage führte zu einer umfangreichen Gewährung 
von Handelskrediten an ausländische Abnehmer. 

Bei den privaten Haushalten zeigt sich bei einer 
gegenüber dem ersten Halbjahr 1983 annähernd 
unveränderten Ersparnis und Geldvermögensbil- 
dung ebenfalls eine Strukturverschiebung zugun- 
sten längerfristiger Anlagen, vor allem zugunsten 
von festverzinslichen Wertpapieren. 

Die Finanzierungsdefizite der öffentlichen Haus- 
halte waren im ersten Halbjahr um 3 V 2 Mrd DM 
kleiner als vor einem Jahr, die Gebietskörperschaf- 
ten konnten den Fehlbetrag sogar um 6 V 2 Mrd DM 
verringern. Da die Sozialversicherungen ihr Defizit 
fast vollständig durch eine Auflösung von Geldver- 
mögen abdeckten und die Gebietskörperschaften 
ihr Bruttogeldvermögen aufstockten, verringerte 
sich die Bruttokreditaufnahme nur um knapp 
4 Mrd DM. 
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221 . Die Beanspruchung der Kreditmärkte in der 
Bundesrepublik durch Unternehmen, private Haus- 
halte, staatliche Stellen und ausländische Kredit- 
nehmer zusammen war in den ersten neun Mona- 
ten 1984 höher als zur gleichen Zeit des Vorjahres. 
Die Verschuldung durch Begebung von Anleihen 
hat dabei im Vergleich zum Bankkredit an Bedeu- 
tung gewonnen. Vor allem der Staat hat den Kapi- 
talmarkt verstärkt genutzt, seine Kreditaufnahme 
bei Banken hingegen eingeschränkt Auch auslän- 
dische Kreditnehmer haben ihre Verschuldung bei 
inländischen Banken kaum mehr ausgeweitet Die 
Unternehmen hingegen haben sehr viel mehr 
Bankkredite genommen. Ihre Mittelaufnahme am 
Kapitalmarkt spielt nach wie vor eine untergeord- 
nete Rolle, wenngleich die günstigen Bedingungen 
am Aktienmarkt noch einmal zu vergleichsweise 
hohen Emissionen anregten. 

Bei den Fristen, zu denen Kredit genommen und 
gewährt wird, haben sich im Vergleich zum Vorjahr, 
das auch in dieser Hinsicht im Zeichen der Konsoli- 
dierung stand, geringe Veränderungen ergeben. In 
den ersten neun Monaten 1984 waren die im Inland 
zusätzlich aufgenommenen Bankkredite zwar im- 
mer noch ganz überwiegend langfristige Kredite. 
Zur gleichen Zeit des Vorjahres waren aber bei ins- 
gesamt geringerer Kreditaufnahme noch mehr zu- 
sätzliche langfristige Kredite gewährt worden. Be- 
sonders ausgeprägt war die Änderung erwartungs- 
gemäß bei den Krediten an Unternehmen. Diese 
haben von Januar bis September 1984 netto deut- 
lich weniger langfristige Bankkredite aufgenom- 
men als vor einem Jahr, währendMie gesamte über 
Banken laufende Neuverschuldung stark anstieg. 
Besonders deutlich wird die Verschiebung in der 
Fristenstruktur, wenn man die überwiegend länger- 
fristigen Kredite für den Wohnungsbau außer acht 
läßt Am Kapitalmarkt hat sich keine so deutliche 
Verschiebung in den Fristen ergeben. Am Bruttoab- 
satz gemessen hatten etwa die Hälfte der emittier- 
ten Wertpapiere eine Laufzeit von mehr als vier 
Jahren. 

222 . Verläßt man den Vorjahresvergleich und be- 
trachtet man die Entwicklung innerhalb des Jahres 
1984, so bestätigt sich das Bild einer weiter kräftig 
zunehmenden Nachfrage der Unternehmen und 
Privatpersonen nach Bankkrediten. Sie weiteten 
ihre Verschuldung bei Banken von Januar bis Sep- 
tember mit einer Jahresrate von 7 vH aus, nach fast 
8 vH in den neun Monaten davor. Das Ausmaß der 
Neuausleihungen wird dadurch unterzeichnet, daß 
die Banken zu Jahresbeginn wieder umfangreiche 
Abschreibungen aut Inlandsforderungen vorgenom- 
men haben, die von der Statistik nur unzureichend 
erfaßt werden und in dem Maße, wie dies nicht 
geschieht, das Bild der Neuausleihungen verzerren. 
Stellt man dies in Rechnung, so dürfte sich das 
Expansionstempo so gut wie gar nicht verringert 
haben. Das Bild verändert sich kaum, wenn man die 
Kreditaufnahme bei ausländischen Banken hinzu- 
nimmt (Schaubild 33). 

Einen Hinweis auf die auf kurze Sicht zu erwar- 
tende Ausweitung der Kredite gibt die Entwicklung 
der Kreditzusagen. Die offenen Zusagen langfristi- 


Schaubild 33 
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forderungen. - 2) Saisonbereinigung Deutsche Bundesbank nach dem 
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ger Kredite sind seit Mitte vergangenen Jahres 
rückläufig, nachdem sie in den zwölf Monaten da- 
vor außerordentlich stark gestiegen waren. Hierin 
spiegelt sich vor allem der Rückgang der Kredit- 
wünsche in einigen Bereichen, etwa dem Woh- 
nungsbau, für die der langfristige Kredit typisch 
ist. Kaum verändert haben sich dagegen — bei 
weiterem Anstieg der gesamten Zusagen kurzfristi- 
ger Kredite — die offenen Zusagen kurzfristiger 
Kredite. 

223 . Eine etwa gleich große Expansion der ge- 
samtwirtschaftlichen Ausgaben wie im vergange- 
nen Jahr war mit einer geringeren Ausweitung des 
Geldangebots an der Geldbasis zu finanzieren. Die 
Bereitschaft zur langfristigen Mittelbindung in 
mindestreservefreien Bankeinlagen und am Kapi- 
talmarkt war jedoch hoch. Insoweit banden Kredit- 
beziehungen kein Zentralbankgeld. Der Bargeld- 
umlauf, der zu 100 vH Zentralbankgeld erfordert, 
hat zwar noch einmal stärker zugenommen als die 
Zentralbankgeldmenge, die Sichteinlagen und die 
Termineinlagen sind aber weniger gestiegen; die 
Spareinlagen, die mit den niedrigsten Mindestre- 
servesätzen belastet sind, haben etwa in gleichem 
Maße zugenommen wie die Zentralbankgeld- 
menge. 

224 . Die Zinsen sind im Jahresverlauf zunächst 
unverändert geblieben und vom Spätsommer an ge- 
sunken. Angebotsseitig wirkte eine höhere Anlage- 
neigung auf sinkende Zinsen hin. Der verringerte 
Preisauftrieb und eine allmählich wachsende Er- 
wartung anhaltend niedriger Inflationsraten erklä- 
ren dies. Das Angebot stieß freilich nicht nur auf 
die Nachfrage im Inland, sondern wurde von den 


hohen Zinsgeboten ins Ausland gelockt. Es wirkte 
dort einem Zinsanstieg entgegen, während hier die 
Zinssenkung behindert wurde. Immerhin folgten 
die Zinsen für D-Mark-Kredite nicht dem zeitweili- 
gen Wiederanstieg der Dollarzinsen, die Zinsdiffe- 
renz zum Dollarraum wurde größer. Das Risiko ei- 
nes künftig wieder niedrigen Dollarkurses wurde 
allmählich höher eingeschätzt. 

Am Markt für Bankkredite wirkte auch die Verrin- 
gerung der Nachfrage dem vom Ausland bestimm- 
ten Anziehen der Zinsen entgegen. Die Minder- 
nachfrage des Staates war größer als die Mehr- 
nachfrage der Privaten. Letztere wäre noch größer 
ausgefedlen, hätten nicht die Unternehmen ihre In- 
vestitionen in hohem Maße durch Eigenmittel fi- 
nanzieren können. Andererseits ermöglichten es 
die verbesserten Gewinne und Gewinnaussichten, 
hohe Zinsen zu zahlen. Verglichen mit dem Tief- 
punkt der Zinsen im Frühjahr 1983 waren langfri- 
stige Bankkredite im Herbst 1984 immer noch etwa 
V 2 Prozentpunkt teurer; auch die Zinsen für Konto- 
korrentkredite sind noch nicht niedriger als da- 
mals; der Zins für Wechseldiskontkredite ist im Ge- 
folge der Anhebung des Diskontsatzes um V2 Pro- 
zentpunkt gestiegen (Schaubild 34). 

Am Kapitalmarkt verharrten die Zinsen bis zum 
Spätsommer auf einem Niveau von mehr als 8%, 
das sie Mitte vergangenen Jahres erreicht hatten. 
Seither sind sie aber deutlich gesunken; zuletzt lag 
die Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere 
bei etwas über 7%. Das verringerte Interesse von 
Ausländern an inländischen Rentenwerten und die 
seit dem Frühjahr wieder gestiegenen Käufe aus- 
ländischer Wertpapiere durch Inländer zeigen den 
retardierenden Auslandseinfluß an. 
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Schaubild 34 


ENTWICKLUNG AUSGE^HLTER ZINSEN 


Prozent 
18 


17 

16 

15 

14 

13 

12 

11 

10 

9 

8 

7 

6 

S 

4 

3' 

2 

0 


✓ 


— 

1 

— P“ Diskontsatz 



■ 

Lombardsatz/Sonde 
Kontokorrentkrediti 

flombardsatz 
. 2 ) 3 ) 

2 ) 4) 

tverzinslicher Wertpapiere 



' ' Dreimonatsgeld 

— — ■ Tagesgeldzins 


/ 

* Termingeldeinlagen 

!- Umlaufsrendite fes 


i 

L 

1 

/ 



w« 


f ^ 

X 



/ 

1 


\ 



J 

A 

j 








/ V 

/ 






. y 

— 








1 

\ 

f 

y 


X 









^ ^ 



J 



1 

7 X 

J 

7 ^ 


SÜHI 




















1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 

J A J 0 

1980 

1 1 1 1 1 1 1 "i— T-T'r" 
J A J 0 

1981 

“FT' l 'TT 'f 'T 1 1 1 1 

J A J 0 

1982 

“T“T" 1 “TVI 1 ■T« r"T“T“T"" 

J A J 0 

1983 

^ 1 1 1 1 1 1 — 1 1 1 1 

J A J 0 

1984 


Prozent 
18 


1) Sonderloflibardkredit wurde vom 25. Februar 1981 bis einschließlich 6. Mai 1982 gewährt.- 2) Die Durchschnittssatze sind als ung^chtetes arithmetisches Mittel aus 
den innerhalb der Streubreite liegenden Zinsmeldungen errechnet. Die Streubreite wird ermittelt, indem jeweils 5vH der Meldungen mit den höchsten und den niedrigsten 
Zinssätzen ausgesondert werden.- 3) Kontokorrentkredite unter 1 Mio DM.- 4) Festgelder unter 1 Mio DM mit vereinbarter Laufzeit von 3 Monaten. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 


SR 84 0687 


225 . Der Absatz festverzinslicher Wertpapiere 
hat in den ersten neun Monaten dieses Jahres nicht 
das sehr hohe Ergebnis des Vorjahres erreicht 
Brutto betrachtet betrug das Mittelaufkommen 
I 65 V 2 Mrd DM, netto, also nach Abzug der Tilgun- 
gen, 58 Mrd DM, das waren IIV 2 vH weniger als von 
Januar bis September 1983. Während zu Jahresbe- 
ginn die Anlageneigung wegen Zinssenkungserwar- 
tungen und aufgrund von Sondereinflüssen sehr 
hoch war, schwächte sie sich im weiteren Verlauf 
des Jahres zunächst ab. Das geringe Mittelaufkom- 
men im zweiten Vierteljahr von netto 7 V 2 Mrd DM 
nach 29 V 2 Mrd DM im ersten Vierteljahr ist aber 


wohl auch als Korrektur zu sehen; denn danach 
belebte sich der Absatz wieder deutlich. Vom Spät- 
sommer an trugen erneuerte Erweuiungen auf ei- 
nen Zinsrückgang dazu bei. 


Die Mittel zur Anlage am Kapitalmarkt kamen in 
erster Linie von Nichtbanken und in den ersten 
Monaten des Jahres, als sich der Dollar abschwäch- 
te, auch von Ausländem (Tabelle 24). Die Banken 
haben nur in geringem Umfang Wertpapiere erwor- 
ben. Erst als die Zinsen zu sinken begannen, enga- 
gierten sie sich wieder stärker am Kapitalmarkt 
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Emission und Erwerb von Wertpapieren Tabelle 24 

Mio DM 


Zeitraum 

Festverzinsliche Wertpapiere 

Aktien 

Emission durch 

Erwerb durch 

Emission durch 

inländische Stellen^) 

Ausland*) 

Inländer 

Aus- 

länder®) 

in- 

ländische 

Unter- 

nehmen*^) 

aus- 

ländische 

Unter- 

nehmen®) 

zusammen 

darunter 

zusammen 

darunter 

Banken^) 

öffentliche 

Hand®) 

Nicht- 

banken®) 

1967 

14 970 

9 211 

4 875 

471 

16 276 

3 423 

- 835 

1 905 

1 419 

1968 

17 668 

13 922 

3 818 

4 103 

21 922 

7 692 

- 151 

3 144 

2 831 

1969 

12 383 

12 258 

289 

5 365 

18 701 

9 222 

- 953 

2 797 

5 778 

1970 

14 312 

11 934 

2 157 

1 042 

14 537 

12 211 

817 

3 592 

2 668 

1971 

20 578 

14 856 

4 279 

- 1 184 

17 778 

11 970 

1 616 

4 734 

2 201 

1972 

34 067 

26 074 

7 206 

- 4 314 

22 024 

15 322 

7 729 

4 129 

1 769*) 

1973 

25 010 

21432 

4 120 

- 231 

18 283 

14 786 

6 496*) 

3 581 

1 968 

1974 

25 082 

19 616 

5 837 

675 

27 706 

12 713 

- 1949 

3 525 

2 693 

1975 

47 977 

34 974 

13 171 

1 384 

52 805 

18 132 

- 3 443 

6 010 

3 435 

1976 

47 859 

31 731 

16 676 

1 354 

46 085 

32 127 

3 129 

6 081 

1 515*) 

1977 

49 777 

28 937 

21 256 

4 551 

53 640 

22 088 

687 

4 368 

3 542 

1978 

39 832 

29 437 

11 420 

3 553 

43 260 

18 289 

124 

5 550 

3 942 

1979 

41 246 

36 350 

6 011 

3 726 

40 936 

39 301 

4 036 

5 513 

3 541*) 

1980 

45 218 

41 546 

4 934 

7 338 

52 261 

33 166 

294 

6 948 

3 569 

1981 

66 872 

70 451 

- 2 608 

6 204 

74 528 

57 149 

~ 1453 

5 516 

4 647 

1982 

72 726 

44 795 

28 563 

10 983 

81 487 

36 722 

2 223 

5 921 

3 278 

1983 

85 527 

51 726 

34 393 

5 743 

80 475 

42 879 

10 795 

7 271 

8 474 

1983 l.Vj. 

24 739 

15 970 

8 908 

1 769 

26 202 

13 284 

306 

1 966 

2 654 

2. Vj. 

21 444 

16 853 

4 834 

1 903 

22 141 

7 578 

1 206 

1 627 

2 171 

3. Vj. 

15 861 

6 956 

8 998 

121 

10 558 

9 586 

5 424 

1 546 

2 017 

4. V). 

23 483 

11 947 

11 653 

1 950 

21 573 

12 430 

3 860 

2 132 

1 632 

1984 l.Vj. 

27 072 

12 890 

13 705 

12 

22 344 

27 357 

4 716 

1 075 

2 528 

2. Vj. 

7 709 

2 988 

4 942 

4 490 

’ 12 609 

10 623 

- 411 

2 842 

313 

3.Vj. 

20 569 

11 675 

9 293 

4 998 

25 162 

12 512 

405 

1 078 

-1 188 

1983 Jan 

14 622 

10 661 

3 991 

40 

14 326 

8 624 

336 

279 

1 018 

Feb 

2 622 

2 036 

619 

543 

3 274 

260 

- 109 

676 

694 

Mär 

7 495 

3 273 

4 298 

1 186 

8 603 

4 381 

78 

1 011 

942 

Apr 

3 532 

3 793 

- 202 

811 

4 489 

1 793 

- 147 

1 153 

1 279 

Mai 

8 421 

7 415 

1 029 

662 

8 442 

1 748 

640 

237 

395 

Jun 

9 491 

5 645 

4 007 

431 

9 210 

4 037 

712 

237 

496 j 

Jul 

3 874 

1 873 

2 025 

- 328 

2 793 

4 320 

752 

296 

1 066 

Aug 

5 362 

1 147 

4 244 

5 

3 856 

2 126 

1 511 

625 

265 

Sep 

6 625 

3 936 

2 729 

444 

3 909 

3 140 

3 160 

625 

687 

Okt 

10 149 

4 917 

5 237 

1 116 

9 139 

5 766 

2 127 

446 

542 

Nov 

6 595 

4 687 

1 966 

181 

5 241 

4 386 

1 535 

679 

589 

Dez 

6 739 

2 343 

4 450 

653 

7 194 

2 279 

198 

1 007 

501 

1984 Jan 

13 510 

8 407 

5 052 

- 412 

11 282 

16 768 

1 816 

551 

1209 

Feb 

6 701 

2 294 

4 419 

~ 513 

4 331 

5 837 

1 858 

295 

965 

Mär 

6 861 

2 189 

4 234 

912 

6 731 

4 752 

1 042 

229 

354 

Apr 

2 367 

354 

2 078 

1 603 

3 479 

3 308 

490 

268 

- 79 

Mai 

3 942 

2 980 

989 

1 242 

5 470 

3 999 

- 287 

1439 

- 219 

Jun 

1 400 

- 346 

1 875 

1 645 

3 660 

3 316 

- 614 

1 135 

611 

Jul 

5 239 

3 148 

2 426 

2 587 

7 572 

6 320 

254 

294 

- 821 

Aug 

9 668 

4 845 

4 880 

1 619 

10 484 

6 070 

803 

526 

- 234 

Sep 

5 662 

3 682 

1 987 

792 

7 106 

122 

- 652 

258 

- 133 


Nettoabsatz zu Kurswerten unter Berücksichtigung von Eigenbestandsveränderungen der Emittenten. 

Bankschuldverschreibungenab 1969 ohne Bank-Namensschuldverschreibungen. 

Einschließlich Bundesbahn und Bimdespost, jedoch ohne von der LAGr-Bank für den LACJ-Fonds begebene Schuldverschreibungen. 
Nettoerwerb beziehungsweise Nettoveräußerung (-) ausländischer Rentenwerte zu Transaktionswerten durch Inländer. 

*) Einschließlich Erwerb in- und ausländischer Wertpapiere durch inländische Investmentfonds. 

*) Nettoerwerb beziehungsweise Nettoveräußenmg (-) inländischer Rentenwerte zu Transaktionswerten durch Ausländer. 

’) Zu Kurswerten. 

®) Nettoerwerb beziehungsweise Nettoveräußerung (-) ausländischer Dividendenwerte (einschließlich Direktinvestitionen und Investment- 
zertifikate) zu Transaktionswerten durch Inländer. 

•) Statistisch bereinigt. Quelle: Deutsche Bundesbank 
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XI. Finanzpolitik: Weiter sinkende Defizite 

226 . Bei Bund, Ländern und Gemeinden hat sich 
das Verhältnis von Ausgaben und Einnahmen in 
diesem Jahr erneut verbessert Die Ausgaben sind 
im dritten Jahr hintereinander weniger gestiegen 
als das gesamtwirtschaftliche Produktionspotential 
gewachsen ist Stärker haben die Steuereinnahmen 
zugenommen. So konnte die Neuverschuldung der 
öffentlichen Haushalte weiter zurückgeführt wer- 
den. Das von konjunkturellen und sonstigen außer- 
gewöhnlichen Einflüssen bereinigte Defizit, das im 
Vorjahr noch 30 V 2 Mrd DM betragen hatte, verrin- 
gerte sich auf 2 IV 2 Mrd DM. Dieses bereinigte Defi- 
zit entspricht etwa dem Verschuldungsverhalten 
des Staates im Durchschnitt der Jahre 1966 bis 
1977. 

Mit der Rückführung der Haushaltsfehlbeträge in 
den letzten Jahren veränderte sich die Struktur von 
Ausgaben und Einnahmen. Statt Subventionen ab- 
zubauen, hat der Staat der Landwirtschaft und den 
gewerblichen Unternehmen noch mehr Hilfen ge- 
währt als zuvor. Der Anteil öffentlicher Investitio- 
nen an den Gesamtausgaben hat sich beträchtlich 
verringert. Die Zunahme der Personalausgaben 
konnte deutlich gebremst werden. 


Geringer Anstieg der öffentlichen Ausgaben 

227 . Die Ausgaben der öffentlichen Haushalte be- 
liefen sich 1984 auf rund 581 Mrd DM, das waren 
2 vH mehr als im Vorjahr (Tabelle 25). Die Staats- 
quote, die Ausgaben von Bund, Ländern und Ge- 
meinden (in der Abgrenzung der Finanzstatistik) 
bezogen auf das gesamtwirtschaftliche Produkti- 
onspotential in jeweiligen Preisen, ging auf 31,7 vH 
zurück; sie hatte 1980 noch fast 34 vH betragen und 
30,1 vH im Durchschnitt der Jahre 1966 bis 1977. 

228 . Die Struktur der öffentlichen Ausgaben hat 
sich in den letzten Jahren im Zuge der Haushalts- 
konsolidierung gewandelt Die Verzinsung der öf- 
fentlichen Schuld hat stark an Gewicht gewonnen. 
Die Personalausgaben sind zurückgedrängt wor- 
den. Die öffentlichen Investitionen wurden deutlich 
gesenkt. Die Subventionen wurden merklich er- 
höht. 

Mehr als ein Viertel des gesamten Ausgabenzu- 
wachses der öffentlichen Haushalte entfällt 1984 
auf die Zunahme der Zinsausgaben. Mit schät- 
zungsweise 6 vH nehmen sie zwar deutlich schwä- 
cher zu als in den vorangegangenen Jahren; den- 
noch beanspruchen sie einen weiter wachsenden 
Anteil an den Gesamtausgaben. Während 1980 noch 
5,7 vH der staatlichen Ausgaben auf Zinszahlungen 
entfielen, erhöhte sich dieser Anteil bis 1984 auf 
über 9 vH. 

Der Anstieg der Zinsausgaben kann von der Haus- 
haltspolitik kurzfristig nur wenig beeinflußt wer- 
den. Zum Anwachsen dieser Belastung der öffentli- 
chen Haushalte trägt nicht nur die jeweilige Neu- 
verschuldung bei, also der Betrag, um den sich der 
Schuldenstand erhöht; auch die Umschuldung frü- 


herer Kredite führt vorläufig noch zu steigenden 
Zinslasten. Fällig werdende Altschulden, die häufig 
zu niedrigen Zinsen aufgenommen worden waren, 
müssen nun durch Aufnahme neuer Kredite bei ho- 
hen Zinssätzen abgelöst werden. Die durchschnitt- 
liche Verzinsung des Schuldenstandes hat sich 
so von 1980 bis 1984 von knapp 6V2 vH auf etwa 
7V2 vH erhöht. Würde der Schuldenstand heute mit 
dem gleichen durchschnittlichen Satz verzinst wie 
1980, so wären die Zinsausgaben etwa 10 Mrd DM 
geringer. Vom Anstieg der Zinsbelastung in den 
letzten vier Jahren (von 29 Mrd DM auf 54 Mrd DM) 
lassen sich demnach etwa zwei Fünftel allein auf 
die Erhöhung der Durchschnittsverzinsung und nur 
drei Fünftel auf den erhöhten Schuldenstand zu- 
rückführen. Freilich ist hier auch zu sehen, daß die 
hohe staatliche Kreditnachfrage in diesem Zeit- 
raum ihrerseits das Zinsniveau nach oben gedrückt 
haben dürfte. 

Solange die Zinsen nicht unter das Niveau der 
durchschnittlichen Verzinsung des Schuldenstan- 
des sinken, ist mit einer weiteren Erhöhung der 
Zinsbelastung zu rechnen, da immer noch überwie- 
gend niedrig verzinsliche in höher verzinsliche Kre- 
dite umgeschuldet werden müssen. Ein deutlich sin- 
kendes Zinsniveau würde das Gewicht der Zinsaus- 
gaben auch nur langsam abnehmen lassen, da der 
Anteil hoch zu verzinsender Schulden nur allmäh- 
lich zurückgehen wird. Die Phase einer sprunghaf- 
ten Erhöhung der Zinsausgaben ist gleichwohl vor- 
bei. 

229 . Die Personalausgaben der öffentlichen Haus- 
halte nahmen mit IV 2 VH noch einmal schwächer zu 
als im Vorjahr. Eine Reihe von Gründen war hier- 
für maßgeblich. Im Frühjahr 1983 hatte man sich 
auf eine stufenweise Erhöhung der Löhne und Ge- 
hälter für die Arbeiter und Angestellten im öffentli- 
chen Dienst geeinigt. Die Tarifverdienste waren im 
März 1983 um 2 vH erhöht worden und um je V2 vH 
zum 1. Juli 1983 und zum 1. März 1984. In den ersten 
acht Monaten 1984 waren die Löhne und Gehälter 
daher um durchschnittlich IV 4 vH höher als im Vor- 
jahr. Für den Rest des Jahres wurde mit dem neuen 
Tarifvertrag eine einmalige Zahlung von 240 DM je 
Beschäftigten vereinbart. Die Bezüge der Beamten 
wurden 1984 nicht erhöht; sie lagen damit im 
Durchschnitt nur um 1 vH über dem Niveau des 
Vorjahres. Daneben wurde im Rahmen des Haus- 
haltsbegleitgesetzes 1984 die Eingangsbesoldung im 
höheren und gehobenen Dienst um eine Stufe ge- 
senkt. Zum geringen Anstieg der Personalausgaben 
trug auch bei, daß abermals Stellen abgebaut wur- 
den. Der Rückgang der Anzahl der Vollzeitbeschäf- 
tigten wurde nicht ganz durch eine Zunahme bei 
den Teilzeitbeschäftigten kompensiert. Bei Bund 
und Ländern ergaben sich weitere Einsparungen 
aus Stellenbesetzungssperren, die sich auf bis zu 
zwölf Monate erstrecken sowie aus dem Gebot der 
Stelleneinsparung um 1 vH. 

230 . Die Ausgaben für öffentliche Sachinvestitio- 
nen nahmen 1984 noch einmal leicht ab. Sie liegen 
nun um I2V2 Mrd DM und damit um 20 vH unter 
dem Niveau von 1980. Damals erreichten die Inve- 
stitionsausgaben freilich wegen des Programms für 
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Tabelle 25 


Die Ausgaben und Einnahmen der öffentlichen Haushalte *) 



1981 

1982 

1983'“) 

1984*) 

1982 

1983*) 

1984*) 

Art der Ausgaben bzw. Einnahmen 


Mrd DM 


Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in vH 

In der Abgrenzung der Finanzstatistik 

Ausgaben (ohne Schuldentilgung) ^) ®) 

541,8 

561,5 

569,4 

581 

+ 3,7 

+ 1.4 

+ 2 

Laufende Rechnung 

443,5 

465,5 

476,9 

ASl'h 

+ 5,0 

+ 2,4 

+ 2 V 2 

davon: 







+ lV2 

Personalausgaben 

172,5 

177,2 

182,2 

184V2 

+ 2,7 

+ 2,8 

Sachaufwand®) 

83,1 

87,0 

90,3 

93 

+ 4,7 

+ 3,8 

+ 3 

Laufende Übertragimgen®) 

151,5 

156,4 

153,3 

156 

+ 3,3 

- 2.0 

+ 2 

Zinszahlungen 

36,4 

44,9 

51,0 

54 

+23,3 

+13,7 

+ 6 

Kapitalrechnung 

98,1 

95,8 

92,1 

93 

- 2,4 

- 3,9 

+ 1 

davon: 








Sachinvestitionen 

57,0 

52,0 

48,2 

47 V 2 

- 8,7 . 

- 7,4 

- 1 

Vermögensübertragungen 

25,5 

27,0 

25,7 

25 V 2 

+ 5,9 

- 4,9 

- IV 2 

Gewähnmg von Darlehen, 








Beteiligungen 

15,6 

16,7 

18,2 

20 

+ 7,3 

+ 8,6 

+ 10 

Saldo im Verrechnungsverkehr^) . . 

+ 0,2 

+ 0,2 

+ 0,4 

+ V 2 

X 

X 

X 

Einnahmen (ohne Kreditmarkt- und 




536 V 2 



+ 4'/2 

Rücklagemittel) ^) 

466,1 

491,6 

514,1 

+ 5,5 

+ 4,6 

Laufende Rechnung 

450,0 

473,3 

495,3 

519 

+ 5,2 

+ 4,6 

+ 5 

danmter: Steuern 

370,2 

378,5 

396,3 

4 I 6 V 2 

+ 2,3 

+ 4,7 

+ 5 

Kapitalrechnimg 

16,1 

18,3 

18,8 

I 7 V 2 

+13,9 

+ 2,9 

- 6’/2 

Saldo der durchlauf enden Mittel . . 

0,0 

0,0 

0,0 

0 

X 

X 

X 

Finanzierungssaldo 

-75,7 

-69,9 

-55,2 

- 44 V 2 

X 

X 

X 

Nachrichtlich: 








Staatsquote®) 

Steuerquote®) 

33,9 

33,1 

32,1 

31,7 

X 

X 

X 

24,0 

23,7 

23,7 

23,8 

X 

X 

X 

ln der Abgrenzung der Volkswirt- 








schaftlichen Gesamtrechnungen 

Ausgaben 

515,7 

532,3 

540,4 

553 V 2 I 

+ 3,2 

+ 1,5 

+ 2 V 2 

Einnahmen 

450,7 

470,0 

495,0 

520 V 2 

+ 4,3 

+ 5,3 

+ 5 

davon: 

Steuern 

386,5 

395,2 

414,7 

437 V 2 

+ 2,2 

+ 4,9 

+ 5 V 2 

Sonstige Einnahmen 

64,2 

74,8 

80,3 

83 

+16,5 

+ 7,2 

+ 3^/2 

Finanzierungssaldo 

-65,0 

-62,3 

-45,5 

-33 

X 

X 

X 

Nachrichtlich: 








Staatsquote ^®) 

32,3 

31,4 

30,4 

30,2 

X 

X 

X 

Steuerquote ^^) 

25,0 

24,7 

24,8 

25,1 

X 

X 

X 


Blind, Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen, EG-Anteile, Länder und Gemeinden/Gemeindeverbände. 

Schätzung nach Teilergebnissen. 

Eigene Schätzung. 

*) Gesamtausgaben bzw. Gesamteinnahmen nach Abzug der Zahlungen von Gebietskörperschaften (Zuweisungen, Darlehen, Darlehensrück- 
flüsse), einschließlich der Krankenhäuser und Hochschulkliniken mit kaufmännischem Rechnungswesen. 

Einschließlich der Zahlung früher gestundeter Zuschüsse an die Sozialversicherung; 1981: 1,5 Mrd DM. 

®) Einschließlich militärischer Beschaffungen und Anlagen. 

Saldo noch nicht verrechneter Zuweisungen und Übertragungen zwischen den Ebenen der Grebietskörperschaften. 

®) Gesamtausgaben der öffentlichen Haushalte in vH des Produktionspotentials in jeweiligen Preisen. 

®) Kassenmäßige Steuereinnahmen der öffentlichen Haushalte in vH des Bruttosozialprodukts. 

Ausgaben der Gebietskörperschaften in vH des Produktionspotentials in jeweiligen Preisen. 

“) Steuereinnahmen der Gebietskörperschaften in vH des Bruttosozialprodukts. 


Quelle für Finanzstatistik: BMF 
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Zukunftsinvestitionen ihren bisher höchsten 
Stand. 

Für den Rückgang der öffentlichen Investitionen in 
den letzten Jahren war das Verhalten der Gemein- 
den entscheidend, auf die etwa zwei Drittel dieser 
Investitionen entfallen. Deren Zurückhaltung 
wurde nicht nur durch die ungünstige Einnahmen- 
entwicklung, sondern auch durch die Kürzung der 
Finanzzuweisungen bestimmt, die die meisten Län- 
der im Zuge ihrer Konsolidierungsbemühungen 
Vornahmen. In gewissem Umfang hat das auch da- 
mit zu tun, daß mittlerweile die Ausstattung mit 
Infrastruktureinrichtungen gut ist. Wegen der ab- 
nehmenden Anzahl von Kindern besteht kaum 
mehr Bedarf an neuen Schulen und Kindergärten. 
Vor allem kleinere Gemeinden und Stadtumlandge- 
meinden sind ausreichend mit öffentlichen Einrich- 
tungen ausgestattet. Zu sehen ist aber auch, deiß, 
vor allem in größeren Städten, neue Bedarfsschwer- 
punkte in den Vordergrund rücken. Zusätzliche 
Aufgabenfelder wie Stadterneuerung, Wohnumfeld- 
verbesserung, Altenbetreuung, Umweltschutz und 
Beseitigung von Umweltschäden haben an Gewicht 
gewonnen und haben auch Konsequenzen für tradi- 


tionelle Bereiche wie Abfallbeseitigung und Abwas- 
serentsorgung oder Nahverkehrssysteme. 

231 . Der Abbau von Subventionen wurde wieder 
nicht in Angriff genommen. Im Gegenteil: Steuer- 
vergünstigungen und Finanzhilfen nahmen 1984 
um 9 V 2 vH zu. Die Ursachen deifür liegen zum Teil 
darin, daß sich die Haushaltsbelastungen aus Steu- 
ervergünstigungen schon bei unveränderten Rege- 
lungen erhöhen, zum Teil aber auch darin, daß zu- 
sätzliche Subventionen gewährt wurden. 

Bei den zusätzlichen Subventionen schlugen am 
stärksten die aufgrund der Agrarbeschlüsse der Eu- 
ropäischen Gemeinschaften getroffenen Maßnah- 
men zu Buche (Tabelle 26, Ziffer 430). Aber auch 
ohne diese fiel das Subventionsvolumen höher aus. 
Die Finanzhilfen des Bundes (ohne die zusätzlichen 
Hilfen für die Landwirtschaft) nahmen 1984 um 
7 vH, also deutlich stärker zu als die Gesamtaus- 
gaben des Bundes, die Einnahmenausfälle aus 
Steuervergünstigungen sogar um 10 vH. Für beide 
Arten von Subventionen waren noch im vergange- 
nen Jahr niedrigere Ansätze veranschlagt worden. 


Tabelle 26 


Finanzpolitisch wichtige Ereignisse 


Datum 


1983 


26. Oktober 

Die Bundesregierung hat im Hinblick auf die künftige Beteiligungspolitik des Bundes be- 
schlossen, Beteiligungen in solchen Fällen, wo dies ohne Beeinträchtigung staatlicher Belange 
möglich ist, zu verringern. Als erster Schritt ist vorgesehen, zum 1. Januar 1984 die Beteili- 
gung des Bundes an der VEBA AG von bisher 43,75 vH durch Verkauf von Aktien im Nennbe- 
trag von 232 Mio DM auf 30 vH zu mindern. Ein Teil dieser Aktien wird für Anlagen nach dem 
vierten Vermögensbildungsgesetz reserviert. Der Verkauf solcher Aktien wird durch eine 
Zulage gefördert, wenn sie für sechs Jahre fest angelegt werden. 

21./22. November 

Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ überprüft seine Steuerschätzung für die in den Jahren 
1983 und 1984 zu erwartenden Steuereinnahmen. Ausgehend von einer Zunahme des nomina- 
len Bruttosozialprodukts von gut 4 vH im Jahre 1983 und von knapp 5 vH im Jahre 1984 rech- 
net der Arbeitskreis mit Steuereinnahmen von 395,2 Mrd DM bzw. 420,6 Mrd DM. Die Steuer- 
quote wird danach 1983 etwa 23,7 vH betragen und 1984 auf 24,0 vH ansteigen. 

26. November 

Das „Gesetz zur Förderung der Rückkehrbereitschaft von Ausländern“ wird verkündet. Durch 
ein befristetes Angebot von finanziellen Anreizen wird die Rückkehrbereitschaft von Auslän- 
dern gefördert. 

21. Dezember 

Der Bundestag verabschiedet in zweiter und dritter Lesung den Bundeshaushalt 1984. Er 
weist ein Volumen von 257,14 Mrd DM und eine Nettokreditaufnahme von 33,61 Mrd DM 
auf. 

22. Dezember 

Das „Gesetz über Maßnahmen zur Entlastung der öffentlichen Haushalte und zur Stabilisie- 
rung der Finanzentwicklung in der Rentenversicherung sowie über die Verlängerung der 
Investitionshilfeabgabe (Haushaltsbegleitgesetz 1984)“ wird verkündet. Neben den schon be- 
kannten Elementen (im einzelnen siehe JG 83 Tabelle 28) wird die durch das Haushaltsbe- 
gleitgesetz 1983 eingeführte Investitionshilfeabgabe um ein Jahr auf drei Jahre verlängert, sie 
wird also für die Jahre 1983, 1984 und 1985 erhoben. Die Rückzahlung soll ab 1990 erfolgen. 


Verkündung des „Gesetzes zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft und zur 
Einschränkung von steuerlichen Vorteilen (Steuerentlastungsgesetz 1984)“. Steuerliche Er- 
leichterungen ergeben sich im einzelnen durch: Entlastung bei der Vermögensteuer, den 
Ertragsteuern, der Gewerbesteuer, gleichzeitig aber Einschränkung der Steueranreize bei 
Bauherrenmodellen und Halbierung der Ausbildungsfreibeträge. 
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noch Tabelle 26 


Datum 


1984 


1. Januar 

Das „Gresetz zur Förderung der Vermögensbildung der Arbeitnehmer durch Kapitalbeteili- 
gung (Vermögensbeteiligungsgesetz)“ tritt in Kraft. 


Nachdem sich die bisherige Förderung überwiegend auf Geldsparformen, Bausparbeiträge 
und Beiträge zu Lebensversicherungen konzentrierte, enthält das Vermögensbeteiligungsge- 
setz nun gezielt Anreize zur Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktiwermögen: 

— durch Aufstockung des Förderungsrahmens von 624 DM auf 936 DM, beschränkt auf Pro- 
duktivkapitalbeteiligung bei gleichzeitiger Ausweitung des Anlagekatalogs (4. Vermögens- 
bildungsgesetz), 

— durch Einfügung eines neuen Paragraphen 19 a in das EStG, der eine Steuervergünstigung 
bis zu 300 DM bei der unentgeltlichen oder verbilligten Überlassung von Vermögensbetei- 
ligungen an den Arbeitnehmer vorsieht. 

18. Januar 

Nach ersten vorliegenden Kassenzahlen schließen die öffentlichen Haushalte 1983 mit einem 
Fehlbetrag von rund 54 Mrd DM ab; davon entfallen rund 32 Mrd DM auf den Bund, 

21 Mrd DM auf die Länder und 1 Mrd DM auf die Gemeinden. Die Finanzierungsdefizite sind 
damit um etwa 15 Mrd DM niedriger als 1982. Für den Bundeshaushalt bedeutet dies, daß die 
Ist- Ausgaben mit 246,7 Mrd DM um 2,6 vH oder 6,5 Mrd DM unter dem Soll liegen. Die Einnah- 
men übersteigen mit 2,9 Mrd DM — davon 2,3 Mrd DM Steuern — die Ansätze, so daß die 
Nettokreditaufnahme auf knapp 32 Mrd DM beschränkt werden konnte. Sie liegt damit um 
etwa 9,5 Mrd DM unter der veranschlagten Kreditermächtigimg. Minderausgaben haben sich 
vor allem bei den Aufwendungen für Arbeitslosigkeit, in einzelnen Bereichen von gesetzlich 
festgelegten Sozialleistungen, bei den Gewährleistungen und Zinsen sowie auch bei Subven- 
tionen ergeben. 

19./20. März 

Nach dem Beschluß des Europäischen Rates verabschiedet der Agrarministerrat Regelungen, 
die zu einer Anpassung der Agrarpolitik an die finanziellen Möglichkeiten der Gemeinschaft 
führen sollen, insbesondere durch Einführung von Garantiemengenbegrenzungen für Über- 
schußprodukte und durch teilweise Senkung der Stützpreise, im einzelnen verschlechtern fol- 
gende Entscheidungen die Einkommenslage der Bauern: Marktmengenbegrenzung für Milch 
ab 1. April 1984, ein rechnerischer „kostenneutraler“ Abbau des Grenzausgleichs um 3% ab 

1. April 1984, der faktisch nicht völlig kostenneutral war, ein weiterer Abbau des Grenzaus- 
gleichs um 5% ab 1. Januar 1985, Preissenkungen bei einer Reihe von Produkten im Wirt- 
schaftsjahr 1984/85. 

26./28. März 

Der Arbeitskreis „ Steuerschätzungen“ legt seine Schätzung der Steuereinnahmen für die 
Jahre 1984 bis 1988 vor. Unter Zugrundelegung einer Zunahme des nominalen Bruttosozial- 
produkts um 5,3 vH rechnet er für das Jahr 1984 mit Steuereinnahmen von 418,6 Mrd DM, das 
sind 5,6 vH mehr als im Vorjahr. In den folgenden Jahren wird mit einem jährlichen Zuwachs 
von rund 6,7 vH gerechnet, die Steuerquote wird damit von 23,8 vH im Jahre 1984 auf 24,7 vH 
im Jahre 1988 ansteigen. 

28. März 

Die Bundesregierung beschließt den Entwurf eines „Steuerbereinigungsgesetz 1985“. Der 
Gesetzesentwurf enthält Rechtsänderungen in 34 Einzelsteuergesetzen und Rechtsverordnun- 
gen, die aus Vereinfachungsgründen, infolge der höchstrichterlichen Rechtsprechung oder zur 
Erfüllung völkerrechtlicher Verpflichtungen vorgeschlagen werden (Schwerpunkt: Anerken- 
nung von zwangsläufigen Kinderbetreuungskosten bei alleinerziehenden Elternteilen, Weiter- 
entwicklung des steuerlichen Verfahrensrechts, Umsetzung der EG-Richtlinien über die steu- 
erliche Amtshilfe und Vereinfachung des Steuerrechts). 

5. April 

Der Finanzplanungsrat berät die Haushaltsabschlüsse 1983, die Haushaltsentwicklung 1984 
sowie erste vorläufige volks- und finanzwirtschaftliche Annahmen für die Aufstellung der 
Haushaltsentwürfe 1985 und für die Fortschreibung der mittelfristigen Finanzpläne bis 1988. 
Er hält es für erforderlich, den eingeschlagenen Konsolidierungskurs beizubehalten. Das 
Wachstum der öffentlichen Ausgaben sei mittelfristig auf eine Größenordnung von 3 vH jähr- 
lich zu begrenzen. Dabei sollten die Gebietskörperschedten bemüht sein, die Wachstums- und 
beschäftigungsfördernden Ausgaben zu verstärken. Maßnahmen zur Förderung der Familie 
und Änderungen der Einkommensbesteuerung sollten im Einklang mit der unverändert vor- 
rangigen Aufgabe der Haushaltskonsolidierung stehen. Ferner sei auf die ausgewogene Ver- 
teilung der Lasten zwischen den bundestaatlichen Ebenen zu achten. 

30. April 

Die Regierungskoalition berät über die vom Bundesfinanzminister für 1986 vorgeschlagene 
Reform der Lohn- und Einkommensteuer. Die vorgesehenen Steuerentlastungen belaufen 
sich für 1988 auf rund 25 Mrd DM (1986: 20,6 Mrd DM); davon entfallen rund 5 Mrd DM auf 
eine Erhöhung der Kinderfreibeträge (bei gleichzeitigem Wegfall der Sonderausgabenbeträge 
für Kinder im Rahmen der Vorsorgeaufwendungen) und rund 20 Mrd DM auf Tarifkorrektu- 
ren, die die Grenzbelastung in der gesamten Progressionszone in Richtung auf einen linear 
ansteigenden Verlauf verringern sollen. Dem vorgeschlagenen Tarif T 1 zufolge steigt die 
Grenzbelastung des zu versteuernden Jahreseinkommens (Ledige/Verheiratete ohne Kin- 
der) 
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noch 30. April 

— in der ersten Progressionszone (18 000/36 000 DM bis 80 000/160 000 DM) von 22 vH auf 
50,6 vH, also um 28,6 Prozentpunkte gegenüber 31,3 Prozentpunkten beim geltenden Tarif 
1981 (im Einkommensbereich bis 60 000/120 000 DM um knapp 21 Prozentpunkte gegen- 
über gut 28 Prozentpunkten jetzt); 

— in der zweiten Progressionszone (bis 130 000/260 000 DM) von 50,6 vH auf den beibehalte- 
nen Höchstsatz von 56 vH, also um 5,4 Prozentpunkte gegenüber 2,7 Prozentpunkten 
jetzt 

Die Reform soll dem Vorschlag zufolge teilweise aus dem Abbau von Vergünstigungen und 
aus der Erhöhung der Mehrwertsteuer oder der Mineralöl- und der Tabaksteuer finanziert 
werden. 


Die Bundesregierung plant, Einkommensausfälle der Landwirtschaft, die auf den Abbau des 
EG-Wähnmgsausgleichs sowie auf die einschneidenden Maßnahmen im Bereich der landwirt- 
schaftlichen Marktordnungen zurückgehen, durch Änderungen des Umsatzsteuerrechts zu 
mildem. Vorgesehen ist: Der Umsatzsteuer-Durchschnittssatz für landwirtschaftliche Um- 
sätze der pauschalierenden Landwirte wird von 8 vH auf 11 vH erhöht; gleichzeitig erhalten 
alle Landwirte das Recht, ihre Umsatzsteuerschuld um 3 vH ihrer Umsätze zu kürzen (der 
Vor Steuerabzug bleibt davon unberührt). Die Regelung führt im ersten Entstehungsjeihr zu 
Steuerausfällen von 1,6 Mrd DM mit der Tendenz eines Ansteigens auf etwa 3 Mrd DM im 
Jahre 1988. 

18./19.Juni 

Der Arbeitskreis „Steuerschätzung“ überprüft seine Schätzefgebnisse für die Jahre 1984 bis 
1988. Gregenüber der Schätzung vom März dieses Jahres ergeben sich bei unveränderten abga- 
benrechtlichen Regelungen keine wesentlichen Änderungen. Im Entwurf des Bundeshaus- 
halts 1985 und bei der Fortschreibung der Finanzplanung sind jedoch geplante Rechtsände- 
rungen zu berücksichtigen, vor allem die anstehenden EG-Beschlüsse über die Anhebung der 
Mehrwertsteuer-Eigenmittelgrenze für 1986 und 1987 von 1 vH auf 1,4 vH und die vom Euro- 
päischen Rat eröffnete Möglichkeit einer Anhebung für 1988 auf 1,6 vH; bei einer vollen Aus- 
schöpfung verliert der Bimd aus seinem Anteil an den Steuern vom Umsatz im Jahre 1986 
rund 4,3 Mrd DM, im Jahre 1987 rund 4,6 Mrd DM und im Jahre 1988 rund 7,3 Mrd DM. Dar- 
über hinaus bringt die Anhebung der Vorsteuerpauschale für die Landwirtschaft Bund und 
Ländern Mindereinnahmen. 

25./26. Juni 

Beim Gipfeltreffen des Europälischen Rates in Fontainebleau werdeh wichtige Entscheidun- 
gen im Hinblick auf die Entwicklung und Erweiterung der Gemeinschaft, die Anpassung der 
gemeinsamen Agrarpolitik, Probleme der Ungleichgewichte im EG-Haushalt, die Erweiterung 
des Finemzreüimens der Gemeinschaft sowie die Verbesserung ihrer Haushaltsdisziplin ge- 
troffen. 


Folgende Entscheidungen sind hervorzuheben: 

— Haushaltsungleichgewichte: Für den Zeitraum bis zur Ausschöpfung des neuen 1,4 vH- 
Mehrwertsteuer-Eigenmittelplafonds gilt, daß Großbritannien 1984 einen pauschalen Aus- 
gleich von 1 Mrd ECU erhält und ab 1985 einen Ausgleich von 66 vH seiner Belastung, wie 
sie sich aus der Differenz zwischen Abführung an Mehrwertsteuer und Rückflüssen aus 
dem Gemeinschaftshaushalt ergibt (Belastung des Bundeshaushalts durch diese Rege- 
Iting 1985 etwa 240 Mio ECU, mit steigenden Beträgen für die folgenden Jahre.) 

— Finanzausstattung: Die Mehrwertsteuer-Eigenmittelgrenze soll zum 1. Januar 1986 — also 
zum Zeitpunkt des Beitritts von Spanien und Portugal — von 1 vH auf 1,4 vH angehoben 
werden. Eine weitere Anhebung auf 1,6 vH zum 1. Januar 1988 wird erwogen. 

— Agrarbeschlüsse: Siehe 19./20. März 1984. 

l.Juli 

Das erste Gesetz zur Ändenmg des Umsatzsteuergesetzes tritt in Kraft Zweck dieser Neure- 
gelung ist es, die Einkommensverluste auszugleichen, die der deutschen Landwirtschaft durch 
den Wegfall des Währungsausgleichs entstehen. Im Gegensatz zu den ursprünglichen Plänen 
(siehe 30. April 1984) wird der Umsatzsteuer-Durchschnittssatz von 8 vH auf 13 vH (vom 1. Juli 
1984 bis 31. Dezember 1988) bzw. 11 vH (vom 1. Januar 1989 bis 31. Dezember 1991) erhöht, der 
Anspruch auf Kürzung der Umsatzsteuerschuld entsprechend auf 5 vH bzw. 3 vH der erzielten 
Umsätze fixiert Den Landwirten verbleibt damit ein größerer Teil ihrer Erlöse. (Einkommens- 
ausgleich über die gesamte Laufzeit von insgesamt rund 18,4 Mrd DM.) 

3.JuU 

Das Bundeskabinett beschließt den Entwurf des Bundeshaushalts 1985 und den Finanzplan 
1984 bis 1988. Der Ausgabenspielraum 1985 soll 260,2 Mrd DM betragen. Das entspricht einer 
Steigerungsrate von 2,4 vH gegenüber dem voraussichtlichen Ist- Ergebnis 1984 von rund 
254 Mrd DM; gegenüber dem Soll 1984 ergibt sich eine Steigerungsrate von 1,2 vH. In den 
Jahren 1986 bis 1988 soll die Obergrenze der Steigerungsrate der Gesamtausgaben 3 vH pro 
Jahr betragen, die Nettokreditaufnahme 1985 etwa 24 Mrd DM. Das bedeutet im Vergleich 
zum bisherigen Finanzplan eine Vermindenmg um fast 9 Mrd DM. Für 1988 ist eine Nettokre- 
ditaufnahme von 22,4 Mrd DM vorgesehen. 
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1984 

noch 3. Juli Im einzelnen spiegeln Haushaltsentwurf und Finanzplan folgende Entscheidungen der Bun- 

desregierung (Stand Oktober 1984) wider: 

1. Senkung der Lohn- und Einkommensteuer 
Ab 1986 

— werden die Kinderfreibeträge von 432 auf 2 484 DM erhöht; der bisherige kinderbedingte 
Erhöhungsbetrag bei den Sonderausgaben für Vorsorgeaufwendungen (bis zu 900 DM pro 
Monat) entfällt; 

— werden die Grundfreibeträge um 324/648 DM auf dann 4 536/9 072 DM für Alleinstehende 
bzw. Verheiratete erhöht; 

— tritt der erste Teil der vorgesehenen Tarifverbesserungen durch eine leichte Abflachung 
der Progression des Einkommensteuertarifs in Form eines „Zwischentarifs“ für die Jahre 
1986 und 1987 in Kraft. 

Ab 1988 wird in einem zweiten Schritt die vorgesehene Tarifverbesserung voll wirksam. Die 
Grenzbelastung, d. h. die zusätzliche Besteuerung des zusätzlich verdienten Einkommens wird 
im gesamten Progressionsbereich und hier vor allem für mittlere Einkommen deutlich ver- 
ringert, allerdings weniger stark, als es der Bundesfinanzminister vorgeschlagen hatte (siehe 
30. April 1984). Im einzelnen ist die Grenzbelastung des zu versteuernden Jahreseinkommens 
(Ledige/Verheiratete ohne Kinder) dem neuen Tarif T lA zufolge 

— in der unteren Proportionalzone (4 536/9 072 DM bis 18 000/36 000 DM) wie bisher konstant 
22 vH; 

— in der ersten Progressionszone (bis 80 000/160 000 DM) ansteigend von 22 vH auf 50 vH 
(bisher: 22 vH auf 53,3 vH); 

— in der zweiten Progressionszone (bis 130 000/260 000 DM) ansteigend von 50 vH auf 56 vH 
(bisher: 53,3 vH auf 56 vH); 

— in der oberen Proportionalzone (ab 130 000/260 000 DM) wie bisher konstant 56 vH. 

Die stärkste Reduktion der Grenzbelastung, von 45,3 vH auf 39,8 vH, ergibt sich bei einem zu 
versteuernden Einkommen von 43 902/87 904 DM. 

Das Volumen beider Entlastungsschritte beläuft sich 1988 nach Schätzungen der Bundesregie- 
rung auf etwa 20 Mrd DM; die kassenmäßigen Auswirkungen für den Bund betragen in den 
Jahren 1986 bis 1988 etwa 4,2 bzw. 5,0 bzw. 8,2 Mrd DM. Die Steuersenkungen erfolgen ohne 
einen Ausgleich durch Steuererhöhungen und ohne den Abbau von Steuervergünstigungen. 
Die Koalition hat auch festgelegt, daß zusätzliche Steuerentlastungen bis 1988 nicht in 
Betracht kommen. 

2. Familienpolitik 

— Das Mutterschaftsgeld wird zu einem Erziehungsgeld für alle Mütter (bzw. Väter) von 
600 DM monatlich erweitert Es wird ab 1. Januar 1986 zehn Monate lang, ab 1. Januar 1988 
zwölf Monate lang gezahlt Ab dem 7. Monat wird das Erziehungsgeld einkommensabhän- 
gig gezahlt 

— Für arbeitslose Jugendliche bis 21 Jahre wird ab 1985 Kindergeld gezahlt 

Für Geringerverdienende, bei denen der erhöhte steuerliche Kinderfreibetrag nicht oder 
nicht voll zum Tragen kommt wird ab 1986 ein Zuschlag zum Kindergeld von bis zu 45 DM 
je Kind und Monat eingeführt. 

3. Vorsorge für die Erhöhung der Eigenmittel der Europäischen Gemeinschaft 

— Im Finanzplan des Bundes bis 1988 sind die finanziellen Auswirkungen der Entscheidun- 
gen des Europäischen Rates vom 25./26. Juni 1984 enthalten, insbesondere die im Zusam- 
menhang mit dem Beitritt Spaniens und Portugals für 1986 vorgesehene Erhöhung der 
Bundesleistungen an die Europäische Gemeinschaft von 1 vH auf 1,4 vH der Mehrwert- 
steuerbemessungsgrundlage. 

4. Ausgleich für die deutsche Landwirtschaft aufgrund der Entscheidungen der EG 

— Erhöhung der Umsatzsteuervorteile für die Landwirtschaft (siehe 1. Juli 1984). 

— Ankauf von Milchquoten, die Landwirten im Rahmen der Garantiemengenbegrenzung 
zugeteilt worden sind („Milchrente“). Die Bundesmittel für die landwirtschaftliche Unfall- 
versicherung werden von 280 Mio DM auf 400 Mio DM jährlich erhöht 

Das Bimdeskabinett verabschiedet außerdem Leitlinien zur Neuregelung der steuerlichen 
Förderung des selbstgenutzten Wohneigentums: 

— Mit Wirkung ab 1. Januar 1987 sollen Bauherren und Erwerber von selbstgenutztem 
Wohneigentum für die Dauer von acht Jahren jährlich 5 vH der Herstellungs- oder 
Anschaffungskosten, höchstens aber 5 vH von 300 000 DM (gegenüber bisher 200 000 DM) 
steuerlich absetzen können. Die besondere steuerliche Förderung nicht selbstgenutzten 
Wohneigentums entfällt 
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— Die steuerliche Entlastung von Bauherren und Erwerbern mit Kindern wird in der Weise 
verbessert, daß mit Wirkung ab 1. Januar 1987 für jedes im Haushalt des Steuerpflichtigen 
lebende Kind eine Entlastung in Höhe eines Freibetrages von 2 400 DM oder eines Abzugs 
von der Steuerschuld in Höhe von 600 DM jährlich gewährt wird. 

— Die einkommensteuerrechtliche Behandlung aller Formen selbstgenutzten Wohneigen- 
tums soll künftig gleich sein. Es ist also nicht mehr von Bedeutung, ob der Eigentümer ein 
Einfamilienhaus, eine Eigentumswohnung oder eine Wohnung in einem Zwei- oder Mehr- 
familienhaus selbst nutzt 

— Ziel der Bundesregierung ist der Wegfall der Nutzungswertbesteuerung nach § 21 Abs. 2 
und § 21a EStG im Rahmen der Neuregelimg der steuerlichen Förderung selbstgenutzten 
Wohneigentums. 

21. August 

Der Wissenschaftliche Beirat veröffentlicht sein Gutachten „Zu den Problemen einer Verrin- 
gerung der öffentlichen Netto-Neuverschuldung“, das sich ausführlich mit den Ursachen und 
den Folgen einer anhaltenden hohen öffentlichen Netto-Neuverschuldung befaßt. Der Beirat 
legt darin die Notwendigkeit einer Reduzierung der staatlichen Kreditaufnahme dar und dis- 
kutiert alternative Konsolidierungsstrategien. 

3. Oktober 

Die Bundesregierung beschließt die Abschaffung der Kapitalertragsteuer auf Zinsen inländi- 
scher festverzinslicher Wertpapiere im Besitz von Ausländern („Kuponsteuer“) rückwirkend 
zum 1. August 1984. (Einnahmen 1983: brutto 537 Mio DM, nach Abzug der Erstattungen netto 
213 Mio DM) 

4. November 

Als zweiter Schritt zur Privatisierung von Bimdesuntemehmen legt der Bundesfinanzmini- 
ster eine Liste von 11 Unternehmen vor, an denen der Bund seine Beteiligungen noch in die- 
ser Legislaturperiode (bis 31. März 1987) verringern könnte, unter anderem sind Teilprivati- 
sierungen bei der Lufthemsa AG, der Volkswagen AG, der Vereinigten Industrie-Unternehmen 
AG (VIAG), der Kreditanstalt für Wiederaufbau, der Deutschen Pfandbriefanstalt, der Deut- 
schen Siedlimgs- lind Landesrentenbank (DSL-Bank), der Deutschen Verkehrs-Kreditbank 
vorgesehen. Aus diesen Teilprivatisierungen erwartet der Bundesfinanzminister einen Ver- 
kaufserlös von insgesamt etwa 1,5 bis 2 Mrd DM. 

6. November 

Das Bundesverfassungsgericht erklärt das Investitionshilfegesetz vom 20. Dezember 1982, 
geändert durch das Haushaltsbegleitgesetz 1984, für unvereinbar mit den Vorschriften des 
Grundgesetzes der Bundesrepublik über die Gesetzgebungskompetenz des Bundes und damit 
für nichtig. Nach dem nun für ungültig erklärten Gesetz sollten Steuerzahler mit höherem 


Einkommen (ab 50 000/100 000 DM für Ledige/Verheiratete) sowie Körperschaften in den Jah- 
ren 1983 bis 1985 eine unverzinsliche Investitionshilfeabgabe in Höhe von 5 vH ihrer Steuer- 
schuld entrichten (Aufkommen 1983: 540 Mio DM, 1984 bis September: 1,3 Mrd DM). Von 1990 
bis 1993 sollte die Abgabe dann zurückgezahlt werden. Abgabepflichtige mit Einkünften aus 


Gewerbebetrieb, selbständiger Arbeit und Land- und Forstwirtschaft konnten die Abgabe 
durch Investitionen in fünffacher Höhe vermeiden. 

7. November 

Das Bundeskabinett beschließt einen Gesetzentwurf über steuerliche Erleichterungen für 
schadstoffarme Autos: 

— Ab Januar 1985 soll eine Kraftfahrzeugsteuerbefreiung für Schadstoff arme Autos für 
einen Zeitraum von bis zu zehn Jahren eingeführt werden. 

— Zum Ausgleich der durch die Kfz-Steuerbefreiung bedingten Steuerausfälle wird ab 1. Ja- 


nuar 1986 die Kfz-Steuer für herkömmliche Pkw erhöht, und zwar von 14,40 DM je 100 ccm 
Hubraum auf 16 DM für Pkw, die vor dem 1. Januar 1986 zugelassen sind, und auf 
21,60 DM für Pkw, die ab dem 1. Jeinuar 1986 zugelassen werden. 

— Außerdem soll ab 1. April 1985 bis zum 31. Dezember 1991 die Mineralölsteuer für unver- 
bleites Benzin um 2 Pfennige auf 49 Pfennige je Liter gesenkt und gleichzeitig für verblei- 
tes Benzin um 2 Pfennige auf 53 Pfennige angehoben werden. 

Die Bimdesregierung beschließt außerdem, daß nach dem 1. Januar 1988 Pkw mit einem Hub- 
raum von über 2 000 ccm nur noch als schadstoffarme Autos zugelassen werden dürfen. Ab 

1. Januar 1989 soll dies für alle Hubraumklassen gelten. 

12713. November 

Der Arbeitskreis „Steuerschätzimgen“ überprüft seine Steuerschätzungen vom Juni 1984 für 
die Jahre 1984 und 1985. Aiifgrund einer geringeren Zuwachsrate des nominalen Bruttosozial- 
produkts von jetzt 4^/2 vH für beide Jahre infolge einer günstigeren Preisentwicklung, durch 
die Erhöhung der Vorsteuerpauschale für Landwirte imd die Einführung der Vorruhesteuids- 
regelung wird nun mit Steuereinnahmen von 414,2 Mrd DM für 1984 und 436,6 Mrd DM für 
1985 gerechnet, also mit Mindereinnahmen gegenüber Juni 1984 von 5,2 Mrd DM bzw. 
11,6 Mrd DM. Davon entfallen für 1984 etwa 1,9 Mrd DM bzw. für 1985 rund 4,8 Mrd DM auf die 
beiden Steuerrechtsänderungen. 
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232 . Haushaltsentlastungen gab es abermals durch 
Einschränkungen bei den Sozialleistungen. Die Re- 
gelungen des Haushaltsbegleitgesetzes 1984 dien- 
ten überwiegend zur finanziellen Entlastung der 
Arbeitslosenversicherung und der Rentenversiche- 
rung. Dadurch verringerte sich der Zuschußbedarf 
der Sozialversicherungsträger. Weitere Haushalts- 
entlastungen ergaben sich durch die Kürzung eini- 
ger sozialer Leistungen. Unmittelbare Einsparun- 
gen wurden durch Einschränkungen bei der Ar- 
beitslosenhilfe, durch einen Abbau der Leistungen 
nach dem Mutterschutzgesetz und durch Änderun- 
gen bei der unentgeltlichen Beförderung Schwerbe- 
hinderter erzielt. Die Kürzungen bei der Arbeitslo- 
senhilfe führten jedoch in Verbindung mit der zu- 
nehmenden Langzeitarbeitslosigkeit zu einer Erhö- 
hung der Aufwendungen für Sozialhilfe. Insgesamt 
nahmen dort die Ausgaben um 10 vH zu. Die Zah- 
limgen für Arbeitslosenhilfe stiegen ihrerseits wie- 
der, weil immer mehr Leistungsempfänger wegen 
der Dauer ihrer Arbeitslosigkeit und wegen der ein- 
geschränkten Anspruchsvoraussetzungen aus dem 
Bezug von Arbeitslosengeld, das die Bundesanstalt 
für Arbeit finanziert, ausscheiden und stattdessen 
Arbeitslosenhilfe erhalten, die vom Bund zu tragen 
ist. 


Veränderte Steuerstruktur 

233 . Das Steueraufkommen ist im Jahr 1984 mit 
5 vH etwas stärker gestiegen als das Sozialprodukt 
(Tabelle 27). 


Die höchste Zuwachsrate war bei der Körperschaft- 
steuer zu verzeichnen. Mit 26 V 2 Mrd DM lag das 
Aufkommen um fast 12 vH über dem Ergebnis des 
Jahres 1983. Dieser starke Anstieg spiegelt die im 
Aufschwung zunehmenden Glewinne der Unterneh- 
men. 

Die absolut ergiebigste Abgabe war jedoch nach 
wie vor die Einkommensteuer, deren Aufkom- 
men sich um 4 V 2 vH gegenüber dem Vorjahr auf 
169 V 2 Mrd DM erhöhte. Von diesem Betrag entfielen 
27 Mrd DM auf die veranlagte Einkommensteuer 
und 137 Mrd DM auf die Lohnsteuer. Die Zuwachs- 
raten des Aufkommens der beiden Teilabgaben er- 
lauben keine verläßlichen Rückschlüsse auf die Be- 
lastungsentwicklung bei den Einkunftsarten. Ein 
Grund dafür ist, daß bei Lphnsteuerpflichtigen, die 
zur Einkommensteuer veranlagt werden, die über- 
zahlte Lohnsteuer in der Regel mit Steuern auf Ge- 
winn- und Vermögenseinkünfte verrechnet wird. 
Erstattungsansprüche aus überzahlter Lohnsteuer 
dieses Personenkreises vermindern das Aufkom- 
men aus der veranlagten Einkommensteuer. Infol- 
gedessen wird das Lohnsteueraufkommen zu hoch, 
das Aufkommen an veranlagter Einkommensteuer 
dagegen zu niedrig ausgewiesen. Außerdem wird 
das Aufkommen an veranlagter Einkommensteuer 
auch durch die schon mit der Zahlung von Körper- 
schaftsteuer und Kapitalertragsteuer erfüllte Ein- 
kommensteuerpflicht gemindert, so daß die Steuern 
vom Einkommen im Grunde genommen nur zusam- 
mengefeüät ins Bild genommen werden dürfen. 
Ferner ist zu bedenken, daß die Auszahlung von 


Tabelle 27 

Das Aufkommen wichtiger Einzelsteuern 


Steuerart 

1981 

1982 

1983 

1984^) 

1981 

1982 

1983 

1984 


Mrd DM 



(jesamtsteueraufkommen . 

370,3 

378,7 

396,6 

4I6V2 

-f 1,5 

+ 

2,3 

+ 4,7 

+ 5 

Lohnsteuer 

116,6 

123,4 

128,9 

137 

+ 4,5 

+ 

5,9 

+ 4,4 

+ 6 

Veranlagte 

Einkommensteuer . . . 

32,9 

30,6 

28,3 

27 

-10,5 

_ 

7,1 

- 7,6 

- 4^/2 

Körperschaftsteuer .... 

20,2 

21,5 

23,7 

26V2 

- 5,4 

^ + 

6,4 

+10,3 

+ 12 

Steuern vom Umsatz . . . 

97,8 

97,7 

105,9 

111 

+ 4,6 

- 

Q,l 

+ 8,3 

+ 5 

Mineralölsteuer 

22,2 

22,8 

23,3 

24 

+ 3,9 

' + 

3,0 

+ 2,2 

+ 4 

Tabaksteuer 

11,3 

12,2 

13,9 

14 

- 0,3 

+ 

8,5 

+13,7 

+ lV2 

Branntweinabgaben . . . 

4,5 

4,3 

4,3 

4V2 

+15,3 

- 

4,5 

- 0,1 

+ 2V2 

Vermögensteuer 

4,7 

5,0 

5,0 

4V2 

. +0,5 

+ 

6,3 

+ 0,2 

-12 

Kraftfahrzeugsteuer . . . 

6,6 

6,7 

7,0 

7^/2 

+ 0,1 

+ 

1,5 

+ 4,4 

+ 5^/2 

Gewerbesteuer^) 

26,0 

26,1 

26,2 

28 

- 3,8 

+ 

0,2 

+ 0,3 

+ 7V2 

Grundsteuern A und B . . 

6,0 

6,3 

6,8 

7 

+ 3,0 

+ 

5,5 

+ 7,3 

+ 4‘/2 

Nachrichtlich: 

Steuerquote ^) 

24,0 

23,7 

23,7 

23,8 

X 


X 

X 

X 


Kassenmäßige Steuereinnahmen. 

Eigene Schätzung. 

Nach Ertrag und Kapital (einschließlich Gewerbesteuerumlage). 

Kassenmäßige Steuereinnahmen in vH des Bruttosozialprodukts. 

Quelle: BMF 
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Investitionszuiagen zum erheblichen Teil zu Lasten 
des Aufkommens an veranlagter Einkommensteuer 
verbucht wird. Zu Buche schlagen außerdem die 
Änderungen der Abschreibungsregeiungen. 

Alle diese Gründe erklären aber nicht restlos, wes- 
halb die Erträge aus der veranlagten Einkommen- 
steuer seit fünf Jahren absolut rückläufig sind. 
Leichter als früher kann heute Vermögen steuer- 
sparend angelegt werden, etwa in Abschreibungsge- 
seiischaften oder bei Bauherrenmodellen. Nicht zu- 
letzt dürften Zinseinkünfte häufig nicht deklariert 
werden. Außerdem spricht einiges dafür, daß die 
Schattenwirtschaft und mit ihr ungesetzliche For- 
men der Steuerausweichung eine ständig wach- 
sende Bedeutung erlangt haben. 

Das Umsatzsteueraufkommen nahm 1984 um 5 vH 
zu. Zu diesem Anstieg trug neben der Zunahme des 
privaten Verbrauchs vor allem die Erhöhung der 
Umsatzsteuersätze zum 1. Juli 1983 bei. Zu Minder- 
einnahmen in Höhe von IV2 Mrd DM kam es hier, 
weil aus dem Umsatzsteueraufkommen von der 
Jahresmitte 1984 an erhöhte Einkommenshilfen für 
die Landwirte finanziert werden. 

234 . Mit dem Steuerentlastungsgesetz 1984 wur- 
den für die Unternehmen eine Reihe von Steuerer- 
leichterungen wirksam, insbesondere bei der Ver- 
mögensteuer. Hier wurden, um die Doppelbelastung 
mit Vermögensteuer bei den Unternehmen und bei 
den Anteilseignern zu verringern, für den steuerli- 
chen Ansatz des Betriebsvermögens pauschale und 
prozentuale Abschläge eingeführt. Der Vermögen- 
steuersatz für Körperschaften wurde von 0,7 vH auf 
0,6 vH vermindert. Eine weitere Entlastung der Un- 
ternehmen bei der Vermögensteuer ergibt sich aus 
der Senkung der Grenze für steuerlich begünstigte 
Schachtelbeteiiigungen von 25 vH auf 10 vH. Zu- 
sammen führen diese Maßnahmen zu einer Min- 
derung des Aufkommens an Vermögensteuer von 
IV 2 Mrd DM im Jahr. 

Weitere Steuerentlastungen zugunsten der Unter- 
nehmen traten 1984 bei der Gewerbesteuer, bei der 
Einkommensteuer und bei der Körperschaftsteuer 
in Kraft. Sie betragen zusammen etwa IV2 Mrd DM. 
Unter anderem wurden Sonderabschreibungen für 
Investitionen in Forschung und Entwicklung, für 
Schiffe und Luftfahrzeuge sowie für kleinere und 
mittlere Unternehmen zugelassen. 

235 . Die Steuerquote, das Verhältnis der Steuer- 
einnahmen zum Bruttosozialprodukt lag 1984 mit 
23,8 vH etwa einen halben Prozentpunkt über dem 
durchschnittlichen Wert der sechziger Jahre und ei- 
nen halben Prozentpunkt unter dem der siebziger 
Jahre. Überdurchschnittlich hoch war sie in den 
Jahren 1977 bis 1980, durch die Steuerentlastung 
1981 wurde sie jedoch wieder auf 23,7 vH zurückge- 
führt. Seitdem nimmt sie allmählich wieder zu. Be- 
rücksichtigt man, daß die Steuerquote allein wegen 
der Umstellung von Kinderfreibeträgen auf Kinder- 
geld im Jahre 1975 um etwa 0,4 Prozentpunkte zuge- 
nommen hat, so erweist sie sich als recht stabil. 

236 . Im Gegensatz zur Steuerquote hat sich die 
Struktur der Steuereinnahmen markant verändert: 


Der Anteil der Steuern vom Verbrauch ist nahezu 
konstant geblieben, während die Steuern vom Ein- 
kommen zu Lasten der sonstigen Steuern (der Real- 
steuern, der Vermögensteuer sowie einer Reihe 
kleinerer Steuern) im Laufe der Jahre ein immer 
größeres Gewicht erhalten haben (Schaubild 35, Ta- * 
belle 28). 

Obwohl die Tarife bei mehreren Steuern vom Ver- 
brauch erhöht worden sind, zum Teil mehrfach, hat 
sich seit 1960 der Gesamtanteil dieser Abgaben am 
Steueraufkommen kaum verändert. Der Aufkom- 
mensanteil der Umsatzsteuer als der besonders be- 
deutsamen allgemeinen Verbrauchsteuer ist in der 
Zeit von 1960 bis 1984 von 24 V 2 vH auf 27 vH gestie- 
gen. Dieser Effekt wurde jedoch durch den Rück- 
gang des relativen Aufkommens der meisten spe- 
ziellen Verbrauchsteuern kompensiert. Die Steuern 
vom Einkommen erbrachten 1960 noch 36 vH, 1984 
dagegen 47 vH des gesamten Steueraufkommens. 
Diese Entwicklung geht allein auf die Zunahme der 
Einkommensteuer zurück, die im Zusammenwirken 


Schaubild 35 


ZUR STRUKTUR DER STEUEREINNAHMEN 0 

vH vH 




Buerii vömliinätz 


Sonstige 0 











DAnteil von Steuergruppen an den gesamten Steuereinnahmen in vH.> 
2)lm wesentlichen: Mineralölsteuer, Tabaksteuer, Branntweinabgaben, 
Kaffeesteuer, Biersteuer.- 3) Umsatzsteuer, Einfuhrumsatzsteuer, Ver* 
sicherungsteuer.- 4) Direkte und indirekte Steuern, insbesondere: Ge- 
werbesteuern, Grundsteuern, Vermogensteuer . - 5) Lohnsteuer, veran- 
lagte Einkommensteuer, nicht veranlagte Steuern vom Ertrag, Körper- 
5 Jiaftsteuer , Erganzungsabgabe.- 6 )Zu den Problemen der Trennbar- 
keit von veranlagter Einkommensteuer und Lohnsteuer siehe Ziffer 
233.- 7) Eigene Schätzung. 

Quelle: BMF 

SR 84 0908 
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Tabelle 28 


Steuereinnahmen nach Steuergruppen 


Jahr 

Steuer- 

einnahmen 

insgesamt 

Steuern vom Einkommen^) 

. Steuern vom Umsatz und vom Verbrauch 

Sonstige*) 

zusammen 

darunter 

zusammen 

darunter 

Lohnsteuer 

Steuern 

vom 

Umsatz^) 

spezielle 

Verbrauch- 

Steuern^) 

Mrd DM 

Anteil an den gesamten Steuereinnahmen in vH 

MM 

68,4 

35,7 

11,8 

37,8 

24,6 

13,1 

26,6 


78,5 

37,9 

13,3 

36,7 

23,7 

13,0 

22,9 

MH 

86,4 

38,7 

14,3 

36,0 

23,1 

12,9 

25,3 

■IH 

91,1 

39,7 

15,2 

35,9 

22,8 

13,1 

24,4 

1964 

99,4 

39,7 

16,2 

37,1 

22,7 

14,3 

23,2 

1965 

105,5 

38,9 

15,9 

38,7 

23,5 

15,2 

22,4 

1966 

112,5 

39,4 

16,9 

38,3 

23,0 

15,3 

22,3 

1967 

114,6 

38,3 

17,1 

39,4 

22,2 

17,1 

22,4 


121,8 

40,3 

18,1 

37,9 

21,1 

16,8 

21,8 

MH 

145,3 

39,6 

18,6 

38,2 

23,2 

15,0 

22,2 

MH 

154,1 

40,7 

22,8 

40,1 

25,1 

15,0 

19,2 

1971 

172,4 

41,5 

24,8 

39,6 

25,3 

14,3 

18,9 

1972 

197,0 

43,1 

25,3 

38,5 

24,3 

14,2 

18,3 

1973 

224,8 1 

45,6 

27,2 

36,6 

22,5 

14,2 

17,8 

1974 

239,6 

47,5 

30,0 

35,0 

21,8 

13,1 

17,5 

1975 

242,1 

46,3 

29,4 

36,2 

22,8 

13,4 

17,5 

1976 

268,1 

47,1 

30,1 

35,0 

22,3 

12,8 

17,8 

1977 

299,4 

49,0 

30,3 

33,4 

21,4 

12,1 

17,6 

1978 

319,1 

47,9 

28,8 

35,4 

23,4 

12,0 

16,7 

1979 

342,8 

47,1 

28,3 

36,6 

25,0 

11,5 

16,4 

1980 


47,6 

30,6 

37,1 

26,1 

11,0 

15,3 

1981 


47,1 

31,5 

38,2 

26,9 

11,3 

14,7 

1982 

378,7 

47,6 

32,6 

37,7 

26,3 

11,4 

14,7 

1983 

396,6 

46,8 

32,5 

38,7 

27,2 

11,5 

14,5 

1984^) 

416,3 

47,1 

32,9 

37,8 

27,2 

10,6 

15,2 


Lohnsteuer, veranlagte Einkommensteuer, nichtveranlagte Steuern vom Ertrag, Körperschaftsteuer, Ergänzungsabgabe. Zu den Problemen 
der Trennbarkeit von veranlagter Einkommensteuer und Lohnsteuer siehe Ziffer 233. 

Umsatzsteuer, Einfuhrumsatzsteuer, Versicherungsteuer. 

Im wesentlichen: Mineralölsteuer, Tabaksteuer, Branntweinabgaben, Kaffeesteuer, Biersteuer. 

Direkte und indirekte Steuern, insbesondere: Gewerbesteuern, Grundsteuern, Vermögensteuer. 

Eigene Schätzimg. , Quelle; BMF 


der Steuerprogression sowohl mit dem realen Wirt- 
schaftswachstum als auch mit der Geldentwertung 
zu einer immer größeren Belastung wird. Ihr Anteil 
am Steueraufkommen hat sich seit 1960 von 26,2 vH 
auf fast 40 vH in diesem Jahr erhöht. Diese Zu- 
nahme wurde durch wiederholte Senkungen der 
Steuersätze nur mäßig gebremst und sie ist einge- 
treten, obwohl Indizien dafür sprechen, daß die le- 
gale wie die illegale Steuerausweichung zugenom- 
men hat. Der Zuwachs des Anteils der Lohnsteuer 
am Aufkommen der Steuern von Einkommen rührt 
zu einem erheblichen Teil aus dem Anstieg der 
Lohnquote und dem mit ihm zusammenhängenden 


besonderen Zugriff der Steuerprogression her; doch 
erlaubt die Entwicklung des Lohnsteueraufkom- 
mens aus den in Ziffer 233 genannten Gründen 
keine Rückschlüsse auf den Umfang der zunehmen- 
den Belastung von Arbeitnehmereinkommen durch 
die Einkommensteuer. 


Abnehmende konjunkturelle Impulse im Aufschwung 

237 . Das Haushaltsdefizit der Gebietskörperschaf- 
ten dürfte sich 1984 in finanzstatistischer Rechnung 
um IOV 2 Mrd DM auf 44 V 2 Mrd DM vermindern. 
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— beim Bund um 4 Mrd DM auf 28 Mrd DM, 

— bei den Ländern um 4 Mrd DM auf 
I 7 V 2 Mrd DM, 

— bei den Gemeinden kehrt sich das Defizit des 
Jahres 1983 (IV 2 Mrd DM) in einen Überschuß 
von 1 Mrd DM. 

Das Gesamtdefizit ist damit nur noch etwas mehr 
als halb so groß wie im Jahre 1981, dem Jahr der 
höchsten Anspannung der öffentlichen Finanzen. 

In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Ge- 
samtrechnungen werden geringere Defizite ausge- 
wiesen, vor allem, weil hier die Darlehensgewäh- 
rung des Staates nicht defizitwirksam gebucht wird. 
Der Abstand zwischen den Ausgaben der Gebiets- 
körperschaften ( 553 V 2 Mrd DM) und den Einnah- 
men ( 520 V 2 Mrd DM) betrug danach 33 Mrd DM, 
also 12 V 2 Mrd DM weniger eds 1983. Die Defizitrech- 
nung wird von der Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts zur Investitionshilfeabgabe nicht be- 
rührt, weil die Abgabe rückzahlbar war und daher 
von vornherein als Kreditaufnahme gebucht war. 

238 . Es ist nichts Ungewöhnliches, wenn die Aus- 
gaben des Staates im Aufschwung weniger stark 
zunehmen als die Einnahmen und die Defizite klei- 


ner werden. Der Staat profitiert davon, daß mehr 
umgesetzt und mehr Einkommen erwirtscheiftet 
wird. Die finanzielle Lage der öffentlichen Haus- 
halte verbesserte sich 1984 aber auch deswegen, 
weil die Ausgabenexpansion bei Bund, Ländern und 
Gemeinden weiter eingedämmt wurde. 

239 . Um den konjunkturellen Impuls, der von der 
Haushaltspolitik ausgeht, abzuschätzen, versuchen 
wir den Einfluß, den die Konjunktur ihrerseits axif 
die öffentlichen Einnahmen hatte, herauszurech- 
nen, und berücksichtigen außerdem, daß auch bei 
konjunktureller Normallage ein Teil der öffentli- 
chen Ausgaben durch Kredite finanziert werden 
kann, ohne daß davon konjunkturelle Wirkungen 
ausgehen. Als Näherungsgröße für eine solche Nor- 
malverschuldung setzen wir einen Betrag an, der 
dem Verschuldungsverhalten des Staates in den 
Jahren 1966 bis 1977 entspricht, bezogen auf das 
gesamtwirtschaftliche Produktionspotential (poten- 
tialorientierte Kreditaufnahme). 

240 . Der Finanzierungssaldo der öffentlichen 
Haushalte betrug, wie erwähnt, in der Abgren- 
zung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
33 Mrd DM. Zur Konjunkturbereinigung nehmen 
wir folgende Korrekturen vor (Tabelle 29): Das no- 
minelle Sozialprodukt war 1984 schätzungsweise 


Tabelle 29 

Finanzierungssaldo und konjunktureller Impuls der öffentlichen Haushalte ^) 

Mrd DM 



1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

I. Konjunktumeutrale Komponenten 
des F^nanzierungssaldos 

(a) Potentialorientierte Kredit- 
aufnahme^) 

-14,5 

-15,3 

-16,3 

-17,5 

-18,7 

-19,6 

-20,8 

-21,7 

(b) Auslastungsbedingte Steuer- 
mehreinnahmen bzw. -minder- 
einnahmen^) 

- 3,9 

+ 0,9 

+ 7,3 

+ 6,6 

- 2,0 

-12,0 

-13,7 

- 9,9 

(c) Inflationsbedingte Steuer- 
mehreinnahmen ^) 

+ 0,6 

+ 5,3 

+ 5,4 

+ 3,5 

+ 2,5 

+ 6,3 

+ 0,8 

- 2,3 

(d) Anomal hohe Gewinnabfühmng 
der Bundesbank 

• 

• 


• 

+ 0 

+ 4,5 

+ 4,5 

+ 4,5 

I. (a) bis (d) Konjunktumeutraler 

Finanziemngssaldo®) 

-17,8 

- 9,1 

- 3,6 

- 7,4 

-18,1 

-20,8 

-29,3 

-29,4 

(= Finanziemngssaldo des 

konjimktumeutralen 

Haushalts) 

II. Tatsächlicher Finanziemngssaldo®) 

-25,4 

-30,2 

-37,5 

-49,4 

-65,0 

-62,3 

-45,5 

-33,0 

I. 7. n. Konjunktureller Impuls der 
öffentlichen Haushite: 
(expansiv: +; kontraktiv: -): ... 

+ 7,6 

+ 21,1 

+33,9 

+42,0 

+46,9 

+41,5 

+ 16,2 

+ 3,6 


öffentliche Haushalte in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen; methodische Erläuterungen siehe Anhang IV, 
Abschnitt D. 

Errechnet aus den Finanzierungssalden im Basiszeitraum, abzüglich auslastungsbedingter Steuermindereinnahmen, mit dem Anstieg des 
Produktionspotentials zu konjunktumeutralen Preisen fortgeschrieben. 

Errechnet als der Teil der Vollbeschäftigungssteuereinnahmen, der einer Abweichimg der jeweiligen Auslastung des Produktionspotentials 
vom mittleren Auslastungsgrad (97,25 vH) zuzurechnen ist. Nicht berücksichtigt ist dabei, daß die jeweilige Steuerquote auslastungsbedingt 
von der „konjimktumeutralen“ Vollbeschäftigungsquote abweichen kann. 

*) Errechnet als der Teil der Vollbeschäftigungssteuereinnahmen, der einem Anstieg des Preisniveaus zuzurechnen ist, insoweit dieser über die 
„konjunktumeutrale“ Steigerungsrate hinausgeht (bzw. hinter ihr zurückbleibt). Nicht berücksichtigt ist dabei, daß die jeweilige Steuer- 
quote inflationsbedingt von der ,, konjunktumeutralen“ abweichen kann. 

®) Abweichimg in den Summen durch Runden der Zahlen. 

*) Einschließlich der anomal hohen Gewinnabfühmng der Bundesbank. 
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um 2V2 Prozentpunkte niedriger als bei normaler 
Auslastung des Produktionspotentials; für die öf- 
fentlichen Haushalte bedeutete das Steuerminder- 
einnahmen in der Größenordnung von 10 Mrd DM. 
Um weitere rund 2V2 Mrd DM fielen die Einnahmen 
geringer aus, weil der Anstieg der Preise hinter 
dem zurückblieb, was im vergangenen Jahr als vor- 
läufig unvermeidbarer Anstieg des gesamtwirt- 
schaftlichen Preisniveaus zu gelten hatte und daher 
auch in einer konjunkturneutralen Haushaltspla- 
nung zu berücksichtigen gewesen wäre. Der Bun- 
desbankgewinn ist nicht in seiner vollen Höhe von 
IIV2 Mrd DM als normale Einnahme anzusehen, 
sondern nur zu dem Teil, der als dauerhafter Dek- 
kungsbeitrag gelten kann; nach unserer — neuen — 
Einschätzung sind das 7 Mrd DM. Ohne die als 
anomal anzusehende Gewinnabführung der Bun- 
desbank wäre die Kreditaufnahme des Staates also 
höher ausgefallen, und zwar in unserer Rechnung 
um 4 V 2 Mrd DM. Um diesen Betrag erhöht sich der 
konjunkturbereinigte Finanzierungssaldo. 

Um situationsbedingte Belastungen und Entlastun- 
gen der Haushalte bereinigt, errechnet sich danach 
ein Abstand von Ausgaben und Einnahmen von 
25 Mrd DM. Davon ist abzusetzen, was man als Nor- 
malverschuldung des Staates ansieht. Entspre- 
chend dem erwähnten Schätzansatz wären das 
21V2 Mrd DM. 

Die Differenz zwischen Normalverschuldung und 
dem von konjunkturellen Einflüssen auf der Ein- 
nahmeseite bereinigten tatsächlichen Defizit be- 
trägt 3 V 2 Mrd DM. Dieser Betrag steht für den kon- 
junkturellen Impuls der öffentlichen Haushalte im 
Jahre 1984. Das sind rund 12 V2 Mrd DM weniger als 
1983 und 43 V2 Mrd DM weniger als 1981. 

Zu dem gleichen Ergebnis gelangt man, wenn man 
statt am Defizit der öffentlichen Haushalte direkt 
an der Entwicklung der Staatsausgaben, bezogen 
auf das gesamtwirtschaftliche Produktionspoten- 
tial, sowie deren Änderung anknüpft, und dabei 
wiederum auf die Strukturquoten des Basiszeit- 
raums unserer Rechnungen — 1966 bis 1977 — Be- 
zug nimmt. Dies zeigt Tabelle 30. 

241 . Auch 1984 blieb also ein Beitrag der öffentli- 
chen Haushalte zur Stützung der Konjunkturent- 
wicklung, wenngleich er nicht mehr groß war. Wie 
der abermals deutliche Rückgang des konjunktur- 
stützenden Impulses zu beurteilen wäre, ist weniger 
eine Frage danach, ob die Haushaltspolitik kon- 
junkturneutral, expansiv oder kontr aktiv war, als 
vielmehr eine Frage danach, ob sie konjunkturge- 
recht war. Zu bedenken ist dabei allemal, daß in 
einer Phase der wirtschaftlichen Belebung eine 
Umorientierung des Staates von einer Politik hoher 
konjunktureller Impulse zu einer maßvollen Unter- 
stützung des Aufschwungs durchaus angemessen 
ist. 

Im übrigen kommt es bei der konjunkturellen Beur- 
teilung der Finanzpolitik nicht allein auf den Be- 
trag an, der für den konjunkturellen Impuls steht, 
sondern auf die Gesamtwirkungen. Diese kann man 
quantitativ kaum abschätzen. Man kann aber davon 


ausgehen, daß mit sinkenden Staatsdefiziten auch 
die unerwünschten Rückwirkungen der staatlichen 
Kreditaufnahme kleiner, die Gesamtwirkungen der 
Haushaltspolitik also günstiger geworden sind. 

242 . Unter dem Gesichtspunkt^ welche Ausschüttungen 
der Bundesbank Spielraum für eine konjunktumeutrale 
Erhöhung der Staatsausgaben schaffen, hat es der Sach- 
verständigenrat 1981 für richtig gehalten, den Bundes- 
bankgewinn in einen dauerhaften Deckungsbeitrag und 
einen anomalen Teil aufzuteilen. 

„Was die haushaltspolitische Seite des Problems angeht, 
so brauchte im Prinzip nicht streitig zu sein, daß ein 
Gewinn der Bundesbank zu den Dauerposten der Haus- 
haltsplanung gehören darf. Geboten ist freilich, ihn im 
vorhinein vorsichtig zu bemessen, da der Gewinn unsi- 
cher ist, und den tatsächlich abzuliefemden Gewinn 
soweit als irgend vertretbar zu verstetigen . . . 

Gewinnablieferungen von 8 bis 10 Mrd DM nach 
2,3 Mrd DM 1981 und Null 1980 sollten in die Haushalts- 
planung und damit auch die Ausgabenplanung des 
Bundes nicht eingehen. So hohe Gewinne entstehen . . . 
nur bei einer realen Abwertung der D-Mark. Ein ent- 
sprechender Spielraum für zusätzliche konjunktumeu- 
trale öffentliche Ausgaben entsteht dadurch nicht“ (SG 
81 Ziffer 33). 

Bei unseren bisherigen Rechnungen zum konjunkturellen 
Impuls sowie zur Größe der Konsolidierungsaufgabe der 
öffentlichen Haushalte sind wir von jährlichen Abliefe- 
rungen der Bundesbank in Höhe von rund 3 Mrd DM aus- 
gegangen. 

Die Gewinnablieferung der Bundesbank ist zwar hoch ge- 
blieben, nach wie vor gilt aber als unstrittig, daß auf mitt- 
lere Sicht mit niedrigeren Deckungsbeiträgen zu rechnen 
ist Für unsere Rechnungen stellt sich nicht hur die Frage 
nach der Höhe des Ansatzes, sondern auch nach einer 
Regel zur Fortschreibung desselben. Wegen der unüber- 
windbaren Schwierigkeiten, eine mittelfristige Normal- 
vorstellung basierend auf der Struktur der Aktiva der 
Bundesbank und deren normaler Verzinsung zu entwik- 
keln, haben wir einen anderen Weg eingeschlagen. Er 
knüpft an die Vorstellung an, daß die Notenbank (unver- 
zinsliches) Geld gegen verzinsliche Aktiva ausgibt Die 
Zinserträge für das von der Notenbank emittierte Geld 
werden ermittelt indem der Jahresüberschuß der Bundes- 
bank ohne laufende Wertberichtigung ins Verhältnis ge- 
setzt wird zur bereinigten Zentralbankgeldmenge. 

Der so berechnete Ertragssatz weist von 1970 bis 1980, von 
Schwankungen abgesehen, eine Größenordnung von 4% 
aus. Der sprunghafte Anstieg danach hängt mit dem star- 
ken Anstieg der Zinsen auf Dollarforderungen, aber auch 
mit den hohen Erträgen der Bundesbank aus dem In- 
landsgeschäft zusammen. 

Zur Ermittlung des dauerhaften Deckungsbeitrages aus 
der Gewinnablieferung der Bundesbank setzen wir einen 
Ertragssatz von 4 % an. Für das Jahr 1 983, in dem die berei- 
nigte Zentralbankgeldmenge sich auf 164 Mrd DM belief, 
ist so ein Deckungsbeitrag in Höhe von Mrd DM anzu- 
setzen. Dieser Beitrag erhöht sich künftig nach Maßgabe 
der Ausweitung der bereinigten Zentralbankgeldmenge. 
Im Jahre 1984 dürfte er fast 7 Mrd DM betragen. 

243 . Abermals vorangekommen ist der Staat bei 
der Konsolidierung der öffentlichen Haushalte. 
Auch hier gibt freilich der Rückgang der Haushalts- 
defizite für sich genommen keine zutreffende Aus- 
kunft über den Konsolidierungserfolg. Um diesen 
beurteilen zu können, darf man wieder nicht das 
gesamte Defizit betrachten, sondern muß diesen 
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Tabelle 30 

Die öffentlichen Haushalte in konjunktureller Sicht*) 
MrdDM 



1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982*) 

1983*) 

1984*) 

(1) Produktionspotential in jeweiligen 
Preisen^) 

1 245,2 

1 322,8 

1 405,3 

1 

1 501,0 

1 597,1 

1 695,2 

1 775,9 

1 835,8 

(2) Produktionspotential bei „konjunk- 
tumeutraler“ Erhöhung des Preis- 
niveaus des Bruttosozialprodukts im 
jeweiligen Jahr®) 

1 242,8 

1 301,8 

1 384,0 

1 487,4 

1 586,7 

1 668,3 

1 772,4 

1 845,4 

(3) Staatsausgaben bei gleicher Staats- 
quote wie im Basiszeitraum®) 

349,7 

370,5 

393,9 

423,3 

451,6 

474,8 

504,4 

525,2 

(4) Bruttosozialprodukt bei Normalaus- 
lastimg des Produktionspotentials’) 

1 208,6 

1 266,0 

1 346,0 

1 446,5 

1 543,1 

1 622,4 

1 723,7 

1 794,6 

(5) Steuereinnahmen bei Normalaus- 
lastung des Produktionspotentials 
vmd bei gleicher Steuerquote wie im 
Basiszeitraum®) 

298,0 

315,3 

335,2 

360,3 

384,4 

404,1 

429,3 

447,0 

(6) Steuereinnahmen bei Normalaus- 
lastung des Produktionspotentials 
und bei gleicher Steuerquote wie im 
jeweiligen Jahr®) 

320,3 

328,6 

345,8 

371,2 

386,0 

400,9 

427,6 

449,9 

(6 a) Tatsächliche Steuereinnahmen^) . . 

317,0 

334,8 

358,5 

381,3 

386,5 

395,2 

414,7 

437,7 

(7) Mehreinnahmen aufgrund erhöh- 
ter Steuerquote 

(6) 7. (5) 

+ 22,2 

+ 13,2 

+ 10,6 

+ 10,9 

+ 1,6 

- 3,2 

- 1,7 

+ 2,9 

(8) Mehreinnahmen aufgrund eines : 
erhöhten Deckungsbeitrages der 
„Sonstigen Einnahmen“ *) 

+ 5,6 

-1- 

00 

+ 11,8 

+ 12,8 

+ 15,6 

+ 19,2 

+ 21,5 

+ 22,0 

(9) Konjunktumeutrales Haushaltsvo- 
lumen 

(3) + (7) + (8) 

377,6 

393,6 

416,3 

447,1 

468,9 

490,9 

524,2 

550,1 

(10) Tatsächliche Staatsausgaben ^) . . . 

385,2 

414,7 

450,2 

489,1 

515,7 

532,3 

540,4 

553,7 

(11) Konjunktureller Impuls ^°) 

(10) /.(9) 

7,6 

+ 21,1 

+ 33,9 

+ 42,0 

+ 46,9 

+ 41,5 

+ 16,2 

+ 3,6 

(12) Veränderung des konjunkturellen 
Impulses gegenüber dem jeweili- 
gen Vorjahr 

- 13,5 

+ 13,5 

+ 12,8 

+ 8,1 

+ 4,8 

- 5,4 

- 25,3 

- 12,6 

(13) Ex post: Der Abweichimg der reali- 
sierten von der konjunktumeutra- 
len Staatsquote entsprechen . . .^^) . . 

+ 7,0 

+ 15,6 

+ 28,3 

+ 38,4 

+ 44,2 

+ 34,7 

+ 15,3 

+ 6,1 


In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. - Zum Konzept des konjunktumeutralen Haushalts siehe Anhang IV, 
Abschnitt D. - Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. 

*) Vorläufige Ergebnisse. 

Eigene Schätzung. 

*) Produktionspotential in Preisen von 1976, inflationiert mit dem Preisindex des Bruttosozialprodukts. 

®) Produktionspotential in Preisen von 1976, inflationiert mit dem Preisindex des Bruttosozialprodukts im jeweiligen Vorjahr und der „konjunk- 
tumeutralen“ Erhöhung des Preisniveaus im jeweiligen Jahr. 

®) 1974 bis 1978 gleitender Übergang auf die ab 1978 gültige feste Basis, die durch den langjährigen Durchschnitt der Quoten von 1966 bis 1977 
gebildet wird. 

Normalauslastungsgrad (97,25 vH); zur Definition siehe Anhang IV, Abschnitt A. 

®) Anstelle der in früheren Gutachten verwendeten tatsächlichen Steuereinnahmen (siehe hierzu JG 73 Ziffer 2 13). Bei der Ableitung des konjunk- 
tumeutralen Ausgabenspielraums, der durch eine Änderung der steuerlichen Einnahmenregelungen entsteht, bleibt unberücksichtigt, daß die 
tatsächliche Steuerquote nicht unbedingt derjenigen entsprechen muß, die sich bei Vollbeschäftigimg und „konjunktumeutralem“ Preis- 
anstieg ergäbe. 

®) Ohne die Einnahmen aus der anomal hohen Gewinnabführung der Bundesbank. ^ 
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noch Tabelle 30 



1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982^) 

1983^) 

1984’) 

Zum Vorjahresvergleich 

Steigerungsrate 

(a) der tatsächlichen Staatsausgaben 
(10) gegenüber dem jeweiligen Vor- 
jahr 

+ 6,0 

+ 7,7 

+ 8,6 

vH 

+ 8,6 + 5,5 

+ 3,2 

+ 1,5 

+ 2,5 

(b) des konjunkturneutralen Haus- 
haltsvolumens (9) gegenüber den 
tatsächlichen Staatsausgaben im 
jeweiligen Vorjahr (10) 

+ 3,9 

+ 2,2 

+ 0,4 

- 0,7 

- 4,1 

- 4,8 

- 1,5 

+ 1,8 

Bestimmungsfaktoren von (b) ^^) 

(c) Wachstumsrate des Produktions- 
potentials in Preisen von 1976 .... 

+ 2,1 

+ 2,0 

+ 2,1 

+ 2,3 

+ 2,1 

+ 1,4 

+ 1,5 

+ 1,4 

(d) „Konjunktumeutrale“ Erhöhung des 
Preisniveaus des Bruttosozialpro- 
dukts 

+ 3,5 

+ 2,5 

+ 2,5 

+ 3,5 

+ 3,5 

+ 3,0 

+ 3,0 

+ 2,5 

(e) Veränderung des Ausgabenspiel- 
raums durch Abweichung der Steu- 
erquote (14) von der des jeweiligen 
Vorjahres 

+ 3,6 

- 1,8 

- 0,8 

- 0,1 

- 2,0 

- Iß 

+ 0,3 

+ 0,9 

(f) Veränderung des Ausgabenspiel- 
raums durch Abweichung des Dek- 
kungsbeitrages der ,, Sonstigen Ein- 
nahmen“ von dem des jeweiligen 
Vorjahres 

+ 0,6 

+ 1,3 

+ 0,3 

+ 0,0 

+ 0,4 

+ 0,5 

+ 0,2 

- 0,1 

(g) Veränderung des Ausgabenspiel- 
raums durch Abweichung der reali- 
sierten Staatsquote (18) von der kon- 
junktumeutralen (15) im jeweiligen 
Vorjahr 

- 6,8 

- 1,8 

- 3,7 

- 6,5 

- 8,4 

- 9,3 

- 6,7 

- 2,9 

(14) Volkswirtschaftliche 

Steuerquote: • 100 

26,50 

25,95 

25,69 

25,66 

25,01 

24,71 

24,81 

25,07 

(15) Konjunktumeutrale .qv 

Staatsquote: ■ 100 

30,38 

30,23 

30,08 

30,06 

29,55 

29,42 

29,58 

29,81 

(16) Beanspruchte 

Staatsquote: 100 

30,99 

31,85 

32,53 

32,88 

32,50 

31,91 

30,49 

30,00 

(17) Konjunktureller 

Impuls, bezogen auf 
das Produktions- 
potential in (2): (16) 7. (15) 

+ 0,61 

+ 1,62 

+ 2,45 

+ 2,82 

+ 2,95 

+ 2,49 

-h 0,91 

+ 0,20 

(18) Realisierte 

Staatsquote: 100 

30,93 

31,35 

32,04 

32,58 

32,29 

31,40 

30,43 

30,16 


Expansiv: +; kontraktiv: 

“) Gleichbedeutend mit dem konjunkturellen Impuls auf der Basis der tatsächlichen Preissteigerungen (siehe Anhang IV, Abschnitt D). 

(b) ergibt sich als Zusammenfassung der Komponenten (c) bis (g). Wegen der überwiegend multiplikativen Verknüpfung der Komponenten ist 
(b) nicht genau gleich der Summe aus (c) bis (g) (siehe hierzu Anhang IV, Abschnitt D). In den Jahren 1977 bis 1978 weicht (b) von dem ab, 
was den Komponenten (c) bis (g) entspricht, weil die in diesen Jahren als Basis zugrunde gelegten Quoten jeweils von unterschiedlichen Zeit- 
räumen bestimmt sind. 


Fehlbetrag in mehrfacher Hinsicht bereinigen, und 
zwar auch auf der Ausgabenseite. 

„Konsolidieren heißt nämlich, den Teil des Haushaltsdefi- 
zits zurückzuführen, der über das hinausgeht, was kon- 
junkturbedingt ist und bei gegebener volkswirtschafili- 
cher Steuerquote mit der konjunkturellen Erholung zu- 
rückgeht, und was als Normalverschuldung angesehen 
werden kann.** (JG 83 Ziffer 235). Es geht also zunächst um 
den dauerhaften Teil des Staatsdefizits. „Dauerhaft ist 
hier in dem Sinne zu verstehen, daß ein konjunkturberei- 


nigtes Defizit dieser Höhe, wachsend mit dem Wachstum 
des gesamtwirtschaftlichen Produktionspotentials, zu er- 
warten ist, wenn die volkswirtschaftliche Steuerquote un- 
verändert bleibt und die Staatsausgaben mit dem Produk- 
tionspotential wachsen.** (JG 81 Ziffer 249). 

244 . Um das von konjunkturellen Einflüssen be- 
reinigte Defizit zu ermitteln, gehen wir wieder zu- 
nächst vom gesamten Defizit der Gebietskörper- 
scheiften in der Abgrenzung der Volkswirtschaftli- 
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chen Gresamtrechnungen aus (33 Mrd DM) und 
setzen davon die von der Unterauslastung des Pro- 
duktionspotentials bedingten Steuermindereinnah- 
men ab, die wir in diesem Jahr, wie erwähnt, auf 
10 Mrd DM schätzen. Von der CJewinnabführung 
der Bundesbank rechnen wir 4 V 2 Mrd DM nicht als 
dauerhaften Deckungsbeitrag. Um diesen Betrag 
muß der tatsächliche Fehlbetrag erhöht werden. 
Auf der Ausgabenseite ist eine Bestimmung der 
konjunkturellen Einflüsse nicht einfach. Es ent- 
zieht sich zum Beispiel einer genauen Analyse, ob 
und in welchem Umfang der Staat konjunkturbe- 
dingte Mehrausgaben zum Anlaß nimmt, andere 
Ausgaben temporär zu kürzen und umgekehrt. 
Gleichwohl halten wir für richtig, die Zahlungen 
des Bundes an die Bundesanstalt für Arbeit — Bun- 
deszuschuß und Arbeitslosenhilfe — abzusetzen, so- 
weit sie konjunkturell bestimmt sind. Für das Jahr 
1984 haben wir diesen Betrag auf 2V2 Mrd DM ge- 
schätzt. 

Die Rechnungen zum strukturellen Defizit beziehen sich 
ausschließlich auf die Haushalte der Gebietskörperschaf- 
ten, Der BundeshaiLshalt wird aufgrund der Arbeitslosig- 
keit direkt belastet durch die AtLsgaben für Arbeitslosen- 
hilfe sowie — gegebenenfalls — durch die Defizithaftung 
des Bundes für die Bundesanstalt für Arbeit Für 19S4 ist 
ein Zuschuß an die Bundesanstalt für Arbeit nicht erfor- 
derlich, Die Ausgaben für die Arbeitslosenhilfe werden 
mit Annäherung an eine normale Auslastung des Produk- 
tionspotentials nur in dem Maße abnehmert nne im Rah- 
men des dann zu erwartenden Rückgangs der Anzahl der 
Arbeitslosen auch die Anzahl der Empfänger von Arbeits- 
losenhilfe kleiner wird. Da aber auch im Falle einer Nor- 
malauslastung der gegenwärtigen Produktionskapazitä- 
ten noch mit hohen Zahlungen für Arbeitslosenhilfe zu 
rechnen ist verbliebe ein hoher Restbetrag. Wir haben in 
den vergangenen Jahren diese Restbelastung vermutlich 
sogar zu gering eingeschätzt und gehen jetzt davon atis, 
daß bis zum Erreichen einer normalen Auslastung der 
Produktionskapazitäten nur etwa ein Viertel der jetzigen 
Belastung des Bundeshaushalts entfiele. Den Ansatz für 
das Vorjahr haben vxir entsprechend angepaßt All dies gilt 
im Prinzip auch für die von der Höhe der Arbeitslosigkeit 
abhängige Belastung der Gemeinden mit Ausgaben für 
die Sozialhilfe. Die Defizitwirkung der so begründeten Be- 
lastung der Gemeinden entzieht sich jedoch den Möglich- 
keiten einer vertretbaren Schätzung, nicht zuletzt wegen 
der unübersehbaren Verdrängung anderer kommunaler 
Av^sgaben durch die Sozialhilfeausgaberu 

Eine Entlastung der öffentlichen Haushalte ergibt 
sich in den nächsten Jahren dadurch, daß die befri- 
stete Investitionszulage entfällt. Das wird bei der 
Bestimmung des strukturellen Defizits 1984 mit ei- 
nem Abschlag von 3 V 2 Mrd DM auf das tatsächliche 
Defizit berücksichtigt. 

Auf Dauer wäre also bei Bund, Ländern und Ge- 
meinden, gegeben die gegenwärtige Steuerquote, 
mit einem Abstand zwischen Ausgaben und Ein- 
nahmen zu rechnen, für den 1984 ein Betrag von 
21V2 Mrd DM steht. Diese Neuverschuldung ent- 
spräche dem durchschnittlichen Verschuldungsver- 
halten des Staates in dem Zeitraum von 1966 bis 
1977 (21 V2 Mrd DM). Ein solches Verschuldungsver- 
halten geht, wie erwähnt, in die Rechnungen zum 
konjunkturneutralen Haushalt als eine „normale“ 
Neuverschuldung des Staates ein; der Sachverstän- 
digenrat hat die gleiche Größe schon vor Jahren 


auch als Bezugsgröße für die Bestimmung 'des 
strukturellen Defizits und damit vdes Konsolidie- 
rungsbedarfs der öffentlichen Haushalte zur Dis- 
kussion gestellt (JG 81 Ziffer 372). 

Nach unserer Rechnung ist damit das strukturelle 
Defizit, also der Teil des Defizits, der auf Dauer 
über die von uns als konjunkturneutral angesehjene 
potentialorientierte Kreditaufnahme hinausgeht, 
binnen dreier Jahre im Umfang von fast 40 Mrd DM 
abgebaut worden. 

Sozialversicherung — Probleme noch nicht gelöst 

245 . Die Maßnahmen des Haushaltsbegleitgeset- 
zes 1984 dienten überwiegend der Konsolidierung 
des Haushalts der Bundesanstalt für Arbeit und der 
finanziellen Entlastung der Rentenversicherungen. 
Nach der Beitragserhöhung für beide Versicherun- 
gen im Jahre 1983 wurde in diesem Jahr auch die 
Berechnungsbasis erweitert. Durch die verstärkte 
Einbeziehung von Sonderzahlungen wie Urlaubs- 
geld und Weihnachtsgeld sowie durch die Berück- 
sichtigung von Krankengeld bei der Beitragspflicht 
werden dauerhaft Mehreinnahmen von insgesamt 
rund 5 Mrd DM erzielt Da die erhöhten Beiträge 
jedoch nur auf Sonderzahlungen erhoben werden, 
die nach dem 1. April 1984 ausgezahlt werden, zogen 
eine Reihe von Unternehmen diese Leistungen für 
ihre Mitarbeiter zeitlich vor, so daß die Mehrein- 
nahmen in diesem Jahr den genannten Betrag 
nicht ganz erreichen dürften. 

In der Rentenversicherung wurden durch die „Ak- 
tualisierung“ der Anpassung — Rentenerhöhimg 
entsprechend der Entwicklung der Arbeitseinkom- 
men des jeweiligen Vorjahres — Einsparungen von 
1,5 Mrd DM erzielt. Die Sozialrenten stiegen am 
l.Juli 1984 um 3,4 vH. Da jedoch gleichzeitig der 
Krankenversicherungsbeitrag der Rentner um wei- 
tere zwei Prozentpunkte erhöht wurde, lag die 
effektive Steigerungsrate nur bei etwas über 1,3 vH. 
Weniger Einnahmen haben die Rentenversicherun- 
gen auch deshalb, weil seit 1983 die Beiträge für 
Arbeitslose nicht mehr nach dem zuvor verdienten 
Einkommen, sondern nur noch nach der Höhe der 
Lohnersatzleistungen berechnet werden. Dies und 
die geringen Lohnsteigerungen brachten den Ren- 
tenversicherungen Ende 1984 abermals Liquiditäts- 
probleme, 

Die Ausgaben der Bundesanstalt für Arbeit verrin- 
gerten sich um 8 vH auf 30 Mrd DM, Einsparungen 
aufgrund gekürzter Leistungssätze und einge- 
schränkter Anspruchsvoraussetzungen beim Ar- 
beitslosengeld, verminderter Beitragszahlungen an 
die Rentenversicherungen sowie der Verringerung 
des Leistungsvolumens wegen der zunehmenden 
Dauer der Arbeitslosigkeit waren zunächst unter- 
schätzt worden, so deiß der bereitgestellte Bundes- 
zuschuß von 1,7 Mrd DM nicht in Anspruch genom- 
men werden mußte. Es ergab sich sogar erstmals 
seit 1978 ein Überschxxß, und zwar in Höhe von rund 
3 Mrd DM. 

Die Ausgaben der gesetzlichen Krankenversiche- 
rungen wiesen 1984 mit 7 vH wieder einen stärke- 
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ren Anstieg auf als im Vorjahr. Nachdem im Jahre 
1983 noch viele Krankenkassen ihre Beiträge hat- 
ten senken können, ergaben sich im Jahre 1984 wie- 
der in nahezu allen Leistungsbereichen Ausgaben- 
erhöhungen, die den Anstieg der Löhne und Gehäl- 
ter überstiegen. Mit V2 Mrd DM wurde die Kranken- 
versicherung außerdem durch die Einbeziehung des 
Krankengeldes in die Beitragspflicht zur Renten- 
versicherung und Arbeitslosenversicherung bela- 
stet; denn diese Beiträge werden vom Krankengeld- 
empfänger und den Kassen je zur Hälfte aufge- 
bracht. Bestrebungen zur Begrenzung der Ausga- 
ben war bisher kein dauerhafter Erfolg beschieden, 
und einige Kassen haben bereits neuerliche Bei- 
tragserhöhimgen angekündigt 


XII. Was Ist das reale Sozialprodukt? 

246 . Das Sozialprodukt wird in der öffentlichen 
Diskussion als diejenige Größe verstanden, die die 
wirtschaftlichen Leistungen eines Landes zusam- 
menf assendkennzeichnet. Dies ist auch nicht unan- 
gemessen. Es darf allerdings nicht übersehen wer- 
den, daß das Sozialprodukt im ganzen sachlogisch 
nicht leicht zu interpretieren ist Es handelt sich um 
eine Wertgröße. Sie läßt sich darstellen als die 
Summe der von den Inländern erwirtschafteten 
Einkommen, die von den privaten Haushalten oder 
vom Staat konsumiert, für die Erweiterung oder 
Verbesserung der heimischen Produktionsanlagen 
oder in die Vorratshaltung investiert, als Einkom- 
mens- und Vermögensübertragungen an das Aus- 
land abgeführt oder im Ausland vermögenswirk- 
sam angelegt werden. Das in der wirtschaftspoliti- 
schen Diskussion üblicherweise gebrauchte Brutto- 
sozialprodukt erhält neben den Einkommen der In- 
länder auch noch den Gegenwert für die Abschrei- 
bungen auf das inländische Anlagevermögen. 

Zu Mißverständnissen und Interpretationsfehlern 
kommt es vor allem dann, wenn es um das „reale“ 
Sozialprodukt geht. In der wissenschaftlichen Dis- 
kussion wird schon seit längerem die These erör- 
tert, deiß bei der Ermittlung des „realen“ Sozialpro- 
dukts konzeptionelle Mängel auftreten. Die Kritik 
knüpft hierbei vor allem an den Methoden der De- 
flationierung des Sozialprodukts an, wie sie von der 
amtlichen Statistik — und das nicht nur in der Bun- 
desrepublik — gegenwärtig praktiziert werden. 

247 . Veränderungen des Sozialprodukts in jeweili- 
gen Preisen werden — wie jede Änderung von no- 
minalen Werten — unter anderem durch die Geld- 
entwertung hervorgerufen. Für die ökonomische 
Analyse interessieren häufig derartige inflationsbe- 
dingte Änderungen nicht, es geht nicht um die Ent- 
wicklung der Nominaleinkommen, sondern um die 
der Realeinkommen. Um eine Wertgröße von heute 
mit einer Wertgröße von gestern zu vergleichen, 
muß die Wertveränderung um die Veränderung des 
Wertmaßstabes, also um die inflationäre Entwer- 
tung der Geldeinheit korrigiert werden. Eine Infla- 
tionsbereinigung unterscheidet sich von der ver- 
breiteten Deflationierung von Wertgrößen, bei der 
außer den Veränderungen des Preisniveaus, also 


den Veränderungen des Wertmeißstabs, auch die 
Veränderungen der Einzelpreise eliminiert werden. 
Der Unterschied zwischen den beiden Konzepten 
wird deutlich im Fall, daß Preisniveaustabilität 
herrscht. Die nominalen Werte stimmen dann mit 
den inflationsbereinigten überein. Dagegen wei- 
chen die mit speziellen Preisindizes deflationierten 
Werte, ihres festen Gewichtsgerüsts wegen, von den 
Nominalwerten ab, falls sich die relativen Preise 
verändern, was auch bei Preisniveaustabilität der 
Fall sein kann. 

Eine Inflationsbereinigung muß bei allen nomina- 
len Größen mit demselben Preisindex vorgenom- 
men werden, der das Ausmaß der Geldentwertung 
zum Ausdruck bringt. Es liegt nahe, die Inflation 
anhand der Preisentwicklung eines Güterkorbes zu 
messen, der die Struktur der Käufe von Waren und 
Diensten wiedergibt, für die das gesamtwirtschaftli- 
che Einkommen verwendet wird. Ein solcher um- 
fassender Indikator für die Kaufkraftentwicklung 
des Geldes ist der „Preisindex für die letzte inländi- 
sche Verwendung“. Er repräsentiert die Preisent- 
wicklung aller Güter, die von privaten Haushalten, 
von Unternehmen oder vom Staat gekauft werden, 
und zwar sowohl der Konsumgüter als auch der 
Investitionsgüter, hinter denen größtenteils wie- 
derum die Bereitstellung künftiger Konsumgüter 
steht. Das mit diesem Preisindex der letzten inlän- 
dischen Verwendung deflationierte Sozialprodukt 
ist geeignet, als Meiß für das gesamtwirtschedtliche 
Realeinkommen zu dienen. Es soll im weiteren als 
„Realwert des Sozialprodukts“ bezeichnet werden. 

248 . Das Bruttosozialprodukt enthält wie erwähnt 
auch den Gegenwert für die Abschreibungen des 
Anlagevermögens, der im strengen Sinne kein Ein- 
kommen darstellt. Erst durch den Abzug der Ab- 
schreibungen erhält man das Nettosozialprodukt zu 
Marktpreisen. Der Realwert dieses Nettosozialpro- 
dukts, der eher dem gesamtwirtscheiftlichen Real- 
einkommen entspricht als der Realwert des Brutto- 
sozialprodukts, wäre ebenfalls dadurch zu bestim- 
men, daß man den Nominalwert mit dem Preisin- 
dex der letzten inländischen Verwendung deflatio- 
niert. Gegen diese Deflationierung ließe sich ein- 
wenden, daß im Warenkorb des Preisindex der letz- 
ten inländischen Verwendung neben den Nettoinve- 
stitionen auch die Ersatzinvestitionen vertreten 
sind, während die entsprechenden Abschreibungen 
im Nettosozialprodukt nicht mehr enthalten sind; 
das Nettosozialprodukt wird also nicht exakt für 
den Warenkorb ausgegeben, den die letzte inländi- 
sche Verwendung darstellt. Dieser Einwand ist je- 
doch nicht durchschlagend, denn es geht bei der 
Inflationsbereinigung nicht darum, die Kaufkraft 
von Einkommensbestandteilen zu bestimmen, die 
je nach der Zusammensetzung des gekauften Wa- 
renkorbes unterschiedlich sein kann, sondern um 
die Eliminierung der Geldentwertung, von der alle 
nominalen Größen in gleicher Weise betroffen sind. 
Die Idee der Inflationsbereinigung erfordert die 
Deflationierung aller nominalen Größen mit dem- 
selben Preisindex. Zwar läßt sich nicht objektiv ent- 
scheiden, ob in dem Güterbündel, dessen Preisent- 
wicklung die Geldentwertung messen soll, die Inve- 
stitionsgüter mit dem Gewicht der Bruttoinvestitio- 
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nen oder mit dem der Nettoinvestitionen vertreten 
sein sollen, doch ist der Unterschied zwischen den 
beiden Meßkonzepten nicht groß. Wir schlagen vor, 
den gebräuchlicheren und umfassenderen Preisin- 
dex der letzten inländischen Verwendung zu neh- 
men. 

Vom Nettosozialprodukt zu Marktpreisen fließt ein 
Teil, nämlich die indirekten Steuern, dem Staat zu. 
Der Rest zuzüglich der vom Staat gewährten Sub- 
ventionen bildet das Volkseinkommen, das den Ar- 
beitnehmern, Vermögensbesitzern und Unterneh- 
mern als Faktorentgelt zugerechnet wird. Auch das 
Volkseinkommen wird inflationsbereinigt, indem es 
mit dem als Maßstab für die Geldentwertung ausge- 
wählten Preisindex deflationiert wird. 

249. Nach den Konventionen der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnungen wird das Sozialprodukt 
nicht mit einem Index für das allgemeine Preisni- 
veau deflationiert, der die Entwicklung des Geld- 
wertes abbilden soll, vielmehr werden die Verwen- 
dungsarten des Sozialprodukts (privater Verbrauch, 
Staatsverbrauch, Investitionen, Außenbeitrag) mit 
speziellen Preisindizes in möglichst tiefer Gliede- 
rung preisbereinigt und aufaddiert. Das so ermit- 
telte „Sozialprodukt zu konstanten Preisen“ bildet 
im Unterschied zu dem „Realwert des Sozialpro- 
dukts“ nicht das von Geldwertänderungen berei- 
nigte Einkommen ab. Bei der Berechnung von 
Wertgrößen zu konstanten Preisen wird nämlich 
nicht nur die Veränderung des Preisniveaus, son- 
dern auch die Veränderung der Preisstruktur aus- 
geschaltet. Das ist dann legitim, wenn es nicht um 
die Analyse von inflationsbereinigten Wertgrößen 
geht, sondern um die Beobachtung von Mengen, 
wenn zum Beispiel die mengenmäßige Entwicklung 
des Investitionsgüterabsatzes, der Automobilpro- 
duktion oder der Exporte interessiert. In diesem 
Fall dient die Bewertung mit den Preisen eines Ba- 
sisjahres dazu, Mengen zu Gütergesamtheiten zu 
aggregieren. 

Die Problematik, die der konventionellen Deflatio- 
nierung des Sozialprodukts innewohnt, läßt sich be- 
sonders am , Außenbeitrag zu konstanten. Preisen“, 
der Differenz zwischen dem Volumen der Ausfuhr 
und dem Volumen der Einfuhr, verdeutlichen. In 
der Literatur ist diese Problematik unter dem Stich- 
wort „doppelte Deflationierung“ bekannt. Sie tritt 
bei der Deflationierung aller Salden- oder Diffe- 
renzgrößen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nungen auf und besteht darin, daß der Minuend und 
der Subtrahend je für sich mit einem besonderen 
Preisindex deflationiert werden. Die Frage ist dann, 
wie der daraus entstehende Saldo zu interpretieren 
ist. Während sich der private Verbrauch oder die 
Investitionen, für die das gesamtwirtschaftliche 
Einkommen verwendet wird, noch als Gütergesamt- 
heit und als Mengenaggregat interpretieren lassen, 
ist der Außenbeitrag eine reine Wertgröße, auch 
wenn er formal als Differenz von Wertgrößen be- 
rechnet wird, die je für sich als Mengenaggregat 
aufgefaßt werden können. Der Außenbeitrag reprä- 
sentiert keine Güterkäufe von Inländern, sondern 
stellt den Teil des gesamtwirtschaftlichen Einkom- 
mens dar, der als Forderung an das Ausland gehal- 


ten wird oder der an das Ausland als Einkommens- 
oder Vermögensübertragung abgeführt wird. 

Ein positiver Außenbeitrag zu jeweiligen Preisen 
kann sich nach der Deflationierung von Ausfuhr 
und Einfuhr mit dem jeweiligen Preisindex in einen 
negativen Betrag wandeln und umgekehrt. Da der 
Außenbeitrag ein Wertsaldo ist, der auch nach der 
Deflationierung seiner beiden Bestimmungsgrößen 
nicht als Gütervolumen, also als eine Mengengröße, 
aufgefaßt werden kann, ist zu folgern, daß auch das 
Sozialprodukt zu konstanten Preisen, in dem der 
Außenbeitrag enthalten ist, nicht als Gütervolumen 
interpretiert werden darf. Das Gewicht des Pro- 
blems ist von der relativen Größe der Einfuhr, nicht 
von der Größe des Außenbeitrags abhängig. 

250. Ein Vergleich des Realwertes des Bruttosozi- 
alprodukts mit dem herkömmlich berechneten Sozi- 
alprodukt zu konstanten Preisen zeigt, daß die Un- 
terschiede der Veränderungsraten in einzelnen Jah- 
ren keineswegs unbedeutend sind (Tabelle 31 und 
Schaubild 36). Bemerkenswert ist vor allem, daß in 
den Jahren 1973 bis 1974 und 1979 bis 1981, in denen 
der Ölpreis drastisch gestiegen ist, der Realwert des 
Sozialprodukts sich deutlich ungünstiger entwik- 
kelte als das Sozialprodukt zu konstanten Preisen. 
In Phasen tendenziell sinkender Energiepreise 
stieg demgegenüber der Realwert des Sozialpro- 
dukts rascher an als das Sozialprodukt zu konstan- 
ten Preisen. Gemessen am Realeinkommen ist so- 
wohl im Abschwung 1974 bis 1975 als auch im Ab- 
schwung 1980 bis 1982 ein früherer und ein größerer 
Rückgang der wirtschaftlichen Leistungen einge- 
treten, als dies im Sozialprodukt zu konstanten 
Preisen zum Ausdruck kommt. 

251. Wie läßt sich der Unterschied zwischen den 
beiden Varianten des „realen“ Sozialprodukts sach- 
logisch deuten? Hinweise auf Interpretationsmög- 
lichkeiten bietet der Zusammenhang mit der Ent- 
wicklung des Ölpreises. Die beiden Varianten un- 
terscheiden sich dann voneinander, wenn sich die 
Terms of Trade gegenüber dem Ausland verändern, 
wenn also die Entwicklung der Einfuhrpreise von 
der der Ausfuhrpreise abweicht. Eine Verschlechte- 
rung der Terms of Trade bedeutet unter sonst 
gleichen Bedingungen eine Senkung, eine Verbes- 
serung der Terms of Trade dagegen eine Erhöhung 
der inländischen Einkommen. Dies wird im Real- 
wert des Sozialprodukts, nicht dagegen im Sozial- 
produkt zu konstanten Preisen zum Ausdruck ge- 
bracht. Die Differenz zwischen den beiden Größen 
gibt also diejenige Veränderung des inländischen 
Realeinkommens wieder, die durch Veränderungen 
der Terms of Trade hervorgerufen sind. Die Ent- 
wicklung des Sozialprodukts zu konstanten Preisen 
zeigt nur den Teil der Realeinkommensverände- 
rung, der zum einen durch die Veränderung der 
produzierten Mengen und zum anderen durch die 
Einsparung von Vorleistungen im Produktionspro- 
zeß bewirkt wird. Man hat bisher im allgemeinen 
die Veränderung der produzierten Mengen zusam- 
men mit der Einsparung von Vorprodukten als eine 
Mengenkomponente und die Veränderung der 
Terms of Trade als Preiskomponente der Realein- 
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Tabelle 31 


Realwert des Sozialprodukts 


Jahr 

Realwert des 
Brutto- 
sozialprodukts^) 

Brutto- 
sozialprodukt 
in Preisen von 
1976 

Realwert des 
Netto- 
sozialprodukts ^) 

Netto- 
sozialprodukt 
in Preisen von 
1976 

Reales 

Volks- 

einkommen^) 

MrdDM 

vH^) 

MrdDM 

vH^) 

MrdDM 

vH’) 

MrdDM 

vH’) 

MrdDM 

vH’) 

■■■ 

610,5 

— 

613,4 

— 

562,9 

— 

568,5 

— 

483,8 

— 


642,0 

+ 5,2 

643,1 

+ 4,8 

589,5 

+ 4,7 

593,9 

+ 4,5 

505,1 

+ 4,4 


670,1 

+ 4,4 

671,7 

+ 4,4 

612,0 

+ 3,8 

617,9 

+ 4,0 

524,4 

+ 3,8 


689,5 

+ 2,9 

692,5 

+ 3,1 

626,4 

+ 2,3 

634,0 

+ 2,6 

537,4 

+ 2,5 

1964 

736,2 

+ 6,8 

738,5 

+ 6,6 

667,9 

+ 6,6 

675,2 

+ 6,5 

574,2 

+ 6,8 

1965 

775,2 

+ 5,3 

778,7 

+ 5,4 

701,9 

+ 5,1 

710,4 

+ 5,2 

606,4 

+ 5,6 

1966 

797,2 

+ 2,8 

799,3 

+ 2,6 

719,1 

+ 2,4 

726,1 

+ 2,2 

621,2 

+ 2,4 

1967 

799,9 

+ 0,3 

798,9 

- 0,1 

718,1 

- 0,1 

721,3 

- 0,7 

616,9 

- 0,7 

1968 

847,8 

+ 6,0 

847,9 

+ 6,1 

762,6 

+ 6,2 

766,3 

+ 6,2 

664,1 

+ 7,7 

1969 

914,3 

+ 7,8 

911,6 

+ 7,5 

825,3. 

+ 8,2 

825,5 

+ 7,7 

708,0 

+ 6,6 

1970 

968,5 

+ 5,9 

957,5 

+ 5,0 

871,0 

+ 5,5 

865,8 

+ 4,9 

760,3 

+ 7,4 

1971 

1 004,7 

+ 3,7 

988,1 

+ 3,2 

901,1 

+ 3,5 

890,1 

+ 2,8 

786,1 

+ 3,4 

1972 

1 047,0 

+ 4,2 

1 029,0 

+ 4,1 

938,6 

+ 4,2 

924,6 

+ 3,9 

818,9 

+ 4,2 

1973 

1 090,1 

+ 4,1 

1 075,9 

+ 4,6 

977,9 

+ 4,2 

965,4 

+ 4,4 

856,4 

+ 4,6 

1974 

1 080,6 

- 0,9 

1 080,8 

+ 0,5 

963,9 

- 1,4 

965,1 

- 0,0 

847,5 

- 1,0 

1975 

1 068,6 

“ 1,1 

1 063,9 

“ 1,5 

948,2 

“ 1,6 

944,0 

- 2,2 

834,1 

- 1,6 

1976 

1 123,0 

+ 5,1 

1 123,0 

+ 5,6 

999,0 

+ 5,4 

999,0 

+ 5,8 

879,2 

+ 5,4 

1977 

1 153,2 

+ 2,7 

1 154,1 

+ 2,8 

1 025,5 

+ 2,6 

1 025,8 

+ 2,7 

902,2 

+ 2,6 

1978 

1 202,3 

+ 4,3 

1 194,0 

+ 3,5 

1 069,2 

+ 4,3 

1 061,0 

+ 3,4 

940,7 

+ 4,3 

1979 

1 240,1 

+ 3,1 

1 241,6 

+ 4,0 

1 101,1 

+ 3,0 

1 103,3 

+ 4,0 

966,0 

+ 2,7 

1980 

1 245,1 

+ 0,4 

1 265,5 

+ 1,9 

1 099,9 

- 0,1 

1 121,4 

+ 1,6 

963,3 

- 0,3 



1 228,3 

“ 1,4 

1 263,0 

- 0,2 

1 078,7 

- 1>9 

1 113,3 

- 0,7 

944,2 

- 2,0 


' 

1 220,6 

- 0,6 

1 248,9 

-la 

1 067,6 

“ 1,0 

1 094,5 

- 1,7 

936,0 

- 0,9 


) 

1 243,8 

+ 1,9 

1 265,1 

+ 1,3 

1 087,1 

+ 1,8 

1 106,2 

+ 1,1 

950,6 

+ 1,6 



1269 

+2 

1 296 

+2V2 

1 107 

+2 

1 132 

+2V2 

968V2 

+2 


Bruttosozialprodukt und Nettosozialprodukt zu Marktpreisen sowie Volkseinkommen jeweils deflationiert mit dem Preisindex der letzten 
inländischen Verwendung (1976 = 100). 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr. 

*) Vorläufige Ergebnisse. 

*) Eigene Schätzung. 
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kommensänderung angesehen. Das kann jedoch zu 
Betrachtungsfehlern führen. Denn nur in ganz be- 
stimmten Fällen ist diese Trennung in Mengen- 
komponente und Preiskomponente sinnvoll, dann 
nämlich, wenn die Preiswirkung und die Mengen- 
wirkung als unabhängig voneinander zu sehen sind, 
was regelmäßig nicht zutreffen dürfte. 

Entscheidend ist jedoch, deiß der Realwert des So- 
zialprodukts als Ausdruck des gesamtwirtscheiftli- 
chen Realeinkommens zu gelten hat und damit eine 
für wirtschaftspolitische Fragestellungen wichtige 
Größe darstellt. Deswegen schlagen wir vor, daß die 
amtliche Statistik künftig diesen Realwert des So- 
zialprodukts berechnet und ausweist. In ökonomi- 
schen Analysen käme dem Realwert des Sozialpro- 
dukts ein hoher Rang zu. 

252. Innerhalb eines Konzepts, in dem das Sozial- 
produkt mit dem Preisindex der letzten inländi- 
schen Verwendung von inflationsbedingten Verän- 
derungen bereinigt wird, ist es nur folgerichtig, 
auch die Beiträge der einzelnen Wirtschaftsberei- 


che zur gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung mit 
diesem Preisindex zu deflationieren. Dabei wird 
vorausgesetzt, daß die Produktionsleistung eines 
Sektors, ebenso wie die der Gesamtwirtschaft, 
durch die Entwicklung der Realeinkommen reprä- 
sentiert wird, die in diesem Sektor erwirtschaftet 
werden. Die Verwendung eines einheitlichen Defla- 
tors vermeidet auch in diesem Zusammenhang pro- 
blematische Ergebnisse, wie sie gegenwärtig bei 
der Ermittlung der „Wertschöpfung in konstanten 
Preisen“ einzelner Sektoren auftreten. Dies sei an 
einem Beispiel erläutert: Steigen für eine Branche 
die Preise für Energie und andere Vorleistungen, 
ohne daß die Branche die Absatzpreise zu erhöhen 
vermag, so verringert sich die Summe der Einkom- 
men in dieser Branche. In den Volkswirtschaftli- 
chen Gesamtrechnungen würde jedoch — in kon- 
stanten Preisen gerechnet — eine unveränderte 
Wertschöpfung für diesen Wirtschaftszweig ausge- 
wiesen werden, da sich weder bei den Vorleistun- 
gen noch beim Produktionswert der Menge nach 
eine Veränderung ergibt Nun sei angenommen, die 
Branche stelle ihre Produktion auf energiesparende 


142 






Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/2541 


Verfahren um, und es gelänge ihr dabei, einen Teil 
des Einkommensrückgangs auszugleichen. Die 
Wertschöpfung 2 U konstanten Preisen würde dar- 
aufhin steigen, damit ihren Ausgangswert überstei- 
gen und so irritierenderweise ein höheres Realein- 
kommen ausweisen, obwohl dieses tatsächlich im- 
mer noch niedriger ist als vorher. Der Realwert der 
Wertschöpfung würde zwar ebenfalls steigen, aber 
unter seinem Ausgangswert bleiben, was der Ände- 
rung der Realeinkommen entspräche. 

Auch bei sektoralen Analysen der wirtschaftlichen 
Entwicklung ist also der mit einem einheitlichen 
Deflator bereinigte Realwert der Wertschöpfung 
der angemessene Meißstab für die Produktionslei- 
stung. Die bisher ausschließlich ausgewiesene Brut- 
towertschöpfung zu konstanten Preisen gibt wie- 
derum nur den Teil von Veränderungen der Pro- 
duktionsleistung an, der auf „Mengenkomponen- 
ten“, eilso auf Veränderungen des Produktionsaus- 
stoßes und des Vorleistungseinsatzes zurückgeht 
Für eine Branche ist es jedoch gleichgültig, ob sie 
ihre Realeinkommen durch eine solche Mengen- 
komponente verbessert oder dadurch, daß sie ihre 
Absatzpreise im Verhältnis zu ihren Vorleistungs- 
preisen erhöhen kann. Der Ausweis und die Ana- 
lyse der Bruttowertschöpfung zu konstanten Prei- 
sen ist deshalb nur als eine Komponente, nicht da- 


gegen als umfassender Ausdruck für die Produkti- 
onsleistung sinnvoll. 

Der Sachverständigenrat schlägt vor, daß die amtli- 
che Statistik auch für die Wertschöpfung der Wirt- 
schaftszweige neben den Angaben zu jeweiligen 
Preisen und zu konstanten Preisen den inflations- 
bereinigten Realwert ausweist. 


253. Die Verwendung des Realwerts des Sozialpro- 
dukts statt des Sozialprodukts zu konstanten Prei- 
sen berührt einen großen Teil der empirisch ge- 
stützten gesamtwirtschaftlichen Analysen und der 
daran anschließenden öffentlichen Diskussion. Für 
bestimmte Analysen — so bei den Rechnungen zur 
Reallohnposition der Arbeitnehmer — hat der 
Sachverständigenrat bereits in der Vergangenheit 
neben dem Sozialprodukt zu konstanten Preisen 
stets den Terms-of-Trade-Effekt zusätzlich ausge- 
wiesen, wenn auch in etwas anderer Berechnimg; 
hier verwenden wir schon in diesem Gutachten die 
Ergebnisse der neuen Rechnung zum Realwert des 
Sozialprodukts (Ziffern 182 ff.). Für andere Frage- 
stellungen scheint es angemessen, vor neuen Fest- 
legungen zunächst einer sich etwa verbreiternden 
Diskussion in der Wissenscheift und in der Öffent- 
lichkeit Raum zu geben. 
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ZWEITES KAPITEL 

Zur voraussichtlichen Entwicklung im Jahre 1985 


I. Die Ausgangslage und die Annahmen 
für die Prognose 

254 . In der Diagnose kommen wir zu dem Urteil, 
daß der Aufschwung in der Bundesrepublik nicht 
an Kraft eingebüßt hat. Obwohl der Arbeitskampf 
Spuren hinterlassen hat — die Produktion ging 
zeitweilig stark zurück — , fällt die Bilanz für 1984 
recht positiv aus. Die deutsche Wirtschaft hat einen 
weiteren Schritt nach vorn gemacht. Die Chancen 
stehen nicht schlecht, daQ auch 1985 ein gutes Jahr 
wird. 


255 . Die Entwicklung hat die Erwartungen, welche 
unsere Prognose vom Herbst 1983 bestimmten, 
weitgehend bestätigt. Ein Rückblick zeigt, daß wir 
das Tempo des Aufschwungs zutreffend einge- 
schätzt hatten (JG 83 Ziffern 245 ff.). Die gesamt- 
wirtschedtliche Produktion ist 1984 um 2 V 2 vH grö- 
ßer gewesen als 1983, ohne die Arbeitskämpfe vom 
Frühjahr hätte die Zuwachsrate sogar noch etwas 
höher ausfallen können. Allerdings vollzog sich die 
Entwicklung teilweise abweichend von dem Muster, 
das wir in der Prognose beschrieben hatten. Richtig 
lagen wir mit unserem Urteil, daß die Impulse vor 
allem vom Export kommen würden. Nicht richtig 
war dagegen die Vorstellung, daß der Exportsog 
rasch auf die Investitionen übergreifen würde. 

— Bei den Exporten wurden unsere Erwartungen 
noch deutlich übertroffen. Dafür gibt es vor al- 
lem zwei Gründe. Zum einen hatten wir die Ex- 
pansion des Welthandels unterschätzt. Eine stär- 
kere Zunahme hielten wir zwar für möglich, sie 
schien uns aber aus damaliger Sicht als Setzung 
für die Status-quo-Prognose zu riskant. Zum an- 
deren waren wir von der Annahme ausgegan- 
gen, daß sich der reale Außenwert der D-Mark 
leicht verbessern würde. Tatsächlich hat er sich 
weiter verschlechtert, was dem Export zusätzli- 
chen Auftrieb gab. 

— Dem Plus bei den Exporten steht ein Minus bei 
den Investitionen gegenüber. Das gilt vor allem 
für die Bauten. Hier sackten nach der Jahres- 
wende überraschend die Nachfrage und im Som- 
mer auch die Produktion ab. Enttäuschend war 
auch die schwache Entwicklung bei den Ausrü- 
stungen, die besonders im ersten Halbjahr deut- 
lich hinter unseren Erwartungen zurückblieb. 

Die Abweichungen bei den Exporten und bei den 
Investitionen sind nicht unabhängig voneinander 
zu sehen. Die reale Abwertung der D-Mark hat den 
Export beflügelt, die außenwirtschaftlich mitbe- 
stimmten hohen Zinsen haben dagegen die Investi- 
tionen und insbesondere die Bauinvestitionen ge- 
dämpft. Beides hat also eine gemeinsame Wurzel. 


Hier sind vor allem der Einfluß der Vereinigten 
Staaten und die Reaktionen auf den internationa- 
len Devisenmärkten zu nennen. 

Überrascht wurden wir schließlich von der Preis- 
entwicklung, die noch günstiger war, als wir es für 
möglich hielten. Dies gilt um so mehr, als sich we- 
gen der konjunkturell weltweit gestiegenen Roh- 
stoffnachfrage und wegen der Rückwirkung der 
Dollaraufwertung auf die Rohstoffmärkte die Ein- 
fuhr von Industrierohstoffen und Halbwaren stark 
verteuerte. Gute Ernten und ein überreichliches Mi- 
neralölangebot ließen indes die Preise für Nah- 
rungsmittel und zeitweilig für Benzin unerwartet 
kräftig sinken. 

256 . Daß die deutsche Wirtscheift auch 1985 auf 
expansivem Kurs bleibt, sollte nicht strittig sein. 
Die Voraussetzungen dafür sind so gut wie lange 
nicht mehr, und daß sich daran im nächsten Jahr 
etwas ändern könnte, halten wir nicht für sehr 
wahrscheinlich. Zur Diskussion steht derzeit nur 
das weitere Tempo des Aufschwungs, ob es sich, wie 
manche Beobachter annehmen, verlangsamt oder 
ob es sich beschleunigt. 

Für eine Verlangsamung mag auf den ersten Blick 
sprechen, daß die wirtschaftliche Erholung sich 
nach dem Ende der Arbeitskämpfe nicht mit dem 
erwarteten Schwung fortsetzte. Die Produktion 
zeigt im Herbst 1984 ein nur wenig höheres Niveau 
als am Jahresbeginn. Die Schatten, die die Streiks 
nicht nur auf die direkt betroffenen, sondern auch 
auf andere Bereiche geworfen haben, sind länger, 
als es zunächst schien. Ein Vergleich des Produkti- 
onsniveaus vor und nach den Arbeitskämpfen ist 
freilich problematisch, weil die Entwicklung am 
Jahresanfang wohl schon von der Sorge vor Liefer- 
ausfällen bestimmt war. Viele Unternehmen hatten 
die Produktion hochgefahren und die Läger auf ge- 
stockt Aus diesem Grund ist das Bild, das die Stati- 
stik bisher zeichnet, nicht einfach zu interpretieren. 
Für sich allein ist es sicher keine tragfähige Basis 
für eine Prognose. Selbst wenn man dazu neigte, die 
Entwicklung seit dem Frühjahr als Abschwächung 
zu deuten, sollte man daraus keine weitreichenden 
Schlüsse ziehen. In allen Konjunkturzyklen bis zur 
Mitte der siebziger Jahre gab es immer wieder so- 
genannte Zwischenhochs und Zwischentiefs. Und 
auch die langgestreckte Erholungsphase von 1975 
bis 1980 war nicht frei von Stockungen, die man- 
cherlei Irritationen auslösten. 

Wir haben in der Diagnose ausführlich dargelegt, 
warum wir die Konstellation des Aufschwungs der- 
zeitig für günstig halten; Ein kräftiger außenwirt- 
schaftlicher Rückenwind beflügelt nach wie vor den 
Export, gute Gewinne bei weitgehend stabilen Ko- 
sten und Preisen sowie sinkende Zinsen geben An- 
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reize für zusätzliche Investitionen, und eine zuneh- 
mende Beschäftigung schafft wieder Spielraum für 
eine Ausweitung des privaten Verbrauchs. Der Er- 
holungsprozeß könnte daher, was sein Tempo an- 
langt, 1985 dort anknüpfen, wo er im Frühjahr 1984 
ins Stocken geraten war. 

257 . Bevor wir unsere Prognose für das nächste 
Jahr ausführlich begründen, gehen wir kurz auf die 
Annahmen, die ihr zugrunde liegen, ein. Sie betref- 
fen zunächst den Kurs der Wirtschaftspolitik, insbe- 
sondere der Finanzpolitik und der Geldpolitik. 

— Die Finanzpolitik ist auch 1985 bemüht, den Aus- 
gabenanstieg in engen Grenzen zu halten. Nach 
den derzeit vorliegenden Plänen steigen die 
Ausgaben der Gebietskörperschaften um 2 vH, 
der Staatsverbrauch und die Investitionen deut- 
lich stärker, die Übertragungen hingegen schwä- 
cher. Der konjunkturelle Impuls wird um 
6V2 Mrd DM abnehmen; er bildet sich damit we- 
sentlich weniger zurück als in den Jahren 1983 
und 1984. 

— Die Geldpolitik verlangsamt die Geldmengenex- 
pansion nicht. Ende 1984 wird die Zentralbank- 
geldmenge etwa 5 vH höher sein als Ende 1983; 
im nächsten Jahr wird die Bundesbank auf eine 
Expansionsrate in derselben Größenordnung 
hinwirken. Gravierende außenwirtschaftliche 
Störungen, die den geldpolitischen Kurs beein- 
trächtigen könnten, gehören nicht zu den An- 
nahmen der Prognose. Zu alledem paßt ein wei- 
terer leichter Rückgang der Zinsen. 

258 . Zum Datenkranz rechnen wir auch die An- 
nahmen über die Lohnentwicklung. Wir haben im- 
mer darauf hingewiesen, daß wir die Setzung für 
die Löhne nicht als eine Prognose und schon gar 
nicht als eine Zielprojektion verstanden wissen wol- 
len, die Eingang in die lohnpolitische Diskussion 
finden muß. Diesmal ist die Situation allerdings et- 
was anders, weil 1985 in gewichtigen Branchen ta- 
rifvertragliche Vereinbarungen wirksam werden, 
die schon 1984 ausgehandelt wurden. In den Tarif- 
bereichen mit Wochenarbeitszeitverkürzung von 
IV2 Stunden wurde außer einem Lohnausgleich in 
Höhe von 3,9 vH ein Anstieg der Löhne und Gehäl- 
ter je Beschäftigten um 2 vH vereinbart. Für die 
1985 neu abzuschließenden Verträge in anderen Be- 
reichen haben wir angenommen, daß sich die Erhö- 
hungen in der Nachbarschaft der Lohnsteigerungen 
des Jahres 1984 halten. 

Zu unseren Annahmen gehört, daß die vereinbarte 
Differenzierung und Flexibilisierung der Arbeits- 
zeit von einem erheblichen Teil der Unternehmen 
in die Praxis umgesetzt wird. Anderenfalls würde 
der Kosteneffekt der Arbeitszeitverkürzung stärker 
zu Buche schlagen, als wir es unterstellt haben. 

259 . Was das internationale Umfeld anbelangt, so 
wird unsere Vorausschau von der Vorstellung einer 
anhaltenden wirtschaftlichen Erholung in den mei- 
sten westlichen Industrieländern geprägt. Dies wird 
auch den hochverschuldeten Entwicklungsländern 
helfen; die Gefahr einer internationalen Verschul- 
dungskrise erscheint derzeit als gering. 


Das Wechselkursgefüge wird vermutlich auch 1985 
von einem starken Dollar bestimmt sein. Für das 
Europäische Währungssystem haben wir für die 
Prognose angenommen, daß Anpassungen der 
Wechselkurse einstweilen kein Thema sein werden, 
obwohl die Preise in anderen Ländern stärker stei- 
gen als in der Bundesrepublik. 


II. Die Weltkonjunktur im Jahre 1985 

260 . Angeführt von den Vereinigten Staaten und 
Japan hat sich der Aufschwung in den Industrielän- 
dern 1984 verstärkt Vom Grundmuster her deutet 
sich für die europäischen Länder im Jahresverlauf 
inzwischen ein Aufholen an: Während es in den 
Vereinigten Staaten zu einer Abschwächung des 
kräftigen Aufschwungs kam, hat in Europa die ge- 
samtwirtschaftliche Produktion in der zweiten Jah- 
reshälfte eher stärker zugenommen als zu Jahres- 
beginn. Zu den anhaltend kräftigen Impulsen vom 
Export ist eine Belebung der Inlandsnachfrage, vor 
allem der Investitionen, hinzugekommen. 

Verbessert haben sich nicht nur die konjunkturelle 
Lage, sondern auch die wirtschaftlichen Rahmenbe- 
dingungen als Basis der künftigen Entwicklung. In 
vielen Ländern ist die Inflation eingedämmt, die 
Ertragslage der Unternehmen günstiger geworden 
und die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte 
weiter vorangekommen. Letzteres gilt für die Verei- 
nigten Staaten und eine Reihe anderer Länder 
nicht. Auch aus diesem Grunde sind die Zinsen 
weltweit hoch geblieben, und die Belastungen, die 
davon ausgehen, sind in diesem Jahr nicht geringer 
geworden, vor allem wenn man die weitere Verlang- 
samung des Preisanstiegs mit ins Bild nimmt. 

261 . Mit der konjunkturellen Belebung in den In- 
dustrieländern hat der Welthandel seit Mitte 1983 
kräftig zugenommen, das Tempo der Expansion hat 
im Jahresverlauf 1984 aber deutlich nachgelassen. 
Die Intensivierung des Außenhandels war nicht nur 
für die konjunkturell zurückliegenden Industrielän- 
der eine Hilfe, sondern in hohem Maße auch für die 
Entwicklungsländer. Beide konnten ihre Exporte 
kräftig steigern und die Ungleichgewichte im Au- 
ßenhandel verringern. Die aus der hohen Verschul- 
dung erwachsenden Probleme der lateinamerikani- 
schen Entwicklungsländer sind durch die starke 
Zunahme des Welthandels, vor allem die steigende 
Importnachfrage der Vereinigten Staaten, zwar ge- 
ringer geworden, eine dauerhafte Lösung ist aber 
noch nicht absehbar. 

262 . Unserer Einschätzung der Entwicklung der 
Weltkonjunktur im Jahre 1985 liegt die Vorstellung 
zugrunde, daß es im allgemeinen nicht zu Kursän- 
derungen der Wirtschaftspolitik kommt. Bei der Fi- 
nanzpolitik rechnen wir daher mit einer Fortset- 
zung der Konsolidierungspolitik außerhalb der Ver- 
einigten Staaten und mit noch höheren Defiziten 
dort. In der Summe der Industrieländer werden die 
Fehlbeträge in den öffentlichen Haushalten, bezo- 
gen auf das Sozialprodukt, 1985 noch deutlich höher 
sein als in den Jahren 1979/80, also vor der letzten 
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Rezession. Die Geldpolitik wird im kommenden 
Jahr in den meisten Ländern, so unsere Annahme, 
für eine Ausweitung der Geldmenge sorgen, die 
eine Finanzierung des erwarteten Anstiegs des So- 
zialprodukts ohne Friktionen erlaubt. Ein mäßiger 
Rückgang der Zinsen würde dazu passen, zumal 
überwiegend mit einer leichten weiteren Verringe- 
rung des Preisauftriebs zu rechnen ist. 

263 . Die gesamtwirtschaftliche Produktion wird 
1985 in den Industrieländern insgesamt voraus- 
sichtlich weniger stark zunehmen als in diesem 
Jahr. Hinter dieser Vorstellung steht eine Kräfti- 
gung des Aufschwungs in Europa und eine Ab- 
schwächung in den Vereinigten Staaten (Tabel- 
le 32). 


Tabelle 32 


Nach der starken Ausweitung der Produktion von 
Mitte 1983 bis Mitte 1984 ist in den Vereinigten 
Staaten im kommenden Jahr mit einem geringe- 
ren Wachstumstempo zu rechnen. Die amerikani- 
sche Wirtscheift wird freilich in ihren Expansions- 
chancen unterschiedlich beurteilt. Die Schätzungen 
für die Zuneüime der gesamtwirtschaftlichen Pro- 
duktion im Jahre 1985 reichen von 3 vH bis 
4^/2 vH. In unsere Rechnungen ist eine mittlere An- 
nahme von 3^/2 vH eingegangen. Eine Abschwä- 
chung ist vor allem bei der Investitionstätigkeit, na- 
mentlich im Wohnungsbau, zu erwarten; aufs Jeüir 
gesehen ist aber noch eine Zuneüime der Investitio- 
nen in der Größenordnung von 5 vH unterstellt. Der 
private Verbrauch dürfte dagegen nicht viel an Dy- 
namik einbüßen; ein weiterer Anstieg der Besch^- 


Die voraussichtliche wirtschaftliche Entwicklung in westlichen Industrieländern 


Land 

Anteil am 

Bruttoinlandsprodukt 

3 (real)')*) I 

Verbraucherpreise 

Brutto- 

inlands- 

produkt 

der 

OECD- 

Länder 

Export 

der 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

1983 

1984 

1985 

1984 

1985 


vH 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

Bundesrepublik Deutschland 

8,4 

X 

+ 2 V 2 

+ 3 

+ 2% 

+ 2 

Belgien-Luxemburg 

1,0 

7,4 

+ IV 2 

+ Vk 

+ 6 V 2 

+ 51/2 

Dänemark 

0,7 

2,0 

+ 31/2 

+ 3 

+ 6 

+ 41 /^ 

Frankreich 

6,6 

12,9 

+ IV 2 

+2 

+ 71/2 

+ 6 

Griechenland 

0,5 

1,1 

+2 

+2 

+ I 8 V 2 

+ 171^5 

Großbritannien 

5,7 

8,2 

+ 2 

+ 3 

+ 5 

+ 51 Ä 

Irland 

0,2 

0,4 

+3 

+ 2 V 2 

+ m 

+ 7 

Italien 

4,5 

7,4 

+ 2 V 2 

+ 2 V 2 

+ 11 

+ 8‘Ä 

Niederlande 

1,7 

8,8 

+ IV 2 

+ 2 

.+ 31/2 

+ 2 

Europäische Gemeinschaft 

29,3 

48,2 

+2 

+2^k 

+ 6 

+ 5 

Vereinigte Staaten 

41,9 

7,6 

+ 7 

+ 31/2 

+ 

+ 4 

Japan 

14,8 

1,3 

+ 51/2 

+ 41/2 

+ 2 

+ 

Kanada 

4,2 

0,7 

+4 

+ 3 

+ 4 

+ 31/2 

Österreich 

0,9 

5,1 


+ 3 

+ 51^5 

+ 4 

Portugal . 

0,3 

0,5 

-2 

+ 1/2 

+ 30 

+ 25 

Schweden 

1,2 

2,6 

+ 3 

+ 2 V 2 

+ 8 

+ 5 V 2 

Schweiz 

1,3 

5,2 

+ 21 ^ 

+2 

+ i 

+ 2^k 

Spanien 

2,0 

1,8 

+ 2 V 2 

+ 2 V 2 

+11 

+ 8 

Alle Länder®) 

95,9 

73,0 

+5 


+ 4‘A 

+ 4 


In jeweiligen Preisen und Wechselkursen. 

Für Bundesrepublik Deutschland, Vereinigte Staaten, Japan und Kanada; Bruttosozialprodukt. 

Eigene Schätzung aufgrund von Angaben internationaler Organisationen. 

Deflator des privaten Verbrauchs. Index der Verbraucherpreise für die Schweiz. 

Die Veränderungen gegenüber dem Vorjahr sind zusammengewogen mit den Anteilen am nominalen Bruttoirilandsprodukt der OECD-Länder 
des Jahres 1983. 
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tigung sowie Lohnerhöhungen, die etwas über den 
Anstieg des Preisniveaus hinausgehen, sorgen für 
eine kräftige Zunahme der verfügbaren Einkom- 
men. Die Importnachfrage bleibt daher hoch, vergli- 
chen mit dem exzessiven Anstieg in diesem Jahr 
ergibt sich aber auch hier eine Verlangsamung; das 
Ungleichgewicht im Außenhandel nimmt ein noch 
größeres Ausmaß an. 

Für Japan ist nur mit einer geringfügigen Verlang- 
samung der Aufwärtsbewegung zu rechnen. Die In- 
landsnachfrage, die Investitionen und der private 
Verbrauch, wird sich weiter kräftigen, der Export 
wird im Zusammenhang mit der Abschwächung in 
den Vereinigten Staaten zwar nachlassen, aber eine 
Konjunktur stütze bleiben. Der Zuwachs der ge- 
samtwirtschaftlichen Produktion ist mit 4V2vH 
vermutlich der höchste unter den Industrielän- 
dern. 


264 . In Europa wird sich die konjunkturelle Erho- 
lung im kommenden Jahr fortsetzen. Nach einem 
Anstieg des Sozialprodukts in diesem Jahr um 
reichlich 2 vH ist für 1985 mit einer Zunahme um 
gut 2 V 2 vH zu rechnen. Dahinter steht die Vorstel- 
lung einer vergleichsweise regen Investitionstätig- 
keit Dies ist um so auffälliger, wenn man die hohen 
Zinsen, den deshalb und aus anderen Gründen 
schwachen Wohnungsbau und die Konsolidierungs- 
anstrengungen der öffentlichen Haushalte in vielen 
Ländern mit ins Bild nimmt. In der Zunahme der 
Investitionen kommen die verbesserten Rahmeribe- 
dingungen in vielen Volkswirtschaften zum Aus- 
druck. Der Zuwachs des Sozialprodukts reicht frei- 
lich noch nicht für einen Anstieg der Beschäftigung 
aus, der die Arbeitslosigkeit auch nur konstant hal- 
ten könnte. Die Arbeitslosenquote dürfte nach 
Schätzungen der OECD von 11 vH in diesem Jahr 
auf IIV2 vH im Jahre 1985 steigen. 

Für Großbritannien rechnen wir im nächsten 
Jahr mit einer Zunahme des Sozialprodukts um 
3 vH. Dabei ist unterstellt, daß der Arbeitskampf im 
Bergbau bald beendet wird. Die gesamtwirtschaft- 
liche Entwicklung dürfte dann 1985 wieder an das 
Tempo im Jahre 1983 anschließen. Die Investitio- 
nen und der Export bleiben Triebkraft der Kon- 
junktur. Die Beschäftigung wird weiter langsam zu- 
nehmen, die Arbeitslosigkeit dürfte aber nicht zu- 
rückgehen. 

In Frankreich ist eine allmähliche Belebung der 
Konjunktur zu erwarten. Mit einem Zuwachs der 
gesamtwirtschaftlichen Produktion von knapp 2 vH 
bleibt Frankreich allerdings weiterhin hinter der 
Entwicklung in den Nachbarländern zurück. Die 
Exporte profitieren von der günstigeren Konjunk- 
turlage bei den Handelspartnern. Die Maßnahmen 
der auf Dämpfung des Preis- und Kostenauftriebs 
und Kräftigung der internationalen Wettbewerbsfä- 
higkeit gerichteten Wirtschaftspolitik bewirken 
eine Verbesserung des Investitionsklimas; retardie- 
rend wirken aber die Schwäche des Wohnungsbaus 
und der öffentlichen Investitionen. Der private Ver- 
brauch bleibt durch die Sparmaßnahmen der Regie- 
rung belastet 


In Italien wird sich die konjunkturelle Erholung, 
die 1984 begonnen hat, fortsetzen. Die gesamtwirt- 
schaftliche Produktion dürfte um 2 V 2 VH zuneh- 
men. Der Antrieb kommt von der Ausfuhr und von 
den Ausrüstungsinvestitionen. Die großen wirt- 
schaftlichen Probleme, die Inflation und das riesige 
Haushaltsdefizit, hindern die Geldpolitik, ihren 
Kurs zu lockern. 

In den kleineren europäischen Ländern bleibt 
das konjunkturelle Bild uneinheitlich. Die skandi- 
navischen Länder sowie Österreich und die 
Schweiz werden ihre vergleichsweise gute Position 
behaupten. Andere Länder, wie Belgien und die 
Niederlande, dürften auch 1985 noch nicht den An- 
schluß an die Weltkonjunktur finden. 

265 . Der Welthandel wird nach den Schätzungen 
internationaler Organisationen auch 1985 kräftig 
zunehmen. Aufs ganze Jahr gesehen dürfte die Stei- 
gerung 5 V 2 vH betragen. Allerdings dürfte das Ex- 
pansionstempo im Laufe des Jahres etwas abneh- 
men. Dies wird im wesentlichen von der Verlangsa- 
mung des Axifschwungs in den Vereinigten Staaten 
bestimmt. Die Einfuhr der europäischen Länder 
wird vermutlich mit nahezu unverändertem Tempo 
zünehmen. Das gleiche gilt für die OPEC-Länder, 
die die Phase drastisch eingeschränkter Importe 
verlassen haben. Die Entwicklungsländer dürften 
ihre Importe sogar stärker ausweiten als in diesem 
Jahr. 


III. Die voraussichtliche Entwicklung der 
Binnenkonjunktur 

266 . Die konjunkturelle Dynamik wird im Jahre 
1985 vor allem von den Investitionen kommen, und 
zwar von den Ausrüstungsinvestitionen, nicht von 
den Bauinvestitionen. Die Erträge der Unterneh- 
men haben sich in den letzten drei Jahren deutlich 
erholt, teils wegen zunehmender Stückgewinne, 
teils wegen höherer Absatzmengen, aber auch we- 
gen steuerlicher Erleichterungen. Es ist nicht zu 
übersehen, daß sich inzwischen die Rentabilität von 
Sachinvestitionen erheblich verbessert hat — auch 
und gerade im Vergleich zu Finanzanlagen, bei de- 
nen die Rendite mittlerweile wieder sinkt. 

Wägt man die Argumente, die für und die gegen 
einen kräftigen Investitionsaufschwung sprechen, 
sorgfältig gegeneinander ab, dann finden sich der- 
zeit die meisten axif der Habenseite. Die wichtigsten 
davon wurden bereits im vorangegangenen Kapitel 
erörtert (Ziffern 49 ff.). Diese sind: 

— Die deutliche Verbesserung der Erträge: Sie ist 
nicht nur die Basis für eine höhere Eigenfinan- 
zierung, sondern erleichtert auch, wegen des ge- 
stiegenen Marktwertes der Unternehmen, die 
Fremdfinanzierung. 

— Die positiven Absatzerwartungen insbesondere 
im Exportgeschäft: Darin kommt zum Ausdruck, 
daß die Mehrzahl der Unternehmen auf eine 
weitere Kräftigung der Konjunktur setzt. 
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— Die wieder höhere Kapazitätsauslastung: Sie nä- 
hert sich in nicht wenigen Bereichen, freilich 
auch als Folge eines schwachen Kapazitäts- 
wachstums, der Normalauslastung. Dies läßt er- 
warten, daß mehr Unternehmen als in den letz- 
ten Jahren eine Erweiterung ihrer Anlagen ins 
Auge fassen. 

— Die wachsende Bereitschaft zur Modernisie- 
rung: Sie tritt immer mehr an die Stelle der 
Rationalisierung, dem bislang vorherrschenden 
Investitionsmotiv. 

267 . Die Modernisierung bekommt dadurch Auf- 
trieb, daß sich bei Ausrüstungsgütern ein Genera- 
tionswechsel anbahnt. Elektronische Steuerung 
und Informationsverarbeitung sind in der industri- 
ellen Fertigung auf dem Vormarsch. Die Ferti- 
gungsmaschinen der neuen Generation bringen hö- 
here Produktionszahlen, niedrigere Ausschußquo- 
ten, kürzere Umstellungs- und Vorbereitungszeiten. 
Bemerkenswert ist, daß es sich bei der Einführung 
solcher neuer Techniken nicht nur um punktuelle 
Maßnahmen handelt. Viele Unternehmen stellen 
ihre Produktionsanlagen blockweise auf die neue 
Maschinengeneration um, und ganze Abteilungen 
werden „durchmodernisiert“. 

268 . Wer im Wettbewerb mithalten will, darf nicht 
auf die Gunst der Stunde warten, welche die Auf- 
tragsbücher füllt. Der größere Teil der Unterneh- 
men, auch und gerade in Branchen, die im Struktur- 
wandel auf der Schattenseite stehen, hat erkannt, 
daß sich Märkte nur mit eigenen Anstrengungen 
halten und ausbauen lassen. Der hohe Dollarkurs 
ist sicher zum Glücksfall für manches Unterneh- 
men geworden. Bewahren lassen sich die Gewinne 
aus dem Export freilich nur, wenn sie alsbald in 
neue Produkte und in neue Fertigungsverfahren in- 
vestiert werden und so für festen Stand sorgen, 
wenn der Wind des internationalen Wettbewerbs 
wieder steifer weht. 

269 . Die verfügbaren Eigenmittel der Unterneh- 
men erlauben einen größeren Schub bei den Inve- 
stitionen (Schaubild 37). Noch wichtiger scheint uns 
aber zu sein, daß die Unternehmen allen Anlaß ha- 
ben, die Verbesserung der Investitionsbedingungen 
nicht nur als vorübergehend anzusehen. Die über- 
schaubaren Rahmenbedingungen sind günstig. Vor 
allem müssen die Unternehmen nicht mehr wie in 
früheren Jahren fürchten, daß ihre Zukunftspläne 
durch eine neuerliche Stabilisierungskrise gestört 
werden. 

270 . Optimistisch stimmen diesmal auch die Er- 
gebnisse des Ifo-Investitionstests vom Spätsommer 
1984, Danach zeichnet sich bei den Investitionsaus- 
gaben des verarbeitenden Gewerbes (Ausrüstungen 
und Bauten zusammengenommen) für das nächste 
Jahr eine Zuwachsrate von rund 10 vH ab. Eine 
ähnlich hohe Steigerungsrate fand sich zuletzt in 
den Plänen für das Jahr 1979. Dabei ist zu beden- 
ken, daß die Investitionsbudgets im Aufschwung 
fast immer nachträglich aufgestockt werden, der 
Vollzug also 1985 noch über die Pläne hinausgehen 
kann. Offenbar werden nun auch die Investitions- 


Schaubild 37 


SOZIALPRODUKT UND WICHTIGE KOMPONENTEN 

in Preisen von 1976 

SCHÄTZUNG FÜR DAS 2. HALBJAHR 1984 
UND PROGNOSE FÜR DAS JAHR 1985 
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MrdOM 


Saisonbereinigter Verlauf 
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Vorhaben nachgeholt, die für dieses Jahr geplant 
waren, wegen des Streiks in der Metallindustrie 
aber zurückgestellt worden sind. 

Es ist bemerkenswert, deiß 1985 die Investitionsgü- 
terhersteller selbst am meisten investieren wollen, 
obwohl bei ihnen die Kapazitätsauslastung im 
Durchschnitt noch unter der in anderen Branchen 
liegt. Es entspricht aber durchaus den Erfahrungen, 
daß in einem Aufschwung dort die Investitionen am 
kräftigsten anziehen imd damit zur Selbststärkung 
des Aufschwungs beitragen. Neben der Metaller- 
zeugung und Metallverarbeitung werden der Stahl- 
bau, Maschinenbau und Fahrzeugbau, die Elektro- 
technik, die Hersteller von Büromaschinen und Da- 
tenverarbeitungsgeräten sowie die Feinmechanik 
und Optik die Spitzenreiter bei den Investitionen 
sein. Es kommt darin die große Bedeutung von Mo- 
dernisierungsinvestitionen zum Ausdruck. Es geht 
aber auch nicht zuletzt um Branchen, die derzeit 
vom schwungvollen Exportgeschäft profitieren. 
Neue Techniken, etwa im Bereich der Steuerung, 
öffnen gerade diesen Bereichen interessante Mög- 
lichkeiten zur Automatisierung der Arbeitsabläufe. 

271, Eine hohe Investitionsbereitschaft im verar- 
beitenden Gewerbe allein reicht sicher nicht aus für 
einen breiten Investitionsaufschwung. Knapp zwei 
Drittel der gewerblichen Ausrüstungsinvestitionen 
werden in den anderen Bereichen vorgenommen. 
Ins Gewicht fallen insbesondere die Investitionen 
im Dienstleistungsgewerbe, zumal sich dort auch 
das inzwischen recht bedeutsame Leasinggeschäft 
niederschlägt. 

Die voraussichtliche Entwicklung außerhalb des 
verarbeitenden Gewerbes läßt sich gegenwärtig 
noch nicht hinreichend überblicken. Das Ifo-Institut 
für Wirtschaftsforschung rechnet damit, daß sich 
hier positive und negative Veränderungsraten mi- 
schen. Danach wird der Handel wegen der ver- 
gleichsweise schwachen Verbrauchskonjunktur die 
Investitionen spürbar einschränken, und auch in 
der Landwirtschaft zeichnet sich wegen der Verun- 
sicherung, die seit den Brüsseler Preisbeschlüssen 
bei den Bauern eingetreten ist, ein deutlicher Rück- 
gang ab. Positive Zuwachsraten sind dagegen im 
Verkehrsbereich und vor allem bei der Bundespost 
zu erwarten, bei der die Einführung der digitalen 
Informationsübertragung und der Ausbau des Ka- 
belnetzes auf dem Programm stehen. Auch die an- 
deren Dienstleistungsbereiche werden ihre Investi- 
tionen vermutlich kräftig steigern — der Trend zu 
modernen Bürotechniken ist hier ungebrochen. 
Überdies dürfte das Leasinggeschäft wieder anzie- 
hen, wenn wichtige Bereiche, insbesondere das ver- 
arbeitende Gewerbe, verstärkt investieren. 

Bemerkenswert ist, daß die Bauwirtschaft trotz der 
ungünstigen Perspektiven keine weitere Kürzung 
der Investitionsbudgets ins Auge faßt. Hier hat der 
starke Rückgang in diesem Jahr (-17 vH) bereits 
einen kräftigen Kapazitätsabbau eingeleitet, so daß 
nun anscheinend die Ersatzinvestitionen nicht wei- 
ter schrumpfen. 

272. Im ganzen haben wir uns von der Erwartung 
leiten lassen, deiß die Schubkraft vieler positiver 


Faktoren, wie gute Gewinne, verbesserte Absatzer- 
wartungen und technische Neuerungen, ausreicht, 
die Investitionskonjunktur anzutreiben. Wir rech- 
nen damit, daß die Ausrüstungsinvestitionen 1985 
um 10 vH höher sein werden als 1984 (Tabelle 33). 
Die hohe Zuwachsrate erklärt sich freilich auch 
daraus, daß die Lieferung von Investitionsgütern im 
Frühjahr und Sommer dieses Jahres durch den 
Streik in der Metallindustrie behindert war. Dies 
führte zu nachgezogenen Lieferungen im Herbst 
(hoher Überhang am Jahresende 1984). Die weitere 
Aufwärtsbewegung im Jahre 1985 ist nicht ganz so 
steil (8 1/2 vH). 

273. Das Exportgeschäft wird auch 1985 schwung- 
voll sein. Der Anreiz, mehr zu produzieren und 
mehr zu investieren, bleibt von daher groß. 

Es sind vor allem drei Gründe, auf die wir unsere 
Einschätzung stützen: 

— Die deutsche Exportwirtschaft hat bei den der- 
zeitigen Wechselkursen erhebliche preisliche 
Wettbewerbsvorteile gegenüber der ausländi- 
schen Konkurrenz. Diese werden, wie die ver- 
haltene Entwicklung der Ausfuhrpreise zeigt, in 
erster Linie zur Ausweitung des Absatzes imd 
nicht zur Aufbesserung der Gewinnmargen ge- 
nutzt, Man sucht offenbar verstärkt, auf neuen 
Märkten Füß zu fassen und Märkte zurückzuge- 
winnen, die in den siebziger Jahren verlorenge- 
gangen waren. Der Vorteil im Preiswettbewerb 
dürfte im nächsten Jahr weitgehend erhalten 
bleiben. Gegenüber den Konkurrenten in Ame- 
rika mag er etwas abnehmen, gegenüber den 
Konkurrenten aus den meisten EG-Ländern, wo 
die Inflationsraten teUweise beträchtlich höher 
sind als bei uns, wird er dagegen weiter zuneh- 
men, jedenfalls solange keine Anpassung der 
Wechselkurse im Europäischen Währungssy- 
stem vorgenommen wird. 

— Der Aufschwung in der Welt setzt sich fort und 
seine Basis wird breiter. Der Verlangsamung 
der Expansion in den Vereinigten Staaten steht 
die leichte Beschleunigung in den westeuropäi- 
schen Ländern gegenüber. Für den Welthandel 
im ganzen bringt das zwar keinen Ausgleich, für 
die deutsche Exportwirtschaft spielt der inner- 
europäische Handel aber die ausschlaggebende 
Rolle (positiver Regionalstruktureffekt). 

— In den meisten Ländern kommt die Dynamik 
von der Zunahme der Ausrüstungsinvestitionen. 
Auf Ausrüstungsgüter entfällt ein großer Teil 
des deutschen Exports. So beflügelt der Export 
nicht nur die Investitionen der deutschen Unter- 
nehmen; die Investitionen „draußen“ treiben 
auch zugleich den heimischen Export (positiver 
Sortimentseffekt). 

274. Unserer Prognose liegt die Erwartung zu- 
grunde, daß die Warenausfuhr im nächsten Jahr 
dem Volumen nach um etwa 7 vH steigt, was etwa 
ebensoviel wäre wie in diesem Jahr. Nimmt man 
die Dienstleistungsausfuhr dazu, die meistens et- 
was schwächer expandiert als die Warenausfuhr, 
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Tabelle 33 


.Die wichtigsten Daten der Volkswirt 


Schätzung für das 2 . Halbjahr 1984 

Absolute Werte 



Einheit 

1983 


1984 

1985 

1984 

1985 



l.Hj. 

2.Hj. 

l.Hj. 

2.Hj. 

Verwendung des Sozialprodukts 

In jeweiligen Preisen: 

Privater Verbrauch 

MrdDM 

947,2 


982,5 

1 027,0 

475,5 

507,0 

495,5 

531,5 

Staatsverbrauch 

MrdDM 

334,2 


346,5 

359,5 

159,7 

187,0 

166,0 

193,5 

Anlageinvestitionen 

Mrd DM 

346,5 


357,0 

378,5 

162,4 

194,5 

171,5 

207,5 

Ausrüstungen 

Mrd DM 

137,6 


141,0 

159,5 

62,5 

78,5 

72,0 

87,5 

Bauten 

MrdDM 

209,0 


216,0 

219,0 

99,9 

116,5 

99,5 

119,5 

Vorratsveränderung 

MrdDM 

-f 4,9 

-f 16,5 

+ 21,5 

+ 13,1 

+ 3,0 

-f 10,0 

+ 11,0 

Außenbeitrag 

MrdDM 

-f 38,8 


f 43,5 

+ 51,5 

+ 15,0 

+ 28,5 

+ 21,5 

+ 30,0 

Ausfuhr 

Mrd DM 

540,0 


595,0 

652,5 

285,4 

309,5 

314,0 

338,5 

Einfuhr . 

Mrd DM 

501,3 


551,5 

601,0 

270,5 

281,0 

292,5 

308,5 

Bruttosozialprodukt 

Mrd DM 

1 671,6 

1 746,0 

1 838,0 

825,7 

920,5 

865,0 

973,5 

In Preisen von 1976: 

Privater Verbrauch 

Mrd DM 

706,1 


715,0 

733,5 

347,6 

367,5 

355,5 

377,5 

Staatsverbrauch 

Mrd DM 

248,7 


251,5 

254,5 

122,6 

129,0 

124,0 

130,5 

Anlageinvestitionen 

Mrd DM 

256,5 


258,5 

269,5 

118,0 

140,5 

122,5 

146,5 

Ausrüstungen 

MrdDM 

109,5 


110,0 

121,0 

49,1 

60,5 

55,0 

66,0' 

Bauten 

MrdDM 

1 147,0 


148,5 

148,5 

69,0 

79,5 

67,5 

80,5 

Ausfuhr 

Mrd DM 

417,3 


446,0 

475,0 

216,1 

230,0 

231,0 

244,5 

Einfuhr 

MrdDM 

367,2 


387,0 

412,0 

192,0 

195,0 

202,0 

210,0 

Bruttosozialprodukt 

MrdDM 

1 265,1 

1 296,0 

1 336,5 

622,4 

673,5 

639,0 

697,5 

Realwert des Bruttosozialprodukts 

Mrd DM 

1 243,8 

1 268,5 

1 310,0 

609,4 

659,0 

625,5 

684,5 

Preisentwicklung 


WM 



IM 





Privater Verbrauch 

1976 = 100 



137,5 

H||Q 

136,8 

138,0 

139,5 

140,5 

Bruttosozialprodukt 

1976 - 100 

■ra 


134,5 


132,7 

136,5 

135,5 

139,5 

Letzte inländische Verwendung . . 

1976 = 100 

134,4 


137,5 

140,5 

135,5 

139,5 

138,5 

142,0 

Entstehung des Sozialprodukts 










Erwerbstätige 

1000 

25 126 


25 060 

25 275 

24 915 

25 210 

25 085 

25 465 

Arbeitszeit-^) 

Stunden 

. 





, 



Arbeitsvolumen 

Mrd Std. 

, 


, 

. 





Produktivität 

DM je Std. 

• 



• 


• 

• 

• 

Bruttoinlandsprodukt in Preisen 










von 1976 

Mrd DM 

1 262,3 

1 293,0 

1 333,5 

623,3 

670,0 

639,5 

694,0 

Verteilung des Volkseinkommens 

Bruttoeinkommen 
aus unselbständiger Arbeit 

Mrd DM 

915,4 


946,0 

990,5 

443,6 

502,0 

463,5 

527,0 

aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen 

MrdDM 

362,0 


387,0 

413,5 

180,1 

207,0 

189,5 

223,5 

Volkseinkommen 

MrdDM 

1 277,5 

1 333,0 

1 404,0 

623,7 

709,5 

653,5 

751,0 

Reales Volkseinkommen 

MrdDM 

950,6 


968,5 

1 000,5 

460,3 

508,0 

472,5 

528,0 

Nettoeinkommen 










aus unselbständiger Arbeit^) ... 


510,2 


520,0 

539,0 

246,7 

273,0 

255,5 

283,5 

aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen 


297,9 


320,0 

342,0 

147,4 

172,5 

155,0 

187,0 

Verfügbares Einkommen der 










privaten Haushalte^) 

MrdDM 

1 069,2 

1 109,0 

1 157,5 

537,6 

571,0 

560,0 

597,0 


Inflationsbereinigt mit dem Preisindex der letzten inländischen Verwendung. 
Einschließlich Veränderung der Arbeitstage. 
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schaftlichen Gesamtrechnungen Tabelle33 

und Vorausschau auf das Jahr 1985 


Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum in vH 





1984 




1984 



1985 



lyöö 

lyöo 

l.Hj. 

2.Hj. 

l.Hj. 

2.Hj. 

Verwendung des Sozialprodukts 














In jeweiligen Preisen: 














Privater Verbrauch 

+ 

4,1 

+ 3^/2 

+ 

4 V 2 

+ 

3,7 

+ 

4 

+ 

4 

+ 

5 

Staatsverbrauch 

+ 

2,7 

+ 3 V 2 

+ 

3 V 2 

+ 

3,4 

+ 

4 

+ 

4 

+ 

3 V 2 

Anlageinvestitionen 

+ 

4,8 

+ 3 

+ 

6 

+ 

4,1 

+ 

2 

+ 

5 V 2 

+ 

6 V 2 

Ausrüstungen 

+ 

8,5 

+ 2 V 2 

+ 13 

+ 

0,5 

+ 

4 

+ 15 

+ 11 V 2 • 

Bauten 

+ 

2,5 

+ 3 V 2 

+ 

IV 2 

+ 

6,4 

+ 

1 

- 

V 2 

+ 

3 

Vorrats Veränderung 

Außenbeitrag 

Ausfuhr 

+ 

X 

X 

0,2 

X 

X 

+10 

+ 

X 

X 

9 V 2 

+ 

X 

X 

8,5 

X 

X 

+ 12 

X 

X 

+ 10 

+ 

X 

X 

9 V 2 

Einfuhr 

+ 

0,1 

+ 10 

+ 

9 

+ 11,5 

+ 

8 V 2 

+ 

8 

+ 

9 V 2 

Bruttosozialprodukt 

+ 

4,5 

+ ,4V2 

+ 

5 V 2 

+ 

4,2 

+ 

4 V 2 

+ 

4 V 2 

+ 

6 

In Preisen von 1976: 














Privater Verbrauch 

+ 

1,1 

+ 1 

+ 

2 V 2 

+ 

0,6 

+ 

2 

+ 

2 V 2 

+ 

3 

Staatsverbrauch 

- 

0,0 

+ 1 

+ 

1 

+ 

0,6 

+ 

2 

+ 

IV 2 

+ 

1 

Anlageinvestitionen 

+ 

3,1 

+ V 2 

+ 

4 

+ 

1,4 

+ 

0 

+ 

4 

+ 

4 V 2 

Ausrüstungen 

+ 

6,1 

+ V 2 

+ 10 


1,5 

+ 

2 

+ 12 

+ 

8 V 2 

Bauten 

+ 

0,9 

+ 1 

- 

0 

+ 

3,5 

- 

1 

- 

2 

+ 

IV 2 

Ausfuhr 

- 

1,3 

+ 7 

+ 

6 V 2 

+ 

5,5 

+ 

8 

+ 

7 

+ 

6 V 2 

Einfuhr 

+ 

0,5 

+ 5 V 2 

+ 

6 V 2 

+ 

7,0 

+ 

4 

+ 

5 

+ 

7 V 2 

Bruttosozialprodukt 

+ 

1,3 

+ 2^/2 

+ 

3 

+ 

2,2 

+ 

2 V 2 

+ 

2 V 2 

+ 

3 V 2 

Realwert des Bruttosozialprodukts 

+ 

1,9 

+ 2 

+ 3 V 2 

+ 

1,7 

+ 

2 

+ 

2 V 2 

+ 

4 

Preisentwicklung 

Privater Verbrauch 

+ 

2,9 

+ 2 V 2 

i 

1 

+ 

2 

+ 

3,0 

+ 

2 

+ 

2 

+ 

2 

Bruttosozialprodukt 

+ 

3,2 

+ 2 

+ 

2 

+ 

2,0 

+ 

2 

+ 

2 

+ 

2 

Letzteinländische Verwendung . . 

+ 

2,6 

+ 2 V 2 

+ 

2 

+ 

2,5 

+ 

2 V 2 

+ 

2 

+ 

2 

Entstehung des Sozialprodukts 














Erwerbstätige 

- 

1,7 

- V 2 

+ 

1 

- 

0,5 

+ 

0 

+ 

V2 

+ 

1 

Arbeitszeit^) 

+ 

0,2 

+ 0 

- 

V2 

+ 

0,4 

- 

0 

- 

1 

- 

V 2 

Arbeitsvolumen 

- 

1,6 

- 0 

+ 

0 

- 

0,1 

- 

0 

- 

0 

+ 

V 2 

Produktivität 

+ 

2,6 

+ 2 V 2 

+ 

3 

+ 

2,4 

+ 

3 

+ 

3 

+ 

3 

Bruttoinlandsprodukt in Preisen 



+ 2 V 2 






2 V 2 


2 V 2 


3 V 2 

von 1976 

+ 

1,0 

+ 

3 

+ 

2,2 

+ 

+ 

+ 

Verteilung des Volkseinkommens 














Bruttoeinkommen 

aus unselbständiger Arbeit 

+ 

1,7 

+ 3^/2 

+ 

4 V 2 

+ 

2,9 

+ 

3 V 2 

+ 

4 V 2 

+ 

5 

aus Unternehmertätigkeit und 





6 V 2 




8 V 2 


5 V 2 



Vermögen 

+ 11,2 

+ 7 

+ 

+ 

5,3 

+ 

+ 

+ 

8 

Volkseinkommen 

+ 

4,2 

+ 4 V 2 

+ 

5 V 2 

+ 

3,5 

+ 

5 

+ 

5 

+ 

6 

Reales Volkseinkommen^) 

+ 

1,6 

+ 2 

+ 

3 V 2 

+ 

1,0 

+ 

2 V 2 

+ 

2 V 2 

+ 

4 

N ettoeinkommen 



' 











aus unselbständiger Arbeit ^) . . . 

+ 

0,4 

+ 2 

+ 

3 V 2 

+ 

1,6 

+ 

2 

+ 

3 V 2 

+ 

4 

aus Unternehmertätigkeit und 













8 V 2 

Vermögen 

+ 12,9 

+ 71/2 

+ 

7 

+ 

4,6 

+ 10 

+ 

5 

+ 

Verfügbares Einkommen der 



+ 3^/2 


4 V 2 








4 V 2 

privaten Haushalte^) 

+ 

2,3 

+ 

+ 

3,6 

+ 

4 

+ 

4 

+ 


Nettolohn- und -gehaltssumme. 

Ohne nichtentnommene Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit. 
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beträgt der Zuwachs 6 V 2 VH. Der Anstieg bei der 
Warenausfuhr ist damit etwas steiler, als wir ihn 
beim Welthandel unterstellt haben ( 5 V 2 vH). Das er- 
scheint gerechtfertigt, weil — wie erwähnt — der 
deutsche Export derzeit gleich von mehreren Seiten 
begünstigt wird. Die hohen Erwartungen, die die 
Unternehmen dem Ifo-Konjunkturtest zufolge in 
das Auslandsgeschäft setzen, scheinen unseren Op- 
timismus zu bestätigen. 

275 . Die Einschätzung der Entwicklung bei den In- 
vestitionen und beim Export ist ein wichtiger Eck- 
stein der Prognose, denn sie gibt Hinweise auf das 
künftige Einstellungsverhalten der Unternehmen. 
Positive Erwartungen, wie sie gegenwärtig in vielen 
Bereichen vorherrschen, lassen sich so ausdeuten, 
deiß nun wieder eine Aufstockung des Personalbe- 
standes ins Auge gefaßt wird. Es gibt Anzeichen 
dafür, daß es schon im zweiten Halbjahr 1984 ver- 
stärkt zu Einstellungen gekommen ist, die Anzahl 
der Beschäftigten also erstmals seit 1980 nicht 
mehr abgenommen, sondern wieder leicht zuge- 
nommen hat. Wir erwarten, deiß sich diese Entwick- 
lung fortsetzt. Im Verlauf des nächsten Jahres dürf- 
ten etwa 250 000 bis 300 000 Personen zusätzlich 
eine Beschäftigung finden; im Durchschnitt des 
Jahres wären dann 200 000 mehr beschäftigt. In die- 
sem Punkt unterscheidet sich unsere Einschätzung 
von anderen bisher bekannt gewordenen Progno- 
sen, die, vor allem weil darin ein schwächerer An- 
stieg der Produktion erwartet wird, zu einer weni- 
ger günstigen Einschätzung gelangt sind. Mitbe- 
stimmend für unser Urteil ist die Überlegung, daß 
im kommenden Jahr die Auslastung der Sachkapa- 
zitäten fast wieder ein normales Niveau erreicht, 
der auslastungsbedingte Produktivitätsfortschritt 
also schon weitgehend ausgeschöpft ist. Eine Aus- 
weitung der Produktion in dem von uns angenom- 
menen Umfang läßt sich unter diesen Bedingungen 
nur mit zusätzlichen Arbeitskräften erreichen. 

276 . Finden wieder mehr Menschen einen Arbeits- 
platz, so scheifft das — in der Summe — auch wie- 
der mehr Einkommen. Damit verbessern sich zu- 
gleich die Voraussetzungen für ein höheres Niveau 
des privaten Verbrauchs. Nach unseren Berechnun- 
gen werden die verfügbaren Einkommen der priva- 
ten Haushalte 1985 um 4 V 2 vH zunehmen; davon 
geht ein Prozentpunkt auf die Zunahme der Anzahl 
der Beschäftigten zurück. 

Die wichtigsten Komponenten, die Einkommen der 
Arbeitnehmer und die der Bezieher von Sozialein- 
kommen, lassen sich schon recht zuverlässig ab- 
greifen: 

— Die Zunahme der Bruttolohn- und -gehalts- 
summe wird meißgeblich durch die bisherigen 
tarifpolitischen Festlegungen bestimmt, die 
auch, so unsere Annahme, die Richtschnur für 
die noch anstehenden Tarifverhandlungen sein 
werden. Nach unseren Schätzungen wird diese 
Summe 1985 unter Berücksichtigung der Zu- 
nahme der Beschäftigung um rund 4 V 2 vH höher 
sein als i984. Wegen der Steuerprogression und 
der Anhebung der Krankenversicherungsbei- 
träge fällt freilich der Anstieg der Nettolohn- 
und -gehaltssumme mit reichlich 3 V 2 vH deutlich 


schwächer aus. Der Entzugseffekt durch höhere 
Abgaben — also die Differenz zwischen Brutto- 
lohnsumme und Nettolohnsumme — wird mit 
knapp einem Prozentpunkt nur wenig geringer 
sein als 1984. Bei der Würdigung dieser Zahlen 
muß man beachten, daß für einen Teil der Ar- 
beitnehmer anstelle einer sonst möglichen stär- 
keren Anhebung der tariflichen Wochenlöhne 
eine Verkürzung der Arbeitszeit vereinbart wur- 
de; dies begrenzt von der Einkommensseite her 
deren Konsummöglichkeiten. 

— Die Sozialeinkommen werden 1985 durch Kon- 
solidierungsmaßnahmen weniger beschnitten 
als in den letzten beiden Jahren. Trotzdem wird 
die Zuwachsrate mit etwa 2 vH vergleichsweise 
gering bleiben. Ausschlaggebend dafür ist, daß 
die Sozialrenten wegen der stärkeren Beteili- 
gung der Rentner an den Kosten ihrer Kranken- 
versicherung effektiv nur um 1,3 vH erhöht wer- 
den. 

— Die dritte Komponente, die entnommenen Ge- 
winne, lassen sich im voraus nicht zuverlässig 
bestimmen. Sie hängt nicht nur von der Ent- 
wicklung des Bruttoeinkommens aus Unterneh- 
mertätigkeit und Vermögen ab — das die Ge- 
winne der Selbständigen sowie die Kapitaler- 
träge aller privaten Haushalte, wie Zinsen, Divi- 
denden und Pachten umfaßt und dessen Zu- 
wachs wir für 1985 auf rund 6V2 vH veranschla- 
gen — , sondern auch von dessen Verwendung. 
Dabei spielen Vermögensumschichtungen eine 
wichtige Rolle. So geht zum Beispiel die Zu- 
wachsrate der Entnahmen tendenziell zurück, 
wenn Selbständige, etwa weil sie demnächst im 
Betrieb investieren wollen, Kapital von privaten 
Sparkonten auf Geschäftskonten transferieren. 

277 . Ob die höheren Einkommen auch zu entspre- 
chend höheren Konsumausgaben führen, ist aller- 
dings ungewiß. Die Sparquote der privaten Haus- 
halte ist derzeit vergleichsweise gering. In den letz- 
ten drei Jahren, eils die Realeinkommen teilweise 
sanken, wurden Konsumausgaben vielfach zu La- 
sten der Ersparnisse finanziert. Ein Teil der Haus- 
halte dürfte deshalb die Mehreinnahmen dazu ver- 
wenden, um zunächst wieder die angegriffenen fi- 
nanziellen Reserven aufzustocken. Auch muß man 
das durch ökonometrische Schätzungen erhärtete 
Argument ernst nehmen, deiß ein beschleunigter 
Anstieg des verfügbaren Einkommens erfahrungs- 
gemäß erst mit Verzögerung zu höheren Konsum- 
ausgaben führt. Es lassen sich aber auch eine Reihe 
plausibler Gegenargumente finden. Bei vielen 
Haushalten gibt es sicher einen aufgestauten Er- 
satzbedeirf; nicht nur weil die Realeinkommen ge- 
schrumpft sind, sondern auch, weil man sich Sorgen 
um die Arbeitsplätze machte, was die Bereitscheift 
zur Verschuldung dämpfte. Dieser Stau könnte sich 
im nächsten Jahr teilweise auflösen. Es ist aber 
auch vorstellbar, daQ nicht nur Käufe nachgeholt, 
sondern auch vorgezogen werden. Ein Anstoß 
könnte von der befristeten Aussetzung der Kraft- 
fahrzeugsteuer für schadstoffarme Automobile 
kommen. Von Bedeutung ist zudem der Einfluß sin- 
kender Kreditzinsen. Von ihnen würden auch die 
Altschuldner profitieren, insbesondere diejenigen, 
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die in jüngerer Zeit Wohnungseigentum erworben 
haben. Ihre oftmals angespannten Haushaltsbud- 
gets würden entlastet, und mehr Einkommen würde 
für andere Dinge frei. 

Unser Eindruck ist, daß sich in letzter Zeit das Kon- 
sumklima wieder bessert, die privaten Haushalte 
also im Rahmen ihrer finanziellen Möglichkeiten 
durchaus kaufbereit sind. Wir haben daher unter- 
stellt, daß es im nächsten Jahr bei einer unverän- 
derten Sparquote bleibt (IIV 2 vH). Da der Verlust an 
Kaufkraft für die Verbraucher auf das ganze Jahr 
gesehen mit 2 vH sogar noch etwas geringer sein 
dürfte als in diesem Jahr ( 2 V 2 VH), kann der private 
Verbrauch in realer Rechnung 1985 um 2 V 2 vH zu- 
nehmen; das wäre ein spürbar stärkerer Anstieg als 
1984 (1 vH). 

278 . Auf das Bild für 1985 fällt freilich nicht nur 
Licht, sondern auch Schatten. Ein belastendes Mo- 
ment ist die schlechte Situation der Bauwirtschaft, 
bedingt durch den starken Nachfragerückgang im 
Wohnungsbau. Seit Jahresbeginn sind hier die Auf- 
tragseingänge um rund ein Fünftel geschrumpft. 
Die Auftragsbestände sind derzeit so niedrig wie 
lange nicht mehr. Man wird sich deshalb darauf 
einstellen müssen, daß der Wohnungsbau auch 1985 
noch weiter zurückgeht. Sinkende Zinsen könnten 
zwar zögernde Investoren wieder aus der Reserve 
locken; das würde die Abwärtsbewegung bremsen. 
An eine Umkehr der Entwicklung wäre aber selbst 
in diesem Falle erst im späteren Teil des Jahres zu 
denken. 

Günstiger ist derzeit die Situation im gewerblichen 
Bau und im öffentlichen Bau. Hier ist mit einer wei- 
teren leichten bis deutlichen Aufwärtstendenz zu 
rechnen. 

— Die Unternehmen haben ihre Aufträge an die 
Bauwirtschaft schon in den letzten Monaten 
wieder gesteigert, und sie werden das, wenn die 
Investitionskonjunktur sich kräftigt, im näch- 
sten Jahr verstärkt tun. Allzu große Hoffnungen 
sollte man sich freilich nicht machen. Die 
Schwerpunkte der Investitionstätigkeit liegen 
nach wie vor bei der Umstrukturierung und Mo- 
dernisierung bestehender Anlagen. Das Erwei- 
terungsmotiv gewinnt zwar an Boden, aber nur 
allmählich. Die Modernisierung begünstigt so- 
mit vor allem die Hersteller von Ausrüstungsgü- 
tern, nicht aber die Bauwirtschaft. Überdies ist 
zu vermuten, daß das eine oder andere Investi- 
tionsprojekt in dieses Jahr vor gezogen worden 
ist, um dafür die Investitionszulage zu erlangen; 
für Bauten läuft die Fertigstellungsfrist nämlich 
erst Ende 1984 ab. 

— Auch im öffentlichen Bau werden seit einiger 
Zeit wieder mehr Aufträge erteilt — • vorzugs- 
weise im Tiefbau, weniger dagegen im Hochbau. 
Da sich die finanzielle Situation der Gemeinden, 
die zu den wichtigsten Auftraggebern der Bau- 
wirtschaft gehören, mittlerweile stark gebessert 
hat, wird sich die Aufwärtstendenz wohl fortset- 
zen. Dies bedeutet, daß die öffentlichen Bauinve- 
stitionen 1985 erstmals nach vier Jahren wieder 
steigen. In die Rechnungen ist ein Zuwachs von 
3V2 vH eingesetzt, doch halten wir es nicht für 


ausgeschlossen, daß es auch etwas mehr werden 
kann. 

Wir haben angenommen, daß der Anstieg der Pro- 
duktion im gewerblichen und im öffentlichen Bau 
im Verlauf des Jahres 1985 etwas stärker ausfällt 
als der Rückgang im Wohnungsbau. Für die gesam- 
ten Bauinvestitionen stellt sich das so dar: Sie wer- 
den bis zum Frühjahr noch etwas zurückgehen, 
dann aber wieder steigen. Dieser Verlauf kommt in 
der Zuwachsrate für den Vorjahresvergleich, wie 
sie in unserem Tableau ausgewiesen ist, nicht zum 
Ausdruck. Weil die Zunahme im weiteren Jahres- 
verlauf nicht stärker ausfällt als der Rückgang in 
der Zeit davor, ergibt sich für das gesamte Jahr ein 
nahezu unverändertes Niveau. 

279 . Der Wiederanstieg der öffentlichen Investitio- 
nen ist kein Indiz für ein geändertes Ausgabenver- 
halten von Bund, Ländern und Gemeinden im gan- 
zen. Bislang zeichnet sich ab, daß die Ausgaben der 
Gebietskörperschaften mit 2 vH um rund 1 V2 Pro- 
zentpunkte schwächer zunehmen werden als das 
Produktionspotential wächst, den im nächsten Jahr 
zu erwartenden geringen Anstieg des Preisniveaus 
von 2 vH eingerechnet. Weil zudem die Steuerquote 
steigt — die Steuereinnahmen werden voraussicht- 
lich 5 V 2 VH höher sein als 1984 — , dürfte sich das 
Finanzierungsdefizit in der Abgrenzung der Volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen, das 1984 noch 
33 Mrd DM beträgt, auf I6V2 Mrd DM halbieren. In 
der Abgrenzung der Finanzstatistik errechnet sich 
für 1985 ein Finanzierungssaldo des Gesamthaus- 
halts von Bund, Ländern und Gemeinden von 
29 V2 Mrd DM nach einer Neuverschuldung von 
44 V2 Mrd DM in diesem Jahr (Tabelle 34). In dieser 
Rechnung sind kassenmäßige Steuereinnahmen 
von 4 I 6 V 2 Mrd DM im Jahre 1984 und 440 V 2 Mrd DM 
im nächsten Jahr eingestellt Von diesen aktuali- 
sierten Ansätzen gehen wir an anderen Stellen des 
Gutachtens aus, an denen wir die mittelfristige Fi- 
nanzplanung erörtern (Ziffern 351 ff.). 

Die Sozialeinkommen werden 1985 nur wenig stei- 
gen. 

Bei den konsumtiven Sachausgaben und vor allem 
bei den Personalausgaben zeichnet sich dagegen 
wieder ein deutlicher Anstieg ab. Zum Jahresbe- 
ginn werden die Vergütungen um 3,2 vH angeho- 
ben, und voraussichtlich wird auch bei Personalein- 
stellungen nicht mehr so restriktiv verfahren wie 
bisher. 

280 . Die Ausgaben der Sozialversicherungen dürf- 
ten insgesamt um 3V2 vH höher ausfallen als 1984. 
Das ist deutlich weniger, als wir an Zuwachs beim 
Beitragsaufkommen erwarten. Bei der Krankenver- 
sicherung dürfte es erneut zu einem relativ kräfti- 
gen Ausgabenanstieg kommen; deren finanzielle Si- 
tuation würde sich damit weiter verschlechtern. Die 
Finanzlage der Rentenversicherungen stellt sich 
bei der von uns geschätzten Einkommensentwick- 
lung dagegen günstiger dar. Das liegt zum einen 
daran, daß die Rentenanpassung von 3,2 vH nicht 
voll ausgezahlt wird. Die Rentner müssen vom 
1. Juli 1985 an weitere zwei Prozent ihrer Rente als 
Beitrag zur Krankenversicherung, den bisher die 
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Tabelle 34 


Einnahmen und Ausgaben des Staates^) 


Schätzung für das Jahr 1984 und Prognose für das Jahr 1985 



1983 

1984 

1985 

1984 

1985 


MrdDM 

Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in vH 

Gemeinsamer Haushalt der Gebietskörperschaften 
und der Sozialversicherung 






Einnahmen insgesamt 

772,3 

8 IIV 2 

352% 

+ 5 

+ 5 

Steuern 

414,7 

4371/2 , 

461% 

+ 51/2 

+ 51/2 

Sozialbeiträge 

290,3 

305 

319% 

+ 5 

+ 5 

Sonstige laufende Einnahmen 

49,5 

50‘/! 

52% 

t 2 

+ 4 

Vermögensübertragungen und Abschreibungen . 

17,8 

18 

181/2 

+ 2% 

+ 2% 

Ausgaben insgesamt 

817,8 

84V/2 

863 

+ 3 

+ 2 V 2 

Staatsverbrauch 

334,2 

346% 

3591 ^ 

+ 31/2 

+ 4 

Einkommensübertragungen 

356,8 

365 

372 

+ 2% 

+ 2 

Private Haushalte 

296,1 

2991/2 

304 

+ 1 

+ IV 2 

Unternehmen und übrige Welt 

60,7 

651/2 

68 

+ 8 

+ 31/2 

Zinsen 

50,1 

521^ 

55 

+ 5 

+ 5 

Vermögensübertragungen 

32,9 

33% 

31 

+ 2 

- 71/2 

Investitionen 

43,9 

44 

451/2 

+ 0 

+ 31/2 

Finanzierungssaldo 

-45,5 

- 301/2 

-16% 

X 

X 


vH 

Staatsquote des Gemeinsamen Haushaltes 

46,1 

45,8 

45,4 

X 

X 

Abgabenquote 

42,2 

42,5 

42,5 

X 

X 


Mrd DM 

Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in vH 

Gesamthaushalt der Gebietskörperschaften 






Einnahmen 

495,0 

520 V 2 

5471/2 

+ 5 

+ 5 

Steuern 

414,7 

437 V 2 

4611/2 

+ 51/2 

+ 51/2 

Sonstige Einnahmen 

80,3 

83 

86 

+ 31/2 

+ 4 

Ausgaben 

540,4 

5531/2 

5641/2 

+ 2 V 2 

+ 2 

Finanzierungssaldo 

-45,5 

-33 

-16% 

X 

X 


vH 

Staatsquote®) 

30,4 

30,2 

29,7 

X 

X 

Steuerquote ®) 

24,8 

25,1 

25,1 

X 

X 


Mrd DM 

Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in vH 

Nachrichtlich: 






Gebietskörperschaften in der 

Abgrenzung der Finanzstatistik 






Einnahmen 

514,1 

5361/2 

566 

+ 41/2 

+ 51/2 

Steuern 

396,3 

416iyS! 

4401/2 

+ 5 

+ 6 

Sonstige Einnahmen 

117,8 

120 

1251/2 

+ 2 V 2 

+ 4% 

Ausgaben 

569,4 

581 

5951 A 

+ 2 

+ 2 % 

Finanzienmgssaldo . 

-55,2 

- 441/2 

-29% 

X 

X 


vH 

Staatsquote : 

32,1 , 

31,7 

31,3 

X 

X 

Steuerquote®) 

23,7 

23,8 

24,0 

X 

X 


Gemeinsamer Haushalt der Gebietskörperschaften und der Sozialversicherung in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gtesamtrechnungen, - 
Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. 

Überschuß: +, Defizit: 

Ausgaben der Gebietskörperschaften und der Sozialversicherung in vH des Produktionspotentials in jeweiligen Preisen. 

Steuern und Sozialbeiträge in vH des Bruttosozialprodukts. 

Ausgaben der Gebietskörperschaften in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen in vH des Produktionspotentials in 
jeweiligen Preisen. 

®) Steuern der Gebiets körperschaften in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen in vH des Bruttosozialprodukts. 

Ausgaben der Gebietskörperschaften in der Abgrenzung der Finanzstatistik in vH des Produktionspotentials in jeweiligen Preisen. 

®) Steuern in der Abgrenzung der Finanzstatistik in vH des Bruttosozialprodukts. 
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Rentenversicherung getragen hat, zahlen. Zum an- 
deren steigen die Beitragseinnahmen merklich ra- 
scher als bisher, vor allem weil die Beschäftigung 
wieder zunimmt und außerdem weil die Beitrags- 
sätze um 0,2 Prozentpunkte angehoben werden. 
Auch die neu eingeführte Beitragspflicht für Son- 
derzahlungen, wie Weihnachtsgeld und Urlaubs- 
geld, wirkt sich noch einmal beitragssteigernd aus. 

281 . Nimmt man alles zusammen: die Ausgangs- 
bedingungen, wie sie sich in diesem Jahr darstellen, 
unsere Annahmen zur weltwirtschaftlichen Ent- 
wicklung und zur Wirtschaftspolitik in der Bundes- 
republik sowie unser Urteil über das Verhalten von 
Investoren und Konsumenten, dann ist es sehr 
wahrscheinlich, daß die gesamtwirtschaftliche Pro- 
duktion mit einem höheren Tempo als in diesem 
Jahr wachsen wird. Wir veranschlagen den Anstieg 
der gesamtwirtschaftlichen Produktion für den Ver- 
lauf des Jahres auf fast 4 vH und für den Jahres- 
durchschnitt 1985 auf reichlich 3 vH. 

Das gesamtwirtschaftliche Realeinkommen — der 
Realwert des Sozialprodukts — wird 1985 ein wenig 
stärker zunehmen als das Sozialprodukt zu kon- 
stanten Preisen, nämlich um etwa 3 V 2 vH. Das liegt 
daran, daß sich die realen Austauschrelationen zum 
Ausland, die Terms of Trade, voraussichtlich etwas 
verbessern. 

Das gesamtwirtschaftliche Produktionspotential, 
das wir von den vorhandenen Sachkapazitäten her 
ableiten, wird 1985 um höchstens 2 vH wachsen. 
Das ist deutlich weniger als die von uns erwartete 
Zunahme der Produktion. Der Auslastungsgrad, der 
Ende 1984 schätzungsweise 95 V 2 vH beträgt, wird 
deshalb steigen; er dürfte bis Ende 1985 in der Ge- 
samtwirtschaft wieder seinen längerfristigen 
Durchschnittswert erreichen. 

282 . Zu den Faktoren, die die Konjunktur in die- 
sem Jahr beflügelt haben, gehören die respektablen 
Erfolge bei der Inflationsbekämpfung. Es gibt gute 
Chancen, daß es auch im nächsten Jahr bei einem 
vergleichsweise niedrigen Anstieg des Preisniveaus 
bleibt 

Ganz selbstverständlich ist dies nicht. Zwei Ein- 
wände kann man nicht leicht abtun; die Gefahr 
einer zyklischen Verstärkung des Preisanstiegs und 
die Gefahr inflatorischer Impulse aus dem Ausland. 
Man mag sich darauf besinnen, daß in einer Phase, 
in der die Auftriebskräfte stärker werden, die 
Preise beschleunigt steigen könnten. Auch eine 
Verteuerung der Einfuhr schlägt in der Regel frü- 
her oder später auf das inländische Preisniveau 
durch. Es ist jedoch zu bedenken, daß die Beanspru- 
chung der ^oduktivkräfte noch vergleichsweise 
niedrig ist Die Auslastung der Sachkapeizitäten 
wird Ende 1985 auch bei der von uns erwarteten 
Beschleunigung der Elxpansion gerade wieder nor- 
mal sein. Unternehmen, die auf eine Mengenkon- 
junktur setzen, und dies sind derzeit offensichtlich 
viele, können ihr Ziel nur durch eine zurückhed- 
tende Preispolitik erreichen. Dabei kommt ihnen 
entgegen, deiß die Arbeitskosten im allgemeinen un- 
seren Annahmen zufolge 1985 nicht viel stärker 
steigen werden als in diesem Jahr. Die seit Mitte 
1983 eingetretenen Verteuerungen bei importierten 


Rohstoffen dürften deshalb keine großen Spätwir- 
kungen mehr entfalten. 

Wir erwarten, daß sich im kommenden Jahr sowohl 
das Niveau der Verbraucherpreise als auch das ge- 
samtwirtschaftliche Preisniveau nicht stärker erhö- 
hen werden als 1984, Im Jahresdurchschnitt dürften 
die Verbraucherpreise um rund 2 vH höher sein als 
1984. Zum Jahresende 1985 wird der Preisindex für 
die Lebenshaltung voraussichtlich um nicht mehr 
als 1 V 2 vH bis 2 vH über den Stand vom Dezember 
1984 hinausgehen. 

283 . Die Zunahme der Produktion wird zwar den 
Bedarf an Arbeitskräften steigern, sie wird im 
nächsten Jahr aber noch keine deutliche Verringe- 
rung der Arbeitslosigkeit mit sich bringen. In Teil- 
bereichen, wie in der Bauwirtschaft oder in der 
Stahlindustrie, in denen eine weitreichende struk- 
turelle Anpassung vor sich geht, wird es auch noch 
zu Entlassungen kommen. 

Das Angebot an Arbeitskräften wird sich im näch- 
sten Jahr voraussichtlich nicht vergrößern. Bei den 
deutschen Erwerbspersonen gibt es zwar noch ei- 
nen Zuwachs, das heißt, die Anzahl der jugendli- 
chen Berufsanfänger, die auf den Arbeitsmarkt 
drängen, wird die Anzahl derjenigen übersteigen, 
die ihre berufliche Tätigkeit beenden, selbst wenn 
im nächsten Jahr eine größere Anzahl von Arbeit- 
nehmern die vereinbarten Vorruhestandsregelun- 
gen in Anspruch nimmt, womit wir rechnen. Es gibt 
aber vermutlich wieder mehr ausländische Arbeit- 
nehmer, die in ihre Heimat zurückkehren und Ar- 
beitsplätze frei machen, als solche, die hier erstmals 
Arbeit suchen, weil sie zuwandern oder die Schule 
verlassen. 

Wie wir häufig dargelegt haben, gibt es nur grobe 
Anhaltspunkte dafür, wie stark die Anzahl der Per- 
sonen, die bei den Arbeitsämtern als arbeitslos ge- 
meldet sind, abnimmt, wenn aufgrund der wirt- 
schaftlichen Entwicklung die Beschäftigung steigt. 
So werden im kommenden Jahr wieder verstärkt 
Arbeitskräfte einen Arbeitsplatz suchen und finden, 
die noch nicht oder längere Zeit nicht mehr berufs- 
tätig waren. Die Anzahl der Arbeitslosen wird also 
weniger sinken, als die Anzahl der Beschäftigten 
steigt. Wir haben angenommen, daß sich die 1985 
zusätzlich eingestellten Arbeitskräfte zu etwa zwei 
Dritteln aus arbeitslos gemeldeten Personen rekru- 
tieren. Die Arbeitslosigkeit ginge danach im Jahres- 
verlauf um knapp 200 000 und im Jahresdurch- 
schnitt um reichlich 100 000 zurück. Es gäbe dann 
aber Ende 1985 — saisonbereinigt — noch immer 
mehr als 2 Millionen Arbeitslose. 

284 . Unsere Prognose beschreibt eine Entwick- 
lung, die wir aus heutiger Sicht für am wahrschein- 
lichsten halten. Bei den Einzelschätzungen kann 
und wird es vermutlich Abweichungen zur Pro- 
gnose geben. Daß die wirtschaftliche Entwicklung 
insgesamt sehr viel anders verläuft — sehr viel 
schlechter oder sehr viel besser — erwarten wir 
aber nicht Wir sehen daher auch davon ab, Alterna- 
tivrechnungen zu präsentieren, wie wir es getan ha- 
ben, wenn uns das Schätzrisiko besonders groß er- 
schien. 
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DRITTES KAPITEL 

Wirtschaftspolitik für 1985 und danach 

TEIL A 

Aufgaben und Möglichkeiten 


L Ziele und Wirklichkeit 

285. Beeindruckend ist: Gravierende Fehlentwick- 
lungen konnten in wenigen Jahren beseitigt wer- 
den. Energische Inflationsbekämpfung hat die deut- 
sche Volkswirtschaft dem Ziel der Geldwertstabili- 
tät nahe gebracht. Die Geldpolitik fand dabei die 
Unterstützung der Finanzpolitik und der Lohnpoli- 
tik. Das schwere außenwirtschaftliche Ungleichge- 
wicht der frühen achtziger Jahre ist überwunden. 
Die Wettbewerbsfähigkeit in den Wirtschaftsberei- 
chen, die sich gegenüber internationaler Konkur- 
renz zu behaupten haben, ist im ganzen gut, auch 
wenn man berücksichtigt, daß die eingetretene Ver- 
besserung nicht in allen Teilen Bestand haben wird. 
Die sehr hohen strukturellen Defizite der öffentli- 
chen Haushalte, die über ihre unmittelbaren wirt- 
schaftlichen Auswirkungen hinaus die Bevölkerung 
beunruhigt und tiefgreifende Zweifel an der finan- 
ziellen Solidität des Staates hatten aufkommen las- 
sen, konnten so weit zurückgeführt werden, daß 
jetzt eine nüchterne Diskussion darüber möglich 
geworden ist, was angesichts der Aufgaben der 
kommenden Jahre als „normale“ Kreditaufnahme 
des Staates angesehen werden soll. Daß dies in so 
kurzer Zeit gelang, ist besonders bemerkenswert 
und so im vorhinein kaum für möglich gehalten 
worden. 

Bemerkenswert ist auch, daß die konsequent auf 
diese Ziele gerichteten Anstrengungen nicht ver- 
hindert haben, daß eine wirtschaftliche Erholung in 
Gang kam. Obwohl sie in letzter Zeit vor allem 
außenwirtschaftlich begünstigt ist, kann man diese 
Erholung durchaus als ein Indiz dafür nehmen, daß 
die belebenden Rückwirkungen der stabilisierungs- 
politischen Erfolge alsbald die Oberhand gewannen 
gegenüber den unvermeidlich dämpfenden Einflüs- 
sen, die sich aus einem rasch fortschreitenden Ent- 
zug konjunktur stützender staatlicher Ausgabenim- 
pulse nun einmal ergeben. Am wichtigsten aber er- 
scheint: Die erreichten Erfolge betreffen die Konsti- 
tution der Volkswirtschaft und bedeuten damit eine 
wichtige, wenn nicht entscheidende Verbesserung 
der Basis für die kommenden Jahre, und zwar der 
Basis für das Erreichen aller Ziele der Stabilitäts- 
und Wachstumspolitik — nicht mehr, aber auch 
nicht weniger. 

Noch unbefriedigend ist: Obwohl deutlich belebt, 
bleibt die Investitionstätigkeit auch im zweiten 
Jahr der wirtschaftlichen Aufwärtsbewegung noch 
weit hinter dem zurück, was für eine — allmähliche 


— Rückkehr zu einem angemessenen wirtschaftli- 
chen Wachstum erforderlich erscheint. Der Produk- 
tionsapparat der Volkswirtschaft — das gesamt- 
wirtschaftliche Produktionspotential — wächst 
nach wie vor sehr langsam. 

Die Frage der Angemessenheit des wirtschaftlichen 
Wachstums ist nicht für sich zu sehen. Sie ist noch 
auf Jahre hinaus von der Einsicht her zu beantwor- 
ten, daß sich die Erfüllung der Erwerbswünsche der 
Arbeitslosen wie der nachwachsenden Generation 
und kräftiges Wirtschaftswachstum wechselseitig 
bedingen. Dieser wechselseitige Zusammenhang 
bedeutet freilich nicht, daß die Zuordnung von 
Wachstumsraten und Beschäftigungsstand im vor- 
hinein eindeutig in Zahlen zu fassen und in eine 
entsprechende Zielvorgabe der Wirtschaftspolitik 
einzubringen ist. Aufgabe der Wirtschaftspolitik ist 
es vielmehr, die Voraussetzungen für einen dauer- 
haft hohen Beschäftigungsstand zu verbessern; die 
Wachstumsraten des Sozialprodukts, die sich dabei 
dann ergeben, könnte man abwarten. Unstreitig 
dürfte aber sein, daß das Schaffen und Sichern von 
ausreichend vielen Arbeitsplätzen sehr viel mehr 
Investitionen erfordert als derzeit realisiert werden 
oder absehbar sind. 

Die Ausweitung von Produktion und Beschäftigung 
stößt zwar in den weitaus meisten Bereichen nicht 
schon an Kapazitätsgrenzen des Produktionsappa- 
rates. Viel käme aber darauf an, die Kapazitäts- 
grenzen frühzeitig hinauszuschieben, damit die 
wirtschaftliche Aufwärtsbewegung sich nicht schon 
alsbald an ihnen bricht oder aus stabilitätspoliti- 
schen Rücksichten gebremst werden muß. Freilich, 
rechtzeitige Erweiterung oder auch nur Erneue- 
rung von Produktionsanlagen setzt nicht nur gün- 
stige aktuelle Investitionsbedingungen voraus, son- 
dern auch die Erwartung günstiger Kosten- und Ab- 
satzbedingungen in der Zukunft, allgemeiner ge- 
sprochen wiederum: günstige Bedingungen für das 
zu erwartende wirtschaftliche Wachstum. An sol- 
chen Zukunftserwartungen scheint es vielfach eher 
zu fehlen als an einer ausreichenden Verbesserung 
der gegenwärtigen wirtschaftlichen Bedingungen. 

Zu dem Bedauern über die auch 1984 nur mäßig 
verstärkte Investitionstätigkeit gehört daher, daß 
es der Bundesregierung anscheinend nicht gelun- 
gen ist, der Wirtschaft allgemeiner die Überzeugung 
zu vermitteln, sie werde über die bestaunte Konsoli- 
dierung der Staatsfinanzen hinaus mit Energie und 
Grundsatztreue dafür sorgen, daß sich die Voraus- 
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Setzungen für die private Wahrnehmung von Er- 
werbschaneen — darauf kommt es an — weiter 
nachhaltig verbessern. Stabilisierung der konjunk- 
turellen Auftriebskräfte reicht ja nicht aus, wenn es 
um die Überwindung einer tiefer wurzelnden 
Wachstumsschwäche geht, was eigentlich unum- 
stritten ist. Und es müssen nicht nur der Art und 
dem Vorzeichen nach die richtigen Meißnahmen er- 
griffen werden. Sie müssen auch dem Umfang und 
der Kraft des Durchsetzungswillens nach auf der 
Höhe der Aufgabe sein, die verblieben ist. Und diese 
erscheint nicht kleiner als es die der Konsolidie- 
rung der Staatsfinanzen war. 

Im ganzen mxiß man feststellen, daß das Ziel eines 
angemessenen wirtschaftlichen Wachstums — das 
Wachstum gemessen an der Ausweitung der 
gesamtwirtschaftlichen Produktionsmöglichkeiten 
(statt am tatsächlichen Zuwachs des Sozialpro- 
dukts) — , nicht nur verletzt ist, sondern auch für die 
Zukunft gefährdet erscheint. 

286 . Bedrückend ist die anhaltend hohe Arbeitslo- 
sigkeit, und die Sorge bleibt, diese werde sich auch 
in den kommenden Jahren nicht .entscheidend ver- 
ringern. Aufgrund der Entwicklung der Jahre 1983 
und 1984 sowie der Vorausschau auf das Jahr 1985 
sollte solche Sorge freilich nicht entstehen. Dies 
sind Jahre der wirtscheiftlichen Aufwärtsbewegung, 
und es entspricht dem typischen konjunkturellen 
Ablaufmuster, daß Beschäftigung und Arbeitslosig- 
keit erst stark verzögert eine Verbesserung aufwei- 
sen. Auch während der letzten etwa fünfjährigen 
wirtschaftlichen Aufwärtsbewegung — Mitte 1975 
bis Mitte 1980 — sank die Beschäftigung zunächst 
noch, erst 1977 kam es zu einer deutlichen Umkehr, 
und bis zum Beginn der neuen wirtschaftlichen 
Stockung kamen dann doch fast eine Million Er- 
werbstätige zu neuem Verdienst. 

Die Lage ist heute allerdings wesentlich ernster, 
ganz abgesehen davon, daß auch von 1975 bis 1980 
die Anzahl der Arbeitslosen nur um 200 000 ab- 
nahm. 

— Auf dem Höhepunkt der Arbeitslosigkeit waren 
diesmal über eine Million mehr Personen 
arbeitslos gemeldet als Mitte der 70er Jahre. 
Außerdem werden noch eine Zeitlang stärkere 
Jahrgänge, aus der Ausbildung kommend, ins 
Berufsleben eintreten als in der zweiten Hälfte 
der 70er Jahre. Zwar nimmt die Anzahl der Hin- 
zukommenden allmählich ab, während sie da- 
mals stieg, aber eine Zunahme der Anzahl der 
Erwerbspersonen wird es voraussichtlich noch 
bis Ende der 80er Jahre geben. Die beschäfti- 
gungspolitische Herausforderung ist also, rein 
quantitativ gesehen, viel größer als damals. 

— Die Reserve an im Prinzip vorhandenen, bei 
niedriger Kapazitätsauslastung nur nicht be- 
setzten Arbeitsplätzen dürfte wesentlich gerin- 
ger sein als zwei Jahre nach der Rezession von 
1974/75. Dies ergibt sich aus der jahrelangen In- 
vestitionsschwäche und der noch länger zurück- 
reichenden Zurückhaltung der Unternehmen bei 
der Kapazitätserweiterung. Reserven dieser Art 
lassen sich allerdings nicht einigermeißen ver- 


läßlich abschätzen. Im konjunkturellen Auf- 
schwung zeigt sich gelegentlich eine unerwar- 
tete Elastizität bei der Nutzung der Produktions- 
anlagen. Wir haben deshedb in unserem letzten 
Jahresgutachten davon gesprochen, daß für 
etwa eine Million Arbeitskräfte Beschäftigungs- 
möglichkeiten im Rahmen der schon vorhande- 
nen, gegebenenfalls zu erneuernden Produk- 
tionsanlagen wieder entstehen könnten, wenn 
die Produktionszunahme anhält und für eine 
hohe Auslastung der Anlagen ausreichend kräf- 
tig wird (JG 83 Ziffer 275). Diese Zahl dürfte sich 
als zu hoch erweisen, wenn nicht konsequent die 
Möglichkeiten genutzt werden, die Betriebslauf- 
zeiten zu verlängern (Ziffer 375). 

Weniger noch als im Aufschwung der späten siebzi- 
ger Jahre kann also einfach darauf vertraut wer- 
den, ein Fortgang der wirtschaftlichen Aufwärtsbe- 
wegung mit mäßigem Tempo werde auch beim Be- 
schäftigungsziel zu einem befriedigenden Ergebnis 
führen, bevor es zu einer neuen Abwärtsbewegung 
kommt. 

287 . Gegen die zunehmende Gewöhnung an hohe 
Arbeitslosigkeit ist anzugehen, die sich auch und 
gerade dann verfestigen kann, wenn es wirtschaft- 
lich aufwärts geht, der Fortschritt beim Beschäfti- 
gungsziel aber gering bleibt. Niemand hat Vorteile 
aus hoher Arbeitslosigkeit. Über der Erinnerung an 
die unguten Nebenfolgen einer Zeit anhaltender 
Übernachfrage am Arbeitsmarkt wird leicht verges- 
sen, welchen Gewinn die Zeit eines hohen Beschäf- 
tigungsstandes gebracht hat, weit über das Wirt- 
schaftliche hinaus, Gewinn an Unabhängigkeit der 
Menschen, an Überwindung von Existenzangst, an 
Ansehen und Würde der Arbeitnehmer in den wirt- 
schaftlichen Beziehungen, an Zustimmung zu der 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Ordnung, in 
der wir leben. Der Sachverständigenrat hat in 
einem frühen Gutachten einmal davon gesprochen, 
daß die Gesellschaft den Test ihrer Reife auf einen 
späteren Zeitpunkt verschiebt, wenn sie sich nicht 
zutraut, das Ziel eines hohen Beschäftigungsstan- 
des wirklich ernst zu nehmen, etwa weil es auch 
Probleme gibt, mit denen ohne hohen Beschäfti- 
gungsstand leichter fertig zu werden ist (JG 67 Zif- 
fern 247 ff.). Er sieht auch unter stark erschwerten 
Bedingungen seinen Auftrag weiterhin darin, sol- 
cher Einstellung entgegenzuwirken. 


II. Was die Wirtschaftspolitik vermag 

Gegen Illusionen 

288 . Es gibt viele Versuche der Erklärung für die 
anhaltend hohe Arbeitslosigkeit und viele Vorstel- 
lungen für eine Therapie, aber keine Therapie, die 
zugleich in kurzer Frist und dauerhaft das Problem 
zu lösen versprechen könnte. Die Erfahrung hat ge- 
lehrt, und nicht nur in der Bundesrepublik: Sind 
Beschäftigungsprobleme nicht rein konjunkturel- 
len Ursprungs, also ihrer Natur nach vorüberge- 
hend, so hat die Nutzung von Möglichkeiten, sie 
kurzfristig zu bekämpfen, allemal Nebenfolgen bei 
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den anderen Zielen, die es früher oder später — 
eher früher — nötig machen, sich zu einem Kurs- 
wechsel zu entschließen, was oftmals bedingt, eine 
Stabilisierungskrise in Kaxif nehmen zu müssen. 
Die engen internationalen wirtschaftlichen Zusam- 
menhänge haben diese Zwangsläufigkeit noch ver- 
schärft. Zuletzt hat Frankreich dies erfahren, und 
besonders deutlich. Es hat die Konsequenzen dar- 
aus gezogen. 

Ebenso unausweichlich war der Wechsel in der 
Bundesrepublik von der Expansionspolitik der spä- 
ten siebziger Jahre zur Stabilisierungsanstrengung 
und Konsolidierungspolitik der letzten Jahre. Es 
wäre falsch, die bis zum Frühjahr 1980 günstige 
konjunkturelle Entwicklung als Beleg zu nehmen 
für die wohltätigen Wirkungen staatlicher Nach- 
frageimpulse. Dies wäre zu kurz gedacht. Ganz ab- 
gesehen davon, daß der Beginn der hartnäckigen 
wirtschaftlichen Stockung, die im Frühsommer 1980 
einsetzte, der Wende in der Finanzpolitik voraus- 
ging, war die Fortsetzung des wirtschaftspoliti- 
schen Kurses der späten siebziger Jahre einfach 
nicht möglich, weil sich dessen Folgen im außen- 
wirtschaftlichen Ungleichgewicht, im Verfall des 
Wechselkurses, verbunden mit verstärkten inflato- 
rischen Impulsen von außen, sowie in der zuneh- 
menden Verschlechterung der Staatsfinanzen zeig- 
ten. 

289 . Vor diesem Hintergrund ist der Schwenk in 
der konzeptionellen wirtschaftspolitischen Orien- 
tierung, weg von der Nachfragepolitik hin zur Ange- 
botspolitik, jedenfalls was den Schwerpunkt anbe- 
langt, in der Bundesrepublik wie in anderen Län- 
dern begründet gewesen. 

Angebotspolitik zielt auf eine dauerhafte Verbesse- 
rung der Bedingungen, unter denen der einzelne in 
der privaten Wirtschaft seine Erwerbschancen 
sucht und wahrnimmt. Eine Illusion wäre es frei- 
lich, von der Angebotspolitik zu erwarten, daß sie 
zugleich dauerhaft und kurzfristig das zuwege brin- 
gen könnte, was die Nachfragepolitik zwar gele- 
gentlich kurzfristig, aber nie dauerhaft geschafft 
hat. Und bloßer Ausdruck einer enttäuschten Illu- 
sion wäre es, wollte man schon heute feststellen, 
daß angesichts der fortdauernden Beschäftigungs- 
probleme auch die neue Ausrichtung der Wirt- 
schaftspolitik als gescheitert gelten müsse. Wirt- 
schaftliche Verhaltensweisen ändern sich nur all- 
mählich. Wichtige gesamtwirtschaftliche Zusam- 
menhänge, in die es hineinzuwirken, ja, die es zu 
nutzen gilt, sind längerfristiger Natur. Und das Aus- 
maß der zu bewirkenden Veränderungen ist be- 
trächtlich; der Bedarf an nachzuholendem Struktur- 
wandel ist groß. So verständlich Ungeduld sein mag, 
sie ist kein guter Ratgeber. Mit den inzwischen 
erreichten Erfolgen der Geldwertstabilisierung und 
Haushaltskonsolidierung vor allem den Spielraum 
für die Anwendung der alten nachfragepolitischen 
Konzepte erneuert zu sehen, hieße der Ratio der 
neuen Wirtschaftspolitik genau entgegenhandeln 
und deren dauerhaft positive Wirkungen untergra- 
ben. Daß es, wie schon erwähnt, in einer Zeit massi- 
ver Konsolidierungsanstrengungen der öffentlichen 
Haushalte und ohne erkennbaren Anstoß von 


außen Anfang 1983 zu einer konjunkturellen Wende 
kam, mag man im übrigen als kräftigen Beleg deifür 
nehmen, daß die Angebotspolitik sogar in ihren 
kurzfristigen Wirkungsmöglichkeiten der Nachfra- 
gepolitik überlegen sein kann. Für Angebotspolitik 
wie für Nachfragepolitik geht es kurzfristig vor al- 
lem um die Aufgabe, die wirtschaftlichen Erwartun- 
gen der Menschen zu verbessern. 

290 . Vor Illusionen hinsichtlich der wirtschaftspo- 
litischen Gestaltungs- und Interventionsmöglich- 
keiten des Staates ist aber auch abseits der Nach- 
fragepolitik aus grundsätzlichen Erwägungen her- 
aus immer wieder zu warnen. Setzen staatliche 
Maßnahmen den Marktmechanismus außer Kraft, 
so ist der Schaden regelmäßig größer als der 
Nutzen. 

Intelligente Wirtschaftspolitik ist der Funktions- 
weise eines Systems von Wettbewerbsmärkten ab- 
gelauscht, ersetzt nicht den Marktmechanismus, 
sondern nutzt dessen bewährte Effizienz für die 
Zwecke des Gemeinwohls. Nur so kann man auch 
den Unvollkommenheiten des Marktsystems bei- 
kommen. Vorgefertigte und erprobte Instrumente 
liegen dafür keineswegs immer bereit. Es geht auch 
hier um einen Prozeß der — institutionellen — In- 
novation, der so dringend ist wie irgend ein anderer, 
und zwar nicht nur mit Blick auf strukturpolitische 
Ziele, sondern ebenso auf das gesamtwirtschaft- 
liche Gleichgewicht. 

Falsch wäre es nämlich auch, an die Stelle von 
Illusionen hinsichtlich der Steuerbarkeit der 
Wirtschaft durch den Staat Illusionen hinsichtlich 
einer gesamtwirtschaftlich allemal befriedigenden 
Selbststeuerung des Marktsystems zu setzen. Der 
Sachverständigenrat ist immer davon ausgegangen, 
daß es selbst in einer interventionsfreien Markt- 
wirtschaft das Problem des gesamtwirtschaftlichen 
Koordinationsversagens in dem Sinne geben kann, 
daß Einkommen — auch gesamtwirtschaftlich gese- 
hen — nicht zu Ausgaben werden müssen, was die 
Gefahr kumulativer Abschwungsbewegungen mit 
sich bringt, wenn die Flexibilität von Preisen, Löh- 
nen und Zinsen unzureichend ist. Allerdings ist dies 
in einer Wirtschaft mit guter Wachstumsdynamik 
— und entsprechend zuversichtlichen längerfristi- 
gen Erwartungen der Menschen — kein ständig ge- 
genwärtiges Problem, das einen ständig virulenten 
Interventionsbedarf des Staates, ständige Nach- 
fragesteuerung, begründete. 

Fehlt es hingegen an allgemeiner Wachstumsdyna- 
mik, so ist nicht nur die Wahrscheinlichkeit des 
Auftretens von konjunkturellen Problemen größer; 
es vergrößert sich dann auch das Gewicht eines 
Koordinationsproblems anderer Art. 

291 . Es geht bei diesem anderen Koordinations- 
problem, das vor Illusionen hinsichtlich der Steuer- 
barkeit gesamtwirtschaftlicher Bewegungen zu 
warnen zwingt, um die Frage ausreichend höher 
Investitionen. Allerdings ist die Frage nicht an die 
kurzfristige Kreislaufwirtscheift gestellt, sondern an 
die zeitlich viel weiter reichende Kapitalwirtschaft. 
Es geht also nicht um die Investitionsausgaben als 
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Teil der volkswirtscheiftlichen Gesamtnachfrage, 
sondern um die Investitionen als Bestandteil aller 
Produktionsprozesse. In einer entwickelten Volks- 
wirtschaft gibt es ja kaum noch Gütererzeugung — 
dies gilt auch für Dienstleistungen — , die keine 
Investitionen erfordert. 

Investieren heißt, sich für künftige Produktion und 
Beschäftigung entscheiden und diese vorbereiten. 
Dies gilt grundsätzlich für alle Arten von Investitio- 
nen in Produktionsanlagen, gleichviel ob es sich um 
das bloße Ersetzen alter Anlagen, um die Verbesse- 
rung alter Anlagen oder um die Vorbereitung zu- 
sätzlicher Produktion alter oder neuer Güter han- 
delt. Selbst die reine Rationalisierungsinvestition, 
die allein auf Kostensenkung, etwa allein auf das 
Einsparen von Arbeitskräften abzielt, ist doch 
ihrem Wesen nach in erster Linie immer zunächst 
einmal eine Entscheidung für künftige Produktion 
und als solche nicht etwa selbstverständlich. Die 
Entscheidung könnte ja auch lauten, zu kostspielige 
Produktion aufzugeben. 

Das Problem ist aber: Auch in einer Marktwirt- 
schaft mit ihrem beispiellosen Potential an Infor- 
mationsaufnahme und Informationsverarbeitung 
gibt es keine verläßliche Mechanik, die dafür sor- 
gen würde, daß die Summe der ernstgemeinten Pro- 
duktionspläne der Unternehmen, wie sie in deren 
Investitionsentscheidungen manifest werden, alle- 
mal paßt — von unternehmensspezifischen Irrtü- 
mern und konjunkturellen Schwankungen abgese- 
hen — zu der Summe der Beschäftigungs- und Pro- 
duktionswünsche derer, die das Potential der (ab- 
hängig) Beschäftigten bilden. 

292. Dies ist ein möglicher Belastungsfaktor, den 
auch diejenigen sehen müssen, die die Funktions- 
tüchtigkeit, die Koordinationsfähigkeit eines Sy- 
stems von Wettbewerbsmärkten im Prinzip hoch 
einschätzen. Das Problem eines ausreichenden In- 
vestitionsvolumens und damit das Entstehen eines 
Kapitalstocks, dessen Verwertung zugleich das 
Arbeitspotential der Volkswirtschaft auszuschöpfen 
erlaubt, ist — das dürfte noch als trivial erscheinen 
— im Kern ein Problem ausreichender Gewinn- 
erwartungen. Doch solche Aussagen bezeichnen 
eigentlich das Problem nur anders, falten es nicht 
auf. Das Problem der Gewinnerwartungen ist si- 
cherlich zuallererst ein Problem des realen Kosten- 
niveaus, genauer: ein Problem der jeweiligen Ent- 
geltansprüche der am Produktionsprozeß direkt 
und indirekt Beteiligten (einschließlich des Staates 
mit seinen steuerlichen Beteiligungsansprüchen) 
im Verhältnis zum Produktionsertrag. Aber doch 
nicht nur. Es gibt daneben das originäre Problem 
der Unsicherheit. Und dieses bildet den Kern aller 
schwer lösbaren Koordinationsprobleme. 

Der Preis für Arbeit etwa würde die Nachfrage 
nach Arbeit allein nur bestimmen, wenn es die Not- 
wendigkeit des Investierens nicht gäbe — die Not- 
wendigkeit, sich heute für künftige Produktion, de- 
ren Verwertung unsicher ist, entscheiden zu müs- 
sen. Da bei jeder Produktionstätigkeit Unsicherheit 
in Kauf zu nehmen ist, müssen die Kapitalgeber, 
die Eigenkapitalgeber mehr als die Fremdkapital- 


geber, im Prinzip aber beide, die Möglichkeit akzep- 
tieren, ihr Geld zu verlieren. Auf das Problem kann 
in doppelter Weise geantwortet werden: Die übrigen 
Beteiligten richten ihre Ansprüche so ein, daß sie 
den — unersetzlichen — Kapitalgebem ein ausrei- 
chend gutes Verhältnis von Chance und Risiko ver- 
schaffen, das Spiel zu machen, sichern damit auch 
den Bestand und den weiteren Ausbau der risiko- 
tragenden Basis (Selbstfinanzierung) oder beteili- 
gen sich selbst an ihr (durch Investivlohn) oder un- 
mittelbar am Ertragsrisiko (durch flexible Löhne 
oder ausdrücklich ertragsabhängigen Lohn bezie- 
hungsweise, soweit es um die Ansprüche des Staa- 
tes geht, durch Risikobeteiligung im Steuersystem). 
Oder ein Teil der für Vollbeschäftigung nötigen In- 
vestitionen unterbleibt. Niemand muß investieren. 
Die Kapitalbesitzer können ihr Kapital zurückhal- 
ten. Sie müssen es nicht einmal zinslos halten, sie 
können es risikofrei dem Staat gegen guten Zins 
geben oder im Ausland anlegen. 

Es geht hier nicht nur um die Unsicherheit der 
künftigen Kosten- und Absatzbedingungen des ein- 
zelnen Unternehmens. Es geht vor allem um ge- 
samtwirtscheiftliche Unsicherheit, um die Erwar- 
tungen hinsichtlich künftiger Veränderungen im 
Wachstumstempo, künftiger Verteilungskämpfe, 
künftiger Schocks von den Weltmärkten her und so 
fort. 

293. Man wäre auf dem Boden traditionellen na- 
tionalökonomischen Denkens, wenn man darauf be- 
harrt, daß unter diesen Umständen alles darauf an- 
käme, dafür zu sorgen, daß die erste der beiden 
möglichen Reaktionen, namentlich die flexibler 
Löhne, voll genutzt wird. Das ist auch in der Tat 
eine wichtige Möglichkeit, und Skepsis von der Art, 
daß mit den (realen) Kosten auch die (reale) Nach- 
frage sinken müsse, erscheint uns bei marktgerech- 
ten Löhnen nicht gerechtfertigt, zumal wenn für 
eine stabilitätsgerechte Ausweitung des Geldange- 
bots gesorgt ist und ein Einbruch in der Massen- 
kaufkraft gar nicht zur Diskussion steht. Aber es 
hieße doch die marktwirtschaftliche Zuversicht zu 
weit treiben, wollte man diese Möglichkeit allemal 
für hinreichend halten. Niedrige Kosten heute be- 
stimmen unmittelbar zunächst nur die heutigen Ge- 
winne und nur mittelbar auch die Gewinnerwartun- 
gen. Einen strengen Umsetzungszusammenhang 
gibt es hier nicht, zumal sich die Kostenerwartun- 
gen durchaus von der aktuellen Kostenentwicklung 
lösen können, von der Möglichkeit, daß sich Kosten- 
und Preiserwartungen gleichgerichtet ändern mö- 
gen, hier einmal abgesehen. Kurz, ob die potentiel- 
len Kapitalgeber einer Volkswirtschaft ausreichend 
viel Produktion und Beschäftigimg heute und für 
die Zukunft lohnend finden — und deshalb ausrei- 
chend viel investieren — , ist auch ohne prinzipiel- 
len Pessimismus hinsichtlich der Nachfrageseite 
eine Frage, die zwar überwiegend, aber nicht not- 
wendigerweise abschließend von den heute über 
den Markt bestimmten oder beeinflußbaren realen 
Kostenfaktoren beantwortet wird. Langzeitschäden 
bei den Gewinnerwartungen etwa lassen sich auch 
durch akute Kostendämpfung und Gewinnsteige- 
rung nicht umgehend voll beheben. 
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2M. Noch einmal ist zu verdeutlichen — und dies 
sei nun wieder in Richtung der Nachfragepolitik 
gesprochen — , daß es bei dieser Frage nicht um ein 
Problem geht, das sich letztlich doch wieder allein 
als ein Problem der volkswirtschaftlichen Gesamt- 
ausgaben, notfalls zu beheben durch den Staat, dar- 
stellt. 

— Die Notenbank etwa könnte erwägen, eine man- 
gelnde Anlageneigung der Greldvermögensbesit- 
zer dadurch zu überspielen, daß sie mehr Geld 
zur Verfügung stellt. Sie könnte sich dabei eini- 
germaßen gewiß sein, zusätzliche Ausgaben zu 
bewirken. Aber sie müßte auch davon ausgehen, 
daß eine Revision der Vorstellungen darüber, 
wieviel künftige Produktion und damit wie viele 
Investitionen in der Volkswirtschaft lohnend er- 
scheinen, nicht in ihrer Hand liegt. Sie müßte 
sich vielmehr an die Erfahrung halten, daß die 
dauerhafte Wirkung einer Greldvermehning be- 
stehen wird in einem Sinken des relativen Prei- 
ses für Geld, in einer Geldentwertung mit ihren 
schädlichen Folgen. 

— Nicht günstiger verhält es sich mit den Wir- 
kungsmöglichkeiten einer nachhaltig expansi- 
ven Ausgabenpolitik des Staates. Auch hier 
kann man sich an die Erfahrung halten. Sie wi- 
derspricht der Erwartung, daß ein kurzfristig po- 
sitiver Einfluß zusätzlicher Staatsausgaben auf 
Produktion und Beschäftigung ohne weiteres 
dauerhaft wird in dem Sinne, daß wegen solcher 
Politik im ganzen die Investitionspläne, genauer 
die längerfristigen Produktionspläne, nach oben 
korrigiert werden, ja, diese Erfahrung läßt in- 
zwischen eher das Gegenteil erwarten. Und 
diese Erfahrung widerspricht auch nicht der 
Theorie. Erhöhte Staatsausgaben bedeuten nun 
einmal eine Erhöhung der Kosten der Staats- 
tätigkeit, und diese erhöhten Kosten wirken sich 
an irgendwelchen — im vorhinein kaum angeb- 
baren — Stellen als nachteilig aus, schaffen also 
einen Gegenposten für die Erhöhung der Staats- 
leistungen; ja, sie beschränken sogar die im gan- 
zen für lohnend zu haltende Produktion und Be- 
schäftigung, falls die zusätzlichen Staatsleistun- 
gen weniger wert sind als sie kosten. 

— Als einen Fall der Selbsthilfe des Marktsystems 
möchte man es ansehen, wenn Kapitalbesitzer, 
die eine Geldanlage im Inland für nicht lohnend 
halten, ihr Geld ins Ausland legen, über solche 
Zusatznachfrage nach Devisen den Wechselkurs 
der heimischen Währung schwächen, so die 
Wettbewerbsfähigkeit der Exportwirtschaft und 
der mit Importen konkurrierenden Bereiche 
stärken und darüber einen Zuwachs an inlands- 
wirksamen Ausgaben mit der Folge zusätzlicher 
Produktion und Beschäftigung auslösen. Aber 
auch dies ist ein Fall, der vor allem zu Illusionen 
verleitet. An den letztlich maßgeblichen Produk- 
tionsbedingungen der Volkswirtschaft hätte sich 
nichts gebessert. Eher sollte man sagen: Durch 
die Auswanderung von Kapital sind deren Män- 
gel offenbar geworden. Eine temporäre Höher- 
auslastung vorhandener Produktionsanlagen 
mag sich ergeben, aber wer sich davon höhere 


Investitionen verspricht, sollte zweierlei beden- 
ken. Zum einen: Mit zusätzlichen Investitionen 
ginge ein Ende des Kapitalexports und damit 
des angeblich tragenden Teils des ganzen Pro- 
zesses einher. Zum anderen: Die Abwertung der 
Währung bedeutet nicht nur eine Verbesserung 
der Exporterlöse, sondern auch eine Verteue- 
rung der Einfuhrgüter, im ganzen eine Ver- 
schlechterung der realen Austauschrelation ge- 
genüber dem Ausland. Eine solche Veränderung 
der relativen Preise, die im Kern gleichbedeu- 
tend ist mit einer Senkung der Reallöhne im 
Inland, mag in bestimmten Fällen nötig sein. Ist 
das Problem aber von der Art, dann läßt es sich 
auch durch zurückhaltende Lohnpolitik lösen 
und erfordert keinen Umweg über eine von Ka- 
pitalexport angeführte Abwertung der Währung, 
an die sich nur allzu leicht eine Anpassungsin- 
flation anschließt und die auch an den interna- 
tionalen Kapitalmärken kein positives Zeichen 
setzt, sondern ein negatives. Die Bedingungen 
für eine Volkswirtschaft als Produktionsstand- 
ort verbessern heißt, nimmt man den Kapital- 
verkehr in den Brennpunkt, Bedingungen für 
Kapitalzustrom setzen, nicht, sich des Kapitalab- 
stroms als Vehikel zur Verbilligung sonst nicht 
konkurrenzfähiger inländischer Produktion zu 
bedienen. Solche temporären Exporterfolge len- 
ken nur ab von den eigentlichen Problemen, die 
es zu lösen gilt. Notabene: Gegen Kapitalexport 
ist nichts Grundsätzliches einzuwenden, auch 
gegen ständigen Kapitedexport nicht, wenn 
darin ?:um Ausdruck kommt, daß die Kraft zur 
Kapitalbildung in der Volkswirtschedt hinaus- 
geht über das Maß an Investitionen, das für die 
Rückkehr zu einem hohen Beschäftigungsstand 
zu wünschen ist. Auf keinen Fall aber gibt es 
Spielraum für die Notenbank, durch Inkauf- 
nahme eines geldpolitisch induzierten Kapital- 
exports Probleme lösen zu helfen, die darin wur- 
zeln, daß in der Volkswirtschaft nur eine unzu- 
reichend große Menge an Produktion und Be- 
schäftigimg rentabel erscheint. 

295. Die Einsicht, daß es gesamtwirtschaftliche 
Probleme gibt, die nicht auf der Nachfrageseite 
wurzeln, für die es aber auch keine befriedigend 
rasche Selbstheilung im Marktsystem gibt, wenn 
der Staat nichts tut, sollte allen gemeinsam sein 
können. Daß die Unsicherheit allen Wirtschaftens 
eine fundamentale — negative — Angebotsbedin- 
gung darstellt, ist eine Vorstellung, die mit am An- 
fang des auf J, M. Keynes zurückgehenden natio- 
nalökonomischen Denkens stand. Daß die gesamt- 
wirtschaftlichen Probleme, die daraus erwachsen 
können, dann gleichwohl lange Zeit ausschließlich 
als Probleme der Nachfrageseite der Volkswirt- 
schaft — und der Nachfragesteuerung — angese- 
hen wurden, war nicht zwingend. Der Streit dar- 
über, ob es ein Irrtum war, brauchte jedoch heute 
die Vertreter unterschiedlicher wirtschaftstheoreti- 
scher oder wirtscheiftspolitischer Grundvorstellun- 
gen nicht mehr zu trennen. Das gilt im besonderen 
für die Frage der Notwendigkeit staatlicher Bemü- 
hungen, die Angebotsbedingungen zu verbessern, 
die Notwendigkeit des beharrlichen Strebens, alle 
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nicht unbedingt nötigen Hindernisse möglicher- 
weise lohnender Produktion zu beseitigen oder zu 
verkleinern. Was etwa der eine an Angebotspolitik 
schon aus prinzipiellen Gründen für nötig, im übri- 
gen aber auch deshalb für hilfreich halten mag, weil 
er die Flexibilität der Löhne gegenüber dem, was 
beschäftigungspolitisch nötig und auch hinreichend 
wäre, für beklagenswert gering hält, mag zugleich 
der andere deshalb verlangen, weil er die Probleme 
der gesamtwirtschaftlichen Unsicherheit, die mit 
dem Investieren verbunden sind, prinzipiell nicht 
für kompensierbar hält durch Flexibilität der Löh- 
ne. Jedenfalls wäre es falsch, das angebotstheoreti- 
sche Denken, wie es oft geschieht, als ausschließlich 
einer bestimmten nationalökonomischen Denktra- 
dition verhaftet anzusehen. 

Der Sachverständigenrat hat bei allem beharrli- 
chen Drängen auf eine zurückhaltende Lohnpolitik 
deren beschäftigungspolitische Möglichkeiten nie 
für hinreichend gehalten, alle gesamtwirtschaftli- 
chen Koordinationsprobleme abzufangen. Er hat 
die Probleme 4er Unsicherheit beim Investieren, 
das Problem eines ausreichenden Angebots an pri- 
vater Risikobereitschaft, den Bedarf an staatlicher 
Förderung solcher Bereitschaft, aber auch den Be- 
darf an erhöhter eigener Beteiligung des Staates — 
bei der Besteuerung — an den Investitionsrisiken 
von Anfang an mit ins Zentrum seines angebots- 
politischen Konzepts gerückt. 


296 . Als Konsequenz illusionsloser Analyse der 
Lage gilt weithin das Drängen auf Arbeitszeitver- 
kürzung aus beschäftigungspolitischen Gründen. 
Erneut ist darauf zu verweisen, wie groß die Gefahr 
ist, daß auch dieser Weg voller Illusionen beschrit- 
t^n wird. Der Sachverständigenrat hat sich mit die- 
sen Fragen im letzten Jahresgutachten ausführlich 
befaßt (JG 83 Ziffer 365 und Ziffern 432 ff.). Kollek- 
tiv festgelegte Arbeitszeitverkürzungen haben, 
auch wenn man darauf achtet, daß sie nicht zu einer 
Erhöhung der Lohnkosten führen, nur einen gerin- 
gen positiven Einflxiß auf die Anzahl der Beschäf- 
tigten, zumal allgemeine Arbeitszeitverkürzungen. 
Hoch ist in diesem Falle der Preis, der dafür zu ent- 
richten ist (und der zugleich seinerseits den erhoff- 
ten Beschäftigungseffekt klein hält): 

— Rationierung der Arbeit und damit Behinderung 
der Erwerbswünsche derer, die nicht weniger, 
teilweise sogar mehr arbeiten wollen; für sie ist 
der Gewinn an Freizeit nur ein Teilausgleich für 
die erzwungene Einkommenseinbuße; 

— Beeinträchtigung des wirtschaftlichen Wachs- 
tums (auch bei einem Teilausgleich der Arbeits- 
zeitverkürzxmg durch mehr Beschäftigte) auf- 
grimd der kollektiven Entscheidung, weniger zu 
arbeiten, zu produzieren, Einkommen zu erzie- 
len, Güter nachzufragen; 

— Verschlechterung der Finanzlage des Staates 
und der Sozialversicherung wegen der ver- 
ringerten Summe aller Einkommen; mit der 
Folge verringerter öffentlicher Leistungen oder 
erhöhter Abgabenlast; 


— Verbreiterung des Weges in die Schattenwirt- 
schaft, des zeitlichen Spielraums sowie der An- 
reize, ihn zu beschreiten. 

Gewiß, man erhält für solchen Preis einen wahr- 
scheinlich positiven Beschäftigungseffekt. Auch bei 
dem Arbeitskampf dieses Jahres ist aber fraglich 
geblieben, ob der Preis voll ins Kalkül eingegangen 
ist. Vor allem, daß man mit Arbeitszeitverkürzung 
entweder die Kosten erhöht oder auf Einkommen 
und Nachfrage verzichten muß — eine Alternative, 
bei der man das eine wie das andere zu fürchten 
hat — , wird anscheinend erst im nachhinein voll 
bewußt. Wenn trotzdem das Urteil über die Ergeb- 
nisse des Arbeitskampfes nicht schlechthin negativ 
sein darf, so wegen der möglicherweise erheblichen 
positiven Bedeutung, die der Öffnung des Weges zu 
mehr Flexibilität der Arbeitszeit zukommt. 

Ein Mitglied des Sachverständigenrates, Dieter 
Mertens, kommt in dieser Frage zu einem anders 
akzentuierten Urteil. Er ist nicht der Meinung, daß 
Arbeitszeitverkürzungen nur einen geringen positi- 
ven Einfluß auf die Anzahl der Beschäftigten ha- 
ben. Unter Berücksichtigung weiterer Aspekte ver- 
dienen auch die in diesem Jahr getroffenen arbeits- 
zeitpolitischen Vereinbarungen ein besseres Urteil 
als „nicht schlechthin negativ“. Diese Auffassung 
wird an anderer Stelle begründet (Ziffer 369). 

297 . Anderer Art, doch ebenfalls sehr bedeutsam 

— und anscheinend nicht mehr ohne weiteres zur 
Disposition der Wirtschafts- und Sozialpolitik ste- 
hend — , sind Fehlsteuerungen, die in der Form von 
Regelkreisstörungen des marktwirtschaftlichen Sy- 
stems offenbar werden, durch die sozial gemeinte 
Regelungen und Wohltaten in ihr Gegenteil ver- 
kehrt werden können. Die Bemühungen, ihnen im 
Lichte der inzwischen gemachten Erfahrungen ent- 
gegenzuwirken — etwa der Entwurf zu einem Be- 
schäftigungsförderungsgesetz — stehen erst eim 
Anfang. 

Ein Mitglied des Sachverständigenrates, Dieter 
Mertens, ist zu dieser Frage der Meinung, daß wei- 
tere Aspekte in Betracht gezogen werden müssen 
(Ziffer 382). 

298 . Die Unsicherheit darüber, was sich für die 
Zukunft an Produktion und Beschäftigung lohnt, 
hat auch weltwirtschaftliche Gründe. Wesentliche 
Belastungsfaktoren bestehen fort, mag auch die ge- 
genwärtig sehr günstige Entwicklung der Ausfuhr 
die Aufmerksamkeit davon ablenken. Wichtigen 
Ländern in Europa und in der Dritten Welt, die 
unsere Partner in der inzwischen stark gewachse- 
nen internationalen Arbeitsteilung sind, fehlt noch 
die von früher her gewohnte wirtschaftliche Dyna- 
mik, und das wird sich wohl auch nicht rasch durch- 
greifend ändern. Der allfällige Verlust läßt sich 
zwar durch erfolgreiche Anstrengungen auf ande- 
ren Märkten weitgehend kompensieren, aber es 
bleibt doch ein Abzugsposten bei dem, was sonst 
möglich wäre, übrig, zumal die Gefahr nicht ge- 
bannt ist, daß Protektionismus weiterhin und in zu- 
nehmendem Maße eine raschere internationale 
Wohlstandssteigerung durch mehr Warenaustausch 
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entscheidend behindern wird. Solchen außenwirt- 
schaftlichen Belastungsfaktoren entgegenzuwir- 
ken, tut sich die Wirtschaftspolitik schwer. 

299 . Das gilt in noch stärkerem Meiße im Hinblick 
auf binnenwirtschaftliche Belastungsfaktoren der 
Zukunftserwartungen, die ihre Wurzeln außerhalb 
des Bereichs haben, der wirtschaftspolitischer Ein- 
flußnahme unmittelbar zugänglich ist. 

Es gibt nicht nur die Einstellung, daß starkes wirt- 
schaftliches Wachstum schwer zu erreichen, son- 
dern auch die, deiß es unerwünscht sei. Es ist eine 
Einstellung, die an Anhängerschaft gewinnt. Sie hat 
durchaus unterschiedliche Ursprünge. Sie er- 
schwert die Verbesserung der Wachstumsbedingun- 
gen. Soweit sich solche Einstellung an klar faßbare 
unerwünschte Nebenfolgen eines raschen Wachs- 
tums von Produktion und Konsum knüpft, kann die 
Wirtschaftspolitik, namentlich die Umweltschutzpo- 
litik, ihr entgegenwirken, wenn auch wohl nur all- 
mählich, indem sie sichtbar macht, daß es sich hier 
nicht eigentlich um ein Problem des wirtschaftli- 
chen Wachstums handelt, sondern um ein Problem 
der staatlich zu setzenden Rahmenbedingungen, 
unter denen der einzelne seine Entscheidungen 
über Produktion oder Konsum zu treffen hat, ja, 
daQ wirtschaftliches Wachstum es sogar erleichtert, 
anspruchsvollere Raihmenbedingungen, etwa zum 
Schutze der Umwelt, zu setzen, was auch der inter- 
nationale Vergleich der entsprechender! Vorkeh- 
rungen zeigt Aber die erwähnte Einstellung hat 
ihren Ursprung offensichtlich vielfach nicht nur in 
Werthaltungen und Ängsten, die mit solcher Ein- 
sicht und Erfahrung erreicht werden. Und es geht 
nicht mehr nur um Fragen des Umweltschutzes. 
Daneben zeigt sich das gleiche bei der Einstellung 
der Menschen zu Neuerungen in der Technik, 
einem Kernstück der Bedingungen für wirtschaft- 
liche Dynamik. 


Gegen Resignation 

300 . Es gibt also Grenzen für die Erwartung einer 
plötzlichen durchgreifenden Verbesserung der Lage 
am Arbeitsmarkt. Trotzdem mögen sich marktwirt- 
schaftlich orientierte Ökonomen angesichts der un- 
bezweifelbaren Verbesserung wichtiger Angebots- 
bedingungen in der Volkswirtschaft, die ja im Prin- 
zip geeignet sein könnten, das Fortbestehen ande- 
rer ungünstiger Bedingungen auszugleichen, doch 
auch radikal die Frage stellen: Warum sollten sich 
jetzt eigentlich nicht mehr Unternehmer mit tüchti- 
gen Arbeitslosen zusammentun, um gegen einen 
marktgerechten Lohn und angemessenen Gewinn 
Güter herzustellen, die sie — oder andere — haben 
wollen? Es gibt inzwischen Arbeitslose aller Qualifi- 
kationen. Man kann nicht (mehr) sagen, deiß sie 
offensichtlich einen Lohn fordern, bei dem sich 
neue Produktion von vornherein nicht lohnt. Sicher 
ist ebenso, daß sie und auch diejenigen, die über 
ihre Beiträge zur Arbeitslosenversichenmg für den 
Unterhalt der Arbeitslosen sorgen, nur allzugern 
mehr Güter kaufen würden. Auch der Staat hat fast 
grenzenlosen Bedarf, seinen allgegenwärtigen Be- 
teiligungsanspruch an einen erhöhten Produktions- 


wert zu zusätzlicher Nachfrage werden zu lassen. 
Warum also sollte das nicht vermehrt geschehen, 
was unter solchen Umständen marktwirtschaftlich 
das Selbstverständlichste wäre? Warum erwartet 
man von dieser Möglichkeit so wenig, daß sich Pes- 
simismus hinsichtlich des Beschäftigungsproblems 
auf fast allen Seiten der Diskussion ausgebreitet 
hat? 

Man kann auf das verweisen, was wir über fortdau- 
ernde Belastungsfaktoren unter Ziffern 290 ff. dar- 
gelegt haben. Aber man muß auch nicht auf alles 
bündige Antworten haben, um vernünftig handeln 
zu können. Und was die Handlungsmöglichkeiten 
angeht, so sehen wir zu Resignation keinen Anleiß; 
dieser besteht eher hinsichtlich der Handlungsfä- 
higkeiten. 

301 . Zunächst: Produktionswachstum und Be- 
schäftigung liegen für die Zukunft nicht fest. Sie 
hängen von uns ab. 

Es gilt, wo immer es geht, zusätzliche Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten lohnend werden zu lassen und 
zu nutzen. Wenn es gelingt, dabei auch noch einen 
im gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt hohen Pro- 
duktivitätszuwachs zu erzielen — um so besser. In 
den großen Bereichen, die dem internationalen 
Wettbewerb ausgesetzt sind, werden Erfolge bei der 
Sicherung vorhandener wie bei der Schaffung 
neuer Arbeitsplätze ohnehin nur zu erreichen sein, 
wenn man im technischen Fortschritt an der Spitze 
mithält. Eine Politik der bewußten Dämpfung des 
Produktivitätsfortschritts wäre daher ökonomisch 
unsinnig und beschäftigungspolitisch kontrapro- 
duktiv. Es gehört zu den Hauptsorgen, die sich mit 
der anhaltend hohen Arbeitslosigkeit verbinden, 
daß das Drängen auf solche letztlich selbstzerstöre- 
rischen Lösungen stärker werden könnte. 

Es ist aber auch möglich, deiß im gesamtwirtschaft- 
lichen Durchschnitt der Produktivitätszuwachs von 
selbst wesentlich geringer ausfällt als in früheren 
Jahren. Die Beschäftigung eines Erwerbstätigen 
mit unterdurchschnittlicher Produktivität — unter- 
durchschnittlich wegen geringer Qualifikation oder 
wegen geringeren Kapitaleinsatzes — senkt die 
durchschnittliche Produktivität der Gesamtheit der 
Beschäftigten. 

Es sind also durchaus unterschiedliche Wachstums- 
pfade vorstellbar, die zum Ziel eines hohen Beschäf- 
tigungsstandes zurückführen. Die durchschnittliche 
Produktivität in der Volkswirtschaft, genauer: das 
gesamtwirtschaftliche Produktionsergebnis bezo- 
gen auf die Anzahl aller Erwerbstätigen, ist eine 
äußerst vielfältig bestimmte Relation. Alles läuft 
hier zusammen. Ihre Veränderung ist so wenig vor- 
gegeben wie das Sozialprodukt und die Anzahl der 
Erwerbstätigen je für sich. 

Trotz alledem muß man sehen, daß es bei dem an- 
zunehmenden und zu wünschenden Fortgang des 
Bemühens der wirtschaftenden Menschen, es bes- 
ser zu machen als bisher — dessen quantitativen 
Niederschlag wir Produktivitätszuwachs nennen — , 
keine Rückkehr zu einem hohen Beschäftigungs- 
stand ohne eine wesentlich höhere Produktion ge- 
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ben wird. Aber es sind nicht vorgegebene Produk- 
tionsmöglichkeiten beziehungsweise ob j ektive 
Grenzen für das Wachstum, die via Produktivität 
unsere Beschäftigungsmöglichkeiten bestimmen. 
Umgekehrt wird schon eher ein Schuh daraus. Mit 
den Bedingungen für die Beschäftigung, den Lohn- 
ansprüchen zuallererst, aber nicht nur diesen, ent- 
scheiden wir über den Umfang lohnender Produk- 
tion. 

Im übrigen bedingt die Rückkehr zu einem hohen 
Beschäftigungsstand zwar einen Niveausprung in 
der Produktionstätigkeit, und gewiß wäre es wirk- 
lichkeitsfremd, sich dies anders vorzustellen als in 
der Form einer verstärkten Produktionssteigerung 
über etliche Jahre. Sie bedingt jedoch nicht etwa 
dauerhaft erhöhte Wachstumsraten der Produk- 
tionstätigkeit. Nach Erreichen eines hohen Beschäf- 
tigungsstandes würden diese wieder wesentlich ge- 
ringer sein. 

302. Die Welt liefert Anschauung für all dies. So 
wenig der Weg, den die Vereinigten Staaten gegan- 
gen sind, in allen Einzelheiten nachzuahmen ist 
oder auch nur nachahmenswert erscheint, so ein- 
drucksvoll ist doch in jedem Falle die Zunahme der 
Beschäftigung, die sich dort in den letzten zehn 
Jahren ergeben hat. Gleich zwei irrige Vorstellim- 
gen, die in Europa so viele Anhänger gefunden ha- 
ben, wurden dort als falsch erwiesen: Zum einen die 
Vorstellung, es könne keine starke Zimahme der 
Beschäftigung geben bei mäßigem Wirtschafts- 
wachstum, zum anderen die Vorstellung, es könne 
kein so starkes Wirtschaftswachstum mehr geben, 
daß selbst bei kräftiger Steigerung der Produktivi- 
tät die Beschäftigung stark zunehme. Beides wurde 
dort vorgeführt Es zeigte sich: Eine demographisch 
bedingte oder von erhöhter Erwerbsneigimg oder 
Zuwanderung bestimmte starke Zunahme der An- 
zahl an Erwerbspersonen stellt keinen hinreichen- 
den Grund für Beschäftigungsprobleme dar, 

303. Wir haben ims den Handlungsmöglichkeiten 
zuzuwenden. Auch wer eine Senkung des Kosten- 
niveaus in der Volkswirtschaft nicht als eine hinrei- 
chende Bedingung für einen hohen Beschäftigungs- 
stand ansieht, braucht nicht zu bezweifeln, daß sie 
sehr wichtig ist Hauptmöglichkeit für Kostensen- 
kimgen ist die Steigerung der Ergiebigkeit mensch- 
licher Arbeit, die Steigerung der Produktivität. 
Nicht zu vernachlässigen ist daneben die Möglich- 
keit einer Senkung der Kosten der Staatstätigkeit 
einschließlichlich der Kosten der Beschaffung der 
Mittel hierfür durch öffentliche Abgabenregelun- 
gen. 

Von der Produktivitätssteigerung imd den ihr dien- 
lichen Investitionen war schon die Rede. Die Ein- 
dämmung der Kosten der Staatstätigkeit — eine 
Daueraufgabe im Sinne ständiger Revision der 
Staatsfinanzen — ist derzeit Teil der auf Konsoli- 
dierung der öffentlichen Haushalte und der auf 
Neuordnung der steuerlichen Regeliingen gerichte- 
ten Bemühungen. Kostensenkung kann freilich 
auch heißen, bestimmte öffentliche Ausgaben zu er- 
höhen, dann nämlich, wenn diese für den Bürger 
mehr wert sind als sie kosten. Sie kann — neben 
einer Steuersenkung im Gefolge einer Ausgaben- 


senkung — weiter heißen, bestimmte Steuern durch 
andere zu ersetzen, dann nämlich, wenn die für Pro- 
duktion und Beschäftigung schädlichen Rückwir- 
kimgen bei der einen Steuer größer sind als bei der 
anderen. 

Aber alle solche Kostensenkungen bringen wenig 
oder nichts für die Lösung des Beschäftigimgspro- 
blems, wenn sie vollständig durch die Steigerung 
der Ansprüche an den Arbeitsertrag aufgezehrt 
werden. Von daher bleibt die Frage der Lohnhöhe 
mit im Zentrum aller beschäftigungspolitischen 
Überlegungen. 

304. Kostenniveauneutrale beziehungsweise be- 
schäftigungsneutrale Lohnpolitik treiben heißt die 
Lohndaten im vorhinein so setzen, deiß es nicht ver- 
mehrter Preissteigerungen oder aber — bei einer 
axif Geldwertstabilität bedachten Notenbank — ei- 
ner Verminderung der Produktion und Beschäfti- 
gung bedarf, um die Reallöhne passend zu den 
Marktbedingungen zu machen. Zurückhaltende 
Lohnpolitik heißt, hinter solchen neutralen Lohn- 
steigerungen Zurückbleiben, um mehr Produktion 
imd Beschäftigung rentabel werden zu lassen. Sie 
ist also allemal auf eine geringe Steigerung der 
Reallöhne eingestellt, unter Umständen auch auf 
die Möglichkeit, deiß die Reallöhne nicht steigen, in 
schwierigen Situationen sogar deirauf, daß sie sin- 
ken. Das heißt nicht, daß der Anstieg der Reallöhne 
im nachhinein tatsächlich gering ausfallen wird. 
Die Preisentwicklung, die im Wettbewerb bestimmt 
wird, kann so günstig sein, daß das von der Lohn- 
politik gemachte Angebot einer nur bescheidenen 
Reallohnsteigerung vom Markt nicht angenommen 
wird. Daß der Wettbewerb trotz der Vermachtung 
etlicher Märkte nach wie vor stark genug ist, dies 
hervorzubringen, belegen die Erfahrungen der bei- 
den vergangenen Jahre. Der vom Geldangebot her 
gegebene Finanzierungsspielraum kann dann stär- 
ker zur Finanzierung einer realen Expansion ge- 
nutzt werden statt zur Finanzierung von Preisstei- 
gerungen. 

Entgegenzutreten ist daher abermals dem Mißver- 
ständnis, daß zurückhaltende Lohnpolitik ihrem 
Wesen nach vor allem darauf abziele, eine auf 
Dauer eingelegte Umverteilimg von den Lohnein- 
kommen zu den Gewinneinkommen zustande zu 
bringen. Das trifft nicht zu, jedenfalls nicht in die- 
ser Allgemeinheit. Über die Höhe der Gewinne, zu- 
mal der dauerhaften, wird im Wettbewerb entschie- 
den. Die Lohnpolitik bei Unterbeschäftigung soll 
darauf abzielen, daß, mehr Unternehmen, mehr Be- 
triebe, mehr Betriebsabteilungen erwarten, mit 
mehr oder neuer Produktion auf ihre Kosten zu 
kommen. 

Wir sind ims bewußt, deiß viele Unternehmen — 
möglicherweise die meisten — auch bei den heuti- 
gen Löhnen auf ihre Kosten kommen imd einen 
angemessenen Gewinn erzielen und auch bei einer 
Mehrproduktion nicht etwa mit steigenden Stück- 
kosten zu rechnen haben. Sie scheinen daher für 
eine Produktionsausweitung überhaupt keine Sen- 
kung der realen Kosten nötig zu haben. Dies wird 
für sie auch nicht das Endergebnis sein. Stehen sie 
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im Wettbewerb — und auf zum Ausland hin offenen 
Märkten ist dies auch heute noch die Regel — , so 
wird der Wettbewerb in diesen Fällen eine Preis- 
senkung (beziehungsweise eine Mindersteigerung 
der Preise) erzwingen und nicht eine — dauerhafte 
— Erhöhung der Gewinnmargen zulassen. Im Aus- 
landsgeschäft wird sich wegen der Verbilligung ein 
Mehrabsatz, verbunden mit mehr Produktion und 
mehr Beschäftigung, erzielen lassen. Zusammen 
mit einer etwa auch anderwärts erreichten Zu- 
nahme der Produktion, die ja immer zugleich einen 
Anstieg der realen Einkommen bedeutet, führt dies 
zu einer Ausweitung auch des Inlandsabsatzes. 

Es gibt freilich nicht nur den Fall, in dem solche 
Verhältnisse vorherrschen. Insoweit eine Mehrpro- 
duktion von den Produktionsbedingungen her nur 
bei höheren Stückkosten möglich ist, als sie heute 
in dem am Markt erzielbaren Preis vergolten wer- 
den, kann diese lohnend werden, wenn der Preis für 
Arbeit gesenkt wird (genauer: weniger steigt, zum 
Beispiel weniger als in anderen Branchen, jeden- 
falls weniger als bei ausgeglichener Arbeitsmarkt- 
lage marktgerecht wäre). Hier wird sich dann keine 
Preissenkimg einstellen können, die der Senkung 
der Lohnkosten entspricht Ein Mehrabsatz mag 
aber auch bei geringer Preissenkung oder sogar bei 
unveränderten Preisen möglich sein. 

Aber auch der Fall, daß es die Produktionsbedin- 
gungen sind, die eine Mehrproduktion kostenseitig 
von zurückhaltenden Lohnansprüchen abhängig 
machen, ist nur ein Fall unter mehreren. Noch 
wichtiger ist vermutlich der Fall, daß ein Mehrab- 
satz den Unternehmen zwar möglich erscheint, 
aber nur unter erhöhter Unsicherheit Hier sind es 
die Kosten der Inkaufnahme solcher Unsicherheit, 
die zu tragen wären. Auch die risikotragende Basis, 
die Eigenkapitalausstattung der Unternehmen, 
kann der Engpaß sein. Das Problem, ob es lohnend 
und vertretbar erscheint, neue Güter zu produzie- 
ren und an den Markt zu bringen und das damit 
verbundene, oftmals besonders hohe Risiko zu tra- 
gen, kann von der gleichen Art sein. Selbst der häu- 
fige Fall, in dem mit zunehmender Produktion die 
Stückkosten sinken, kann dominiert sein von dem 
Problem der erhöhten Unsicherheit der Kapitalver- 
wertung bei vergrößerten Produktionsanlagen. Von 
der großen gesamtwirtschaftlichen Bedeutung die- 
ses Zusammenhangs war schon die Rede (Zif- 
fern 291 ff.). Und dies ist nun in der Tat eine Fall- 
gruppe, um deretwillen dafür geworben werden 
muß, zumindest für eine Zeitlang eine kräftige Er- 
höhung der Gewinne im Vergleich mit der Steige- 
rung der Lohneinkommen unausweichlich zu fin- 
den, wenn der Beschäftigungsstand kräftig steigen 
soll. 

Schließlich: In vielen Fällen mag bei gegebenen 
Löhnen eine gewinnversprechende Produktion 
überhaupt nicht oder nicht mehr möglich sein, ganz 
unabhängig von Fragen der Unsicherheit der Kapi- 
talverwertung. Dies ist vermutlich vor allem das 
Problem bei der Frage, ob für einfache Arbeit noch 
eine hinreichend große Nachfrage entstehen wird. 
Der Versuch, durch Veränderung spezifischer 
Löhne die marktgerechten Löhne zu finden (Niveau 


und Relationen), ist überhaupt die dem Marktsy- 
stem gemäße Form, Beschäftigungsprobleme zu be- 
seitigen. Wenn man die Anbieter von einfacher Ar- 
beit nicht zu einem erheblichen Teil zu Dauerar- 
beitslosigkeit oder sich ständig wiederholender Ar- 
beitslosigkeit verurteilen oder sie in Alternativ- 
arbeitsmärkte, wo keine Tarifverträge zu beachten 
sind oder beachtet werden, abdrängen will, muß 
man diese Frage sehr ernst nehmen. Es gibt ja 
schlechthin keinen Hinweis, daß in der Bundesre- 
publik die Löhne für einfache Arbeit marktgerecht, 
sprich nicht zu hoch sein könnten. Es geht hier um 
ein Problem, gegen dessen Lösung durch zurück- 
haltende Lohnpolitik nicht ernsthaft Kaufkraftar- 
gumente oder eine unangemessene Begünstigung 
der Gewinne ins Feld geführt werden können. Der 
Staat versucht, das Ungleichgewicht an diesem Teil 
des Arbeitsmarkts zu verringern durch Hilfen für 
Qualifizierungsanstrengungen; lösen kann er das 
Ih'oblem nicht. 

Ein Mitglied des Sachverständigenrates, Dieter 
Mertens, schätzt die Rolle und die Wirkungsmög- 
lichkeiten der Lohnpolitik teilweise anders ein als 
hier vorgetragen ist Er hat seine Auffassung an 
anderer Stelle dargelegt (Ziffer 340). 

305 . Ebenfalls das Kostenniveau, aber nicht nur 
das Kostenniveau betrifft die Frage nach Möglich- 
keiten einer intensiveren Nutzung des Kapital- 
stocks der Volkswirtschfidt, weil auch auf diese — 
investitionssparende — Weise zusätzliche Arbeits- 
plätze bereitgestellt werden können. Angesichts der 
„Arbeitsplatzlücke“, des „Sachkapitalmangels“ hat 
daher die Suche nach Möglichkeiten, die vorhande- 
nen und die neu zu bauenden Produktionsanlagen 
intensiver — sprich mehr Stunden im Jahr — zu 
nutzen, einen hohen Rang. Die jetzt in wichtigen 
Bereichen verabredete Verkürzung der Wochenar- 
beitszeit wirkt, nimmt man sie für sich, einem sol- 
chen Ziel zunächst einmal entgegen. Viel kommt 
daher darauf an, daß die Absichtserklärung der Ta- 
rifvertragsparteien ernst genommen wird, die Ver- 
kürzung der Betriebslaufzeiten sei nicht Ziel der 
Arbeitszeitverkürzung. Erwünscht ist mehr als das: 
eine Entkoppelung von Betriebslaufzeiten und per- 
sönlichen Arbeitszeiten, die auch im überbetriebli- 
chen Durchschnitt mehr erbringt als einen bloßen 
Ausgleich für die Verkürzung der Wochenarbeits- 
zeit. 

306 . Daß die Lohnpolitik in ihrer Verantwortung 
für den Beschäftigungsstand nicht allein zu lassen 
ist, sollte nicht streitig sein und ist es wohl auch 
nicht. Und daß wir weiter dazu raten, die Hilfen, die 
der Staat geben sollte, nicht auf der Nachfrageseite, 
sondern auf der Angebotsseite der Volkswirtschaft 
zu geben, heißt nicht, daß wir die Nachfrageseite 
gering schätzen oder daß mehr gesamtwirtschaft- 
liche Nachfrage unerwünscht wäre. Mehr Nach- 
frage soll jedoch aus Einkommen entstehen, die am 
Markt verdient sind, sie soll nicht vom Staat „ge- 
schenkte“ Nachfrage sein, verbunden mit dem Ge- 
genposten einer Verschuldung des Staates gegen- 
über seinen Bürgern — genauer: der Bürger gegen- 
über sich selbst. Deshalb gilt es, die Angebotsbereit- 
schaft zu stärken, nicht zuletzt auf neuen Märkten. 
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Hinzu kommt, daß wir uns in einer Konjunktur- 
phase befinden, in der eine nachfrageseitig zu set- 
zende Initialzündung nicht erforderlich erscheint 

307 . Zielgerichtete Energie und Grundsatztreue 
hat man von Regierung und Parlament am meisten 
zu wünschen. 

Eine neue Aufbruchstimmung zu erzeugen wäre für 
neue Wachstumsdynamik die beste Voraussetzung. 
Alles, was man im einzelnen wirtschaftspolitisch 
tun könnte, wäre demgegenüber letztlich akzesso- 
risch. Doch solche Aufbruchstimmung läßt sich ge- 
wiß nicht durch Kabinettsbeschluß herbeiführen. 
Sie ist, soweit überhaupt obrigkeitlich zu beeinflus- 
sen, wiederum nur Lohn einer im ganzen vorwärts- 
gerichteten Politik. 

308 . Von den für die kommenden Jahre anstehen- 
den Aufgaben, die für den wirtschaftlichen Weg der 
Bundesrepublik große Bedeutung haben werden, 
halten wir die Neuregelung der Steuern, die die 
Bürger zu zahlen haben, für besonders wichtig. Die 
Grenzbesteuerung der Einkommen und im beson- 
deren die Steuern, die atif Investitionen lasten, 
deutlich zu senken, kann eine beschäftigungspoli- 
tisch entscheidende Tat sein. Diese Reform soll die 
Kosten privater Wirtschaftstätigkeit senken, die 
Anreize für die Anstrengungen des einzelnen kräf- 
tigen, die Anreize für den Weg in die Schattenwirt- 
schaft herabsetzen, privatwirtschaftliche Risiken 
verringern, die Risikobeteiligung des Staates erhö- 
hen. 

Allerdings geht es auch hier nicht um etwas, was 
für sich allein genommen eine hinreichende Bedin- 
gung für Erfolg bilden würde. Es gibt Länder, die 
für Investitionen extrem günstige steuerliche Rege- 
lungen geschaffen hatten und doch Wachstums- und 
beschäftigungspolitisch nicht erfolgreich waren; 
sehr ungünstige Bedingungen im übrigen wurden 
also auf diese Weise nicht ausgeglichen. Steuerver- 
günstigungen für Unternehmen, die im Lohnauf- 
trieb aiifgesogen werden, sind nicht wert, was sie 
kosten. Nur im Zusammenspiel allseitig verbesser- 
ter Bedingungen kann man eine Basis sehen, auf 
die sich Vertrauen gründen läßt. 

Durchgreifende Änderungen der Besteuerung er- 
fordern Mut. Denn sie umschließen notwendiger- 
weise vielfältige Formen der relativen Begünsti- 
gung und Benachteiligung, seien es oft auch nur 
vordergründig Begünstigungen und Benachteili- 
gungen, die den allgegenwärtigen Verteilungsstreit 
verschärfen werden. Ohne solchen Mut dürfte das 
Beschäftigungsproblem aber nicht lösbar sein. Um 
so wichtiger ist: Die Ziele und Prinzipien einer Re- 
form müssen zugleich den Bürger überzeugen und 
sich im marktwirtschaftlichen Geschehen bewäh- 
ren. 

309 . Besondere Aufmerksamkeit des Steuerge- 
setzgebers verdient das Problem der Schattenwirt- 
schaft. 

Wo es eine lohnende Alternative zur arbeitsteiligen 
Produktion kaum gibt — etwa im Bereich der Spit- 


zentechnik oder kapitalintensiver Produktion — 
sind die effizienzmindernden Wirkungen der An- 
reizfehler, die von der Abgabenlast ausgehen, meist 
unauffällig. Mit Händen zu greifen sind sie dort, wo 
Eigenwirtschaft oder Schattenwirtscheift eine leicht 
nutzbare Alternative zur offiziellen Wirtschaft dar- 
stellen. Jeder, der sich in die Eigenwirtschaft oder 
die Schattenwirtschaft zurückzieht, zwingt (teilwei- 
se) diejenigen, die seine Partner in der Arbeitstei- 
lung der offiziellen Wirtschaft sind, unfreiwillig mit 
in die Minderbeschäftigung der offiziellen Wirt- 
schaft hinein. Die Steuersenkungspläne haben auch 
von daher ihren hohen Rang. Angesichts der selbst 
danach verbleibenden enorm hohen Abgabenlast 
(einschließlich Sozialabgaben) ist freilich noch viel 
Phantasie nötig, dieses Problem, das nicht nur ein 
ökonomisches ist, zu lindern. Aber resignieren darf 
man auch hier nicht. 

Zumindest längerfristig halten wir für außerordent- 
lich dringlich, wenngleich ordnungspolitisch für ex- 
trem schwierig, für den Grenzbereich von Schatten- 
wirtschaft und offizieller Wirtschaft Regeln zu fin- 
den, vor allem steuerliche, aber auch sozialrechtli- 
che, die den besonders gefährdeten Bereich der offi- 
ziellen Wirtschaft bewahren helfen und nach Mög- 
lichkeit einen Teil der Schattenwirtschaft in die of- 
fizielle Wirtschaft, in die Gesetzlichkeit zurückho- 
len. Neben der Verringerung des Gefälles zwischen 
Besteuerung und Nichtbesteuerung muß man hier 
wohl auch Formen der Pauschalbesteuerung für 
Kleingewerbetreibende, dem Steuersystem gewiß 
fremd, unbefangen diskutieren. Ohne ein großzügi- 
ges Angebot wird es kaum gelingen, der zunehmen- 
den Gewöhnung entgegenzuwirken, im ungesetzli- 
chen Teil der Wirtschaft das zu tun, was im gesetzli- 
chen Teil mit Abgaben belegt ist, die alle für unfair 
halten. 

310 . Die ökonomische Antwort aiif einen großen 
Teil der ökologischen Sorgen ist nicht so schwer, 
wie immer wieder angenommen wird. So sicher ist, 
daß ein am privaten Nutzen und Gewinn orientier- 
tes Verhalten die Umwelt zu gefährden droht, wenn 
für eine Schädigung kein Preis zu zahlen ist, so 
sicher kann man das private Interesse an Nutzen 
und Gewinn als Anreiz verwenden, eine solche Ge- 
fährdung zu vermeiden. Wirtschaftliches Wachstum 
und Umweltschutz sind daher auch, wie schon er- 
wähnt, nicht im Widerspruch zueinander. Noch we- 
niger gilt dies für Umweltschutz und hohen Be- 
schäftigungsstand. Das Gegenteil kann richtig sein. 
Allerdings kommt alles auf die Bedingungen an. 

Der Basissatz solcher Zuversicht heißt: Wenn die 
Menschen eine bessere Umwelt haben wollen und 
bereit sind, dafür mehr zu arbeiten oder Einkom- 
menseinbußen hinzunehmen, so gibt es, besorgen 
sie die Umweltverbesserung nicht selbst, zusätz- 
liche Beschäftigungsmöglichkeiten für andere, die 
ihrerseits dann ihr Entgelt aus dem Mehrertrag 
oder aus dem Konsumverzicht der ersteren bezie- 
hen. Der Rest wäre ein Problem der Ordnungsbe- 
dingungen, wobei ein günstiger Ausgang für Pro- 
duktion und Beschäftigung eine möglichst bteite 
Zustimmung der Bürger erfordert. Das eigentliche 
Problem des Umweltschutzes liegt darin, daß er es 
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überwiegend mit nicht marktfähigen Gütern zu tun 
hat (Ziffern 400 ff.). 

Dem günstigen Ausgang der Dinge im Falle der 
Mehrnachfrage nach Umweltschutz wird die Sorge 
entgegengehalten, daß die Bezahlung derer, die den 
Umweltschutz besorgen, großenteils zu Lasten der 
Käufe anderer Güter gehen müsse, daß es bei deren 
Produktion also zu einer Minderbeschäftigung 
kommen werde. Dem ist aber nicht so. Auch wenn 
die zusätzlich beschäftigten Produzenten des Um- 
weltschutzes ihr Entgelt aus dem Konsumverzicht 
der Altbeschäftigten erhielten und nicht aus einer 
Mehrproduktion von diesen, wäre doch ihre — den 
Konsumverzicht der anderen ausgleichende — Zu- 
satznachfrage am Markt, so daß das im ganzen er- 
höhte Beschäftigungsniveau nicht in Frage steht. 
Neben der unveränderten Beschäftigung für her- 
kömmlichen Konsum stünde die zusätzliche Be- 
schäftigung für den Umweltschutz. 

In der Diskussion um mehr Umweltschutz und Ar- 
beitszeitverkürzung wird häufig vorgebracht: So- 
wohl das eine als auch das andere ist nötig, schon 
aus Gründen der Größe der beschäftigungspoliti- 
schen Probleme. Wir geben zu bedenken, daß beides 
einen Verzicht auf privat verfügbare Einkommen 
voraussetzt. Die Bereitschaft zu solchem Verzicht 
dürfte Grenzen haben. Vorzuziehen ist in jedem 
Falle der Weg, auf dem die positiven Beschäfti- 
gungswirkungen Beiprodukt dessen sind, was die 
Menschen wirklich wollen. Denn dann sind sie auch 
verläßlich und bedeuten Schritte zu erhöhtem 
Wohlstand für alle. 

311. Der Fall einer Neunachfrage nach Gütern des 
Umweltschutzes ist ein gutes Beispiel für die gün- 
stigen Beschäftigungswirkungen des Auftretens al- 
ler neuen (arbeitsteilig hergestellten) Güter. Soweit 
diese — anders als die Verbesserung des Umwelt- 
schutzes — marktfähige Güter sind, gibt es dabei 
außerdem den Vorteil, daß die Erhöhung des Be- 
schäftigungsstandes keine Einbußen beim privat 
verfügbaren Realeinkommen voraussetzt. 

312. Denkt man über die nationalen Grenzen hin- 
weg, so hat man sofort die riesigen Vorteile einer 
Öffnung der Märkte vor sich. Denn was in einer 
geschlossenen Volkswirtschaft das Auftreten prin- 
zipiell neuer Güter ist, das ist in einem System offe- 
ner Volkswirtschaften das Neuauftreten von Gü- 
tern im wechselseitigen Handel. Mit dem Waren- 
strom in beiden Richtungen steigen in den beteilig- 
ten Ländern Produktion und Beschäftigung. Der 
Fall der wechselseitigen Durchdringung der Märkte 
mit den jeweils billiger angebotenen Gütern auch 
konventioneller Art unterscheidet sich nicht prinzi- 
piell hiervon. Dann ist es der positive Effekt solcher 
Verbilligung auf die Realeinkommen — der Wohl- 
standsgewinn aus internationalem Gütertausch — , 
der den gemeinsamen Anstieg von Produktion und 
Beschäftigung trägt. Die positiven Wirkungen auf 
Produktion und Beschäftigung, die von der gegen- 
wärtigen Expansion des Welthandels ausgehen, bie- 
ten Anschauung für beide Fälle. Zu dem Prozeß 
gehört auch die Verdrängung von inländischen Gü- 
tern durch ausländische — in allen beteiligten Län- 


dern. Doch dies ist nicht der letztlich dominante 
Teil des Prozesses. Dessen tragende Kraft ist der 
Wohlstandsgewinn; er ermöglicht in allen Ländern 
mehr Beschäftigung. Was im positiven Sinne von 
einer Öffnung der Märkte zu erwarten ist, das droht 
im negativen von einer wechselseitigen Abschot- 
tung. 

Die weitere Öffnung der Märkte in Europa und der 
weltweite Abbau des Protektionismus sind daher 
nicht Randaufgaben der Wirtschaftspolitik, sie sind 
zentraler Bestandteil unserer beschäftigungspoliti- 
schen Möglichkeiten und das A und O aller interna- 
tionalen Koordinationsaufgaben. 

313. Senkung des Kostenniveaus durch Produkti- 
vitätssteigerung sowie durch Senkung der Kosten 
der Staätstätigkeit und der Steuern, Nutzung neuer 
Güter, Nutzung der Vorteile des freien internationa- 
len Gütertauschs — diese drei bilden den Königs- 
weg zu mehr Wohlstand und unter den gegenwärti- 
gen Bedingungen zugleich den Königsweg zu mehr 
Beschäftigung. 


Für dynamischen Wettbewerb 

314. Man sollte nicht nur ein Bild haben von den 
günstigen und belastenden Bedingungen, unter de- 
nen derzeit zu handeln ist, sowie ein Bewußtsein 
von den Handlungsmöglichkeiten, auf die es an- 
kommt, sondern auch eine Vorstellung von dem Teil 
des marktwirtschaftlichen Geschehens, der für 
mehr Dynamik unentbehrlich ist, ja der diese Dy- 
namik selbst ausmacht, den es also zu stimulieren, 
aber auch zu nutzen gilt. Zu reden ist vom dynami- 
schen Wettbewerb. 

315. Was belebt die Wirtschaft — die Nachfrage, 
das Angebot, die Rahmenbedingungen, der Anpas- 
sungszwang? Man sagt, Konkurrenz belebt das Ge- 
schäft, und so ist es auch. Das Lebenselixier der 
Wirtschaft ist der dynamische Wettbewerb. 

Man darf durchaus zuspitzen: Daß wir zu wenig 
Investitionen, zu wenig rentable Arbeitsplätze, zu 
wenig Wachstum haben, liegt letztlich am Mangel 
an dynamischem Wettbewerb. Abzubauen, was ihm 
an unnötigen Hemmnissen im Wege steht, ist vor- 
nehmste Aufgabe der Wirtschaftspolitik. Dabei gibt 
es Hausaufgaben zu erledigen, wie sie in den Lehr- 
büchern der Wirtschaftspolitik gestellt werden, und 
darüber hinausgehende Herausforderungen. Im Au- 
genblick scheint es so, daß bei den Hausaufgaben 
manches schon geleistet, anderes in Angriff genom- 
men ist. Aber die Wirtschaftspolitik ist herausgefor- 
dert, dem Prozeß dynamischen Wettbewerbs, dem 
sie mehr Spielraum geschaffen hat, dessen Auf- 
triebskräfte sie jedoch nicht beherrscht, mehr 
Schubkraft zu verleihen. 

316. Im dynamischen Wettbewerb suchen Pionier- 
wettbewerber nach neuen Chancen. Sie bringen In- 
novationen an den Markt, bei hohem Risiko, aber 
auch lohnendem Gewinn im Falle des Erfolgs. Was 
der Pionierwettbewerber an Neuland entdeckt, reizt 
alsbald die nachziehenden Wettbewerber an. Der 
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Pioniergewinn wird eingeebnet und die Allgemein- 
heit hat den Vorteil besserer Versorgung. Der dyna- 
mische Wettbewerb ist ein ständig pulsierender 
Prozeß der Innovation und Diffusion, angetrieben 
von der Konkurrenz um neue Gewinnmöglichkei- 
ten von den Pionierwettbewerbern, in Gang gehal- 
ten aber auch vom Verfolgungswettbewerb, der das 
Neue in der Breite erschließt. 

Insgeseimt heindelt es sich beim dynamischen Wett- 
bewerb um einen gesellschaftlichen Prozeß der 
Suche nach besseren Lösungen für die materielle 
Wohlfahrt. Eine konkrete Zielsetzung derart, daß 
heute schon anzugeben wäre, welche neuen Pro- 
dukte, Leistungen und Produktionsverfahren, zu 
welchen Preisen, in welchen Qualitäten und Men- 
gen ihm zu dienen vermögen, ist von niemandem, 
besonders auch von keiner gesamtwirtschaftlichen 
Planungsinstanz auszumachen. Es gibt nicht vor- 
hersehbare Risiken auf diesem Wege. Wer solche 
Risiken übernimmt, muß auch die Chance haben, 
daß er am eintretenden Erfolg teilhat Einen Risiko- 
ausschluß im voraus gibt es ebensowenig wie die 
Vorausberechnung der Erfahrungen, die wir erst 
noch machen werden. Die künftige Entwicklung ist 
offen, und es muß alles geschehen, daß sie auch 
offengehalten wird. 

317 . Im Augenblick erscheint die Rolle der Innova- 
tion zu schwach besetzt. Unser Wettbewerbsvor- 
sprung ist nicht beeindruckend. Die Schwierigkei- 
ten, neue Märkte zu erschließen, sind zwar größer 
geworden, das Risiko von Fehlversuchen liegt hö- 
her (Ziffern 162 ff.). Aber deshalb gilt doch: Nur 
wenn es gelingt, wieder auf ausreichend vielen 
Märkten der Welt den Wettbewerb anzuführen oder 
mitanzuführen, können wir auf die Dauer mit ge- 
nug Wachstum und befriedigender Beschäftigung 
rechnen. 

Es geht dabei nicht nur um internationalen Wettbe- 
werbsvorsprung, aber auch daran fehlt es. Wenn 
wir dort neuen Wettbewerbsvorsprung gewinnen 
können, bessert sich auch die Situation am Binnen- 
markt. Mit mehr Wettbewerbsvorsprung steigen die 
Pioniergewinne. Sie fließen nicht allen Unterneh- 
men zu, sondern nur jenen mit hinreichend großem 
Wettbewerbsvorsprung. Solche Pioniergewinne 
sind von den Löhnen und anderen Kosten nicht 
leicht einzuholen, weil die Preise für Arbeit und 
Kapital auch vom nachholenden Wettbewerb be- 
stimmt werden. Der dynamische Gewinn wird vom 
Preiswettbewerb, nicht von der Köstenseite be- 
droht. Mehr dynamischer Gewinn bedeutet mehr 
Investition und mehr Beschäftigung. 

318 . Die Wachstumsdynamik der Wirtschaft ist 
nicht zu allen Zeiten gleich stark. Wenn neue 
Märkte sich auftun, sei es, weil der technische Fort- 
schritt die Voraussetzung dafür geschaffen hat, sei 
es, weil neue Bedürfnisse sich entfalten, was meist 
ohnehin Hand in Hand geht, dann erhält die wirt- 
schaftliche Entwicklung kräftigen Schub. Entwick- 
lungsschübe enormen Ausmaßes waren die Kenn- 
zeichen der Industrialisierung. Auch die besonde- 
ren Bedingungen der Nachkriegszeit haben bei uns 
einen kräftigen Schub, eine hohe Wachstumsdyna- 


mik ausgelöst. Unsere Wirtschaft hatte viel nachzu- 
holen, und sie meisterte diese Aufgabe mit großem 
Schwung — dank der ordnungspolitischen Ent- 
scheidung für die Marktwirtscheift und dank dem, 
gemessen am Produktivitätspotential, niedrigen 
Lohnniveau und geringen Lohndruck. Heute stehen 
wir vor einer schwierigeren Aufgabe. 

319 . Viele Beispiele für erfolgreiche Innovation, 
die der Wettbewerb hervorbringt, oft auch erzwingt, 
liefern kleine und mittlere Industrieunternehmen. 
Sie zeigen allesamt, daß es wesentlich auf die Ein- 
stellung und Motivation ankommt. 

Wettbewerbsdruck erzeugt hier, wo von anderer 
Seite keine Hilfe erwartet wird, Überlebenswillen. 
Die eigene Erfahrung lehrt, daß die Erfolgschancen 
davon abhängen, Vorßprung vor anderen Wettbe- 
werbern zu gewinnen und ihn immer von neuem zu 
schaffen. Die Motivation von Unternehmensfüh- 
rung und Mitarbeitern fließt hier aus unmittelbar 
erfahrenem gemeinsamen Erfolg und dem Inter- 
esse daran, ihn auch künftig zu sichern. 

Wo die Existenzbedrohung nicht unmittelbar emp- 
funden wird, ist der Zwang zur Suche nach neuen 
Möglichkeiten, Wettbewerbsvorsprung zu gewin- 
nen, nicht so durchdringend. Hier muß eine voraus- 
schauende Unternehmensstrategie hinreichend 
Phantasie aufbringen und den Mitarbeitern Motiva- 
tion vermitteln, damit ein aktuell noch gegebener 
Wettbewerbsvorsprung nicht verlorengeht, sondern 
erneuert wird. 

320 . Daß zur Stärkung des dynamischen Wettbe- 
werbs die Forschungs- und Technologiepolitik bei- 
tragen kann und auch sollte, steht außer Frage. In 
der Grundlagenforschung und der Entwicklung von 
Basistechnologien scheint heute, von wenigen Aus- 
nahmen abgesehen, kein Engpaß vorzuliegen. Die 
marktnahe Umsetzung in ne^ue Produkte und Ver- 
fahren, die Anwendungsphase imd für mittelständi- 
sche Bereiche auch die Markteinführungsphase be- 
reiten größere Schwierigkeiten. Die Förderung der 
angewandten Forschung und die Technologiebera- 
tung sollen beitragen, sie zu überwinden. Es gibt 
auch Beispiele für erfolgreiche Technologiezentren, 
die heute allenthalben gegründet werden. 

Sich davon jedoch den entscheidenden Durchbruch 
nach vorne zu versprechen, wäre verfehlt. Alle 
staatlichen Maßnahmen zur Förderung von For- 
schung und Entwicklung sowie zur Förderung des 
Transfers technischer Neuerungen müssen darauf 
abzielen, die Eigeninitiative der Unternehmen und 
die Antriebskräfte des Marktes zu stärken. Diesem 
von der Bundesregierung im Bundesbericht For- 
schung 1984 bekräftigten Grundsatz gilt es, durch- 
gehend Geltung zu verscheiffen. Daß die indirekte 
Förderung gegenüber der direkten Förderung unter 
marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten den Vorzug 
verdient, liegt auf der Hand. Zu begrüßen ist daher 
der in Gang gesetzte weitere Ausbau der indirekten 
Förderung von Forschung und Entwicklung in der 
Wirtschaft. 

321 . Die Förderung dynamischen Wettbewerbs ist 
eigentlich zuallererst eine Aufgabe der Wettbe- 
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werbspolitik. Diese zielt jedoch nicht vor allem auf 
den dynamischen Wettbewerb insgesamt, sondern 
eher auf den nachziehenden Wettbewerb der Imita- 
toren, auf den Diffusionswettbewerb, durch den die 
Segnungen des vorstoßenden Wettbewerbs der Gre- 
samtheit voll erschlossen werden. 

Die Pionierwettbewerber geraten leicht in den Ver- 
dacht, Monopolisten zu sein oder es werden zu wol- 
len. Sie sind es auch in gewisser Weise, Monopoli- 
sten auf Zeit nämlich. Und darauf kommt es an: den 
Pionierwettbewerbern den Weg freizuhalten, damit 
der Prozeß dynamischen Wettbewerbs an der 
Spitze laufend neue Nahrung erhält. Nicht das Mo- 
nopol als solches, sondern seine Verfestigung sollte 
wettbewerbspolitisch bekämpft werden. Es kommt 
daher gewiß darauf an, den Diffusionswettbewerb 
zu entfachen, damit das temporär sinnvolle und ge- 
samtwirtschaftlich auch ertragreiche Monopol tat- 
sächlich eine temporäre Erscheinung bleibt. Aber 
es kommt nicht allein darauf an. 

Es gilt insgesamt, einen sich selbst erneuernden 
Wettbewerbsprozeß am Leben zu erhalten. Was 
über die Sicherung des Marktzutritts hinaus an 
Kontrollen der Wettbewerber erforderlich er- 
scheint, sollte im Lichte des dynamischen Wettbe- 
werbs neu überdacht werden. 

322. Bei der Wettbewerbspolitik wie bei der Tech- 
nologiepolitik sollte klar sein, daß das Gesetz des 
Handelns bei den Wettbewerbern selbst liegt und 
liegen muß. Nichts von dem, was die Wirtschaftspo- 
litik zur Förderung des dynamischen Wettbewerbs 
zu unternehmen vermag, reicht auch nur in die 
Nähe dessen, was unter dazu passenden Rahmen- 
bedingungen das Interesse und die Initiativkraft 
der Wettbewerber selbst leisten. Es kommt, wenn 
wir wirtschaftlich, bei der Beschäftigung wie beim 
Einkommen, wieder rascher vorankommen wollen, 
auf eine neue Einstellung zum Wettbewerb an, zum 
dynamischen Wettbewerb. 

In den vergangenen Jahren ist kaum ein Begriff so 
häufig zur Charakterisierung unserer wirtschaftli- 
chen Probleme verwendet worden wie der Begriff 
der Anpassung. Es ist mehr als Anpassung erfor- 
derlich. Wir müssen Wettbewerbsvorsprung gewin- 
nen. 


III. Die große Chance der kommenden Jahre: 
Mehr Expansion bei Stabilität 

323. Die verbesserten Ausgangsbedingungen, die 
fortbestehenden Belastungsfaktoren und Risiken 
sowie die Handlungsmöglichkeiten und Verlaufs- 
vorstellungen sind zusammenzufügen mit dem Ziel, 
erkennbar zu machen, daß und wie unter der Bedin- 
gung eines günstigen Zusammenspiels aller Betei- 
ligten eine befriedigende gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung, xmd nunmehr vor allem auch 
eine befriedigendere Beschäftigungsentwicklung, 
zustande kommen kann. 

324. Basis der Zuversicht, daß es in den kommen- 
den Jahren gelingen kann, auch beim Beschäfti- 


gungsziel voranzukommen, ist die Diagnose, deü3 
die Voraussetzungen für eine langgezogene wirt- 
schaftliche Aufwärtsbewegung mit durchgängig po- 
sitiven, wenn auch nicht Jahr für Jahr gleich gro- 
ßen Wachstumsraten stark verbessert sind 

— durch den Erfolg bei der Eindämmung der Infla- 
tion, 

— durch die Erfolge bei der Konsolidierung der 
Staatsfinanzen mit der Möglichkeit einer baldi- 
gen deutlichen Senkung der Steuerlast, 

— durch die weitgehend inflationsfreie Verarbei- 
tung einer realen Abwertung der D-Mark. 

Diese gute Basis bietet eine Chance. Die Chance 
muß erst noch genutzt werden. Sie heißt: mehr Ex- 
pansion bei Stabilität, dauerheift wegen Stabilität. 
Sie ist in erster Linie zu nutzen durch die Wirt- 
schaft, sie ist aber auch eine Chance für die Wirt- 
schaftspolitik. 

325. Unter den Verbesserungen der Ausgangsba- 
sis für die kommenden Jahre ist der Erfolg in der 
Inflationsbekämpfung wahrscheinlich der wichtig- 
ste, In der Inflationsneigung einer Volkswirtschaft 
werden regelmäßig deren gesamtwirtschaftliche 
Widersprüche manifest sowie die Einübung, solche 
Widersprüche nicht zu lösen, sondern zu vertagen. 
Mit abnehmender Inflationsgewöhnung, mit dem 
Wiederaufbau des Vertrauens in die Möglichkeit 
eines stabileren Geldwerts, mit dem Abbau der in- 
flationsträchtigen Verspannungen, die in der Fi- 
nanzpolitik und der Lohnpolitik begründet lagen, 
wird die Wirtschaftspolitik wieder freier, werden 
ihre Wirkungsmöglichkeiten größer. Es geht auch 
um den nicht zu überschätzenden Vorteil einer all- 
mählich wieder wachsenden Bereitschaft in der 
Wirtschaft, darauf zu setzen, daß die Zeit großer 
gesamtwirtschaftlicher Widersprüche erst einmal 
vorüber ist 

326. Vor allem für die Geldpolitik hat sich die wirt- 

schaftspolitische Szene grundlegend verändert. Die 
Aufgabe einer weiteren Senkung der Inflationsrate 
tritt für die Notenbank zurück hinter der Aufgabe, 
das Erreichte zu bewahren. Man mag dies für einen 
nur graduellen Unterschied halten. Er kann sich 
jedoch als mehr erweisen, und dies aus verschie- 
denen Gründen: < 

— Senkung der Inflationsrate muß konjunkturelle 
Aufwärtsbewegung nicht ausschließen. Die Jah- 
re 1975 bis 1978 sowie 1983 bis 1984 sind hierfür 
Beispiele, ebenso die Erfahrung der Vereinigten 
Staaten seit dem Herbst 1982. Aber eine mittel- 
fristig nötige Verlangsamimg der Geldmengen- 
expansion, wie sie die Inflationsbekämpfung er- 
fordert, ist doch eine Bedingung, unter der sich 
wirtschaftliche Dynamik weniger leicht entwik- 
kelt als bei einer Zunahme des Greldangebots, 
wie sie möglich wird, wenn eine Volkswirtschaft 
des schleichenden Gifts der Inflation entwöhnt 
worden ist. 

— Hinzu kommt: An und für sich gehört zur wir- 
kungsanalytischen Philosophie des Konzepts 


168 



Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Drucksache 10/2541 


einer mittelfristig orientierten, möglichst steti- 
gen Geldmengenausweitung, daß bei einer unge- 
planten Senkung beziehungsweise Minderstei- 
gerung des Preisniveaus (etwa im Zusammen- 
hang mit einer Konjunktur schwäche und zu- 
rückhaltender Lohnpolitik) trotz der daraus re- 
sultierenden Erhöhung der realen Geldmenge 
die Ausweitung des nominalen Geldangebots 
der Notenbank unverändert bleibt, so daß die 
insoweit reichlichere Geldversorgung neuen 
konjunktxirellen Auftrieb bewirken kann. Wäh- 
rend einer Phase der Inflationsbekämpfung 
muß sich indes selbst eine Notenbank, die die 
Entwöhnung von der Inflation nicht forciert, im 
Prinzip von dem Ziel leiten lassen, die Infla- 
tionsrate ständig weiter zu senken. Sie sieht da- 
her Grund, im Falle einer ungeplant starken 
Mindersteigerung des Preisniveaus anschlie- 
ßend das zusätzliche Geldangebot entsprechend 
nach unten anzupassen. Angesichts der Unsi- 
cherheit bei der Vorausschätzung des im Falle 
einer Inflationsgewöhnung noch für unvermeid- 
lich zu haltenden weiteren Anstiegs des Preis- 
niveaus, der einer der Bestimmungsfaktoren der 
Geldmengenpolitik ist, kann es wohl auch nicht 
anders sein. Dieses Anpassen der Geldmengen- 
ausweitung an die tatsächliche Entwicklung, ge- 
leitet von dem Ziel, die Inflationsrate zwar nicht 
überstürzt, aber doch Schritt für Schritt zu sen- 
ken, bedeutet dann allerdings, daß der Wirt- 
schaft der Vorzug eines (automatischen) An- 
stiegs der realen Geldmenge vorenthalten wird, 
auf den sie nach dem Konzept einer objektivier- 
ten Geldversorgung eigentlich Anspruch hat, 
wenn es zu einer ungeplant starken Minderstei- 
gerung des Preisniveaus kommt. 

— Schließlich; Die Sorge vor Rückfällen während 
des Prozesses der Entwöhnung von der Inflation 
verringert auch sonst den Spielraum der Greld- 
politik. Sie kann auf plötzliche Störungen, die 
einen inflatorischen Impuls enthalten, etwa eine 
reale Abwertung der Währung, nicht so gelassen 
reagieren, wie es das Konzept einer mittelfristig 
orientierten, möglichst stetigen Geldmengenaus- 
weitung unter normalen Umständen verlangte. 
Ein Beispiel hierfür ist die stabilitätspolitisch 
äußerst schwierige Phase im Anschluß an den 
Ölpreisschock der Jahre 1979/80, der zusammen 
mit den binnenwirtschaftlichen Fehlentwicklun- 
gen zu einer — auch vom Sachverständigenrat 
nachdrücklich befürworteten — scharf restrikti- 
ven Geldpolitik Anleiß gab, als zu allem anderen 
ein Wechselkursverfall der D-Mark hinzukam. 
Es gehört bis heute zur Kritik an der damals 
gewählten massiven Abweichung vom vorange- 
kündigten Geldmengenziel, deiß die Bundesbank 
darauf hätte vertrauen sollen, es werde auch 
ohne monetäre Restriktion nicht zu der befürch- 
teten Anpassungsinflation bei Löhnen und in- 
ländischen Güterpreisen kommen. Doch solches 
Vertrauen wäre zu jener Zeit nicht gedeckt ge- 
wesen durch Erfahrung. 

Nach vorn blickend darf man festhalten: Diese Be- 
lastungsfaktoren der Geldpolitik werden in den 

kommenden Jahren eine untergeordnete Rolle spie- 


len, sie können sogar entfallen, wenn alle achtsam 
sind. 

— Wir könnten den Prozeß der Verlangsamung der 
Geldmengenausweitung beenden, auch ohne daß 
volle Stabilität des Preisniveaus erreicht ist. 

— Wir könnten das Ziel einer mittelfristig norma- 
len stetigen Geldmengenexpansion konsequen- 
ter verfolgen, könnten der Wirtschaft die schon 
immer gemeinte Wohltat einer mit Stabilisie- 
rungserfolgen automatisch zunehmenden realen 
Geldmenge auch tatsächlich zukommen lassen. 

— Wir könnten es uns leisten, wie schon 1984, die 
Geldpolitik mit mehr Robustheit gegenüber 
außenwirtschaftlichen Störungen zu führen als 
in früheren Jahren. 

327 , Freilich bleibt weiterhin gültig: Die Geldpoli- 
tik hat nicht unter ihrer Kontrolle, ob eine etwas 
reichlichere Geldversorgung vor allem zur Finan- 
zierung erhöhter Preissteigerungen oder vor allem 
zur Finanzierung von mehr Produktion genutzt 
wird. Deshalb ist eine straffe Geldpolitik, die sich 
nicht in Abhängigkeit von der Finanzpolitik und 
der Lohnpolitik begibt, unverändert zu fordern. 
Aber die Einübung von stabilitätsgerechterem Ver- 
halten auf seiten der Finanzpolitik und der Lohn- 
politik kann doch die Zwangslagen vermeiden hel- 
fen, in welche die Geldpolitik immer wieder geraten 
ist. 

Auf der anderen Seite liegen vor allem für die 
Lohnpolitik die Vorteile auf der Hemd. Der positive 
beschäftigungspolitische Impuls einer zurückhal- 
tenden Lohnpolitik wird stärker wirksam, wenn die 
Geldpolitik nicht mehr danach trachten muß, um 
einer Senkung der Inflationsrate willen die mone- 
täre Expansion gleichschrittig mit der Entlastung 
beim Kostenniveau zu verlangsamen. Anders ge- 
wendet: In den vergangenen Jahren mußte der be- 
schäftigungspolitische Beitrag der zurückhaltenden 
Lohnpolitik zunächst einmal zu einem erheblichen 
Teil ein Beitrag sein, der über die Erfolge bei der 
Inflationsbekämpfung wirksam wurde; nur zum 
restlichen Teil war es ein Beitrag zu einer unmittel- 
baren Verbesserung der Beschäftigungsbedingun- 
gen. Dies könnte sich ändern, wenn die Notenbank 
bei der jetzt sehr niedrigen Geldentwertungsrate 
die Geldmengenausweitung nicht weiter verringert. 
Ohne Risiko wäre dies für die Geldpolitik freilich 
nicht. Sie müßte darauf vertrauen können, daß die 
Lohnpolitik vorläufig auf dem in den letzten Jahren 
eingeschlagenen Pfad bleibt und daß die Unterneh- 
men solche Bedingungen zum Anlaß nehmen, vor 
allem mehr zu investieren und zu produzieren, statt 
bei zunehmender Nachfrage vor allem die Preise zu 
erhöhen. 

328 . Die starke Senkung der Inflationsrate hat 
auch unmittelbar positive Folgen für die Wirtschaft. 
Für die Unternehmen verliert das Problem der Be- 
steuerung inflationsbedingter Scheingewinne an 
Bedeutung. Und da die Regeln über beschleunigte 
Abschreibungen diesem Problem schon entgegen- 
wirken, ja für große Teile des Anlagevermögens, je 
nach Nutzungsdauer, im Falle einer Inflationsrate 
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von 2 vH bis 3 vH einen vollen Ausgleich bringen, 
bedeutet der neuerliche Stabilisierungserfolg, daß 
die geltenden steuerlichen Regeln statt der frühe- 
ren Diskriminierung, die sich aus der Scheinge- 
winnbesteuerung ergibt, vielfach schon eine echte 
Minderbelastung von Investitionen gegenüber kon- 
sumtiv verwendetem Einkommen mit sich bringen, 
was wachstumspolitisch dringend erwünscht ist 

Außerdem hat eine Stabilisierung der längerfristi- 
gen Erwartungen regelmäßig zur Folge, daß die Be- 
reitschaft zur längerfristigen Kapitalbindung zu- 
nimmt Das ist wichtig für die innere Stabilität der 
Wirtschaft. 

Dem steht leider gegenüber, daß die Zinsen dem 
Sinken der Geldentwertungsrate bisher nicht voll 
gefolgt sind. Das hat Auslandseinflüsse zur Ur- 
sache, möglicherweise aber auch die Tatsache, deiß 
die Inflationsgewöhnung in den Erwartungen der 
Menschen noch nicht voll überwunden ist Selbst 
wenn es zutreffen sollte, daß die Volkswirtschaft 
dauerhaft mit einem Realzins zurechtkommen 
muß, der gegenüber dem, was vor der letzten Hoch- 
zinsperiode als normal galt, deutlich höher ist — 
zum Beispiel bei 4% liegt oder sogar noch etwas 
darüber — , ist bei einer Inflationsrate von 2 vH ein 
Nominalzins am Kapitalmarkt von 7 ^/ 2 % hoch zu 
nennen. Gewiß hat die Lohnpolitik die Anpassung 
der Volkswirtschaft an einen dauerhaft erhöhten 
Zins wesentlich vorankommen lassen. Aber für ei- 
nen so starken Anstieg hat sie doch keinen vollen 
Ausgleich geboten (Ziffern 184 ff.). Außerdem kann 
sie diesen Ausgleich ohnehin nicht allenthalben 
verschaffen, vor allem dort nicht, wo Lohnkosten 
eine untergeordnete Rolle spielen und die Kapital- 
kosten eine dominierende, wie etwa in der Woh- 
nungswirtschaft (Ziffern 90 ff.). Den Strukturwan- 
del, der nötig ist, wenn sich die Volkswirtschaft an 
einen dauerhaft erhöhten Zins anpassen muß, hat 
die Lohnpolitik zu erleichtern; sie hat ihn nicht zu 
verhindern. 

329. Neben dem Erfolg der Inflationsbekämpfung 
steht der Erfolg beim Konsolidieren der öffentli- 
chen Haushalte, mag dieser auch durch den bemer- 
kenswerten Rückgang der Defizitzahlen überzeich- 
net sein, da sich mit dem progressionsbedingten 
Anstieg der volkswirtschaftlichen Steuerquote ein 
unabweisbarer Bedarf an Steuersenkungen auf- 
staut. 

— Dieser Erfolg entlastet die Kapitalmärkte und 
erweitert den Spielraum für lohnende private 
Ausgaben, namentlich für Investitionen. 

— Der Staat, der sich von den beschleunigt steigen- 
den Zinsverpflichtungen zunehmend einge- 
mauert sah, kann hoffen, wenigstens nach und 
nach seine Handlungsfähigkeit zurückzugewin- 
nen. Hierzu gehört auch die Handlungsfähigkeit 
(und Wirkungsmöglichkeit) für künftige kon- 
junkturpolitische Notfälle. 

— Absehbar ist das Ende zumindest der Phase der 
Konsolidierungspolitik, der durch eine rasche 
Rücknahme hoher expansiver Impulse der öf- 


fentlichen Haushalte beziehungsweise durch 
einen restriktiven Impuls gekennzeichnet ist 

— Der Abbau der strukturellen Defizite wurde zum 
überwiegenden Teil durch eine Eindämmung 
der Ausgabendynamik geschafft, nur zum gerin- 
geren durch eine erhöhte Steuerbelastung. Das 
bedeutet eine echte Senkung der Kosten der 
Staatstätigkeit 

— Wird dieser Kurs der Ausgabenpolitik wie ge- 
plant beibehalten, so entsteht Spielraum für 
eine Senkung der Grenzbelastung der Einkom- 
men, die über einen bloßen Ausgleich für die 
inzwischen (progressionsbedingt) gestiegene 
Steuerlast deutlich hinausgeht Der Spielraum 
wird noch größer, wenn Möglichkeiten zu einer 
Umstrukturierung des Steuersystems genutzt 
werden. 

Im ganzen wird sich dies nicht nur über die Ange- 
botsseite der Volkswirtschaft vorteilhaft auswirken, 
sondern direkt oder indirekt auch über die Nach- 
frageseite. 

330. Nach wie vor gibt es gleichwohl das Verlan- 
gen, den Konsolidierungsprozeß angesichts der fort- 
bestehenden gravierenden Beschäftigungspro- 
bleme abzubrechen und die Finanzpolitik alsbald 
wieder auf einen expansiven Kurs umzustellen. 

Gegen eine Finanzpolitik, die den Konsolidierungs- 
kurs 1985 fortsetzt und erst 1986 — mit Steuersen- 
kungen — neue Impulse setzt, wird vorgebracht: 

— Energische Maßnahmen zur Bekämpfung der 
bedrückend hohen Arbeitslosigkeit können 
nicht länger vertagt werden. Eine faire Abwä- 
gung der gesamtwirtschaftlichen Ziele müsse 
dem Beschäftigungsziel Vorrang geben. 

— Die wirtschaftspolitische Strategie der letzten 
Jahre verspreche auch für die absehbare Zu- 
kunft keine befriedigenden Fortschritte bei die- 
sem Ziel. Mag auch die konjunkturelle Situation 
ein herkömmliches Konjunkturprogramm mit 
dem Zweck einer Initialzündung unnötig er- 
scheinen lassen, so erfordere doch die längerfri- 
stige Natur des Beschäftigungsproblems mehr 
als Vertrauen auf den Fortgaing einer mäßig 
starken konjunkturellen Aufwärtsbewegung. 

— Beschäftigungspolitische Maßnahmen dürfen 
auch deshalb Geld aus öffentlichen Kassen 
kosten, weil sie zugleich die Kosten der Arbeits- 
losigkeit senken helfen. 

— Es gebe dringende öffentliche Aufgaben, die zu- 
rückhängen — etwa im Bereich des Umwelt- 
schutzes. Dies erlaube es, selbst ein groß dimen- 
sioniertes Ausgabenprogramm zugleich von da- 
her und von der höhen beschäftigungspoliti- 
schen Aufgabe her zu begründen. 

— Öffentliche Ausgaben seien wirksamer als Steu- 
ersenkungen und kosten doch nicht mehr Geld. 

Aus den zuvor unter Ziffer 329 zusammengefeißten 
und schon an anderer Stelle dieses Gutachtens aus- 
führlicher dargelegten Gründen ist der Sachver- 
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ständigenrat anderer Auffassung hinsichtlich der 
Bedeutung, auch der positiven beschäftigungspoliti- 
schen Bedeutung, einer Konsolidierung der öffent- 
lichen Haushalte sowie einer parallelen Senkung 
von Staatsausgaben und Steuern. Umgekehrt teilt 
er nicht die Vorstellung, zusätzliche Staatsausga- 
ben hätten mehr als kurzfristig günstige Beschäfti- 
gungswirkungen (Ziffer 294). Er hält es außerdem 
für eine wichtige Frage der Glaubwürdigkeit, die 
ihrerseits wiederum die Wirkungsmöglichkeiten 
der Wirtschaftspolitik im ganzen berührt, ob der 
Staat eine von ihm auf mehrere Jahre angelegte 
Sanierung seiner Finanzen zu Ende führt oder 
nicht. Und die Konsolidierungsaufgabe ist eben 
nicht erfüllt, wenn man nicht zumindest den allseits 
für unabweisbar gehaltenen und sich weiter auf- 
stauenden Bedarf an Steuersenkungen mitbedenkt. 
Die Konsolidierungspolitik im Jahre 1985 ist nicht 
zuletzt als Vorlauf zu den für 1986 geplanten Steuer- 
senkungen zu sehen. Günstige Ankündigungswir- 
kungen sind schon für das kommende Jahr zu er- 
warten. Das Problem einer Durststrecke bis zum 
Inkrafttreten der geplanten Steuersenkungen, auf 
der es nicht nur an expansiven Impulsen der 
Finanzpolitik fehlte, sondern sogar kontraktive Im- 
pulse gäbe, stellt sich im übrigen auch deshalb 
nicht, weil nach Einschätzung des Sachverständi- 
genrates die konjunkturelle Aufwärtsbewegung ge- 
festigt genug erscheint, auch solche kontraktiven 
Impulse zu ertragen. Daher kann und sollte alles 
unterbleiben, auch beschäftigungspolitisch, was al- 
lein kurzfristig und nicht zugleich längerfristig ge- 
rechtfertigt erscheint. 

Auf Ausgabenprogramme verzichten, die den Na- 
men Beschäftigungsprogramm tragen, heißt ja 
nicht beschäftigungspolitisch die Hände in den 
Schoß legen. Alle Wirtschaftspolitik ist heute we- 
sentlich von daher zu begründen, daß sie die Bedin- 
gungen für mehr Beschäftigung verbessert Um in 
diesem Sinne Beschäftigungspolitik zu sein, muß 
sie aber nicht unmittelbar am Einstellen und Ent- 
lassen von Beschäftigten ansetzen. Sie sollte es so- 
gar nicht, will sie nicht große Gefahr laufen, mittel- 
bar und auf die Dauer mehr zu verlieren, als sie 
unmittelbar und auf kurze Sicht gewinnt. 

331 . Ein Mitglied des Sachverständigenrates, Die- 
ter Mertens, schätzt angesichts -der inzwischen er- 
reichten Konsolidierung die Chancen und Risiken 
einer alsbald zu beschließenden Abkehr von der 
Politik sehr niedriger Zuwächse bei den Staatsaus- 
gaben teilweise anders ein. Nachdem die ernst zu 
nehmenden, aber eher psychologisch als ökono- 
misch zu fassenden Gefahren einer hohen Staats- 
verschuldung einigermaßen gebannt erscheinen, 
sollte es möglich sein, mit sorgfältig gewählten un- 
mittelbar beschäftigungswirksamen Maßnahmen, 
bei denen sich die von der Ratsmehrheit hervorge- 
hobenen Risiken durchaus bedenken ließen, das 
kurzfristig Erforderliche und das langfristig Unum- 
gängliche besser zu vermählen. Hierauf sollte sich 
die wirtscheiftspolitische Diskussion und vor allem 
die wirtschaftspolitische Phantasie vorurteilsfrei 
konzentrieren. Die Notwendigkeit gesunder Staats- 
finanzen ist außer Streit. 

Soweit die Meinung dieses Ratsmitglieds. 


332 . In das Bild einer geldwertpolitisch, finanz- 
politisch und lohnpolitisch entspannten Situation 
fügt sich zwanglos ein, daß auch die außenwirt- 
schaftliche Lage zu großen Klagen keinen Anlaß 
gibt. Zwanglos fügt es sich ein, weil Spannungen an 
anderer Stelle der Volkswirtschaft immer auch in 
außenwirtschaftlichen Störungen bemerkbar wer- 
den. 

Das heißt nicht, daß es überhaupt keinen Anleiß zu 
Klagen gäbe. Es soll insbesondere nicht heißen, die 
außenwirtscheiftliche Konstitution der Bundesrepu- 
blik sei so gut wie ihre Wettbewerbsfähigkeit im 
internationalen Handel bei den derzeit gegebenen 
Wechselkursen. Hier sind angesichts des unge- 
wöhnlichen Dollarkurses merkliche Abstriche zu 
machen. Die im Außenhandel tätigen oder im übri- 
gen von der Dollarstärke betroffenen Unternehmen 
sehen das wohl auch nicht anders und gründen ihre 
längerfristigen Produktionspläne nicht auf die Fort- 
dauer einer insoweit illusionären Wettbewerbsfä- 
higkeit. Starke Ermunterung verdient hingegen die 
Einstellung, die gegenwärtig guten Erträge im Aus- 
landsgeschäft müßten umgehend genutzt werden, 
die Wettbewerbsfähigkeit für künftige, wechsel- 
kursmäßig weniger günstige Zeiten zu sichern. 

Störend an dem Wechselkurs der D-Mark gegen- 
über dem Dollar ist freilich nicht allein, daß dieser 
nun schon seit längerem in keiner Weise mehr als 
Marktsignal für dauerhafte Wettbewerbsfähigkeit 
und damit für chancenreiche Investitionen in künf- 
tige Absatzmöglichkeiten brauchbar ist. Der kurz- 
fristig wichtigere negative Gegenposten zu der tem- 
porär erhöhten Wettbewerbsfähigkeit ist die Ver- 
teuerung der Einfuhr, also die Erhöhung des 
Kostenniveaus der Volkswirtschaft, die sich daraus 
ergibt und im Prinzip auch immer die Gefahr neuer 
inflatorischer Impulse enthält. 

Dabei ist zwar zu bedenken, deiß der direkte Einfluß 
des starken Dollar auf unsere Einfuhrpreise oft 
übertrieben groß dargestellt wird, namentlich was 
die Rohstoffpreise angeht (Ziffer 166). Mit Ein- 
schränkungen gilt aber das, was hier zum Dollar- 
kurs zu sagen war, auch für die Wechselkurse der 
Währungen der wichtigsten anderen Handelspart- 
ner der Bundesrepublik. Diese Währungen sind 
wegen der Stärke des Dollar ihrerseits weniger un- 
ter Abwertungsdruck gegenüber der D-Mark ge- 
kommen, als zu erwarten gewesen wäre. Auch hier 
haben wir es also mit einer nicht ohne weiteres für 
dauerhaft zu haltenden merklichen realen Abwer- 
tung der D-Mark zu tun (Ziffer 45). 

333 . Im übrigen sind Auslandseinflüsse, die über 
die Wechselkurse laufen, und Auslandseinflüsse, 
die über die Zinsen laufen, nicht getrennt zu sehen. 
Internationaler Handel und internationaler Kapi- 
talverkehr gehören zusammen. Unter den Einflüs- 
sen, die von den Vereinigten Staaten seit längerer 
Zeit ausgehen, ist der Kapitalverkehr sogar offen- 
sichtlich in der Führungsrolle. Und so wie Kapital- 
export und Ausfuhrüberschüsse zusammengehö- 
ren, so derzeit auch attraktive Dollarzinsen und 
hohe Einfuhrpreise — genauer: eine schlechte reale 
Austauschrelation mit dem Ausland. Denkt man. 
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was die Zinsen angeht, vor allem an die hohen Zins- 
erträge aus dem Kapitalexport, so bilden sie inso- 
weit einen Gegenposten für die schlechte reale Aus- 
tauschrelation. Denkt man an die Rückwirkungen 
im Inland, so sind neben der Verteuerung der Ein- 
fuhr (soweit nicht durch hohe Zinserträge gedeckt) 
die zinssteigernden Einflüsse und die damit einher- 
gehenden negativen Einflüsse auf die zinsabhängi- 
gen Inlandsausgaben, namentlich die Investitionen 
und hier wieder insbesondere die Bauinvestitionen 
der eigentliche Preis, der für die Exporterfolge zu 
zahlen ist, soweit diese wechselkursbedingt sind. 
Kein geringer Preis. 

Damit sollte zugleich klar sein, daß von einer Kor- 
rektur des Dollar-Kurses vor allem Gutes zu erwar- 
ten ist. Es wäre die Beendigung eines kreditfinan- 
zierten Sonderschlußverkaufs von Waren im Han- 
delsverkehr vor allem mit Amerika, zugleich ver- 
bunden mit einer Normalisierung der Investitions- 
bedingungen im Inland. Gewiß, ein Schlußverkauf 
hat seine Vorteile. Aber möglichst bald sollte man 
sich doch wieder aufs dauerhafte Geschäft und vor 
allem auf dessen Verbesserung konzentrieren kön- 
nen, das heißt aufs Investieren. 

Wann die abnormen Verhältnisse am internationa- 
len Kapitalmarkt und an den Devisenmärkten be- 
endet sein werden, hängt davon ab, wie lange der 
Nachfragesog am amerikanischen Kapitalmarkt 
noch anhält, nicht weniger aber auch davon, wie 
sich die Bereitschaft der Kapitalanleger in aller 
Welt (einschließlich Amerikas) entwickelt, ihr Geld 
in Amerika und nicht eher anderswo anzulegen. 
Darauf hat jedes einzelne Land Einfluß. Gute Wirt- 
schaftspolitik und gute Aussichten für die wirt- 
scheiftliche Entwicklung werden am internationalen 
Kapitalmarkt durch ein Zinsgefälle belohnt. Für die 
Bundesrepublik ist es schon nicht klein. Aber es 
darf noch größer werden. 

334. Zu guter Wirtschaftspolitik ist man gewiß 
auch gerade durch die Vereinigten Staaten, durch 
ihre Wirtscheiftspolitik und ihre kraftvolle wirt- 
schaftliche Aufwärtsentwicklung herausgefordert, 
von dem alle anderen Länder beschämenden Erfolg 
in der Beschäftigungsentwicklung ganz zu schwei- 
gen. Doch Herausforderung kann nicht ohne Ein- 
schränkung heißen Aufforderung zum Nachma- 
chen. 

Positiv aufzunehmen ist allemal der Teil der ameri- 
kanischen Herausfordenmg, der in der Verbesse- 
rung der Wachstumsbedingungen liegt. Das betrifft 
viele Problemfelder und gewiß großenteils solche, 
auf denen jedes einzelne Land den ihm gemäßen 
Weg finden muß. Fraglich erscheint allerdings, ob 
jedes einzelne Land, will es seine Interessen wah- 
ren, auch frei ist bei der steuerlichen Behandlung 
von Investitionen, frei also, hier einen ganz und gar 
anderen Weg zu gehen als die Vereinigten Staaten. 
In Amerika sind Standards gesetzt worden, die je- 
der in Rechnung stellen muß, der im internationa- 
len Wettbewerb um Kapital mithalten will (Ziffern 
12 ff.). In jedem Falle sollte man die amerikanische 
Entwicklung als Beispiel dafür nehmen, daß Bedin- 


gungen, die eine hohe Rentabilität der Investitionen 
begünstigen, wohl schlechterdings nicht zu ersetzen 
sind. Soweit zum besseren Teil der amerikanischen 
Wirtscheiftspolitik. Der schlechtere Teil — das rie- 
sige Staatsdefizit und in dessen Gefolge ein riesiges 
Leistungsbilanzdefizit — hat zwar den amerikani- 
schen Gesamterfolg bisher nicht verhindert, mög- 
licherweise sogar begünstigt. Vermutlich könnte 
sich aber kein anderes Land eine solche Vorstel- 
lung leisten, ohne an den internationalen Kapital- 
märkten sanktioniert zu werden. Auch alle zusam- 
men könnten nicht den gleichen Weg gehen. Es 
gehört zum berechtigten Teil der verbreiteten Kla- 
gen über die Vereinigten Staaten, daß sie, obwohl 
Führungsmacht, eine Wirtschaftspolitik treiben, die 
wegen ihrer Defizitfolgen bei den Staatshaushalten 
nicht verallgemeinerungsfähig ist. Die übrigen In- 
dustriestaaten haben sich der Einsicht gebeugt, daß 
die öffentlichen Defizite reduziert werden müssen, 
im jeweiligen nationalen Interesse, aber auch im 
gemeinsamen Interesse. Das Erfordernis einer 
stark erhöhten Investitionstätigkeit in der privaten 
Wirtschaft, an der ein solches gemeinsames Inter- 
esse besteht, verlangt dies. Von daher verbietet sich 
ein internationaler Wettbewerb der Wirtschaftspoli- 
tik nach amerikanischem Muster. Ein einzelnes 
Land kann trotz hoher Staatsdefizite seine Investi- 
tionen finanzierbar halten durch Verdrängung von 
Investitionen anderer. Alle können dies logischer- 
weise nicht. Es überzeugt ebensowenig, wenn dar- 
auf verwiesen wird, daß Amerika, indem es durch 
Staatsverschuldung Investitionen anderer ver- 
drängte, ihnen Exportnachfrage schenkte. Dies ist 
kein Weg aus der Arbeitsplatzlücke in aller Welt. 

Man mag indes hoffen, daß Amerika gelingt, was 
man dort „soft landing“ — eine weiche Landung — 
nennt: allmählicher Abbau der öffentlichen Defizite, 
allmählicher Übergang zu normaler wirtschaft- 
licher Expansion, allmählicher Abbau der Lei- 
stungsbilanzdefizite, verbunden mit allmählichem 
Sinken der Zinsen und des hohen Dollarkurses. 
Wenn gleichzeitig Europa von innen heraus wirt- 
schaftlich erstarkte, wäre dies gewiß ein sehr wün- 
schenswerter Ablauf, auch für die übrigen Länder 
der Welt. Daß sich riesige Staatsdefizite und riesige 
Leistungsbilanzdefizite auf so ideale Weise, also 
ohne Rezession, auf ein normales Maß zurückfüh- 
ren lassen, hat freilich zunächst nur die Idee und 
nicht die Erfahrung für sich. 

335. Nimmt man alles zusammen und vernachläs- 
sigt über der Faszination des Gegenwärtigen nicht 
die Gefahren solcher strukturellen Verspannungen, 
so erscheint die Konstitution der deutschen Volks- 
wirtschaft heute nicht schlechter als die der ameri- 
kanischen. Deren Zukunft ist mit den ungelösten 
Problemen der öffentlichen Haushalte und der Lei- 
stungsbilanz vorbelastet Sie hat aber den Durch- 
bruch zu neuer Wachstumsdynamik geschafft. Die 
deutsche Wirtschaftspolitik hingegen ist in den ver- 
gangenen Jahren vor allem den Weg der Solidität 
gegangen. Sie hat damit die Vergangenheit aufge- 
räumt und eine bessere Zukunft vorbereitet, hat 
diese Zukunft aber noch nicht gewonnen. 
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Zur Aufgabenverteilung 

336. Es gilt zusammenzuhalten, was von der Wirt- 

scheiftspolitik für 1985 und danach im Rahmen 

einer Strategie für mehr und dauerhafte Expansion 

bei Stabilität zu wünschen ist. 

— Die Geldpolitik mit ihrem zwar nicht unmittel- 
bar meßbaren, aber machtvollen Einfluß auf die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung sollte den 
1984 erreichten Kurs der Neutralität beibehal- 
ten. Das darf jetzt bedeuten: Die Geldmengen- 
ausweitung wird nicht weiter verlangsamt. Der 
Wirtschaft wird angekündigt, deiß dies der Kurs 
für mehrere Jahre sein soll, solange die infla- 
tionsträchtigen gesamtwirtschaftlichen Wider- 
sprüche in Staat und Wirtschaft nicht wieder zu- 
nehmen und dadurch den für mehr Investitio- 
nen, Produktion und Beschäftigung erweiterten 
monetären Spielraum erneut verengen, bevor er 
dafür genutzt ist, wofür er gedacht ist 

— Die Finanzpolitik steht nach der Sanierung 
der Staatsfinanzen vor größeren Reformaufga- 
ben. Sie sollte den Pfad einer Expansion der 
öffentlichen Ausgaben, die deutlich schwächer 
ist, als das Sozialprodukt in den mittelfristigen 
Plandaten zunimmt, weiterverfolgen. Sie sollte 
das Ziel der Konsolidierungspolitik näher be- 
stimmen, indem sie angibt, ob künftig auch im 
Falle des konjunkturellen Gleichgewichts ein 
gewisser Teil der Staatsausgaben durch Kredite 
finanziert werden soll und gegebenenfalls ein 
wie großer Teil. Solche Entscheidungen, ergänzt 
um eine Vorstellung über das im weiteren anzu- 
strebende Tempo der Annäherung an das End- 
ziel der Konsolidierungspolitik, umreißen den 
Spielraum für Steuersenkungen, die das Konso- 
lidierungsziel nicht gefährden und keine — mög- 
licherweise unerwünschten — konjunkturellen 
Impulse in sich tragen. Das große Ziel einer 
massiven Senkung der steuerlichen Grenzbela- 
stung der Einkommen — mit oder ohne Erhö- 
hung der Verbrauchsteuern — konkurriert mit 
dem Ziel, die Staatsdefizite weiter zu senken, um 
den finanziellen Spielraum, den eine zurückhal- 
tende Ausgabenpolitik schaffen kann. Der Kon- 
flikt ist schwächer bei der Aufgabe, die Steuern, 
die auf Investitionen lasten, allgemein zu sen- 
ken beziehungsweise die Risikobeteiligung des 
Staates im Steuersystem näher an dessen Er- 
tragsbeteiligung heranzubringen, wenn zugleich 
spezielle Subventionen und Steuervergünstigun- 
gen abgebaut werden. Die Reform der Gemein- 
desteuern, die einen großen zeitlichen Vorlauf 
braucht, sollte auf der Tagesordnung bleiben. 

— Die Lohnpolitik mit ihrem entscheidenden 
Einfluß auf die Entwicklung von Kosten, Gewin- 
nen und Gewinnerwartungen sollte ihren Kurs 
mäßiger Nominallohnsteigerungen, den sie in 
den vergangenen Jahren gefunden hat, fortset- 
zen. In der Arbeitszeitpolitik sollten die Tarif- 
vertragsparteien den Weg zu einer größeren 
Flexibilisierung der Arbeitszeit ausbauen. Mehr 
Phantasie ist nötig, neue Wege zu konsensfähi- 
gen Formen einer größeren Lohndifferenzie- 


rung zu finden. Die Lohnpolitik würde damit 
ihren Teil beitragen, daß der von der Geldpolitik 
zu schaffende monetäre Spielraum möglichst 
stark für mehr Produktion und Beschäftigung 
genutzt wird. Etwa zunehmenden Sorgen, sie 
würden im Verteilungsstreit mehr und mehr 
hintan geraten, wenn mit der Annäherung an 
eine hohe Kapazitätsauslastung der Spielraum 
der Unternehmen für Preiserhöhungen größer 
wird, müssen die Arbeitnehmerorganisationen 
vor allem mit dem Drängen auf eine Wettbe- 
werbspolitik und Handelspolitik begegnen, die 
die Märkte offen hält und weiter öffnet, zumal 
zum Ausland hin; unter dem Schutz und unter 
der Beschränkung einer auf Stabilität bedach- 
ten Geldpolitik können und müssen sie es ver- 
meiden, auf solche Sorgen mit Lohnforderungen 
zu antworten, die der Preis-Lohn-Spirale eine 
neue Drehung nach oben gäben (statt wie in den 
vergangenen Jahren nach unten). Eine ungedul- 
dige oder aus verteilungspolitischer Enttäu- 
schung aggressive Lohnpolitik würde auch dem 
dynamischen Wettbewerb schaden, indem sie zu 
vielen Unternehmen neue Investitionspläne ver- 
leidete, die um der Ausweitung der Kapazitäten 
und einer größeren Wachstumsdynamik willen 
unverzichtbar sind. Ohne eine prinzipiell posi- 
tive Einstellung zu den Gewinnen in den Unter- 
nehmen, in denen man beschäftigt bleiben oder 
beschäftigt werden will, geht es nicht. 

Die Außenwirtschaftspolitik muß mit unver- 
minderter Energie internationalen Neigungen 
zum Protektionismus entgegentreten, ja sie darf 
sich weder durch entgegenstehende inländische 
Interessen noch durch die weltweiten Rück- 
schläge davon abhalten lassen, auf eine große, 
auf Liberalisierung gerichtete internationale 
Anstrengung zu dringen. Mehr internationale 
Arbeitsteilung bedeutet mehr Beschäftigung für 
alle, nicht weniger. Ohne sie wird es eine ausrei- 
chend starke Wachstumsdynamik nicht geben. 

Die Strukturpolitik sollte energischer werden 
in der Bekämpfung von Steuerungsfehlern im 
Marktsystem: in der Beseitigung von Wettbe- 
werbsverzerrungen, Regulationen und Marktzu- 
gangsbeschränkungen, die einen dynamischen 
Wettbewerb behindern oder gar ausschließen, 
im Abbau von Subventionen, die zwar gezielt an 
einer Reihe von Stellen die Kosten senken, sie 
aber gesamtwirtschaftlich erhöhen und vor al- 
lem das Wettbewerbsfähige, das Zukunftsträch- 
tige zugunsten des nicht mehr Wettbewerbsfähi- 
gen diskriminieren und oftmals ebenfalls krank 
werden lassen. Sie sollte helfen, den Umwelt- 
schutz beschäftigungspolitisch zur Chance statt 
zur Last werden zu lassen. Sie sollte das Kapital 
nicht lenken, sondern verhindern, daß es durch 
Begünstigungen oder Diskriminierungen gerade 
dorthin geführt wird, wo es zur Schließung der 
gesamtwirtschaftlichen Arbeitsplatzlücke be- 
sonders wenig beiträgt. Und sie muß schließlich 
in der Regionalpolitik versuchen, die altindu- 
striellen Regionen aus ihrer Strukturschwäche 
herauszuführen. 
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— Die Arbeitsmarktpolitik hat trotz ihrer im all- 
gemeinen nur flankierenden Rolle in der Be- 
schäftigungspolitik eine Aufgabe von zunächst 
weiter wachsender Bedeutung. Sie soll das Mög- 
liche tun, die Situation und die Alternativen de- 
rer zu verbessern, die sonst im Wettbewerb mit 
anderen auch in den kommenden Jahren vom 
Arbeitsmarkt eine faire Erwerbschance nicht 
geboten bekommen. 

337. Bei einer solchen Aufgabenteilung, verläßlich 
befolgt, kommen die einzelnen Politikbereiche nicht 
in Konflikt miteinander. Im Gegenteil, sie unter- 
stützen sich gegenseitig, und nirgendwo muß be- 
fürchtet werden, die Aktion des anderen zerstöre 
die Erfolgserwartung, die sich mit dem eigenen 
Handeln verbindet. Alle zusammen sind sie auf die 
Chancen für einen höheren Beschäftigungsstand 
ausgerichtet. Die Notenbank stellt genügend Geld 
zur Verfügung, den Weg dahin bei Wahrung der 
Geldwertstabilität zu finanzieren. Die Lohnpolitik 
sorgt von der Kostenseite her dafür, daß das Ange- 
strebte realisiert werden kann. Die Konsolidie- 
rungspolitik verweist die Kapitalanleger auf die pri- 
vaten Investitionen. Die Steuerpolitik verstärkt die 
Anreize für die Investoren und alle anderen, die 
gebotenen Möglichkeiten auch zu nutzen. Auch die 
Gemeinden werden so gestellt, daß sie einen größe- 
ren Anreiz haben, sich am dynamischen Wettbe- 
werb zu beteiligen. Der Abbau von Subventionen, 
unnötigen Regulierungen und sonstigen Wettbe- 
werbsverzerrungen und Marktzugangsbeschrän- 
kungen beseitigt weitere Anreizstörungen, und zu- 
sammen mit einer Handelspolitik, die die Märkte 
offen hält oder weiter öffnet, zwingt er diejenigen, 
die wettbewerbsfähig sein können, zu äußersten 
Anstrengungen, gibt ihnen aber auch Aussicht auf 
Erfolg, weil nicht länger Erfolglose und Erfolgrei- 
che gleich gut — genauer: gleich schlecht — gestellt 
werden. Die gesellschaftliche Entscheidung für 
mehr Umweltschutz, soweit durch die Bereitschaft 
aller gedeckt, die Kosten zu tragen, vermehrt die 
Menge an neuen Gütern, deren Produktion lohnend 
wird. Neuen Unternehmen, neuen Gütern und Pro- 
duktionsverfahren wird zudem — weil das private 
Risiko hier größer ist als das gesamtwirtschaftliche 

— eine Starthilfe geboten im Rahmen der Förde- 
rung von Existenzgründungen und der Förderung 
von Forschung und Entwicklung, möglichst diskri- 
minierungsfrei. Und nicht zuletzt: Die Sicherung ei- 
nes scharfen Wettbewerbs, am wirksamsten durch 
robuste Liberalisierung im Außenhandel, sorgt 
nicht nur für Blffizienz, sondern auch für ein erträg- 
liches Verteilungsergebnis. Mehr sollte von der 
Wirtschedtspolitik nicht verlangt werden, aber auch 
nicht weniger. 

338. Der Sachverständigenrat verzichtet in diesem 
Jahr auf die Darlegung quantitativ formulierter Al- 
ternativen zum wirtschaftspolitischen Status quo. 
Die mit unserer Status-quo-Prognose für das Jahr 
1985 gekennzeichnete Entwicklung läßt sich mit 
einer auf die mittelfristigen Aufgaben ausreichend 
bedachten Wirtschaftspolitik heute nicht mehr 
wesentlich verbessern. Konjunkturpolitische Pro- 
gramme sind nicht angezeigt. Und was an zukunft- 
weisenden Entscheidungen zu treffen ist, die die 


wirtschaftliche Entwicklung deutlich verändern 
können, entzieht sich, soweit es um deren quantita- 
tive Wirkungen geht, gar um die bereits für das 
kommende Jahr zu erwartenden Wirkungen, den 
Möglichkeiten einer noch seriösen Vorausschau. 
Ein alsbald vollzogener Kurswechsel in der Finanz- 
politik beispielsweise schlüge sich zwar hinsichtlich 
seiner kurzfristigen Nachfragewirkungen noch in 
den für 1985 nach dem Schema der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnungen ausgewiesenen Größen 
nieder, nicht jedoch hinsichtlich der negativen 
Rückwirkungen, zumal diese vor allem später anfie- 
len. Eine Erleichterung der wirtschaftspolitischen 
Urteilsbildung könnte man sich von solchen Alter- 
nativprognosen nicht versprechen; sie würden ver- 
mutlich sogar eher in die Irre leiten. 


Eine andere Meinung 

339. Hinsichtlich wichtiger Grundzüge des wirt- 
schaftspolitischen Gesamturteils ist ein Mitglied 
des Sachverständigenrates, Dieter Mertens, ande- 
rer Auffassung: 

Die Mehrheit des Sachverständigenrates plädiert 
erneut vor allem anderen für eine Strategie, mit der 
die Angebotsbedingungen der Wirtschaft weiter 
verbessert werden sollen. Von einer solchen Strate- 
gie wird erhofft, daß sie schließlich auch das seit 
langem am meisten — und derzeit besonders weit 
— verfehlte wirtschaftspolitische Ziel, den hohen 
Beschäftigungsstand, wieder erreichbar macht, 
wenn auch in nicht angebbarem Maße und Tempo. 
Bestandteile der Strategie sind die Senkung der 
Staatsquote und die Stimulierung der privaten In- 
vestitionen, auch mit Hilfe der Begünstigung der 
Gewinne durch eine zurückhaltende Lohnpolitik 
und durch steuerliche Entlastungen, vor allem 
durch beides im Zusammenspiel. 

Die Bedeutung, die der Behutsamkeit bei staatli- 
chem und tarifpolitischem Handeln und überhaupt 
den Angebotsbedingungen auch in der gegenwärti- 
gen Lage grundsätzlich zukommt, soll keineswegs 
verkannt werden. Wer jedoch ausschließlich hierauf 
setzt, wird der außerordentlichen Herausforderung, 
welche die Beschäftigungsfrage jetzt und auf ab- 
sehbare Zeit darstellt, nicht gerecht. Es kann mit 
einer solchen Grundlinie allein die Frage nicht be- 
antwortet werden, wie gleichzeitig mit den anderen 
wirtschaftspolitischen Zielen auch ein hoher Be- 
schäftigxmgsstand gewährleistet werden kann. 

Frühere Mitglieder des Sachverständigenrates, 
Werner Glastetter und Hans-Jürgen Krupp, haben 
bereits davor gewarnt, die theoretische Plausibilität 
bestimmter Wirkungsketten, auf die man sich bei 
der Empfehlung einer Politik beruft, welche ganz 
überwiegend auf Verbesserungen der Rahmen- und 
Angebotsbedingungen gerichtet sein soll, als verläß- 
liche Gesetzmäßigkeit zu nehmen. Man kann nicht 
einfach darauf vertrauen, deiß sich die Arbeits- 
marktlage — folgt man nur dem, was solche Wir- 
kungsüberlegungen nahelegen — schließlich befrie- 
digend entwickeln werde (JG 80 Ziffern 495 ff. und 
JG 82 Ziffer 299). Nicht notwendig folgen beispiels- 
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weise aus Kostenentlastungen und höheren Gewin- 
nen bessere Gewinnerwartungen, aus diesen genü- 
gend mehr Investitionen im Inland, daraus mehr 
wirtscheiftliches Wachstum und aus diesem mehr 
Beschäftigung. Die theoretischen Darlegungen zu 
diesen Fragen brauchen hier nicht wiederholt zu 
werden, zumal auch der Rat in seiner Gesamtheit 
zur Vorsicht hinsichtlich solcher Folgerungen rät 
(Ziffern 292 und 295). 

Die Skepsis jener Ratsmitglieder ist von der Wirk- 
lichkeit bisher nicht entkräftet worden. Wie schon 
einmal Ende der siebziger Jahre sind in letzter Zeit 
wieder erhebliche, ja diesmal alle Erwartungen 
übertreffende Schritte bei der Veränderung der 
Rahmenbedingungen zu verzeichnen, sei es bei der 
Konsolidierung der Staatsfinanzen und der Rück- 
führung des Staatsanteils am Bruttosozialprodukt, 
bei der Herstellung der Preisniveaustabilität, bei 
der Beseitigung des außenwirtschaftlichen Un- 
gleichgewichts oder sei es bei der Verbesserung der 
Rentabilität der deutschen Produktion und ihrer 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit. Unterstützt 
wird diese konstitutionelle Stärkung durch eine 
kräftige Expansion des Weltmarktes sowie durch 
sinkende Zinsen. Das Wirtschaftswachstum hat 
sich beschleunigt. Die Nettoeinkommen der Arbeit- 
nehmer aber sind in realer Rechnung seit Jahren 
rückläufig; kräftige Einschnitte gab es auch bei den 
Sozialausgaben; die Gewinne stiegen beträchtlich 
und überproportional. Die Verteilung des Volksein- 
kommens hat sich entsprechend geändert. Die be- 
reinigte Lohnquote und die Sozialleistungsquote 
sinken. 

Die Arbeitsmarktlage hat sich noch bis in das Jahr 
1984 hinein verschlechtert, und trotz günstiger Wirt- 
schaftsperspektiven kann niemand — auch der 
Sachverständigenrat nicht — für die kommenden 
Jahre allein aus der weiteren Verbesserung der 
Rahmenbedingungen und Produktionsvorausset- 
zungen heraus eine durchgreifende Änderung zum 
Guten verheißen. Die mittelfristige Finanzplanung 
rechnet bei Fortsetzung des gegenwärtigen Wachs- 
tumspfades noch auf Jahre hinaus nur mit einer so 
geringfügigen Anhebung des Beschäftigungsstan- 
des, daß keine nennenswerte Verringerung der Ar- 
beitslosigkeit daraus folgt; eine Aussicht, die reali- 
stisch, wenn nicht sogar eher optimistisch sein 
könnte. Schon gibt es Stimmen, die den größten Teil 
der Arbeitslosigkeit als mit üblichen Konjunktur- 
aufschwüngen nicht mehr behebbar bezeichnen. 

Nach Meinung dieses Mitglieds kann man ange- 
sichts dieses großen gesamtwirtschaftlichen Wider- 
spruchs nun nicht mehr lange abwarten, sofern 
man sich nicht der Resignation zeihen lassen will, 
oder auch der mangelnden Vorsorge: Wenn nämlich 
der nächste weltwirtscheiftliche Schock oder auch 
nur eine Rezession im Ausmaß der letzthin erfahre- 
nen die Bundesrepublik auf dem gegenwärtigen Ni- 
veau der Arbeitslosigkeit trifft, wird diese sehr 
rasch von dort aus wieder eine neue, noch schlim- 
mere Dimension erreichen. Diese Problematik ist 
dem Rat bewußt (Ziffer 286). Aber auch ohne dies 
ist weiteres Abwarten gefährlich, weil das „Drän- 
gen auf selbstzerstörerische Lösungen“ zunimmt 
(Ziffer 301). 


Das anhaltende beschäftigungspolitische Dilemma 
gibt deshalb Anlaß nun auch streng angebotspoliti- 
sche Auffassungen zu überdenken, so wie streng 
nachfragepolitische Gedankenführungen seit den 
Erfahrungen der siebziger Jahre kritisch überprüft 
werden. 

In diesem Zusammenhang wäre es wünschenswert, 
über die Erwartungen für das nächste Jahr hinaus 
auch die mittelfristigen Perspektiven und Heraus- 
forderungen, welche diejenigen, die Verantwortung 
in der Wirtschaftspolitik tragen, in Betracht ziehen 
müssen, zu erörtern, insbesondere soweit sie — in 
den Grenzen, in denen Einschätzungen überhaupt 
möglich sind — auch rechenhaften Ausdruck finden 
können. Eine solche Darlegung ist möglich und für 
die Einordnung aktueller politischer Aufgaben und 
Entscheidungen nötig. Sie würde zeigen, daß noch 
auf geraume Zeit große Beschäftigungsdefizite 
wahrscheinlich sind, wenn nicht mehr geschieht als 
bisher. 

In der gegenwärtigen Situation — wir erwarten im- 
merhin für das nächste Jahr ein Wachstum um 3 vH 
bei sehr mäßigen Preissteigerungsraten — ist zwar 
kein grundsätzlicher wirtschaftspolitischer Rich- 
tungswechsel gefragt. Da die Beschäftigungslage 
aber weiterhin ganz unbefriedigend bleibt — nie- 
mand erwartet ja etwas Besseres — , sollten Beiträ- 
ge, welche von einer gezielten Beschäftigungspoli- 
tik, etwa durch Umweltschutzaktivitäten, und durch 
arbeitszeitpolitische Strategien geleistet werden 
können, begrüßt werden, zumal angesichts der er- 
reichten Konsolidierung, Stabilität und Rentabilität 
wieder politischer Bewegungsraum gegeben ist. 
Insbesondere zu diesen Fragen wird deshalb eine 
abweichende Meinung mitgeteilt (Ziffer 296 und 
Ziffer 331): In der Summe wird für eine pragmati- 
schere, lohnende Beiträge verschiedener Teilstrate- 
gien unbefangener einbeziehende Linie geworben, 
wenn schon Patentrezepte nichts taugen. Ratlosig- 
keit und Lethargie, die sich sonst im Hinblick auf 
die Beschäftigungsproblematik leicht allgemein 
ausbreiten könnten, dürfen ja nicht hingenommen 
werden (Ziffer 287). 

Immerhin ist der langgezogene Aufschwung der 
späten siebziger Jahre durch eine solche pragma- 
tisch gebündelte wirtschaftspolitische Aktivität mit 
erheblichen nachfragepolitischen Elementen ausge- 
löst und befördert worden. Das gleiche gilt für den 
jüngsten amerikanischen Aufschwung, und übri- 
gens auch — zieht man Maßnahmen der Investi- 
tionsförderung und der Verminderung des angebo- 
tenen Arbeitsvolumens in Betracht — für die (be- 
scheidenen) jüngsten Erfolge bei der Stabilisierung 
der Arbeitsmarktlage bei uns. 

340 . Auch die Bedeutung, die der Lohnhöhe be- 
schäftigungspolitisch zukommt, wird teilweise an- 
ders beurteilt. Dieses Mitglied ist nicht der Auffas- 
sung, daß der Frage der Lohnhöhe gegenwärtig und 
weiterhin noch die hervorragende Bedeutung zu- 
kommt, die die Ratsmehrheit ihr zumißt. Vielmehr 
bedürfte die Konzeption von der Rolle der Lohnpoli- 
tik angesichts der aktuellen Lage wohl einer Modi- 
fikation. Es kann nicht angehen, von der Lohnpoli- 
tik stets — solange Beschäftigungsprobleme beste- 
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hen — einen zentralen Beitrag zur Problemlösung 
zu erwarten, auch wenn sie einen wichtigen Beitrag 
schon seit Jahren leistet 

Wer der Lohnpolitik eine so große Verantwortung 
für die Beschäftigung zuschreibt, wie es die Mehr- 
heit tut, läßt außer acht daß die Ursachen der nied- 
rigen Beschäftigung vielfältiger Art sind; jeder ein- 
zelnen beschäftigungspolitischen Strategie für sich 
kann deshalb kaum ein durchgreifender Erfolg be- 
schieden sein. Bereits im Jahre 1980 ist von dem 
damaligen Mitglied des Sachverständigenrates, 
Werner Glastetter, darauf hingewiesen worden, daß 
die geringeren Lohnsteigerungsraten und die Ver- 
besserung der Erlös-Kosten-Relation in der zweiten 
Hälfte der siebziger Jahre den damaligen Wieder- 
anstieg der Arbeitslosenzahlen nicht verhindern 
konnten. Ähnliches ist Anfang der achtziger Jahre 
wieder zu konstatieren. 

Eine Politik, die weniger als kostenneutrale Lohn- 
steigerungen über längere Fristen für angemessen 
hielte, müßte auch mit der Gefahr rechnen, daß Ver- 
teilungsänderungen deutlich werden, während die 
Beschäftigungsprobleme sich nicht nennenswert 
verringern oder geir zunehmen, zumindest eine 
Zeitlang. Ein Stau an Verteilungskonflikten könnte 
auflaufen, der einmal nur schwer unter Kontrolle 
zu halten sein könnte. Dies kann man nicht außer 
acht lassen. 

Auch für die Empfehlung größerer Lohndifferenzie- 
rung, insbesondere zu ungunsten „einfacher Arbeit“ 
gelten — etwas anders gelagerte — verteilungspoli- 
tische, aber auch sozialpolitische Bedenken, abgese- 
hen davon, de3 es schwierig sein dürfte, eine kon- 
sensfähige Definition für „einfache Arbeit“ oder 
eine konsensfähige Beschreibung für das Merkmal 
„Anbieter von einfacher Arbeit“ zu finden. 

341 . Die Mehrheit des Rates hat sich in diesem 
Gutachten — aus wachstumspolitischen Motiven — 
auch auf steuerpolitische Vorstellungen verstän- 
digt, deren Realisierung nach Auffassung dieses 
Mitglieds weitere erhebliche Änderungen in der 
Einkommensverteilung zwischen gesellschaftlichen 
Gruppen und zwischen den verschiedenen am Pro- 
duktionsprozeß Beteiligten bedeuten würde, insbe- 
sondere, wenn man sie mit der Vorstellung zusam- 
menbringt, die Löhne sollten weniger steigen als 
kostenneutral wäre. Weiterhin würden danach die 
Gewinne stärker steigen als die Löhne; die Steuer- 
politik würde in einer großen Reform die Unterneh- 
mereinkommen günstiger behandeln, indem ver- 
schiedene Einzelkorrekturen Entlastung schüfen, 
und die Bezieher hoher Einkommen allgemein bes- 
serstellen, indem der Spitzensteuersatz bei der Ein- 
kommensteuer kräftig herabgesetzt würde; der Bei- 
trag der indirekten Steuern zum (Jesamtsteuerauf- 
kommen würde steigen. 

Die Ratsmehrheit fordert Mut hinsichtlich der Hin- 
nahme der sicheren verteilungspolitischen Konse- 
quenzen ihrer Vorschläge, auch wenn der beschäfti- 
gungspolitische Ertrag zwar plausibel gemacht, 
aber nicht konkret versprochen werden kann. Dies 
ist zwar oft die Diskussionslage bei wirtschaftspoli- 


tischen Vorschlägen, und grundsätzlich können 
auch Verteilungsstrukturen nicht fixiert werden, 
wenn wichtigere Ziele nachhaltig durch Änderun- 
gen an dieser Stelle erreicht werden können. Sol- 
chen erheblichen und mehrfachen neuerlichen Ver- 
teilungsänderungen aber, wie sie hier zur Debatte 
stehen, müßten — insbesondere in einem System 
Sozialer Marktwirtschaft — schon bald beträchtli- 
che und verläßliche Wachstums- und vor allem Be- 
schäftigungserfolge zugerechnet werden können, 
wenn sie eine realistische Diskussion erfahren sol- 
len. Plausible Überlegungen, eingebettet in einen 
bestimmten Modellzusammenhang und nur schlüs- 
sig unter zahlreichen Hypothesen (beispielsweise 
über unternehmerisches Verhalten), und begründe- 
te, dann aber auch wieder vielfach relativierte Hoff- 
nungen reichen für eine derartige Abwägung nicht 
aus. Die Ableitungen, die den Überlegungen zu- 
grunde liegen, werden von anderen bestritten; die 
jüngere Entwicklung in Deutschland spricht eher 
gegen ihre Stringenz. Hinweise auf Durststrecken 
würden in einem solchen Fall nun wohl nicht mehr 
lange als Trost betrachtet werden und auch der Ver- 
weis auf mehr Wettbewerb und offenere Märkte 
nach außen sowie die Empfehlung, darauf möchten 
die Gewerkschaften drängen, werden angesichts 
der — nach den Berichten der Monopolkommission 
zunehmenden — Marktkonzentration den Verh^t- 
nissen wohl nicht gerecht. 

Auch die Entwicklung in den Vereinigten Staaten 
kann nicht als Beleg für solche Wirkungsketten 
herangezogen werden. Zu komplex war und ist dort 
das Zusammenspiel sehr heterogener Einwirkungs- 
faktoren auf die Beschäftigung; von zu vielen uner- 
freulichen Begleiterscheinungen imd hierzulande 
als ganz Untragbar angesehenen Zielverfehlungen 
war und ist die Anhebung des Beschäftigungsstan- 
des dort begleitet (Ziffer 334). 

342 . Dieses Mitglied des Rates zieht deswegen das 
Resümee, daß die Wahrscheinlichkeit für den ar- 
beitsmarktpolitischen Ertrag, den man zum Preis 
der verteilungspolitischen Folgen der vorgeschlage- 
nen Linie erwarten könnte, nicht groß genug ist, als 
daß man dieser Linie vorbehaltlos zustimmen 
dürfte (Ziffern 471 ff.). Dies gilt um so mehr, je weni- 
ger nachfrage- und arbeitszeitpolitischen Anstren- 
gungen eine zumindest ergänzende Rolle zugebil- 
ligt wird, damit die Arbeitslosigkeit alsbald wieder 
auf ein erträgliches Maß zurückgeführt werden 
kann. 

343 . Dieses Mitglied des Rates hält die steuerpoli- 
tischen Vorhaben der Bundesregierung, bei denen 
das Hauptgewicht der relativen Entlastung in der 
mittleren Progressionszone liegt und im übrigen die 
Bezieher niedriger Einkommen relativ stärker ent- 
lastet würden als die Bezieher der höchsten Ein- 
kommen, für im großen und ganzen abgewogen un- 
ter den vielen Aspekten, unter denen sie zu betrach- 
ten sind. Ihre wachstumspolitischen Wirkungen 
können alles in allem nicht geringer eingeschätzt 
werden als die anderer Reformen, die stärker in die 
Steuerstruktur eingreifen würden. 

Soweit die Auffassung dieses Ratsmitglieds. 
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TEIL B 

Zu den Politikbereichen im einzelnen 


I. Finanzpolitik 

344. In den letzten Jahren war die Finanzpolitik 
bestrebt, die öffentlichen Haushalte zu konsolidie- 
ren. Dabei sind große Erfolge erzielt worden, wenn- 
gleich diese bei den einzelnen Gebietskörperschaf- 
ten recht unterschiedlich ausfielen. Eine weitere 
Eindämmung der Ausgabendynamik, wie sie in der 
mittelfristigen Finanzplanung vorgesehen ist, 
würde der Finanzpolitik neuen Handlungsspiel- 
raum verschaffen. Dieser könnte unterschiedlich 
genutzt werden. Man kann die Steuerbelastung re- 
duzieren, man keinn die Nettokreditaufnahme des 
Staates weiter zurückführen. Die Entscheidung für 
eine dieser beiden oder weitere Optionen hat große 
Bedeutung für die künftige Entwicklung unserer 
Volkswirtschaft, besonders für deren Wachstums- 
chancen (Ziffern 438 ff.). 

345. Bei der Konsolidierung der öffentlichen 
Haushalte stand bisher die quantitative Aufgabe im 
Vordergrund. Es galt vor allem, die unerträglich 
starke Zunahme der Staatsverschuldung rasch zu 
senken. In diesem Bestreben sind die Staats ausga- 
ben nicht immer dort gekürzt worden, wo es länger- 
fristig gesehen vielleicht am dringlichsten gewesen 
wäre, und auch in der Struktur der Steuerbelastung 
gibt es Mängel, deren Beseitigung bisher aufge- 
schoben wurde. Ungelöst sind deshalb wesentliche 
Aufgaben der qualitativen Konsolidierung der öf- 
fentlichen Haushalte, das heißt der Veränderung 
der Struktur der Ausgaben (oder deren Rechts- 
grundlagen) sowie der Struktur der Einnahmenre- 
gelungen. 

Durch die Einsparung von Ausgaben auch wieder 
Spielraum für die bessere Erfüllung alter oder 
neuer Staatsaufgaben zu gewinnen, die unter dem 
Druck der Haushaltsprobleme hintangeraten sind, 
ist wichtig. Nock dringlicher erscheinen aber ein- 
nahmenpolitische Maßnahmen, die geeignet sind, 
das Wirtschaftswachstum nachhaltig zu stärken 
und damit die Chancen eines Abbaus der Arbeitslo- 
sigkeit spürbar zu vergrößern. Zwar gibt es auch 
außerhalb des Bereichs der Finanzpolitik bedeut- 
same Fehlentwicklungen, die eine dauerhafte Ver- 
besserung unserer wirtschaftlichen Entwicklung 
behindern, doch ist die Wiedergewinnung eines be- 
friedigenden Beschäftigungsstandes auf mittlere 
Sicht wenig wahrscheinlich, wenn es nicht gelingt, 
durch eine große Steuerreform einen wesentlichen 
Beitrag hierzu zu leisten; denn es gilt, die vom Ab- 
gabensystem ausgehenden leistungshemmenden 
und die Investoren entmutigenden Einflüsse zu ver- 
ringern. Allein ein wachstumspolitischer Erfolg 
kann letztlich auch bewirken, daß die jahrelange 
Anstrengung, den Zuwachs der öffentlichen Ausga- 


ben gering zu halten, schließlich durch wieder ver- 
stärkt zunehmende öffentliche Einnahmen belohnt 
wird. 


Konsolidierungsfortschritte auch 1985 

346. Bis zum vergangenen Jahr hatte die Diskus- 
sion über die nötige Sanierung der Staatsfinanzen 
vor allem im Zeichen des Streits um das Tempo der 
Konsolidierung gestanden. Inzwischen sind die 
energischen Anstrengungen zur Rückführung der 
öffentlichen Defizite weniger umstritten, ist die 
wirtschaftliche Aufwärtsbewegung doch dadurch 
nicht entscheidend behindert, möglicherweise sogar 
gefördert worden. Daß man konjunkturstützende 
Impulse während einer wirtschaftlichen Aufwärts- 
bewegung zurückzunehmen hat, wäre zumindest 
für 1984 als dem zweiten Jahr einer solchen Auf- 
wärtsbewegung auch dann schon eine gute Begrün- 
dung für eine auf Ausgabendämpfung bedachte Fi- 
nanzpolitik gewesen, wenn es den aufgestauten 
Konsolidierungsbedarf nicht gegeben hätte. An- 
dernfalls müßte sich die Last der öffentlichen Ver- 
schuldung ohne jede Unterbrechung immer weiter 
auftürmen. Auch das Ausmaß dieser Rückneihme 
erwies sich nicht als zu groß. Dabei spielt wohl eine 
Rolle, daß mit abnehmenden öffentlichen Defiziten 
zugleich deren negative Rückwirkungen, die auch 
in ökonomisch schwer faßbaren Vertrauensschäden 
bestehen, überproportional abnehmen. Die extrem 
hohen Ausgabenüberschüsse des Staates in den 
nun zurückliegenden Jahren enthielten nicht mehr 
eine so hohe konjunkturstützende Wirkung, wie 
man aus den Beträgen schließen mochte, die für die 
konjunkturellen Impulse der öffentlichen Haus- 
halte jener Zeit standen. Möglicherweise war die 
Gesamtwirkung schließlich sogar negativ gewor- 
den. 

347. Für das kommende Jahr planen Bund, Län- 
der und Gemeinden, unseren Schätzungen zufolge, 
einen Ausgabenanstieg in der Größenordnung von 
2 vH. Das ist erneut deutlich weniger, als dem 
Wachstum des gesamtwirtschaftlichen Produkti- 
onspotentials (einschließlich des zu erwartenden 
geringen Anstiegs des Preisniveaus) entspräche. 
Die Steuereinnahmen werden stärker zunehmen 
als die Ausgaben. Es kommt zu Mehreinnahmen 
von 7 Mrd DM, weil das Sozialprodukt schneller zu- 
nimmt, als das gesamtwirtschaftliche Produktions- 
potential wächst. Insgesamt wird sich 1985 der Ab- 
stand zwischen den Ausgaben und den Steuern so- 
wie änderen Einnahmen der Gebietskörperschaften 
im Staatskonto der Volkswirtschaftlichen Geseunt- 
rechnungen von 33 Mrd DM auf 16 V 2 Mrd DM ver- 
ringern. 
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Tabelle 35 


Finanzierungssaldo und konjunktureller Impuls der öffentlichen Haushalte 1985 

Mrd DM 



1984 

1985 

I. Kon junktumeutrale Komponenten des Finanzierungssaldos 



(a) Potentialorientierte Kreditaufnahme 

-21,7 

-22,4 

(b) 'Auslastungsbedingte Steuermehreinnahmen 

bzw. -mindereinnahmen 

- 9,9 

- 3,0 

(c) Inflationsbedingte Steuermehreinnahmen 

- 2,3 

+ 0,4 

(d) Anomal hohe Gewinnabführung der Bundesbank 

-1- 4,5 

5,5 

1. (a) bis (d) Konjunktumeutraler Finanzierungssaldo 

-29,4 

-19,5 

(= Finanzierungssaldo des konjunktumeutralen Haushalts) 
n. Tatsächlicher Finanzierungssaldo*) 

-33,0 

-16,7 

1. 7. II. Konjunktureller Impuls der öffentlichen Haushalte: 

(expansiv: +; kontraktiv: -) 

+ 3,6 

- 2,8 


öffentliche Haushalte in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. 

Methodische Erläuterungen siehe Tabellen 29 xmd 30 sowie Anhang IV, Abschnitt D. Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. 
Einschließlich der anomal hohen Gewinnabführung der Bundesbank. 


348 . Dieses Haushaltsdefizit wird anders als in 
früheren Jahren nur noch in geringem Umfang 
durch konjunkturbedingte Einflüsse auf der Ein- 
nahmenseite verzerrt sein (Tabellen 35 und 36). Im- 
merhin wird es auch 1985 noch einen Betrag von 
rund 3 Mrd DM geben, der für auslastungsbedingte 
Mindereinnahmen steht Denn trotz der allmähli- 
chen Höherauslastung der Produktionsmöglichkei- 
ten der Volkswirtschaft wird im Jahresdurchschnitt 
auch 1985 eine normale Auslastung noch nicht wie- 
der erreicht werden. Erneut wird aber zugleich die 
Gewinnablieferung der Bundesbank größer sein als 
für normal zu halten ist, und zwar um einen Betrag 
von etwa 5 V 2 Mrd DM. Diesen Betrag haben wir so 
wenig als Entlastung des Haushalts zu zählen wie 
die auslastungsbedingten Mindereinnahmen als 
Belastung, wenn wir uns fragen, welche konjxmktu- 
rellen Impulse vom öffentlichen Gesamthaushalt 
auf die Wirtschaft ausgehen. Korrigiert um die bei- 
den Beträge ergibt sich für 1985 ein insoweit ein- 
nahmenseitig bereinigtes Defizit von 19 Mrd DM. 

Ein solcher Fehlbetrag von 19 Mrd DM ist bezogen 
auf das gesamtwirtschaftliche Produktionspotential 
weniger als dem Verschuldimgsverhalten des Staa- 
tes im Zeitraum der Jahre 1966 bis 1977 entspre- 
chen würde, den wir als Basiszeitraum unseren Be- 
rechnungen zum konjunkturneutralen Haushalt zu- 
grunde legen. Sieht man das staatliche Verschul- 
dungsverhalten in diesem Zeitraum weiterhin als 
geeigneten Näherungswert für das an, woran die 
Wirtschedt „gewöhnt“ ist, so daß von einer diesem 
Verhalten heute entsprechenden Haushaltspolitik 
keine konjunkturellen Wirkungen ausgehen, dann 
ist den für 1985 geplanten öffentlichen Haushalten 
ein kontraktiver Impuls zu attestieren, für den ein 
Betrag von 3 Mrd DM steht 


Das staatliche Verschuldungsverhalte% woran eine Volks- 
Wirtschaft gewöhnt ist, woran sie angepaßt ist, kann sich 
ändern. Sie kann auch umgewöhnt weiden. Solche Umge- 
wöhnung kann man jedoch nicht direkt messen. Bevor es 
nicht zu einer mehrjährigen Periode einigermaßen span- 
nungsfreier gesamtwirtschaftlicher Entwicklung gekom- 
men ist, halten wir eine begründbare Revision des von uns 
vor einigen Jahren gewählten Basiszeitraums der Analyse 
nicht für möglich. 

In Anbetracht des für 1985 zu erwartenden Fort- 
gangs der wirtschedtlichen Aufwärtsbewegung 
kann ein kontraktiver Impuls der öffentlichen 
Haushalte in solcher Größenordnung als absolut 
unbedenklich angesehen werden, wenn auch unter 
konjunkturellen Gesichtspunkten nicht als notwen- 
dig. Die Haushaltsentwicklung ist aber weiterhin 
nicht in erster Linie xmter konjunkturellen Ge- 
sichtspxmkten zu würdigen. Daher ist zunächst zu 
fragen, wie sich die Haushaltslage unter dem Blick- 
winkel der Konsolidierungsaufgabe darstellt 

349 . Zum Zwecke der Abschätzung des für 1985 
noch zu erwartenden strukturellen Defizits des öf- 
fentlichen Gesamthaushalts ist das tatsächliche De- 
fizit nicht nur auf der Einnahmenseite, sondern 
auch aid der Ausgabenseite von eindeutig konjunk- 
turbedingten Einflüssen zu bereinigen und sodann 
mit einer Größe zu vergleichen, die man für die 
Zukunft als Normalverschuldung, also als Ziel der 
Konsolidierungspolitik ansieht 

Die Konjunkturbereinigung auf der Ausgabenseite 
erfordert es, das auf der Einnahmenseite schon be- 
reinigte Defizit — für 1985 rund 19 Mrd DM — um 
einen Betrag von etwa 2 Mrd DM zu kürzen, weil 
bei normaler Auslastung der Produktionskapazitä- 
ten der Volkswirtschaft und entsprechend geringe- 


178 










Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/2541 


Tabelle 36 


Die öffentlichen Haushalte 1985 in konjunktureller Sicht 



Einheit 

1984 

1985 

^ / 

Staatsausgaben bei gleicher Staatsquote wie im Basiszeitraum (3) 

Mrd DM 

525,2 

541,1 

Steuereinnahmen bei Normalauslastung des Produktionspotentials und bei 
gleicher Steuerquote wie im Basiszeitraum (5) 

Mrd DM 

447,0 

460,5 

Steuereinnahmen bei Normalauslastung des Produktionspotentials und bei 
gleicher Steuerquote wie im jeweiligen Jahr (6) 

Mrd DM 

449,9 

464,2 

Mehreinnahmen aufgrund erhöhter Steuerquote (7) 

Mrd DM 

+ 2,9 

+ 3,7 

Mehreinnahmen aufgrund eines erhöhten Deckungsbeitrages der 

„Sonstigen Einnahmen“ (8)^) 

Mrd DM 

+22,0 

+ 22,5 

Konjunktumeutrales Haushaltsvolumen (9) 

Mrd DM 

550,1 

567,2 

Tatsächliche Staatsausgaben (10) 

Mrd DM 

553,7 

564,4 

Konjunktureller Impuls (11) 

Mrd DM 

+ 3,6 

- 2,8 

Ex post: Der Abweichimg der realisierten von der konjunktumeutralen Staatsquote 
entsprechen... (13) 

Mrd DM 

+ 6,1 

- 3,2 

Veränderung des konjunkturellen Impulses gegenüber dem jeweiligen Vor- 
jahr (12) 

Mrd DM 

-12,6 

- 6,5 

Zum Vorjahresvergleich 




Steigerungsrate 

(a) der tatsächlichen Staatsausgaben gegenüber dem jeweiligen Vorjahr 

vH 

+ 2,5 

+ 1,9 

(b) des konjunktumeutralen Haushaltsvolumens gegenüber den tatsächlichen 
Staatsausgaben im jeweiligen Vorjahr 

vH 

+ 1,8 

+ 2,4 

Bestimmungsfaktoren von (b) 

(c) Wachstumsrate des Produktionspotentials in Preisen von 1976 

vH 

+ 1,4 

+ 1,5 

(d) „Konjunktumeutrale‘ ‘ Erhöhung des Preisniveaus des Bruttosozialprodukts . 

vH 

+ 2,5 

+ 2,0 

(e) Veränderung des Ausgabenspielraums durch Abweichung der Steuerquote 
von der des jeweiligen Vorjahres 

vH 

+ 0,9 

+ 0,1 

(f) Veränderung des Ausgabenspielraums durch Abweichung des Deckungs- 
beitrages der „Sonstigen Einnahmen“ von dem des jeweiligen Vorjahres 

vH 

- 0,1 

- 0,0 

(g) Veränderung des Ausgabenspielraums durch Abweichung der realisierten 
Staatsquote von der konjunktumeutralen im jeweiligen Vorj ahr 

vH 

- 2,9 

- 1>2 

Volkswirtschaftliche Steuerquote (14) 

vH 

25,07 

25,11 

Konjunktumeutrale Staatsquote (15) 

vH 

29,81 

29,84 

Beanspruchte Staatsquote (16) 

vH 

30,00 

29,69 

Konjunktureller Impuls bezogen auf das Produktionspotential (17) 

vH 

+ 0,20 

- 0,15 

Realisierte Stäatsquote (18) 

vH 

30,16 

29,66 


Eigene Schätzung. In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. Die in Klammem eingefügten Zahlen weisen auf das 
Berechnungsverfahren in Tabelle 30 hin. Methodische Erläuterungen siehe Anhang IV, Abschnitt D. Abweichungen in den Summen durch 
Runden der Zahlen. 

Ohne die Einnahmen aus der anomal hohen Gewinnabführung der Bundesbank. 


rer Arbeitslosigkeit die Ausgaben des Bundes für 
die Arbeitslosenhilfe niedriger sein würden (Ziffer 
244). Ferner ist 1 Mrd DM abzusetzen, weil der 
Haushalt auch 1985 noch durch die befristete Inve- 
stitionszulage belastet wird. Das auf beiden Seiten 
bereinigte Defizit des öffentlichen Gesamthaus- 
halts würde also, immer den erkennbaren Planun- 
gen zufolge, 1985 rund 16 Mrd DM betragen, nach 
2 IV 2 Mrd DM 1984. 


Die Frage nach der künftigen Normalverschuldung 
der öffentlichen Haushalte ist nicht analytisch, son- 
dern politisch zu beantworten. Der Sachverständi- 
genrat hat in seinem Jahresgutachten 1981 ange- 
regt, hierfür zunächst einmal von dem Verschul- 
dungsverhalten des Staates in den Jahren vor dem 
Entstehen der ungewöhnlich hohen Staatsdefizite 
auszugehen. Er hat dementsprechend seinen Rech- 
nungen zum strukturellen Defizit dieselbe Vorstel- 
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lung über eine Normalverschuldung des Staates zu- 
grunde gelegt, die auch in seine Rechnungen zum 
konjunkturneutralen Haushalt eingeht. Beides muß 
jedoch nicht übereinstimmen. Das eine ist Aus- 
druck einer Vorstellung darüber, woran die Wirt- 
schaft gewöhnt ist, das andere eine Vorstellung dar- 
über, woran sie gewöhnt werden sollte. Eine alte 
Gewohnheit kann inzwischen eine schlechte Ge- 
wohnheit geworden sein, war es möglicherweise 
aber auch schon vorher. Beschränkte sich das Ziel 
der Konsolidierungspolitik auf den Abbau des Teils 
der konjunkturbereinigten Defizite, der eine Nor- 
malverschuldung im Sinne des staatlichen Ver- 
schuldungsverhaltens im Zeitraum der Jahre 1966 
bis 1977 überstieg, so ist — wie erwähnt — die Kon- 
solidierung schon mit der Haushaltspolitik 1984 ab- 
geschlossen (Ziffer 244); die Haushaltsplanung für 
1985 schüfe für die weitere Zukunft bereits neuen 
Handlungsspielraum, und zwar in der Größenord- 
nung von 6 V 2 Mrd DM. Dabei ist freilich zu beden- 
ken, daß die Bundesregierung im Jahre 1982 vorge- 
sehen hatte, die Konsolidierung der öffentlichen 
Haushalte über die Senkung — genau: über den 
Minderanstieg — der Ausgaben und nicht über die 
Ausdehnung der Steuerbelastung voranzutreiben. 
Die seither eingetretene und künftig weiter eintre- 
tende Erhöhung der volkswirtschaftlichen Steuer- 
quote bewirkt jedenfalls insoweit nur eine unechte 
Konsolidierung, als sich ein allseits akzeptierter 
Steuersenkungsbedarf aufbaut und in Zukunft wei- 
ter aufbauen wird. Die Befriedigung dieses Bedarfs 
muß notwendigerweise neue Defizite aufreißen, 
wenn nicht gleichzeitig die Expansion der öffentli- 
chen Ausgaben gedämpft bleibt. 

350 . Im gemeinsamen Haushalt von Gebiets- 
körperschaften und Sozialversicherungen dürfte 
der Rückgang des Defizits 1984 etwas stärker aus- 
gefallen sein als im Gesamthaushalt der Gebiets- 
körperschaften. Nachdem die Sozialversicherungen 
im vergangenen Jahr mit einem ausgeglichenen 
Haushalt abgeschlossen hatten, rechnen wir für 
dieses Jahr mit einem Überschuß von mehr als 
2V2 Mrd DM und für das Jahr 1985 unter den von 
uns getroffenen gesamtwirtschaftlichen Annahmen 
mit einem Überschuß von 6 Mrd DM (Ziffer 279). 
Daß der Ausgabenanstieg mit 3 V 2 vH wesentlich 
niedriger ausfallen wird als das Beitragsaufkom- 
men zunimmt, liegt insbesondere an der mäßigen 
Erhöhung der Renten (nach Abzug der Kranken- 
versicherungsbeiträge der Rentner). Auch die Aus- 
gaben der Bundesanstalt für Arbeit dürften nur ver- 
halten steigen, wenngleich hier über die Inan- 
spruchnahme von Vorruhestandsvereinbarungen 
und damit über den Umfang der Belastung der Bun- 
desanstalt durch Ausgleichszahlungen noch Unsi- 
cherheit besteht. Für die Krankenversicherungen 
ist eine kräftige Ausgabenzunahme zu erwarten. 

Im Herbst dieses Jahres hat die Bundesregierung 
beschlossen, den Beitragssatz zur Arbeitslosenver- 
sicherung in Anbetracht der besseren Haushalts- 
lage der Bundesanstalt für Arbeit zum 1. Januar 
1985 um 0,2 Prozentpunkte zu senken. Gleichzeitig 
soll der Beitragssatz zur Rentenversicherung um 
0,2 Prozentpunkte erhöht werden, um die Liquidi- 


tätsreserven der Rentenversicherungsträger zu 
stärken. 


Öffentliche Haushalte In der mittelfristigen 
Finanzplanung 

351 . Im Finanzplanungsrat haben Bund, Länder 
und Gemeinden die Absicht bekundet, ihre Ausga- 
ben während des Zeitraums von 1985 bis 1988 nicht 
stärker als um 3 vH in jedem Jahr auszuweiten. Zu 
den gesamtwirtschaftlichen Annahmen gehörte, 
d8ü3 das Sozialprodukt in nominaler Rechnung Jahr 
für Jahr um durchschnittlich 5 V 2 vH höher ausfal- 
len könnte; dabei wurde ein Anstieg des gesamt- 
wirtschaftlichen Preisniveaus von 3 vH zugrunde 
gelegt. Das Wachstum des realen Sozialprodukts 
könnte diesen Annahmen zufolge durchschnittlich 
2 V 2 vH betragen. Bei einer solchen Ausgabendiszi- 
plin würde die Ausgabenquote — die Ausgaben der 
Gebietskörperschaften (nach der Abgrenzung der 
Finanzstatistik) im Verhältnis zum Bruttosozialpro- 
dukt in jeweiligen Preisen — von 33,3 vH im Jahre 
1984 auf 30,1 vH im Jahre 1988 sinken. 

352 . Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ hat 
von denselben gesamtwirtschaftlichen Annahmen 
ausgehend im Frühjahr dieses Jahres geschätzt, 
daQ die Steuerquote bei unverändertem Steuerrecht 
im Zeitraum zwischen 1985 und 1988 um 0,6 Pro- 
zentpunkte zunimmt. Auf der Grundlage unserer 
Prognose für das Jahr 1985, in der die zu erwarten- 
den Einnahmenausfälle wegen der Umsatzsteuer- 
Subventionen für die Landwirtschaft bereits be- 
rücksichtigt sind, errechnet sich in Anlehnung an 
die Ergebnisse des Arbeitskreises „Steuerschätzun- 
gen“ für 1988 eine Steuerquote von 24,6 vH. Für 1988 
bedeutet das Mehreinnahmen von 16 V 2 Mrd DM 
allein wegen der gegenüber 1984 erhöhten Steuer- 
quote. Für die sonstigen Einnahmen der Gebiets- 
körperschaften (ohne die Gewinnabführung der 
Bundesbank) wird angenommen, daß sie nicht stär- 
ker steigen werden, als es der Zunahme des nomi- 
nalen Sozialprodukts entspricht. Als Gewinnabfüh- 
rung der Bundesbank haben wir nur den nach unse- 
ren neuen Rechnungen bestimmten dauerhaften 
Teil angesetzt (Ziffer 242). Im Jahre 1988 steht dafür 
ein Betrag von 8 Mrd DM. 

353 . Würden die Gebietskörperschaften eine 
Wachstumsrate der Ausgaben von 3 vH jährlich 
realisieren, so würde — immer unter der Annahme 
des heute geltenden Steuerrechts — deren Gesamt- 
haushalt 1987 etwa ausgeglichen sein (Schaubild 
38). Für das Endjahr der Finanzplanung ergäbe sich 
ein Haushaltsüberschuß. Der Bund hätte zwar noch 
immer ein größeres Defizit, ebenso einige Länder 
mit ungünstiger Haushaltslage. Die Länder insge- 
samt und die Gemeinden könnten indessen mit ei- 
nem Überschuß rechnen, immer vorausgesetzt, daß 
das nominale Sozialprodukt mit der angenomme- 
nen Rate von 5 V 2 vH wächst Wir haben dabei eine 
wichtige Annahme getroffen, nämlich daß die er- 
höhten Beiträge zum Haushalt der Europäischen 
Gemeinschaften, die vom Jahr 1986 an vom Bund zu 
überweisen sind, tatsächlich nicht zu einer dauer- 
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haften Erhöhung des Finanzierungsdefizits im öf- 
fentlichen Gesamthaushalt führen. 

354 . Die Bundesregierung hat Steuersenkungen 
vorgesehen, die im Jahre 1986 zu einem Steueraus- 
fall von 10 Mrd DM und im Jahre 1988 zu einem sol- 
chen von insgesamt 20 Mrd DM führen sollen. Paßt 
man diese Vorhaben in das Zahlenwerk ein, so er- 
geben sich in beiden Jahren volkswirtschaftliche 
Steuerquoten, die sich kaum von denen der Jahre 
1982 und 1984 in Höhe von 23,7 vH beziehungsweise 
23,8 vH unterscheiden. Eine Steuersenkung in der 

Schaubild 38 


ZUR MITTELFRISTIGEN FINANZPLANUNG 
DER ÖFFENTLICHEN HAUSHALTE D 


vH 



1) In der Abgrenzung der Finanzstatistik. Bis 1983 Ist-Ergebnisse; 
1984 und 1985 eigene Schätzung und Prognose. Für die Jahre 1986 bis 
1988: Bruttosozialprodukt In jeweiligen Preisen:+5,5 vH(Variante I )/ 
+ 4,5 vH(Variante 11); Steuereinnahmen: Anstieg der Steuerquote um 
0,2 Prozentpunkte pro Jahr von 24 vH(l985)auf 24,6 vH (1988); son- 
stige Einnahmen; +5,5 vH/+4,5 vH abzüglich Rückführung des ano- 
malen teils des Bundesbankgewinns auf Null im Jahre 1988.- 

2) Ausgaben in vH des Bruttosozialprodukts.- 3) Einnahmen in vH 
des Bruttosozialprodukts.- 4) Steuereinnahmen (nach dem Steuer- 
recht des Jahres 1984) in vH des Bruttosozialprodukts. 

SR 840895 


erwähnten Größenordnung würde die relative Steu- 
erbelastung also gerade konstant halten. Wegen der 
sinkenden Staatsquote bliebe es über die Jahre ge- 
sehen bei einer deutlich rückläufigen Neuverschul- 
dung. Da wegen der verminderten Gewinnabfüh- 
rung der Bundesbank die Einnahmenquote mit 
30,2 vH unter dem Niveau von 1984 (30,7 vH) liegen 
würde, ginge die gesamte Konsolidierung allein auf 
die Rückführung der Staatsquote von 31,7 vH im 
Jahre 1984 auf 29,3 vH im Jahre 1988 zurück; in 
Anlehnung an die mittelfristige Finanzplanung: die 
'Ausgabenquote von 33,3 vH im Jahre 1984 auf 
30,2 vH im Jahre 1988. 

355 . Für die Haushaltsentwicklung kommt es ent- 
scheidend auf das Zusammenspiel von Preisent- 
wicklung und Wirtschaftswachstum an. Dieses wird 
freilich von der Finanzpolitik selbst beeinflußt. 
Wenn die Bundesregierung das Stabilitätsziel ernst 
nimmt, erscheint es fraglich, ob eine Zunahme des 
nominalen Sozialprodukts von 5 V 2 vH für die Jahre 
1986 bis 1988 schon eine realistische Perspektive 
darstellt. Der Preisauftrieb hat sich inzwischen so- 
weit zurückgebildet, daß es problematisch er- 
scheint, für die weitere Zukunft wieder mit einer 
verstärkten Inflation zu rechnen. Die Annahmen 
über das reale Wachstum stehen allerdings eben- 
falls unter Unsicherheit. Wir raten dazu, in der mit- 
telfristigen Finanzplanung noch nicht von einem 
Zuwachs des nominalen Sozialprodukts auszuge- 
hen, der oberhalb von 4 V 2 vH jährlich liegt. Dies 
stünde auch in Einklang mit dem, woran sich die 
Geldpolitik orientieren sollte (Ziffer 361). 

Wie groß der Konsolidierungsbeitrag ist, der sich 
unter diesen Bedingungen aus einem Zuwachs der 
Staatsausgaben von jährlich 3 vH ergibt, zeigt sich, 
wenn man wiederum die Steuerquote als konstant 
nimmt. Der Unterschied zwischen einer Expansion 
der Staatsausgaben von jährlich 4 V 2 vH — das ist 
die niedrigere Zuwachsrate für das nominale So- 
zialprodukt — und einem jährlichen Ausgabenzu- 
wachs von 3 vH beläuft sich 1986 auf 9 Mrd DM und 
1988 auf 29 Mrd DM. Wir gehen dabei davon aus, 
daß die Mehrausgaben aufgrund der erhöhten Bei- 
träge an die Europäischen Gemeinschaften durch 
Einsparungen an anderer Stelle aufgebracht wer- 
den können. Bei einem geringeren Anstieg des 
Preisniveaus als 3 vH erscheint dies nicht unreali- 
stisch; denn auch die vom Staat gekauften Güter 
und Dienstleistungen würden sich weniger verteu- 
ern. Das setzt allerdings voraus, daß nicht nur der 
Bund, sondern auch Länder und Gemeinden zu den 
Einsparungen beitragen, was eine Veränderung der 
Einnahmenverteilung erfordert. 

Würden die Pläne der Bundesregierung für Steuer- 
senkungen in der bekannten Fassung realisiert, so 
läge 1988 die Einnahmenquote — wegen der unter- 
proportionalen Zunahme der sonstigen Einnahmen 
— unter der des Jahres 1984. Dennoch wäre die 
Neuverschuldung 1988 nur noch halb so hoch wie 
1984. Der Konsolidierungsfortschritt wäre allein der 
mäßigen Expansion der Staatsausgaben zuzurech- 
nen. 

356 . In unseren gesamtwirtschaftlichen Untersu- 
chungen und in den Rechnungen zum strukturellen 
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Defizit verwenden wir anstelle der hier vorgetrage- 
nen Angaben der Finanzstatistik die Zahlen der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. Letztere 
weisen einen Finanzierungssaldo der öffentlichen 
Haushalte aus, der im Jahre 1983 um 10 Mrd DM 
niedriger war als der in der Finanzstatistik ausge- 
wiesene. Der wichtigste Grund dafür ist, daß der 
Saldo der vom Staat gewährten und der an ihn 
zurückgezahlten Darlehen sowie der Saldo von Er- 
werb und Veräußerung staatlicher Beteiligungen in 
der Finanzstatistik defizitwirksam gebucht werden, 
in den Volkswirtschciftlichen Gesamtrechnungen 
aber nicht. Dort werden sie als Vermögensum- 
schichtungen behandelt. Ausgehend von einem Fi- 
nanzierungssaldo von 16 V 2 Mrd DM im Jahre 1985, 
den wir an anderer Stelle des Gutachtens abgeleitet 
haben, errechnet sich aufgrund der geplanten Sen- 
kung der Staatsquote und unter Berücksichtigung 
der geplanten Steuersenkungen für das Jahr 1988 
im Staatskonto der Volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnungen ein nahezu ausgeglichener Haushalt. 


II. Geldpolitik 

357. Daß die Geldpolitik im Herbst vergangenen 
Jahres von ihrem Ausflug auf einen expansiven 
Kurs zu einem Pfad der mittelfristig orientierten 
Geldmengenausweitung zurückgekehrt ist und die- 
sem Pfad 1984 konsequent folgte, ist zu begrüßen. 
Die Risiken, die sich mit dieser Zielüberschreitung 
verbanden, sind nicht eingetreten. Die Stabilisie- 
rung des Geldwerts hat weitere Fortschritte ge- 
macht, abermals unerwartet große. Die Bundes- 
bank konnte in Anbetracht dessen — anders als 
1981 — die Frage, ob sie sich der zeitweise enormen 
Höherbewertung des Dollar gegenüber der D-Mark 
entgegenstemmen müsse, zu Recht mit nein beant- 
worten. Das, was sie aus solchen Gründen im Rah- 
men der geldpolitischen Feinsteuenmg tat, hat die 
Erreichung des für 1984 auf gestellten konjunktur- 
neutralen Geldmengenziels nicht ernsthaft behin- 
dert. 

358. Gestellt ist die Frage, wie es mit der Geldpoli- 
tik 1985 und danach weiter gehen soll. 

Sonderprobleme wirft das Jahr 1985 aus heutiger 
Sicht nicht auf. Die Aussichten für eine weiterhin 
nur geringe Aufwärtsbewegung der Preise sind gut, 
wenn auch nicht ausgemacht ist, daß die Teuerung 
bei den Einfuhrgütern, die mit der realen Abwer- 
tung der D-Mark zusammenhängt, bei zunehmen- 
der Konjunkturbelebung nicht doch noch stärker 
auf das Preisniveau durchschlägt; denn dann wür- 
den dämpfende Inlandseinflüsse schwächer wer- 
den. Nur bei einer kräftigen Höherbewertung der 
D-Mark gegenüber dem Dollar, mit der voraussicht- 
lich auch eine Stärkung der D-Mark im Europäi- 
schen Wähnmgssystem einherginge, entfiele diese 
noch verbliebene Sorge. Weiter gehört zu unseren 
Erwartungen, daß der für Teilbereiche der Wirt- 
schaft durch Tarifverträge über Lohnerhöhungen 
und Verkürzungen der Arbeitszeit schon fest pro- 
grammierte verstärkte Kostenauftrieb in seinen ge- 


samtwirtschaftlichen Auswirkungen eng begrenzt 
bleibt (Ziffer 258). 

359. Trotz solcher Unsicherheit meinen wir, daß 
für die Geldpolitik des Jahres 1985 und danach nun 
die Bewahrung des Erreichten im Vordergrund 
steht gegenüber der Aufgabe, eine weitere Senkung 
der Geldentwertungsrate zu erzwingen. Mit dem 
Erreichten ist nicht nur die jetzt niedrige Inflations- 
rate gemeint, sondern vor allem der Abbau der in- 
flationären Verspannungen im ganzen. Auch ein 
Anstieg des Niveaus der Verbraucherpreise um nur 
IV 2 vH bis 2 vH ist freilich noch nicht Geldwertsta- 
bilität, ist immer noch mehr, als mit Unvollkom- 
menheiten der Preisstatistik bei der Berücksichti- 
gung von Qualitätsändenmgen der statistisch er- 
faßten Güter erklärt sein mag, zumal es nicht nur 
Verbesserungen, sondern auch Verschlechterungen 
der Qualität zu berücksichtigen gilt. Aber der Ab- 
stand zum eigentlichen Ziel ist wohl nicht mehr so 
groß, daß, berücksichtigt man die konjunkturelle 
Aufwärtsbewegung, in der wir uns befinden, die No- 
tenbank das Mittel einer Verlangsamung der Geld- 
mengenausweitung, mit dem sie den Prozeß der 
Stabilisierung des Geldwerts angeführt hat, weiter 
anwenden müßte. Das Ziel der Geldwertstabilität 
darf darunter nicht leiden. Welch große Bedeutung 
wir aber auch dem schon erreichten Stabilisie- 
rungserfolg beimessen, haben wir an anderer Stelle 
dieses Gutachtens ausführlicher dargelegt (Zif- 
fern 325 fl). 

360. Mit der Überwindung der Inflation würde im 
Konzept der am Wachstum der gesamtwirtscheift- 
lichen Produktionsmöglichkeiten orientierten Geld- 
mengensteuerung das Element eines Zuschlags we- 
gen eines vorläufig für unvermeidlich zu haltenden 
weiteren Anstiegs des Preisniveaus entfallen. Die- 
ses Element ist der Idee einer stetigen Ausweitung 
des Geldangebots immer fremd gewesen. Es war 
jedoch so unvermeidlich wie die „unvermeidlichen“ 
Preissteigerungen, da Inflationsgewöhnung nur all- 
mählich überwunden werden kann. Jetzt ist die 
Brauchbarkeit dieses vom Sachverständigenrat 
selbst in die Diskussion eingeführten Konstrukts 
aber an ihrer Grenze angelangt. 

Die Bundesbank sah sich, wie der Sachverständi- 
genrat schon im vergangenen Jahr veranlaßt, um 
einem unnötigen Forcieren der Preisdämpfung 
durch die Geldpolitik vorzubeugen, den für unver- 
meidlich zu haltenden weiteren Anstieg des Preis- 
niveaus eher reichlich zu bemessen. Solche Strapa- 
zierung des Begriffs „unvermeidliche Preissteige- 
rung“ ist untunlich. Wir raten dazu, den Begriff un- 
vermeidliche Preissteigerung als Element des Kon- 
zepts der Geldmengensteuerung nun beiseite zu 
legen. 

361. Wir schlagen statt dessen vor, der Wirtschaft 
und dem Staat anzukündigen, die Bundesbank 
werde auf eine „mittelfristig normale“ Geldmengen- 
ausweitung bedacht sein. Als eine mittelfristig nor- 
male Zunahme des Angebots an Zentralbankgeld 
sehen wir derzeit einen jährlichen Zuwachs der be- 
reinigten Zentralbankgeldmenge von 4 V 2 vH, allen- 
falls 5 vH an. Die Ankündigung sollte für mehrere 
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Jahre gemeint sein. Sie brauchte nicht mehr als die 
mit dem Konzept einer stetigen Geldpolitik zu ver- 
einbarenden Vorbehalte für den Fall gravierender 
Störungen von außen oder von innen einzuschlie- 
ßen. 

Eine Jahresrate von 4 V 2 vH bis 5 vH für die mittel- 
fristige Ausweitung des Angebots an Zentralbank- 
geld halten wir für angemessen, aber auch für aus- 
reichend, weil die Geldversorgung einem mittelfri- 
stigen Zuwachs des Sozialprodukts (in jeweiligen 
Preisen) von jährlich etwa 4 V 2 vH Raum geben soll- 
te. Es wäre an der Wirtschaft — den Unternehmen 
zusammen mit den Gewerkschaften, aber auch dem 
Staat — , den zusätzlichen monetären Spielraum 
möglichst stark für eine Steigerung der Produktion 
und möglichst wenig für Preissteigerungen zu nut- 
' zen. Die Geldmengenexpansion wäre auf 5 vH anzu- 
setzen, wenn man sich der — nach wie vor nicht 
ganz sicheren — Vorstellung anschließt, daß die 
Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes dem Trend 
nach leicht sinkt. 

Eine Geldmengenexpansion von 4 V2 vH bis 5 vH im 
Jahre 1985 würde einen Zuwachs des nominalen 
Sozialprodukts, der nennenswert mehr ausmachte 
als 4 V 2 vH, nicht behindern. Die Geldversorgung ist 
schon heute reichlich genug, auch eine größere Pro- 
duktion als die gegenwärtige geldseitig zu alimen- 
tieren; die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes, 
mag sie auch im Trend sinken, könnte konjunktu- 
rell noch deuthch steigen. 

Die Bundesbank hat schon im vergangenen Jahr 
mit ihrer Zielvorgabe auch die Vorstellung einer 
Annäherung an eine mittelfristig normale Geld- 
mengenausweitung verbunden. Diese Vorstellung 
sollte nun bekräftigt werden und die bisherig Darle- 
gung zum Geldmengenziel nicht nur ergänzen, son- 
dern ersetzen. 

362 . Die Vorteile einer konsequent verstetigten 
Geldmengenausweitung, wie sie nach erfolgreicher 
Eindämmung der Inflation möglich geworden ist, 
haben wir ihrer besonderen Bedeutung wegen 
schon im Zusammenhang mit den Grundlinien 
einer Politik für mehr Expansion bei Stabilität er- 
läutert (Ziffern 323 ff.). Auf einige Konsequenzen, 
die sie mit sich bringt, ist näher einzugehen, als es 
dort geschehen ist. 

Eine Geldmengenausweitung von 4 V2 vH bis 5 vH 
liegt oberhalb des derzeit sehr geringen Wachstums 
des gesamtwirtschaftlichen Produktionspotentials 
ohne größere Preissteigenmg. Eine auf Stabilität 
bedachte Geldpolitik kann nicht die Aufgabe haben, 
durch mehr Geld ein beschleunigtes Wachstum des 
gesamtwirtschaftlichen Produktionspotentials her- 
vorzulocken, gar ein ganz bestimmtes, obwohl es 
weder als mögliches Wachstum abschätzbar noch 
als erstrebtes Wachstum hinreichend bestimmbar 
ist (Ziffer 301). Die Beschleunigung des Wachstums- 
tempos muß mit Investitionsgütern zuwege ge- 
bracht werden, die im Rahmen des vorhandenen 
und derzeit nur langsam wachsenden Produktions- 
potentials produziert werden. Dazu kann im allge- 
meinen nicht die Geldpolitik anleiten. Das muß aus 


der Wirtschaft heraus kommen, und es liegt ein 
Risiko darin, darauf zu setzen, daß dies geschehen 
wird, und schon jetzt ein Geldangebot bereitzustel- 
len, wie es eigentlich erst bei wieder größerem 
Wachstum des gesamtwirtschaftlichen Produk- 
tionspotentials erforderlich wäre. Ist die Inflations- 
gewöhnung überwunden, so kann man dieses Ri- 
siko aber eingehen. Die Bewährungsprobe käme 
mit zunehmender Annäherung an eine Vollausla- 
stung der Produktionskapazitäten. Dann wird die 
Neigung zu Preiserhöhungen zunehmen. Soweit da- 
mit erhöhte Investitionen Hand in Hand gehen, die 
die Kapazitäten erweitern, und sich über den an- 
schließenden Angebotsdruck die Preissteigerungen 
zurückbilden, ist dagegen nichts einzuwenden. An- 
ders verhielte es sich, wenn die knappheitsbeding- 
ten Preissteigerungen zu verstärkten Lohnerhö- 
hungen Anlaß gäben. Damit würden auch die Preis- 
steigerungen dauerhaft, der erweiterte monetäre 
Spielraum wäre großenteils für neue Inflation ge- 
nutzt statt für mehr Produktion und Beschäfti- 
gung. 

Es gehörte zum Konzept einer konsequent verste- 
tigten Geldpolitik, daß diese dann nicht die Geldver- 
sorgung den neuen Preissteigerungen anzupassen 
hätte, etwa über neue Zuschläge für vorläufig für 
unvermeidlich zu haltende Preissteigerungen. Hier 
müßte sich die Geldpolitik als hart erweisen. Solche 
Härte im Falle neuer Inflationsimpulse von der 
Kostenseite her wäre der Preis für die Entschei- 
dung der Notenbank, die Ausweitung des Geldange- 
bots jetzt nicht weiter an das derzeit noch sehr 
geringe Wachstum des gesamtwirtschaftlichen Pro- 
duktionspotentials anzupassen. 

Traut sich auch die Bundesbank die hier in der 
Zukunft gegebenenfalls geforderte Härte nicht zu, 
so müßte es bei dem bisherigen Konzept der Geld- 
mengensteuerung bleiben. Das hieße dann, die Aus- 
weitung des Geldangebots wäre 1985 auf eine Rate 
von 3 V 2 vH bis 4 vH zu beschränken. In Betracht 
käme immerhin, den neuen Kurs- zu verfolgen, so- 
lange die Neigung zu inflationsträchtigen gesamt- 
wirtschaftlichen Widersprüchen in Staat und Wirt- 
schaft nicht wieder zunimmt. 

363 . Gegenüber neuen Belastungen von außen 
kann sich die Geldpolitik auch 1985 robust verhal- 
ten. Zu überdenken wäre dies nur, wenn die vom 
Ausland eindringenden inflatorischen Impulse we- 
sentlich stärker würden als 1984 — was wir nicht 
erwarten — und auch wesentlich stärker auf die 
Preise für Inlandswaren Übergriffen. 

364 . Umgekehrt wäre es auch nicht Aufgabe der 
Notenbank, im Falle einer deutlichen Tendenz zur 
Höherbewertung der D-Mark diese konsequent zu 
nutzen für die Möglichkeit, die Zinsen forciert zu 
senken. Eine weitere Senkung der Inlandszinsen 
würde sich wahrscheinlich vom Markt her ohnehin 
mit solchen Bewegimgen der Wechselkurse verbin- 
den. Die Zinsen für den Notenbankkredit aber soll- 
ten konsequent daran ausgerichtet sein, das zielge- 
rechte Angebot an Zentralbankgeld am Markt un- 
terzubringen — nicht mehr, aber auch nicht weni- 
ger. Die Bereitschaft, das zielgerechte Zentralbank- 
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geld nicht nur de facto, sondern auch der Form 
nach längerfristig zu geben, dürfte unter solchen 
Umständen allerdings deutlich größer sein als 1984. 
Solche Änderungen wären legitime Mittel, auch im 
Rahmen einer zielgerechten Mengensteuerung 
möglichst große Zinswirkungen zu erzeugen. 

365. Das heißt nicht, deiß die starken Wechselkurs- 
bewegungen der vergangenen Jahre, besonders die 
beim Dollarkurs der D-Mark, nicht als Problem an- 
zusehen wären. Diese waren von Schwankungen im 
internationalen Kapitalverkehr bestimmt, nicht von 
Änderungen in den Bedingungen für den interna- 
tionalen Handel. Nimmt man die Veränderungen 
im Inflationsgefälle sowie im Konjunkturgefälle 
zwischen Amerika und der Bundesrepublik zusam- 
men, so hätten dazu jedenfalls keine Wechselkurs- 
änderungen gepeißt, wie wir sie erlebt haben, zumal 
wenn wir vom Kapitalverkehr zunächst einmal er- 
warten, daß er akute Spannungen, die vom Lei- 
stungsverkehr her kommen mögen, intertemporal 
auflöst und insoweit glättend auf die Wechselkurs- 
entwicklung einwirkt. Dies war jedoch nicht die 
Rolle des Kapitalverkehrs in den letzten Jahren. 

Es ist durchaus in Ordnung, deiß vom Kapitalver- 
kehr her auch autonom Wechselkursbewegungen 
erzeugt werden, insoweit nämlich, als diese geldpo- 
litisch bewirkten Zinsunterschieden zwischen den 
Währungsräumen entsprechen. Es ist ebenso in 
Ordnung, daß der Kapitalverkehr autonom Wech- 
selkursveränderungen erzeugt, auch kräftige, inso- 
weit die Kapitalströme für längerfristig zü halten- 
den Unterschieden in der Rendite von Vermögens- 
anlagen folgen und zum Ausgleich solcher Unter- 
schiede ein größerer Realtransfer (Exportüber- 
schüsse oder Importüberschüsse) nötig ist. Hinge- 
gen ist es nicht in Ordnung, deiß desorientierte Ka- 
pitalanleger mit ihren Anlageentscheidungen 
Wechselkurse erzeugen, die nur sie selbst — in 
ihrer Desorientiertheit — noch angemessen bezie- 
hungsweise akzeptabel finden, die aber zugleich 
Daten setzen für den Handelsverkehr, mit dem die 
Desorientiertheit der Kapitalanleger voll auf Ex- 
porteure und Importeure durchwirkt, sei es mit der 
Folge unstetiger Handelsströme, sei es — und dies 
dürfte noch wichtiger sein — mit der Folge einer 
Desorientierung bei Investitionsentscheidungen, 
die sich an erwartete Export- und Importbedingun- 
gen knüpfen und knüpfen sollen. Es ist nicht zu 
rechtfertigen, die Frage der Stabilität des Außen- 
werts einer Währung in jeder Hinsicht anders zu 
sehen als die der Stabilität ihres Binnenwerts. Der 
Mangel an Orientierung ist nicht einfach aus der 
Welt zu bringen, wurzelt er doch in der Unsicher- 
heit der Zukunft, die großenteils unaufhebbar ist. 
Insoweit nützt auch kein Lamento, und die dezen- 
trale Bewältigung des Problems durch risikobereite 
Kapitalanleger muß sogar als der bestmögliche Weg 
angesehen werden. Aber Desorientierung und Un- 
sicherheit wurzeln auch in der Tatsache, daß die 
Wirtschaftspolitik nicht die Orientierung gibt, die 
sie im Prinzip geben könnte. Sie gibt diese Orientie- 
rung nicht, weil sie selbst unstetig ist, jedenfalls 
unstetig in der Fähigkeit, Probleme zu lösen, und — 
vielleicht noch wichtiger — weil sie nicht (mehr) die 


Möglichkeit hat, das, was sie gegebenenfalls an Wil- 
len und Kraft zur Stetigkeit und zur Lösung allfälli- 
ger Probleme aufbringen könnte, vorweg einzubrin- 
gen in ein Datum, für dessen Gültigkeit und Glaub- 
würdigkeit sie anschließend einstehen würde — 
dies war ja die Idee von Bretton Woods. Unsicher- 
heit, die ein hoch arbeitsteiliges System so stark 
belastet, läßt sich auf das unvermeidbare Maß nur 
beschränken, wenn verläßlich wird, deiß der je ein- 
zelne für seine Versprechungen voll mit seiner Fä- 
higkeit einsteht, unvorhergesehene Schwierigkei- 
ten selbst zu bewältigen. Das gilt auch für die Wirt- 
schaftspolitik, und am Mangel an solcher Verläß- 
lichkeit ist das System von Bretton Woods schließ- 
lich gescheitert. 

366. Interventionen von Notenbanken an den De- 
visenmärkten oder eine kurzfristig wechselkurs- 
orientierte Zinspolitik erreichen diesen Kern des 
Problems nicht. Deren Mißerfolg darf daher auch 
nicht verwundern. Nur eine auf Stabilität bedachte 
Politik in den Ländern der wichtigsten Weltwäh- 
rungen, gleichgerichtet und durch Dauerhaftigkeit 
glaubwürdig geworden, kann ihn auflösen, das Pro- 
blem von Vertrauensstörungen, die keinen ökono- 
mischen Ursprung haben, aber wahrscheinlich 
ebenfalls nicht beseitigen. 

Die Voraussetzungen für mehr, etwa für ein neues 
Festkurssystem nach dem Muster von Bretton 
Woods, sind nicht gegeben. Das Europäische Wäh- 
rungssystem hält immerhin regional Wechselkurs- 
schwankungen in Grenzen. Aber seine erstaunliche 
Stabilität ist teilweise trügerisch, ist teilweise ent- 
lehnt der spezifischen Stärke der Anlagewährung 
Dollar gegenüber der Anlagewährung D-Mark. Erst 
wenn die EG-Länder im ganzen die Aufgabe der 
Stabilisierung des Geldwerts befriedigend gelöst 
und — nicht minder wichtig — im freien Kapital- 
verkehr das Vertrauen der Märkte in ihre wiederge- 
wonnene Stabilität erprobt haben, läßt sich hoffen, 
daß mit zunehmendem Gewicht des Währungs- 
raums Europa auch das Problem der Instabilität im 
Verhältnis der Anlagewährungen Dollar und 
D-Mark kleiner wird. Erst dann sind auch wirkliche 
Fortschritte beim Ausbau des Europäischen Wäh- 
rungssystems möglich. Es hieße, den zweiten 
Schritt vor dem ersten tun, wollte man eine euro- 
päische Währung lancieren, bevor die wirtschafts- 
politischen und die institutioneilen Voraussetzun- 
gen dafür geschaffen sind, daß es eine gute Wäh- 
rung sein wird. 


III. Tarifpolitik: Arbeitszeit und Löhne 

367. In der Lohnpolitik dürfte das kommende Jahr 
nach den Turbulenzen der letzten Tarifrunde im 
Zeichen relativer Ruhe stehen. Dafür sprechen eine 
Reihe von Gründen, nicht zuletzt die Verlängerung 
der durchschnittlichen Laufzeit der geschlossenen 
Verträge, die teilweise bis zum Jahre 1986 gelten. 
Die heftigen Auseinandersetzungen haben zu Irri- 
tationen geführt. Unklarheiten über die Zulässig- 
keit bestimmter Formen des Arbeitskampfes ber- 
gen Zündstoff für neuen Streit. Es gibt Sorgen, die 
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sich an die getroffenen Regelungen zur Arbeitszeit- 
verkürzung knüpfen, so auf der einen Seite, deiß 
diese eine nicht mehr zu bremsende Eigendynamik 
entfalten, und auf der anderen Seite, daß sie eine 
Entsolidarisierung der Arbeitnehmer begünstigen 
könnten. Das spricht dafür, dem Eintritt in tarifpoli- 
tisches Neuland erst einmal eine hinreichend lange 
Phase der Erprobung folgen zu lassen, bevor an 
weitere Schritte gedacht wird. 

Das Thema der Arbeitszeitverkürzung hat in die- 
sem Jahr neue Dramatik in die Tarifverhandlungen 
gebracht. Das Lohnthema stand diesmal in der 
zweiten Linie. Beides darf nicht getrennt betrachtet 
werden, wenn es um den Beitrag der Lohnpolitik zu 
Wachstum und Beschäftigung geht, und ein ent- 
scheidender Beitrag wird der Lohnpolitik auch in 
den kommenden Jahren abverlangt. 

Die Tarifabschlüsse in der Metallindustrie und in 
der Druckindustrie verbinden die Abkehr von einer 
regelmäßigen Wochenarbeitszeit von 40 Stunden 
mit dem Einstieg in flexible Regelungen der Ar- 
beitszeit. Die beschäftigungspolitisch unmittelbar 
wirksamen Abschlüsse mit Vorruhestandsregelun- 
gen werfen, da sie nur für eine Übergangszeit gel- 
ten sollen, keine langen Schatten in die Zukunft. 

368 . Zu den ökonomischen Fragen der Verkürzung 
der Arbeitszeit hat sich der Sachverständigenrat in 
seinem letzten Jahresgutachten ausführlich ge- 
äußert (JG 83 Ziffern 432 ff.). Grundsätzlich hält er 
nur Arbeitszeitverkürzungen für vertretbar, die 
nicht zu Kostenerhöhungen bei den Unternehmen 
führen. Für diesen Fall wäre wohl gegenüber dem, 
was sonst geschähe, mit einer Zunahme der Anzahl 
der Beschäftigten zu rechnen, was allerdings nur zu 
einem geringen Teil die ausfallenden Arbeitsstun- 
den kompensieren würde. Generelle Kürzungen der 
Arbeitszeit führen auch bei Kostenneutralität zu 
einem niedrigeren Wachstumspfad, also zu weniger 
Produktion und zu weniger Einkommen sowie zu 
weniger Einnahmen des Staates und der Sozialver- 
sicherungen. Denn eine Kürzung der Arbeitszeit für 
alle bedeutet weniger Arbeit und damit weniger 
Einkommenserwerb auch für jene Beschäftigten, 
die dies gar nicht wollen. 

Bei einer Differenzierung der individuellen Arbeits- 
zeit nach den Wünschen der einzelnen Beschäftig- 
ten ist das anders. Die Sorge, daß bei Arbeitszeit- 
verkürzung mit Lohnausgleich die Stundenlöhne 
besonders stark steigen, kann dann kleiner ge- 
schrieben werden, um so kleiner, je besser die indi- 
viduellen Arbeitszeiten zu den individuellen Ein- 
kommenswünschen passen. 

Die Wirkung auf die Kosten ist im Prinzip unabhän- 
gig davon, ob es sich um Verkürzungen der Wochen- 
arbeitszeit oder der Lebensarbeitszeit handelt. Daß 
sich, was die diesjährigen Vereinbarungen betrifft, 
für die Unternehmen die Frage der Kostenwirkun- 
gen bei den Vereinbarungen über Vorruhestandsre- 
gelungen wegen der Zuschüsse der Bundesanstalt 
für Arbeit nicht in gleicher Weise stellte wie bei den 
Vereinbarungen über eine Verkürzung der wö- 
chentlichen Regelarbeitszeit, darf deren gesamt- 


wirtschaftliche Kosten nicht aus dem Blick geraten 
lassen. 

369 . Ein Mitglied des Sachverständigenrates, Die- 
ter Mertens, vertritt zu der Frage nach der Wirkung 
der tariflichen Vereinbarungen über die Arbeitszeit 
ein anders akzentuiertes Urteil. Dieses Mitglied ist 
der Meinung, daß die vereinbarten Arbeitszeitver- 
kürzungen eine beachtenswerte positive Bedeutung 
für die Beschäftigung haben. 

Die zum 1. April 1985 in einigen Tarifbereichen 
vereinbarte Wochenarbeitszeitverkürzung um 
IV 2 Stunden beispielsweise betrifft über 4 Millionen 
Arbeitnehmer, das zu ersetzende Arbeitsvolumen 
beläuft sich im Jahr auf rund 265 Millionen Stun- 
den. Würden sie sämtlich durch Mehrbeschäftigung 
ausgeglichen, so entspräche dies 160 000 Vollzeitar- 
beitsplätzen. Selbst wenn man wegen verschie- 
dener Ausweichreaktionen erhebliche Abstriche 
macht, verbleibt eine nennenswerte Beschäfti- 
gungswirkung. Dieses Mitglied schätzt, daß die Be- 
schäftigtenzahl um rund 80 000 Arbeitskräfte höher 
sein wird als sonst. Die Arbeitslosenzahl dürfte 
dann nur um etwa 50 000 bis 60 000 geringer ausfal- 
len, da auch Arbeitnehmer Beschäftigung finden, 
die sich nicht bei Arbeitsämtern gemeldet haben. 

Die Vorruhestandsregelung, die andere arbeitszeit- 
politisch bedeutsame Neuerung dieses Jahres, 
kommt jetzt schon — geht man von den abgeschlos- 
senen Tarifverträgen aus — für über 250 000 ältere 
Arbeitnehmer in Betracht. Nicht alle werden von 
der Möglichkeit, früher aus dem Arbeitsleben aus- 
zuscheiden, Gebrauch machen können oder wollen, 
und viele hätten sonst auch andere Möglichkeiten 
dazu gehabt. Aber auch hier verbleibt nach plausib- 
len Abschlägen ein keineswegs geringer beschäfti- 
gungspolitischer Effekt. Vorsichtige Schätzungen 
setzen für 1985 etwa 50 000 Fälle von Einstellungen 
an, die durch diese Regelungen ausgelöst werden. 
Die Arbeitslosenzahl dürfte um 30 000 bis 40 000 
niedriger sein, als sie es sonst wäre. Die Wirkung 
wird größer, wenn in weiteren Tarifbereichen ent- 
sprechende Abschlüsse erfolgen. 

Mit arbeitszeitpolitischen Entscheidungen dieser 
Art und dieses Umfangs können die großen Be- 
schäftigungsprobleme nicht gelöst werden. Das 
Ratsmitglied teilt deshalb die Auffassung, deiß auch 
hier vor Illusionen zu warnen ist (Ziffer 296). Aber 
sie können mehr als nur geringe Beiträge zur Lin- 
derung erbringen. 

Avif solche Beiträge sollte in der gegenwärtigen 
Lage deshalb nicht verzichtet, die Bereitschaft, sol- 
che Beiträge zu Lasten andersartiger Ansprüche zu 
leisten, nicht gering geachtet werden. Das ehema- 
lige Ratsmitglied Gerhard Scherhorn hat schon frü- 
her ausführlicher dazu Stellung genommen und da- 
bei auch die nun in wichtigen Tarifbereichen vorge- 
sehene flexible und differenzierte Handhabung als 
eine Möglichkeit, der Beschäftigungswirkung den 
Weg zu ebnen, angesprochen (JG78 Ziffern 491 ö.). 
Der Sachverständigenrat ist bei seiner vorjährigen 
vertieften Beschäftigung mit diesem Thema auch 
zu einer Reihe von Überlegungen gekommen, die 
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angesichts getroffener Vereinbarungen in eine Be- 
trachtung von deren Kosten und Erträgen einzube- 
ziehen sind (JG 83 Ziffern 432 ff.). 

Nach Auffassung dieses Mitglieds verdienen fol- 
gende Aspekte bei der Würdigung der jüngsten Ta- 
rifabschlüsse stärkere Beachtung: 

— Die verlangte Kostenneutralität ist erreichbar. 
Die vereinbarten Wochen- und Lebensarbeits- 
zeitverkürzungen sind mit ihren Kosteneffekten 
bei der Aushandlung des Lohnzuwachses be- 
rücksichtigt worden (Ziffern 126 ff.). 

— Der erwartbare zusätzliche (durch die Arbeits- 
zeitverkürzung selbst ausgelöste) Produktivi- 
tätsgewinn ist dabei vielleicht noch nicht einmal 
voll einbezogen worden. Das gleiche gilt für den 
durch Flexibilisierung noch weiter hinzukom- 
menden Produktivitätsfortschritt. 

— Die Vereinbarungen enthalten sämtlich erheb- 
liche Flexibilisierungs-Komponenten, durch wel- 
che auch sonst die Erträge nach Meinung vieler 
stärker ins Gewicht fallen. 

— Bei den Erträgen der Arbeitszeitverkürzungen 
ist auch der Gewinn an Freizeit hinzuzurech- 
nen. 

— Arbeitszeitverkürzungen, insbesondere solche, 
die individuellen Entscheidungsspielraum las- 
sen — dies trifft für die Vorruhestandsregelun- 

, gen gänzlich zu, für die Wochenarbeitszeitver- 
kürzungen zum Teil — , entsprechen den Wün- 
schen vieler Arbeitnehmer. 

— Es kommt hinzu, daß Arbeitszeitverkürzung zur 
Sicherung von Arbeitsplätzen beitragen und da- 
mit den Wünschen von Arbeitnehmern auch 
dann nahekommen kann, wenn diese bei unge- 
fährdetem Arbeitsplatz keinen Tausch von Frei- 
zeit gegen Einkommen wünschen würden. 

— Bei Staat und Sozialversicherung sinken durch 
die Verminderung der Arbeitlosigkeit und durch 
höhere Beitragseinnahmen die Aufwendungen 
für Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und So- 
zialhilfe. Diese Erträge werden vermutlich nicht 
durch den Zuschuß von 35 vH zum Vorruhe- 
standsgeld, der von der Bundesanstalt für Arbeit 
zu zahlen ist, ausgeglichen. Im Fall der Wochen- 
arbeitszeitverkürzung gibt es keinen derartigen 
Zuschuß aus den öffentlichen Kassen. 

— Staat und Sozialversicherung haben ferner — 
wie die Gesamtwirtschaft — an den Vorteilen 
flexibler Arbeitszeitregelungen entsprechend 
den positiven Wirkungen auf Produktivität, Be- 
schäftigung und Einkommen teil. 

— Die Finanzierungssituation bei der Rentenversi- 
cherung dürfte sich im ganzen, von Übergangs- 
problemen abgesehen, durch die vereinbarten 
Wochenarbeitszeitverkürzungen nicht ändern, 
da die geringeren Lohnsteigerungsraten, die zu- 
nächst eine Beitragsminderung mit sich brin- 
gen, bald zu schwächeren Steigerungen bei den 
Rentenzahlungen führen. 


Was die Übergangsprobleme betrifft, so haben 
deren Kosten — aus dieser Sicht zu Recht — in 
der von der Bundesregierung beschlossenen 
Verlagerung von Beitragsaufkommen von der 
Bundesanstalt für Arbeit zur Rentenversiche- 
rung einen Gegenposten. Die Rentenversiche- 
rungen werden zudem durch die jetzt getroffe- 
nen Vorruhestandsvereinbarungen entlastet. 

— Wenn trotz allem bei kurzfristigen Kosten- 
Ertrags-Rechnungen für den Staat ein negativer 
Restsaldo auftreten sollte, so ist diesem der Ge- 
winn an gesellschaftlicher Integration — auch 
wiederum verbunden mit, diesmal langfristigen, 
Einsparungen und Erträgen — entgegenzuhal- 
ten. 

Vor diesem Hintergrund, und wenn man die viel 
grundsätzlichere Frage der Solidarität in der Ge- 
sellschaft sinnvoll einbezogen sieht, sind danach die 
diesj ährigen arbeitszeitpolitischen Komponenten 
in den Tarifverträgen positiv zu beurteilen, und dies 
deutlich über den Aspekt der — auch von diesem 
Mitglied begrüßten — Flexibilisierungs-Bestand- 
teile in den Tarifverträgen hinaus. 

Soweit die Beurteilung dieses Ratsmitglieds. 

370 . Bei der Verkürzung der Wochenarbeitszeit, 
wie sie der Metalltarifvertrag vorsieht, sind die Ko- 
stenwirkungen für die Unternehmen erheblich (Zif- 
fern 126 ff.). Steigerungen der Stundenlöhne um 
durchschnittlich 4,2 vH — Lohnausgleich für die 
Verkürzung der Arbeitszeit und zusätzliche Lohner- 
höhung zusammengerechnet und auf ein Jahr bezo- 
gen, für den Fall gerechnet, deiß alle Beschäftigten 
einheitlich 38 V 2 Stunden in der Woche arbeiten — 
sind bei niedriger Preissteigerung nicht leicht zu 
verkraften. Daß die Steigerung der Lohnkosten je 
Stunde ungleich auf die beiden Jahre verteilt ist — 
2,7 vH im Durchschnitt des Jahres 1984 und 5,3 vH 
im Durchschnitt des Jahres 1985 — mag bedeuten, 
daß nun für 1985 der schwerere Teil der Aufgabe, 
mit den Kosten fertig zu werden, noch bevorsteht. 
Daher dürfte es dringend geboten sein, die Optio- 
nen für flexible Arbeitszeitregelungen, die der Me- 
talltarifvertrag gebracht hat, voll zu nutzen. 

Vorausgesetzt, die Unternehmen kommen mit der 
Kostenvorbelastung des kommenden Jahres zu- 
recht, wird die Verkürzung der Arbeitszeit wohl 
mehr Einstellungen oder weniger Entlassungen be- 
wirken. Eine eindeutige Zurechnung dieser Wirkun- 
gen wird sich freilich kaum vornehmen lassen, weil 
sie Von anderen Einflüssen, nicht zuletzt der weite- 
ren konjunkturellen Entwicklung überlagert sein 
werden. Sie werden auch von Unternehmen zu Un- 
ternehmen variieren. In den Kleinbetrieben mit nur 
einer Schicht wird die Verkürzung der Wochen- 
arbeitszeit einen gravierenden Kostenanstieg brin- 
gen. Die Möglichkeiten, dem Kostendruck zu begeg- 
nen, sind hier gering. Über die Verteuerung der Pro- 
dukte werden Absatz und Beschäftigung in diesem 
Bereich negativ beeinflußt werden. 

371 . Welche neuen Formen flexiblen Arbeitsein- 
satzes sich herausbilden und in der Praxis bewäh- 
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ren werden, ist einstweilen noch nicht abzusehen. 
Die Möglichkeiten der Flexibilisierung auszuloten, 
ist Sache individueller Betriebsvereinbarungen, die 
vor Ort geschlossen werden. Zweifellos ergeben 
sich Chancen einer besseren Anpassung der Kapa- 
zitätsauslastung an saisonale oder an sonstige kurz- 
fristige Schwankungen der Produktion. Ein Teil bis- 
her nicht zu vermeidender Leerzeiten kann einge- 
spart werden. Eine bessere Verteilung der Maschi- 
ne nlauf Zeiten mag ebenfalls kostensenkend wir- 
ken. 

Schwieriger ist die Antwort auf die Frage, wie die 
gesamte Laufzeit der betrieblichen Anlagen übers 
Jahr von der Arbeitszeitverkürzung berührt wird. 
Im Manteltarifvertrag für die Metallindustrie heißt 
es hierzu: „Aus Anlaß der Neufestlegung der Ar- 
beitszeit wird die Auslastung der betrieblichen An- 
lagen und Einrichtungen nicht vermindert.“ 

Im Mehrschichtbetrieb läßt sich der Beibehaltung 
oder sogar einer Steigerung der Anlagenlaufzeit 
wohl in vielen Fällen ohne größere Schwierigkeiten 
Rechnung tragen. Aber auch im Einschichtbetrieb 
eröffnet die flexiblere Arbeitszeitregelung womög- 
lich neue Chancen einer Abkoppelung der Maschi- 
nenlaufzeit von der individuellen Arbeitszeit, ohne 
daß sogleich der Sprung in den Zweischichtbetrieb 
unternommen werden muß. Eine Tageslaufzeit von 
10 Stunden oder mehr, selbst eine Ausdehnung der 
Betriebszeit auf den Samstag erscheint möglich. 
Damit ist es im Prinzip denkbar, auf Maschinen- 
laufzeiten deutlich oberhalb einer Einzelschicht zu 
kommen. Und eine Erhöhung der Maschinenlauf- 
zeit erscheint bei der heutigen hohen Kapitalinten- 
sität aus Gründen der Kostensenkung besonders 
dringlich. 

372. Eine breitere Auffächerung der individuellen 
Arbeitszeiten, die die neuen Vereinbarungen er- 
möglichen — unterschiedlich lange Arbeitszeiten 
insgesamt oder an einzelnen Tagen in der Woche, 
4-Tage-Woche und Kumulierung von Freischichten 
— kann es erlauben, den Wünschen vieler Arbeit- 
nehmer nach einer freieren Zeiteinteilung entge- 
genzukommen. Es gilt nun, die entsprechenden Ein- 
zelregelungen zu treffen. 

373. Differenzierung der individuellen Arbeitszei- 
ten steht indessen in einem gewissen Gegensatz zu 
wichtigen traditionellen Zielen der Gewerkschafts- 
bewegung. Beim Lohn, bei der Arbeitszeit und beim 
Arbeitsschutz haben die Gewerkschaften bisher um 
bessere Standards gekämpft, die einheitlich für alle 
Arbeitnehmer galten. Sie waren als Ziele gut auszu- 
machen find lagen im Mitgliederinteresse. Die Ein- 
haltung der Standards war ferner gut zu kontrollie- 
ren. Dies diente dem angestrebten Prinzip der 
Gleichbehandlung und der Solidarität der Arbeit- 
nehmer. 

Es gibt heute Sorgen, die Bewegung hin zu stärker 
individuellen Regelungen, wie jetzt bei der Auffä- 
cherung der Wochenarbeitszeit, könnte dem Gleich- 
behahdlungsprinzip und möglicherweise damit 
auch der gewerkschaftlichen Solidarität schaden. 
Solche Sorgen sitzen tief. 


Die heutigen Strömimgen der Individualisierung 
und Dezentralisierung, die von den Gewerkschaften 
ambivalent beurteilt werden, machen nicht vor der 
Arbeitswelt halt. Die geringsten Schwierigkeiten ei- 
ner Einbindung solcher Entwicklungen in die Poli- 
tik der Arbeitnehmervertretungen werden sich da 
ergeben, wo über Rahmenvereinbarungen die Wün- 
sche der Arbeitnehmer mit den betrieblichen Mög- 
lichkeiten in Einklang gebracht werden können. 

Vielfalt imd Freiheit individueller Entfcdtung ist 
auch unter wirtschaftlichem Gesichtspunkt ein er- 
strebenswertes Ziel. Von diesem Ziel müssen unter 
den Bedingungen der modernen Technologie weni- 
ger Abstriche um der Produktivität willen gemacht 
werden als zu früheren Zeiten. Diese Chancen soll- 
ten auch genutzt werden. Deiß mit der jetzt mögli- 
chen individuellen Regelung der Arbeitszeit nur ein 
kleiner Schritt in diese Richtung getan wurde, trifft 
zu. Erfahrungen müssen gewonnen werden, ob und 
welche weiteren Schritte auch von seiten der Ar- 
beitnehmer wünschenswert sind. 

374. Flexiblere Arbeitszeitregelungen können Ko- 
stensenkungen erleichtern. Einer von mehreren 
Gründen dafür ist der positive Einfluß, den eine 
freiere Wahl der Arbeitszeit auf die Leistung je Ar- 
beitsstunde haben kann. Wo Leerzeiten auf diese 
Weise vermieden werden, ergibt sich eine zusätzli- 
che Steigenmg der Produktivität. Darum geht es 
jedoch nicht allein. Auch ein anderer Zusammen- 
hang spielt hier eine wichtige Rolle: Die heutige 
Produktionstechnik verlangt nicht mehr wie im frü- 
her üblichen Maße starre Abläufe im arbeitsteiligen 
Prozeß der industriellen Gütererzeugung, starre Ar- 
beitszeitregelungen werden als Basis hoher Pro- 
duktivität edso zunehmend entbehrlich. Ferner sind 
heute mehr und mehr auch kommunikative, organi- 
satorische und kreative Leistungen gefordert, die 
sich nicht ohne weiteres gleichmäßig über die Zeit 
verteilen lassen. Freiere Zeiteinteilung kann inso- 
weit produktivitätserhöhend wirken. 

375. Zurückhaltung ist von der Lohnpolitik auch 
im kommenden Jahr gefordert, wenn weiterhin 
Spielraum für eine Entlastung bei den Kosten gege- 
ben werden soll und die Preissteigerungen gering 
bleiben sollen. So könnte mehr an Investitionen, an 
Produktion und Beschäftigung rentabel werden 
oder rentabel bleiben. 

In der Diskussion darüber, was dies für den Um- 
fang der Lohnsteigerungen im nächsten Jahr be- 
deutet, kann man darauf bauen, daß sich die Grund- 
linie der Lohnpolitik der vergangenen Jahre ge- 
samtwirtschaftlich bewährt hat mit ihrer geteilten 
Wirkung einer Dämpfung des Preisauftriebs und ei- 
ner Senkung des Kostenniveaus. Nichts spricht da- 
gegen, sich auch 1985 quantitativ auf einem ähnli- 
chen Pfad zu bewegen. Dafür spricht, daß unter sol- 
chen Umständen aus einer unverminderten Greld- 
mengenausweitung, zu der wir der Bundesbank ra- 
ten, eine gute reale Expansion entstehen kann. Das 
reale Kostenniveau würde abermals etwas sinken, 
ebenso die Inflationsrate; der Anstieg der Real- 
löhne würde vermutlich merklich größer ausfallen 
als 1984. Man mag hadern mit der Tatsache, daß er 
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gleichwohl erneut geringer sein wird als wahr- 
scheinlich der durchschnittliche Produktivitätszu- 
wachs in der Wirtschaft. Damit auch Unternehmen 
am unteren Ende der Rentabilitätsskala im Markt 
bleiben oder derzeit noch darunter liegende auf die- 
sem wieder Fuß fassen können, darf man sich frei- 
lich am durchschnittlichen Produktivitätsanstieg in 
der Wirtschaft nicht reich rechnen. 

Vor dem Hintergrund solcher Überlegungen kann 
nicht unbedenklich gefunden werden, was an Ko- 
stensteigerungen in der Metallindustrie für das 
Jahr 1985 programmiert ist Wir haben zu facettie- 
ren versucht, warum wir gleichwohl meinen, es 
gäbe für viele Unternehmen — wenn sie die Chan- 
cen der Flexibilisierung nutzen — eine gute Mög- 
lichkeit, nach dem kostenmäßig sehr günstigen 
Jahr 1984 nun auch die erhöhte Belastung im kom- 
menden Jahr zu verkraften. Es steht unter dieser 
Bedingung, wenn wir sagen, deiß das Jahr 1984 mit 
seinem heftigen Arbeitskampf und seinen zeitlich 
weiter als üblich reichenden Lohnregelungen kei- 
nen so großen Schatten in die lohnpolitische Land- 
schaft wirft, wie andere ihn sehen. Die Öffnung von 
Möglichkeiten der Flexibilisierung ist ein Gewinn, 
der ein echter Gegenposten werden kann für Ko- 
sten, die sich aus der Arbeitszeitverkürzung erge- 
ben. Nimmt man die Lohnvereinbarungen hinzu 
und unterstellt eine energische Nutzung dieser 
Möglichkeiten, so braucht das gesamtwirtschaft- 
liche Urteil auch über die Tarifabschlüsse dieser 
Bereiche nicht schlechthin negativ zu sein. 

376. Angesichts der fortbestehenden Unterschiede 
in der Beschäftigungssituation von Branche zu 
Branche ist ohnehin eine stärkere Spreizung der 
Tarifabschlüsse geboten. Zu einer stärkeren sekto- 
ralen Lohndifferenzierung sollte auch eine größere 
Differenzierung nach Qualifikationen, das heißt 
nach Ausbildung und nach Berufserfahrung kom- 
men. Unterschiede zwischen dem Entgelt für einfa- 
che Arbeit und dem Entgelt für Arbeit, die ein ho- 
hes Maß an Wissen und Können verlangt, mit dem 
Argument der Solidarität klein zu halten, hilft nie- 
mandem, der keine Arbeit findet, wenn der zu zah- 
lende Lohn höher ist als der zu erwartende Beitrag 
zum Produktionsertrag. Auch Berufsanfängern 
würde es wohl in vielen Fällen helfen, ihre Chancen 
am Arbeitsmarkt zu verbessern, wenn ihre Entloh- 
nung dem Unterschied in der Berufserfahrung ent- 
sprechend stärker gegenüber der Entlohnung er- 
fahrener Kollegen differierte. Nicht minder wichtig, 
möglicherweise sogar noch wichtiger ist es, mit ei- 
ner größeren Lohndifferenzierung Anreize für Wei- 
terbildung, für den Erwerb zusätzlicher Kenntnisse 
und Fertigkeiten, zu setzen. Denn darin liegt — 
zusammen mit der Verbesserung des Produktions- 
apparates über mehr Investitionen — der Schlüssel 
zur Steigerung der Produktivität und damit zur 
Senkung der realen Kosten. 

Bei der Diskussion über eine stärkere Lohndiffe- 
renzierung sollten auch die gravierenden regiona- 
len Unterschiede auf dem Arbeitsmarkt im Blick 
sein. Wünschenswert wäre es von daher auch, wenn 
es in der bevorstehenden Lohnrunde zu weniger 
Einheitlichkeit in den Abschlüssen zwischen den 


einzelnen Tarifbezirken käme, als es in den vergan- 
genen Jahren der Fall war. An dem nötigen Antrieb 
dazu fehlt es offensichtlich nicht nur auf einer Seite 
der Tarifparteien. 

377. Die Beibehaltung der Grundlinie mäßiger No- 
minallohnsteigerungen und die Einstellung der Un- 
ternehmen hierauf ist eine wichtige Voraussetzung 
für wachsendes Zukunftsvertrauen, Entscheidun- 
gen für morgen fallen leichter. Die erforderlichen 
Investitionen können rascher vorankommen. Wenn 
sie auch selbst keine eigenen Wachstumskräfte her- 
vorzubringen vermag, so schafft zurückhaltende 
Lohnpolitik doch eine unersetzliche Vorbedingung 
dafür, daß diese sich im Zusammenwirken mit 
einer wachstumsfreundlichen Finanzpolitik und 
einer stabilitätsorientierten Greldpolitik entfalten 
können. 

Enttäuschung über die beschäftigungspolitischen 
Erfolge der meißvollen Lohnpolitik der letzten Jahre 
wäre deshalb kein guter Ratgeber für die kommen- 
den Tarifverhandlungen. Ohne diese Lohnpolitik 
wäre es nicht zu der Verbesserung der wirtschaftli- 
chen Konstitution, die wir verzeichnen können, ge- 
kommen, und die Beschäftigungslage wäre schlech- 
ter als sie heute noch ist Das Beispiel jener Länder, 
die sich hier schwerer taten und entsprechend mit 
der wirtschaftlichen Erholung nachhinken, macht 
dies deutlich. Mit den erreichten Erfolgen bei der 
Konsolidierung der öffentlichen Haushalte und der 
Stabilisierung des Preisniveaus sind die unmittel- 
baren — nicht erst über den Beitrag zur Dämpfung 
des Preisanstiegs laufenden — beschäftigungspoli- 
tischen Wirkungsmöglichkeiten einer zurückhalten- 
den Lohnpolitik überdies größer geworden. 

Wie die Erfahrung zeigt, muß ein mäßiger Nominal- 
lohnanstieg im nachhinein nicht Stagnation der 
Reallöhne bedeuten, und er muß auch nicht auf eine 
dauerheifte Verschiebung in der gesamtwirtschaftli- 
chen Einkommensverteilung hinauslaufen, schon 
gar nicht in einer Wirtschaft, die scharfem interna- 
tionalen Wettbewerb ausgesetzt ist. Die Preissteige- 
rungen sind mehrfach geringer ausgefallen als in 
den Tarifverhandlungen angenommen worden 
war. 


IV. Arbeitsmarktpolitik 

378. Angesichts der unverändert hohen Arbeits- 
losigkeit kann auch in der gegenwärtigen Auf- 
schwungsphase auf erhebliche flankierende An- 
strengungen der Arbeitsmarktpolitik nicht verzich- 
tet werden. Dem ist seit 1983 dadurch Rechnung 
getragen worden, deiß die arbeitsmarktpolitische 
Förderung in wichtigen Bereichen auf einen größe- 
ren Kreis von Personen ausgedehnt wurde, so bei 
der Förderung der beruflichen Fortbildung und Um- 
schulung wie auch bei der Arbeitsbeschaffung. 
Auch 1984 wurde diese Linie beibehalten, und sie 
soll sich nach den Haushaltsplanungen 1985 fortset- 
zen, nunmehr ausschließlich im Rahmen eigener 
Ressourcen der Bundesanstalt für Arbeit, während 
bis 1983 Zuschüsse des Bundes erforderlich waren. 
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Die Instrumente der Arbeitsmarktpolitik leisten in 
verschiedener Hinsicht wichtige Beiträge zur Lin- 
derung der Arbeitsmarktprobleme: Einmal — dies 
ist wohl der wichtigere Aspekt — werden in einer 
Phase, in welcher der Markt vielen Arbeitskräften 
keine ihrer Ausbildung und ihren Fähigkeiten ent- 
sprechende Arbeit bietet, Qualifikationen und Moti- 
vationen erhalten, deren nachhaltige Beeinträchti- 
gung Wirtschaft imd Gesellschaft teuer käme, weil 
sie später nur unter Schwierigkeiten und mit wach- 
senden Aufwendungen wieder rückgängig gemacht 
werden könnte. Der andere Aspekt ist, daß Qualifi- 
zierungs- und Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen die 
Anzahl der Arbeitslosen unmittelbar vermindern. 
Der Umfang, in dem dies geschieht, hat — bezogen 
auf die Anzahl der Arbeitslosen — seit 1983 nach 
jahrelangem Rückgang wieder zugenommen (Zif- 
fern 118 ff.). 

Da diejenigen, die durch Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen Arbeit finden oder auf Kosten der Bundes- 
anstalt für Arbeit fortgebildet, angelernt oder umge- 
schult werden, heute in den meisten Fällen sonst 
Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe erhalten 
müßten, sind die betreffenden Ausgaben nur mit 
entsprechenden Abstrichen ins Kalkül zu ziehen. 
Ein Urteil über die Zweckmäßigkeit einer arbeits- 
marktpolitischen Maßnahme ist aufgrund einer sol- 
chen Kostenabwägung allein noch nicht zu gewin- 
nen. 

379 . Zur Entlastung des Arbeitsmarktes tragen 
zwei gesetzliche Neuerungen bei, die keineswegs 
ausschließlich, aber doch auch unter arbeitsmarkt- 
politischen Gesichtspunkten entworfen worden 
sind (Ziffern 139 ff.): das Gesetz zur Erleichterung 
des Übergangs vom Arbeitsleben in den Ruhestand 
(Vorruhestandsgesetz) und das Gesetz über die 
Rückkehrhilfe für ausländische Arbeitnehmer 
(Rückkehrförderungsgesetz). 

Die Wirkung des Vorruhestandsgesetzes auf den 
Arbeitsmarkt hängt ganz wesentlich davon ab, in 
welchem Umfang die Tarifparteien die damit gebo- 
tenen Möglichkeiten nutzen und welche Anreize 
sich allein daraus für den Generationswechsel in 
den Betrieben entwickeln. So kurz nach Zustande- 
kommen der ersten diesbezüglichen Tarifab- 
schlüsse können über die Wirkung nur Mutmaßun- 
gen angestellt werden. Immerhin sind dort, wo ent- 
sprechende Vereinbarungen schon in Kraft getre- 
ten sind, bereits zahlreiche Anträge gestellt worden. 
Da das Angebot des neuen Gesetzes teilweise an die 
Stelle anderer Möglichkeiten tritt, vorzeitig in den 
Ruhestand zu gehen, wird die Zurechnung von Wir- 
kungen freilich problematisch bleiben. 

Von den Angeboten des Rückkehrförderungsgeset- 
zes haben viele ausländische Arbeitnehmer Ge- 
brauch gemacht. Die vorzeitige Beitragsrückzah- 
lung beantragten 140 000 ausländische Arbeitneh- 
mer. Rückkehrprämien wurden weit weniger, näm- 
lich nur von 14 000 Personen, beansprucht; dies lag 
an den engeren Bewilligungsvoraussetzungen. Aber 
auch hier darf die Wirkung des Gesetzes nicht 
brutto für netto genommen werden: Weiterhin wan- 
dern auch Ausländer zu. Zu beachten ist ferner, deiß 


zuvor schon mehr Ausländer abgewandert als zuge- 
wandert sind; auch ohne besondere Förderung war 
die Anzahl der ausländischen Arbeitnehmer also 
rückläufig. Die Neigung heimzukehren hat offenbar 
auch aus anderen Gründen zugenommen; die an- 
haltend schlechte Beschäftigungslage zählt sicher- 
lich dazu. Es gibt zwar Anhaltspunkte dafür, daß die 
Rückkehrförderung den Trend verstärkt hat; in 
welchem Maße dies der Fall ist, läßt sich aber kaum 
verläßlich ausmachen. 

380 . Die Bundesregierung hat weitere Gesetzent- 
würfe beschlossen, deren erklärtes Ziel es ist, zu- 
sätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten zu schaffen. 
Das Beschäftigungsförderungsgesetz enthält ein 
Bündel verschiedenartiger Regelungen mit dieser 
Zielsetzung. 

Die Flexibilität am Arbeitsmarkt soll dadurch ge- 
fördert werden, daß in den nächsten sieben Jahren 
mit Arbeitslosen und mit Arbeitnehihern, die nach 
Abschluß ihrer Berufsausbildung sonst nicht über- 
non^men würden, einmalig befristete Arbeitsver- 
träge bis zur Dauer eines Jahres (bisher: bis zu 
sechs Monaten) abgeschlossen werden können. Für 
neugegründete Kleinbetriebe soll die Befristung bis 
zu zwei Jahren betragen können. 

Die bisherige Höchstdauer für legale Arbeitneh- 
merüberlassung soll von drei auf sechs Monate ver- 
längert werden. Dadurch sollen Unternehmen zum 
Beispiel besser eds bisher den zeitlich befristeten 
Ausfall von Mitarbeitern, etwa Zeiten des Mutter- 
schutzes, überbrücken können. 

Hinsichtlich der Sozialplanregelungen ist vorgese- 
hen, den Einigungsstellen konkrete Leitlinien für 
die Aufstellung von Sozialplänen vorzugeben. Wäh- 
rend nach bisherigem Recht ein Personalabbau um 
mindestens 5 vH der Belegschaft, von Klein- und 
Mittelbetrieben abgesehen, einen Sozialplan not- 
wendig macht, soll künftig — je nach Betriebsgröße 
— erst bei einem Personalabbau zwischen 10 vH 
und 20 vH der Belegschaft ein Sozialplan erzwing- 
bar sein. In neu gegründeten Unternehmen sollen 
in den ersten vier Jahren Betriebsveränderungen 
vorgenommen werden können, ohne daß ein Sozial- 
plan abgeschlossen werden muß. Ein Arbeitnehmer, 
der einen anderen zumutbaren Arbeitsplatz ab- 
lehnt, soll künftig von Leistungen nach einem So- 
zialplan ausgeschlossen sein. 

Der Entwurf eines Arbeitszeitgesetzes strebt an, die 
Arbeitszeitordnung von 1938, die Schutzvorschrif- 
ten für Frauenarbeit und das Verbot der Beschäfti- 
gung an Sonn- und Feiertagen neu zu fassen. Damit 
wird der gesetzliche Arbeitsschutz auf alle Arbeit- 
nehmer ausgedehnt. Deren Gesundheit wird durch 
Begrenzung der höchstzulässigen täglichen Ar- 
beitszeit, durch Festlegung von Mindestruhepausen 
während der Arbeit und von Mindestruhezeiten 
zwischen Arbeitsende und Wiederaufnahme der Ar- 
beit sowie durch eine grundsätzliche Arbeitsruhe 
an Sonn- und Feiertagen geschützt. Einige Regelun- 
gen beim Frauenarbeitsschutz werden gestrichen. 
So können Frauen beispielsweise künftig auch in 
der Bauwirtscheift ausgebildet und beschäftigt wer- 
den. 
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Der Gesetzentwurf hält an der 48-Stunden-Woche 
als Regelarbeitszeit fest. Er läßt für Arbeitgeber, 
Arbeitnehmer und ihre Vertretungen Spielraum 
zum Aushandeln besonderer Überstundenvereinba- 
rungen. 

381 . Die geplanten Änderungen des Arbeitsrechts 
sind im Prinzip geeignet, die Flexibilität am Ar- 
beitsmarkt im ganzen zu erhöhen und Hindernisse 
für die Beschäftigung bestimmter Personengrup- 
pen zu beseitigen oder zu verringern. Alles in allem 
lassen sie einen Beitrag zu mehr Beschäftigung und 
zur Sicherung von Arbeitsplätzen erwarten: 

— Die geplante Zulassung befristeter Arbeitsver- 
träge mit Arbeitslosen und Jugendlichen nach 
Abschluß der Berufsausbildung ist nicht allein 
als ein Vorteil für die Unternehmen zu begrei- 
fen, sondern auch als eine Chance für die ge- 
nannten Personengruppen. Wo die erweiterte 
Vertragsfreiheit genutzt wird, heißt dies, daß das 
Angebot an Arbeitsplätzen für diese Arbeit- 
suchenden vergrößert und ihre Aussicht, eine 
Beschäftigung zu finden, entsprechend verbes- 
sert wird. 

— Die neue Sozialplanregelung korrigiert eine 
Fehlentwicklung im Bereich des sozialen Regel- 
werks, die Altbeschäftigte zu Lasten von Ar- 
beitsuchenden begünstigt. Hohe Sozialplanver- 
pflichtungen machen es Unternehmen oft 
schwer, sich an neue Marktbedingungen anzu- 
passen, verlustbringende Produktion durch neue 
ertragversprechende Produktion zu ersetzen 
und dafür neue Kapazitäten aufzubauen. Die 
neue Regelung führt tendenziell zu einer Entla- 
stung des Investitionskalküls und senkt dadurch 
die Eintrittsschwelle für neue Arbeitnehmer. 
Die außerdem geplante Begrenzung des Ermes- 
sensspielraums, den die Einigungsstellen hin- 
sichtlich des Sozialplans heute haben, verringert 
die Unsicherheit über die Rechtslage. 

382 . Ein Mitglied des Sachverständigenrates, Die- 
ter Mertens, teilt die vorstehende Würdigung nicht 
uneingeschränkt. Dieses Mitglied möchte bei Erör- 
terungen zum Arbeitsrecht stets die folgenden 
Aspekte in Betracht gezogen wissen: 

Es darf nicht übersehen werden, daß die rechtlichen 
Spielräume für flexibles Einstellungs- und Entla- 
stungsverhalten der Betriebe schon heute nicht ge- 
ring sind und deiß die feststellbare Bewegung am 
Arbeitsmarkt in der Bundesrepublik Deutschland 
bereits beachtlich ist: Gegenwärtig dauert etwa die 
Hälfte der beendeten Beschäftigungsverhältnisse 
weniger als zwölf Monate. Die Sozialversichenm- 
gen verzeichnen 5 bis 6 Millionen Einstellungsfälle 
und etwa ebenso viele Fälle der Beendigung von 
Arbeitsverhältnissen jährlich. Von den Arbeitneh- 
mern, die mit Hilfe der Arbeitsämter eine Stelle fin- 
den, erhalten nur gut 60 vH unbefristete Arbeitsver- 
träge, 16 vH solche mit einer Befristung über drei 
Monate, und 22 vH werden für weniger als drei Mo- 
nate eingestellt. Bei Frauen führt nur gut die Hälf- 
te, bei Arbeitskräften ohne Berufsausbildung nicht 
einmal die Hälfte der Vermittlungen zu unbefriste- 
ten Arbeitsverträgen. 


Das Ausmaß legaler Arbeitnehmerüberlassung hat 
sich im Verhältnis zu den Arbeitsvermittlungen in 
Beschäftigungsverhältnisse von einer Dauer bis zu 
drei Monaten in letzter Zeit ständig vergrößert. 

Für befristet eingestellte Arbeitnehmer gibt es bei 
Beendigung ihres Arbeitsverhältnisses weder Kün- 
digungsschutz noch Mitspracherechte des Betriebs- 
rates. In Kleinbetrieben bis zu fünf Arbeitnehmern 
können Arbeitskräfte unter Beachtung der Kündi- 
gungsfristen jederzeit ohne Begründung, auch nach 
langjähriger Betriebszugehörigkeit, entlassen wer- 
den. In allen anderen Betrieben gilt dies während 
der ersten sechs Monate der Beschäftigung, und 
auch danach schließt der Kündigungsschutz nur un- 
begründete Entlassungen aus. 

Außerdem ist daran zu denken, daß die Arbeitgeber 
für Dauerarbeitsplätze Bewerber mit stetigem Be- 
rufsweg solchen mit häufigerem Berufs- und Ar- 
beitsplatzwechsel oder Arbeitslosen vorziehen. Ten- 
denzen zur Steigerung der Fluktuation werden also 
wohl vor allem bestimmte Gruppen am Arbeits- 
markt („Randbelegschaften“) betreffen, während 
sich die Stammbelegschaften eher verfestigen. Eine 
solche Aufteilung der Arbeitskräfte stößt auf man- 
nigfaltige Bedenken. 

Bei den Anhörungen und in anderen Stellungnah- 
men zum Entwurf für das Beschäftigungsförde- 
rungsgesetz wurden die meisten Vorschriften über- 
aus kontrovers eingeschätzt. Kaum Widerspruch 
gab es lediglich im Hinblick auf Regelungen, die 
das Ausgleichsverfahren bei der Lohnfortzahlung 
für kleinere Unternehmen erweitern, die Möglich- 
keiten für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen im Um- 
weltschutzbereich ausdehnen, die illegale Beschäf- 
tigung von Ausländern schärfer bestrafen und die 
arbeitsrechtliche Gleichstellung der Teilzeitarbeits- 
kräfte besser sichern sollen. 

Was das deutsche Arbeitsrecht, insbesondere auch 
das Kündigungsschutzrecht und das Betriebsver- 
fassungsrecht betrifft, so darf man dessen bewährte 
und weiterhin wichtige Rolle bei der Erhaltung des 
sozialen Friedens im notwendigen Strukturwandel 
der Wirtschaft nicht aus dem Auge verlieren. 

Im Ergebnis läßt sich wohl sagen, daß die jüngsten 
Gesetzeswerke zwar geeignet erscheinen, die ohne- 
hin beachtliche Arbeitsmarktflexibilität noch zu er- 
höhen und Experimentierfreude an neuen Arbeits- 
zeitmodellen zu begünstigen; es wird jedoch nicht 
leicht sein, Vorzüge und Nachteile im voraus zu 
bestimmen und gegeneinanderzuhalten, und insbe- 
sondere nicht leicht, Beschäftigungs Wirkungen 
nachzuweisen. 

Soweit die Meinung dieses Ratsmitglieds. 

383 . Schon vor längerem hat der Sachverständi- 
genrat darauf hingewiesen, daß unter den mannig- 
faltigen Strukturproblemen, die in der Arbeitslosig- 
keit sichtbar werden, die Langfristarbeitslosigkeit 
und die Arbeitslosigkeit der Jugendlickien — vor 
und nach ihrer Ausbildung — besondere und wahr- 
scheinlich wachsende Aufmerksamkeit erfordern 
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(SG 82 Ziffern 90 und 92). Die dahinter stehende 
Sorge hat sich leider bestätigt. Beide Probleme ha- 
ben sich verschärft (Ziffern 109 f. und 111 ff.). Ihnen 
zu begegnen, sind arbeitsmarktpolitische Ideen 
dringend gefordert, vor allem dort, wo sich beide 
Probleme überlagern, bei der Langzeitarbeitslosig- 
keit von Jugendlichen, die ebenfalls zunimmt. 

384, Langfristige Arbeitslosigkeit erhöht die Ko- 
sten der beruflichen Wiedereingliederung. Können 
und Ehrgeiz der Betroffenen werden oftmals ver- 
schüttet, ihre finanziellen Probleme nehmen zu, die 
Einstellung zu ihrer sozialen Umwelt ändert sich 
und ebenso ihr gesellschaftliches Verhalten; die 
Schäden, die Langfristarbeitslosigkeit anrichten 
kann, reichen tief in die Familien hinein. Für Lang- 
frlstarbeitslose sind daher besondere Hilfen zur be- 
ruflichen Wiedereingliederung und, bis diese er- 
reicht ist, zur individuellen Bewältigung der mit der 
Arbeitslosigkeit verbundenen Probleme erforder- 
lich. 

Es ist vorgeschlagen worden, daß bei Beschäftigung 
von Personen, die seit längerem arbeitslos sind und 
von Personen, die aus anderen Gründen schwer in 
eine neue Stelle vermittelt werden können, auch 
öffentliche Arbeitgeber generell wieder Fördermit- 
tel nach den Bestimmungen für die Arbeitsbeschaf- 
fung nutzen dürfen. Aber auch bei der Anwendung 
des gegebenen Instrumentariums könnten neue 
Wege beschritten werden: Die Arbeitsbeschaffung 
kann vielleicht gerade für langfristig Arbeitslose 
gezielter genutzt werden, wenn neue, mit deren Pro- 
blemen besonders vertraute Träger einbezogen und 
vermehrt Arbeiten vorgesehen werden, die auf Ziel- 
gruppen wie Langzeitarbeitslose besonders zuge- 
schnitten sind. Auch bei der jetzt schon möglichen 
Verknüpfung verschiedener Instrumente kann 
mehr Nutzen gesucht werden. Bildung und Arbeit 
lassen sich in vielerlei Weise verbinden, neue beruf- 
liche Kenntnisse und Fähigkeiten etwa bei Kurzar- 
beit, Teilzeitarbeit oder bei einer Tätigkeit in Pro- 
jekten der Arbeitsbeschaffung erlernen. 

385. Langfristarbeitslosigkeit ist kein von vorn- 
herein gegebenes, die Vermittlung erschwerendes 
Merkmal wie es etwa eine Behinderung oder eine 
unzureichende Qualifikation meist sind. Zu einem 
solchen Merkmal wird sie erst mit fortdauernder 
Arbeitslosigkeit. Es wäre daher am besten, wenn 
durch Vorbeugung verhindert würde, daß es zu 
Langzeitarbeitslosigkeit kommt. Zu den Faktoren, 
die das Risiko, daß ein Arbeitsloser lange Zeit ohne 
Beschäftigung bleibt, vorwiegend bestimmen, sind 
erfahrungsgemäß, sieht man von anderen Persön- 
lichkeitsmerkmalen ab, vor allem Leistungsminde- 
rung, fehlende Berufsausbildung, unstetiger Berufs- 
verlauf und Alter zu zählen. Nachdem diese Fakto- 
ren bekannt sind, sollte es auch möglich sein, ihre 
Wirkung dadurch herabzusetzen, daß bereits in der 
Frühphase der Arbeitslosigkeit so gefährdeter Per- 
sonen das Instrumentarium der Arbeitsämter mit 
Vorrang, mit besonderer Aufmerksamkeit und ab- 
gestimmt auf den Einzelfall genutzt wird, beispiels- 
weise anhand individueller Wiedereingliederungs- 
pläne. 


386. Häufig haben Arbeitslose auch den Wimsch 
zu selbständiger Tätigkeit, aber nicht die nötige Er- 
mutigung und finanzielle Grundlage. Im Erfolgs- 
falle könnten neue Arbeitsplätze nicht nur für sie 
selbst, sondern auch für weitere Arbeitslose entste- 
hen. 

In Großbritannien und in den Niederlanden hat 
man mit Existenzgründungsprogrammen für Ar- 
beitslose, die an beschäftigungspolitische Initiati- 
ven auf lokaler oder regionaler Ebene anknüpfen, 
gute Erfahrungen gemacht. Vor Ort kann man die 
besonderen Fähigkeiten der Arbeitskräfte besser 
einschätzen, ebenso die Marktchancen und die Un- 
terstützungsmöglichkeiten durch ortsansässige Un- 
ternehmen, die Startberatung und Starthilfen bie- 
ten, oder auch durch wissenschaftliche Einrichtun- 
gen oder Kreditinstitute, die Marktanalysen, Ko- 
stenkalkulationen und Betriebsanalysen beisteu- 
ern, und durch Betriebszentren der Gemeinden, die 
zuweilen alte Schul- oder Industriegebäude mit der 
notwendigen technischen Infrastruktur zur Verfü- 
gung stellen können. Gelegentlich werden außer- 
dem besondere Steuervorteile geboten, und die Ar- 
beitslosenunterstützung oder die Sozialhilfe kann 
diesen Jungunternehmern bis zu zwei Jahren ganz 
oder großenteils weitergezahlt werden. 

Bisher hat die deutsche Arbeitsmarktpolitik keine 
Handlungsmöglichkeiten dieser Art. Diskutiert 
wird verschiedentlich, anstelle des Anspruchs auf 
Arbeitslosenunterstützung unter bestimmten Be- 
dingungen einen Pauschalbetrag zur Verfügung zu 
stellen, oder die genannten Leistungen, solange ein 
Anspruch besteht, während der Dauer des Betriebs- 
aufbaus weiter zu zahlen, so daß der notwendige 
Lebensunterhalt für die Existenzgründer gesichert 
ist Schließlich könnte stattdessen zur Gründung 
einer selbständigen Existenz auch eine Überbrük- 
kungshilfe aus Mitteln der Bundesanstalt für Arbeit 
wieder eingeführt werden, wie es sie vor 1969 schon 
einmal gegeben hat. 

387. Die Diskussion sollte nicht halt machen vor 
der Prüfung neuer Beschäftigungsexperimente, zu 
denen die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit den An- 
stoß gegeben hat, so schwer es vielen fallen mag, in 
solchen Experimenten überhaupt dauerhafte Er- 
folgschancen zu sehen. Die Experimente reichen 
vom staatlich angeregten „zweiten Arbeitsmarkt“ 
und der gemeinnützigen Arbeit nach dem Sozialhil- 
fegesetz über selbstverwaltete Betriebe und Ar- 
beitsplätze in der „alternativen Ökonomie“ bis hin 
zu ehrenamtlichen Tätigkeiten im weitesten Sinne. 

Die Grundidee des zweiten Arbeitsmarktes, wie sie 
zuerst in Hamburg entwickelt wurde, besteht darin, 
die Zeit des Wartens auf eine bessere Beschäfti- 
gungslage zu verkürzen und die Arbeitslosigkeit 
vor allem bei besonders betroffenen Personengrup- 
pen zurückzudrängen, indem Mittel der Arbeits- 
marktpolitik mit Landes- oder Gemeindemitteln so 
zusammengeführt werden, daß für diese besonde- 
ren Gruppen im Rahmen kommunaler Ziele Ar- 
beitsplätze entstehen (Ziffer 123). Soweit dabei So- 
zialhilfeempfängern reguläre, befristete Arbeitsver- 
hältnisse angeboten werden, handelt es sich im 
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Grunde um eine zweite Form von — freilich anders 
finanzierten — Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen. 
Sie vermeiden die als Zwangsarbeit empfundene 
Einweisung von Sozialhilfeempfängern in Arbeit 

Dem Hamburger Programm sind weitere kommu- 
nale und regionale Initiativen mit ähnlichen Vorha- 
ben gefolgt. Mit ihnen wird versucht, besser auf spe- 
zifische Arbeitsmarktbedingungen und sozialpoliti- 
sche Gegebenheiten einzugehen und auch die geför- 
derten Projekte mehr in einen Gesamtrahmen 
kommunalpolitischer oder regionalpolitischer Ziel- 
setzungen einzubinden. Im günstigen Fall können 
solche Initiativen Wege axifzeigen, die auch für die 
allgemeine Arbeitsmarktpolitik gangbar sind. 

Weitgehend unabhängig von Förderprogrammen 
hat sich mit selbstverwalteten Betrieben und Ar- 
beitsplätzen im „alternativ-ökonomischen Sektor“ 
ein weiterer „Neben-Markt“ für Arbeit entwickelt 
„Alternative“ Betriebe versuchen, sich ökologisch 
zu orientieren, dabei in Marktlücken vorzustoßen 
und außerdem neue Formen des Arbeitens und 
Wirtschaftens, nicht zuletzt auch des Zusammenar- 
beitens zu erproben. 

Schätzungen über die Anzahl der gegenwärtig in 
diesem Bereich Tätigen reichen von 25 000 bis 
100 000 Personen. Im Ergebnis sind die Entla- 
stungseffekte aller dieser neuen Beschäftigungsfor- 
men für den Arbeitsmarkt bescheiden und sie wer- 
den es sicher auch auf mittlere Sicht bleiben, doch 
finden sie wegen ihrer Ansätze, soziale Neuenmgen 
zu erproben, Beachtung. 

Unter marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten kön- 
nen neue Versuche ökonomischer Betätigung im 
Grunde mir begrüßt werden. Als wirtschedtlich er- 
folgreich sind sie jedoch nur anzusehen, wenn sie 
auf die Dauer ihre Kosten decken, das heißt selb- 
ständig überlebensfähige Unternehmen bleiben. 

388 . Die Arbeitsmarktlage schränkt die Möglich- 
keit der Arbeitsämter und Gemeinden ein, durch 
Vorsorge und Abhilfe die dauerhafte oder langfri- 
stige Ausgliederung von Arbeitslosen einzudäm- 
men. Unterdessen verschlechtert sich die finan- 
zielle Lage vieler Arbeitsloser (Ziffer 124 und Zif- 
fer 180). 

Um die soziale Absicherung besonders hart betrof- 
fener Arbeitsloser zu verbessern, hat die Bundesre- 
gierung einen Entwurf zur Änderung des Arbeits- 
förderungsgesetzes eingebracht, wonach der meixi- 
male Anspruch auf Arbeitslosengeld für ältere lang- 
fristig Arbeitslose — abgestuft nach der Dauer ih- 
rer bisherigen Beitragszahlung — von bisher 12 axif 
18 Monate verlängert werden soll. Von anderer 
Seite ist als neue Leistungsart, ein überbrückendes 
„Arbeitslosengeld 11“ vorgeschlagen worden. Ar- 
beitslosen, die ihren Anspruch auf Arbeitslosengeld 
ausgeschöpft haben, soll diesem Vorschlag zxifolge 
für eine begrenzte Zeit eine Unterstützung gewährt 
werden, die im Betrag zwischen dem Arbeitslosen- 
geld und der Arbeitslosenhilfe liegt. Diese Leistung 
soll auf ein Drittel der Zeit in Anspruch genommen 
werden können, für die zuvor ein Anspruch axif Ar- 
beitslosengeld bestand. Die Aufwendungen für eine 


solche Leistungsart werden axif etwa 1 Mrd DM pro 
Jahr geschätzt 

Beide Neuenmgen hätten zur Folge, daß die länger- 
fristig Arbeitslosen länger Arbeitslosengeld bezie- 
hen könnten; die Minderung ihrer Einkünfte setzte 
später und außerdem abgestuft ein. Da in beiden 
Fällen die — niedrigere — Arbeitslosenhilfe des 
Bundes erst später als nach den bestehenden Rege- 
lungen zum Zuge käme, entlasteten Änderungen 
dieser Art den Bundeshaushalt. Weil bei unzurei- 
chenden oder völlig fehlenden Leistungsansprü- 
chen die Sozialhilfe der Gremeinden einstehen muß, 
ergäbe sich auch eine Entlastung der Kommunal- 
haushalte. Beides ginge zu Lasten der Bundesan- 
stalt für Arbeit 

Als weiteres wird vorgeschlagen, die Freigrenzen 
bei der Bedürftigkeitsprüfung zur Arbeitslosenhilfe 
zu erhöhen und zu dynamisieren. Der Freibetrag — 
75 DM je Woche — für den anzurechnenden Ver- 
dienst des Ehegatten und der Eltern ist seit 1969 
unverändert; dies führt zunehmend zum Ausschluß 
aus der Arbeitslosenhilfe. 

Erörtert wird auch, den Anspruch auf Arbeitslosen- 
hilfe grundsätzlich so festzulegen, daß sie minde- 
stens der Höhe der laufenden Sozialhilfe entspricht, 
so daß die Notwendigkeit, gleichzeitig Sozialleistun- 
gen aus unterschiedlichen Quellen zu beziehen, in- 
soweit künftig weitgehend vermieden würde. Der 
Axifgabenverteilung zwischen den einzelnen Zwei- 
gen des sozialen Sicherungssystems entspricht es 
ja nicht, wenn die Sicherung der Arbeitslosen, wie 
es derzeit der Fall ist, immer mehr zur Sache der 
Sozialhilfe und damit der Länder und Gemeinden 
wird. 

389 . Die Eingliederung junger Menschen aus dem 
Allgemeinbildungsbereich in die Berufswelt führt 
über zwei Schwellen: 

— beim Übergang in ein betriebliches Ausbildungs- 
verhältnis oder in eine schulische Berufsausbil- 
dung, das Hochschulsystem eingeschlossen (er- 
ste Schwelle), 

— beim Übergang in das erste Arbeitsverhältnis 
nach Abschluß der betrieblichen oder der schuli- 
schen Berxifsausbildung (zweite Schwelle). 

An beiden Schwellen haben zur Zeit viele Jugendli- 
che Schwierigkeiten bei der berxiflichen Integra- 
tion. 

390 . Immer noch gibt es erhebliche Probleme an 
der ersten Schwelle, obwohl die Anzahl der Jugend- 
lichen in den betreffenden Altersgruppen inzwi- 
schen abnimmt. Weil in den letzten Jahren nicht 
alle, die dies wünschten, eine Ausbildungsstelle er- 
halten konnten, hat sich der Höhepunkt der Nach- 
frage nach betrieblichen Ausbildungsplätzen um ei- 
nige Jahre — axif 1984 oder 1985 — verlagert Aber 
auch danach wird die Nachfrage erst allmählich 
sinken, so daß einstweilen damit zu rechnen ist, daß 

— bei zwar rückläxifiger, aber weiterhin hoher Be- 
werberzahl — Ungleichgewichte axif dem Markt der 
Ausbildungsplätze fortbestehen. Sie werden in eini- 
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gen Bereichen dadurch verschärft, daß die Bewer- 
ber mit mittleren Schulabschlüssen beziehungs- 
weise mit Hochschulberechtigung, deren Anteil an 
allen Bewerbern zunimmt, bestimmte Ausbildungs- 
berufe bevorzugen. Es sind Berufe, die bei Eltern 
und Jugendlichen als vergleichsweise krisenfest, 
modern und zukunftsorientiert gelten und daher 
hohes Ansehen genießen. 

391 . , Auch künftig ist eine hohe Anzahl an Ausbil- 
dungsplätzen bereitzustellen, soll nicht nur die neue 
Nachfrage, sondern auch die jener Jugendlichen be- 
friedigt werden, die schon länger warten. Ohne ge- 
regelte Ausbildung einfach durch Tätigkeit am Ar- 
beitsplatz genügend berufliche Kenntnisse und Fer- 
tigkeiten zu gewinnen, ist heute in vielen Fällen 
schwerer als früher, nicht zuletzt wegen der kompli- 
zierter und teurer gewordenen Technik. Es ist da- 
her notwendig, alle Wege zu nutzen, auch unkon- 
ventionelle Wege, um Defizite an Ausbildungsplät- 
zen auszugleichen. 

392 . Vielfältige Aktivitäten entfalten die einzelnen 
Bundesländer. Es handelt sich dabei um finanzielle 
Zuschüsse für die Ausbildung sozial Benachteilig- 
ter, um die Förderung der Ausbildung von Mädchen 
in „Männerberufen“, um die Absicherung bedrohter 
Ausbildungskapazitäten in Unternehmen, um die 
Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze in Hand- 
werk, Industrie und Handel oder um ganz neue 
Wege zur Erweiterung des Angebots an Ausbil- 
dungsplätzen. Damit möglichst viele Jugendliche 
eine möglichst gute Berufsausbildung erhalten, soll- 
ten vordringlich zusätzliche Ausbildungsplätze in 
Ausbildungsberufen des dualen Systems geschaf- 
fen werden. 

393 . Jugendlichen, die keine betriebliche Ausbil- 
dungsstelle gefunden haben und deshalb zur Über- 
brückung der Wartezeit an berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahmen teilnehmen, wird dies nicht 
als Teil einer formalen Benifsausbildung aner- 
kannt. In den dafür eingerichteten (überwiegend 
staatlichen) Ausbildungsstätten wurden beachtliche 
technische und personelle Kapazitäten aufgebaut, 
die hohe Kosten verursachen. Auch die Bundesan- 
stalt für Arbeit wendet für berufsvorbereitende 
Maßnahmen erhebliche Mittel auf. Da die Mehrzahl 
der Teilnehmer anschließend wieder einen Ausbil- 
dungsplatz im dualen System sucht, erscheint es 
sinnvoll, diese Bildungsgänge so anzulegen, daß sie 
als Teil einer formalen Ausbildung im dualen Sy- 
stem vorgesehen werden können. 

394 . Zur vorübergehenden Verstärkung der ge- 
samten Ausbildungskapazität gibt es eine ganze 
Reihe von Vorstellungen. Der folgende Katalog von 
Beispielen soll ein Bild davon vermitteln: 

— Aushau und Aufstockung berufsvorhereitender Maß- 
nahmen beziehungsweise der Berufsgrundhildung bis 
zur vollen Ausbildung (über das Programm der Bun- 
desregierung für benachteiligte Jugendliche hinaus) 
für alle Jugendlichen, die sich vergeblich um eine Aus- 
bildungsstelle bemüht haben, das heißt auch für nicht 
„besonders Benachteiligte“; 


— Ausweitung des Ausbildungsanteils der Berufsschulen 
unter Nutzung der dort noch vorhandenen freien 
Werkstattkapazitäten, gegebenenfalls auch unter zeit- 
weiser Hinnahme einer „Überlast“, bis zur vollen beruf- 
lichen Ausbildung; 

— Nutzung von Werkhallen und anderen Einrichtungen 
stillgelegter Betriebsteile oder von Konkursbetrieben 
zur betrieblichen Ausbildung, wobei — so die Vorstel- 
lung — die dort zuvor beschäftigten Fachkräfte zu- 
gleich als Ausbilder eingesetzt werden könnten; 

— Stärkere Auslastung der Kapazitäten, die in Berufs- 
fachschulen vorhanden sind; 

— Ausbau von Handelsschulen in Verbindung mit der 
Wirtschaft bis hin zur vollen Ausbildung in kaufmän- 
nischen Berufen; 

— Erprobung einer variantenreicheren Aufgabenteilung 
zwischen Betrieben und Schulen bei der betrieblichen 
Berufsausbildung; 

— Verstärkte Unterstützung freier Träger, seien es Ein- 
richtungen der Kirchen und kirchlicher Dienste oder 
seien es Selbsthilfeeinrichtungen und Initiativen en- 
gagierter Bürger, beim Aufbau und Ausbau von Ausbil- 
dungseinrichtungen; 

— Förderung des Ausbildungsverbundes, auch zunschen 
staatlichen Einrichtungen und Betrieben; 

— Verstärkung der Ausbildungsaktivitäten von Behörden 
und öffentlichen Unternehmen auch über den Eigenbe- 
darf an Nachwuchs hinaus; 

— Nutzung freier Kapazitäten der für die berufliche Re- 
habilitation eingerichteten Berufsbildungswerke und 
Berufsförderungswerke, indem diesen auch Ausbil- 
dungsaufgaben für Nichtbehinderte übertragen wer- 
den; 

— Aufbau und Ausbau kommunaler Ausbildungseinrich- 
tungen, wie sie seit Jahren beim Berufsamt des Berli- 
ner Senats unterhalten werden; 

— Ergänzende Nutzung von Einrichtungen, die von der 
Bundesanstalt für Arbeit im Rahmen der Berufsvorbe- 
reitung sowie der Fortbildung und Umschulung selbst 
getragen oder gefördert werden, zur vollen Ausbildung 
von Jugendlichen für die begrenzte Zeit der hohen 
Ausbildungsnachfrage. 

Der Sachverständigenrat nimmt im einzelnen zu 
diesen Vorstellungen nicht Stellung. 

395 . Die Beschäftigungsrisiken an der zweiten 
Schwelle sind von der breiten Öffentlichkeit bisher 
kaum zur Kenntnis genommen worden. Dabei wer- 
den — nicht zuletzt durch die demographische Ent- 
wicklung bedingt — die Übergangsschwierigkeiten 
nach dem Abschluß der Berufsausbildung noch zu- 
nehmen. 

Die Jugendlichen der geburtenstarken Jahrgänge 
wachsen mehr und mehr in die Altersgruppen der 
20- bis 25jährigen hinein. Vielfach wird noch davon 
ausgegangen, mit dem Beginn einer Berufsausbil- 
dung sei die Eingliederung ins Berufsleben vollzo- 
gen und Folgeprobleme seien Arbeitsmarktrisiken, 
wie sie jeden Berufstätigen im Auf und Ab des 
Arbeitslebens treffen können. 

Arbeitslosigkeit an der zweiten Schwelle ist indes 
mehr als ein temporäres, im Rahmen konjunkturel- 
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1er Schwankungen auftretendes Problem. Eine sta- 
bile Berufsposition zu erreichen, setzt nämlich vor- 
aus, und dies gilt heute noch viel mehr als früher, 
das Erlernte anzuwenden, zu vertiefen und zu er- 
weitern. Die Phase des Übergangs ins Erwerbsle- 
ben ist zugleich eine Phase erster beruflicher Be- 
währung, des Erwerbs beruflicher Identität, berufli- 
cher Routine und Sicherheit, kurz der Gewinnung 
von „Berufserfahrung“. Fehlt es daran, so bleibt die 
berufliche Eingliederung unvollständig. Am Ende 
gehen erworbene Fertigkeiten und Kenntnisse gar 
verloren; die Ausbildungsinvestitionen müssen ab- 
geschrieben werden. 

396. Damit ist zugleich das Dilemma beschrieben, 
das sich für eigenständige Meißnahmen an der zwei^ 
ten Schwelle auftut. Anders als an der ersten 
Schwelle, wo es nur um den ersten Schritt zur be- 
ruflichen Qualifizierung geht, genügen schulische 
oder andere von der Berufstätigkeit abgehobene 
Meißnahmen nicht Vielmehr geht es hier darum, 
Hindernisse abzubauen, die der Einstellung als Be- 
ruf sanfänger entgegenstehen, und jene erste Be- 
rufserfahrung zu vermitteln, deren Fehlen die Be- 
rufsanfänger gegenüber den Berufserfahrenen be- 
nachteiligt. 

Anhaltspunkte zur inhaltlichen Gestaltung wirksa- 
mer Maßnahmen mögen sich gewinnen lassen 
durch 

— die systematische Erkundung von Programmen, 
die größere Unternehmen einsetzen, um den ei- 
genen Nachwuchs soweit zu fördern, deiß er 
rasch zu vollwertigen Mitarbeitern heranwächst, 
die vielseitig verwendbar sind, 

— die Beobachtung der Wege, die Unternehmen ge- 
hen, wenn sie neue Mitarbeiter in kurzer Zeit 
einarbeiten, oder wenn Mitarbeiter in andere 
Abteilungen mit anderen Aufgaben versetzt 
werden, 

— die Analyse des Lehrstoffes, der in Berufsförde- 
' rungswerken vermittelt wird, um jemanden — 
über die Regelungen der Ausbildungsordnungen 
hinaus — so weiterzubilden, deiß er auf dem Ar- 
beitsmarkt konkurrenzfähig ist 

397. An Vorstellungen, was im einzelnen getan werden 
fcönnte, fehlt es nicht Auch hier geben wir — abermals 
ohne Wertung — einen Katalog von Beispielen wieder, die 
in die Diskussion eingebracht worden sind: 

— Modellvorhaben für jene Absolventen der betrieblichen 
Berufsausbildung, die im erlernten Beruf nicht Unter- 
kommen können, mit dem Ziel, ihnen den Einstieg ins 
Erwerbsleben unter weitestgehender Nutzung erworbe- 
ner Kenntnisse, aber in einem weiteren Kreis von Be- 
rufen zu ermöglichen; 

— Zusatzkurse außerhalb der Betriebe, mit deren Hilfe 
gezielt die beruflichen Fertigkeiten und Kenntnisse 
verbessert und ergänzt werden sollen, insbesondere im 
Bereich neuer Technologien und deren Anwendung, 
die noch nicht oder nicht in der nötigen Tiefe Gegen- 
stand der Berufsausbildung waren; 

— Zusatzangebote entsprechend den Förderprogrammen 
der Betriebe für ihren eigenen Fachkräftenachwuchs 
oder entsprechend den zusätzlich zur allgemeinen Aus- 


bildungsordnung in den Berufsförderungswerken ver- 
mittelten Kenntnissen; 

— neue, von den Tarifvertragsparteien zu vereinbarende 
Formen eines beruflichen Praktikums, das dem Berufs- 
anfänger die Möglichkeit gibt, Berufserfahrung zu 
sammeln, ohne den Betrieb zu verpflichten, ein regulä- 
res Arbeitsverhältnis abzuschließen; 

— Teilung von Stellen für Berufsanfänger, 

— Erweiterung des Maßnahmeangebots der Arbeitsämter 
mit dem Ziel, es Jugendlichen ohne Ausbildungsab- 
schluß möglich zu machen, diesen nachträglich zu er- 
werben. 

Das Instrument des Einarbeitungszuschusses läßt sich bis- 
her für Jugendliche häufig nicht nutzen, weil die entspre- 
chenden Voraussetzungen nicht erfüllt sind. Es ist deshalb 
vorgeschlagen worden, eine Gestaltung zu suchen, die 
eine Förderung ermöglicht, bis die ärgsten Probleme über- 
brückt sind. 

398. Bei all dem muß man sich freilich der ledig- 
lich flankierenden Rolle der Arbeitsmarktpolitik 
bewußt bleiben. So dringlich es ist in beschäfti- 
gungspolitisch schwieriger Zeit alle Möglichkeiten 
auszuloten imd auch unkonventionelle Wege zu er- 
proben, um jenen zu helfen, die gegen ihren Willen 
ohne Beschäftigung öder Ausbildungsplatz sind, so 
wenig darf aus dem Blick geraten, daß Wirkungs- 
tiefe und Wirkungsbreite der Arbeitsmarktpolitik 
begrenzt sind. 

Grenzen ergeben sich einmal daraus, deiß es auch 
bei sorgfältigem Festlegen der Bedingungen, unter 
denen Mittel der Arbeitsförderung gewährt werden, 
zu Mitnahmeeffekten, Verdrängungseffekten oder 
anderen Anpassungsreaktionen kommen kann, die 
dazu führen, d€ü3 die eingesetzten Mittel nur zu 
einem Teil die ihnen zugedachte Wirkung entfalten. 
Auch wenn es schwer, wenn nicht sogar unmöglich 
ist, diesen Teil verläßlich zu bestimmen, so wäre es 
doch verfehlt, etwa die Anzahl der geförderten Be- 
schäftigungsverhältnisse unbesehen eds Beleg für 
den beschäftigungsfördernden Einfluß arbeits- 
marktpolitischer Meüäneihmen zu nehmen. Schon 
deshalb kann es nicht einfach darum gehen, hier 
immer mehr Geld auszugeben. 

Grenzen ergeben sich auch, weil die Arbeitsmarkt- 
politik Ungleichgewichte auf dem Arbeitsmarkt 
nicht beheben kann, die Folgewirkungen gesamt- 
wirtschaftlicher Fehlentwicklungen oder auch von 
Preisverhältnissen am Arbeitsmarkt sind, die nicht 
zu den Knappheitsverhältnissen passen. Die Ar- 
beitslosigkeit trifft nicht zuletzt aus diesem Grund 
Arbeitskräfte mit unzureichender Qualifikation und 
Arbeitskräfte ohne Berufserfahrung besonders 
hart. Mit dem Mittel der Lohnsubvention oder dem 
Mittel eines alternativen Beschäftigungsangebots 
lassen sich solche Probleme nicht an der Wurzel 
packen. 

399. Die gegenwärtige Finanzlage der Bundesan- 
stalt für Arbeit gibt Gelegenheit, die Rolle der Ar- 
beitsmarktpolitik, insbesondere die der Bundesan- 
stalt selbst, zu überdenken. In den letzten zehn Jah- 
ren war diese vielfältigen Problemen ausgesetzt, in 
deren Glefolge oft sehr kurzfristig Gesetzesänderun- 
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gen beschlossen wurden. Konzeptionelle Fragen ka- 
men demgegenüber eher zu kurz. 

Solche Grundsatzfragen erwachsen vor allem dar- 
aus, daß sich an die Bundesanstalt sehr verschie- 
denartige Erwartungen richten, die oft in Konflikt 
miteinander liegen. Die Erwartungen, die sich bei- 
spielsweise an ihre Aufgabe als Teil des Sozialversi- 
cherungssystems knüpfen, sind teilweise andere als 
jene, die sich auf ihre Rolle als „automatischer Sta- 
bilisator“ im Konjunkturablauf richten oder auf ih- 
ren Auftrag als Hauptakteur aktiver Arbeitsmarkt- 
politik. Keine dieser Erwartungen konnte und kann 
die Bundesanstalt in anhaltend schwierigen Phasen 
voll befriedigen, schon gar nicht die Erwartung, daß 
sie allen Vorstellungen gleichzeitig und gleicherma- 
ßen gerecht wird. 

Hinsichtlich der Versicherungsaufgabe sind die 
Grenzen bei anhaltend hoher Arbeitslosigkeit unter 
den Bedingungen, unter denen die Arbeitslosenver- 
sicherung zu operieren hat, eng gesteckt. 

Als automatischer Stabilisator — ja geradezu als 
Musterfall dafür — galt die Arbeitslosenversiche- 
rung insbesondere vor der Zeit der aktiven Arbeits- 
marktpolitik, also bis Ende der sechziger Jahre. Sie 
entsprach traditionellen Vorstellungen über die 
zyklische Automatik der Sozialbudgets: In Ab- 
schwungsphasen steigen die Ausgaben und sinken 
die Einnahmen, in Aufschwungsphasen ist es umge- 
kehrt. Ein Budget kann diese Wirkung aber nur 
haben, wenn es vor prozyklischen Eingriffen sicher 
ist Das ist der Haushalt der Bundesanstalt nicht; 
die jüngere wie die ältere Vergangenheit haben ge- 
zeigt, daß fiskalische Konsolidierungsbemühungen 
in wirtschaftlicher Notlage, die stets auch eine fis- 
kalische ist, vor der Arbeitslosenversicherung nicht 
haltmachen (können), und umgekehrt, daß Über- 
schüsse in guten Zeiten immer wieder zur Auswei- 
tung der Leistungen verleiten. 

Die Aufgabe der aktiven Arbeitsmarktpolitik ist es, 
mit ihren Instrumenten dazu beizutragen, der Ar- 
beitslosigkeit des einzelnen vorzubeugen oder abzu- 
helfen. Als das Arbeitsförderungsgesetz entstand, 
gab es nicht die Befürchtung, daß hohe und länger 
anhaltende Arbeitslosigkeit erneut eintreten könn- 
te. Nur noch kurze Konjunktureinbrüche und dane- 
ben Reste von friktioneller und saisonaler Arbeits- 
losigkeit wären — so die vorherrschende Auffas- 
sung — zu finanzieren. Im übrigen sollte die Ar- 
beitsverwaltung neben ihren traditionellen Aufga- 
ben der Information, Beratung und Vermittlung 
mehr und mehr auch eine strukturpolitische Funk- 
tion übernehmen: Sie sollte Engpässe am Arbeits- 
markt vermeiden oder verringern helfen. Im Jahre 
1970, nach dem Inkrafttreten des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes, wurde nur ein Viertel der Ausgaben 
der Bundesanstalt direkt für Leistungen an Arbeits- 
lose aufgewendet, drei Viertel hingegen für aktive 
Arbeitsmarktpolitik. 

Es wurde nie ganz ausdiskutiert, ob dieser Auftrag 
der Bundesanstalt stetig und unabhängig von Zy- 
klen verfolgt oder die Stabilisatorfunktion auch auf 
die neue Ausgabenstruktur übertragen werden soll- 
te, also auch die Ausgaben für die aktive Arbeits- 


marktpolitik in der Rezession erhöht und in der 
Expansion gesenkt werden sollten. 

Fragestellungen dieser Art wurden auch bald von 
den Ereignissen überrollt. Die große Arbeitslosig- 
keit bewirkte, daß die Versicherungsleistungen an 
Arbeitslose bei stark angewachsenem Gesamtetat 
wieder dominieren. Die Ausgaben für die aktive Ar- 
beitsmarktpolitik haben zwar auch stark, aber kei- 
neswegs stetig zugenommen. Dabei ist zu berück- 
sichtigen, daß auch diese Leistungen — wie Arbeits- 
beschaffung, Fortbildung und Umschulung — zu- 
nehmend an Arbeitslose gehen, also weniger als 
früher vorbeugende Ausgaben sind. 

Überlegungen zur Lösung der Probleme gehen in 
divergierende Richtungen. Der Rat hat einige Dis- 
kussionsrichtungen schon früher einmal skizziert 
(JG 81 Ziffer 427). Sie jetzt weiter zu verfolgen, 
hätte den Vorteil, daß die Diskussion ohne Zeitnot 
geführt werden könnte, weil derzeit ein unmittelba- 
rer Entscheidungsdruck nicht besteht. 


V. Steuerungsfehler im MarktprozeB 


Umweltschutzpolltik: 

Mehr Beschäftigung durch Umweltschutz? 

400 . Viele der schlimmen Schäden, die heute alle 
beklagen, gehen darauf zurück, daß, wer der Natur 
schadete, dafür nicht oder nicht in angemessener 
Höhe zu zahlen hatte. Lücken im rechtlichen Rah- 
men und eine nicht immer wirksame Anwendung 
des Umweltrechts führten dazu, daß die Belastun- 
gen des Naturhaushalts überhand nahmen und sich 
im Laufe der Zeit viele große und kleine Schäden 
häuften. 

Die Altschäden zu beseitigen und neuen Schäden 
zu Wöhren und beides möglichst kostengünstig zu 
bewirken, ist die Aufgabe marktwirtschaftlicher 
Umweltschutzpolitik. Über die Dringlichkeit der 
Aufgabe ist man sich allenthalben einig, und der 
Bürger ist auch bereit, für eine bessere Umwelt Op- 
fer zu bringen. Über das Wie des Umweltschutzes, 
seinen Ordnungsrahmen und die Einzelmaßnah- 
men, sind die Meinungen freilich geteilt. Streitig ist 
auch, ob Umweltschutz Arbeitsplätze kostet oder 
Arbeitsplätze scheifft 

401 . Empirische Untersuchungen in der Bundesre- 
publik und in anderen Ländern kommen überwie- 
gend zu dem Ergebnis, daß vermehrter Umwelt- 
schutz insgesamt die Beschäftigung erhöht. 

Mit empirischen Untersuchungen kann die allge- 
mein gestellte Frage jedoch nicht zureichend beant- 
wortet werden. Empirisch lassen sich nur be- 
stimmte einzelne umweltpolitische Maßnahmen un- 
tersuchen und deren Beschäftigungswirkungen ab- 
schätzen; die Ergebnisse lassen sich schon deshalb 
nicht ohne weiteres verallgemeinern. Schwerer 
wiegt, daß empirisch allein die positiven Beschäfti- 
gungswirkungen des Umweltschutzes erfaßbar 
sind. Planung, Kontrolle und Durchführung von 
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Umweltschutzmaßnahmen erfordern mehr Staats- 
diener, mehr öffentliche Investitionen und mehr öf- 
fentliche Sachausgaben, und das bedeutet mehr Be- 
schäftigung anderswo. Die Umweltschutzregelun- 
gen zwingen Unternehmen zu Investitionen und 
Umstellungen, die ebenfalls Arbeitsplätze schaffen, 
sei es im betroffenen Unternehmen selbst, sei es in 
anderen Bereichen. Die direkten positiven Arbeits- 
platzeffekte im öffentlichen und privaten Sektor 
lassen sich recht gut ermitteln, die indirekten kön- 
nen zumindest abgeschätzt werden. 

Die Gegenrechnung der negativen Beschäftigungs- 
effekte läßt sich jedoch empirisch nicht auf machen. 
Wie könnte man herausfinden, welche Arbeits- 
plätze in anderen Teilen des öffentlichen Dienstes 
wegfallen, wenn der Staat die zusätzlichen Mittel 
für Umweltschutz an anderer Stelle einspart, wie 
könnte man die Verdrängimg von Nachfrage und 
Beschäftigung im privaten Bereich abschätzen, 
wenn der Staat sich die nötigen Mittel durch höhere 
Abgaben verschafft? Und welche Arbeitsplätze ge- 
hen in den durch Umweltschutzmaßnahmen betrof- 
fenen Bereichen verloren, weil die Produktion auf- 
grund von Auflagen oder Mehrkosten einge- 
schränkt, verlagert oder umgestellt wird? Alle diese 
negativen Beschäftigungswirkungen bleiben, von 
Ausnahmefällen abgesehen, für empirische Analy- 
sen unsichtbar, 

402 . Eine allgemeine Überlegung hilft weiter. Sie 
ermöglicht es, die Bedingungen für eine beschäfti- 
gungsfreundliche Umweltschützpolitik zu präzisie- 
ren. 

Die natürliche Umwelt ist Teil des volkswirtschedt- 
lichen Vermögens. Sie wird zum einen für die Pro- 
duktion von Gütern nachgefragt, zum anderen dient 
sie dem Menschen unmittelbar. Die Möglichkeiten, 
das Naturkapital zu nutzen, sind absolut begrenzt. 
Aus der Begrenztheit der Vorkommen an Energie- 
rohstoffen und mineralischen Rohstoffen folgt, daß 
eine Ausbeutung heute die Nutzung der Möglichkei- 
ten morgen mindert; bei dem sich erneuernden Teil 
der natürlichen Umwelt geht die heutige Nutzung 
nur dann nicht zu Lasten der zukünftigen, wenn sie 
die Naturkreisläufe intakt läßt; denn nur dann 
bleibt das Nutzungspotential im ganzen erhalten. 
Die ökonomische Knappheit nimmt also hier wie 
dort mit der Intensität der Umweltnutzung zu. 

Bei den Rohstoffvorkommen wird zunehmende 
Knappheit durch steigende Preise signalisiert. Wie 
die Erfahrungen des vergangenen Jahrzehnts leh- 
ren, setzen steigende Energie- und Rohstoffpreise 
vielfältige Anpassungen in Gang. Der verteuerte 
Rohstoff wird weniger eingesetzt, durch weniger 
knappe Rohstoffe und andere Faktoren substituiert. 
Das Beispiel des Öls zeigt, wie kraftvoll und erfolg- 
reich diese Anstrengungen sein können. Gleich 
starke Wirkungen können von adäquaten Knapp- 
heitssignalen für die Nutzung des erneuerbaren 
Teils der natürlichen Umwelt erwartet werden. Wol- 
len die Bürger den Versorgungsstand bei den „So- 
zialproduktgütern“ aufrechterhalten und zugleich 
die natürliche Umwelt schonen — das heißt, wollen 
sie die Produktivität bei der Nutzung der Umwelt 


ebenso erhöhen, wie es bei der Produktivität der 
Energienutzung schon gelungen ist — , dann müs- 
sen sie sich mehr anstrengen als bisher, das heißt 
mehr arbeiten, mehr sparen und mehr investieren. 
Dann ist auch nicht nur Aufrechterhaltung, sondern 
sogar Steigerung der Beschäftigung möglich, wenn 
auch nicht leicht zu erreichen. 

403 . Der Grundgedanke ist einfach. Wenn die 
Menschen eine bessere Umwelt haben wollen und 
bereit sind, dafür zu bezahlen, dann ist es vorteil- 
haft für sie, Teile ihres Einkommens — und damit 
mögliche Nachfrage nach Gütern des Sozialpro- 
dukts — herzugeben für andere, die ihnen die Um- 
weltverbesserung besorgen; diese verdienen bei der 
Beschäftigung mit der Produktion von Umwelt- 
schutz eben jene Einkommensteile und verwenden 
sie ihrerseits dafür, Güter des Sozialprodukts zu 
kaufen. Im Ergebnis kann die Güterproduktion im 
ganzen und die dabei eingesetzte Beschäftigungs- 
menge erhalten bleiben; hinzu käme die Beschäfti- 
gung im Umweltschutz. Vom Sozialprodukt haben 
die einen jetzt weniger, die anderen mehr; gemein- 
sam haben sie die bessere Umwelt, so daß der 
Mehrnutzen für alle außer Frage steht. Der Nutzen- 
zuwachs dank besserer Umweltqualität übersteigt 
dBn Nutzenverzicht bei den traditionellen Gütern, 
der so verbleibende Mehrnutzen bildet die trei- 
bende Kraft für mehr Produktion und mehr Be- 
schäftigung. Dabei hat man sich die Mehrbeschäfti- 
gung für den Umweltschutz nicht einfach verselb- 
ständigt und selbstverständlich auch nicht so vorzu- 
stellen, daß dafür unmittelbar nur Arbeitslose ein- 
gesetzt werden. Über die Märkte wird es vielerlei 
Substitutionsketten geben, über die auch Arbeits- 
lose in den Produktionsprozeß einbezogen werden, 
solange es entsprechend qualifizierte Kräfte gibt. 

Dies ist nur eine Chance, nicht eine Prognose des 
Ergebnisses. Damit sich ein so gutes Ergebnis 
einstellen kann, müssen bestimmte Bedingungen 
erfüllt sein. Die Maßnahmen des Umweltschutzes 
verteuern, unveränderte Preise für Arbeit und alle 
anderen Produktionsfaktoren unterstellt, die Pro- 
duktion in den unmittelbar und mittelbar betroffe- 
nen Bereichen. In den meisten empirischen Studien 
wird dieser Kosteneffekt ohne weiteres in einen 
Nachfrageeffekt umgedeutet; danach führen die für 
Umweltschutz entstehenden Investitionsausgaben 
und sonstigen Aufwendungen, soweit sie Arbeitslei- 
stungen abgelten, zu einer nachfragebedingt zusätz- 
lichen Beschäftigung. Diese Sicht stellt in ihrer Ein- 
seitigkeit die Dinge offenbar auf den Kopf; denn ihr 
zufolge wären die Beschäftigungswirkungen des 
Umweltschutzes um so höher, je teurer und damit 
auch je ineffizienter er wäre. Die Kostensteigerung 
zeigt an, in welchem Umfang hier Arbeitsleistungen 
und Kapitalgüter für den Schutz der natürlichen 
Umwelt eingesetzt werden; sie signalisiert zugleich, 
in welchem Ausmeiß die produzierten Güter die Um- 
welt beanspruchen und deshalb ihr Preis steigen 
muß. Die Verteuerung der umweltintensiv produ- 
zierten Güter braucht nicht zu einer Erhöhung des 
Preisniveaus zu führen, wenn die Preise der ande- 
ren Güter entsprechend stark nachgeben; es kommt 
dann nur zu einer Änderung in der Preisstruktur. 
Notwendig dafür ist die Konstanz des gesamtwirt- 
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schaftlichen Kostenniveaus. Der Einsatz von Arbeit 
und Kapital für Zwecke des Umweltschutzes bedeu- 
tet nun, daß zur Herstellung der gleichen Menge an 
Gütern des Sozialprodukts mehr Anstrengungen 
unternommen werden, die Produktivität, gemessen 
in Gütern des Sozialprodukts, also sinkt bezie- 
hungsweise weniger steigt, als sie ohne Umwelt- 
schutz gestiegen wäre. Wird diese Verschlechterung 
der Produktivitätsentwicklung in den Entgelten der 
an der Produktion Beteiligten berücksichtigt, dann 
verteuert mehr Umweltschutz die Produktion der 
Güter des Sozialprodukts im ganzen nicht. Das wie- 
derum bedeutet, deiß diese Produktion im ganzen — 
und damit die dabei eingesetzte Beschäftigungs- 
menge — von der Kostenseite her nicht gefährdet 
wird. 

Auch von der Nachfrage Seite her braucht man in 
diesem Fall, wie gesagt, im Prinzip nichts zu fürch- 
ten; denn was jene, die schon vorher erwerbstätig 
waren, jetzt weniger verdienen und weniger nach- 
fragen, als sie ohne die Mindersteigerung ihrer Ent- 
gelte verdient hätten, das wird von denen, die den 
Umweltschutz besorgen, verdient und als Nach- 
frage an den Markt gebracht. 

Daß sich die Unternehmen unter solchen Bedingun- 
gen in ihren Absatzerwartungen und den davon be- 
stimmten Entscheidungen für künftige Produktion, 
den Investitionen also, auf ein solches Ergebnis 
einstellen, sollte man nicht pessimistischer sehen 
als im Falle anderer Änderungen der Produktions- 
bedingungen auch. Sicher ist dies freilich nicht, und 
es ist wichtig für einen guten Ausgang. 

Passen sich die Entgeltforderungen nicht dem ver- 
ringerten Produktivitätszuwachs an, sondern gehen 
darüber hinaus, dann steigt das Kostenniveau. Die 
Produktion im ganzen und damit auch die zugehö- 
rige Beschäftigung lassen sich dann nur aufrechter- 
halten, wenn das Preisniveau ebenfalls steigt und 
dadurch das gesamtwirtschaftliche Verhältnis zwi- 
schen Erlösen und Kosten — das reale Kostenni- 
veau — unverändert gehalten wird, was wiederum 
voraussetzt, daß die dazu erforderlichen allgemei- 
nen Preissteigerungen nicht zum Anlaß für kom- 
pensierende Einkommensansprüche genommen 
werden. Ist diese Bedingung nicht erfüllt, werden 
bessere Umwelt und mehr Beschäftigung zu rivaU- 
sierenden Zielen. 

404 , Der Verzicht auf (zusätzliches) Realeinkom- 
men zugunsten besserer Umwelt — und damit kom- 
men wir zum Hauptproblem — ist nicht leicht zu 
bewirken, auch dann nicht, wenn viele Bürger das 
im Grunde wollen. Denn gute Umwelt ist im allge- 
meinen etwas, das den Menschen nützt, ohne daß 
sie unmittelbar für das bezahlen müßten, was ihnen 
zugute kommt. Deshalb kommt es nicht spontan zur 
erforderlichen Zurückhaltung bei den Entgeltwün- 
schen. Räumlich mobiles, gar international mobiles 
Kapital ist überhaupt nicht zur Entgeltanpassung 
zu zwingen. Zwar ist ein großer Teil der Maßnah- 
men zugunsten einer besseren Umwelt für alle von 
so großem Nutzen, daß sich keiner schlechter zu 
stellen braucht, wenn er im Tausch für mehr Um- 
weltqualität auf sonst mögliche Entgeltsteigerun- 


gen verzichtet. Doch Umweltschutz in einem Maße, 
wie es gesamtgesellschaftlich nützlich erscheint, 
könnte erfordern, auch solche Maßnahmen gutzu- 
heißen, bei welchen nicht garantiert ist, daß die Ge- 
samtheit der Arbeitnehmer Gewinner ist. Um so 
mehr kommt es darauf an, die gesellschaftspoliti- 
sche Bedeutung des Umweltschutzes immer wieder 
und überall ins Bewußtsein zu heben. Äußerungen 
der Arbeitnehmervertreter begründen die Hoff- 
nung, daß dies von ihnen auch so gesehen wird. 

405 . Eine Umweltpolitik, die den abgewogenen 
Wünschen der Bürger entspricht, das heißt mehr 
Nutzen stiftet als kostet, kann mehr Beschäftigung 
in gleicher Weise anregen wie die Entwicklung und 
Einführung eines neuen attraktiven Produkts. Ein 
Teil der Nachfrage wird sich zwar von den Gütern 
abwenden, die sich durch den Einsatz umweltscho- 
nender Technik verteuern müssen. Aber diese 
Nachfrage wendet sich anderen Produkten zu. Min- 
derbeschäftigung hier geht mit Mehrbeschäftigung 
dort einher, wobei eine Mehrbeschäftigung im gan- 
zen gewiß ist wegen der Beschäftigung im Bereich 
des Umweltschutzes, hervorgerufen durch die Neu- 
nachfrage nach Leistungen, die die Umweltqualität 
verbessern. Sie ist gewiß, solange sich die Men- 
schen nicht wegen der Verteuerung der Güter des 
Sozialprodukts zu mehr Freizeit, Eigenarbeit oder 
in die Schattenwirtschaft zurückziehen (und da- 
durch — über Verknappung — eine Verteuerung 
von Arbeit ins Spiel bringen). 

Diese Einschätzung ist im Grundsatz auch nicht zu 
modifizieren, wenn man die möglichen Veränderun- 
gen der Außenhandelsströme bedenkt Muß Pro- 
duktion in den vom Umweltschutz betroffenen Be- 
reichen eingeschränkt werden, weil ausländische 
Anbieter nunmehr wettbewerbsfähiger sind, so fällt 
zwar Beschäftigung aus, und dies möglicherweise 
rasch und in erheblichem Umfang. Doch gilt auch 
hier, daß bei unverändertem Niveau der Kosten an 
anderer Stelle der Volkswirtschaft die Kosten jetzt 
niedriger sind, dort also mehr Produktion rentabel 
wird. Die Risiken, die hinsichtlich der Umsetzungs- 
geschwindigkeit im Falle gravierender Kostenerhö- 
hungen in einzelnen Bereichen zu bedenken sind, 
darf man allerdings nicht gering schätzen. 

Längerfristig ist von Bedeutung, daß es sich bei vie- 
len Gütern des Umweltschutzes und umweltfreund- 
lichen Industrieprodukten um Güter handelt, für 
die auch im Ausland Nachfrage schon besteht oder 
mit der Verschärfung von Umweltschutzanforde- 
rungen entstehen wird. Bei diesen Anlagen, Appa- 
raten, Meß- und Kontrollgeräten sowie umwelt- 
freundlichen Produkten handelt es sich meist um 
technisch anspruchsvolle Güter; bei derartigen Pro- 
dukten besitzt die Bundesrepublik traditionsgemäß 
komparative Produktionsvorteile. 

406 . Bei gegebenen Anforderungen an die Um- 
weltqualität fällt die (relative) Produktivitätsminde- 
rung und damit die aus Beschäftigungsgründen not- 
wendige Verringerung der individuellen Ansprüche 
auf Realeinkommen um so geringer aus, je kosten- 
günstiger der Umweltschutz erfolgt. Die Chance auf 


197 


Drucksache 10/2541 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Mehrbeschäftigung ist deshalb bei kostenminima- 
ler Umweltverbesserung am größten. 

Zu den Grundlinien einer Umweltschutzpolitik, die 
auf Minimierung der Kosten zielt, gehört die strikte 
Befolgung des Verursacherprinzips. Wer die natürli- 
che Umwelt in Anspruch nimmt, als Produzent oder 
als Konsument, muß durch die Rechtsordnung ge- 
zwungen werden, für die von ihm verursachten 
Schäden zu zahlen. Der Verursacher hat die Kosten 
der Schadensvermeidung zu tragen, nicht der Steu- 
erzahler. Der Vorschlag beispielsweise, die Kosten 
für die Entschwefelung und Entstickung von Kraft- 
werken, für die Abwässerreinigung und sonstige 
Entsorgungsaufgaben teilweise durch eine Sonder- 
abgabe oder aus öffentlichen Mitteln zu finanzie- 
ren, kann deshalb nicht gutgeheißen werden. Eine 
Abwälzung der Kostenlast von den Schadensverur- 
sachern auf die Steuerzahler bedeutete, daß die 
Produkte der umweltbelastenden Betriebe nicht 
mit den Kosten ihrer Umweltbeanspruchung bela- 
stet würden, ihre Preise deshalb zu niedrig ausfie- 
len und es so bei einer übermäßigen Umweltbean- 
spruchung bliebe. 

Nicht überall kann das Verursacherprinzip konse- 
quent angewandt werden. Vor allem bei den im 
Ausland verursachten Schäden, zum Beispiel der 
importierten Verschmutzung der Luft und der im- 
portierten Verunreinigung der Flüsse, aber auch bei 
manchen Altschäden, der Naturbelastung durch 
Altdeponien etwa, mißlingt der Zurechnungsver- 
such. In anderen Fällen wäre es zu aufwendig, die 
Verursacher ausfindig zu machen und für die Scha- 
densminderung heranzuziehen. Hier verbleibt nur 
noch die Finanzierung nach dem Gemeinlastprin- 
zip. 

Wo eine Zurechnung möglich ist, sind Kostensen- 
kungen am ehesten zu erreichen, wenn mit markt- 
nahen Lösungen Anreize für die knappheitsge- 
rechte Umweltnutzung gescheiffen werden. Da es 
sich hierbei um wirtscheiftspolitisches Neuland han- 
delt, ist verständlich, daß das Für und Wider sowie 
die Einsatzmöglichkeiten marktwirtscheiftlicher In- 
strumente immer noch umstritten sind; und leicht 
zu erklären ist, daß Behörden die administrative 
Mengenregelung bevorzugen. Angesichts der gro- 
ßen und noch zunehmenden Bedeutung der Um- 
weltschutzpolitik sind Grundsatzentscheidungen 
für diesen Teilbereich der Wirtschaftspolitik nötig. 
Deshalb ist es wichtig, die Möglichkeiten für markt- 
wirtschaftliche Lösungen im Umweltschutz sorgfäl- 
tig auszuloten und gegebenenfalls auch Experi- 
mente zu wagen, um diese abzuklären. Es geht da- 
bei in der Regel nicht um einen Ersatz des bisheri- 
gen Ordnungsrahmens, sondern um eine Ergän- 
zung durch marktwirtschsiftliche Instrumente. 

407 . Große Hoffnungen dürfen in weitere bedeu- 
tende Fortschritte der Umweltschutztechnik gesetzt 
werden, namentlich dann, wenn das Verursacher- 
prinzip möglichst strikt Anwendung findet. Der 
technische Fortschritt senkt die Kosten des Um- 
weltschutzes und erweitert die Palette der exportfä- 
higen Güter. Die Umweltschutzpolitik hat mit der 


Verschärfung ihrer Anforderungen neue, teilweise 
sehr weitreichende Ziele gesteckt, die neue techni- 
sche Wege und neue organisatorische Regelungen 
erforderlich machen. In verschiedenen Bereichen 
des Umweltschutzes konnten für neugestellte Auf- 
gaben überraschend schnell technische und organi- 
satorische Lösungen gefunden werden, ganz ähn- 
lich wie bei der Energieeinsparung und der Ölsub- 
stitution, nachdem das Öl so drastisch verteuert 
worden war. Manche Techniken des Umweltschut- 
zes stehen noch am Beginn ihrer Entwicklung, und 
auch im organisatorischen Bereich sind nach Auf- 
fassung vieler Umweltschutzexperten große Chan- 
cen bisher ungenutzt geblieben. 

408 . Auch wenn Umweltschutz, marktwirtschaft- 
lich organisiert und effizient betrieben, zusätzliche 
Arbeitsplätze schafft, heißt das nicht, daß sich vor- 
übergehend beschäftigungsmindernde Wirkungen 
immer vermeiden lassen. Die Maßnahmen des Um- 
weltschutzes erzwingen vielfältige Anpassungen, 
die zu Verschiebungen des Produktionsgefüges und 
Änderungen des gesamtwirtschaftlichen Güterbün- 
dels führen müssen. Die Kosten des Umweltschut- 
zes verteilen sich höchst ungleichmäßig auf die ver- 
schiedenen Produktionsbereiche. Es trifft zwar zu, 
daß diese Mehrkosten bei vielen Gütern nicht stark 
ins Gewicht fallen. Die umweltintensiv produzieren- 
den Unternehmen aber werden durch Einschrän- 
kungen in der Umweltnutzung, die Kosten der 
Schadensvermeidung, hart getroffen. Soweit sie von 
ausländischer Konkurrenz oder vom Substitutions- 
wettbewerb bedrängt werden und die Nachfrage 
sehr elastisch reagiert, können sie die Kosten für 
den Umweltschutz nicht im Preis überwälzen. Weil 
die Schaffung neuer Arbeitsplätze in der Produk- 
tion von umweltfreundlichen Gütern und von Um- 
weltschutzanlagen nicht parallel zum Abbau von 
unrentabel gewordenen Arbeitsplätzen in umwelt- 
intensiv produzierenden Betrieben vor sich geht, 
kann eine Verschärfung der Umweltschutzanforde- 
rungen zeitweilig die Arbeitslosigkeit erhöhen. Das 
gilt vor allem für Gebiete, in denen Krisenbranchen 
zugleich umweltintensiv produzieren und daher 
durch Umweltauflagen besonders stark getroffen 
werden. 

Mit der nach Wirtschaftszweigen und Regionen un- 
gleichmäßigen Kostenbelastung durch Umwelt- 
schutz verbinden sich Anpassungsaufgaben für die 
Unternehmen, aber auch Aufgaben für die Wirt- 
schaftspolitik. Wenn eine sorgfältige Lageanalyse 
zu dem Ergebnis kommt, deiß die Einführung ver- 
schärfter Umweltschutzm£ißnahmen in einzelnen 
Regionen oder Bereichen bedeutende Produktions- 
einschränkungen erzwingt und der Arbeitsmarkt 
dadurch stark belastet wird, mag es vertretbar sein, 
das Tempo für die Einführung verschärfter Um- 
weltschutzbestimmungen zu verringern. Weichere 
Standards dürfen jedoch nur für eine kurze Anpas- 
sungsdauer gewährt werden. Es macht gesamtwirt- 
schaftlich keinen Sinn, die internationale Konkur- 
renzfähigkeit von Branchen und die Erhaltung un- 
rentabler Arbeitsplätze in umweltintensiv produzie- 
renden Bereichen mit Umweltschäden zu bezah- 
len. 
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409. Es läßt sich festhalten: Umweltschutz und ho- 
her Beschäftigungsstand werden nicht zu rivalisie- 
renden wirtschaftspolitischen Zielen, Wenn der 
Minderung des Produktivitätsanstiegs durch ent- 
sprechend verminderte Ansprüche auf das Realein- 
kommen Rechnung getragen wird. Dann trägt der 
Umweltschutz zur Verbesserung der Beschäfti- 
gungslage bei. Wichtig bei alledem ist, daß die Um- 
weltschutzpolitik einen klaren Kurs fährt Unklar- 
heit über die Konzeption verursacht Ungewißheit 
bei den Planungen von Unternehmen und Haushal- 
ten. Diese Ungewißheit ist vermeidbar; sie verur- 
sacht nur überflüssige Kosten. Eine kurstreue 
marktwirtschaftliche Umweltschutzpolitik, dem 
Bürger durchschaubar und damit einsichtig ge- 
macht, trägt nicht nur zur allseits gewünschten Ver- 
besserung der Umweltqualität bei, sondern im Ne- 
benergebnis auch zur Minderung unserer Beschäf- 
tigungsprobleme, und zwar mehr, als steuerfinan- 
zierte oder kreditfinanzierte Beschäftigungspro- 
gramme für den Umweltschutz es vermöchten. 

Regionale Wirtschaftspolitik: 

Neue Herausforderungen 

410. Die regionalen Unterschiede bei wichtigen 
wirtschaftlichen Indikatoren wie Bruttoinlandspro- 
dukt je Erwerbstätigen, Infrastrukturausstattung 
oder Arbeitslosenquote sind in der Bundesrepublik, 
vergleicht man sie mit anderen Ländern, gering. 
Dies ist zu einem guten Teil dem weit in die Ge- 
schichte zurückreichenden föderalen Staatsaufbau 
zu verdanken, der eine polyzentrische wirtschaftli- 
che Entwicklung begünstigte und gravierende Dis- 
paritäten zwischen Zentrum und Peripherie gar 
nicht entstehen ließ. In den letzten drei Jahrzehn- 
ten hat die Regionalpolitik dazu beigetragen, das 
interregionale Wohlstandsgefälle zu verringern. 
Aber sie hat es selbstverständlich nicht beseitigen 
können. Es gibt nach wie vor Problemregionen, die 
merklich hinter der wirtschaftlichen Entwicklung 
Zurückbleiben und in denen vor allem die Arbeitslo- 
sigkeit überdurchschnittlich hoch ist. Es sind teils 
die alten Regionen, teils aber auch neue. Bemer- 
kenswert ist, daß inzwischen auch traditionelle In- 
dustriestandorte zu den Problemregionen zählen. 

— Im Rückstand geblieben sind vor allem die länd- 
lich strukturierten, wenig verdichteten und peri- 
pher gelegenen Regionen, die traditionellen För- 
dergebiete der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes- 
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur“. Die 
guten Anfangserfolge bei den Bemühungen, das 
Wirtschaftsgefälle durch Fördermeißnahmen 
stärker einzuebnen, stellten sich ab Mitte der 
siebziger Jahre nicht mehr im gleichen Maße 
ein. Die Arbeitslosigkeit in den meisten ländli- 
chen Räumen ist im Gegenteil überdurchschnitt- 
lich angestiegen — zum einen, weil dort wegen 
der höheren Geburtenraten die Anzahl der Be- 
rufsanfänger größer ist als anderswo, zum ande- 
ren, weil die Möglichkeiten, in anderen Regi- 
onen Arbeit zu finden, geringer sind als früher, 
also weniger Anreiz zum Abwandern besteht. 
Die Regionen in der Nähe von Verdichtungsräu- 
men konnten allerdings zumeist weiter aufho- 


len. In einzelnen Gebieten, vor allem im Süden 
der Bundesrepublik, aber nicht nur dort, war die 
Entwicklung der Beschäftigung sogar bemer- 
kenswert gut. Die Zukunftsperspektiven für die 
abgelegenen ländlichen Problemgebiete muß 
man jedoch überwiegend als nicht günstig beur- 
teilen. 

— Seit Mitte der siebziger Jahre hat sich auch die 
Differenzierung zwischen den industriellen Ver- 
dichtungsräumen verstärkt. Eine günstige Ent- 
wicklung nahmen Ballungsräume, die große 
Dienstleistungszentren darstellen oder eine Vor- 
reiterrolle bei der Entwicklung und Anwendung 
neuer Techniken spielen. In einigen Fällen ha- 
ben andere Standortvorteile, wie ein hoher 
Wohnwert, der den Zuzug qualifizierter Kräfte 
begünstigt, hierzu beigetragen. Altindustrielle 
Regionen hingegen — die Montanreviere an 
Ruhr und Saar und die norddeutschen Gebiete, 
in denen der Schiffbau eine bedeutende Rolle 
spielt — sind in eine tiefe Beschäftigungskrise 
geraten. Dort entstehen für die von schrumpfen- 
den Bereichen freigesetzten Arbeitskräfte nicht 
genügend oder jedenfalls nicht ausreichend 
schnell genügend neue Arbeitsplätze in anderen 
Bereichen. Die Arbeitslosenquote in den neuen 
Problemregionen überschreitet deutlich die im 
Bundesgebiet. Nur hinsichtlich des Pro-Kopf- 
Einkommens schneiden diese Gebiete gut ab, 
auch die Ausstattung mit wirtschaftsnaher In- 
frastruktur ist bei ihnen im ganzen zumindest 
befriedigend. 

411. Bei der wirtschaftlichen Erneuerung der alt- 
industriellen Regionen scheint es sich um eine Auf- 
gabe zu handeln, die erstmads die Regenerationsfä- 
higkeit von Verdichtungsräumen überfordert Ver- 
dichtungsräume galten bisher wegen ihrer Produk- 
tionsvorteile aufgrund von Großserien und Speziali- 
sierungsmöglichkeiten, wegen der Vielfalt ihrer 
Produktion und wegen ihres differenzierten Ar- 
beitsmarktes als besonders anpassungsfähig und 
dynamisch. Tatsächlich konnten lokale Auswirkun- 
gen von Branchenkrisen und Unternehmenszusam- 
menbrüchen bis vor einem Jahrzehnt weitgehend 
durch Wachstumsgewinne anderer Branchen und 
Unternehmen ausgeglichen werden, so daß sich die 
Arbeitslosigkeit in der Region nicht verfestigte. Die 
hohe und teilweise noch steigende Arbeitslosigkeit 
an Ruhr und Saar, in den Stadtstaaten Hamburg 
und Bremen oder im Kieler Raum weist auf spezifi- 
sche Strukturschwächen dieser Regionen hin, die 
bisher aus eigener Kraft nicht überwunden werden 
konnten. 

Regionen mit einem hinsichtlich der Größenstruk- 
tur ausgewogenen Bestand an Unternehmen haben 
Vorteile bei der Restrukturierung und wirtschaftli- 
chen Erneuerung. Die altindustriellen Problemre- 
gionen mit dem hohen Gewicht ihrer Großunter- 
nehmen hingegen tun sich damit schwer. Hier ist 
die Neigung zu defensiven Strategien besonders 
ausgeprägt, zumal der Staat, der in Notfällen mehr 
den Großen als den Kleinen hilft, ein solches Ver- 
halten häufig fördert und damit bremsend auf den 
Strukturwandel wirkt. 
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412. Anders als viele wirtschaftlich zurückgeblie- 
bene ländliche Grebiete verfügen die altindustriellen 
Regionen freilich über ein beträchtliches Entwick- 
lungspotential. Ihre Ausstattung mit traditioneller 
Infrastruktur ist reichhaltig und, von städtebauli- 
chen Mängeln abgesehen, im ganzen recht gut, 
auch wenn es bei deren Erneuerung und Moderni- 
sierung, etwa beim Aufbau von modernen Kommu- 
nikationssystemen, zunehmend Defizite gibt Über- 
dies ist die Branchenzusammensetzung keineswegs 
so einseitig und die technischen und ökonomischen 
Fähigkeiten sind nicht so auf die Krisensektoren 
ausgerichtet, wie es in der Öffentlichkeit oft hinge- 
stellt wird. Zum Teil kann auch die geographische 
Lage im europäischen Wirtschaftsraum als günstig 
bezeichnet werden. Deshalb sollte die Hauptauf- 
gabe darin bestehen, die auf mancherlei Art blok- 
kierten Wachstumskräfte der Regionen freizuset- 
zen. Dies ist in der Hauptsache eine Aufgabe der 
Regionen selbst Ohne angemessene eigene An- 
strengungen wird es zu keinem Zustrom von Sach- 
kapital und nicht zur Gründung neuer Unterneh- 
men kommen. Die Hilfe des Staates kann nur subsi- 
diär sein. 

413. Es stellt sich die Frage, in welcher Weise die 
regionale Wirtschaftspolitik des Bundes und der 
Länder sinnvoll helfen kann. Vor dem Hintergrund 
der Schwierigkeiten, objektive Kriterien für die 
Förderungsbedürftigkeit von Regionen aufzustellen 
und anzuwenden, aber nicht allein vor diesem Hin- 
tergrund ist inzwischen die wissenschaftliche Dis- 
kussion darüber in Gang gekommen. Kritik an der 
bisherigen Konzeption der Regionalpolitik richtet 
sich zum einen gegen die unzureichende Ressortab- 
stimmung im Hinblick auf regionalpolitische und 
raumordnungspolitische Zielvorstellungen. Zum an- 
deren betrifft sie Abstimmungsschwierigkeiten, die 
aus der vertikalen Kompetenzverteilung auf Bund, 
Länder und Gemeinden resultieren. Insbesondere 
wird an der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur*', dem traditio- 
nellen Kernstück regionalpolitischer Eingriffe, die 
gleichberechtigte Zuständigkeit von Bund und Län- 
dern kritisiert. Die Bundesbeteiligung, so lautet der 
Vorwurf, führe hinsichtlich der Ansatzpunkte und 
der Abgrenzung förderungswürdiger Maßnahmen 
sowie bei der Festlegung des Förderinstrumentari- 
ums zu einer Vereinheitlichung, die zu wenig auf 
regionalspezifische Bedürfnisse und Wünsche 
Rücksicht nehme; und die Länderbeteiligung behin- 
dere zu stark durchgreifende Änderungen in der 
Förderungspreixis, weil die Länder vor allem darauf 
bedacht sind, ihre Förderanteile zu verteidigen, 
auch wenn im Lichte neuer Erfahrung Änderungen 
geboten wären. Darüber hinaus gibt es eine leb- 
haite Diskussion über zentrale Einzelfragen der 
Gemeinschaftsaufgabe, die die Abgrenzung der För- 
dergebiete, das System der Schwerpunktorte, in de- 
nen die Fördersätze höher liegen dürfen, die Festle- 
gung der Verwendungszwecke von Fördermitteln in 
der Region und die konkreten Bemessungsgrundla- 
gen für die Gewährung von Hilfen zur Stimulierung 
privater Wirtschaftstätigkeit betreffen. 

414. Immer wieder wird auch die Frage gestellt, 
welchem Ziel die regionale Wirtschaftspolitik vor- 


rangig zu dienen habe, dem Ziel, interregionale 
Wohlstandsunterschiede auszugleichen, oder dem 
Ziel, das Wachstumspotential entwicklungsfähiger 
Regionen besser zu nutzen. Dies ist gewiß vor allem 
eine normative Frage. Das Gebot des Bundesraum- 
ordnungsgesetzes, zu verhindern, daß die Lebensbe- 
dingungen in ihrer Gesamtheit in den einzelnen 
Regionen wesentlich gegenüber dem Bundesdurch- 
schnitt Zurückbleiben, steht wohl außer Diskussion, 
wenngleich das nicht heißt, daß die üblichen Indika- 
toren wie Einkommen, Beschäftigung und Versor- 
gung mit Infrastruktur die Lebensbedingungen hin- 
reichend beschreiben können. Doch muß aus ökono- 
mischer Sicht daran erinnert werden, daß auch in- 
terregional nur das verteilt werden kann, was er- 
wirtschaftet wird. Man muß sich fragen, ob das Aus- 
gleichsziel nicht für eine gewisse Zeit in den Hinter- 
grund treten muß, um zunächst einmal Wachstums- 
kräfte zu aktivieren. 

Ein Kennzeichen der altindustriellen Regionen ist 
ohnehin ein vergleichsweise hohes Niveau der 
Preise für Arbeit und Boden. Diese Regionen sind 
auch deshalb nicht attraktiv genug, Kapital anzu- 
ziehen. So werden hohe Löhne, die alte Industrien 
aufgrund von Subventionen zahlen, zu einem 
Hemmnis für die Ansiedlung neuer Unternehmen. 

415. Tatsächlich wird die Förderung von Regionen 
zunehmend mit dem Ausgleichsziel gerechtfertigt, 
die wachstumspolitische Begründung für eine Re- 
gionalpolitik ist in den Hintergrund gedrängt wor- 
den. Das ist angesichts der großen Schwierigkeiten, 
das Entwicklungspotential einer Region überzeu- 
gend zu bestimmen, nicht verwunderlich. Fast jede 
Region nimmt gegebenenfalls für sich in Anspruch, 
ein gutes Entwicklungspotential zu besitzen, und 
sie kann dabei durch objektive Analysen schlecht 
widerlegt werden. Hier könnte jedoch angeknüpft 
werden, wenn es gilt, dem Wachstumsziel in der 
Regionalpolitik wieder höheren Rang zu verschaf- 
fen. Die regionale Wirtschaftpolitik könnte weitge- 
hend in die Verantwortung der Regionen überstellt 
werden. Über die Entwicklungsperspektiven von 
Regionen würde dann weniger bürokratisch ent- 
schieden, stärker in einem Verfahren, dessen Er- 
gebnisse sich im Wettbewerb bewähren müssen. 

416. Die Verlagerung von Kompetenzen auf die 
Regionen ist die Grundidee dessen, was unter dem 
Stichwort der Regionalisierung der Regionalpolitik 
als neues Konzept gefordert wird. Eine solche Auf- 
gabenzuweisung, bei der sich eine größtmögliche 
räumliche Deckung von Einflußbereich und Verant- 
wortungsbereich ergäbe, hätte wichtige Vorteile. 
Die Politikgestaltung rückte räumlich näher an die 
Probleme heran, regionalspezifische Engpaßfakto- 
ren könnten eher und präziser ausgemacht, auf 
neue Entwicklungen und Erfahrungen könnte flexi- 
bler reagiert werden, und vielleicht ließen sich in 
manchen Fällen auch bürokratische Hemmnisse 
vermeiden. Die dezentral betriebene Suche nach 
Möglichkeiten, Entwicklungen anzustoßen, würde 
vermutlich auch zu einem größeren Erfahrungs- 
schatz hinsichtlich der Tauglichkeit und der Kosten 
verschiedener Förderkonzepte und Instrumente 
führen. Denn auch für die regionale Entwicklungs- 
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Politik selbst gilt: Gesucht sind neue praktikable 
Ideen. Und diese sind immer knapp. 

417 . Eine Revision der Aufgabenverteilung zwi- 
schen den Gebietskörperschaften ist freilich ein 
schwieriges Problem und nicht von heute auf mor- 
gen möglich. Dies gilt um so mehr, als das Regel- 
werk eines funktionstüchtigen Systems regionali- 
sierter Kompetenzen eine zur Aufgabenverteilung 
passende Finanzverfassung erfordert. Die Instan- 
zen brauchen nicht nur die Ausstattung mit Ein- 
nahmenquellen, die von der fiskalischen Ergiebig- 
keit her zu ihren Aufgaben passen, sie brauchen vor 
allem Quellen, die eine möglichst enge Fühlung si- 
chern zwischen regionalen Entwickluhgserfolgen 
und dem finanziellen Spielraum der Instanz. Denn 
an diese Größe bindet sich das Politikerinteresse, 
aber auch das Interesse der vollziehenden Verwal- 
tung. Außerdem wären Regeln unentbehrlich, um 
einen Subventionswettlauf zu verhindern. 

Das Ausgleichsziel wäre in einem solchen System 
vor allem den Regelungen des Finanzausgleichs an- 
vertraut. Dieser müßte so gestaltet werden, daß aus- 
reichende Anreize für die regionalen Instanzen vor- 
handen sind, sich einen Wettbewerbsvorsprung zu 
verschaffen, etwa durch besonders wirksame Ideen 
zur Wirtschaftsförderung oder durch kostengünstig 
bereitgestellte und effizient eingesetzte Leistungen, 
die komplementär zu privatem Wirtschaften sind. 

418 . Mehr interregionaler Wettbewerb in der re- 
gionalen Entwicklungspolitik erfordert nicht unbe- 
dingt mehr öffentliches Geld. Er erfordert vor allem 
mehr Flexibilität und Einfallsreichtum. Soweit es 
darum geht, den regionalen Strukturwandel zu be- 
schleunigen, sollte man den Regionalinstanzen die 
Möglichkeit verschaffen, auf solche Regulierungen 
zu verzichten, die ein Hemmnis für den Struktur- 
wandel darstellen. Was an Lösungsmodellen zuläs- 
sig sein sollte, brauchte nicht so radikal zu sein, wie 
es etwa die Errichtung von sogenannten Zonen 
freier Wirtschaftstätigkeit mit Zoll- und Steuerbe- 
freiungen wäre. Bestimmte Elemente solcher Kon- 
zepte sind jedoch erwägenswert. 

Zonen mit besonderem Status gibt es bereits in vie- 
len Ländern und in recht verschiedener Ausgestal- 
tung. In Großbritannien beispielsweise sind soge- 
nannte Enterprise Zones geschaffen worden, die 
der Arbeitsplatzbeschaffung, der Entkernung von 
Ballungsgebieten und der Neubesiedlung von Flä- 
chen mit stillgelegten Betrieben dienen. Unterneh- 
men, die sich dort ansiedeln, erhalten vielfältige Er- 
leichterungen im Bereich der Abgaben und der ad- 
ministrativen Regelungen. Ähnlich verhält es sich 
mit den Enterprise Zones, die in verschiedener 
Form in den Vereinigten Staaten, in Belgien oder in 
vielen asiatischen Entwicklungsländern bestehen. 

Die Leitidee der freien Wirtschaftszonen ist es, ei- 
nen besonderen Freiraum für wirtschaftliches Han- 
deln zu schaffen. Für die Regionen mit überholter 
Wirtschaftsstruktur, deren Dynamik schwach ist, 
bietet sich hier eine Chance. Ein erfolgversprechen- 
der Weg wäre etwa der Abbau administrativer 
Hemmnisse und bürokratischer Regulierungen, die 
als Marktzugangsbarrieren wirken. Erwägenswert 


wären beispielsweise auch Regelungen des Um- 
weltschutzes, die es gestatten würden, in den altin- 
dustriellen Gebieten das Glockenkonzept anzuwen- 
den (JG 83 Ziffern 509 f.). Erwägenswert wäre weiter 
die Lockerung hemmender wohnungspolitischer 
Vorschriften, namentlich der Mietbindung bei So- 
zialwohnungen, für diejenigen Gebiete, in denen oh- 
nehin von Wohnungsmangel keine Rede mehr sein 
kann. Gewisse Vorbehalte haben wir aber gegen- 
über Regelungen, die diese Regionen steuerpoli- 
tisch und handelspolitisch begünstigen würden. Im- 
merhin ist zumindest die Anregung weiteren Nach- 
denkens wert, in der Region neu gegründeten Un- 
ternehmen im Falle von Anlaufverlusten handel- 
bare Steuergutscheine zu Lasten des Landeshaus- 
halts zu geben, soweit dies nicht schon allgemein im 
Rahmen der Ertragsteuern eingeführt wird (Ziffer 
464). 

Der Vorteil freier Wirtschaftszonen liegt auch darin, 
daß man in solchen Zonen neue institutionelle Re- 
gelungen zunächst einmal in einem „empirischen 
Experiment“ auf ihre Tauglichkeit hin überprüfen 
kann. Damit lassen sich auch leichter Widerstände 
überwinden, die bei einer flächendeckenden Lösung 
zu erwarten wären. 

419 . Bedenkt man die Erfordernisse an organisa- 
torischer Neuordnung und die Folgen für die Fi- 
nanzverfassung, so wird klar, daß die volle Regiona- 
lisierung der Regionalpolitik kein Programm auf 
kurze oder mittlere Sicht ist. Deshalb kann auf die 
auf Bundesebene organisierte regionale Wirt- 
schaftspolitik vorerst nicht verzichtet werden. Aber 
es sollte doch in Schritten versucht werden, die 
Kompetenzen der regionalen Instanzen und deren 
Interesse am örtlichen Gewerbe und an einem mög- 
lichst effizienten Mitteleinsatz zu stärken. Hierzu 
gehören vor allem Änderungen im System der Ge- 
meindesteuern. 

420 . Die Einführung einer kommunalen Wert- 
schöpfungsteuer würde das Interesse an allen Ar- 
ten wirtschaftlicher Betätigung in den Gemeinden 
stimulieren, gleichviel ob in großen oder kleinen 
Wirtschaftseinheiten produziert wird. Und in der 
von der Gemeinde gewählten Höhe des Hebesatzes 
käme mit zum Ausdruck, in welchem Umfang und 
zu welchen Kosten die Gemeinde wirtschaftsbezo- 
gene Vorleistungen erbringt. Hilfreich wäre auch 
eine reformierte Grundsteuer, die nur noch vom Bo- 
denwert erhoben wird. Diese würde damit an eine 
Bemessungsgrundlage anknüpfen, die, wenn man 
sie auf einem aktuellen Stand hält, am besten die 
Attraktivität des Standorts — als gewerblicher 
Standort oder als Wohnort — widerspiegelt, worauf 
die Gemeinde selbst bedeutenden Einfluß hat. 

Ein gutes Gemeindesteuersystem ist dadurch ge- 
kennzeichnet, 

— daß die Gemeinden im eigenen Interesse — hier 
dem Interesse an möglichst hohen dauerhaften 
Steuereinnahmen, namentlich an einem Wachs- 
tum der Bemessungsgrundlagen für die kommu- 
nalen Steuern — eine Politik verfolgen, die den 
Interessen ihrer Bürger entspricht, 

— daß die Streuung der Steuerkraft als in der 
Hauptsache gut gerechtfertigt angesehen wird 
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und deshalb der Bedarf am Finanzausgleich ver- 
hältnismäßig gering ausfällt 

Damit das Steuersystem seine Lenkungsfunktion 
erfüllen kann, m\iß den Kommunen ein erheblicher 
Teil dessen verbleiben, was ein Anstieg der Bemes- 
sungsgrundlagen an zusätzlichen Gemeindesteuern 
erbringt Heute wird in den meisten Bundesländern 
die Steuerkraft der Gemeinden (zum Teil modifi- 
ziert um einen typisierten Ausgabenbedarf) durch 
den Kommunalfinanzausgleich stark egalisiert. 
Dies mindert das Interesse einer Gemeinde, An- 
strengungen zu unternehmen, durch die sie ihre 
Steuerbasis dauerhaft erhöhen könnte. Bei den der- 
zeitigen Gemeindesteuern kann das auch nicht viel 
anders sein, weil die Streuung der Steuerkraft der 
Gemeinden, die sich aus ihnen ergibt, durch nichts 
gerechtfertigt erscheint Der kommunale Finanz- 
ausgleich sollte aber im Zusammenhang mit einer 
Gemeindesteuerreform so gestaltet werden, daß 
den Gemeinden mehr von einem gemeindeindividu- 
ellen Zuwachs an Steuerkreift verbleibt Auch der 
Länderfinanzausgleich wäre in dieser Hinsicht zu 
überdenken, wobei zu einer folgerichtigen Konzep- 
tion unter anderem wohl auch gehören würde, daß 
die gemeindliche Steuerkraft der Länder voll und 
nicht wie heute nur zur Hälfte berücksichtigt wird. 

Zu erhöhen wäre zugleich die Autonomie der Ge- 
meinden gegenüber den Ländern. Dem würde es 
dienen, wenn sich, wie erwähnt, die Gemeinden 
mehr als bisher aus eigenen Finanzquellen, seien es 
Gebühren, Beiträge oder Kommunalsteuern, fi- 
nanzieren würden. Auch das setzt voraus, daß von 
der Art der Quellen her die originäre Finanzkraft 
der Gemeinden besser verteilt ist, der Finanzaus- 
gleich also reduziert werden kann. Und soweit die 
Gremeinden auf Mittel der Länder angewiesen blei- 
ben, wäre den Schlüsselzuweisungen der Vorzug 
vor den Bedarfszuweisungen und den allgemeinen 
Zuweisungen der Vorzug vor den zweckgebundenen 
zu geben. Die Länder und teilweise auch der Bund 
regieren heute mit den zweckgebundenen Zuwei- 
sungen, treffend als goldene Zügel charakterisiert, 
in die Gemeinden hinein. So wird von den Kommu- 
nen oft weniger das getan, was ihnen in Ansehung 
des Gesamtaufwands am nützlichsten erscheint, 
sondern das, was den meisten Nutzen im Hinblick 
auf den eigenen Mitteleinsatz verspricht, der nicht 
selten wesentlich geringer ist als der Gesamtauf- 
wand. Zweckzuweisungen sollten darauf be- 
schränkt werden, Gemeinden zur Realisierung von 
Maßnahmen anzuhalten, von denen nicht nur die 
Gemeindebürger, sondern auch die Umlandbewoh- 
ner Nutzen und die anderenfalls — obgleich sinn- 
voll — von der Gemeinde wegen der hohen Kosten 
nicht durchgeführt würden. Auch in solchen Fällen 
ist freilich häufig die Aufgabenerfüllung durch den 
Gemeindeverband oder einen Zweckverband, gege- 
benfalls mit Koordinierungshilfe durch das Land, 
die geeignetere Lösung. 

421 . Bei der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ sind ge- 
genwärtig eine Vielzahl von Änderungsvorschlägen 
in der Diskussion. Die folgenden Anmerkungen be- 
schränken sich auf wenige Punkte. 


Ein Problem ist die Auswahl der Fördergebiete. Sie 
sollte stärker als bisher das Wachstumsziel berück- 
sichtigen. Dabei wäre mehr Mut zu wünschen, die 
Förderung definitiv auslaufen zu lassen, wenn an- 
haltende Mißerfolge ernste Zweifel an der Entwick- 
lungsfähigkeit einer Region begründen. Mit einer 
stärkeren Berücksichtigung der aktuellen Arbeits- 
marktsituation hingegen würde die Bestimmung 
der Fördergebiete zwar flexibler, doch wüchse zu- 
gleich die Gefahr, daß Regionen, die eigentlich gar 
kein Entwicklungspotential haben, zu Dauersub- 
ventionsempfängern werden. Das schließt nicht 
aus, daß Regionen mit schwierigen Anpassungs- 
problemen durch Sonderprogramme, wie etwa das 
Stahlstandorteprogramm, vorübergehend gefördert 
werden. Die Meißnahmen können dann direkt auf 
das Ziel der Strukturanpassung ausgerichtet wer- 
den. Besonders wichtig ist hier, daß sich auf diese 
Weise die Maßnahmen zeitlich auch leichter be- 
grenzen lassen, damit nicht — wie bei so vielen 
Regionen der herkömmlichen Förderprogramme — 
Dauerabhängigkeit entsteht 

422 . Im Zusammenhang mit den Reformvorschlä- 
gen ist verschiedentlich gefordert worden, das Prin- 
zip aufzugeben, die Maßnahmen auf einige Schwer- 
punktorte innerhalb einer Förderregion zu konzen- 
trieren. Wir teilen diese Ansicht nicht Zum Konzept 
der regionalen Wirtschaftspolitik als Wachstumspo- 
litik gehört es, Wachstumspole zu schaffen und zu 
stärken. Deshalb sollte das Prinzip der innerregio- 
nalen Konzentration eher gehärtet als aufgeweicht 
werden. 

423 . Die regionale Wirtschedtspolitik stützt sich 
vor allem auf das sogenannte Exportbasiskonzept: 
Gefördert werden Betriebe, deren Produktion der 
Art nach überregional absetzbar ist. Dieses Kon- 
zept wird zunehmend in Frage gestellt Für seine 
Beibehaltung sprechen jedoch nach wie vor gute 
Gründe. 

— Da es darum geht, die räumliche Verteilung 
wirtschaftlicher Aktivitäten zu verändern, setzt 
man sinnvollerweise bei Unternehmen an, die 
Standortalternativen haben, und das sind vor al- 
lem Unternehmen, die überregional absetzbare 
Güter herstellen oder Leistungen erbringen. 

— Eine selbsttragende wirtschaftliche Entwicklung 
einer bisher strukturschwachen Region läßt sich 
am besten dadurch erreichen, deiß deren Kraft 
gestärkt wird, Güter herzustellen, mit deren 
überregionalem Verkauf die Einkommen ver- 
dient werden, die die Einwohner für den Kauf 
von Gütern oder Leistungen voii außerhalb der 
Region verwenden möchten. Eine Region kann 
normalerweise so wenig wie ein einzelner oder 
eine Volkswirtschaft im ganzen dauerhaft auf 
Kredit oder von Trahsferzahlungen leben. 

— Die Bevorzugung zusätzlicher Aktivität im über- 
regional orientierten Bereich ist auch deshalb 
ratsam, weil dabei die unmittelbaren innerregio- 
nalen Verdrängungseffekte zu Lasten der Altan- 
sässigen meist geringer sind als bei einer Förde- 
rung von neuen Betrieben, die ihrer Art nach auf 
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die Nachfrage innerhalb der Region angewiesen 
sind. 

— Die Außenorientierung sovhe der überregional 
häufig schärfere Wettbewerb beschleunigen den 
Transfer neuen technischen Wissens. 

Zur Exportbasis einer Region gehören nicht nur In- 
dustrieunternehmen, Auch Dienstleistungen sind 
teilweise selbst oder in Form von Vorleistungen für 
die in der Region ansässigen Industrieunterneh- 
men Teil des regionalen Exports. Es wird deshalb 
erwogen, den geförderten Bereich zu erweitern. Da- 
bei sollte man die Prinzipien des Exportbasiskon- 
zepts nicht aufweichen und streng darauf sehen, 
daß neue Regelungen nicht mehr an neuen Wettbe- 
werbsverzerrungen schaffen als sie beseitigen. 

424. Bei verschiedenen öffentlichen Hilfen ist es 
nicht gestattet, diese kumuliert in Anspruch zu neh- 
men. Manche Förderungsmöglichkeiten sind grund- 
sätzlich nicht kombinierbar, manche sind es nur, 
soweit der Subventionswert nicht die im Rahmen- 
plan der Gremeinschaftsaufgabe ausgewiesenen 
Förderhöchstsätze überschreitet, manche brauchen 
bei der Ermittlung des Subventionswertes nicht an- 
gesetzt zu werden. Es ist nicht einfach, allgemein- 
gültige Kriterien aufzustellen, nach denen zu ent- 
scheiden wäre, ob und inwieweit eine Kumulation 
zuzulassen ist. Erwägenswert wäre, für Investitio- 
nen im Bereich der Forschung die Höchstförde- 
rungssätze nach dem Rahmenplan der Gemein- 
schaftsaufgabe weiter zu erhöhen, soweit dies mit 
dem EGnRecht vereinbar ist. Dies würde der Wah- 
rung des regionalen Fördergefälles dienen, das mit 
der Gemeinscheiftsaufgabe zugunsten der Förderre- 
gionen beabsichtigt ist. Es sollte allerdings bei För- 
derhöchstgrenzen bleiben, weil die Ansprüche an 
die erwartete Rentabilität der geförderten Investi- 
tionen nicht beliebig herabgesetzt werden dürfen. 

425. Oft wird Kritik daran geübt, daß mit der re- 
gionalen Wirtschaftsförderung nach dem Investi- 
tionszulagengesetz und im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe pauschal die Investitionssumme ho- 
noriert wird. Es gibt eine Reihe von Vorschlägen, 
die einer weniger am Kapitaleinsatz und mehr am 
Arbeitseinsatz orientierten Förderung, zumindest 
aber einer Modifikation der Abgrenzung förde- 
rungswürdiger Investitionsausgaben, das Wort re- 
den. 

Das Prinzip der Investitionsförderung zu verwäs- 
sern, erscheint uns nicht ratsam: 

— In der regionalen Wirtschaftsförderung geht es 
in erster Linie darum, mobiles Kapital für die 
Region zu gewinnen, um für schon vorhandene, 
nur begrenzt mobile Arbeitskräfte zusätzliche 
oder bessere Erwerbsmöglichkeiten zu erschlie- 
ßen. Deshalb ist bei den Investitionen anzuset- 
zen, will man ein regionales Ungleichgewicht be- 
seitigen. 

— Gemessen an der Bewertung durch den Markt, 
ist in Regionen mit besonderen Beschäftigungs- 
problemen die Arbeit zu teuer. Mehr Beschäfti- 
gung durch eine Lohnsubvention zu ermögli- 
chen, wäre wenig sinnvoll; denn bei einer Verbil- 


ligung von Arbeit durch öffentliches Geld müßte 
damit gerechnet werden, daß die Tarifpolitik 
sich hierauf einstellte; der Zwang, überhöhte 
Löhne an die Marktgegebenheiten anzupassen, 
entfiele. 

— Eine Förderung, die an den Sachinvestitionen 
anknüpft, bietet eine größere Gewähr deifür, daß 
Arbeitsplätze geschaffen werden, die von Dauer 
sind; denn in der Investitionsentscheidung liegt 
regelmäßig eine Selbstbindung des Investors für 
dauerhafte Produktion, wenn auch keine vorbe- 
haltlose. Insoweit ist auch zu billigen, daß die 
Subventionierung bei hoher Kapitalintensität 
höher ausfällt als bei niedriger; denn dann ist 
meist auch diese Bindung größer. 

— Wie bei jeder Investitionsförderung geht es 
nicht zuletzt darum, die Bereitschaft zur Über- 
nahme des Risikos einer zusätzlichen Produkti- 
onstätigkeit, hier in der Förderregion, zu gewin- 
nen. Dieses Risiko ist ein Risiko der Kapitalver- 
wertung. Auch deshalb muß die Förderung hier 
ansetzen. 

426. Regionale Strukturpolitik kann, wie erwähnt, 
immer nur Hilfe zur Selbsthilfe bieten. Sie hat nicht 
die Aufgabe, vermeidbare Fehler von anderer Seite 
zu korrigieren. Gemeint ist damit vor allem die 
Lohnpolitik. 

Deren Möglichkeiten, durch eine stärkere regionale 
Differenzierung der Tarifentlohnung, namentlich 
eine stärkere Rücksichtnahme auf die regional un- 
terschiedliche Knappheit von Arbeit verschiedener 
Qualifikation, zu einer besseren Ausschöpfung des 
regionalen Wirtscheiftspotentials beizutragen, wer- 
den bisher nur unzureichend genutzt. Mehr Rück- 
sicht auf Besonderheiten der regionalen Situation 
müßte nicht zuletzt im unmittelbaren beschäfti- 
gungspolitischen Interesse der Arbeitnehmer lie- 
gen, sie würde jedenfalls die regionale Arbeits- 
marktlage verbessern und den Bedarf an Zurück- 
haltung, den sich die Lohnpolitik im ganzen im Hin- 
blick auf das globale Beschäftigungsziel auferlegen 
muß, mindern. 

427. Das Auftreten neuer Problemregionen und 
geänderte Problemdiagnosen bringen die Gefahr 
mit sich, daß die Förderung immer nur erweitert 
wird und die regionale Wirtschaftspolitik dadurch 
immer teurer wird. Deshalb muß sie ständig auf 
Einsparungsmöglichkeiten hin untersucht werden. 
Dazu sollte zum Beispiel eine Reduzierung der An- 
zahl und des Umfangs der Fördergebiete gehören. 
Es kann nicht darum gehen, mit den Sonderpro- 
grammen die Ausgaben für die regionale Wirt- 
schaftsförderung im ganzen zu erhöhen. Teilweise 
müssen die Sonderprogramme wohl an die Stelle 
bisheriger Regionalförderung treten. 

Agrarpolitik: Ohne Perspektive 

428. Bei fortgesetzt ansteigender Überschußpro- 
duktion auf den Agrarmärkten war eine Reform der 
gemeinsamen Agrarpolitik unter dem Zwang der 
leeren Kassen der Europäischen Gemeinschaft 
nicht mehr zu umgehen. Nur durch einschneidende 
Maßnahmen konnte die Finanzierbarkeit der ge- 
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meinsamen Agrarpolitik gesichert werden; denn die 
längst überfällige, grundlegende Reform war immer 
wieder herausgezögert worden (JG 80 Zif- 
fern 417 ff.). Harte Anpassungslasten für die Land- 
wirtschaft waren damit vorgezeichnet. Durch diffe- 
renzierte Regelungen zur Eingrenzung der Über- 
schußproduktion bei Milch und durch umfangreiche 
flankierende finanzielle Hilfen — allein über die 
beschlossenen Umsatzsteuervergünstigungen sol- 
len der deutschen Landwirtschaft für den Zeitraum 
von 1984 bis 1991 mehr als 20 Mrd DM zufließen — 
hat man versucht, die Anpassungslasten zu mil- 
dern. Trotz mehrfacher Nachbesserungen der Be- 
schlüsse ist die Unzufriedenheit groß, nicht nur in 
der Landwirtschaft, auch in den der Landwirtschaft 
nachgelagerten Bereichen, dem Landhandel und 
der Ernährungsindustrie. Die Agrarpolitik kann of- 
fenbar die Erwartungen, die sie selbst genährt hat 
und auch weiterhin nährt, nicht erfüllen. 

Zwar waren die Preisbeschlüsse und die Quotenre- 
gelung, auf die sich der Agrar-Ministerrat nach 
langwierigen Verhandlungen einigte, deutliche Zei- 
chen zur Eindämmung der Überschußproduktion. 
Wie allerdings die Produktionsentscheidungen hier- 
von beeinflußt werden, hängt nicht nur von den tat- 
sächlichen Beschlüssen, sondern mehr noch von 
den Erwartungen ab. Da es nach wie vor an einer 
definitiven Entscheidung über die längerfristige 
Orientierung der Preise fehlt, sind die Preiserwar- 
tungen und damit auch die Einkommenserwartun- 
gen der Landwirte höchst unsicher. In dem Bemü-r 
hen, den Landwirten eine Zukunftsperspektive zu 
bieten, wird die Hoffnung verbreitet, daß mit der 
Preispolitik längerfristig wieder Einkommenspoli- 
tik für die Landwirte betrieben werden soll und 
kann. Glaubhaft kann dies nur versichern, wer be- 
reit ist, die Kontrolle über die Agrarproduktion über 
den Milchsektor hinaus auf andere Produktions- 
zweige immer weiter auszudehnen. 

429 . Die Einführung der einzelwirtschaftlichen 
Milchquoten — vom Deutschen Bauernverband seit 
vielen Jahren gefordert — ist bei Milcherzeugern 
und Milchwirtschaft auf heftige Kritik gestoßen. 
Zwar wurde die Zuteilung der Quoten, die in der 
deutschen Sprachregelung auch als Referenzmen- 
gen bezeichnet werden, so gestaffelt, daß Milcher- 
zeuger mit niedrigen Liefermengen und geringen 
Produktionssteigerungen im Zeitraum von 1981 bis 
1983 eine geringere Produktionsbeschränkung er- 
fahren als Landwirte mit einer hohen Milchproduk- 
tion oder einer starken Produktionssteigerung. 
Auch sollten in Härtefällen, für die ein umfangrei- 
cher Katalog festgesetzt worden war, zusätzliche 
Referenzmengen vergeben werden. Um die vorge- 
gebene nationale Quote einhalten zu können, soll- 
ten durch eine sogenannte Milchrente (Landwirten, 
die die Milchanlieferungen endgültig aufgeben, 
wird eine Prämie von 1 000 DM je 1 000 kg der 
ihnen zugeteilten Referenzmenge in zehn Jahresra- 
ten bis zu einem Höchstbetrag von 150 000 DM ge- 
währt) Referenzmengen im Umfang von 1 Mio Ton- 
nen aus Bundesmitteln freigekauft werden. Gleich- 
wohl sah sich die Bundesregierung veranlaßt, die 
zugeteilten Referenzmengen für Kleinerzeuger, die 
ihr Einkommen überwiegend aus der Milchproduk- 


tion erzielen, nachträglich noch einmal zu erhöhen. 
Wie diese Mengen freigemacht werden sollen, da- 
mit die deutsche Quote insgesamt nicht überschrit- 
ten wird, erscheint noch völlig offen; bisher sind von 
den Referenzmengen, die für die Härtefälle benö- 
tigt werden, über die Milchrente nur etwa 700 000 
Tonnen angekauft. 

430 . Die Neuregelung des Grenzausgleichs ver- 
langt eine Senkung des deutschen Währungsaus- 
gleichs zum 1. Januar 1985 um 5 Prozentpunkte; der 
noch verbleibende Rest (1,8 vH) soll bis zu Beginn 
des Wirtschaftsjahres 1987/88 abgebaut sein (Zif- 
fer 37). Der Abbau des Währungsausgleichs über 
die Aufwertung des sogenannten grünen Kurses, zu 
dem die in ECU festgesetzten Marktordnungspreise 
in nationale Währungseinheiten umgerechnet wer- 
den, kommt einer Senkung der Marktordnungs- 
preise in D-Mark gleich. Um die daraus resultieren- 
den Einkommensverluste für die deutsche Land- 
wirtschaft im Durchschnitt aufzufangen, hatte man 
zunächst vorgesehen, den Landwirten einen Aus- 
gleich über die Umsatzsteuer in Höhe von 3 vH der 
Verkaufspreise zukommen zu lassen, und dies nicht 
erst ab 1. Januar 1985, sondern bereits ab 1. Septem- 
ber 1984. Die Landwirte sollten ihren Abnehmern 
an Umsatzsteuer statt bisher 8 vH einen Satz von 
11 vH in Rechnung stellen können, ohne daß sie die- 
sen Mehrbetrag an das Finanzamt abführen müs- 
sen. Eine solche Regelung war auch in den Agrar- 
verhandlungen mit den EG-Partnern abgesichert; 
die Europäische Gemeinschaft sollte sich — mit 
zeitlich degressiv gestaffelten Beträgen — an der 
Finanzierung dieser Beihilfen beteiligen. Die Er- 
wartung einer weiteren Preissenkung, die im 
Durchschnitt zwar, aber doch nicht auf allen Einzel- 
märkten kompensiert werden sollte, rief heftigen 
Widerstand in der Landwirtschaft hervor; denn be- 
reits die Preisbeschlüsse und die anderen Maßnah- 
men zur Sicherung der Finanzierbarkeit des EG- 
Haushalts hatten auf einzelnen Märkten kurzfristig 
beträchtliche Erzeugerpreissenkungen nach sich 
gezogen, und die allgemeine Einkommenslage war 
aufgrund vorangegangener schlechter Ernten und 
zyklischer Preisbewegungen ohnehin angespannt. 
Mit dem darauf folgenden Beschluß, die Beihilfe 
zeitlich auf den 1. Juli 1984 vorzuziehen und für die 
Jahre 1984 bis 1988 den Beihilfesatz von 3 auf 5 Pro- 
zentpunkte aufzustocken (danach soll dann bis 
Ende 1991 ein Beihilfesatz von 3 vH gelten), ver- 
suchte die Bundesregierung, diesen Protest einzu- 
fangen. Der Beschluß widersprach aber völlig den 
von ihr proklamierten Zielen der Haushaltskonsoli- 
dierung und des Subventionsabbaus. Die Beihilfe 
kommt allen landwirtschaftlichen Erzeugern zu- 
gute (ausgenommen sind nur Gewerbebetriebe, das 
heißt Betriebe, die in der Tierhaltung eine be- 
stimmte Höchstgrenze, bezogen auf ihre landwirt- 
schaftliche Fläche, überschreiten, und einige we- 
nige landwirtschaftliche Betriebe mit sehr großen 
Viehbeständen), obwohl die einzelnen Produktions- 
richtungen von der währungsbedingten Preissen- 
kung sehr unterschiedlich betroffen sind; denn 
nicht alle landwirtscheiftlichen Erzeugnisse unter- 
liegen dem Währungsausgleich. Auch wird dieser 
nicht — wie die Umsatzsteuer — auf der Basis von 
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Marktpreisen, sondern von den — zumeist niedrige- 
ren — Marktordnungspreisen berechnet, und die 
Erzeugerpreissenkung wirkt sich zum Teil auch als 
Verringerung von Einkaufspreisen aus, beispiels- 
weise für Futtermittel oder Vieh. So zeigen denn 
auch Beispielsrechnungen der Bundesregierung, 
daß von dem agrarpolitischen Maßnahmenpaket 
insgesamt gesehen nur für die Gruppe der Futter- 
baubetriebe ein im Durchschnitt deutlicher Ein- 
kommensrückgang ( — 11 vH) vorgezeichnet ist. Für 
die Gruppe der Veredlimgsbetriebe hingegen und 
für die Gruppe der Dauerkulturbetriebe sind von 
diesem Paket starke Gewinnsteigerungen (-1-35 vH 
beziehungsweise -h 13 vH) zu erwarten. Mit der Ent- 
scheidung, mögliche Einkommenseinbußen aus der 
Senkung des Grenzausgleichs nicht nur im Durch- 
schnitt, sondern im Einzelfall durch die Beihilfe 
über die Umsatzsteuer auszugleichen, läßt man der 
Landwirtschaft insgesamt in hohem Maße zusätzli- 
che Subventionen zufließen. 

Einkommens steigernd für die deutschen Landwirte vnrkt 
auch, daß die Beihilfe bereits seit dem l.Juli 1984 gezahlt 
wird, die Senkung der Marktordnungspreise aber erst zum 
1. Januar 1985 erfolgen soll Bei einer Reihe von Produkten 
muß dieser Preisbruch nahezu vollständig von der Verar- 
beitung sindustrie aufgefangen werden, dennoch bekom- 
men die Landwirte die Beihilfe. Allerdings ist die Preis- 
senkung auf einigen Märkten durch die Marktpreisent- 
wicklung bereits vorgezogen worden. Solches hätte ver- 
mieden werden können, wenn die mit der Senkung der 
Marktordnungspreise zum 1. Januar 1985 einhergehende 
Wertminderung der Lagerbestände kompensiert worden 
wäre; und es hatte auch zunächst den Anschein, als hätte 
die Bundesregierung sich eine sogenannte Preisbruchre- 
gelung zusichem lassen, das heißt einen — von der Euro- 
päischen Gemeinschaft zu finanzierenden — Preisaus- 
gleich für die am 1. Januar 1985 vorhandenen Lagerbe- 
stände. Die Europäische Gemeinschaft hat einen solchen 
Ausgleich inzwischen abgelehnt Um zu vermeiden, daß in 
großem Umfang Erzeugnisse aus privaten Lagern (bei 
Landwirten, beim Landhandel, beim Verarbeitungsgewer- 
be) zu den Interventionsstellen gebracht werden, hat man 
bei einigen Produkten kurzerhand die Interventionskäufe 
auf bestimmte Kontingente begrenzt In der Bundesrepu- 
blik Deutschland dürfen die Interventionsstellen bis zum 
31. Dezember 1984 beispielsweise nur 3,2 Mio Tonnen Ge- 
treide zu dem bis dahin gültigen Interventionspreis auf- 
nehmen. 

Die Subventionierung der Landwirtschaft über die Um- 
satzsteuer wirft auch beträchtliche Kontrollprobleme auf 
Die Landwirte können ihren Abnehmern Umsatzsteuer in 
Höhe von 13 vH in Rechnung stellen, müssen diese aber 
nicht an das Finanzamt abführen. Die Abnehmer ihrer- 
seits erheben auf die landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
nur einen Satz von 7 vH; sie können aber einen Vorsteu- 
erabzug von 13 vH geltend machen. Deshalb birgt die Bei- 
hilfe über die Umsatzsteuer nicht nur einen Anreiz, die 
Agrarproduktion in stärkerem Maße dem Handel und dem 
Emährungsgewerbe statt anderen Landwirten und dem 
Verbraucher direkt anzudienen, sondern auch die Gefahr, 
daß Scheingeschäfte und Karussellgeschäfte zum Zwecke 
der Erlangung von Beihilfen abgeschlossen werden, 

431 . In der Agrarpolitik ist noch kein längerfristig 
tragfähiges Konzept erkennbar, weder für die Euro- 
päische Gemeinscheift noch auf der nationalen Ebe- 
ne. Die Frage bleibt offen, wie das Hauptproblem 
der Agrarpolitik, die Eindämmung der Agraruber- 
schüsse, bewältigt werden soll. Zwar sind — vor 


allem auf Drängen der EG-Kommission — für 
einige Marktordnungssysteme sogenannte Garan- 
tiemengenregelungen beschlossen worden, durch 
die die Agrarprotektion auf bestimmte, im voraus 
festgesetzte Mengen beschränkt werden soll. Diese 
Garantiemengen sind aber zum Teil so hoch festge- 
setzt, daß — selbst wenn sie eingehalten würden — 
beträchtliche Produktionsüberschüsse drücken (Zif- 
fer 34). Und die Garantiemengenregelungen sind zu 
wenig zwingend auf eine am langfristigen Markt- 
ausgleich orientierte Preispolitik ausgerichtet, für 
die es in einer marktwirtscheiftlichen Ordnung 
keine überzeugende Alternative gibt, wenn einer 
andauernden Verschwendung von Ressourcen und 
Finanzmitteln Einhalt geboten werden soll (JG 80 
Ziffern 455 ff., JG 83 Ziffern 584 ff.). Regelungen über 
Garantiemengen könnten diese Verschwendung 
nachhaltig nur stoppen, wenn an ein Überschreiten 
dieser Mengen automatisch eine Preissenkung ge- 
bunden wäre. Aber die Erfahrung auf dem Milch- 
markt zeigt, daß ein solcher Regelmechanismus 
selbst dann nicht eingehalten wird, wenn er be- 
schlossen war. Hier hat man an die Stelle der Preis- 
senkung eine Quotenregelung gesetzt. 

432 . Auf dem Getreidemarkt steht die Bewäh- 
rungsprobe der Garantiemengenregelung in diesem 
Jahr an. Aufgrund hoher Ernteerträge wird die fest- 
gesetzte Garantiemenge voraussichtlich so stark 
überschritten, daß aufgrund der vereinbarten Regel 
eine deutliche Senkung der Getreidepreise vorge- 
nommen werden muß (gegenüber der „normalen“ 
Preissteigerung geht es um einen Abschlag von 5 
Prozentpunkten), und dies nicht nur in diesem Jahr, 
sondern auch in den nächsten Jahren. Man mag 
geneigt sein, unter Hinweis auf die zur Zeit ver- 
gleichsweise hohen Weltmarktpreise für Getreide 
die Dringlichkeit solcher Preissenkungen in Frage 
zu stellen und so zu versuchen, der auferlegten 
Selbstbindung zu entkommen. Das wird aber nicht 
helfen. Die gegenwärtigen Weltmarktpreise, die bei 
einzelnen Getreidearteh zur Zeit nur wenig unter 
dem EG-Niveau liegen, sind vor dem Hintergrund 
des hohen Dollarkurses, einer vergleichsweise ho- 
hen Nachfrage und zum Teil einschneidender Meiß- 
nahmen zur Produktionsdrosselung in traditionel- 
len Getreideexportländern zu sehen. Längerfristig 
dürfte die Europäische Gemeinscheift keine Chance 
haben, ihre Produktionsüberschüsse beim derzeiti- 
gen EG-Getreidepreisniveau ohne Exporterstattun- 
gen auf dem Weltmarkt unterzubringen. 

Man mag auch geneigt sein, wie beim Milchmarkt, 
auf Kontingentierungen auszuweichen. Davor kann 
nur eindringlich gewarnt werden. Die hier auftre- 
tenden Verwaltungs- und Kontrollprobleme dürften 
kaum zu bewältigen sein. Zudem muß man folgen- 
des sehen: Wenn den Landwirten die Produktions- 
möglichkeit bei Weizen beschnitten wird, werden 
sie auf andere Getreidearten ausweichen, oder auf 
Raps oder andere pflanzliche Erzeugnisse; sie mö- 
gen auch ihre Tierbestände — soweit es die Kontin- 
gentierungen zulassen — aufstocken. Da auf na- 
hezu allen wichtigen Märkten für Agrarerzeugnisse 
Überschüsse drücken, wird dieser I^ozeß weiterge- 
hen, bis alle diese Märkte von der Kontingentie- 
rung erfaßt sind. 
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433 , Der Widerstand gegen Preissenkungen rührt 
von den damit einhergehenden Einkommensverlu- 
sten für die Landwirte her. Wenn aber vorangegan- 
gene Fehlentwicklungen korrigiert werden sollen, 
dann ist ein solcher Einkommensdruck in einem 
marktwirtschaftlichen System unvermeidbar. Die 
Politik kann versuchen, allzu abrupten Einbrüchen 
in der Einkommensentwicklung entgegenzuwirken. 
Die Korrektur der Fehlentwicklungen der Vergan- 
genheit muß nicht auf einen Schlag erfolgen. Die 
durch die Politik hinausgeschpbenen Anpassungen 
können über einen längeren Zeitraum gestreckt, sie 
müssen aber eingeleitet werden. Wer einen solchen 
Einkommensdruck gänzlich verhindern will, blok- 
kiert die erforderliche Anpassung; er muß dann an 
die Stelle der Koordination wirtschaftlicher Ent- 
scheidungen über den Markt eine Koordination 
durch Verwaltungsakte setzen. Eine solche verwal- 
tungsmäßige Lenkung der Produktions- und Nach- 
frageentwicklung kann nur durch weitreichende 
Eingriffe in die wirtschaftliche Entscheidungsfrei- 
heit und durch einen umfassenden Kontrollapparat 
realisiert werden. 

434 , Der Milchmarkt droht zu einem Beispiel da-, 
für zu werden, daß eine einmal etablierte Quotenre- 
gelung nicht wieder abgeschafft werden kann. Zwar 
ist die derzeitige Regelung nur für die Dauer von 
fünf Jahren beschlossen (und kurzfristig mag man 
keinen anderen konsensfähigen Ausweg zur Ein- 
dämmung der Milchschwemme gesehen haben), 
aber wenn diese Regelung nach fünf Jahren wieder 
entfallen soll, dann muß während dieses Zeitrau- 
mes die für einen Marktausgleich erforderliche An- 
passung in den Produktionsplänen vollzogen wer- 
den. Sonst würde der Milchstrom durch die Quoten- 
regelung nur aufgestaut; nach Aufhebung der Quo- 
ten stünde die Agrarpolitik vor den gleichen Pro- 
blemen wie vor der Einführung des Quotensystems; 
das Geld für Meißnahmen zur Produktionsein- 
schränkung wäre vertan. Die Anpassung in den 
Produktionsplänen vollzieht sich aber nur, wenn die 
Einkommenschancen in der Milchproduktion gerin- 
ger eingeschätzt werden. Hierfür bedarf es einer 
konsequent auf den Marktausgleich gerichteten 
Preispolitik; die erzwungene Produktionseinschrän- 
kung muß durch eine „freiwillige“, über die Preispo- 
litik bewirkte Produktionsanpassung nachvollzogen 
werden. Wird hingegen versucht, den durch das 
Quotensystem gewonnenen kurzfristigen Hand- 
lungsspielraum für Preisanhebungen zu nutzen und 
dadurch die Einkommenseinbußen, die den Land- 
wirten durch die Mengenbegrenzung erwachsen 
sind, auf die Verbraucher zu überwälzen, dann wird 
das Quotensystem nicht zu einer Übergangsrege- 
lung, sondern zu einer Dauereinrichtung. Dann 
kann man es nur interpretieren als ein mengenbe- 
grenzendes Kartell. 

435 , Ein solches Kartell, in dem der Staat die 
Preise überhöht festsetzt und diese Preise dann 
durch eine von ihm zu kontrollierende Beschrän- 
kung der Produktionsmengen absichert, wie es 
schon lange auf dem EG-Zuckermarkt etabliert ist 
und sich nun auf dem Milchmarkt festzusetzen 
droht, kann kein Modell für eine Neuorientierung 


der europäischen Agrarpolitik sein. Es funktioniert 
auf dem Zuckermarkt in dem Sinne, deiß diese 
Marktordnung den EG-Haushalt nur wenig bela- 
stet, weil die Kosten der Überschußverwertung 
über Erzeugerabgaben weitgehend auf die Zucker- 
rübenbauern umgelegt werden. Es tauchen auch 
hier keine gravierenden Verwaltungs- und Kontroll- 
probleme auf. Das liegt daran, daß die Zuckerrüben 
auf ihrem Weg zum Zuckerverbraucher einen en- 
gen Flaschenhals, die Zuckerfabrik, durchlaufen 
müssen. Alternative Verwendungsmöglichkeiten 
für die Zuckerrüben sind nicht vorhanden oder 
nicht rentabel. Bereits beim Milchmarkt ist dieser 
Flaschenhals, die Molkerei, weniger eng, und es ist 
auch noch nicht abzusehen, in welchem Maße an 
den Quoten vorbei Milch und Milcherzeugnisse im 
Direktabsatz ihre Käufer finden. Zwar hat man 
auch für den Direktabsatz Referenzmengen festge- 
legt; faktisch sind diese aber wohl kaum zu kontrol- 
lieren. Bei anderen landwirtschaftlichen Erzeugnis- 
sen wiegen diese Verwaltungs- und Kontrollpro- 
bleme noch viel schwerer. In jedem Fall belastet 
eine solche kartellartige Organisierung die Ver- 
braucher in unangemessener Weise und speist eine 
ständige Quelle der Unwirtschaftlichkeit. Zudem 
sind solche Quotenzuteilungen auch unter vertei- 
lungspolitischen Aspekten fragwürdig, wie die jüng- 
ste Diskussion um die Milchquoten gezeigt haben 
dürfte. Mit einer Quote, die den Absatz einer be- 
stimmten Menge zu einem überhöhten Preis garan- 
tiert, wird gleichsam ein Vermögenstitel zugeteilt. 
Auch hier zeigt das Beispiel der Milchquotenrege- 
lung, daß es dabei um beträchtliche Größenordnun- 
gen gehen kann. Die Milchrentenregelung gibt hier 
mit 1 000 DM je 1 000 kg Referenzmenge von staat- 
licher Seite gewissermaßen einen Mindestpreis vor. 
Alle Landwirte, die ihre Milchproduktion steigern 
möchten — und dies dürften vor allem auch tüch- 
tige Junglandwirte sein, die einen Betrieb überneh- 
men wollen — müssen von Alteingesessenen Flä- 
chen kaufen oder pachten, denn nur auf diesem 
Wege können, die Quoten übertragen werden. Die- 
ser Quotenhandel ist in einigen Regionen sehr 
schwungvoll angelaufen, und es werden Preise er- 
zielt, die zum Teil beträchtlich oberhalb des 
Niveaus liegen, welches der Staat durch das Milch- 
rentenprogramm vorgibt. Die hohen Preise, die für 
die Quoten gezahlt werden, sind Indiz dafür, daß 
viele Landwirte die Quotenregelung nicht als Über- 
gangsregelung ansehen und mit einem dauerhaften 
Vorteil aus der Nutzung einer Quote rechnen. Zwar 
wären sie auch sonst bereit, für den Erwerb von 
Referenzmengen einen Preis zu bezahlen, etwa um 
die betrieblichen Anpassungsmöglichkeiten an die 
veränderte Situation zu erweitern. Sie hätten sich 
aber darauf einzustellen, daß nach Ablauf der Über- 
gangsfrist eine Quote entwertet, ihr Preis Null 
wäre. Dies hätte zur Folge, daß sie frühzeitig ihre 
Produktionsplanung auf eine Preispolitik ausrich- 
ten, die für einen Marktausgleich sorgt. 

Die hohen Quotenpreise haben die Bundesregie- 
rung bereits veranlaßt, wohl auch um mit ihrem 
Milchrentenprogramm besser am „Quotenmarkt“ 
zum Zuge zu kommen, den Quotenhandel einzu- 
schränken, indem sie die pro Hektar maximal über- 
tragbare Referenzmenge auf 5 000 kg begrenzte 


206 




Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode DrUCksaChe 1 0/2541 


und die Übertragung gewissermaßen mit einer Um- 
satzsteuer belegte; denn 20 vH der übertragenen 
Quoten werden durch den Staat eingezogen. 

436. Wenn das Problem der Überschußproduktion 
nachhaltig gelöst werden soll, dann müssen Produk- 
tionskapazitäten, die bislang in der Nahrungsmit- 
telproduktion gebunden sind, reduziert werden. 
Statt aber flankierende Maßnahmen konsequent 
hierauf auszurichten, wird durch die Agrarpolitik, 
vor allem durch die Investitionsförderung, der Aus- 
bau von Kapazitäten nach wie vor mit beträchtli- 
chem Mittelaufwand begünstigt. Zwar stellt die 
Bundesregierung mit ihrem Agrarkreditprogramm, 
das sie neben der herkömmlichen Investitionsför- 
derung betreibt, vor allem auf Maßnahmen zur Ko- 
stenentlastung und zur Verbesserung der Wohnver- 
hältnisse ab. Produktionsneutral ist dies jedoch 
nicht. Gerade in den kleineren Familienbetrieben, 
die als Zielgruppe dieser Maßnahme erheblich an 
Gewicht gewonnen haben, sind Einkommensver- 
besserungen regelmäßig nur über Produktionsstei- 
gerungen zu erreichen. Zwar hat die Bundesregie- 
rung den Bau von Milchviehställen aus ihrem Kata- 
log der Investitionsförderung gestrichen. In den an- 
deren EG-Ländern aber läuft diese Förderung — 
mit finanzieller Beteiligung aus der EG-Kasse — 
munter fort 

437. Was im außerlandwirtschaftlichen Bereich 
als Vorteil eines marktwirtschaftlichen Anpas- 
sungsprozesses gesehen wird, deiß nämlich der 
Wettbewerb diejenigen Produzenten aus dem 
Markt drängt, die in ihrer Leistungsfähigkeit hinter 
anderen Zurückbleiben, wird in der agrarpolitischen 
Debatte zunehmend als Schwäche interpretiert 
Durch eine Vorzugsbehandlung kleiner Betriebe 
soll der Verdrängungswettbewerb gebremst wer- 
den, durch Ausgleichszahlungen an Betriebe in so- 
genannten benachteiligten Gebieten sollen natürli- 
che Nachteile ausgeglichen und ein Rückgang der 
Agrarproduktion an diesen Standorten verhindert 
werden. Je mehr man aber die marktwirtschaftli- 
chen Mechanismen, über die sich Anpassungen 
vollziehen könnten, außer Kreift setzt, desto mehr 
verschärft man das Problem der Überschußproduk- 
tion. Mit dem Verweis auf sozialpolitische, ökologi- 
sche, gesellschaftspolitische oder siedlungsstruktu- 
relle Ziele, die im einzelnen nicht klar offengelegt 
werden, versucht sich die Agrarpolitik einen Frei- 
brief zu verschaffen, der es ihr erlaubt, Gesichts- 
punkte der ökonomischen Effizienz immer wieder 
in den Hintergrund zu drängen. Es kann aber nicht 
Ziel einer vernünftigen Agrarpolitik sein, die Erzeu- 
gung von Nahrungsmitteln allemal auch an solchen 
Standorten zu halten, an denen die Bedingungen 
für eine Agrarproduktion besonders ungünstig sind, 
oder in Betrieben, in denen besonders unwirtschaft- 
lich produziert wird. 

Der Begriff der Effizienz darf dabei nicht im Sinne 
von betriebswirtschaftlicher Rentabilität mißver- 
standen werden. Wo Nebenwirkungen der Agrar- 
produktion, insbesondere etwa auf die Umwelt, eine 
staatliche* Einflußnahme auf das einzelwirtschaftli- 
che Entscheidungskalkül nahelegen, sollte man mit 
den Instrumenten direkt an diesen erwünschten 
oder unerwünschten Effekten ansetzen. Die uner- 


wünschte Nitratbelastung des Grundwassers bei- 
spielsweise, die sich aus einem unsachgemäßen und 
überhöhten Einsatz von Stickstoffdünger ergeben 
kann, wäre mit einer Stickstoffabgabe und einer 
Regulierung der Gülleausbringung eher zu reduzie- 
ren, als mit einer Diskriminierung von Großbetrie- 
ben oder bestimmten Produktionsrichtungen. 

Eine Offenlegung der Ziele der Agrarpolitik er- 
scheint dringend geboten. Nur dann können Kon- 
flikte deutlich gemacht und Ziele gegeneinander ab- 
gewogen werden. Gerade in der umweltpolitischen 
Diskussion wird vielfach der Eindruck erweckt, als 
stünde eine auf das Marktgleichgewicht hin orien- 
tierte Preispolitik weniger im Einklang mit ökologi- 
schen Zielen als eine auf die Einkommenssicherung 
von Kleinbetrieben und von Erzeugern an ungünsti- 
gen Standorten bedachte Politik. Dieser Eindruck 
trügt. Eine auf den Marktausgleich hin orientierte 
Preispolitik führt zu einer weniger intensiv betrie- 
benen Landbewirtschaftung, und dies vertrüge sich 
durchaus mit ökologischen Zielen. Eine solche 
Preispolitik wird zudem auf zahlreichen Flächen 
zur Aufgabe der landwirtschaftlichen Nutzung füh- 
ren; aber auch dies vertrüge sich mit ökologischen 
Zielen, in vielen Fällen sogar eher als eine Fortset- 
zung agrarischer Nutzung. Zudem darf bei der Kri- 
tik an der Wirkungsweise des Marktmechanismus 
nicht übersehen werden, daß vielfältig beklagte 
Schädigungen von Natur und Landschaft, wie sie 
durch Entwässerung, Kulturbautechnik oder die 
Flurbereinigung hervorgerufen wurden, nicht in er- 
ster Linie dem Marktmechanismus, sondern vor al- 
lem der staatlichen Agrarstrukturpolitik zuzu- 
schreiben sind. Deren Maßnahmen waren und sind 
zum Teil heute — mit hohen staatlichen Zuschüs- 
sen von staatlichen Ämtern — vor allem darauf aus, 
die Bedingungen für landwirtschaftliche Produk- 
tion und das heißt eben fast immer für eine Auswei- 
tung der Produktion, zu verbessern. 

Es mag durchaus so sein, daß man bei Abwägung 
aller Effekte alternativer Möglichkeiten der Boden- 
nutzung für einzelne Standorte zu dem Ergebnis 
kommt, daß ein „Offenhalten“ der Landschaft über 
eine landwirtschaftliche Bodennutzung wünschens- 
wert sei. Man mag weiter der Ansicht sein, daß für 
einige dieser Standorte eine landwirtschaftliche 
Nutzung nicht ohne staatliche Begünstigung auf- 
rechterhalten würde. Dann mag man staatliche Hil- 
fen für erforderlich halten, aber diese Hilfen wären 
nicht — wie es beim sogenannten Bergbauernpro- 
gramm verstärkt geschehen soll — großflächig zu 
vergeben. Das als benachteiligt bezeichnete Gebiet 
in der Bundesrepublik, für das nun Ausgleichszah- 
lungen an die Landwirte geleistet werden sollen, 
umfaßt ein Drittel der gesamten landwirtscheiftli- 
chen Fläche. Aus umweltpolitischer Sicht müßte ein 
solcher Ausgleich nicht auf die Fläche als solche 
oder auf den Viehbestand, sondern auf die ge- 
wünschte Hege abgestellt sein. Soll dieser Aus- 
gleich hingegen aus sozialpolitischen Gründen ge- 
währt werden, so müßte er konsequenterweise an 
sozialen Kriterien anknüpfen. In diesem Falle wür- 
den zudem nur Anpassungs- oder Übergangshilfen 
einen Konflikt mit dem Ziel der Beseitigung der 
landwirtschaftlichen Produktionsüberschüsse ver- 
meiden. 
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VIERTES KAPITEL 

Handlungsspielraum für die Finanzpolitik 


438 . Bei der Konsolidierung der Haushalte von 
Bund, Ländern und Gemeinden sind in den letzten 
Jahren große Fortschritte erzielt worden. Das 
Staatsdefizit in der Abgrenzung der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnungen beträgt in diesem 
Jahr noch 33 Mrd DM; davon entfallen auf konjunk- 
turbedingte Mehrausgaben und Mindereinnahmen 
IIV2 Mrd DM. Dabei ist berücksichtigt, daüä der Bun- 
desbankgewinn sehr viel höher ist, als für normal 
gehalten werden sollte. Legt man die vom Sachver- 
ständigenrat in seinen Jahresgutachten 1979 und 
vor allem 1981 zur Diskussion gestellten Maßstäbe 
an, so entspricht der Restbetrag von 21V2 Mrd DM 
gerade einem Verschuldungsverhalten des Staates, 
das wir aus der Vergangenheit heraus als normal 
bezeichnet haben (Ziffer 348). Nach dieser Berech- 
nung ist also das strukturelle Defizit vollständig ab- 
gebaut Das bietet Grund genug, darüber nachzu- 
denken, wie es weitergehen soll. 

Mit der Rückführung des von konjunkturellen und 
sonstigen außergewöhnlichen Einflüssen bereinig- 
ten Defizits auf den Umfang des staatlichen Ver- 
schuldungsverhaltens im Durchschnitt der Jahre 
1966 bis 1977 muß nämlich die Konsolidierungsauf- 
gabe weder quantitativ noch qualitativ als erfüllt 
angesehen werden (Ziffern 448 ff.): In quantitativer 
Hinsicht gilt es zu überdenken, in welchem Umfang 
künftig die Besteuerung und die Neuverschuldung 
zur Finanzierung der Staatsausgaben herangezo- 
gen werden sollen. In qualitativer Hinsicht geht es 
um die Veränderung der Struktur der Ausgaben 
(und Ausgabenregelungen) sowie der Struktur der 
Einnahmenregelungen. 


I. Optionen 

439 . Mit der Eindämmung der Staats ausgaben ge- 
winnt die Finanzpolitik wieder Handlungi^spiel- 
raum. Die damit gewonnenen Möglichkeiten wollen 
wir zunächst losgelöst von der Finanzplanung der 
Bundesregierung diskutieren. Bei der Erörterung 
dieser Optionen nehmen wir an, daß weder die 
Staatsquote, die als Verhältnis der Staatsausgaben 
zum gesamtwirtschaftlichen Produktionspotential 
definiert ist, noch die Steuerquote, unter der wir die 
Relation des Steueraufkommens zum Bruttosozial- 
produkt verstehen, künftig zunehmen sollen, weil 
eine weitere Erhöhung der wirtschaftlichen Aktivi- 
tät des Staates oder eine Erhöhung der Abgaben- 
last das wirtschaftliche Wachstum ungünstig beein- 
flussen würde. Ferner schließen wir aus, daß die 
Kreditfinanzierungsquote — von konjunkturbe- 
dingten Mehrausgaben und Mindereinnahmen ab- 
gesehen — das Meüä übersteigen soll, das wir in 
unseren Berechnungen bislang als Normalverschul- 
dung geführt haben. Aus dem verbleibenden Feld 


der Möglichkeiten für den mittelfristigen Kurs der 
Finanzpolitik stellen wir drei heraus, die sich mar- 
kant unterscheiden: 

(1) Die Staatsquote wird auf dem Niveau des Jahres 
1984 konstant gehalten, die steuerlichen Rege- 
lungen werden so korrigiert, daß die volkswirt- 
schaftliche Steuerquote gegenüber 1984 nicht 
dauerhaft steigt und auch das konjuktur berei- 
nigte Defizit im Verhältnis zum gesamtwirt- 
schaftlichen Produktionspotential konstant 
bleibt — erste Option. 

(2) Die Staatsquote sowie die konjunkturbereinigte 
Kreditfinanzierungsquote werden gesenkt, die 
Steuerquote wird auf dem Niveau des Jahres 
1984 konstant gehalten — zweite Option. 

(3) Die Staatsquote und die Steuerquote werden ge- 
senkt; wie bei der ersten Option wird die 
konj unkturbereinigte Kreditfinanzierungsquote 
konstant gehalten — dritte Option. 

Jeder dieser drei Wege besitzt Vorzüge und Schwä- 
chen. 

440 . Die erste Option unterscheidet sich von der 
zweiten und dritten vor allem dadurch, daß die 
Staatsquote mittel- und längerfristig konstant ge- 
halten wird. Infolgedessen ist bei ihr die staatliche 
Aktivität größer als bei den beiden anderen Varian- 
ten der Haushaltspolitik. Die erste Strategie basiert 
außerdem auf dem Gedanken, daß die konjunktur- 
bereinigten Defizite nicht weiter sinken, aber auch 
nicht erneut steigen sollen. Die Steuerquote wäre 
ebenfalls mittelfristig konstant. Da sich das Steuer- 
aufkommen jedoch nicht proportional zum Sozial- 
produkt entwickelt, sind auch bei dieser Option von 
Zeit zu Zeit Anpassungen der Steuersätze notwen- 
dig. Sollen dabei die Steuerstruktur und die Bela- 
stungsstruktur im wesentlichen unverändert blei- 
ben, so müssen bei progressiven Tarifen, insbeson- 
dere bei der Einkommensteuer, die Freibeträge er- 
höht und gegebenenfalls die Grenzsteuersätze ge- 
senkt werden. Bei deii mengenabhängigen Abga- 
ben, namentlich bei bestimmten Verbrauchsteuern, 
sinkt dagegen das Aufkommen im Verhältnis zum 
Sozialprodukt allmählich, so daß zum Ausgleich die 
Steuersätze von Zeit zu Zeit erhöht werden müssen, 
um das erforderliche Steueraufkommen zu sichern. 
Die Möglichkeiten für eine Steuerentlastung blie- 
ben jedoch im Vergleich zur dritten Strategie sehr 
beschränkt. 

Nachhaltig kann deshalb bei der ersten Option die 
private wirtschaftliche Aktivität nur über eine Um- 
strukturierung der Ausgaben und der Steuern vor- 
teilhaft beeinflußt werden. Insofern ist diese Vari- 
ante der Haushaltspolitik der zweiten und drit- 
ten unterlegen. Sie vermittelt keine Perspektiven 
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für eine dauerhafte Verbesserung der Wachstums- 
chancen. 

Allerdings sehen manche es auf kurze Sicht als vor- 
teilhaft an, daß bei dieser Option — insoweit wie bei 
der dritten — kontraktive Impulse der Finanzpoli- 
tik vermieden werden können. Es wird weiter gel- 
tend gemacht, daß sich der Spielraum, der bei Kon- 
stanz der Staatsquote im Vergleich zu deren Rück- 
führung entsteht, etwa für ein Beschäftigungspro- 
gramm nutzen ließe. 

441 . Dem erklärten politischen Willen bei den mei- 
sten Gebietskörperschaften entspricht es, die 
Staatsquote zu senken. Bei der zweiten und dritten 
Option ist das der Fall. Bei der zweiten Option wird 
zugleich die Steuerquote konstant gehalten. Dazu 
ist es ebenfalls erforderlich, das Steuerrecht regel- 
mäßig anzupassen, wie es für die erste Option be- 
schrieben wurde. Im Gegensatz zur ersten und drit- 
ten soll bei der zweiten Strategie die Kreditfinan- 
zierung der öffentlichen Haushalte weiter zurück- 
geführt werden. Wenn der Defizitabbau nicht in die 
Strategie einer auf Dauer angelegten Nettoschul- 
dentilgung übergehen soll, dann kommt die zweite 
Option nur avif Zeit in Betracht und müßte mittelfri- 
stig durch einen Übergang zur dritten (oder auch 
zur ersten) abgelöst werden. 

Die Frage, ob der Schuldenstand des Staates redu- 
ziert werden soll, wird sich allerdings erst später 
stellen. Legt man — wie es unseren Annahmen ent- 
spricht — für den Zeitraum von 1986 bis 1988 eine 
Wachstumsrate des Sozialproduktes von 4 V 2 vH zu- 
grunde, so ergibt sich — immer unter der Voraus- 
setzung einer stetigen Zunahme der Staatsausga- 
ben von 3 vH und einer auf dem Niveau von 1984 
konstant gehaltenen Steuerquote, die um die Min- 
dereinnahmen wegen der befristeten Investitions- 
zulage bereinigt ist (24,1 vH) — für 1988 noch ein 
Defizit von IOV 2 Mrd DM für die Gebietskörper- 
schaften, in der Abgrenzung der Finanzstatistik. 
Das entspräche in der Abgrenzung der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnungen einem ausgegli- 
chenen Haushalt. 

Wenn der Staat nicht nur seine laufenden Ausga- 
ben, sondern auch seine Investitionen (teilweise) 
mit Steuern finanziert, so fördert dies die Sachkapi- 
talbildung in der Volkswirtschaft. Durch die Steuer- 
finanzierung wird nämlich der private Konsum 
stärker eingeengt als die Sachkapitalbildung, im- 
mer vorausgesetzt, die erhöhte Sparkapitalbildung 
wird auch für Investitionen genutzt. Dies ist die 
wachstumspolitische Begründung für diese Option. 

Die Steuerfinanzierung staatlicher Investitionen 
läßt sich zudem unter dem Gesichtspunkt rechtfer- 
tigen, daß auf lange Sicht das zahlenmäßige Ver- 
hältnis der aktiven Bevölkerung zu den Älteren 
spürbar ungünstiger wird. Da die nächste Genera- 
tion höhere Verpflichtungen aus der Rentenversi- 
cherung zu tragen haben wird als die gegenwärtige, 
sollte sie möglichst wenig durch den Zinsendienst 
für die Staatsverschuldung belastet werden. 

Auch aus konjunkturpolitischen Gründen kann für 
eine weitere Rückführung der Fehlbeträge in den 


öffentlichen Haushalten geworben werden. Danach 
wären durch den zusätzlichen Defizitabbau die Vor- 
aussetzungen dafür zu verbessern, einen möglichen 
Abschwung durch ein kreditfinanziertes Ausgaben- 
programm wirksam zu bekämpfen. 

Offen bleibt, wie weit der Defizitabbau getrieben 
werden soll. Mit zunehmender Annäherung an 
einen Ausgleich des öffentlichen Gesamthaushalts 
dürfte es immer schwieriger werden, die Strategie 
durchzuhalten. Nach allen Erfahrungen ist schon 
die für eine konstante Staatsquote erforderliche 
Ausgabendisziplin um so schwerer zu wahren, je 
günstiger die Haushaltssituation, also je niedriger 
die vorgesehene Nettokreditaufnahme ist; um wie- 
viel mehr gilt das für eine sinkende Staatsquote. 

442 . Bei der dritten Option wird auf einen weite- 
ren Abbau der konjunkturbereinigten Defizite im 
Verhältnis zum gesamtwirtschaftlichen Produkti- 
onspotential verzichtet. Da die Staatsquote — wie 
bei der zweiten Option — weiter zurückgeführt wer- 
den soll, wird Spielraum für eine Senkung der 
Steuerquote gewonnen. Diese Möglichkeit zu nut- 
zen, ist insofern wünschenswert, als die Wirt- 
schaftstätigkeit im ganzen durch die Abgabenlast 
beeinträchtigt ist. 

Die Steuern, die auf den Investitionen lasten, sind 
nach wie vor hoch, auch im internationalen Ver- 
gleich. Dies diskriminiert Sachinvestitionen gegen- 
über Anlagen auf den Finanzmärkten und im Aus- 
land. Einen Versuch, die Kapitalrentabilität ähnlich 
wie in den Vereinigten Staaten durch steuerpoliti- 
sche Maßnahmen deutlich zu erhöhen, hat es in der 
Bundesrepublik nicht gegeben. Hier wird die Risi- 
koübernahme außerdem durch den scharfen Zugriff 
der Progression und Unzulänglichkeiten der steuer- 
lichen Verlustberücksichtigung bestr 2 ift. 

Die hohen Grenzsteuersätze belasten auch sonst 
die Leistungsbereitschaft der Unternehmer wie die 
der Arbeitnehmer. Insbesondere die Grenzbela- 
stung der Arbeitseinkommen ist heute beträchtlich 
höher als in den sechziger Jahren. Dazu sind immer 
höhere Belastungen durch die Beiträge zur Sozial- 
versicherung gekommen. Hier ist in Zukunft wohl 
kaum mit einer Entlastung zu rechnen (JG 83 Zif- 
fern 232 ff.). 

Das Ziel einer gleichzeitigen Eindämmung der 
Staatsausgaben und einer Senkung der Steuern be- 
ruht auf der Diagnose, die Abgabenlast liege derzeit 
so hoch, daß der Grenzertrag der Staatsausgaben 
geringer ist als die Nutzenverluste, die bei den Steu- 
erzahlern durch die Steuerzahlung selbst und durch 
die steuerlastbedingte Verminderung ihrer Lei- 
stungsbereitschaft entstehen. Die dafür eigentlich 
notwendige Bewertung der einzelnen Ausgaben- 
und Einnahmenregelungen ist schwierig und prin- 
zipiell eine politische Aufgabe; insgesamt könnte 
jedoch bei einer durchdachten Eindämmung be- 
stimmter Teile der Staatsausgaben weniger verlo- 
ren gehen als durch Steuerentlastungen gewonnen 
wird. Das gilt besonders auf längere Sicht, wenn es 
durch eine Senkung der Staatsquote und der Steu- 
erquote gelingt, zu einem kraftvolleren wirtscheift- 
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Optionen für die Finanzpolitik^) 



Einheit 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

Mittelfristige Finanzplanung^) 

— Staatsquote ^) 

vH 

31,7 

31,3 

31,0 

30,6 

30,2 

— Steuerquote 

vH 

23,8 

24,0 

24,2 

24,4 

24,6 

— Konjunkturbereinigte 

Kreditfinanzierungsquote ^) 

vH 

- i.s 

- 1.6 

- 1.0 

- 0,5 

+ 0,1 

— Tatsächlicher Finanzierungssaldo . . . 

Mrd DM 

- 44 V 2 

- 29 V 2 

-20'/2 

- 10 V 2 

+ 1 

— Konjunkturbereinigter 

Finanzierungssaldo 

Mrd DM 

-34 

- 29 V 2 

-24 

-12 

+ 1 

Optionen*) 







I: — Staatsquote 

vH 

31,5 

31,5 

31,5 

31,5 

31,5 

— Steuerquote 

vH 

24,1 

24,1 

24,1 

24,1 

24,1 

— Kreditfinanzierungsquote 

vH 

- h8 

- 1.8 

- 1.8 

- 1.8 

- 1,8 

— Finanzierungssaldo 

Mrd DM 

-34 

-35 

- 36 V 2 

-38 

- 39 V 2 

— Verminderung der Steuerlast*') . . 

Mrd DM 



3 

7 

IIV 2 

II: — Staatsquote 

vH 

31,5 

31,3 

31,0 

30,6 

30,2 

— Steuerquote 

vH 

24,1 

24,1 

24,1 

24,1 

24,1 

— Kreditfinanzierungsquote 

vH 

- i,s 

- 1,8 

- 1.4 

- 0,9 

- 0,5 

— Finanzierungssaldo 

Mrd DM 

-34 

-34 

-27 

-19 

-IOV2 

— Verminderung der Steuerlast’) . . 

Mrd DM 



3 

7 

IIV2 

III: — Staatsquote 

vH 

31,5 

31,3 

31,0 

30,6 

30,2 

— Steuerquote 

vH 

24,1 

24,0 

23,6 

23,1 

22,7 

— Kreditfinanzierungsquote 

vH 

- h8 

- 1.8 

- 1.8 

- 1.8 

- 1.8 

— Finanzierungssaldo 

Mrd DM 

-34 

-35 

-36V2 

-38 

-39V2 

— Verminderung der Steuerlast’) . . 

Mrd DM 


V2 

I2V2 

26 

40V2 

Plan der Bundesregierung 







— Staatsquote ^) 

vH 

' 31,7 

31,3 

31,0 

30,6 

30,2 

— Steüerquote nach Steuersenkung^) . . 

vH 

23,8 

24,0 

23,7 

23,9 

23,6 

— Finanzierungssaldo nach 

Steuersenkung 

Mrd DM 

-44V2 

-29V2 

-30V2 

-21V2 

-19 

— Steuersenkung 

Mrd DM 



10 

11 

20 

Nachrichtlich: 







Produktionspotential 
in jeweiligen Preisen 

Mrd DM 

1 836 

1 903 

1 977 

2 066 

2 159 

Bruttosozialprodukt 
in jeweiligen Preisen 

Mrd DM 

1 746 

1 838 

1 921 

2 007 

2 098 


In der Abgrenzung der Finanzstatistik. Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. 

Für die Jahre 1984 und 1985 eigene Schätzung und Prognose. Für die Jahre 1986 bis 1988: Bruttosozialprodukt in jeweiligen Preisen + 4 V 2 vH 
pro Jahr; Ausgabenanstieg + 3 vH pro Jahr; Steuereinnahmen: Erhöhung der Steuerquote um 0,2 Prozentpunkte pro Jahr; sonstige Einnahmen: 
Zuwachs entsprechend der Wachstumsrate des Produktionspotentials in jeweiligen Preisen schrittweise vermindert um den anomalen Teil des 
Bundesbankgewinns (1985: 5,5 Mrd DM) auf Null im Jahre 1988. 

Ausgaben in vH des Produktionspotentials in jeweiligen Preisen. 

*) Steuereinnahmen in vH des Bruttosozialprodukts. 

Finanzierungssaldo in vH des Produktionspotentials in jeweiligen Preisen. 

*) Alle Quoten und Salden konjunkturbereinigt: Tatsächliche Quoten und Salden bereinigt um auslastungsbedingte Mehrausgaben und Minder- 
einnahmen, um die Investitionszulage (1984 und 1985) und um den anomalen Teil des Bundesbankgewinns. 

’^) Kumuliert. , 
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liehen Wachstum beizutragen und auf diese Weise 
die hohe Arbeitslosigkeit spürbar zurückzuführen. 
Wird dies erreicht, so wachsen bei einer stärkeren 
Erhöhung des Sozialprodukts auch bei einer niedri- 
geren Steuerquote die Steuereinnahmen schneller, 
so daß sich die Spielräume für höhere Staatsaus- 
gaben und damit für eine bessere Aufgabenerfül- 
lung des Staates wieder erweitern. 

443. Zur quantitativen Kennzeichnung des Hand- 
lungsspielraums der Finanzpolitik in den kommen- 
den Jahren knüpfen wir wieder daran an, daß die 
mittelfristige Finanzplanung eine mehrjährige 
Rückführung der Staatsquote vorsieht Es entsteht 
dann ein Handlungsspielraum, der von Jahr zu Jahr 
zunimmt Er kann alternativ für eine weitere Sen- 
kung der öffentlichen Defizite oder für eine Sen- 
kung der Steuerbelastung genutzt werden. Bei un- 
seren Überlegungen gehen wir durchweg davon 
aus, daß die Ausgaben der Gebietskörperschaften 
bis 1988 um jährlich (nicht mehr als) 3 vH zuneh- 
men, wie es der von Bund, Ländern und Gemeinden 
im Finanzplanungsrat bekundeten Absicht ent- 
spricht Die Einnahmenentwicklung für die Jahre 
1986 bis 1988 schätzen wir auf der Basis unserer 
Prognose für 1985, des geltenden Steuerrechts und 
der weiteren unter Ziffer 352 genannten Anneih- 
men. Wir gehen dabei jedoch von einem stabilitäts- 
gerecht erscheinenden Zuwachs des nominalen 
Bruttosozialprodukts aus, nämlich von 4 V 2 vH jähr- 
lich statt wie in der mittelfristigen Finanzplanung 
von 5 V 2 VH (Ziffer 351 ff.). Den Handlungsspielraum 
ermitteln wir, indem wir die Defizite, die sich bei 
einer solchermaßen bestimmten Einnahmen- und 
Ausgabenentwicklung ergeben, vergleichen mit 
dem Defizit, das zu erwarten wäre, wenn es bei dem 
Verschuldungsverhalten des Staates im Jahre 1984 
bliebe (das zugleich dem Verschuldungsverhalten 
des Staates im Durchschnitt der Jahre 1966 bis 1977 
nahekommt). 

444. Auf der Basis einer solchen Rechnung beträgt 
— in der Abgrenzung der Finanzstatistik — der 
Spielraum für eine Steuersenkung im Sinne der 
dritten Option im Jahre 1986 etwa 12 Mrd DM; die- 
ser Rahmen erhöht sich im Jahre 1987 (kumuliert) 
auf etwa 26 Mrd DM und im Jahre 1988 auf rund 
40 Mrd DM (Tabelle 37). Die von der Bundesregie- 
rung in zwei Stufen vorgesehene Tarifreform bei 
der Einkommensteuer soll wie erwähnt einschließ- 
lich der Erhöhung der Kinderfreibeträge Entlastun- 
gen bringen, die für 1986 mit 10 Mrd DM und für 
1988 mit insgesamt 20 Mrd DM veranschlagt wer- 
den. Der sich bis zum Ende des Finanzplanungszeit- 
raums abzeichnende Handlungsspielraum wäre da- 
mit etwa zur Hälfte ausgeschöpft 

445. Sehr viel geringer ist der steuerpolitische 
Handlungsspielraum im Falle der zweiten Option, 
bei der nur dafür zu sorgen wäre, daß die Steuer- 
quote gegenüber 1984 (und 1982) nicht steigt, die 
sich aus der Senkung der Staatsquote ergeben- 
de Verringerung des Finanzbedarfs hingegen für 
eine weitere Rückführung der öffentlichen Defizite 
zu nutzen wäre. Er betrüge hier für 1986 rund 
3 Mrd DM, für 1987 — wiederum kumuliert — 


7 Mrd DM, für 1988 etwa 11 Mrd DM. Die für 1986 
und 1988 vorgesehenen Steuerentlastungen gingen 
also schon über das hinaus, was im Rahmen einer 
solchen Strategie angezeigt wäre. 

446. Wählte man die erste Option, bei der die 
Staatsquote gegenüber 1984 konstant gehalten 
wird, so würden die Staatsausgaben 1985 stärker 
als schon geplant erhöht werden, und zwar um 
4 Mrd DM. Da bei dieser Option jedoch alle Struk- 
turquoten gegenüber 1984 unverändert bleiben, ent- 
fällt hier insoweit die Frage eines mittelfristig zu 
nutzenden Handlungsspielraums. Denn dieser ent- 
steht erst durch eine Eindämmung der Staatsaus- 
gaben. Ein ständiges Senken der Staatsquote 
kommt zwar auch bei den Optionen zwei und drei 
langfristig nicht in Betracht; deshalb wird ein Über- 
gang zur ersten Strategie früher oder später erfor- 
derlich werden. Das Zahlenwerk wäre aber zu spe- 
kulativ, das man für alternative Übergänge vorzu- 
führen hätte. 

447. Nun läßt sich ein für mehr wirtschaftliche Dy- 
namik günstiges finanzpolitisches Klima nicht nur 
durch eine Senkung der Staatsquote oder der Steu- 
erquote, sondern auch durch eine Umstrukturie- 
rung der Ausgaben (oder deren Rechtsgrundlagen) 
sowie der Einnahmenregelungen, und damit insbe- 
sondere der Steuerlastverteilung, erreichen. Des- 
halb wäre es verfrüht, auf der Basis der bisherigen 
Überlegungen ein zusammenfassendes Urteil über 
das Für und Wider der verschiedenen Optionen zu 
fällen. Zwar scheinen die bislang angestellten Er- 
wägungen mehr Anhaltspunkte dafür zu bieten, daß 
die dritte Strategie im Ergebnis zu einem höheren 
Niveau der wirtschaftlichen Aktivität führt als die 
anderen, doch könnte insbesondere die zweite Vari- 
ante ähnlich erfolgversprechend oder auch noch 
mehr erfolgversprechend sein, wenn es durch eine 
Steuerreform gelänge, selbst bei unveränderter 
oder wenig gesenkter Gesamtsteuerlast die lei- 
stungslähmenden Wirkungen der Besteuerung zu 
vermindern und vor allem die Investitionsbereit- 
schaft zu stimulieren. 


II. Qualitative Konsolidierung und Steuerreform 

Zur Ausgabenseite 

448. Obwohl die Politik der Haushaltskonsolidie- 
rung erfolgreich betrieben und die Ausgabenexpan- 
sion in manchen Bereichen rigoros eingedämmt 
wurde, sind die Subventionen — entgegen wieder- 
holten Ankündigungen — bislang nicht abgebaut 
worden. Im Gegenteil, die Subventionen wurden 
weiter erhöht. Der Sachverständigenrat hat seine 
Bedenken gegen die Praxis der Subventionierung 
mehrfach vorgetragen und Anregungen für den Ab- 
bau von Finanzhilfen und Steuervergünstigungen 
gegeben (insbesondere JG82 Ziffern 258 ff. und 
JG 83 Ziffern 383ff.). 

Besonders bedenklich ist die verdeckte Subventio- 
nierung durch die Förderung mit „Steuervergünsti- 
gungen“. Während die Finanzhilfen in den Haus- 
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haltsplänen Jahr für Jahr veranschlagt und vom 
Parlament bewilligt werden müssen, wirken sub- 
ventionsähnliche Steuerermäßigungen — sind die 
Steuergesetze erst einmal geändert — automatisch 
und unauffällig fort Diese verdeckten „Vergünsti- 
gungen“ entziehen sich damit einer ständigen Über- 
prüfung in einem stärkeren Ausmaß als offen aus- 
gewiesene Subventionen. Da selektive Steuerer- 
leichtenmgen häufig mit dem allgemeinen Steuer- 
aufkommen schwanken, ist ihr Gewicht normaler- 
weise auch schwer quantifizierbar. Deshalb besteht 
Grund zu der Vermutung, deiß manche Stützungs- 
maßnahme unterblieben oder längst abgebaut wor- 
den wäre, wenn statt der „Steuervergünstigung“ 
eine ausgabenwirksame Hilfe zur Diskussion ge- 
standen hätte. 

449 . Wenn die Ausgabendynamik auch für die Zu- 
kunft wirksam gebremst werden soll, gilt es weiter- 
hin, die Expansion der konsumtiven Ausgaben im 
Staatshaushalt einzuschränken. Bei einer sinken- 
den Staatsquote verbindet sich mit dem Wunsch, 
das Gewicht der zukunftswirksamen Aktivitäten 
der öffentlichen Hand zu erhöhen, nicht notwendi- 
gerweise ein kräftiger Anstieg der Investitionsaus- 
gaben, weil deren Anteil an den Gesamtausgaben 
des Staates schon dann steigt, wenn ihre Zuwachs- 
rate größer ist als die der Verbrauchsausgaben. In 
struktureller Hinsicht ist zu berücksichtigen, daß es 
Staatsausgaben gibt, die als Staatsverbrauch ge- 
bucht werden, obwohl ihre Bedeutung für wirt- 
schaftliches Wachstum unbestritten ist, ebenso wie 
umgekehrt öffentliche Investitionen nicht schon 
deshalb das Wachstum fördern, weil sie Investitio- 
nen sind. Zur Förderung des Wirtschaftswachstums 
sollten deshalb vorzugsweise diejenigen öffentli- 
chen Ausgaben verstärkt werden, die zu den priva- 
ten komplementär sind. Auch bei Infrastrukturinve- 
stitionen mag im Hinblick auf die großen Aktivitä- 
ten namentlich in den sechziger und in den siebzi- 
ger Jahren sowie wegen der demographischen Ent- 
wicklung vielfach eine gewisse Sättigung eingetre- 
ten sein, so daß die sinkende staatliche Investitions- 
quote wohl nicht nur auf ein Sparen am falschen 
Platze zurückzxiführen ist (Ziffer 230). Es gibt je- 
doch über die Deckung des Ersatzbedarfs hinaus 
wichtige investive Initiativen in neuen Aufgabenfel- 
dern, etwa im Umweltschutz oder in der Stadtsanie- 
rung. Im übrigen erscheinen Klagen über die ex- 
treme Unstetigkeit der öffentlichen Investitionen in 
den letzten Jahren berechtigt. 


Steuersenkung — Steuerreform 

450 . Die Bundesregierung hat beschlossen, die 
Einkommensteuerbelastungen in zwei Schritten 
durch Neuregelungen von Tarifvorschriften zu sen- 
ken. In der ersten Etappe werden die Kinderfreibe- 
träge von 432 DM auf 2 484 DM erhöht (deifür wird 
die Berücksichtigung der Kinder bei den Sonder- 
ausgaben für die Vorsorge entfallen); das Entla- 
stungsvolumen wird für diese Metßnahme rund 
5 Mrd DM betragen. Etwa 2 Mrd DM werden für die 
Aufstockung der Grundfreibeträge um 324 DM auf 
4 536 DM (für Verheiratete verdoppelt sich dieser 


Betrag) eingesetzt. Schließlich rechnet man mit ei- 
nem Steuerausfall von reichlich 3 V 2 Mrd DM für 
den als „Zwischenentlastung“ bezeichneten ersten 
Teil einer Abflachung der Progression. Anfang 1988 
soll dann durch eine weitere Änderung der Tariffor- 
mel eine nachhaltige durchgehende Senkung der 
Grenzbelastung wirksam werden. 

451 . Die Aufstockung der Kinderfreibeträge ist 
vornehmlich familienpolitisch motiviert und folgt — 
das gleiche gilt für die Erhöhung des Grundfreibe- 
trages — der Besteuerung nach der Leistungsfähig- 
keit. Sie ist nicht in erster Linie Ausdruck wachs- 
tumspolitischer Zielsetzungen. Die Steuerermäßi- 
gung hat erhebliche Breitenwirkung; denn Kinder- 
freibeträge werden von weit mehr als einem Drittel 
der Steuerpflichtigen beansprucht. 

Die Erhöhung des Grundfreibetrages und der Kin- 
derfreibeträge mildert die Progression nur indirekt 
Für die unmittelbar wirksame Senkung der Grenz- 
steuersätze wird zwar insgesamt ein beinfihe dop- 
pelt so hoher Steuerausfall eingesetzt wie für die 
Aufstockung der Freibeträge, doch bleibt die Min- 
derung der Grenzbelastung bei der jetzt vorgesehe- 
nen Regelung nach der Tarifformel T lA hinter 
dem zurück, was der Bundesfinanzminister ins 
Auge gefeißt hatte, als er der Öffentlichkeit seine 
Vorschläge zur Senkung der Einkommensteuer mit 
dem Tarif T 1 unterbreitete. Die Vorschläge sahen 
vor, daß die Einkommensteuerentlastung teilweise 
durch den Abbau bestimmter „Steuervergünstigun- 
gen“ und die Erhöhung bestimmter Verbrauchsteu- 
ern finanziert werden sollte (einige Hinweise auf 
die Gestalt der Tarife T lA und T 1 finden sich in 
Tabelle 26). 

452 . Versucht man, sich einen systematischen 
Überblick über den steuerpolitischen Handlungsbe- 
darf zu verschaffen, so ist in mehrfacher Hinsicht 
zu differenzieren. Nicht nur die Höhe, sondern nicht 
minder die Struktur der Steuerbelastung in der 
Bvmdesrepublik Deutschland ist reformbedürftig. 
Die strukturellen Mängel betreffen sowohl die Zu- 
sammensetzung der Steuerarten als auch den Auf- 
bau der einzelnen Abgaben. So werden ganze Steu- 
ern, aber auch einzelne Regelungen beibehalten, 
die nach modernen Lastverteilungsgrundsätzen 
nicht mehr zu rechtfertigen sind oder die ordnungs- 
politische Bedenken erregen, weil sie — wie die 
Kapitalverkehrsteuern oder die Wechselsteuer — 
bestimmte Finanzierungsvorgänge diskriminieren. 
Andere Unzulänglichkeiten beruhen auf punktuel- 
len dirigistischen Eingriffen in die Systematik ein- 
zelner Abgaben aus aktuellem Anlaß. Hierzu gehört 
neben den schon in anderem Zusammenhang ange- 
sprochenen Steuersubventionen auch die gezielte 
Diskriminierung bestimmter Verhaltensweisen. 
Diese vielfältigen Schwächen werden sich nur im 
Rahmen einer echten Steuerreform beseitigen las- 
sen, für die jedoch — nicht zuletzt wegen der mit 
ihr verbundenen Finanzausgleichsprobleme — zeit- 
aufwendige Vorbereitungen schon jetzt in Angriff 
genommen werden sollten. Andererseits erfordern 
die besonders drängenden steuerlichen Probleme 
schnelleres Handeln, so deiß gezielte Belastungsän- 
derungen notwendig werden. 
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Im folgenden beschäftigen wir uns nur mit den Fra- 
gen, die — wie die Regelungen der Familienbe- 
steuerung — im Zusammenhang mit den Gesetzge- 
bungsvorhaben der Bundesregierung besonders ak- 
tuell oder unter dem Blickwinkel einer nachhalti- 
gen Fördenmg des Wirtscheiftswachstums beson- 
ders dringlich geworden sind. 

453 . Eine wachstumsfördernde Besteuerung kann 
in Konflikt zum Postulat der Steuerlastverteilung 
nach der Leistungsfähigkeit und (weiterreichen- 
den) Zielsetzungen der Einkommensumverteilung 
mit finanzpolitischen Instrumenten stehen. Ob eine 
solche Spannung überhaupt vorliegt, ist in der nor- 
mativen Finanztheorie strittig; denn es ist kontro- 
vers, ob das Einkommen oder der Konsum der 
„richtige“ Indikator der Leistungsfähigkeit ist 
(JG 82 Ziffer 317). Wer den Verbrauch für den ange- 
messenen Belastimgsmaßstab hält, kann in einer 
Steuerbefreiung der Investitionen oder des Sparens 
keine Verteilungsprobleme erkennen. Gilt dagegen 
das Einkommen als Merkmal der Leistungsfähig- 
keit, dann widerspricht eine Steuerbefreiung der 
Investitionen oder des Sparens einer gerechten 
Steuerlastverteilung. 

Eine mehr oder weniger starke Einkommensteuer- 
progression wird im allgemeinen für angemessen 
gehalten. Das richtige Meiß dieses Zugriffs läßt sich 
wissenschaftlich nicht bestimmen. Da aber davon 
ausgegangen werden muß, daß die Leistungsbereit- 
schaft der meisten Menschen diu*ch den Anstieg 
und die absolute Höhe der Grenzsteuersätze, die 
auf ihrem Einkommen lasten, bestimmt wird und 
daQ die Besteuerung auch des investiv verwendeten 
Einkommens die Bedingungen für das Investieren 
beeinträchtigt, ergibt sich eine Konkurrenz zwi- 
schen den Zielsetzungen der Wachstumspolitik und 
der Steuerlastverteilung nach der Leistungsfähig- 
keit. Sie stellt sich wohlfahrtstheoretisch so dar, 
daß der soziale Nutzen von mehr Wirtschaftswachs- 
tum gegen die Nutzeneinbußen von weniger Vertei- 
lungsgerechtigkeit (politisch) abzuwägen ist (und 
umgekehrt). Die Entscheidung sollte in einer Situa- 
tion nicht schwer fallen, in der eine bedrückend 
hohe — und verteilungspolitisch ihrerseits proble- 
matische — Arbeitslosigkeit besteht, die nur durch 
ein kraftvolles Wirtschaftswachstum spürbar abge- 
baut werden kann. Die Steuerpolitik hat eine Chan- 
ce, hierzu beizutragen, eine Chance, nicht mehr, 
aber auch nicht weniger. 

454 . Da sich Zeitpimkt und Umfang der erwünsch- 
ten Wirkungen einer wachstumsfreundlichen Steu- 
erpolitik nicht exakt Vorhersagen lassen, da insbe- 
sondere nicht angegeben werden kann, wann und 
wie viele Arbeitslose aufgrund einer bestimmten 
finanzpolitischen Meißnahme wieder Beschäftigung 
finden werden, ja, solche Wirkungen sich sogar bei 
einem deutlichen Beschäftigungsanstieg selbst im 
nachhinein kaum isolieren und insoweit beweisen 
lassen, wird gelegentlich bezweifelt, daß es sich loh- 
ne, die „gerechte“ — oder wenigstens für „gerecht“ 
gehaltene — Steuerlastverteilung für eine unge- 
wisse Verbesserung des Wirtschaftswachstums aufs 
Spiel zu setzen. Dem ist entgegenzuhalten, deü3 die 
Verteilungswirkungen der Finanzpolitik kaum zu- 


verlässiger ermittelt werden können als deren Er- 
gebnisse bei der Wachstumsförderung. Daß die Ver- 
brauchsteuern generell voll überwälzbar seien, läßt 
sich ebensowenig belegen wie die Hypothese, die 
Steuern vom Einkommen seien es nicht. Wer bei 
den Konzeptionen der Lastverteilung auf Plausibili- 
tätserwägungen oder modelltheoretische Ergeb- 
nisse vertraut, hat wenig Anlaß, bei einer wachs- 
tumsfördemden Besteuerung einen besseren Nach- 
weis der Ergebnisse zu verlangen. 

Die Ziele der Besteuerung nach der Leistungsfähig- 
keit lassen sich schon aus steuertechnischen Grün- 
den nur mangelhaft verwirklichen. So bleibt etwa 
ein großer Teil der Zinseinkünfte teils legal, teils 
illegal steuerfrei, und der Staat erstattet die auf 
Dienstleistungen lastende Umsatzsteuer in vielen 
Fällen nicht, so daß sie zu einer Sondereinkommen- 
steuer wird. Das Steuerrecht kennt viele Schlupflö- 
cher und Diskriminierungen, die zumindest die „ho- 
rizontale Gerechtigkeit“ verletzen. Einige von ihnen 
ließen sich beseitigen, andere dagegen nicht; denn 
der Preis wäre dafür zu hoch. Eine Gegenleistung in 
Gestalt von mehr Wirtschaftswachstum dürfen wir 
in den meisten Fällen solcher Verstöße gegen das 
Leistungsfähigkeitsprinzip nicht erwarten, im Ge- 
genteil. 

Schließlich: Freizeit, Muße und Sicherheit sind 
Teile des individuellen Wohlstandes, doch können 

— und sollen — sie im Gegensatz zum Einkommen 
nicht besteuert werden. Bei einer Senkung von An- 
stieg und Niveau der Grenzsteuersätze ließe sich 
die Ungerechtigkeit ein wenig abmildern — und 
insoweit braucht die Zielsetzung der Wachstumsför- 
derung nicht einmal dann immer mit der Gerechtig- 
keit der Steuerlastverteilung zu konfligieren, wenn 
man als Meißstab der Leistungsfähigkeit — genau: 
als einen Meißstab der Leistungsfähigkeit — das 
Einkommen ansieht. 

455 . Da eine Verbesserung der Wachstumsbedin- 
gungen die wichtigste Voraussetzung für einen 
spürbaren Beschäftigungsanstieg bildet, genügt es 
bei den Steuerrechtsänderungen der kommenden 
Jahre nicht, die Tarife der Einkommensteuer und 
der Körperschaftsteuer zu senken; es gilt vielmehr 
auch zu prüfen, wie außerdem die Investitionen 
steuerlich entlastet werden können. Was die Sen- 
kung der Steuersätze anbelangt, so ist die von der 
Bundesregierung vorgesehene Umstellung der Ein- 
kommensbesteuerung auf den Tarif T lA ein erster 
Schritt in die richtige Richtung. Ein erster Schritt 

— mehr nicht. Es besteht weiterer tarifpolitischer 
Handlungsbedarf, und zwar aus zwei Gründen: 

— Zaghafte Senkungen der Steuersätze reichen 
nicht aus, das Wirtschaftswachstum wirksam ge- 
nug zu fördern. Der erforderliche Spielraum für 
eine deutliche Ermäßigung der Grenzsteuer- 
sätze kann nötigenfalls im Rahmen einer großen 
Steuerreform durch eine Umstrukturierung der 
Steuern vom Einkommen, daneben auch durch 
weiterreichende Belastungsverschiebungen in- 
nerhalb des Steuersystems gewonnen werden. 

— Die Tarifkorrektur ist bei einer progressiv ge- 
stalteten Einkommensteuer eine Daueraufgabe. 
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Um die Steuerquote konstant zu halten, müssen 
die Steuersätze von Zeit zu Zeit ermäßigt wer- 
den, weil das Steueraufkommen schneller 
wächst als das Sozialprodukt 

456 . Zwar dürfte sich eine Senkung der Grenz- 
steuersätze und insbesondere eine Abflachung der 
Steuerprogression im Ergebnis auch günstig auf die 
Investitionsbereitschaft auswirken, doch halten wir 
daneben weitere Meißnahmen für angezeigt, die ei- 
ner Verbesserung der Investitionsbedingungen die- 
nen. Zum Teil kommen dafür Maßnahmen in Be- 
tracht, die auch unter dem Blickwinkel gerechter 
Steuerlastverteilung angemessen erscheinen und 
deshalb dauerhaft eingeführt werden sollten; an- 
dere Regelungen sind unter diesem Blickwinkel 
nicht unumstritten, könnten aber zumindest unter 
dem Druck der längerfristigen Beschäftigungspro- 
bleme akzeptabel erscheinen, zumal diese ihrer- 
seits ebenfalls Verteilungsprobleme mit sich brin- 
gen. Nicht alle Rezepte, die in der steuerpolitischen 
Diskussion zur Investitionsförderung empfohlen 
werden, sind wirklich geeignet, ohne neue Wettbe- 
werbsverzerrungen Unternehmen anzuregen, pro- 
duktive Produktionsumwege einzuschlagen. Einige 
Möglichkeiten, auch nicht empfehlenswerte, sollen 
noch einmal beleuchtet werden: 

— Verbesserung der Verlustkompensation, 

— Steuerermäßigung für nicht entnommene Ge- 
winne, 

— Erleichterung der steuerlichen Abschreibung, 

— Steuerermäßigung für Investitionsausgaben, 

— Änderungen in der steuerlichen Behandlung der 
Zinsen, 

— Die Reform der Gemeindesteuern. 


Senkung der Grenzsteuersätze 

457 . Infolge des progressiven Steuertarifs wächst 
das Einkommensteueraufkommen im allgemeinen 
überproportional zum Volkseinkommen. Bislang 
war dieser Effekt so stark, daß er eine unterpropor- 
tionale Zunahme bei anderen Abgaben überkom- 
pensierte. Das ist auch für die Zukunft zu erwarten, 
obwohl sich die Aufkommenselastizität der Ein- 
kommensteuer abschwächen dürfte. 

Wirkt der skizzierte Progressionseffekt mit der 
Geldentwertung zusammen, entsteht das Sonder- 
problem der kalten Progression. Da das Einkom- 
mensteuerrecht die Nominaleinkommen belastet, 
bewirkt die Inflation in bezug auf das Realeinkom- 
men der Steuerpflichtigen eine heimliche Steuerer- 
höhung, die als besonders ungerecht empfunden 
wird und die Steuermoral untergräbt. Deshalb 
sollte bei spürbaren Teuerungsraten die kalte Pro- 
gression möglichst durch unverzügliche Tarifsen- 
kungen kompensiert werden. 

Die bessere wirtschaftspolitische Strategie sucht 
freilich die Geldwertstabilität zu wahren. In diesem 
Falle wird nicht nur die heimliche Steuererhöhung, 


sondern auch das Entstehen von „Scheingewinnen“ 
vermieden. Als Teil der Gewinn- und Vermögens- 
einkünfte entsprechen sie dem Produkt aus der 
Geldentwertungsrate und dem Reinvermögen. Die 
Besteuerung der Scheingewinne belastet Unterneh- 
mergewinne und Vermögenseinkünfte zusätzlich 
zur kalten Progression und führt verhältnismäßig 
oft zu Substanzverlusten. 

Die Eliminierung der Scheingewinne aus der Be- 
messungsgrundlage der Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer wäre zwar auf verschiedenen Wegen in 
einem mehr oder weniger weitgehenden Ausmeiß 
prinzipiell möglich, doch sind die Lösungen steuer- 
technisch nicht unkompliziert und werfen auch 
sonst mancherlei Probleme auf (JG 82 Ziffern 
304 ff.). Je erfolgreicher die Stabilitätspolitik fortge- 
setzt wird, um so eher können Scheingewinne ver- 
mieden werden und um so eher erscheinen steuer- 
technisch komplizierte und steuersystematisch 
fragwürdige Regelungen zur Lösung dieses Pro- 
blems entbehrlich; es ist — anders als noch vor eini- 
gen Jahren — nicht mehr vordringlich. 

458 . Eine der wachstumspolitischen Herausforde- 
rung entsprechende Tarifsenkung läßt sich nur im 
Zuge einer großen Steuerreform verwirklichen, bei 
der Schlupflöcher geschlossen und ungerechtfer- 
tigte „Steuervergünstigungen“ aufgehoben werden. 
Von solchen „Steuervergünstigungen“ sind diejeni- 
gen Steuerermäßigungen zu unterscheiden, die dem 
Ziel dienen, die Steuerbelastung an die individuelle 
Leistungsfähigkeit anzupassen und für die die Be- 
rücksichtigung von Familienlasten und außerge- 
wöhnlichen Belastungen Beipiele bieten. 

459 . Das Ziel einer Reform müßte darin liegen, 
durch eine Aufhebung vielfältiger Sonderregelun- 
gen die Tarifwahrheit bei der Besteuerung wieder 
herzustellen und durch die so erreichte Verbreite- 
rung der Bemessungsgrundlage eine massive Sen- 
kung der Grenzsteuersätze zu ermöglichen. Für die 
Grundzüge einer solchen Reform hat der Sachver- 
ständigenrat schon in seinem letzten Jahresgutach- 
ten geworben und mögliche Tarifgestaltungen zur 
Diskussion gestellt (JG 83 Ziffern 406 ff.). Schon dort 
ist auch darauf hingewiesen worden, daß eine sol- 
che I^eugestaltung der Einkommensbesteiierung 
weitgehend verteilungsneutral sein sollte; denn die 
Reform zielt insoweit nicht auf eine Veränderung 
der durchschnittlichen Steuerbelastung ab, sondern 
auf eine Minderung des Anstiegs und eine Senkung 
der Höhe der Grenzsteuersätze. Eine darüber hin- 
ausgehende Senkung der Steuerbelastimg käme 
dann noch hinzu, nach Maßgabe dessen, was man 
sich an Steuersenkung leisten kann. Mit einer der- 
artigen Tarifumstellung soll vor allem für die Bezie- 
her mittlerer Einkommen erreicht werden, daß die 
direkte Progression im Vergleich zur gegenwärti- 
gen Einkommensbesteuerung weniger scharf zu- 
greift. Das Ausmeiß dieser Abschwächung wird 
auch bei einem linear steigenden Grenzsteuersatz 
von der Steilheit dieses Anstiegs bestimmt, so daß 
der Cxesetzgeber über genügend Spielraum verfügt, 
die Steuerausfälle in vertretbaren Grenzen zu hal- 
ten. Grenzen für Steuerausfälle schränken die 
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wachstumspolitisch gebotene Abflachung der Pro- 
gression um so weniger ein, je konsequenter Steu- 
erprivilegien abgebaut werden. Durch die Schlie- 
ßung von Schlupflöchern und die Belastung bisher 
nicht erfaßter besteuerungswürdiger Einkommen 
würde in jedem Falle die Gerechtigkeit der horizon- 
talen, in den meisten Fällen aber auch die Gerech- 
tigkeit der vertikalen Steuerlastverteilung verbes- 
sert werden. Bei einer Ausdehnung der individuel- 
len Leistung würde dann ein zusätzlich erwirtschaf- 
tetes Einkommen wesentlich niedriger belastet 
werden als bisher; die Basisbelastung würde sich 
wenig verändern, nach M£Ü3gabe der Verbreiterung 
der Bemessungsgrundlage sogar erhöhen. 

460 . Die steuersystematischen Verbesserungen 
aus der Körperschaftsteuerreform 1977 sollten bei 
einer Neuordnung der Einkommensbesteuerung 
nicht aufs Spiel gesetzt werden. Deshalb ist es not- 
wendig, bei einer Senkung des höchsten Grenzsteu- 
ersatzes im Einkommensteuertarif den für Kapital- 
gesellschaften geltenden allgemeinen Körper- 
schaftsteuersatz auf dieselbe Höhe zu senken. Auf 
diese Ermäßigung wären die übrigen Sätze des Kör- 
perschaftsteuertarifs, insbesondere der Steuersatz 
für die Ausschüttungen der Kapitalgesellschaften, 
abzustimmen. 

461 . Zusätzliche Spielräume für eine Streckung 
des Einkommensteuertarifs, das heißt namentlich 
für eine Abflachung des Progressionszugriffs im 
Bereich der mittleren Einkommenshöhen, können 
durch eine Umstrukturierung des Steuersystems 
gewonnen werden, wenn man das Gewicht der so- 
genannten indirekten Steuern (wieder) erhöht. Da 
ergiebige neue Steuerquellen kaum erschlossen 
werden können — auch die mitunter empfohlene 
Belastung hochwertiger, vor allem dauerhafter, 
Konsumgüter erscheint nicht sehr erfolgverspre- 
chend — , ist die Erhöhung der Tarife von Ver- 
brauchsteuem in Erwägimg zu ziehen. 

In erster Linie wird dabei an eine neuerliche Auf- 
stockung der Umsatzsteuersätze gedacht. Die meist 
als Mehrwertsteuer bezeichnete Abgabe ist nämlich 
ihrem Wesen nach eine allgemeine Verbrauchsteu- 
er, die im Gegensatz zur Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer die Investitionen nicht belastet, 
von Ausnahmen abgesehen. Wenn man einen Teil 
des Gewichts dieser Abgaben durch geeignete Ta- 
rifänderungen aufkommensneutral auf die Umsatz- 
besteuerung umschichtet, wird das Einschlagen 
produktiver Produktionsumwege partiell entlastet, 
was wachstumspolitisch erwünscht ist. Eine solche 
Umstrukturierung des Steuersystems verbindet 
deshalb den leistungsstimulierenden Effekt einer 
Senkung der Grenzbelastung des Einkommens mit 
einer gezielten steuerlichen Entlastung der Investi- 
tionen zu Lasten des Verbrauchs. 

Dem werden meist Bedenken entgegengehalten. Im 
Gegensatz zu den meisten anderen indirekten Steu- 
ern hat sich das Gtewicht des Umsatzsteueraufkom- 
mens über die Jahre gesehen nicht vermindert, son- 
dern leicht erhöht (Ziffer 236). Die Umsatzsteuer ist 
ohnehin nach der Einkommensteuer die ergiebigste 
Abgabe; ihre oft gerügte Regressionswirkung ist al- 


lerdings umstritten. Wer hinsichtlich der Steuer- 
lastverteilung Vorbehalte gegenüber einer Erhö- 
hung der Umsatzsteuer hat, macht auch geltend, 
daß die deutsche Verhandlungsposition bei der 
Steuerharmonisierungsdebatte im Rahmen der Eu- 
ropäischen Gemeinschaften geschwächt wird; denn 
wichtige Mitgliedsländer haben wesentlich höhere 
Umsatzsteuersätze, denen wir uns um so stärker 
annähern müßten, je höher der deutsche Umsatz- 
steuertarif im Zeitpunkt der Harmonisierungsver- 
handlungen ist. Schließlich wird auch vorgetragen, 
daß die Mehrwertsteuer die Abwanderung in die 
Schattenwirtscheift nicht weniger begünstigt habe 
als die Einkommensteuer und daß nicht zuletzt aus 
diesem Grunde andere Formen der Umstrukturie- 
rung des Steuersystems eher zu empfehlen seien 
als eine Gewichtsverlagerung zwischen diesen bei- 
den Abgaben. 

Weniger Vorbehalte werden meist gegenüber einer 
weiteren Erhöhung der großen speziellen Ver- 
brauchsteuern, insbesondere der steuerlichen Bela- 
stung von Tabak, Alkohol und Mineralöl, erhoben. 
Zwar treffen einige dieser Abgaben nicht nur Kon- 
sumgüter — Alkohol, Kreiftstoff und Heizöl werden 
auch als Produktionsmittel eingesetzt — , doch wer- 
den mit deren Besteuerung im allgemeinen keine 
Investitionen getroffen. Das Volumen für Entla- 
stungen bei der Einkommensteuer, das durch eine 
Tariferhöhung bei speziellen Verbrauchsteuern ge- 
wonnen werden kann, ist allerdings kurzfristig be- 
grenzt Längerfristig ist zu berücksichtigen, daß die 
Aufkommenselastizität dieser überwiegend menge- 
nabhängigen Abgaben gering ist, so daß ihr relati- 
ves Gewicht bei konstanten Sätzen im Zuge des 
Wirtschaftswachstums beständig abnimmt. Deshalb 
erscheint eine Umschichtung von der Einkommen- 
steuer auf diese Abgaben auch unter dem Blickwin- 
kel eines Ausgleichs der unterschiedlichen Aufkom- 
menselastizitäten nötig. 


Entlastung der Investitionen 

462 . Bei den Einflüssen der Besteuerung auf die 
Investitionen kann zunächst zwischen den psycho- 
logischen und den ökonomischen Effekten und bei 
den letzteren zwischen den Wirkimgen auf die Risi- 
kobereitschaft, auf die Finanzierungsmöglichkeiten 
sowie auf das Investitionskalkül unterschieden 
werden. Eine Senkung der Sätze der Einkommen- 
steuer und Körperschaftsteuer verbessert das Inve- 
stitionsklima. Eine Streckung der Grenzsteuersätze 
mildert für die Einkommensteuerpflichtigen die 
Diskriminierung der Risikoübernahme durch eine 
Abflachung der Progression. Eine steuerliche Entla- 
stung der Gewinne verbessert die Möglichkeiten 
zur Selbstfinanzierung, erweitert über diese die Ei- 
genkapitalbasis und damit auch die Spielräume für 
die Fremdkapitalbescheiffung, so daß die Investi- 
tionsfinanzierung erleichtert wird. Alle drei Im- 
pulse wären um so kräftiger, je stärker die Tarife 
der Einkommensteuer und der Körperschaftsteuer 
gesenkt würden. 

Wenn zur Steuerentlastung nicht nur die Haus- 
haltsspielräume genutzt werden, die ohnehin zur 
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Verfügung stehen und die durch einen Abbau von 
Subventionen und „Steuervergünstigungen“ gewon- 
nen werden können, sondern außerdem die Ge- 
wichte stärker von der Einkommens- auf die Kon- 
sumbesteuerung verlegt werden, so ergibt sich dar- 
aus zugleich eine Entlastung der Investitionen. 

463 . Die Beschäftigungsprobleme legen es jedoch 
nahe, mit der steuerlichen Entlastung der Investi- 
tionen weiterzugehen. Das gilt selbst, wenn man 
der Auffassung ist, daß die Investitionsschwäche 
der vergangenen Jahre nicht in erster Linie auf 
überhöhte Steuerlasten zurückzuführen ist; denn 
die Steuererleichterungen könnten dazu beitragen, 
andere Belastungen — wie beispielsweise Risiken 
aus der Möglichkeit von Sozialplanverpflichtungen 
— zu kompensieren. Außerdem enthält das Steuer- 
recht Regelungen, durch die die Investitionen ein- 
deutig diskriminiert werden. 

464 . Die Begrenzung des Zeitraums für die Ein- 
kommensermittlung auf das Kalenderjahr ist steu- 
ertechnisch notwendig, aber problematisch. Das 
Einkommensteuerrecht kennt deshalb nicht nur 
den Ausgleich positiver und negativer Einkünfte in- 
nerhalb einer Periode, sondern für alle Steuer- 
pflichtigen ebenso wie das Körperscheiftsteuerrecht 
auch die periodenübergreifende Verlustkompensa- 
tion. Nicht sinnvoll erscheint indessen, daß die Mög- 
lichkeiten des Verlustabzugs nach § lOd des Ein- 
kommensteuergesetzes begrenzt sind, und zwar für 
den Verlustvortrag zeitlich, für den Verlustrücktrag 
auch der Höhe nach. 

Durch diese Einschränkungen wird die Ungleich- 
heit aus der Besteuerung der Chancen und der be- 
grenzten steuerlichen Berücksichtigung von Risi- 
ken verschärft. Mit Wagnissen verbundene Ein- 
künfte werden auf diese Weise diskriminiert. Be- 
sonders getroffen wird die Bereitschaft der Unter- 
nehmer, risikoreiche Investitionen vorzunehmen, 
aus denen sich typischerweise zeitliche Gewinn- 
schwankungen ergeben (JG 81 Ziffer 396). 

Die Beteiligung des Staates an den Investitions- 
risiken kann verbessert werden, wenn die Be- 
schränkung des zweijährigen Verlustrücktrags auf 
10 Mio DM und die zeitliche Befristung für den Ver- 
lustvortrag aufgehoben werden. Auch in diesen Fäl- 
len bliebe die Verlustkompensation unvollkommen, 
weil sie in der Regel zeitlich verzögert erfolgt und 
weil sie davon abhängig ist, d€iß in einer anderen 
Periode tatsächlich Gewinne erzielt werden. Dieser 
Mangel ließe sich mildern, indem den Steuerpflich- 
tigen für anrechenbare Verluste übertragbare Steu- 
ergutscheine ausgefertigt werden, die sie als Wert- 
papiere an andere Steuerschuldner veräußern dür- 
fen. Durch eine derartige Regelung könnte insbe- 
sondere jungen Unternehmen ein Überleben in der 
schwierigen Phase erleichtert werden, in der im all- 
gemeinen Anlaufverluste entstehen. Im Hinblick 
auf die unzulängliche Ausstattung vieler — vor al- 
lem mittelständischer — Unternehmen mit Eigen- 
kapital und ihre dadurch sehr begrenzte Fähigkeit, 
Verluste zu tragen, würde die Ausgabe von Steuer- 
gutscheinen für Verlustkompensationen es auch in 


vielen anderen Fällen leichter machen, Investitions- 
risiken einzugehen. 

465 . Um die Vergrößerung der Eigenkapitaldecke 
zu fördern, namentlich bei mittelständischen Unter- 
nehmen, wird häufig vorgeschlagen, eine Steuerer- 
mäßigung oder Steuerbefreiung für nicht ausge- 
schüttete Gewinne (wieder) einzuführen, um die 
Voraussetzungen für die Selbstfinanzierung zu ver- 
bessern. Gegen die Verwirklichung solcher Vorstel- 
lungen sprechen eine Reihe wichtiger Bedenken, 
mit denen sich der Sachverständigenrat vor zwei 
Jahren auseinandergesetzt hat (JG 82 Ziffern 
333 ff.). Entscheidend ist letztlich, daß die einseitige 
Begünstigung der Selbstfinanzierung die Kapital- 
mobilität behindert und zu Kapitalfehllenkung füh- 
ren kann. Der Rat hat deshalb zur Diskussion ge- 
stellt, die Anleger von Risikokapital generell steuer- 
lich zu entlasten, gleichgültig, ob sie im eigenen 
Unternehmen oder anderweitig investieren, und un- 
abhängig davon, ob sie Einkünfte aus Gewerbebe- 
trieb oder andere Einkünfte anlegen (JG 82 Ziffern 
327 und 338). Auch das 624-D-Mark-Glesetz könnte, 
was die geförderten Anlagen angeht, überprüft wer- 
den. 

Noch zwingender als die Eigenkapitalzuführung zu 
fördern, erscheint es, deren steuerliche Diskrimi- 
nierung zu beseitigen. Für die Gesellschaftsteuer, 
die ausschließlich die Eigenkapitalbeschaffung von 
Kapitalgesellschedten belastet, gibt es keine ver- 
nünftige Begründung. Die Erhebung ist außerdem 
teuer. Um die Gesellschaftsteuer abschaffen zu kön- 
nen, müßte freilich die der Abschaffung entgegen- 
stehende EG-Richtlinie vom 17. Juli 1969 aufgeho- 
ben werden (JG 82 Ziffer 326). 

466 . Zu den Maßnahmen, die unmittelbar an 
Merkmale des Investitionsvorgangs anknüpfen, ge- 
hören zunächst einmal die Abschreibungserleichte- 
rungen. Sie können unter verschiedenen Blickwin- 
keln gewährt werden, um die Investitionstätigkeit 
zu beleben. Von den möglichen Zielsetzungen steht 
die Kompensation der Besteuerung von Scheinge- 
winnen nicht mehr im Vordergrund, nachdem Geld- 
wertstabilität annähernd wieder erreicht ist Es 
kann jetzt um eine echte Entlastung gehen. 

Wenn die steuerlich wirksamen Abschreibungen 
größer sind als die betriebswirtschaftlich erforderli- 
chen, entsteht in Höhe der Differenz eine stille 
Rücklage, durch deren Bildung und Auflösung die 
an die Gewinnausweise anknüpfenden Steuerlasten 
zeitlich umverteilt werden. Dieser Effekt gleicht ei- 
nem zinsfreien Kredit, den der Fiskus dem Steuer- 
pflichtigen gewährt, dessen Rückzahlung unter 
dem Vorbehalt der Erzielung künftiger Gewinne ge- 
stellt ist und der die Rentabilitätsrechnung entla- 
stet sowie die Investitionsfinanzierung erleichtert. 
Abschreibungsfreiheiten können von einkommen- 
steuerpflichtigen Unternehmern auch dazu genutzt 
werden, kurzfristige Gewinnschwankungen auszu- 
gleichen und auf diese Weise die Diskriminierung 
der Investitionsrisiken durch den Progressionszu- 
griff zu vermeiden oder wenigstens zu lindern. 
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Vor allen Dingen beeinflussen die Abschreibungs- 
regelungen des Steuerechts jedoch das Investitions- 
kalkül. Dieser Zusammenhang ist kompliziert und 
unübersichtlich, weil die Effekte von zahlreichen 
Bestimmungsgründen abhängen, unter denen die 
Nutzungsdauer der Anlagealternativen und die 
Höhe der (Grenz-)Steuersätze besonders bedeut- 
sam sind. Werden steuerliche Abschreibungser- 
leichterungen nicht nach diesen Kriterien differen- 
ziert, so werden längerfristige Investitionen gegen- 
über kürzerfristigen benachteiligt. Anreize zu einer 
Fehlleitung der Ressourcen sollten bei der Investi- 
tionsförderung jedoch vermieden werden, zumal die 
vieljährigen Kapitalbindungen — allerdings mit 
Ausnahme der Bauinvestitionen — besonders ris- 
kant zu sein pflegen und deshalb stärker gescheut 
werden als die Engagements für eine kürzere 
Dauer (JG 82 Ziffer 318). 

Selbst wenn diese Aspekte bei der Ausgestaltung 
beachtet werden, haben Abschreibungsfreiheiten 
einige Nachteile: Je größer der Teil der Sachanla- 
gen ist, der mit Fremdkapital finanziert wurde, um 
so größer ist, bezogen auf das Eigenkapital, die 
Steuerminderung, die zunächst allein dem Eigenka- 
pitalgeber zusteht und erst über den Kapitalmarkt 
in der Form höherer Zinsen das Zinskapital er- 
reicht. Dabei schlägt die Entlastung beim Eigenka- 
pital naturgemäß um so stärker zu Buche, je höher 
die Belastung ist, je höher also der Grenzsteuersatz 
ist, der für den Eigenkapitalgeber gilt. „Sachvermö- 
gen wandert eher in die Hände hochbesteuerter In- 
vestoren, weil für diese die Vorverlegung der Ab- 
schreibungen mehr wert ist als die korrespondie- 
rende Erhöhung des Geldzinses“ (JG 82 Ziffern 319, 
312). Ob dieser Effekt den Wettbewerb verzerrt und 
insbesondere den Mittelstand diskriminiert, ist al- 
lerdings umstritten. In jedem Fall ist die im übrigen 
bestehende steuerliche Privilegierung des Fremd- 
kapitals zu bedenken. 

467. Eine nach der Höhe der Steuerbelastung un- 
terschiedliche Entlastung von Investitionen ergibt 
sich nicht, wenn ein bestimmter Prozentsatz der 
Investitionssumme von der Steuerschuld abgezo- 
gen werden darf. Auch in diesem Falle ist es freilich 
nötig, die Steuerermäßigung nach der Nutzungs- 
dauer der Investitionsobjekte zu bemessen, wenn 
eine Bevorzugung der kurzfristigen Anlagen und 
eine von dieser Begünstigung ausgehende Kapital- 
fehlleitung vermieden werden soll. An die Stelle des 
zinsfreien Steuerkredits, den die Abschreibungs- 
freiheiten vermitteln, tritt bei einem nach der Höhe 
und der Laufzeit der Kapitalbindung bemessenen 
Abzug von der Steuerschuld eine Entlastung, die 
wie eine Zinsermäßigung wirkt. 

Der Grundbetrag der Steuererleichterung müßte in einem 
Prozentsatz der Investitionsausgabe festgelegt werden. 
Um die Entlastung nach der Kapitalbindung angemessen 
zu differenzieren, muß — um eine pragmatische Lösung 
zu kennzeichnen — der Grundbetrag (unter Berücksichti- 
gung von Zinseszinsen) für die steuerrechtlich zu berück- 
sichtigende Nutzungsdauer aufgezinst werderu Dabei 
sollte ein Rechnungszins zugrunde gelegt werden, der 
deutlich über dem Kapitalmarktzins liegt, weil es nötig 
ist, die Risiken in den Ansätzen der Investitionsrechnung 
durch solche Zuschläge zu berücksichtigen. Die bei die- 


sem Kalkül zu veranschlagende Steuerbelastung der „Al- 
temativzinsen“ kann am einfachsten in der Weise einge- 
fangen werden, daß der Abzugsbetrag selbst die Steuerbe- 
messungsgrundlage erhöht Die für die verschiedenen 
Laufzeiten der Investitionsobjekte in Betracht kommen- 
den Abzugsbeträge könnten in einer Tabelle zusammen- 
gestellt werden, um die Ermittlung für die Steuerpflichti- 
gen wie für die Finanzverwaltung zu erleichtern. 

Eine Staffelung der Steuergutschriften für Investi- 
tionen nach der Laufzeit — allerdings in einem sehr 
groben Raster — entspricht übrigens der amerika- 
nischen Praxis der Gewährung von Investment Tax 
Credits. 

Bei der Erlaubnis, einen bestimmten Teil der Inve- 
stitionssumme von der Steuerschuld abzuziehen, 
werden zwar gewisse Nachteile der Abschreibungs- 
freiheiten vermieden, doch kommt auch hier die 
Entlastung der Investitionen den Fremdkapitalge- 
bern nur über den Kapitalmarkt — via erhöhte 
Zinsgebote — zugute. Abermals ist freilich auf die 
im übrigen schon bestehende Privilegierung des 
Fremdkapitals zu verweisen. 

468. Das Investitionskalkül beruht auf dem Ver- 
gleich der unsicheren Rendite möglicher Sachanla- 
gen mit dem Zins, den sichere Finemzanlagen ab- 
werfen. Unsere bisherigen Überlegungen fußten auf 
der Annahme, daß diese Einkünfte aus Kapitalver- 
mögen ebenso wie die Gewinne besteuert werden, 
wie es den Prinzipien der Einkommensbesteuerung 
an sich entspricht. Schon dieser Grundsatz wird je- 
doch durch unser Steuerrecht in mehrfacher Hin- 
sicht verletzt. Beispielsweise gibt es die „Steuerbe- 
freiung bestimmter Zinsen“ (§ 3 a EStG), und ,^Au- 
ßerrechnungsmäßige und rechnungsmäßige Zinsen 
aus den Sparanteilen, die in den Beiträgen zu Versi- 
cherungen auf den Erlebens- oder Todesfall enthal- 
ten sind“, bleiben in den in der Praxis bedeutsamen 
Fällen ebenfalls steuerfrei (§ 20 Abs. 1 Nr. 6 EStG). 
Über solche Befreiungen und andere Ermäßigun- 
gen hinaus bleibt ein großer Teil der übrigen Zins- 
einkünfte unversteuert; sei es, daß eine Steuer- 
pflicht wegen der vielfältigen Freibeträge oder 
Freigrenzen entfällt, sei es, daß die Zinseinnahmen 
nicht deklariert werden. 

Die unterschiedliche Steuerbelastung der Ein- 
künfte aus Kapitalvermögen, die de facto noch stär- 
ker als de jure divergiert, privilegiert im Ergebnis 
Sicherheitsdenken und Fremdkapitalfinanzierung 
und diskriminiert Risikobereitschaft und Eigenka- 
pitalfinanzierung. Risikobereitschaft zu diskrimi- 
nieren, heißt die Investitionsneigimg beeinträchti- 
gen. Überdies sind die dadurch ausgelösten SubstP 
tutionsvorgänge in der Kapitalstruktur der Unter- 
nehmen nicht nur ordnungspolitisch unerwünscht, 
sondern auch deshalb bedenklich, weil eine geringe 
Ausstattung mit Risikokapital, auch wenn sie wie 
hier selbstbestimmt ist, die Krisenanfälligkeit der 
Unternehmen erhöht. 

Man bedenke das Ausmaß der Verfälschung des 
Investitionskalküls: Wenn ein Kapitalanleger — 
aus welchen Gründen auch immer — nicht mit ei- 
ner Besteuerung der Einkünfte aus Finanzanlagen 
zu rechnen braucht, während die Einkünfte aus 
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Sachvermögen besteuert werden, so muß bei der 
augenblicklichen Höhe der Grenzsteuersätze die Ei- 
genkapitalrendite (vor Steuern) weit über der Ren- 
dite aus Geldvermögen liegen, soll sich eine Sachin- 
vestition lohnen. 

Diese Lücke in der Besteuerungspreuds wird auch 
aus Gründen der Gerechtigkeit weithin als bedenk- 
lich angesehen. 

469 . Es ist indessen kaum möglich, die Zinsein- 
künfte besser zu erfassen und generell angemessen 
zu besteuern. Bei freiem internationalen Kapital- 
verkehr kommt die Einführung des Abzugs von Ka- 
pitalertragsteuer auf Zinseinnahmen im Alleingang 
der Bundesrepublik kaum in Frage. Die daraus re- 
sultierende Benachteiligung anderer Einkünfte, 
nicht zuletzt auch der redlich versteuerten Zinsen, 
kann nur durch eine allgemeine Senkung der Ein- 
kommensteuerbelastung etwas gemildert werden. 
Vor allem sollte jedoch die Steuerlast auf Investitio- 
nen im ganzen reduziert werden. Unter den gegebe- 
nen Umständen verlangt dies, mit steuerlichen Er- 
leichterungen beim Investor anzusetzen, um die 
Diskriminierung der Vermögensanlage in Sachka- 
pital deutlich zu vermindern. 

Zu dieser Strategie ist überdies deshalb zu raten, 
weil im wachstumspolitisch wichtigen internationa- 
len Wettbewerb um Kapital der Standort Bundesre- 
publik Deutschland nicht im Nachteil sein sollte. 
Der Kapitalsog Amerikas wird nicht aufhören, 
wenn Europa nicht bei den Rentabilitätsbedingun- 
gen pari bietet. Die Steuerpolitik kann und muß 
dazu ihren Beitrag leisten. 

470 . Zur Diskriminierung des Eigenkapitaleinsat- 
zes gegenüber der Fremdfinanzierung sowie zu den 
beschriebenen abträglichen Folgen aus dieser Be- 
nachteiligung des Risikokapitals für die Investi- 
tionsneigung und die Investitionsmöglichkeiten 
trägt nicht zuletzt auch die Gewerbesteuer bei, die 
sich nach den vielfältigen Gesetzesänderungen der 
letzten Jahre immer stärker zu einer Sondersteuer 
auf die Gewinne und das Eigenkapital mittlerer und 
großer gewerblicher Unternehmen entwickelt hat 
(SG 82 Ziffern 79 ff., JG 82 Ziffer 240 und JG 83 Zif- 
fern 399 ff.). Wir bekräftigen unsere Auffassung, 
daß die Gewerbesteuer durch eine Wertschöpfung- 
steuer ersetzt werden sollte, nicht zuletzt deshalb, 
weil wir eine Sonderbelastung von Gewinnen und 
Risikokapital für besonders schädlich halten, wäh- 
rend eine Besteuerung der Wertschöpfung, also des 
Gesamtertrages aus dem Kapitaleinsatz — ohne 
Rücksicht auf die Finanzierungsform — und dem 
Arbeitseinsatz, die größtmögliche Wettbewerbs- 
neutralität gewährleistet. In der Diskussion ist al- 
lerdings gerade die breite Bemessungsgrundlage 
auf Bedenken gestoßen, weil „ertragsunabhängige“ 
Steuern die Unternehmen in einer Rezession be- 
sonders stark belasten. Dem ist entgegenzuhalten, 
daß die Gemeindesteuern — wenn auch nicht im 
Sinne einer strengen Äquivalenz — die Kommunen 
für ihre Leistungen entschädigen und dadurch de- 
ren Interesse an der örtlichen Wirtschaft festigen 
sollen und detß eine ergiebige und einigermaßen 


stabile Steuerquelle der Gemeinden Voraussetzung 
dafür ist, die Gemeinden unabhängiger vom Tropf 
der Länder zu machen. Im übrigen ist es aus stabili- 
tätspolitischen Gründen erwünscht, daß die Ge- 
meinden anders als Bund und Länder auch im Kon- 
junkturverlauf mit einem kontinuierlichen Einnah- 
menflixß rechnen können, damit ihr Ausgabenver- 
halten verstetigt wird. Die Gemeinden neigen nun 
einmal zu einem einnahmenorientierten Ausgaben- 
verhalten. 

Aus ähnlichen Gründen erscheint auch das Argu- 
ment nicht stichhaltig, eine Wertschöpfungsteuer 
behindere den Export, weil bei dieser Abgabe ein 
Grenzausgleich unzulässig ist. Aus Infrastrukturin- 
vestitionen und anderen kommunalen Vorleistun- 
gen entstehen — volkswirtschaftlich gesehen — 
Kosten, die auch beim Export vom Markt erstattet 
werden müssen, wenn wirtschaftlich produziert 
werden soll. Im übrigen ist in bezug auf die Bela- 
stung durch diese Kosten wie durch die Ertrags- 
unabhängigkeit zu bedenken, daß die Gesamtbela- 
stung der örtlichen Wertschöpfung anders als bei 
der Gewerbesteuer auf alle Betriebe verteilt werden 
soll, so daß das einzelne Unternehmen nur mit ei- 
ner verhältnismäßig geringen Steuerbelastung zu 
rechnen braucht. 

Schließlich: Es kann nicht darum gehen, alle Steu- 
ern ertragsabhängig zu machen. Irgendwann ver- 
liert man durch die erhöhte Grenzbelastung der Ge- 
winne, die dann nötig ist, mehr, als man durch die 
Senkung der ertragsunabhängigen Belastungen ge- 
winnt. Das Problem einer ertragsunabhängigeren 
Gemeindesteuer muß im Rahmen der Gesamtre- 
form des Steuersystems aufgefangen werden. Hier 
besteht auch die Möglichkeit, ausgleichend der Tat- 
sache Rechnung zu tragen, daß eine Wertschöp- 
fungsteuer die Investitionen mitbelastet. 

471 . Ein Mitglied des Sachverständigenrates, Die- 
ter Mertens, hat Bedenken gegen einige der hier 
behandelten steuerpolitischen Vorstellungen, bei 
. deren Verwirklichung seiner Meinung nach größere 

Umverteilungseffekte zuungunsten mittlerer und 
kleinerer Arbeitnehmereinkommen unvermeidlich 
wären. Dies betrifft die — mit Bezug auf das Jah- 
resgutachten 1983/84 erneut einbezogene — kräf- 
tige Senkung auch der Spitzensteuersätze (JG83 
Ziffer 413), die Begünstigung der Gewinne durch er- 
weiterte Äbschreibungsmöglichkeiten oder Investi- 
tionszuschüsse (Ziffer 466), die Erweiterung der 
Möglichkeiten des Verlustvortrags und des Verlust- 
rücktrags bei der Einkommensteuer — dafür gibt 
es bei Arbeitnehmereinkommen kein Äquivalent — 
(Ziffer 464), sowie die Anregung, den Anteil der — 
nach vorherrschender Meinung die niedrigeren 
Einkommen relativ stärker belastenden — Ver- 
brauchsteuern am gesamten Steueraufkommen zu 
erhöhen (Ziffer 461). 

472 . Nicht strittig ist, daß eine gründliche Steuer- 
reform angesichts der Entwicklung der öffentlichen 
Finanzen möglich und angesichts der gestiegenen 
Belastung der privaten Haushalte fällig geworden 
ist. 
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Unstrittig ist weiter, daß dabei auch — neben der 
Suche nach mehr Gerechtigkeit — nach Möglich- 
keiten gesucht werden sollte, die die Dynamik der 
Wirtschaftstätigkeit beflügeln. 

Und es ist schließlich die Notwendigkeit der Güter- 
abwägung außer Streit, also unstreitig, daß be- 
stimmte Verteilungsrelationen in kritischen Situa- 
tionen, und wenn das gesamtwirtscheiftiiche Wohl 
nur durch Umverteilung gesichert oder gefördert 
werden kann, nicht konstant gesetzt werden kön- 
nen. 

Diese Konstellation ist derzeit — nach Meinung 
dieses Mitglieds — nicht nachzuweisen. Zunächst 
gilt es festzuhalten, daß steuerliche Umverteilung 
seit Jahren schon in beträchtlichem Maße stattge- 
funden hat (Schaubild 35, Tabelle 28). Der Anteil der 
Lohnsteuer am gesamten Steueraufkommen hat 
von 1960 bis 1984 von 12 vH auf 33 vH zugenommen, 
der Anteil der veranlagten Einkommensteuer und 
der Körperschaftsteuer nahm von 24 vH auf 14 vH 
ab, bei ungefähr unverändertem Anteil der Umsatz- 
und Verbrauchsteuern. (Zwar gibt es Unschärfen in 
der Abgrenzung zwischen Lohnsteuer und veran- 
lagter Einkommensteuer, doch haben diese — nach 
Einschätzung dieses Mitglieds — wohl eher margi- 
nale Bedeutung, so daß die Entwicklung, die der 
Belastungsanteil der Arbeitnehmereinkommen ge- 
nommen hat, aus diesen Anteilswerten im Ganzen 
abgelesen werden kann.) Auch in den letzten Jah- 
ren hat sich diese Verlagerung fortgesetzt. 

473 . Wenn die Mehrheit des Rates dennoch eine 
weitere Verlagerung für nötig hält, so aus wachs- 
tumspolitischen Überlegungen. Sie begründet ihre 
Auffassung damit, daß die vorgetragenen Schritte 
der steuerlichen Umverteilung Anreize zu mehr un- 
ternehmerischer Aktivität mit sich brächten, insbe- 
sondere zu mehr Risikofreude bei der Investitions- 
tätigkeit, deren beschleunigte Steigerung zu mehr 
Arbeitsplätzen und damit zu mehr Beschäftigung 
führen werde (Ziffern 308 und Ziffern 462 ff.). 

Anscheinend mangelt es wirklich am wünschens- 
werten dynamischen Wettbewerb, das heißt der An- 
teil dynamischer Unternehmer dürfte geringer sein 
als früher (Ziffer 164). Risikoscheue Unternehmer, 
die die notorische Unsicherheit der Gewinnerzie- 
limg in einer Marktwirtschaft weniger als Heraus- 
forderung zur Innovation denn als Maßstab in Ver- 
teilungsdiskussionen begreifen, oder als Motiv für 
den Verzicht auf Investitionen überhaupt, stehen an 
anderer Stelle des Gutachtens Modell (Ziffer 292). 
Wieweit dieses Unternehmerbild realistisch ist oder 
solch ein Unternehmertyp wirklich dominiert, mag 
man in Frage stellen. Einiges spricht dafür — dazu 
zählt auch die angestiegene Unternehmenskonzen- 
tration, also die stark gewachsene Bedeutung wirt- 
schedtlicher Macht — , daß steuerliche Anreize 
heute weit weniger zuverlässig die erhofften zün- 
denden Auswirkungen zeitigen, als dies in den wett- 
bewerbsstarken Aiifbaujahren der Fall war. 

Statt dessen könnten in weiten Bereichen Mitnah- 
meeffekte die Regel sein, also zunächst die Vertei- 
limgseffekte allein übrigbleiben, während die er- 


hofften zusätzlichen inländischen Investitionen 
ausbleiben. Denkbare Regelkreise aber, nach denen 
eine Änderung der Verteilungsrelation stets nur 
vorübergehende Bedeutung haben würde, mögen 
theoretisch schlüssiger sein als in einer Wirklich- 
keit, die den Modellvorstellungen nur unvollkom- 
men entspricht. Insbesondere setzen sie wiederum 
eben den Investitionseffekt der Steueränderung 
voraus, und sie gehen auch von einem weit höheren 
Maiß an modellgerechtem Wettbewerb aus, als für 
unsere heutigen und künftigen Verhältnisse unter- 
stellt werden darf. Erfahrungsgemäß wird man ge- 
nausogut damit rechnen können, daß — auch hier 

— einmal hergestellte Relationen alsbald als Be- 
sitzstände zur neuen Norm erhoben und energisch 
verteidigt werden. 

474 . Überlegungen, statt des Vertrauens auf auto- 
matische allgemeine Stimulierung die Steuerre- 
form sicherheitshalber im besonderen so auszuge- 
stalten, daß nur oder mit Vorzug Leistungsbereite 
und Risikofreudige gefördert, Mitnahmeeffekte 
aber gering gehalten werden, stoßen sich schnell an 
den Grenzen steuerrechtlicher Diskriminierung. 
Realistische Vorschläge dieser Art sind denn auch 
noch nicht in die politische Diskussion gekommen. 

476 . Wenn man aber — statt Mitnahmeeffekten — 
die erwünschten Impulse auf die persönlichen und 
investiven Aktivitäten der Wirtschaftsteilnehmer 
auch dadurch wahrscheinlicher machen wollen 
würde — was der Sachverständigenrat nicht tut — , 
daß man die Entlastungswirkungen auf bestimmte 
Einkommensklassen konzentriert, muß man sich 
ebenfalls auf bestimmte Verhaltensannahmen — 
diesmal nach Einkommensklassen unterschieden 

— stützen. Der Mangel an dynamischem Unterneh- 
mertum kann dadurch kaum plausibler behoben 
werden. Einschätzungsfehler sind insbesondere 
dann möglich, wenn die spezifischen Marktverhält- 
nisse dort, wo viel verdient wird, avißer Betracht 
bleiben. 

476 . Aber selbst wenn man unterstellt, daß Steuer- 
entlastungen bei den oberen Einkommensklassen 
am sichersten Investitionen auslösen — beispiels- 
weise wegen der Annahme typischer Ausgaben- 
strukturen der Einkommensbezieher nach Einkom- 
mensniveaus — muß man berücksichtigen, daß 
auch mehr Konsum in der ersten Runde sodann in 
der zweiten Runde mehr Erweiterungsinvestitionen 
auslöst, während Investitionen in der ersten Runde 
bei unveränderter Endnachfrage auch überwiegend 
zur Rationalisierung eingesetzt werden können, 
was unmittelbar erst einmal Arbeitsplätze kostet 

477 . Nach Meinung dieses Ratsmitglieds verbliebe 
also bei einer Steuerreform entsprechend den Vor- 
stellungen der Ratsmehrheit ein sicherer Umvertei- 
lungseffekt bei durchaus unsicheren Wirkungen auf 
Wachstum und Beschäftigung. Bei einem solchen 
Verhältnis der Wahrscheinlichkeiten kann für ver- 
teilungswirksame Strategien nicht unbedingt ge- 
worben werden. Insbesondere kann nicht gut dafür 
geworben werden, Strategien mit Verteilungsfolgen 
gleichzeitig auf mehreren Stufen des Verteilungssy- 
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stems zu verfolgen — einmal bei der Befriedigung 
der Ansprüche der an der Produktion Mitwirken- 
den an das Produktionsergebnis vor der Besteue- 
rung via Lohnpolitik, und sodann noch einmal 
durch eine Veränderung der steuerlichen Behand- 
limg der Einkommen. 

478 . Der Rat hat in seinem vorjährigen Gutachten 
zwar die Wünschbarkeit eines Verteilungsaus- 
gleichs für die Verteilungseffekte der vorgeschlage- 
nen Tarifrevision durch andere steuerrechtliche 
Änderungen beschrieben, gleichzeitig aber auch die 
große Schwierigkeit, eine solche Verteilungsneutra- 
lität zu sichern (JG83 Ziffer 413). Dieses Mitglied 
hält diese Schwierigkeiten für weitgehend unüber- 
windbar, zumindest im Rahmen realistischer Vor- 
stellungen von dem, was Steuerpolitik kann. Die 
Bundesregierung sucht offenbar einen moderaten 
Weg. Sie hält in der derzeitigen Ausprägung des 
Einkommensteuertarifs Prinzipien der Gerechtig- 
keit und des optimalen Leistungsanreizes im Be- 
reich mittlerer Einkommen gleichzeitig für beein- 
trächtigt und sieht bei dieser doppelten Begrün- 
dung wenig Risiken darin, in dieser Besteuerungs- 
zone die relativ größte Entlastung vorzunehmen, 
bei abnehmender Ausstrahlung nach unten und 
oben. Einer solchen Linie kann man unter den der- 
zeitigen Bedingungen im großen und ganzen zu- 
stimmen. Weiterer tarifpolitischer Handlungsbe- 
darf in der von der Ratsmehrheit gewiesenen Rich- 
tung besteht nach Meinung dieses Mitglieds des 
, Rates vorerst nicht. 

Soweit die Meinung dieses Ratsmitglieds. 


Reform der Familienbesteuerung 

479 . Die steuerliche Berücksichtigung der soge- 
nannten Familienlasten entspricht dem Grundsatz 
der Lastenverteilung nach der individuellen Lei- 
stungsfähigkeit der Steuerpflichtigen. Auf lange 
Sicht ist eine konsistente Lösung des Problems nur 
möglich, wenn bei der Besteuerung die durch da;s 
Familienrecht begründeten Leistungsverpflichtun- 
gen und Ansprüche zugrunde gelegt werden. Dabei 
ist davon auszugehen, daß die wirtschaftliche Lei- 
stungsfähigkeit des Leistungsverpflichteten in dem 
durch die rechtlichen Regelungen begründeten Um- 
fang gemindert, die des Anspruchsberechtigten da- 
gegen entsprechend erhöht wird; denn im Umfang 
der Einkommensübertragung wird der Wohlstand 
des Einkommensbeziehers gemindert, der des Emp- 
fängers erhöht. Es ist deshalb folgerichtig, die ge- 
schuldete Leistung beim Verpflichteten von der Be- 
messungsgrundlage der Einkommensteuer abzuzie- 
hen, sie dagegen mit etwaigen weiteren Einkünften 
beim Empfänger zu besteuern (Realsplitting). Das 
zur Zeit geltende Ehegattensplitting entspricht die- 
sem Grundsatz. Für die steuerliche Berücksichti- 
gung der den Kindern geschuldeten Unterhaltslei- 
stungen könnten die von der Rechtsprechung der 
Familiengerichte entwickelten schematischen Re- 
gelungen zugrunde gelegt werden. Es ist jedoch zu 
berücksichtigen, daß Familienlasten nicht nur 


durch den Unterhalt von Kindern entstehen; auch 
bestimmte andere Angehörige sind im Bedürftig- 
keitsfall zu unterhalten. Im Hinblick auf die sich 
abzeichnende Überalterung unserer Bevölkerung 
werden in absehbarer Zeit die Unterhaltsleistungen 
für pflegebedürftige Eltern vielen Steuerpflichtigen 
zu einer drückenden Belastung werden. 

Es ist anzunehmen, daß es bei einer generellen Ein- 
führung des Realsplittings zu beträchtlichen Steu- 
erausfällen kommen würde. Die hier skizzierten 
Grundsätze können deshalb nur als Leitlinien für 
eine schrittweise Weiterentwicklung der Familien- 
besteuerung dienen. Zur Wiederherstellung der Lei- 
stungskreift unserer Volkswirtschedt und zur Wie- 
dererlangung einer befriedigenden Beschäftigungs- 
entwicklung erscheint es vorerst dringlicher, die 
Steuerprogression abzuflachen und die Investitio- 
nen steuerlich zu entlasten. 

480 . Vor diesem Hintergrund kann die Wieder- 
einführung der Kinderfreibeträge bei der Ein- 
kommensbesteuerung im Jahre 1983 in Höhe von 
432 DM und deren für 1986 vorgesehene Erhöhung 
auf 2 484 DM je Kind als Versuch angesehen wer- 
den, im Wege eines Kompromisses die Erforder- 
nisse der Haushaltskonsolidierung mit den Prinzi- 
pien der Steuerlastverteilung nach der Leistungsfä- 
higkeit in Einklang zu bringen. Mit diesen Schritten 
ist zugleich eine Rückkehr zum dualen System der 
familienbezogenen Finanzpolitik verbunden; denn 
im Rahmen des Familienlastenausgleichs wird 
nach wie vor Kindergeld gewährt, das allerdings 
seit 1983 für Eltern mit hohem Einkommen herab- 
gesetzt wurde uud das von 1986 an für Eltern mit 
geringem Einkommen erhöht werden soll. Beide 
Bereiche sind schlecht aufeinander abgestimmt. 

Kindergeldzahlungen können mit verschiedenen 
Argumenten gerechtfertigt werden. Als wesentli- 
cher Gesichtspunkt gilt im allgemeinen, daß mit 
diesen Transferausgaben die Einbuße an wirt- 
schaftlicher Leistungsfähigkeit gemildert werden 
soll, die sich für die Eltern aus dem Aufziehen ihrer 
Kinder ergibt. Bei dieser Begründung ist es jedoch 
wenig überzeugend, wenn Kindergeld auch an die- 
jenigen Bürger gezahlt wird, die ein Einkommen zu 
versteuern haben; denn bei einer Steuerlastvertei- 
lung, die dem Leistungsfähigkeitsprinzip genügt, 
müßten die Familienlasten bei der Zumessung der 
Steuerschulden berücksichtigt werden. Kindergeld 
erhielten dann nur diejenigen, deren Einkommen 
so gering ist, daß sie keine Steuern zahlen. In den 
anderen Fällen gibt es dagegen für ein Kindergeld 
keinen Raum mehr; es sei denn, die Tarifgestaltung, 
die Höhe der Kinderfreibeträge oder beides würden 
dem Leistungsfähigkeitsprinzip nicht gerecht So- 
fern diese Voraussetzungen zutreffen — und das ist 
in der Bundesrepublik offenbar der Fall — , müssen 
die Entlastungwirkungen aus dem Kindergeld und 
den Kinderfreibeträgen zusammen gesehen wer- 
den. Es zeigt sich dann, daß die Gestaltung des dua- 
len Systems nicht konsistent ist; denn die Gesamt- 
entlastung aus Kinderfreibeträgen und Kindergeld 
weist für Familien mit zwei und mehr Kindern 
Sprünge auf, die kaum beabsichtigt sein können 
und auf einen Koordinationsmangel der isoliert für 
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die Besteuerung einerseits, das Kindergeld ande- 
rerseits getroffenen Regelungen schließen lassen. 

Es ist seit langem bekannt, daß Einkommensgren- 
zen bei Sozialtransfers in der Kegel zu sogenannten 
Umkippeffekten führen, die wegen ihrer leistungs- 
lähmendenWirkungen bedenklich sind. Aus der Ku- 
mulation solcher Effekte in den verschiedenen Lei- 
stungsbereichen werden die unerwünschten Ein- 
flüsse noch verstärkt. 

Für das Kindergeld ließen sich die Umkippeffekte 
dadurch vermeiden, daß man auf Einkommensgren- 
zen verzichtet, dafür aber das — dann zu erhöhende 
— Kindergeld als Einkommensbestandteile der Be- 
steuerung unterwirft. Auch für andere Transferaus- 
gaben werden solche Lösungen diskutiert. 

481 . Ein Mitglied des Sachverständigenrates, Die- 
ter Mertens, ist der Auffassung, daß die Besteue- 
rung von Transfereinkommen im allgemeinen an- 
gesichts der sachlichen und psychologischen Be- 
deutung und der methodischen Komplexität der da- 
mit verbundenen Fragen nur im Rahmen einer ver- 
tieften Analyse zum Thema gemacht werden kann. 


III. Ein Resümee 


482 . Wenn die Steuerpolitik ihren Beitrag für 
mehr wirtschaftliche Dynamik und damit für eine 
spürbare Beschäftigungszunahme leisten soll, 
kommt es in erster Linie darauf an, den Anstieg 
und die absolute Höhe der Grenzsteuersätze deut- 
lich zu senken und die axif den Investitionen lasten- 
den Steuern zu verringern. Der Umfang, in dem bei- 
des geschehen kann, hängt von den Finanzierungs- 
möglichkeiten ab. Diese wiederum werden zunächst 
durch die Entscheidung bestimmt, wie die finanzpo- 
litische Bewegungsfreiheit genutzt werden soll, die 
aus der Eindämmung der Staatsausgaben erwächst, 
anders ausgedrückt: in welchem Ausm£ü3 der Hand- 
lungsspielraum für Steuersenkungen zur Verfü- 
gung steht. Dieses Volumen kann durch eine wachs- 
tumsfreundliche Umstrukturierung des Steuersy- 
stems nicht unbeträchtlich erweitert werden, indem 
„Steuervergünstigungen“ aller Art, insbesondere 
die verdeckten Subventionen, aber auch offene, re- 
duziert und außerdem Verbrauchsteuern erhöht 
werden. 

483 . Bei unserem Versuch, den Rahmen der fi- 
nanziellen Möglichkeiten für eine Steuerreform zu 
überschlagen, richten sich unsere Überlegungen 
wie bisher auf das Jahr 1988, also das Ende der 
gegenwärtig laufenden Periode für die Finanzpla- 
nung. Bei der Verteilung des Volumens auf einzelne 
Schritte der Reform in den Jahren 1986 bis 1988 
sollte neben der konjunkturpolitischen Opportuni- 
tät vor allem das Ziel, die Konsolidierungserfolge 
nicht zu gefährden, beachtet werden. Für den quan- 
titativen Rahmen, in dem man sich von der gesamt- 
wirtschaftlichen Entwicklung und der mittelfristi- 
gen Ausgabenplanung her zu bewegen hat, haben 
wir Anhaltspunkte gegeben. 


Für den Handlungsspielraum, der sich bis 1988 
veranschlagen läßt, steht — in der Abgrenzung 
der Finanzstatistik — ein Betrag von ungefähr 
40 Mrd DM. Wir stellen uns vor, daß er durch einen 
Abbau von Subventionen und Steuervergünstigun- 
gen sowie eine Umstrukturierung des Steuersy- 
stems um etwa 10 Mrd DM erweitert werden könn- 
te. Wieviel von diesem Betrage für Steuerentlastun- 
gen eingesetzt werden kann, wieviel einer Senkung 
der öffentlichen Defizite dienen muß, hängt davon 
ab, welche finanzpolitische Strategie gewählt wird. 

Bei der ersten Option gibt es, wie erwähnt, einen 
mittelfristigen Handlungsspielraum aus einer Ein- 
dämmung der Staatsausgaben annahmegemäß 
nicht. Hier stünde den im Vergleich zur zweiten und 
dritten Strategie ständig höheren Staatsausgaben 
der Verzicht auf eine Senkung der konjunkturberei- 
nigten Kreditfinanzierungsquote und der Steuer- 
quote gegenüber. Der Sachverständigenrat teilt die 
Auffassung, daß dies nicht der bessere Weg zu mehr 
Produktion und Beschäftigung wäre. Auch mit die- 
ser Strategie könnte sich jedoch eine Umstrukturie- 
rung des Steuersystems und ein Abbau von Subven- 
tionen und Steuervergünstigungen, der Spielraum 
für Steuersenkungen schüfe, verbinden. 

484 . Bei der zweiten Option wird der Handlungs- 
spielraum, der aus der Senkung der Staatsquote 
erwächst, wie erwähnt, voll für die weitere Rück- 
führung der Neuverschuldung des Staates genutzt; 
diese würde bis 1988 — konjunkturbereinigt — um 
etwa 23 Mrd DM sinken. Das damit begründete Ver- 
trauen in die Solidität der Staatsfinanzen verbes- 
serte das allgemeine Wirtschaftsklima. Die Entla- 
stung des Kapitalmarktes verbesserte die Bedin- 
gungen für private Investitionen, und zwar um so 
mehr, je länger dieser Weg begangen würde. Im 
Gegensatz zur ersten und dritten Option ist bei der 
zweiten auch die Zinsbelastung künftiger Haus- 
haltsjahre wesentlich geringer. 

Den Weg der zweiten Option zu gehen, würde aller- 
dings in besonders hohem Maße erfordern, die 
Möglichkeiten eines Abbaus der Subventionen und 
Steuervergünstigungen sowie einer Umstrukturie- 
rung des Steuersystems zu nutzen, da andernfalls 
das Problem der zu hohen Abgabenlast ungelöst 
bliebe und auch für eine besondere steuerliche Ent- 
lastung der Investitionen kaum finanzieller Spiel- 
raum entstünde. Der Abbau von Subventionen und 
Steuervergünstigungen und die besondere steuerli- 
che Entlastung von Investitionen wären hier in en- 
gem Zusammenhang zu sehen, sachlich, angesichts 
des engen Spielraums für allgemeine Steuersen- 
kungen, aber wohl auch politisch. 

485 . Die Steuersenkungspläne der Bundesregie- 
rung kennzeichnen einen Weg des Kompromisses, 
der der zweiten Option näher kommt als der drit- 
ten. Er unterscheidet sich von beiden in dem, was 
wir in diesem Falle ergänzend für notwendig hal- 
ten. Eine Umstrukturierung in der Steuerlastvertei- 
lung ist — im Gegensatz zu den ursprünglichen Plä- 
nen des Bundesfinanzministers — nicht mehr vor- 
gesehen. 
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486 . Bei der dritten Option wird in Kauf genom- 
men, daß die konjunkturbereinigte Kreditfinanzie- 
rungsquote auf dem Niveau des Jahres 1984 gehal- 
ten wird. Hier muß die Nutzung des entsprechend 
größeren Spielraums für Steuersenkungen für das 
sorgen, was bei der zweiten Option der Rückzug des 
Staates am Kapitalmarkt zuwege bringen kann. 
Eine besondere steuerliche Entlastung der Investi- 
tionen würde es am ehesten rechtfertigen, bei der 
Senkung der öffentlichen Defizite weniger ehrgei- 
zig zu sein als bei der zweiten Option. 

Bei einer Politik entsprechend der zweiten Option 
wird sich in besonderem Maße das Problem ver- 
schärfen, daß die Entwicklung der öffentlichen De- 
fizite auf den einzelnen Ebenen des Staates — 
Bund, Länder und Gemeinden — unterschiedlich 
ist. Zu einem erheblichen Teil muß es bei der Eigen- 
verantwortung der einzelnen Grebietskörperschaf- 
ten für ihre Haushaltsentwicklung bleiben. Sparan- 
strengungen müssen auch ihren Lohn in sich tra- 
gen. Viele gesamtstaatlich getroffene und zu tref- 
fende Entscheidungen berühren aber zugleich die 
Haushaltsentwicklung auch der unteren Ebenen. 
Unsere Analysen knüpfen grundsätzlich am öffent- 
lichen Gesamthaushalt an. Es ist keine analytische, 
sondern eine politisch zu entscheidende Frage, wie 
im Falle einer Politik, zu der wir raten, die Einnah- 
menteilung zwischen Bund, Ländern und Gemein- 
den verändert werden sollte. Daß sie geändert wer- 
den müßte, halten wir allerdings für gewiß. 

487 . Im Gesamtvergleich der hier analysierten Op- 
tionen halten wir für gegeben, daß bei entsprechen- 


der Ausgestaltung und jeweils unterschiedlicher 
Ergänzung die Strategiealternativen der Optionen 
zwei und drei gleichwertig sein können. 

Wir sehen wohl, daß beide Wege — und alle zwi- 
schen ihnen — durch ein sehr ehrgeiziges gemein- 
sames Basisziel gekennzeichnet sind, nämlich 
durch das Vorhaben, trotz neuer Belastungen, etwa 
im Zusammenhang mit den erhöhten Verpflichtun- 
gen gegenüber den Europäischen Gemeinscheiften, 
den Ausgabenpfad der mittelfristigen Finanzpla- 
nung für den öffentlichen G^samthaushalt einzu- 
halten. Haushälterische Vorsicht drängt die Bun- 
desregierung in Richtung der Option zwei, zumin- 
dest in den Planungen und Versprechungen; der 
größere Handlungsspielraum soll erst geschaffen 
sein, bevor er genutzt wird. Die Erinnerung an die 
Bedeutung leerer Kassen für staatliche Ausgaben- 
disziplin mahnt hingegen, mit Steuersenkungsplä- 
nen nicht auf die Zeit voller Kassen zu warten. Für 
eine zielbewußte und ihrer selbst sichere Politik auf 
längere Sicht gibt es bei dieser Gratwanderung kei- 
nen Ersatz. Ehrgeizig heißt nicht unmöglich. 

488 . Jede Diskussion um Steuerreform ist zugleich 
Teil des Streits um die Einkommensverteilung. Je- 
der Ökonom weiß, daß die Behinderung durch Ver- 
teilungsfragen zu den schwersten Problemen für 
eine gute Wirtschaftspolitik gehört. Der Sachver- 
ständigenrat sieht seine Aufgabe darin, die Fragen 
einer auf mehr wirtschaftliche Dynamik und mehr 
Beschäftigung zielenden Steuerreform auch in die- 
ser Hinsicht unbefangen zu erörtern. 
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I. 

Gesetz über die Bildung eines Sachverständigenrates 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 

Vom 14. August 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 685) 

in der Fassung des Gtesetzes zur Änderung des (Gesetzes über die Bildung eines Sachverständigenrates zur Begutach- 
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, vom 8. November 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 633) — § 6 Abs. 1 — , und des 
Gresetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft, vom 8. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 582), — 

§ 6 Abs. 2 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§1 

(1) Zur periodischen Begutachtung der gesamt- 
wirtschaftlichen Entwicklung in der Bundesrepu- 
blik Deutschland und zur Erleichterung der Urteils- 
bildung bei allen wirtschaftspolitisch verantwortli- 
chen Instanzen sowie in der Öffentlichkeit wird ein 
Rat von unabhängigen Sachverständigen gebildet 

(2) Der Sachverständigenrat besteht aus fünf Mit- 
gliedern, die über besondere wirtschaftswissen- 
schaftliche Kenntnisse und volkswirtschaftliche Er- 
fahrungen verfügen müssen. 

(3) Die Mitglieder des Sachverständigenrates dür- 
fen weder der Regierung oder einer gesetzgeben- 
den Körperschaft des Bimdes oder eines Landes 
noch dem öffentlichen Dienst des Bundes, eines 
Landes oder einer sonstigen juristischen Person 
des öffentlichen Rechts, es sei denn als Hochschul- 
lehrer oder als Mitarbeiter eines wirtschafts- oder 
sozialwissenschaftlichen Institutes, angehören. Sie 
dürfen ferner nicht Repräsentant eines Wirtschafts- 
verbandes oder einer Organisation der Arbeitgeber 
oder Arbeitnehmer sein oder zu diesen in einem 
ständigen Dienst- oder Geschäftsbesorgungsver- 
hältnis stehen. Sie dürfen auch nicht während des 
letzten Jahres vor der Berufung zum Mitglied des 
Sachverständigenrates eine derartige Stellimg in- 
negehabt haben. 

§2 

Der Sachverständigenrat soll in seinen Gutach- 
ten die jeweilige gesamtwirtschaftliche Lage und 
deren absehbare Entwicklung darstellen. Dabei soll 
er untersuchen, wie im Rahmen der marktwirt- 
schaftlichen Ordnung gleichzeitig Stabilität des 
Preisniveaus, hoher Beschäftigungsstand und au- 
ßenwirtschaftliches Gleichgewicht bei stetigem und 
angemessenem Wachstum gewährleistet werden 
können. In die Untersuchung sollen auch die Bil- 
dung und die Verteilung von Einkommen und Ver- 
mögen einbezogen werden. Insbesondere soll der 
Sachverständigenrat die Ursachen von aktuellen 
und möglichen Spannungen zwischen der geseunt- 


wirtscheiftlichen Nachfrage und dem gesamtwirt- 
schaftlichen Angebot aufzeigen, welche die in 
Satz 2 genannten Ziele gefährden. Bei der Untersu- 
chung sollen jeweils verschiedene Annahmen zu- 
grunde gelegt und deren unterschiedliche Wirkun- 
gen dargestellt und beurteilt werden. Der Sachver- 
ständigenrat soll Fehlentwicklungen imd Möglich- 
keiten zu deren Vermeidung oder deren Beseiti- 
gung aufzeigen, jedoch keine Empfehlimgen für be- 
stimmte wirtschafts- und sozialpolitische Maßnah- 
men aussprechen. 


§3 

(1) Der Sachverständigenrat ist nur an den durch 
dieses Gesetz begründeten Auftrag gebunden und 
in seiner Tätigkeit imabhängig. 

(2) Vertritt eine Minderheit bei der Abfassung der 
Gutachten zu einzelnen Fragen eine abweichende 
Auffassung, so hat sie die Möglichkeit, diese in den 
Gutachten zum Ausdruck zu bringen. 


§4 

Der Sachverständigenrat kann vor Abfassung 
seiner Gutachten ihm geeignet erscheinenden Per- 
sonen, insbesondere Vertretern von Organisationen 
des wirtschaftlichen und sozialen Lebens, Gelegen- 
heit geben, zu wesentlichen sich aus seinem Auf- 
trag ergebenden Fragen Stellung zu nehmen. 


§5 

(1) Der Sachverständigenrat kann, soweit er es 
zur Durchführung seines Auftrages für erforderlich 
hält, die fachlich zuständigen Bundesminister und 
den Präsidenten der Deutschen Bundesbank hö- 
ren. 

(2) Die fachlich zuständigen Bundesminister und 
der Präsident der Deutschen Bundesbank sind auf 
ihr Verlangen zu hören. 

(3) Die Behörden des Bundes und der Länder lei- 
sten dem Sachverständigenrat Amtshilfe. 
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§6 

(1) Der Sachverständigenrat erstattet jährlich ein 
Gutachten (Jahresgutachten) und leitet es der Bun- 
desregierung bis zum 15. November zu. Das Jahres- 
gutachten wird den gesetzgebenden Körperschaf- 
ten von der Bundesregierung unverzüglich vorge- 
legt und zum gleichen Zeitpunkt vom Sachverstän- 
digenrat veröffentlicht. Spätestens acht Wochen 
nach der Vorlage nimmt die Bundesregierung ge- 
genüber den gesetzgebenden Körperschaften zu 
dem Jahresgutachten Stellung. In der Stellung- 
nahme sind insbesondere die wirtschaftspolitischen 
Schlußfolgerungen, die die Bundesregierung aus 
dem Gutachten zieht, darzulegen. 

(2) Der Sachverständigenrat hat ein zusätzliches 
Gutachten zu erstatten, wenn auf einzelnen Gebie- 
ten Entwicklungen erkennbar werden, welche die 
in § 2 Satz 2 genannten Ziele gefährden. Die Bun- 
desregierung kann den Sachverständigenrat mit 
der Erstattung weiterer Gutachten beauftragen. 
Der Sachverständigenrat leitet Gutachten nach 
Satz 1 und 2 der Bundesregierung zu und veröffent- 
licht sie; hinsichtlich des Zeitpunktes der Veröffent- 
lichung führt er das Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Wirtschaft herbei. 


§7 

(1) Die Mitglieder des Sachverständigenrates 
werden auf Vorschlag der Bundesregierung durch 
den Bundespräsidenten berufen. Zum 1. März eines 
jeden Jahres — erstmals nach Ablauf des dritten 
Jahres nach Erstattung des ersten Gutachtens ge- 
mäß § 6 Abs. 1 Satz 1 — scheidet ein Mitglied aus. 
Die Reihenfolge des Ausscheidens wird in der er- 
sten Sitzung des Sachverständigenrates durch das 
Los bestimmt. 

(2) Der Bundespräsident beruft auf Vorschlag der 
Bundesregierung jeweils ein neues Mitglied für die 
Dauer von fünf Jahren. Wiederberufungen sind zu- 
lässig. Die Bundesregierung hört die Mitglieder des 
Sachverständigenrates an, bevor sie ein neues Mit- 
glied vorschlägt. 

(3) Die Mitglieder sind berechtigt, ihr Amt durch 
Erklärung gegenüber dem Bundespräsidenten nie- 
derzülegen. 

(4) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so wird ein 
neues Mitglied für die Dauer der Amtszeit des aus- 
geschiedenen Mitglieds berufen; Absatz 2 gilt ent- 
sprechend. 


§8 

(1) Die Beschlüsse des Sachverständigenrates be- 
dürfen der Zustimmung von mindestens drei Mit- 
gliedern. 

(2) Der Sachverständigenrat wählt aus seiner 
Mitte einen Vorsitzenden für die Dauer von drei 
Jahren. 

(3) Der Sachverständigenrat gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung. 

§9 

Das Statistische Bundesamt nimmt die Aufgaben 
einer Geschäftsstelle des Sachverständigenrates 
wahr. Die Tätigkeit der Geschäftsstelle besteht in 
der Vermittlung und Zusammenstellung von Quel- 
lenmaterial, der technischen Vorbereitung der Sit- 
zungen des Sachverständigenrates, dem Druck und 
der Veröffentlichung der Gutachten sowie der Erle- 
digung der sonst anfallenden Verwaltungsaufga- 
ben. 

§10 

Die Mitglieder des Sachverständigenrates und 
die Angehörigen der Geschäftsstelle sind zur Ver- 
schwiegenheit über die Beratungen und die vom 
Sachverständigenrat als vertraulich bezeichneten 
Beratungsunterlagen verpflichtet. Die Pflicht zur 
Verschwiegenheit bezieht sich auch auf Informatio- 
nen, die dem Sachverständigenrat gegeben und als 
vertraulich bezeichnet werden. 

§11 

(1) Die Mitglieder des Sachverständigenrates er- 
halten eine pauschale Entschädigung sowie Ersatz 
ihrer Reisekosten. Diese werden vom Bundesmini- 
ster für Wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister des Innern festgesetzt. 

(2) Die Kosten des Sachverständigenrates trägt 
der Bund. 

§ 12 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 13 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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II. 

Auszug aus Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1967, Teil 1 S. 582 

Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachstums 

der Wirtschaft 

Vom 8. Juni 1967 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


§1 

Bund und Länder haben bei ihren wirtschafts- 
und finanzpolitischen Maßnahmen die Erforder- 
nisse des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts zu 
beachten. Die Maßnahmen sind so zu treffen, daß 
sie im Rahmen der marktwirtschaftlichen Ordnung 
gleichzeitig zur Stabilität des Preisniveaus, zu ei- 
nem hohen Beschäftigungsstand und außenwirt- 
schaftlichem Gleichgewicht bei stetigem uhd ange- 
messenem Wirtschaftswachstum beitragen. 


§2 

(1) Die Bundesregierung legt im Januar eines je- 
den Jahres dem Bundestag und dem Bundesrat ei- 
nen Jahreswirtschaftsbericht vor. Der Jahreswirt- 
schaftsbericht enthält: 

1. die Stellungnahme zu dem Jahresgutachten 
des Sachverständigenrates auf Grund des 
§ 6 Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes über die Bil- 
dung eines Sachverständigenrates zur Be- 
gutachtung der gesamtwirtscheiftlichen Ent- 
wicklung vom 14. August 1963 (Bundesge- 
setzbl. I S. 685) in der Fassung des Gesetzes 
vom 8. November 1966 (Bundesgesetzbl. I 
S. 633); 

2. eine Darlegung der für das laufende Jahr 
von der Bundesregierung angestrebten wirt- 
schafts- und finanzpolitischen Ziele (Jahres- 
projektion); die Jahresprojektion bedient 


sich der Mittel und der Form der volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung, gegebenen- 
falls mit Alternativrechnungen; 

3. eine Darlegung der für das laufende Jahr 
geplanten Wirtschafts- und Finanzpolitik. 

(2) Maßnahmen nach § 6 Abs. 2 und 3 und nach 
den §§ 15 und 19 dieses Gesetzes sowie nach § 51 
Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes und nach 
§ 19 c des Körperschaftsteuergesetzes dürfen nur 
getroffen werden, wenn die Bundesregierung 
gleichzeitig gegenüber dem Bundestag und dem 
Bundesrat begründet, daß diese Maßnahmen erfor- 
derlich sind, um eine Gefährdung der Ziele des § 1 
zu verhindern. 

§3 

(1) Im Falle der Gefährdung eines der Ziele des 
§ 1 stellt die Bundesregierung Orientierungsdaten 
für ein gleichzeitiges aufeinander abgestimmtes 
Verhalten (konzertierte Aktion) der Gebietskörper- 
schaften, Gewerkschaften und Unternehmensver- 
bände zur Erreichung der Ziele des § 1 zur Verfü- 
gung. Diese Orientierungsdaten enthalten insbe- 
sondere eine Darstellung der gesamtwirtschaftli- 
chen Zusammenhänge im Hinblick auf die gege- 
bene Situation. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft hat die 
Orientierungsdaten auf Verlangen eines der Betei- 
ligten zu erläutern. 

§4 
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III. 

Verzeichnis der Gutachten des Sachverständigenrates 

Als Veröffentlichungen des Sachverständigenrates sind bisher erschienen: 

Jahresgutachten 1964/65: „Stabiles Geld — Stetiges Wachstum“ (am 11. Januar 
1965) 

Jahresgutachten 1965/66: „Stabilisierung ohne Stagnation“ (am 13. Dezember 
1965) 

Jahresgutachten 1966/67: „Expansion und Stabilität“ (am 30. November 1966) 

Jahresgutachten 1967/68: „Stabilität im Wachstum“ (eim 6. Dezember 1967); darin 
enthalten: Sondergutachten vom März 1967: „Zur Konjunkturlage im Frühjahr 
1967“ 

Jahresgutachten 1968/69: ,^ternativen außenwirtschaftlicher Anpassimg“ (eim 
4. Dezember 1968) 

Jahresgutachten 1969/70: „Im Sog des Booms“ (am 3. Dezember 1969); darin ent- 
halten: Sondergutachten vom 30. Juni 1969 und 3. Juli 1968: „Binnenwirtschaftli- 
che Stabilität und außenwirtschedtliches Gleichgewicht“; Sondergutachten vom 
25; September 1969: „Zur lohn- imd preispolitischen Situation Ende September 
1969“; Sondergutachten vom 4. Oktober 1969: „Zur währungspolitischen Situation 
Anfang Oktober 1969“ 

Jahresgutachten 1970/71: „Konjunktur im Umbruch — Risiken und Chancen — “ 
(am 3. Dezember 1970); darin enthalten: Sondergutachten vom 9. Mai 1970: „Zur 
Konjunkturlage im Frühjahr 1970“ 

Jahresgutachten 1971/72: „Währung, Geldwert, Wettbewerb — Entscheidungen 
für morgen — “ (am 22. November 1971); darin enthalten: Sondergutachten vom 
24. Mai 1971: „Zur konjuktur- und währungspolitischen Lage im Mai 1971“ 

Jahresgutachten 1972/73: „Gleicher Rang für den Greldwert“ {am 6. Dezember 
1972); darin enthalten: Sondergutachten vom 3. Jidi 1972: „Zur währungspoliti- 
schen Lage im Juli 1972“ 

Jahresgutachten 1973/74: „Mut zur Stabilisierung“ (am 22. November 1973); darin 
enthalten: Sondergutachten vom 4. Mai 1973: „Zur konjunkturpolitischen Lage 
im Mai 1973“ 

Jahresgutachten 1974/75: „Vollbeschäftigung für morgen“ (am 22. November 
1974); darin enthalten: Sondergutachten vom 17. Dezember 1973: „Zu den gesamt- 
wirtschaftlichen Auswirkungen der Ölkrise“ 

Jahresgutachten 1975/76: „Vor dem Aufschwung“ (am 24. November 1975); darin 
enthalten: Sondergutachten vom 17. August 1975: „Zur konjunkturpolitischen 
Lage im August 1975“ 

Jahresgutachten 1976/77: „Zeit zum Investieren“ (am 24. November 1976) 

Jahresgutachten 1977/78: „Mehr Wachstum — Mehr Beschäftigung“ (am 22. No- 
vember 1977) 

Jahresgutachten 1978/79: „Wachstum imd Währung“ (am 23. November 1978); 
darin enthalten: Sondergutachten vom 19. Juni 1978: „Zur wirtschaftlichen Lage 
im Juni 1978“ 

Jahresgutachten 1979/80: „Herausforderung von außen“ (am 22. November 1979) 
Jahresgutachten 1980/81: „Unter Anpassungszwang“ (am 20. November 1980) 

Jahresgutachten 1981/82: „Investieren für mehr Beschäftigung“ (am 20. Novem- 
ber 1981); darin enthalten: Sondergutachten vom 4. Juli 1981: „Vor Kurskorrektu- 
ren — Zur finanzpolitischen und währungspolitischen Situation im Sommer 
1981“ 

Jahresgutachten 1982/83: „Gegen Pessimismus“ (am 23. November 1982); darin 
enthalten: Sondergutachten vom 9. Oktober 1982: „Zur wirtschaftlichen Lage im 
Oktober 1982“ 

Jahresgutachten 1983/84: „Ein Schritt voran“ (am 24. November 1983) 

Alle Veröffentlichungen sind im W. Kohlhammer-Verlag Stuttgart — Mainz 
erschienen. 
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IV. 


Methodische Erläuterungen 


A. Zur Bestimmung des gesamtwirtschaftlichen 
Produktionspotentials (Sachkapazitäten) 

1 . Verwendete Symbole: 

t Zeitindex (Jahre) 

Kt durchschnittliches Bruttoanlagevermögen 

Yt reales Bruttoinlandsprodukt 

Yf gesamtwirtschaftliches Produktionspotential 

Pt* Produktionspotential des Sektors Unter- 

nehmen 

kt empirisch gemessene Kapitalproduktivität 

£t trendmäßige Kapitalproduktivität 

kt* trendmäßige Kapitalproduktivität bei Voll- 

auslastung der Sachkapazitäten (potentielle 
Kapitalproduktivität) 

X.t Auslastungsgrad des gesamtwirtschaftlichen 

Produktionspotentials 

2 . Das gesamtwirtschaftliche Produktionspotential 
setzt sich additiv zusammen aus der potentiellen 
Bruttowertschöpfung des Sektors Unternehmen 
(ohne Wohnungsvermietung), den Beiträgen des 
Staates, der Wohnungsvermietung und der privaten 
Haushalte und Organisationen ohne Erwerbs- 
zweck zur realen Bruttowertschöpfung sowie der 
nichtabzugsfähigen Umsatzsteuer und den Einfuhr- 
abgaben. Beim Staat und den übrigen Bereichen 
außerhalb des Sektors Unternehmen (ohne Woh- 
nungsvermietung) wird dabei angenommen, daß 
deren Produktionspotential stets voll ausgelastet 
und daher mit den jeweiligen Beiträgen zur Brutto- 
wertschöpfung identisch ist. Der Auslastungsgrad 
des gesamtwirtschaftlichen Produktionspotentials 
errechnet sich nach der Relation 



3. Das Produktionspotential des Sektors Unternehmen 
(ohne Wohnungsvermietung) ist das Produkt aus 
dem jahresdurchschnittlichen Bruttoanlagevermö- 
gen und der potentiellen Kapitalproduktivität: 

Pf = kf • Kt 

4. Die Berechnung der in die Potentialschätzung ein- 
gehenden Kapitalproduktivitäten erfolgt in mehre- 
ren Schritten. Zunächst werden für die Jahre 1960 
bis 1970 trendmäßige Kapitalproduktivitäten mit 
Hilfe einer logarithmischen Trendfunktion errech- 
net: 

log fet = log a + t log b 


Sodann wird der Verlauf der potentiellen Kapital- 
produktivitäten dadurch ermittelt, daß die Trend- 
linie parallel durch denjenigen Wert der empirisch 
gemessenen Kapitalproduktivitäten im Stützbe- 
reich verschoben wird, der von seinem Trendwert 
am weitesten nach oben abweicht: 

log kf = ao + log fet, nait ao = max [log kt - log fet] 

Als Stützbereich für die Ermittlung der Trendwerte 
der Jahre 1960 bis 1970 wird der Zeitraum von 1960 
bis 1974 verwendet. 

5. Die Berechnung der trendmäßigen Kapitalproduk- 
tivitäten für die Jahre ab 1971 wird ebenfalls mit 
Hilfe der genannten Trendfunktion durchgeführt. 
Es werden jedoch gleitende Zehnjahres-Stützbe- 
reiche verwendet. Für die Trendwerte der Jahre 
1971, 1972, 1973 usw. werden also die Stützbereiche 
1961 bis 1970, 1962 bis 1971, 1963 bis 1972, usw. 
genommen. 

Die potentiellen Kapitalproduktivitäten werden da- 
durch ermittelt, daß jeweils der Wert des vorange- 
gangenen Jahres nach Maßgabe der Abnahmerate 
des Trends im zugehörigen Stützbereich fortge- 
schrieben wird; kf ergibt sich demnach als Produkt 
aus kf _i und der Abnahmerate der Trendlinie mit 
dem Stützbereich [t-10 bis t-l]. 

6 . Über die Entwicklung der einzelnen Komponenten 
des Potentialwachstums werden außerdem folgende 
Annahmen gemacht: 

- Bei der Fortschreibung des vom Statistischen 
Bundesamt geschätzten Brutto anlagevermögens 
wird davon ausgegangen, daß die realen Brutto- 
anlageinvestitionen der Unternehmen (ohne 
Wohnungs Vermietung) 1984 um IV 2 vH und 1985 
um 8 V 2 vH zunehmen. 

- Die rechnerischen Abgänge werden nach einem 
Verfahren geschätzt, das einer quasilogistischen 
Verteilungsfunktion ähnelt. 

7 . Der Berechnung des Produktionspotentials bei Nor- 
malauslastung wird der langfristige Durchschnitt 
der Auslastung der Sachanlagen von 97 V 4 vH zu- 
grunde gelegt. 


B. Zur Berechnung der Reallohnposition der 
Arbeitnehmer 

1 . Die Rechnungen zur Reallohnposition sollen ein 
Urteil darüber ermöglichen, ob dem Anstieg der 
Nominallöhne eine Veränderung der durchschnitt- 
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liehen Erlös-Kosten-Relation der Unternehmen zu- 
zurechnen ist. ,, Zurechnen“ heißt nicht notwendi- 
gerweise auf eine aktive Rolle der Lohnpolitik, ver- 
stärkten Lohndruck etwa, abheben. Eine Änderung 
der Reallohnposition würde sich auch ergeben, 
wenn etwa wegen Nachfrageschwäche die Preise 
sinken, während die Lohnkosten je Produkteinheit 
konstant bleiben. Aufgrund der Schwierigkeiten, 
die Produktivitätsentwicklxmg im Staatssektor zu 
messen, imd weil es für den privaten Sektor nur auf 
dessen Kostenniveau ankommt, bleibt der Staat als 
Produktionsbereich in den Rechnungen zur Real- 
lohnposition außer Betracht. 

Die Reallohnposition bleibt nach imserer Definition 
unverändert, wenn die Löhne mit einer Rate steigen, 
bei der sich die Löhne je Produkt einheit im Verhält- 
nis zu den Erlösen der Unternehmen je Produktein- 
heit, diese vermindert um die übrigen Kosten je Pro- 
dukteinheit, nicht verändern. 

2. Einer Lohnerhöhung gleichzusetzen ist, wenn die 
Beiträge angehoben werden, die die Arbeitgeber für 
die Sozialversicherung der Arbeitnehmer zu ent- 
richten haben. 

3 . Die wichtigste Einflußgröße für die Betrachtung von 
Veränderungen der Erlös-Kosten-Relation der Un- 
ternehmen ist die Veränderung des Realwerts des 
Sozialprodukts je Erwerbstätigen im privaten Sek- 
tor der Volkswirtschaft. 

Wir sind bei der Bestimmxmg dieser Größe bisher 
zunächst von der Veränderung des Bruttoinland- 
produkts in konstanten Preisen je Erwerbstätigen 
ausgegangen und haben dann in Gestalt des Terms- 
of-Trade-Effekts eine Bereinigung vorgenommen, 
da das Bruttoinlandsprodukt in konstanten Preisen 
nicht jene Veränderungen des gesamtwirtschaft- 
lichen Einkommens abbildet, die etwa aus einer Er- 
höhxmg der Einfuhrpreise resultieren. 

Im Zuge der Überlegungen zur Inflationsbereini- 
gung des Sozialprodukts in diesem Gutachten (Zif- 
fern 246 ff.) sind wir zu dem Ergebnis gekommen, 
daß das Realeinkommen in der Volkswirtschaft bes- 
ser durch die von uns „Realwert des Sozialprodukts“ 
genannte Größe beschrieben wird als durch das 
Bruttosozialprodukt beziehungsweise das Brutto- 
inlandsprodukt zu konstanten Preisen. Den Real- 
wert des Sozialprodukts erhält man, indem man das 
nominelle Bruttosozialprodukt durchgängig mit 
dem Preisindex für die letzte inländische Verwen- 
dung inflationsbereinigt. 

In dem so berechneten Realwert des Sozialprodukts 
schlagen sich Änderungen in den Austauschbedin- 
gungen mit dem Ausland nieder: Er steigt, wenn 
unter sonst gleichen Bedingungen die im Export- 
geschäft erzielten Preise stärker steigen als die Preise 
für die im Inland verwendeten Güter; er sinkt, wenn 
die für Importe zu zahlenden Preise stärker steigen 
als das Preisniveau der letzten inländischen Ver- 
wendung. 

In Tabelle 18 im Textteil haben wir - zur Verdeut- 
lichung der Kontinuität unserer Rechnungen - wei- 
terhin die als ,, Produktivitätseffekt“ bezeichnete 
Veränderungsrate des Bruttoinlandsprodvikts je Er- 


werbstätigen angegeben. Von dieser Größe gelangte 
man in xmserer früheren Rechnung durch Hinzu- 
nahme des Terms-of-Trade-Effekts zu der Größe 
„Gross National Income“, die sich vom Bruttoin- 
landsprodukt zu konstanten Preisen dadurch unter- 
scheidet, daß der Außenbeitrag zu konstanten Im- 
portpreisen bewertet wurde. In der neuen Rechnung 
gelangt man vom Bruttoinlandsprodukt zu konstan- 
ten Preisen zum Realwert des Sozialprodukts, in- 
dem ein etwas anders definierter Terms-of-Trade- 
Effekt einbezogen wird: Der nominelle Außenbei- 
trag wird nun mit dem Preisindex für die letzte in- 
ländische Verwendimg inflationsbereinigt. Quanti- 
tativ sind die Unterschiede der beiden Berechmmgs- 
weisen unbedeutend. 

4. Gleichzeitig ist zu berücksichtigen, daß die Unter- 
nehmen die Preise für die an die privaten Haushalte 
und an den Staat abgesetzten Güter verändern; die 
Preisänderungen für ausgeführte Güter sind bereits 
im Realwert des Sozialprodukts berücksichtigt. Al- 
lerdings ist zu beachten, daß ein Teil der Preisver- 
änderungen ohne Einfluß auf die Reallohnposition 
ist; werden nämlich die indirekten Steuern erhöht 
(oder die Subventionen des Staates an die Unter- 
nehmen gesenkt) und umgekehrt, dann führen ent- 
sprechende Preisveränderungen nicht zu einer Ver- 
änderung im Kalkül der Unternehmen. Wohlge- 
merkt, in beiden Fällen kommt es darauf an, wie sich 
die Größe (Aufkommen an indirekten Steuern, ge- 
zahlte Subventionen) im Verhältnis zu den Erlösen 
der Unternehmen verändert hat. In den Rechnungen 
zur Reallohnposition wird das Kosten-Äquivalent 
der Veränderung von indirekten Steuern und Sub- 
ventionen gesondert ausgewiesen. 

5. Schließlich ist bedeutsam, daß die Kapitalkosten, 
die die Unternehmen zu tragen haben, dauerhaften 
Änderungen unterliegen können, die wie Verände- 
rungen der Arbeitsproduktivität die Reallohnposi- 
tion verändern. Eine angemessene Erfassung der 
Kapitalkostenänderung ist eine sehr schwierige 
Aufgabe. Das liegt vor allem an den Bewertungs- 
problemen bei der Erfassung des in den Unterneh- 
men eingesetzten Kapitals und an der Notwendig- 
keit, den unerwünschten Einfluß konjunktureller 
Schwankungen auf die Kapitalkosten je Produkt- 
einheit auszuschalten. Die Kapitalkosten setzen 
sich zusammen aus den Abschreibungen auf das 
Anlagevermögen und der Verzinsung des eingesetz- 
ten Kapitals. Wir haben uns entschlossen, die Rech- 
nungen zur Abschätzung der Zinskosten vorläufig 
abzutrennen von dem, was im übrigen die Reallohn- 
position bestimmt. Es sind methodische Schwierig- 
keiten, die uns zu dieser Änderung der Rechnung 
veranlassen (Ziffer 185). Diese gelten jedoch nicht 
für den Teil der Kapitalkostenänderungen, die auf 
Änderungen der Abschreibungen vom Anlagever- 
mögen zurückgehen. Dieser Abschreibungseffekt 
geht weiterhin in die Rechnung ein. 

Wir setzen dabei die Abschreibungen vom Anlage- 
vermögen in jedem Jahr in der Höhe an, wie sie bei 
Normalauslastung der Sachkapazitäten des Unter- 
nehmenssektors angefallen wären, nehmen also 
insofern eine Konjunkturbereinigung vor. Denn 
eine Lohnpolitik, die wir kostenniveauneutral nen- 
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nen, würde Schwankungen der Kapitalkosten, die 
über konjunkturelle Bewegungen im Auslastungs- 
grad des Produktionspotentials zustande kommen, 
nicht in Rechnung stellen. 


6. Die Reallohnposition ohne Zinskosten ist danach 
definiert als 


BLGSf * + AGB?^* 



BIP?°^* RSPt 
BIPf 


•pioSt 


poTS 


DieSymbole bedeuten: 


BLGS Bruttolohn- und -gehaltssumme 
AGB Sozialbeiträge der Arbeitgeber 
A Anzahl der beschäftigten Arbeitnehmer 


AK^ Abschreibungskosten in Preisen von 1976. 
Sie sind definiert als 


AK" = ■ 


Bipr.ost 
ppr, oSt . 


0,97 


E Anzahl der Erwerbstätigen 

BIP" Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1976 


D" Abschreibungen des Anlagevermögens in 
Preisen von 1976 


RSP Realwert des Sozialprodukts in Preisen von 
1976 

oSt Gesamtwirtschaft ohne Staat 
t jeweiliges Beobachtungsjahr 


PP" Produktionspotential in Preisen von 1976 

poTs Preisindex für privaten Verbrauch und staat- 

liche Käufe ohne indirekte Steuern und 
Subventionen 


7. Für die prozentuale Veränderung der Reallohnposition, wie sie in Tabelle 18 ausgewiesen ist, gilt 


q^ost 


^RLP“^ 


-1 = 


q^ost 


1 AGB?^^ 
BLGS?^* 
T I AGB?,f 
BLGSgPi* 


1 - 


^RSP 

^BIP^ 


BIP"' 




oSt 


RSPt 


BIP? 


AKlf^ 


BIP?’ j 


BIP?.i 


- 1 


qpoTs 


Dabei bedeutet q das Verhältnis des Wertes der jeweiligen durch das Suffix bezeichneten Größe im Jahr t zu 
dem Wert im Jahr t-1 


z. B. q 


BLGS^^st 


BLGS?^^ 

BLGS?.T 


Die Werte in den Spalten der Tabelle 18 im Textteil errechnen sich wie folgt. (Die Zahlen in Klammem ent- 
sprechen den Spaltenbezeichnungen.) 


,,, ‘1blgs°®‘ , 
(1) 1 


( 2 ) 


1 + 


1 + 


AGBf* 
BLGSf* . 
AGBtT 
BLGS?.®/ 


die Zuwachsrate der 
Bruttolohn- und -ge- 
haltssumme je Ar- 
beitnehmer 


der Lohnkosteneffekt 
der Sozialbeiträge 
der Arbeitgeber 


(ä) 1 


(4) 

‘IBIP" 

^BIP"“®* ^RSP . 

(5) m ..o* n 1 




‘iBIP" 


die Zuwachsrate des 
Bruttoinlandspro- 
duktes in konstanten 
Preisen 

der Terms-of-Trade- 
Effekt 

die Zuwachsrate des 
Realwerts des Sozial- 
produkts je Erwerbs- 
tätigen 
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qpoTS“! 


qpoTS_ 


Im einzelnen ist dabei: 


( 6 ) 


1 Tt--St 

PVt + SKt 

PVt^i + SKt-i 


-1 


Die Symbole bedeuten: 

P Preisindex für 

den privaten 
Verbrauch und 
staatliche 
Käufe 

T Indirekte 

Steuern 

S Subventionen 

PV Privater Ver- 

brauch in 
jeweiligen 
Preisen 

SK Staatliche 

Käufe (An- 
lageinvesti- 
tionen des 
Staates und 
Staatsver- 
brauch abzüg- 
lich Brutto- 
wertschöpfung 
des Staates) 


(V) qp-1 


AKr°^* 


o JpTi oSt , RSP^ 

* BIP? 




ßjpr.oSt RSPt.i 
' BIPf.i 


die Veränderungs- 
rate der Preise für 
den privaten Ver- 
brauch und staat- 
liche Käufe (ohne 
indirekte Steuern 
abzüglich Subven- 
tionen). Es gilt 

. Tt-St 
PVt + SKt ^ 

. Tt-i-St-i 

PVt.i+SKt.i 


die Veränderungs- 
rate der Preise für 
den privaten Ver- 
brauch und staat- 
liche Käufe, soweit 
sie rechnerisch auf 
Veränderungen von 
indirekten Steuern 
und Subventionen 
zurückgeführt 
werden kann. 


die Veränderungs- 
rate der Preise für 
den privaten 
Verbrauch und 
staatliche Käufe 


8. Das zu verzinsende Kapital umfaßt das Anlagever- 
mögen, das Vorratsvermögen und das Geldver- 
mögen der Unternehmen. Die jahresdurchschnitt- 
lichen Bestände an Anlagevermögen und Vorrats- 
vermögen werden zu konstanten Preisen gemäß den 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen bewer- 
tet. Beim CJeldvermögen nehmen wir die Entwick- 
Iting des Geldvermögens im Sektor Unternehmen 
ohne Kreditinstitute und Versicherungen als Maß- 
stab für die Entwicklung des gesamten im Unter- 
nehmenssektor gebundenen Geldvermögens; der 
Geldwertschwimd wird entsprechend dem Anstieg 
der Verbraucherpreise berücksichtigt. 

Für die Ermittlung der Zinskosten ist außerdem 
noch ein Realzins zu bestimmen. Diesen haben wir 
aus der Umlaufsrendite für festverzinsliche Wert- 
papiere sowie der Veränderung des Preisindex für 
den privaten Verbrauch abgeleitet; diese beiden 
Größen bilden am ehesten ab, welchen Nutzen ein 
Investor aus seinem Kapital hätte ziehen können, 
wenn er es nicht im Unternehmen eingesetzt hätte. 

Da kurzfristige Bewegungen der Zinsen die zu er- 
mittelnde Reallohnposition nicht berühren sollen, 
müssen diese nach Möglichkeit ausgeschaltet wer- 
den. Ein Trend im Realzins verändert aber durchaus 
den Spielraum für kostenniveauneutrale Lohnstei- 
gerungen. Wir haben dem Problem früher dadurch 
gerecht zu werden versucht, daß wir für jedes Jahr 
den Realzins angesetzt haben, der sich im Durch- 
schnitt der jeweils zwölf vorangegangenen Jahre 
ergeben hat. (Da Angaben über die Umlaufsrendite 
erst seit 1955 vorliegen, muß für die Jahre bis 1965 
mit kürzeren Stützzeiträumen gerechnet werden.) 

Schon im vergangenen Jahr ist der Verlauf des der- 
art bereinigten Realzinssatzes nicht plausibel gewe- 
sen (JG 83 Ziffer 154 sowie JG 83 Anhang IV, Ab- 
schnitt B, Ziffer 4). Deswegen sind wir von der bis 
dahin geltenden Berechnungsweise abgewichen. 
Wir haben uns entschlossen, das Verfahren zur Be- 
stimmung des mittelfristigen Realzinssatzes so zu 
ändern, daß auch der Realzinssatz des laufenden 
Jahres berücksichtigt wird und daß die jährlichen 
Zinssätze in die Durchschnittsbildung mit um so 
kleineren Gewichten eingehen, je weiter sie in der 
Vergangenheit liegen (Ziffer 186). 

Nicht nur über die kurzfristigen Einflüsse auf die 
Zinsen, sondern auch über die konjunkturellen Be- 
wegungen im Auslastungsgrad des Kapitalstocks 
kommt es zu Schwankungen in den Kapitalkosten je 
Produkteinheit und damit zu Schwankungen der 
Reallohnposition. Wir nehmen daher bei den Zins- 
kosten - in gleicher Weise wie bei den Abschrei- 
bungskosten - eine Konjunkturbereinigung vor. 

Es sind demzufolge 

ZK*^ die Zinskosten in Preisen von 1976. Sie sind 
definiert als 


ZKf’®^^ = + GV?‘ 


»st 



\ 


( 8 ) 


-1 


der Abschreibungs- 
effekt 
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ALV Anlagevermögen in Preisen von 1 97 6 im Jah- 
resdurchschnitt 

W Vorratsvermögen in Preisen von 1976 im 
J ahresdurchschni 1 1 


G V Geldvermögen der U ntemehmen einschließ- 

lich Wohnungsvermietung im Jahresdurch- 
schnitt, ohne Aktien 

i Mittelfristiger Realzins, ermittelt als gewo- 
genes arithmetisches Mittel aus den Real- 
zinsen im laufenden und den jeweils vorher- 
gehenden elf Jahren. Das jeweils laufende 
Jahr geht mit einem Gewicht von 20 vH ein; 
die Gewichte verringern sich von Jahr zu 
Jahr um den festen Faktor 0,817934. Der 
Realzins wird für jedes Jahr errechnet, in- 
dem die Umlaufsrendite für festverzinsliche 
Wertpapiere mit dem Anstieg des Preisindex 
für den privaten Verbrauch deflationiert wird. 

P^^ Preisindex für den privaten Verbrauch 
(1976 = 100) 

Der in Schaubild 24 im Textteil ausgewiesene Zins- 
kosteneffekt ist also 


1 - 




g jpr, oSt ^ BSPt 

* BIK 


■ +1 


BII^' 


oSt 


RSPt-i 

BIPj;.i 


Tabelle 1 gibt die zahlenmäßigen Folgen der Ver- 
fahrensänderung an. Spalte (1) enthält den Zinsko- 
steneffekt in neuer Rechnung, wie er dem Schaubild 
24 im Text zugrundeliegt, Spalte (2) den Zinskosten- 
effekt in alter Rechnung, das heißt auf der Basis des 
früher angewendeten Glättungsverfahrens für den 
Realzins. Spalte (3) enthält den Abschreibungseffekt, 
wie er schon in den früheren Rechnungen enthalten 
war und jetzt separat in Tabelle 18 im Text ausge- 
wiesen wird. Abschreibungseffekt und Zinskosten- 
effekt nach alter Rechnung ergeben zusammen den 
früher in den Tabellen zur Reallohnposition aus- 
gewiesenen Kapitalkosteneffekt. 


9. Wie im JG 80 Ziffer 145 erläutert, wurden die Rech- 
nungen zur Reallohnposition schon einmal im Jahre 
1980 verändert. Der frühere Rechengang ist in JG 7 9 , 
Anhang V, Abschnitt B, dargestellt. Die Unter- 
schiede betreffen vor allem den Ansatz von Kapital- 
kosten und die Verwendung eines geeigneten Preis- 
index. Der früher verwendete Preisindex für die 
Lebenshaltung, korrigiert um die Erhöhung einzel- 
ner Verbrauchsteuern, wurde ersetzt durch den 
Preisindex für den privaten Verbrauch und staat- 
liche Käufe so wie durch den Koste neffekt einer Ver- 
änderung von indirekten Steuern und Subventio- 
nen. Tabelle 23 im JG 80 sowie die Tabelle im JG 82, 
Anhang V, Abschnitt B, zeigen die Unterschiede 
beider Rechnungen bei einer Analyse von Jahr 
zu Jahr. 


Tabelle 1 


Kapitalkosteneffekt 



Zins- 

kosteneffekt 

Ab- 

Kapital- 

kosteneffekt 

Jahr 

neue 

Rech- 

nung 

alte 

Rech- 

nung 

Schrei- 

bungs- 

effekt 

neue 
Rech- 
nung 
(1) + (3) 

alte 
Rech- 
nung^) 
(2) + (3) 


(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

1963 

-0,3 

-0,3 

+ 0,4 

+0,0 

+0,0 

1964 

+0,2 

-0,2 

+ 0,3 

+0,6 

+0,1 

1965 

+0,1 

+0,2 

+0,3 

+0,4 

+ 0,5 

1966 

+0,4 

+0,0 

+ 0,3 

+ 0,8 

+0,4 

1967 

+ 1,2 

+0,2 

+0,2 

+1,5 

+ 0,5 

1968 

+ 1,0 

+0,5 

+0,2 

+ 1,3 

+0,8 

1969 

+0,6 

+0,5 

+ 0,2 

+ 0,9 

+0,8 

1970 

+ 0,2 

+0,2 

+ 0,1 

+ 0,3 

+0,3 

1971 

-1,3 

+0,2 

+0,2 

-1,3 

+0,4 

1972 

-1,1 

-0,5 

+ 0,2 

-1,0 

-0,4 

1973 

-0,7 

-0,7 

+ 0,3 

-0,5 

-0,4 

1974 

+ 0,1 

+0,3 

+0,4 

+0,5 

+0,8 

1975 

-0,6 

+0,0 

+ 0,1 

-0,6 

+0,1 

1976 

+0,4 

-0,0 

+0,2 

+0,7 

+ 0,2 

1977 

-0,3 

+0,1 

+ 0,2 

-0,1 

+0,3 

1978 

+0,1 

-0,1 

+ 0,1 

+0,2 

-0,0 

1979 

+ 0,3 

+0,1 

+0,4 

+0,7 

+ 0,5 

1980 

+ 0,0 

-0,3 

+0,5 

+0,6 

+ 0,2 

1981 


+ 1,1 

-0,5 

+ 0,4 

+ 1,7 

-0,0 

1982 


+ 0,4 

-0,1 

+ 0,2 

+ 0,7 

+0,0 

1983 

+ 1,3 

-0,2 

+ 0,1 

+ 1,7 

-0,1 

1984®) 


+ 1,7 

+ 1,0 

+ 0,2 

+2,2 

+ 1,2 


steigende Kapitalkosten: +, 

Multiplikative Verknüpfung; Abweichungen in den Summen durch 
Runden der Zahlen. 

Zur Berechnungsmethode siehe JG 83 Anhang IV, Abschnitt B. Real- 
zinsen berechnet aus einem ungewichteten gleitenden Zwölf Jahres- 
durchschnitt, ohne die im JG 83 vorgenommene methodische Ab- 
weichung (siehe JG 83, Ziffer 154). 

Vorläufige Ergebnisse. 

*) Eigene Schätzung. 


C. Zum Konzept der 

bereinigten Zentraibankgeidmenge 

1. Die bereinigte Zentralbankgeldmenge in der von 
uns verwendeten Abgrenzung ist definiert als 

(1) Zt = BGoKt + MRSit + MRSAt + URt + KPt 

Die Symbole haben folgende Bedeutung: 

Z bereinigte Zentralbankgeldmenge 

BGok Bargeldumlauf ohne Kassenbestände der 
Kreditinstitute 

MRSi Mindestreservesoll auf Inlandsverbind- 
lichkeiten 
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MRS A Mindestreservesoll auf Auslandsverbind- 
lichkeiten 

^)R Überschußreserven 
KP Korrekturposten 
t Zeitindex 

Zugleich gilt 

(r) Zt = BGt + BRt + KPt 
mit 

(2) BRt= MRSit + MRSAt - Kt + ÜRt 

Dabei bedeuten: 

BR Bankreserven, Zentralbankeinlagen der 
Kreditinstitute 

K Kassenbestände der Kreditinstitute 

2 . D er Korrekturposten ist eine Möglichkeit zur B erei- 
nigung der Zentralbankgeldmenge (Geldbasis) um 
den Effekt von Mindestreservesatzändenmgen. 
Die Idee ist, den expansiven oder kontraktiven Im- 
puls, den eine Mindestreservesatzänderung dar- 
stellt, in der Zentralbankgeldmenge explizit zu 
machen. Senkt etwa die Bundesbank die Mindest- 
reservesätze, so wird ein Teil des bisher in der 
Mindestreserve gebundenen Zentralbankgeldes frei 
und erhöht die Fähigkeit der Banken zur Geld- 
schöpfung. Der freigesetzte Betrag, die Differenz 
zwischen dem alten und dem neuen Reservesatz 
multipliziert mit dem Einlagevolumen zu Beginn 
der Periode, wird der Zentralbankgeldmenge hinzu- 
addiert. Um eine Bestandsgröße zu erhalten, werden 
die durch Mindestreservesatzänderungen freige- 
setzten oder gebundenen Beträge von einem beliebi- 
gen Basiszeitraum aus aufsummiert und der Zen- 
tralbankgeldmenge hinzugefügt. 

Da für unterschiedliche Einlagearten verschiedene 
Reservesätze gelten und die Zentralbankgeldmenge 
nur um die reinen Effekte mindestreservepolitischer 
Maßnahmen bereinigt werden soll, muß die Bereini- 
gung nach einzelnen Einlagearten getrennt vor- 
genommen werden. Die Veränderung des Korrek- 
turpostens ist dann ungleich Null, wenn die 
Bimdesbank einen der Reservesätze zwischen zwei 
Zeitpunkten ändert. Ein von Null verschiedener 
Wert ergibt sich aber auch, wenn Inländer Einlagen 
von Banken mit großem Einlagevolumen zu solchen 
mit kleinem Einlagevolumen verlagern oder um- 
gekehrt. Für Verbindlichkeiten gegenüber Gebiets- 
ansässigen sind die Reservesätze nicht nur nach 
Einlagearten, sondern auch nach Größenklassen der 
Banken, den sogenannten Progressionsstufen, ge- 
staffelt. Die durchschnittlichen Reservesätze für 
Sichtverbindlichkeiten, Termineinlagen und Spar- 
einlagen, mit denen wir rechnen, können also selbst 
dann variieren, wenn die einzelnen Reservesätze 
unverändert bleiben. Für Auslandseinlagen gilt dies 
nicht, hier ändert sich der Korrekturposten nur 
dann, wenn die Bundesbank mindestens einen 
Reservesatz ändert. 

Es ist 

n n n 

(3) KPt= 2KPit= 2 2 AKPi.x 

i = 1 ’ i= 1 1 = to 


mit 

(4) AKPi,t = (ri,x-i - li,,) 

Dabei bedeuten: 

i Index der Einlagearten, für die unter- 
schiedliche Reservesätze gelten 

X Zeitindex für die Kumulation des Kor- 
rekturpostens 

to Zeitpunkt, zu welchem die Kumulation 
des Korrekturpostens begonnen wird 
(Januar 1960) 

r Reservesatz 

E reservepflichtige Einlagen 

3. Die Zentralbankgeldmenge zu konstanten Reserve- 
sätzen, wie sie die Bundesbank berechnet, ist wie 
folgt definiert: 

(5) Zf = BGoKt + MRSit 

Dabei ist: 

Z* Zentralbankgeldmenge zu konstanten 
Reservesätzen 

MRSi Mindestreservesoll auf Inlandsverbind- 
lichkeiten zu konstanten Reservesätzen 
(Januar 1974) 

Die Bundesbank wählt also einen anderen Weg zur 
Bereinigung um den Effekt von Mindestreservesatz- 
änderungen. Sie legt auf die mindestreservepflichti- 
gen Verbindlichkeiten konstante historische Min- 
destreservesätze an, bislang die vom Januar 1974. 

4. Die Unterschiede zwischen der bereinigten Zentral- 
bankgeldmenge des Sachverständigenrates und der 
Zentralbankgeldmenge zu konstanten Reserve- 
sätzen der Bundesbank sind zum einen Unterschiede 
in der Abgrenzung imd zum anderen Unterschiede 
im Verfahren zur Bereinigung um die Wirkung von 
Mindestreservesatzändenmgen. Die Zentralbank- 
geldmenge zu konstanten Reservesätzen enthält, 
anders als die bereinigte Zentralbankmenge, nicht 
die Mindestreserven auf Auslandsverbindlichkeiten 
und die Überschußreserven der Banken, also jenen 
Teil der Zentralbankguthaben der Kreditinstitute, 
der das Mindestreservesoll nach Absetzung der 
anrechenbaren Kassenbestände übersteigt. Beide 
Größen haben ein geringes Gewicht (das Mindest- 
reservesoll auf Auslandsverbindlichkeiten betrug 
im Jahresdurchschnitt 1983 knapp 2 V 2 Mrd DM, die 
Überschußreserven beliefen sich auf 0,2 Mrd DM), 
Veränderungen schlagen daher kaum auf die Zen- 
tralbankgeldmenge durch. 

5. Im Prinzip ist die Bankeinlage eines Ausländers - 
weder im Hinblick auf die Wahrscheinlichkeit, daß 
der Einleger sie selbst für Zahlungen an Inländer 
verwendet, noch im Hinblick auf die Wahrschein- 
lichkeit, daß die Bank die Einlage — zumal wenn sie 
als Termineinlage gehalten wird — weiterverleiht, 
anders zu beurteilen als die Einlage eines Inländers. 
Auch scheint uns, daß kein zwingender Grund 
besteht, die freiwillig erhöhte Kassenhaltung der 
Banken (Überschußreserven) anders zu sehen als die 
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erhöhte Kassenhaltung von Nichtbanken (Bargeld 
oder Sichteinlagen bei Banken). Kassenbestände, 
die nicht zur Liquiditätssicherung erforderlich sind, 
drängen zur Anlage; das gilt für Banken und 
Nichtbanken. 

Der Geldpolitik ist ein expansiver Impuls — be- 
stehend in der Wirkung auf Vermögen und 
Liquidität der Banken und Nichtbanken — also 
auch dann zu attestieren, wenn die zusätzlich bereit- 
gestellte Zentralbankgeldmenge von Banken in der 
Form der Uberschußreserven gehalten wird oder 
wenn Geld in die Hand von Ausländem kommt 
(kredithalber oder durch Bezahlung von Einfuhren) 
und von diesen als Bankeinlage gehalten wird. 

6. Größere Bedeutung kommt den Unterschieden in 
den Verfahren zur Bereinigung um den Effekt von 
Mindestreservesatzänderungen zu. Sie können auch 
zu stärkeren Abweichungen in den gemessenen 
Zuwachsraten und damit im Ausweis der Stärke des 
monetären Impulses führen. 

Schließt man sich der Vorstellung an, die der Be- 
rechnung des Korrekturpostens in der bereinigten 
Zentralbankgeldmenge zugrundeliegt, daß jener 
und nur jener Teil des in einer Periode zusätzlich 
zur Verfügung gestellten Zentralbankgeldes als 
monetärer Impuls gelten kann, der nicht zu Beginn 
der Periode durch eine erhöhte Mindestreserve auf 
den vorhandenen Einlagenbestand gebunden wird, 
umgekehrt aber auch jener Teil, der auf ent- 
sprechendem Wege freigesetzt wird, dann verzerrt 
das Verfahren der Bundesbank. Das Ausmaß dieses 
verzerrenden Einflusses hängt unter anderem davon 
ab, wie stark die konstanten Basisreservesätze von 
den aktuellen Reservesätzen ab weichen, wie sich die 
Struktur der Reservesätze wandelt, wie sich im 
Expansionsprozeß die Relation Bargeld zu Einlagen 
verschiebt und wie stark sich die Einlagenstruktur 
selbst ändert. Zugunsten des Verfahrens der 
Bundesbank könnte angeführt werden, daß der 
Expansionswert einer bestimmten Menge zusätz- 
lichen Zentralbankgeldes von der Höhe der 
Mindestreservesätze abhängt. Allerdings sind die 
Reservesätze hier nur ein Faktor unter mehreren, 
der Bargeldkoeffizient und die Einlagenkoeffizien- 
ten haben eine ähnliche Bedeutung: Sie variieren im 
Konjunkturverlauf und mit ihnen der Expansions- 
wert einer bestimmten Menge zusätzlichen Zentral- 
bankgeldes. 

7. Besondere Probleme ergeben sich, wenn die zu- 
grundegelegten Reservesätze sehr stark von den ak- 
tuellen Reservesätzen abweichen, wie es zur Zeit der 
Fall ist. So hatten die durchschnittlichen Mindest- 
reservesätze für Sichteinlagen, für Termineinlagen 
und für Spareinlagen im Januar 1974 bei I6V2 vH 
beziehungsweise I2V2 vH und 8 vH gelegen gegen- 
über dem Stand vom Oktober 1984 mit etwa 9 vH für 
Sichteinlagen, 6V2 vH für Termineinlagen und 4V2 
vH für Spareinlagen. Eine große positive Differenz 
zwischen historischen und aktuellen Reservesätzen 
führt dazu, daß die Zentralbankgeldmenge zu kon- 
stanten Reservesätzen eine höhere Zunahme 
ausweist als die bereinigte Zentralbankgeldmenge, 
und dies um so mehr, je stärker die Expansion der 


Geldbasis von einem Einlagenzuwachs getragen 
wird. Die Zentralbankgeldmenge zu konstanten 
Reservesätzen überzeichnet so gesehen den Expan- 
sionsgrad der Geldpolitik, ihre Eignung als Indika- 
tor der Geldpolitik ist insoweit beeinträchtigt. 

Eine Umstellung auf aktuelle Reservesätze hätte 
zweifellos zur Folge, daß sich Niveau und Struktur 
der Zentralbankgeldmenge verschieben. Sie hätte 
ein um fast ein Viertel (44 Mrd DM) niedrigeres 
Niveau, der Bargeldumlauf erhielte ein größeres 
Gewicht. Dies muß als ein unerwünschtes Ergebnis 
gelten, wenn die Zentralbankgeldmenge wie in der 
Interpretation der Bundesbank stellvertretend für 
die Geldmenge M3 steht. 

Das Element der Willkür, das in der Festlegung 
bestimmter Basisreservesätze liegt, gibt es im 
Prinzip auch beim Vorgehen des Sachverständigen- 
rates, hier in der Wahl der Basisperiode für die 
Kumulation des Korrekturpostens. Das Niveau der 
Zentralbankgeldmenge wird davon mitbestimmt, 
mithin auch die ausgewiesene Zuwachsrate, die der 
— korrekt, also un verzerrt — gemessenen absoluten 
Veränderung entspricht. Diesem Nachteil kann man 
aber Rechnung tragen; die im Vergleich zu der von 
der Bundesbank für ihre Zentralbankgeldmenge er- 
rechneten niedrigere Zuwachsrate der bereinigten 
Zentralbankgeldmenge hängt jedenfalls nicht daran. 


D. Zum Konzept des konjunkturneutralen 
Haushalts 

1 . Nach dem Konzept des konjunktumeutralen Haus- 
halts messen wir konjunkturelle Impulse der Fi- 
nanzpolitik, indem wir das tatsächliche Haushalts- 
volumen mit einem konjunktumeutralen verglei- 
chen. Ein Haushaltsvolumen ist nach diesem Kon- 
zept dann konjunktumeutral, wenn es für sich 
genommen keine Abweichungen der Auslastung 
des gesamtwirtschaftlichen Produktionspotentials 
von dem bewirkt, was mittelfristig als normal ange- 
sehen wird. Die Privaten sind daran gewöhnt, daß 
der Staat direkt oder indirekt einen Teil des Produk- 
tionspotentials durch seine Ausgaben in Anspruch 
nimmt und ihnen einen Teil ihres Einkommens 
durch Steuern entzieht. In dem Maße, wie das Pro- 
duktionspotential wächst, kann der Staat auch seine 
Ansprüche erhöhen, ohne daß sich daraus stabili- 
tätspolitische Probleme ergeben; hielte er sich 
zurück, könnte sich eine Unterauslastung des Pro- 
duktionspotentials einstellen. Abweichungen von 
dieser mittelfristig normalen Inanspruchnahme des 
Produktionspotentials durch den Staat werden nur 
dann als konjunktumeutral angesehen, wenn dieser 
gleichzeitig durch eine Ändemng seiner Einnah- 
menregelungen (ohne Kreditaufnahmen) die Priva- 
ten veranlaßt, ihre Ansprüche an das Produktions- 
potential entsprechend zu ändern. 

2. Der konjunkturelle Impuls mißt nur die primären 
Wirkungen, die von einer Abweichung des tatsäch- 
lichen Haushaltsvolumens vom konjunktumeutra- 
len ausgehen. Allenfalls sie, nicht auch Sekundär- 
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Wirkungen der Finanzpolitik lassen sich situations- 
neutral bestimmen. Nicht erfaßt werden auch die 
Auswirkungen von Änderungen in der Struktur der 
öffentlichen Ausgaben und der Einnahmen. 

3. Gerechnet wird der konjunkturelle Impuls als 
Abweichung der finanzwirtschaftlichen Quoten 
(Staatsquote, volkswirtschaftliche Steuerquote, 
Deckungsbeitrag der sonstigen Einnahmen und 
- davon abhängig - konjimkturbereinigte Kredit- 
finanzierungsquote) von ihren mittelfristigen Be- 
zugsgrößen. Zunächst wird das Haushaltsvolumen 
errechnet, das konjunktumeutral wäre auf der Basis 
einer mittelfristig konstanten Staatsquote, ermittelt 
als Produkt aus der durchschnittlichen Staatsquote 
eines Basiszeitraums und dem jeweiligen Produk- 
tionspotential bei konjunktumeutralem Preis- 
niveau; das konjunktumeutrale Preisniveau haben 
wir definiert als den mit der Rate der konjunktur- 
neutralen Preisniveausteigerung des Jahres t fort- 
geschriebenen Preisindex des Bruttosozialprodukts 
des Jahres t - 1. Ein Anstieg des Preisniveaus gilt 
als konjunktumeutral, wenn er durch keine markt- 
wirtschaftliche Strategie bei Vermeidung unzu- 
mutbarer Beschäftigungsrisiken kurzfristig niedri- 
ger gehalten werden kann; dies ist eine Schätz- 
größe. Dieses Haushaltsvolumen ist zu bereinigen 
um das, was der Staat durch seine Einnahmenpoli- 
tik am Spielraum für seine Ausgabentätigkeit ver- 
ändert hat. Für die Steuern wird diese Änderung 
ermittelt als Produkt aus der Abweichung der 
Steuerquote des Jahres t von der des Basiszeitraums 
und dem Bruttosozialprodukt bei konjunktumeu- 
tralem Preisniveau und Normalauslastung des Pro- 
duktionspotentials im Jahr t; für die sonstigen Ein- 
nahmen (wie z. B. Gebühren, Beiträge, Gewinne 
öffentlicher Unternehmen und dergleichen) wird 
diese Änderung ermittelt als Abweichung der son- 
stigen Einnahmen im Jahr t vom Produkt aus dem 
Deckungsbeitrag der sonstigen Einnahmen im 
Basiszeitraum und dem Produktionspotential bei 
konjunktumeutralem Preisniveau im Jahr t. Das so 
ermittelte konjunktumeutrale Haushai tsvolumen 
wird mit den tatsächlichen Ausgaben der Gebiets- 
körperschaften verglichen, die Differenz ist der 
konjunkturelle Impuls. Genauer: Dieser Betrag 
steht für den konjunkturellen Impuls, den wir den 
öffentlichen Ausgaben eines Jahres bei den jeweils 
gegebenen Einnahmenregelungen beimessen. 

4. Die verwendeten Symbole haben folgende Bedeu- 
tung: 

Pt Produktionspotential in Preisen von 1976 im 
Jahr t 

Pt „Konjunktumeutrale“ Erhöhung des Preis- 

niveaus (Preisindex des Bruttosozialpro- 
duktes) im Jahr t (in vH) 

Pf Produktionspotential, inflationiert mit dem 
Preisindex des Bruttosozialproduktes im Vor- 
jahr (t - 1) und der „konjünktumeutralen“ 
Erhöhung des Preisniveaus (pt) im Jahr t 

Pt Produktionspotential in jeweiligen Preisen 

(Preisindex des Bruttosozialproduktes) im 
Jahr t 


Iv 


G{ 

So, t 


Gf 


Yi 

Yf 

Yf 

to.t 


tt 

Ti 

Tf 


Tf 


Hf 

nt 

bt 

it 

St 


»o, t 


si 

Kf 


Fi 

ko.t 


Normalauslastungsgrad des Produktions- 
potentials (in vH) 

tatsächliche Staatsausgaben im Jahr t 

Verhältnis der Staatsausgaben zum Produk- 
tionspotential (Staatsquote) im Basiszeit- 
raum für das Jahr t (in vH) 


Staatsausgaben im Jahr t bei gleichem Ver- 
hältnis der Staatsausgaben zum Produk- 
tionspotential wie im Basiszeitraum für das 


Jahr t: 


(go.tP?) 

100 


Bruttosozialprodukt in jeweiligen Preisen 
im Jahr t 


Bruttosozialprodukt bei Normalauslastung 
des Produktionspotentials (Pf) im Jahr t 

Bruttosozialprodukt bei ,, konjunktumeu- 
tralem“ Preisniveau im Jahr t 

volkswirtschaftliche Steuerquote (Verhält- 
nis der tatsächlichen Steuereinnahmen zum 
Bruttosozialprodukt) im Basiszeitraum für 
das Jahr t (in vH) 

volkswirtschaftliche Steuerquote im Jahr t 
(in vH) 

tatsächliche Steuereinnahmen im Jahr t 


Steuereinnahmen im Jahr t wie bei normaler 
Auslastimg des Produktionspotentials und 
bei gleicher Steuerquote wie im jeweiligen 
Jahr 


Steuereinnahmen im Jahr t wie bei normaler 
Auslastung des Produktionspotentials und 
bei gleicher Steuerquote wie im Basiszeit- 
(t • 

raum für das Jahr t: ^ * 


konjunktumeutrales Haushaltsvolumen im 
Jahr t 


konjunktumeutrale Staatsquote im Jahr t 
(in vH) 

beanspruchte Staatsquote im Jahr t (in vH) 

realisierte Staatsquote im Jahr t (in vH) 

Verhältnis der tatsächlichen sonstigen Ein- 
nahmen zum Produktionspotential (Dek- 
kungsbeitrag der sonstigen Einnahmen) im 
Jahr t (in vH) 

Verhältnis der tatsächlichen sonstigen Ein- 
nahmen zum Produktionspotential (Dek- 
kungsbeitrag der sonstigen Einnahmen) im 
Basiszeitraum für das Jahr t (in vH) 

tatsächliche sonstige Einnahmen im Jahr t 

potentialorientierte Kreditaufnahme im 
Jahr t 

tatsächlicher Finanzierungssaldo im Jahr t 

Verhältnis des auslastungsbereinigten Fi- 
nanzierungssaldos zum Produktionspoten- 
tial (Kreditfinanzierungsquote) im Basis - 
Zeitraum für das Jahr t (in vH) 
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5. Definition der finanzwirtschaftlichen Quoten im 
Basiszeitraum 

Für die Jahre bis einschließlich 1973 werden die 
finanzwirtschaftlichen Quoten des Jahres 1966 als 
Quoten des Basiszeitraums verwendet. 

Für die Jahre 1974 bis 1978 sind die Quoten des 
Basiszeitraums definiert als arithmetisches Mittel 
der finanz wirtschaftlichen Quoten in den jeweils 
vorangegangenen zwölf Jahren. 

Für die Jahre ab 1978 gelten die Quoten des Basis- 
zeitraums für das Jahr 1978 als neue konstante 
Quoten. 


konjunktumeutrale Staatsquote: nt = ^ • 100 

beanspruchte Staatsquote: bt = :— • 100 

. Ft 
G^ 

realisierte Staatsquote: it = ^ * 100 

Ft 


7. Zur Berechnung der Steigerungsrate für eine kon- 
junktumeutrale Ausweitung der Staatsausgaben 
(bezogen auf die Ist- Ausgaben des Vorjahres) 




• 100 = 


So, t ~ 


-L 

12 




100 


m Pt. 

Gt‘ 


P? 


• (100 + p, ^ 


100 


1 12 T} i 


.j. (tt+i ~tt)Yt +1 (st + 1 ~ St) + 1 

G{ • 100 G{ • 100 


1 • 100 = 


So,t= ^ .2 


SUi 


12 j = l Pt_j 


100 


12 i = l p\_ 


100 


-YUi) 


100 


6. Sonstige Definitionen 


Pf^i . (lOO + Pt^i) 

P? 100 

Jt. 

nt 


.j. (tt+i ~ tt) Yt +1 (st + 1 ~ St) Pt + 1 

Gl • 100 Gl • 100 


1 100 


YX- 
Yf ^ 
Tl = 
T? = 
H? 


ly • P ^ 

100 

u-r i 

100 

to.fY'l 

100 

_ go,t P^ I (tt-to.t)YY , _ So,fP^ 

100 100 ‘ 100 


Die Differenz der Steuerquoten des laufenden Jah- 
res (tt) und des Basiszeitraums (to,t) - als Maß für 
Veränderungen in den Entzugseffekten des Steuer- 
systems - gewichten wir mit dem Bmttosozialpro- 
dukt bei Normalauslastung des Produktionspoten- 
tials zu konjunktumeutralen Preisen (Yt). Hier- 
durch sollen konjunkturbedingte und inflations- 
bedingte Schwankungen im Steueraufkommen bei 
der Ermittlung des konjunktumeutralen Haus- 
haltsvolumens ausgeschaltet werden. Konjunktur- 
bedingte und inflationsbedingte Schwankungen in 
den Steuerquoten vermögen wir allerdings nach 
wie vor nicht hinreichend genau zu erfassen (siehe 
JG 70 Ziffer 341). 

Konjunktureller Impuls: 

Ht > Gt : kontraktiv 

Ht = Gt konjunktumeutral 

Ht < Gt : expansiv 


Zwischen den Werten der konjunktumeutralen 
Steigemngsrate in Zeile (b) der Tabelle 36 und den 
Werten in den Zeilen (c) bis (g) besteht folgender 
Zusammenhang: 


b = 


100 + (c) 100 + (d) 

100 * lÖO (e) (f) 

100 - (g) 100 lÖO 

100 


•100 


Für die Jahre 1974 bis 1978 ergeben sich dadurch 
Abweichungen von dieser Rechenvorschrift, daß 
sich die finanzwirtschaftlichen Quoten, die wir 
unseren Rechnungen zugrunde legen, wegen des 
wechselnden Basiszeitraums von Jahr zu Jahr 
ändern. 


8. Zur Berechnung des konjunktumeutralen Finan- 
zienmgssaldos 

(a) potentialorientierte Kreditaufnahme: 

KS-^Pt 


(b) auslastungsbedingte Steuermehreinnahmen 
bzw. Mindereinnahmen: 


100 


(Yf-Y?) 


(c) inflationsbedingte Steuermehreinnahmen: 


ft 

100 


•(Yi-Y?) 


Der konjunktumeutrale Finanzierungssaldo ergibt 
sich als Summe der Komponenten (a) bis (c). 
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V. 

Statistischer Anhang 

Erläuterung von Begriffen der Volkswirtschaftlichen Gesamt- 


rechnungen für die Bundesrepublik Deutschland Seite 239 

Tabellenteil Seite 243 

A. Internationale Tabellen Tabellen 1* bis 15* 

B. Tabellen für die Bundesrepublik Deutschland Tabellen 1 6 * bis 73 * 
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Erläuterung 

von Begriffen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
für die Bundesrepublik Deutschland 


1. Sektoren der Volkswirtschaft 

Die inländischen wirtschaftlichen Institutionen 
sind in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun- 
gen zu Sektoren zusammengefaßt. In der Grundein- 
teilung werden drei Sektoren unterschieden, näm- 
lich Unternehmen, Staat sowie private Haushalte 
und private Organisationen ohne Erwerbszweck. 

Zu den Unternehmen rechnen alle Institutionen, die 
vorwiegend Waren und Dienstleistungen produzie- 
ren bzw. erbringen und diese gegen spezielles Ent- 
gelt verkaufen, das in der Regel Überschüsse ab- 
wirft, zumindest jedoch annähernd die Kosten 
deckt. Im einzelnen handelt es sich hierbei um Pro- 
duktionsunternehmen, Kreditinstitute und Versi- 
cherungsunternehmen. Hierzu gehören aber auch 
Institutionen, die im allgemeinen Sprachgebrauch 
nicht oder nicht immer als Unternehmen bezeich- 
net werden, wie landwirtschaftliche Betriebe, Hand- 
werksbetriebe, Ein- und Verkaufsvereinigungen, 
Arbeitsstätten der freien Berufe, die Deutsche Bxm- 
desbahn, die Deutsche Bundespost und sonstige Un- 
ternehmen, die dem Staat gehören, unabhängig von 
ihrer Rechtsform, ferner die gesamte Wohnungs- 
vermietung einschließlich der Nutzung von Eigen- 
tümerwohnungen. 

Zum Staat gehören die Gebietskörperschaften und 
die Sozialversicherung. Im einzelnen: Bund ein- 
schließlich Lastenausgleichsfonds und ERP-Son- 
dervermögen, Länder einschließlich Stadtstaaten, 
Gemeinden und Gemeindeverbände (Ämter, Kreise, 
Bezirks- und Landschaftsverbände usw.) sowie 
Zweckverbände und die Sozialversicherung (die 
Rentenversicherungen der Arbeiter und Angestell- 
ten, die knappschaftliche Rentenversicherung, Zu- 
satzversorgungseinrichtungen für den öffentlichen 
Dienst, die Altershilfe für Landwirte, die gesetzliche 
Krankenversicherung, die gesetzliche Unfallversi- 
cherung und die Arbeitslosenversicherung). Nicht 
zum Sektor Staat rechnen die im Eigentum der Ge- 
bietskörperschaften und der Sozialversicherung be- 
findlichen Unternehmen, unabhängig von ihrer 
Rechtsform. 

ln den Sektor der privaten Haushalte (Ein- und 
Mehrpersonenhaushalte sowie Anstaltsbevölke- 
rung) sind auch die privaten Organisationen ohne 
Erwerbszweck eingeschlossen, wie Kirchen, reli- 
giöse und weltanschauliche Organisationen, karita- 
tive, kulturelle, wissenschaftliche sowie im Erzie- 
hungswesen tätige Organisationen, die sich zu ei- 
nem wesentlichen Teil aus freiwilligen Zahlungen 
von privaten Haushalten und aus Vermögenserträ- 
gen finanzieren, politische Parteien, Gewerkschaf- 
ten, Vereine, Institute usw. Aus statistischen Grün- 
den sind in diesem Sektor auch Organisationen 


ohne Erwerbszweck einbezogen, die überwiegend 
vom Staat finanziert werden und vor allem im Be- 
reich von Wissenschaft und Forschung tätig sind. 

2. Das Sozialprodukt und seine Entstehung 

Das Sozialprodukt gibt in zusammengefaßter Form 
ein Bild der wirtscheiftlichen Leistung der Volks- 
wirtschaft 

Von seiner Entstehung her gesehen wird das So- 
zialprodukt über das Inlandsprodukt berechnet In- 
landsprodukt und Sozialprodukt werden im allge- 
meinen sowohl „brutto“ als auch „netto“ (das heißt 
nach Abzug der Abschreibungen) berechnet und 
dargestellt Ausgangsgröße für die Ermittlung des 
Inlandsprodukts sind in der Regel die Produktions- 
werte (Wert der Verkäufe von Waren und Dienstlei- 
stungen aus eigener Produktion sowie von Handels- 
ware an andere Wirtschaftseinheiten ohne die in 
Rechnung gestellte Mehrwertsteuer, Bestandsver- 
änderung an Halb- und Fertigwaren aus eigener 
Produktion, selbsterstellte Anlagen) der einzelnen 
Wirtschaftsbereiche. Zieht man hiervon die Vorlei- 
stungen ab, das heißt den Wert der Güter (ohne 
Umsatzsteuer), den inländische Wirtschaftseinhei- 
ten von anderen Wirtschaftseinheiten bezogen und 
im Berichtszeitraum im Zuge der Produktion ver- 
braucht haben, so erhält man die Bnittowertschöp- 
fung der Wirtschaftsbereiche. Die Addition der 
Bruttowertschöpfung der einzelnen Wirtschaftsbe- 
reiche ergibt zimächst die unbereinigte Bruttowert- 
schöpfung insgesamt. Zieht man von der unberei- 
nigten Bruttowertschöpfung insgesamt die gegen 
unterstellte Entgelte erbrachten Bankdienstleistun- 
gen ab, erhält man die bereinigte Bruttowertschöp- 
fung der Volkswirtschaft. Unter Hinzurechnung der 
auf den Gütern lastenden nichtabzugsfähigen Um- 
satzsteuer (Kassenaufkommen des Staates an 
Mehrwertsteuer, Einfuhrumsatzsteuer sowie die 
einbehaltene Umsatzsteuer) und der Einfuhrabga- 
ben (Einfuhrzölle, Verbrauchsteuer auf Einfuhren, 
Abschöpfungsbeträge und Währungsausgleichsbe- 
träge auf eingeführte landwirtschaftliche Erzeug- 
nisse, jedoch ohne Einfuhrumsatzsteuer), die vom 
Staat oder von Institutionen der Europäischen Ge- 
meinschaften auf eingeführte Güter erhoben wer- 
den, erhält man das Bruttoinlandsprodukt. Dieser 
Rechenschritt läßt sich nur für die Gesamtwirt- 
scheift vollziehen, da eine Aufgliederung der nicht- 
abzugsfähigen Umsatzsteuer und der Einfuhrabga- 
ben nach einzelnen Wirtschaftsbereichen nicht er- 
folgt. 

Erhöht man das Bruttoinlandsprodukt um die Er- 
werbs- und Vermögenseinkommen, die inländische 
Personen bzw. Institutionen von der übrigen Welt 
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bezogen haben, und zieht man davon die Erwerbs- 
und Vermögenseinkommen ab, die an die übrige 
Welt geflossen sind, ergibt sich das Bruttosozial- 
produkt zu Marktpreisen. 

Zieht man vom Bruttosozialprodukt zu Marktprei- 
sen die verbrauchsbedingten, zu Wiederbeschaf- 
fungspreisen bewerteten Abschreibungen ab, erhält 
man das Nettosozialprodukt zu Marktpreisen; nach 
Kürzung um die indirekten Steuern (Produktions- 
Steuern, nichtabzugsfähige Umsatzsteuer — Kas- 
senaufkommen und aufgrund gesetzlicher Sonder- 
regelungen einbehaltene Umsatzsteuer sowie Ein- 
fuhrabgaben) und nach Addition der für die lau- 
fende Produktion gezahlten staatlichen Subventio- 
nen das Nettosozialprodukt zu Faktorkosten. Es ist 
identisch mit dem Volkseinkommen. 


3. Verteilung des Volkseinkommens 

Das Volkseinkommen ist die Summe aller Erwerbs- 
und Vermögenseinkommen, die Inländern letztlich 
zugeflossen sind. Es umfaßt — in der Gliederung 
nach Sektoren — die Erwerbs- und Vermögensein- 
kommen der privaten Haushalte und privaten Or- 
ganisationen ohne Erwerbszweck, die Vermögens- 
einkommen des Staates und die unverteilten Ge- 
winne der Unternehmen mit eigener Rechtspersön- 
lichkeit 

In der Verteilungsrechnung des Volkseinkommens 
werden zwei wichtige Einkommensarten unter- 
schieden, nämlich die Einkommen aus unselbstän- 
diger Arbeit und die Einkommen aus Unternehmer- 
tätigkeit und Vermögen. 

Die Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 
lunfassen die Bruttolohn- und -gehaltssumme und 
die tatsächlichen und unterstellten Sozialbeiträge 
der Arbeitgeber. 

Die Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen enthalten die Einkommen der priva- 
ten Haushalte und des Staates aus Zinsen, Netto- 
pachten und immateriellen Werten, aus Dividenden 
und sonstigen Ausschüttungen der Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit sowie von Unter- 
nehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit (Entnah- 
men und nichtentnommene Gewinne), und zwar 
nach Abzug der Zinsen auf Konsumentenschulden 
bzw. auf öffentliche Schulden. Dazu kommen die 
unverteilten Gewinne der Unternehmen mit eige- 
ner Rechtspersönlichkeit (Kapitalgesellschaften, 
Genossenschaften usw.). Die Anteile der Sektoren 
am Volkseinkommen enthalten einerseits noch die 
axis den Einkommen zu leistenden direkten Steu- 
ern, derjenige der privaten Haushalte außerdem die 
Sozialbeiträge; andererseits sind die von den priva- 
ten Haushalten empfangenen Renten und übrigen 
laufenden Übertragungen noch nicht einbezogen. 
Nach Hinzurechnung der empfangenen laufenden 
Übertragungen von anderen Sektoren und von der 
übrigen Welt (ohne Subventionen) und nach Abzug 
der geleisteten laufenden Übertragungen an andere 
Sektoren und an die übrige Welt (ohne indirekte 
Steuern) erhält man die Summe der verfügbaren 


Einkommen der Volkswirtschaft, das heißt aller 
Sektoren. 

Erhöht mem den Anteil der privaten Haushalte (und 
privaten Organisationen ohne Erwerbszweck) am 
Volkseinkommen um die Renten, Pensionen, Unter- 
stützungen und ähnliches, die die privaten Haus- 
halte vom Staat und von den anderen Sektoren 
sowie von der übrigen Welt bezogen haben, und 
zieht man von dieser Summe die von ihnen an den 
Staat geleisteten direkten Steuern sowie die an alle 
Sektoren und die übrige Welt geleisteten Sozialbei- 
träge und sonstigen laufenden Übertragungen ab, 
ergibt sich das verfügbare Einkommen des Haus- 
haltssektors. Das verfügbare Einkommen der priva- 
ten Haushalte kann sowohl einschließlich als auch 
ohne nichtentnommene Gewinne der Unternehmen 
ohne eigene Rechtspersönlichkeit dargestellt wer- 
den. Dasselbe gilt für die Ersparnis der privaten 
Haushalte, die man erhält, wenn man vom verfüg- 
baren Einkommen den privaten Verbrauch ab- 
zieht 


4. Verwendung des Sozialprodukts 

Das Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen ist, von 
seiner Verwendung her gesehen, gleich der Summe 
aus privatem Verbrauch, Staatsverbrauch, Bruttoin- 
vestitionen und Außenbeitrag. 

Der private Verbrauch umfeißt die Waren- und 
Dienstleistungskäufe der inländischen privaten 
Haushalte für Konsumzwecke und den Eigenver- 
brauch der privaten Organisationen ohne Erwerbs- 
zweck. Neben den tatsächlichen Käufen sind auch 
bestimmte unterstellte Käufe einbegriffen, wie zum 
Beispiel der Eigenverbrauch der Unternehmer, der 
Wert der Nutzung von Eigentümerwohnungen so- 
wie Deputate der Arbeitnehmer. Der Verbrauch auf 
Geschäftskosten wird nicht zum privaten Ver- 
brauch gerechnet, sondern zu den Vorleistungen 
der Unternehmen. Nicht enthalten sind ferner die 
Käufe von Grundstücken und Gebäuden, die zu den 
Anlageinvestitionen zählen. 

Der Staatsverbrauch umfaßt die der Allgemeinheit 
ohne spezielles Entgelt zur Verfügung gestellten 
Verwaltungsleistungen der CJebietskörperschadten 
und der Sozialversicherung. Er ergibt sich nach Ab- 
zug der Verkäufe sowie der selbsterstellten Anla- 
gen vom Produktionswert des Staates, der anhand 
der laufenden Aufwendungen der Institutionen des 
Staatssektors gemessen wird. Zu den laufenden 
Aufwendungen für Verteidigungszwecke wird auch 
der Erwerb von militärischen Bauten und dauerhaf- 
ten militärischen Ausrüstungen gerechnet Sachlei- 
stungen der Sozialversicherung, der Sozialhilfe 
usw. an private Haushalte zählen zum Staatsver- 
brauch und nicht zum privaten Verbrauch. 

Die Bruttoinvestitionen setzen sich aus den Anla- 
geinvestitionen (Ausrüstungen und Bauten) und 
der Vorratsveränderung zusammen. 

Die Anlageinvestitionen umfassen die Käufe neuer 
Anlagen sowie von gebrauchten Anlagen und Land 
nach Abzug der Verkäufe von gebrauchten Anlagen 


240 


Drucksache 10/2541 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


und Land. Als Anlagen werden in diesem Zusam- 
menhang alle dauerhaften reproduzierbaren Pro- 
duktionsmittel angesehen, mit Ausnahme dauerhaf- 
ter militärischer Güter und derjenigen dauerhafter 
Güter, die in den privaten Verbrauch eingehen. Als 
dauerhaft gelten diejenigen Produktionsmittel, de- 
ren Nutzungsdauer mehr als ein Jeihr beträgt und 
die normalerweise aktiviert und abgeschrieben 
werden; ausgenommen sind geringwertige Güter. 

Die Anlageinvestitionen werden unterteilt in Aus- 
rüstungsinvestitionen (Maschinen und maschinelle 
Anlagen, Fahrzeuge usw.) und Bauinvestitionen 
(Wohngebäude, Verweiltungsgebäude, gewerbliche 
Bauten, Straßen, Brücken, Wasserwege usw.). 

Die Vorratsveränderung wird anhand von Be- 
standsangaben für Vorräte berechnet, die zunächst 
auf eine konstante Preisbasis (1976) ximgerechnet 
werden. Die Differenz zwischen Anfangs- und End- 


beständen wird anschließend mit jahresdurch- 
schnittlichen Preisen bewertet. Die so ermittelte 
Vorratsveränderung ist frei von Scheingewinnen 
und -Verlusten, die aus preisbedingten Änderungen 
der Buchwerte resultieren. 

Der Außenbeitrag ergibt sich als Differenz zwi- 
schen der Ausfuhr und Einfuhr von Waren imd 
Dienstleistungen (einschließlich der Erwerbs- und 
Vermögenseinkommen von bzw. an die übrige 
Welt). Erfaßt werden also die Weiren- und Dienstlei- 
stungsumsätze zwischen Inländern imd der übrigen 
Welt sowie die Erwerbs- und Vermögenseinkom- 
men, die Inländer von der übrigen Welt bezogen 
haben bzw. an die übrige Welt geflossen sind. 

Beim Vergleich mit entsprechenden Positionen der 
Zahlungsbilanz ist zu beachten, deiß in den Volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen die übrige 
Welt neben dem Ausland auch die DDR und Berlin 
(Ost) umfaßt. 


5. Die drei Berechnungsarten In den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 


L Entstehungsrechnung 

Produktionswert 

— Vorleistungen 

= Bruttowertschöpfung (unbereinigt) 

— Unterstellte Entgelte für Bankdienstleistungen 

= Bruttowertschöpfimg (bereinigt) 
Nichtabzugsfähige Umsatzsteuer 
-h Einfuhrabgaben 


11. Verwendungsrechnung 

Privater Verbrauch 
-h Staatsverbrauch 
-h Ausrüstungsinvestitionen 
-h Bauinvestitionen 
± Vorratsveränderung 
-h Ausfuhr 
— Einfuhr 


= Bruttoinlandsprodukt 

± Saldo der Erwerbs- und Vermögenseinkommen 
zwischen Inländern und der übrigen Welt 


= Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 
— Abschreibungen 


*= Nettosozialprodukt zu Marktpreisen 
— Indirekte Steuern 
-h Subventionen 


= Nettosozialprodukt zu Faktorkosten = Volksein- 
kommen > . 

III. Verteilungsrechnung 

>r 




Volkseinkommen 




Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen 

— öffentliche Abgaben auf Einkommen aus Unter- 
nehmertätigkeit imd Vermögen 
(direkte Steuern, u. ä.) 

± Sonstige Zu- und Absetzungen 


= Nettoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen 


Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 

— Tatsächliche Sozialbeiträge der Arbeitgeber 

— Unterstellte Sozialbeiträge 

= Bruttolohn- und -gehaltssumme 

— Lohnsteuer 

— Tatsächliche Sozialbeiträge der Arbeitnehmer 
= Nettolohn- und -gehaltssumme 
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6. Das Sozialprodukt in konstanten Preisen und die 
Preisentwicklung des Sozialprodukts 

Das Sozialprodukt und die wichtigsten Teilgrößen 
der Entstehungs- und Verwendungsrechnung wer- 
den auch in konstanten Preisen (von 1976) berech- 
net. Man spricht in diesem Fall auch vom realen 
Sozialprodukt im Gegensatz zum nominalen, das in 
jeweiligen Preisen ausgedrückt ist. Dividiert man 
nominale durch die entsprechenden realen Größen, 
erhält man Preisindizes axif der Basis 1976. Diese 


Preisindizes haben eine wechselnde Wägung, das 
heißt, ihnen liegt der „Warenkorb“ des jeweiligen 
Berichtsjahres zugrunde. Sie zeigen den ^eisstand 
im Berichtsjahr verglichen mit dem von 1976; die 
Preisentwicklung gegenüber dem jeweiligen Vor- 
jahr ist aus ihnen — wegen der wechselnden Wä- 
gung — nur mit Einschränkungen abzulesen. 

Weitere Hinweise zum Inhalt der in den Volkswirt- 
scheiftlichen Gesamtrechnungen verwendeten Be- 
griffe werden in den Fußnoten zu den einzelnen 
Tabellen gegeben. 
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Tabellenteit 


Tabelle 1* 


A. Internationale Tabellen 

Bevölkerung und Erwerbstätige in wichtigen Industrieländern 

1000 


Jahr 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Belgien 

Frank- 

reich 

Groß- 

britan- 

nien 

Italien 

Nieder- 

lande 

Öster- 

reich 

Schweiz 

Japan 

Vereinigte 

Staaten 






Gesamtbevölkerung 





1960 

55433 

9154 

45684 

52559 

48967 

11486 

7 047 

5429 

93 260 

180671 

1961 

56185 

9184 

46163 

52932 

49 156 

11639 

7 087 

5434 

94090 

183 691 

1962 

56837 

9221 

46998 

53431 

49563 

11806 

7130 

5574 

94980 

186538 

1963 

57389 

9290 

47816 

53 691 

49936 

11966 

7172 

5694 

95900 

189242 

1964 

57971 

9378 

48310 

54033 

50439 

12127 

7215 

5789 

96890 

191889 

1965 

58619 

9464 

48 758 

54378 

50840 

12 295 

7 255 

5857 

97 950 

194303 

1966 

59 148 

9 528 

49164 

54653 

51227 

12456 

7 290 

5 918 

98860 

196560 

1967 

59286 

9581 

49548 

54933 

51664 

12 598 

7323 

5992 

99920 

198712 

1968 

59500 

9 619 

49 916 

55157 

52042 

12730 

7360 

6068 

101070 

200706 

1969 

60067 

9646 

50318 

55372 

52376 

12878 

7 393 

6137 

102320 

202 677 

1970 

60651 

9651 

50772 

55522 

52771 

13039 

7426 

6270 

103720 

205052 

1971 

61284 

9673 

51251 

55712 

53 124 

13194 

7459 

6232 

104740 

207 661 

1972 

61672 

9709 

51701 

55869 

53548 

13329 

7495 

6281 

106 180 

209896 

1973 

61976 

9739 

52118 

56000 

53981 

13439 

7525 

6328 

108660 

211909 

1974 

62 054 

9783 

52461 

56011 

54541 

13545 

7533 

6359 

110160 

213 854 

1975 

61829 

9795 

52 705 

55981 

54967 

13 666 

7520 

6349 

111520 

215973 

1976 

61531 

9811 

52 891 

55959 

55325 

13774 

7513 

6309 

112770 

218035 

1977 

61400 

9822 

53 077 

55919 

55576 

13856 

7518 

6289 

113880 

220239 

1978 

61327 

9830 

53 277 

55902 

55806 

13 942 

7508 

6291 

114920 

222585 

1979 

61359 

9837 

53478 

55946 

56016 

14 038 

7503 

6303 

115880 

225055 

1980 

61566 

9847 

53714 

56010 

56121 

14150 

7505 

6327 

116800 

227704 

1981 

61682 

9852 

53 963 

56020 

56292 

14247 

7508 

6363 

117 660 

229849 

1982 

61638 

9856 

54219 

56010 

56400 

14310 

7571 

6400 

118440 

232057 






Erwerbstätige 





1960 

25954 

3447 

18595 

23660 

20269 

4182 

3239 

2701 

44360 

65 778 

1961 

26238 

3481 

18608 

23978 

20366 

4243 

3249 

2828 

44980 

65 746 

1962 

26289 

3534 

18737 

24185 

20270 

4328 

3245 

2938 

45560 

66 702 

1963 

26319 

3560 

19065 

24230 

19982 

4387 

3 237 

2983 

45950 

67 762 

1964 

26297 

3609 

19395 

24522 

19904 

4464 

3 238 

3030 

46550 

69305 

1965 

26418 

3621 

19540 

24776 

19432 

4502 

3 235 

3009 

47300 

71088 

1966 

26320 

3635 

19689 

24934 

19095 

4537 

3 227 

2997 

48270 

72895 

1967 

25461 

3618 

19763 

24570 

19315 

4523 

3182 

3013 

49200 

74372 

1968 

25491 

3615 

19 730 

24436 

19294 

4565 

3 070 

3031 

50020 

75 920 

1969 

25871 

3683 

20063 

24478 

19112 

4641 

2976 

3082 

50400 

77 902 

1970 

26169 

3666 

20343 

24373 

19218 

4696 

2971 

3124 

50940 

78678 

1971 

26317 

3703 

20438 

24143 

19176 

4724 

2973 

3167 

51210 

79367 

1972 

26214 

3697 

20552 

24118 

18875 

4683 

2993 

3189 

51260 

82153 

1973 

26411 

3746 

20814 

24696 

19057 

4685 

3010 

3203 

52590 

85064 

1974 

26038 

38Ö1 

20959 

24785 

19470 

4687 

3010 

3187 

52370 

86794 

1975 

25285 

3748 

20 714 

24704 

19594 

4640 

2942 

3017 

52230 

85 846 

1976 

25059 

3718 

20856 

24492 

19742 

4654 

2947 

2918 

52710 

88752 

1977 

25014 

3711 

21036 

24523 

19948 

4710 

2989 

2923 ' 

53420 

92 017 

1978 

25169 

3711 

21113 

24681 

20044 

4757 

3015 

2940 

54080 

96048 

1979 

25507 

3 754 

21118 

25 010 

20266 

4821 

3051 

2962 

54790 

98824 

1980 

25 771 

3751 

21127 

24865 

20551 

4532 

3 070 

3016 

55360 

99303 

1981 

25 566 

3669 

20950 

23989 

20623 

4922 

3091 

3 054 

55810 

100397 

1982 

25100 

3620 

20984 

23 636 

20542 

4908 

3189 

3033 

56380 

99526 


QueUe; OECD 
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Tabelle 2* 


Beschäftigte Arbeitnehmer und registrierte Arbeitslose in wichtigen Industrieländern 

1000 


Jahr 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Belgien 

Frank- 

reich 

Groß- 

britan- 

nien 

Italien 

Nieder- 

lande 

Öster- 

reich 

Schweiz 

Japan 

Vereinigte 

Staaten 





Beschäftigte Arbeitnehmer 




1960 

20038 

2545 

12 886 

21894 

11694 

3296 



23700 

55179 

1961 

20377 

2594 

13 047 

22 228 

12 032 

3369 



24780 

55229 

1962 

20631 

2655 

13317 

22447 

12396 

3465 



25930 

56524 

1963 

20836 

2 705 

13 774 

22505 

12639 

3536 



26720 

57 952 

1964 

21028 

2 782 

14220 

22812 

12519 

3623 



27630 

59496 

1965 

21289 

2816 

14471 

23 080 

12144 

3676 



28760 

61418 

1966 

21284 

2838 

14720 

23253 

11997 

3722 



29940 

63 627 

1967 

20565 

2823 

14893 

22808 

12245 

3718 



30710 

66 149 

1968 

20706 

2823 

15001 

22650 

12378 

3775 

2186 


31480 

67 798 

1969 

21267 

2897 

15450 

22625 

12568 

3865 

2150 


31990 

69706 

1970 

21747 

2973 

15 880 

22471 

12811 

3933 

2160 


33 060 

70645 

1971 

22106 

3 034 

16128 

22122 

12959 

3972 

2195 


34120 

71286 

1972 

22103 

3046 

16398 

22121 

12973 

3942 

2 244 


34 650 

74010 

1973 

22395 

3104 

16 795 

22664 

13 231 

3958 

2271 


36150 

76847 

1974 

22113 

3167 

17 067 

22789 

13 614 

3972 

2409 


36370 

78460 

1975 

21489 

3118 

16938 

22710 

13815 

4033 

2368 


36460 

77551 

1976 

21407 

3 094 

17135 

22543 

13987 

4064 

2380 


37120 

80519 

1977 

21496 

3091 

17352 

22619 

14 246 

4130 

2420 


37 690 

83481 

1978 

21734 

3090 

17458 

22777 

14248 

4175 

2470 


37 990 

87 205 

1979 

22127 

3128 

17491 

23107 

14500 

4 229 

2524 


38760 

89674 

1980 

22455 

3128 

17 533 

22 854 

14684 

4339 

2545 


39710 

89950 

1981 

22311 

3 047 

17412 

21701 

14698 

4329 

2575 


40370 

91156 

1982 

21863 

3 000 

17464 

21220 

14664 

4290 

2680 


40980 

89596 






Registrierte Arbeitslose 




1960 

271 

117 

239 

326 

1215 

30 


1,2 

750 

3852 

1961 

181 

89 

203 

287 

1108 

22 


0,7 

660 

4 714 

1962 

155 

75 

230 

406 

969 

23 


0,6 

590 

3911 

mgm 

186 

62 

273 

496 

807 

25 


0,8 

590 

4070 

|iig 

169 

55 

216 

349 

904 

22 


0,3 

540 

3 786 


147 

63 

269 

299 

1110 

27 


0,3 

570 

3366 


161 

67 

280 

281 

1192 

37 


0,3 

650 

2 875 

|||a 

459 

92 

365 

503 

1106 

79 


0,3 

630 

2 975 


323 

110 

427 

542 

1172 

72 

49 

0,3 

590 

2 817 

m 

179 

88 

477 

518 

1160 

53 

62 

0,3 

570 

2 831 

1970 

149 

69 

510 

555 

1111 

46 

42 

0,1 

590 

4093 

1971 

185 

67 

569 

696 

1109 

62 

38 

0,1 

640 

5016 

1972 

246 

84 

595 

778 

1297 

108 

35 

0,1 

730 

4882 

1973 

273 

87 

576 

557 

1305 

110 

33 

0,1 

680 

4365 

1974 

582 

94 

615 

528 

1113 

135 

41 

0,2 

730 

5156 

1975 

1074 

168 

902 

838 

1230 

260 

53 

10 

1000 

7 929 

1976 

1060 

224 

993 

1265 

1426 

278 

54 

21 

1080 

7406 

1977 

1030 

257 

1073 

1359 

1545 

271 

49 

12 

1100 

6991 

1978 

993 

279 

1183 

1343 

1571 

273 

64 

11 

1240 

6202 

1979 

876 

292 

1355 

1235 

1698 

281 

65 

10 

1170 

6137 

1980 

889 

311 

1452 

1513 

1698 

325 

58 

6 

1140 

7 637 

1981 

1272 

399 

1694 

2395 

1913 

480 

80 

6 

1260 

8 273 

1982 

1833 

457 

1863 

2770 

2 068 

655 

115 

13 

1360 

10678 


QueUe: OECD 
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Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Drucksache 10/2541 


Tabelle 3* 


Bruttoinlandsprodukt in wichtigen Industrieländern 

Mrd Landeswährung^) 


B 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Belgien 

Frank- 

reich 

Groß- 

britan- 

nien 

Italien 

Nieder- 

lande 

Öster- 

reich 

Schweiz 

Japan 

Vereinigte 

Staaten 

DM 

bfrs 

FF 

£ 

Lit 

hfl 

S 

sfr 

¥ 

us-$ 






in jeweiligen Preisen 





I960 

302,71 

557,02 

296,51 

25,69 

23,21 

44,00 

163,25 

37,37 

15,50 

505,27 

1961 

331,71 

592,44 

323,46 

27,41 

25,81 

46,46 

180,76 

42,04 

19,16 

523,31 

1962 

360,78 

633,71 

361,16 

28,69 

29,00 

50,01 

192,35 

46,62 

21,25 

563,48 

1963 

382,37 

681,30 

404,88 

30,51 

33,22 

54,26 

207.32 

51,27 

24,54 

594,72 

1964 

420,18 

762,53 

449,16 

33,27 

36,36 

63,85 

226,61 

56,83 

29.01 

635,56 

1965 

459,17 

829,96 

483,49 

35,74 

39,12 

71,31 

246,32 

60,86 

32,75 

688,61 

1966 

488,23 

892,11 

523,42 

38,07 

42,39 

77,65 

268,26 

65,36 

38,03 

753,61 

1967 

494,35 

955,35 

565,39 

40,27 

46,70 

85,19 

285,44 

70,35 

44,57 

797,16 

1968 

533,28 

1022,34 

614,52 

43,68 

50,61 

94,46 

306,71 

75,12 

52,85 

870,27 

1969 

596,95 

1134,17 

700,69 

46,66' 

55,88 

106,98 

334,90 

81,40 

62,18 

940,54 

1970 

675,30 

1262,11 

782,56 

- 51,18 

62,88 

120,50 

375,88 

90,67 

73,29 

988,70 

1971 

750,56 

1382,02 

872,43 

57,44 

68,51 

136,36 

419,62 

103,00 

80,63 

1073,21 

1972 

823,74 

1545,39 

981,12 

63,55 

75,12 

154,32 

479,54 

116,71 

92,31 

1179,99 

1973 

917,27 

1755,02 

1114,20 

73,27 

89,75 

176,81 

543,46 

130,06 

112,42 

1315,29 

1974 

984,58 

2056,81 

1278,30 

83,40 

110,72 

200,13 

618,56 

141,10 

134,17 

1420,87 

1975 

1026,51 

2271,14 

1452,32 

105,12 

125,38 

220,25 

656,12 

140,16 

148,03 

1538,80 

1976 

1119,69 

2572,42 

1677,97 

125,27 

156,66 

252,59 

724,75 

141,96 

165,85 

1705,91 

1977 

1196,11 

2 774,93 

1884,59 

144,37 

190,08 

274,93 

796,19 

145,79 

184,46 

1903,07 

1978 

1285,14 

2981,60 

2141,08 

166,03 

222,25 

297,01 

842,33 

151,68 

202,64 

2140,44 

1979 

1392,46 

3181,99 

2442,31 

193,92 

270,20 

315,96 

918,54 

158,55 

218,62 

2382,22 

1980 

1481,36 

3426,15 

2 765,27 

226,24 

338,74 

336,74 

996,97 

170,33 

235,91 

2598,59 

1981 

1542,59 

3559,39 

3106,08 

249,23 

401,30 

353,28 

1058,85 

184,76 

251,81 

2923,77 

1982 

1599,10 

3 851,26 

3 549,70 

273,27 

469,80 

367,39 

1141,08 

196,00 

264,47 

3041,36 






in Preisen von 1975 





1960 

591,40 

1 198,44 

694,52 

71,92 

63,87 

114,00 

341,14 

84,88 

40,24 

932,55 

1961 

621,51 

1258,11 

732,77 

74,27 

69,11 

117,49 

360,08 

91,76 

46,10 

956,48 

1962 

649,12 

1323,68 

781,66 

75,00 

•73,40 

122,16 

369,51 

96,15 

49,35 

1009,49 

mmm 

669,32 

1381,28 

823,45 

78,16 

77,52 

126,59 

384.85 

100,85 

54,53 

1050,35 

Bil 

714,43 

1477,37 

877,13 

82,22 

79,69 

137,06 

406,19 

106,15 

61,74 

1105,73 

BB 

754,06 

1529,98 

919,04 

84,12 

82,29 

144,25 

418,02 

109,52 

69,29 

1172,90 

IIB 

773,75 

1578,36 

966,96 

85,71 

87,22 

148,21 

441,61 

112,22 

76,63 

1241,27 

IIB 

773,03 

1639,52 

1012,29 

88,06 

93,48 

156,03 

454,89 

115,65 

84,89 

1275,57 

IIB 

818,79 

1708,42 

1055,41 

91,73 

99,59 

166,05 

475,23 

119,80 

95,73 

1327,19 

BB 

879,88 

1821,86 

1129,18 

92,93 

105,67 

176,72 

505,06 

126,55 

107,47 

1364,76 

■■ 

925,13 

1937,77 

1193,90 

94,98 

111,28 

188,56 

541,03 

134,62 

118,02 

1360,90 

1971 

953,74 

1982,84 

1258,46 

97,42 

113,11 

196,62 

568,70 

140,10 

123,45 

1402,54 

1972 

993,35 

2 087,79 

1332,72 

99,50 

116,73 

203,34 

604,00 

144,59 

134,34 

1478,33 

1973 

1038,57 

2 216,75 

1404,23 

107,05 

124,94 

214,94 

633,52 

149,00 

146,16 

1559,79 

1974 

1044,17 

2315,72 

1449,62 

106,04 

130,11 

222,54 

658,51 

151,17 

144,64 

1549,55 

1975 

1026,51 

2271,14 

1452,32 

105,12 

125,38 

220,25 

656,12 

140,16 

148,03 

1538,80 

■■ 

1082,85 

2396,58 

1527,41 

109,00 

132,74 

231,97 

686,15 

138,19 

155,88 

1613,99 

BB 

1116,02 

2411,61 

1574,06 

110,34 

135,26 

237,47 

716,06 

141,55 

164,08 

1698,58 

BB 

1150,40 

2487,65 

1633,63 

114,21 

138,89 

243,30 

719,77 

142,13 

172,33 

1778,09 

BB 

1 198,40 

2549,20 

1687,64 

116,52 

145,70 

249,07 

753,65 

145,67 

181,17 

1819,87 

■gl 

1220,48 

2631,05 

1705,86 

113,47 

151,40 

251,22 

776,42 

152,38 

190,13 

1815,82 


1219,52 

2601,14 

1710,82 

112,03 

151,62 

249,14 

775,27 

154,59 

197,79 

1870,39 

■■ 

1206,83 

2630,47 

1737,78 

114,63 

151,09 

245,23 

783,86 

152,69 

204,10 

1826,31 


Für Italien 1 000 Mrd Lira. Für Japan 1 000 Mrd Yen. — Zur Umrechnung der Landeswährungen in Europäische Währungseinheiten (ECU) und 
Kaufkraftstandards (KKS) siehe Tabelle 1 0* auf Seite 253. Quelle: OECD 
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Drucksache 10/2541 Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Tabelle 4* 


Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen und Einkommen aus unselbständiger Arbeit 
je beschäftigten Arbeitnehmer in wichtigen Industrieländern 

1975 = 100 


Jahr 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Belgien 

Frank- 

reich 

Groß- 

britan- 

nien 

Italien 

Nieder- 

lande 

Öster- 

reich 

Schweiz 

Japan 

Vereinigte 

Staaten 



Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1975 je Erwerbstätigen (Produktivität) 


1960 

56,1 

57,4 

53,3 

71,4 

49,2 

57,4 

47,2 

67,6 

32,0 

79,1 

1961 

58,3 

59,6 

56,2 

72,8 

53,0 

58,3 

49,7 

69,8 

36,2 

81,2 

1962 

60,8 

61,8 

59,5 

72,9 

56,6 

59,5 

51,1 

70,4 

38,2 

84,4 

1963 

62,6 

64,0 

61,6 

75,8 

60,8 

60,8 

53,3 

72,8 

41,9 

86,5 

1964 

66,9 

67,6 

64,5 

78,8 

62,6 

64,7 

56,2 

75,4 

46,8 

89,0 

1965 

70,3 

69,7 

67,1 

79,8 

66,2 

67,5 

57,9 

78,3 

51,7 

92,0 

1966 

72,4 

71,7 

70,0 

80,8 

71,4 

68,8 

61,4 

80,6 

56,0 

95,0 

1967 

74,8 

74,8 

' 73,1 

84,2 

75,6 

72,7 

64,1 

82,6 

60,9 

95,7 

1968 

79,1 

78,0 

76,3 

88,2 

80,7 

76,6 

69,4 

85,1 

67,5 

97,5 

1969 

83,8 

81,6 

80,3 

89,2 

86,4 

80,2 

76,1 

88,4 

75,2 

97,7 

1970 

87,1 

87,2 

83,7 

91,6 

90,5 

84,6 

81,7 

92,8 

81,7 

96,5 

1971 

89,3 

88,4 

87,8 

94,8 

92,2 

87,7 

85,8 

95,2 

85,1 

98,6 

1972 

93,3 

93,2 

92,5 

97,0 

96,6 

91,5 

90,5 

97,6 

92,5 

100,4 

1973 

96,9 

97,7 

96,2 

101,9 

102,5 

96,7 

94,4 

100,1 

98,1 

102,3 

1974 

98,8 

100,5 

98,6 

100,5 

104,4 

100,0 

98,1 

102,1 

97,4 

99,6 

1975 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1976 

106,4 

106,4 

104,5 

104,6 

105,1 

105,0 

104,4 

101,9 

104,3 

101,5 

1977 

111,4 

107,2 

106,7 

105,7 

106,0 

106,2 

107,4 

104,2 

108,4 

103,0 

1978 

112,6 

110,6 

110,4 

108,7 

, 108,3 

107,7 

107,0 

104,1 

112,4 

103,3 

1979 

115,7 

112,1 

114,0 

109,5 

112,4 

108,8 

110,8 

105,9 

116,7 

102,7 

1980 

, 116,7 

115,8 

115,2 

107,2 

115,1 

116,8 

113,4 

108,8 

121,2 

102,0 

1981 

117,5 

117,0 

116,5 

109,7 

114,9 

106,6 

112,5 

109,0 

125,0 

103,9 

1982 

118,4 

119,9 

118,1 

114,0 

114,9 

105,3 

110,2 

108,4 

127,7 

102,4 



Einkommen aus unselbständiger Arbeit je beschäftigten Arbeitnehmer 


1960 

26,2 

23,9 

21,9 

23,0 

16,4 

19,2 


25,4 

12,4 

44,3 

1961 

29,1 

24,7 

24,2 

24,5 

17,7 

20,7 


27,5 

14,0 

45,6 

1962 

31,8 

26,5 

26,8 

25,6 

20,0 

22,1 


29,7 

16,0 

47,7 

1963 

33,8 

28,6 

29,5 

26,9 

23,8 

24,1 


32,6 

18,3 

49,1 

1964 

36,6 

31,3 

31,9 

28,7 

26,9 

28,1 


35,7 

20,4 

51,3 

1965 

40,1 

34,3 

33,8 

30,7 

29,3 

31,4 


39,0 

22,6 

53,6 

1966 

43,2 

37,3 

35,9 

32,6 

31,7 

34,9 


41,7 

24,9 

57,3 

1967 

44,7 

40,1 

38,3 

34,7 

34,3 

38,1 


45,1 

27,9 

59,1 

1968 

47,6 

42,6 

42,5 

37,3 

36,9 

41,6 

45,2 

47,8 

32,1 

63,7 

1969 

52,2 

46,0 

47,2 

40,0 

40,1 

46,8 

50,1 

50,7 

36,6 

68,2 

1970 

60,6 

50,3 

52,0 

45,1 

46,0 

52,7 

54,5 

56,3 

43,2 

72,0 

1971 

67,7 

56,2 

57,9 

50,3 

52,0 

59,8 

62,0 

64,5 

49,8 

76,0 

1972 

74,5 

64,2 

63,8 

56,8 

58,0 

67,5 

68,9 

72,8 

56,9 

80,6 

1973 

83,5 

72,5 

71,8 

64,2 

69,0 

77,7 

79,7 

82,7 

68,5 

86,7 

1974 

93,2 

85,8 

84,3 

76,2 

83,5 

90,0 

87,6 

92,4 

86,1 

93,0 

1975 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1976 

108,0 

116,4 

114,7 

114,6 

120,6 

110,3 

109,6 

104,0 

111,3 

107,2 

1977 

115,1 

126,5 

129,1 

126,6 

145,1 

118,3 

119,4 

106,3 

122,5 

114,9 

1978 

121,5 

136,3 

145,3 

143,5 

169,3 

126,7 

128,1 

111,1 

131,1 

124,2 

1979 

128,6 

143,9 

164,3 

164,9 

199,2 

134,7 

133,9 

116,2 

139,0 

135,4 

1980 

137,3 

156,9 

188,5 

197,3 

243,3 

139,5 

143,5 

122,9 

147,8 

148,1 

1981 

144,7 

168,8 

215,3 

223,7 

296,0 

142,7 

153,6 

132,4 

157,8 

161,7 

1982 

151,0 

181,8 

244,3 

242,6 

346,6 

148,2 

154,2 

143,3 

165,1 

173,5 


Für Schweiz: Einkommen aus unselbständiger Arbeit je Erwerbstätigen. Quelle für Grundzahlen: OECD 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode DrUCkSdChO 10/2541 


Tabelle 5* 


Volksemkommen und Einkommen aus unselbständiger Arbeit in wichtigen Industrieländern 

Mrd Landeswährung^) 


Jahr 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Belgien 

Frank- 

reich 

Groß- 

britan- 

nien 

Italien 

Nieder- 

lande 

Öster- 

reich 

Schweiz 

Japan 

Vereinigte 

Staaten 

DM 

bfrs 

FF 

£ 

Lit 

hfl 

S 

sfr 

¥ 

us-$ 






V olkseinkommen 





1960 

239,82 

447,30 

223,46 

20,98 

18,81 

36,43 

125,61 

31,05 

12,83 

408,74 

1961 

261,06 

471,89 

244,43 

22,11 

20,89 

38,21 

138,76 

34,81 

15,19 

421,23 

1962 

282,39 

505,25 

273,92 

23,04 

23,58 

41,08 

147,55 

38,70 

17,40 

454,02 

1963 

298,07 

543,02 

305,81 

24,59 

27,04 

44,53 

158.57 

42,59 

19,97 

480,45 

1964 

327,83 

608,75 

338,25 

26,72 

29,54 

52,80 

169,38 

47,08 

22.90 

516,40 

1965 

359,42 

667,22 

365,15 

28,57 

31,83 

58,93 

183,43 

50,49 

25,72 

563,43 

1966 

380,61 

710,61 

395,01 

30,11 

34,64 

63,86 

198,83 

54,11 

29,98 

618,53 

1967 

381,39 

756,19 

428,90 

31,50 

38,05 

70,01 

211,54 

58,34 

35,50 

652,52 

1968 

417,67 

812,94 

473,83 

33,87 

41,55 

77,33 

225,70 

62,20 

41,77 

711,88 

1969 

462,09 

904,11 

538,26 

36,24 

46,05 

88,75 

247,71 

67,06 

49,01 

767,18 

1970 

530,00 

1006,93 

598,34 

39,78 

51,66 

99,20 

276,87 

74,28 

59,11 

795,68 

1971 

586,95 

1107,29 

675,21 

44,21 

56,64 

111,14 

307,66 

84,74 

64,51 

854,86 

1972 

643,98 

1254,60 

759,18 

50,29 

62,88 

125,53 

348,75 

95,61 

74,36 

945,11 

1973 

720,26 

1441,60 

865,04 

58,33 

75,01 

145,18 

393,06 

107,27 

91,50 

1060,06 

1974 

771,94 

1682,13 

986,41 

65,68 

91,41 

165,07 

453,08 

117,48 

108,95 

1128,50 

1975 

800,67 

1870,75 

1118,56 

82,99 

104,47 

180,13 

486,15 

117,48 

120,52 

1207,98 

1976 

875,92 

2123,61 

1272,35 

96,28 

129,33 

207,63 

543,50 

119,44 

135,93 

1347,21 

mgm 

935,79 

2 280,86 

1453,16 

111,46 

155,43 

223,96 

593,01 

121,78 

148,59 

1513,12 

BB 

1004,45 

2450,23 

1641,99 

127,93 ^ 

182,91 

241,04 

631,96 

126,66 

163,49 

1711,41 

ÜB 

1084,10 

2 619,82 

1859,10 

147,48 

224,92 

256,87 

690,00 

132,96 

175,41 

1900,76 

IIB 

1145,04 

2 829,28 

2091,37 

170,94 

279,79 

272,23 

750,47 

142,71 

190,84 

2 047,19 

WBM 

1185,06 

2934,61 

2346,11 

183,85 

330,95 

284,56 

791,68 

154,70 

200,98 

2304,01 

1982 

1225,70 

3171,15 

2675,43 

199,65 

386,03 

296,36 

854,12 

164,84 

213,58 

2378,95 





Einkommen aus unselbständiger Arbeit 




1960 

143,16 

256,69 

130,64 

15,21 

9,86 

20,53 

74,08 

19,35 

6,41 

295,83 

1961 

161,64 

269,58 

146,12 

16,44 

10,95 

22,54 

82,81 

21,93 

7,60 

304,56 

1962 

178,84 

296,17 

165,14 

17,35 

12,75 

24,76 

90,46 

24,60 

9,06 

326,15 

■■ 

191,86 

325,89 

188,15 

18,24 

15,51 

27,62 

97.64 

27,46 

10,66 

344,05 

Bi 

209,93 

367,39 

210,09 

19,78 

17,35 

32,97 

105,91 

30,52 

12,33 

369,33 

ÜB 

232,96 

406,58 

226,51 

21,36 

18,31 

37,35 

116,63 

33,13 

14,23 

398,03 

■M 

250,83 

445,61 

244,28 

22,90 

19,59 

42,02 

128,55 

35,30 

16,28 

440,96 

BB 

250,35 

476,89 

263,66 

23,85 

21,68 

45,86 

139,18 

38,34 

18,73 

473,33 

IH 

268,84 

506,84 

294,75 

25,52 

23,56 

50,58 

147,55 

40,93 

22,08 

522,14 

■il 

302,62 

562,04 

337,11 

27,30 

25,95 

58,59 

160,96 

44,09 

25,59 

575,46 

1970 

359,29 

630,65 

382,29 

30,62 

30,35 

67,15 

175,82 

49,61 

31,22 

615,06 

1971 

407,77 

718,91 

432,11 

33,55 

34,73 

76,93 

203,19 

57,68 

37,10 

655,81 

1972 

449,12 

823,49 

483,79 

37,91 

38,75 

86,20 

230,88 

65,56 

43,04 

722,11 

1973 

509,87 

948,73 

558,12 

43,88 

47,08 

99,60 

270,38 

74,74 

54,08 

805,95 

1974 

562,05 

1 144,35 

665,70 

52,42 

58,61 

115,75 

315,03 

83,09 

68,41 

883,13 

1975 

585,85 

1313,75 

783,73 

68,53 

71,20 

130,61 

353,60 

85,15 

79,65 

938,21 

1976 

630,05 

1516,79 

909,69 

77,99 

86,95 

145,14 

389,47 

85,68 

90,29 

1044,05 


674,41 

1647,78 

1036,36 

86,42 

106,50 

158,17 

431,45 

87,69 

100,87 

1160,60 

B 

719,71 

1774,13 

1173,51 

98,65 

124,32 

171,26 

472,42 

92,19 

108,82 

1310,58 

B 

775,64 

1896,68 

1329,99 

114,97 

148,90 

184,43 

504,52 

97,10 

117,68 

1468,83 


840,71 

2067,86 

1528,86 

136,09 

184,15 

196,04 

545,42 

104,65 

128,22 

1612,18 

1981 

880,19 

2167,50 

1737,52 

146,48 

224,21 

200,01 

590,42 

114,12 

139,17 

1783,30 

1982 

899,87 

2297,86 

1975,59 

155,34 

261,98 

205,90 

616,94 

122,65 

147,80 

1881,11 


Für Italien 1 000 Mrd Lira. Für Japan 1000 Mrd Yen. — Zur Umrechnung der Landeswährungen in Europäische Währungseinheiten (ECU) und 
Kaufkraftstandards (KKS) siehe Tabelle 10* auf Seite 253. Quelle: OECD 
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Drucksache 10/2541 


Deutscher Btmdestag — lO.Wedilperiode 


Tabelle 6* 


Privater Verbrauch in wichtigen Industrieländern 
Mrd Landeswährung^) 


Jahr 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Belgien 

Frank- 

reich 

Groß- 

britan- 

nien 

Italien 

Nieder- 

lande 

Öster- 

reich 

Schweiz 

Japan 

Vereinigte 

Staaten 


DM 

bfrs 

FF 

£ 

Lit 

hfl 

S 

sfr 

¥ 

us-$ 

1960 

171,84 

385,27 

183,43 

17,06 

in jeweiligen Preisen 
14,56 25,62 

96,83 

23,33 

8,82 

322,52 

1961 

188,33 

402,04 

200,84 

17,95 

15,92 

27,60 

105,75 

25,62 

10,11 

332,90 

1962 

204,79 

422,31 

224,39 

19,01 

17,97 

30,05 

115,86 

28,60 

11,75 

353,58 

1963 

216,79 

457,38 

253,46 

20,22 

21,02 

33,38 

125.96 

31,06 

13,77 

372,79 

1964 

233,50 

488,89 

276,90 

21,58 

22,78 

37,75 

133,05 

33,90 

16,04 

398,93 

1965 

257,62 

533,30 

295,39 

23,00 

24,37 

42,18 

145,79 

36,48 

19,12 

428,75 

1966 

275,06 

570,13 

319,47 

24,34 

26,87 

45,89 

155,59 

39,33 

22,00 

463,39 

1967 

282,63 

601,22 

345,87 

25,59 

29,77 

49,82 

167,22 

42,25 

25,24 

488,94 

1968 

300,74 

651,58 

377,45 

27,55 

31,76 

54,46 

178,18 

45,02 

28,85 

536,53 

1969 

330,90 

705,98 

428,52 

29,24 

34,84 

62,32 

189,45 

48,79 

33,25 

581,31 

1970 

368,85 

755,20 

469,34 

31,75 

39,37 

70,06 

205,29 

53,46 

38,27 

621,61 

1971 

409,44 

833,08 

527,87 

35,59 

42,77 

78,18 

230,00 

59,89 

43,16 

674,19 

1972 

452,10 

930,16 

592,24 

40,19 

47,06 

87,82 

259,81 

67,96 

49,81 

739,74 

1973 

495,36 

1063,35 

668,98 

45,82 

56,06 

99,65 

291,78 

76,14 

60,23 

815,07 

1974 

533,74 

1230,32 

781,33 

52,75 

69,57 

112,64 

330,61 

83,35 

72,84 

891,25 

1975 

.585,54 

1390,43 

898,75 

64,87 

80,57 

128,95 

3^8,26 

86,27 

84,57 

979,64 

1976 

633,50 

1569,07 

1041,90 

75,22 

98,43 

148,41 

410,18 

89,15 

95,15 

1090,27 

1977 

680,94 

1718,98 

1171,46 

86,04 

117,98 

164,31 

456,86 

92,90 

105,79 

1210,70 

1978 

725,34 

1837,09 

1327,83 

98,86 

136,82 

179,17 

468,85 

95,54 

115,91 

1349,61 

1979 

779,25 

1994,78 

1517,87 

117,64 

165,23 

192,43 

509,48 

101,00 

127,07 

1509,80 

1980 

834,03 

2179,51 

1745,75 

136,00 

208,23 

205,78 

550,88 

108,34 

137,46 

1675,11 

1981 

873,61 

2332,14 

2008,39 

151,24 

250,22 

213,61 

594,82 

116,02 

144,85 

1873,26 

1982 

899,38 

2532,65 

2 298,61 

165,92 

291,88 

222,14 

640,08 

122,28 

155,37 

2 007,74 

1960 

305,82 

792,43 

418,64 

45,77 

in Preisen von 1975 
37,98 60,02 

187,70 

49,82 

25,42 

566,03 

mBM 

324,05 

805,42 

443,53 

46,76 

40,82 

63,15 

197,34 

53,21 

27,56 

577,91 

IO 

341,77 

837,05 

474,85 

47,80 

43,73 

67,02 

207,94 

56,61 

30,19 

603,79 

mm 

351,31 

874,29 

507,61 

50,00 

47,79 

71,74 

219.08 

59,35 

33,08 

626,51 

IO 

369,80 

897,12 

536,19 

51,50 

49,37 

75,97 

230,05 

62,15 

36,93 

660,99 

IO 

395,21 

935,40 

557,69 

52,30 

50,98 

81,65 

241,63 

64,30 

42,15 

698,31 

IO 

407,30 

960,22 

584,64 

53,22 

54,63 

84,25 

251,83 

66,22 

46,25 

734,14 

IO 

411,79 

987,51 

614,42 

54,51 

58,67 

88,83 

260,74 

68,16 

50,63 

756,65 

IO 

431,26 

1040,18 

638,86 

56,10 

61,70 

94,69 

270,87 

70,80 

54,83 

797,71 

IO 

464,77 

1095,86 

677,42 

56,40 

65,77 

102,16 

278,73 

74,67 

60,37 

827,15 

mm 

500,07 

1143,72 

706,29 

57,82 

70,77 

109,99 

290,32 

78,68 

64,55 

846,44 

1971 

526,19 

1176,63 

752,95 

59,66 

72,85 

113,28 

309,82 

82,42 

68,34 

877,94 

mSm 

550,18 

1245,94 

798,68 

63,19 

75,33 

116,95 

328,66 

86,90 

74,85 

928,29 

IO 

563,41 

1343,37 

844,67 

66,42 

79,75 

121,47 

346,32 

89,30 

81,84 

966,39 

IO 

565,90 

1384,17 

869,25 

65,27 

81,85 

124,73 

356,68 

88,87 

81,28 

959,72 

IO 

585,54 

1390,43 

898,75 

64,87 

80,57 

128,95 

368,26 

86,27 

84,57 

979,64 

IO 

607,95 

1459,28 

949,09 

65,00 

83,34 

136,36 

385,00 

87,19 

87,41 

1034,15 

IO 

630,70 

1493,47 

978,91 

64,74 

84,51 

142,40 

406,95 

89,83 

90,72 

1083,17 

IO 

653,53 

1535,82 

1020,38 

68,30 

86,81 

148,57 

400,31 

91,83 

94,99 

1129,09 

IO 

674,06 

1608,03 

1056,27 

71,62 

91,09 

152,99 

416,83 

93,00 

100,63 

1159,02 

IO 

683,69 

1643,26 

1073,50 

71,08 

95,48 

153,00 

423,67 

95,44 

101,90 

1165,41 

■■ 

675,47 

1618,18 

1095,42 

71,18 

96,26 

149,21 

425,67 

95,87 

102,46 

1 196,84 

1982 

660,59 

1635,92 

1128,09 

72,09 

96,24 

146,80 

430,30 

95,72 

106,77 

1212,11 


Für Italien 1 000 Mrd Lira. Für Japan 1 000 Mrd Yen. — Zur Umrechnung der Landeswährungen in Europäische Währungseinheiten (ECU) und 
Kaufkraftstandards (KKS) siehe Tabelle 10* auf Seite 253. Quelle: OECD 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/2541 


Tabelle 7* 


Staatsverbrauch in wichtigen Industrieländern 
Mrd Landeswährung^) 


Jahr 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Belgien 

Frank- 

reich 

Groß- 

britan- 

nien 

Italien 

Nieder- 

lande 

Öster- 

reich 

Schweiz 

Japan 

Vereinigte 

Staaten 


DM 

bfrs 

FF 

£ 

Lit 

hfl 

S 

sfr 

¥ 

us-$ 

1960 

40,45 

69,31 

38,55 

4,23 

in jeweiligen Preisen 
2,96 5,65 

20,67 

3,31 

1,38 

85,48 

1961 

45,78 

70,68 

42,51 

4,56 

3,27 

6,20 

22,42 

4,06 

1,61 

93,13 

1962 

52,83 

77,88 

47,95 

4,89 

3,79 

6,95 

24,39 

4,72 

1,86 

101,08 

1963 

59,39 

88,56 

54,38 

5,15 

4,61 

7,96 

27.23 

5,40 

2,20 

105,51 

1964 

62,10 

95,47 

59,63 

5,47 

5,21 

9,48 

30,18 

5,94 

2.55 

111,20 

1965 

69,65 

106,23 

63,48 

6,00 

5,92 

10,55 

32,93 

6,39 

2,69 

117,43 

1966 

75,45 

117,10 

67,98 

6,53 

6,30 

11,77 

36,68 

6,81 

3,05 

136,07 

1967 

80,05 

128,77 

73,26 

7,22 

6,73 

13,22 

41,57 

7,24 

3,41 

153,84 

1968 

82,73 

139,01 

83,07 

7,67 

7,33 

14,33 

45,25 

7,80 

3,93 

166,81 

1969 

93,12 

154,50 

93,52 

8,01 

7,95 

16,34 

50,48 

8,56 

4,56 

177,22 

1970 

106,47 

169,41 

105,14 

9,00 

8,66 

18,80 

55,22 

9,51 

5,46 

189,51 

1971 

126,82 

194,66 

117,33 

10,26 

10,61 

21,78 

61,98 

11,24 

6,42 

198,03 

1972 

141,13 

224,28 

129,09 

11,69 

12,08 

24,58 

70,10 

12,71 

7,54 

216,76 

, 1973 

163,16 

255,26 

146,71 

13,39 

13,91 

27,59 

81,91 

14,62 

9,34 

232,54 

1974 

190,21 

302,34 

173,91 

16,65 

16,71 

32,60 

97,43 

16,42 

12,24 

260,85 

1975 

210,53 

373,59 

209,14 

22,98 

19,36 

38,38 

113,05 

17,69 

14,89 

291,43 

1976 

222,27 

423,39 

245,02 

26,77 

23,13 

43,55 

127,79 

18,69 

16,42 

316,54 

1977 

234,67 

467,28 

277,71 

29,30 

28,99 

47,85 

138,74 

18,90 

18,24 

343,53 

1978 

252,54 

520,14 

320,29 

33,12 

35,26 

52,61 

154,14 

19,51 

19,75 

375,46 

1979 

273,50 

561,06 

363,46 

38,42 

43,89 

57,17 

165,96 

20,52 

21,49 

415,05 

1980 

297,90 

613,89 

420,74 

48,50 

55,64 

60,26 

178,30 

21,69 

23,59 

470,37 

1981 

318,16 

667,69 

491,05 

54,63 

73,00 

62,74 

194,64 

23,55 

25,54 

520,64 

1982 

325,27 

706,27 

574,06 

60,18 

86,54 

65,26 

212,71 

25,80 

27,16 

569,90 

1960 

109,84 

172,16 

120,39 

15,56 

in Preisen von 1975 

10,86 25,23 

67,09 

8,84 

6,47 

189,37 

1961 

116,68 

175,43 

126,16 

16,11 

11,33 

25,94 

68,22 

10,37 

6,86 

200,74 

1962 

127,71 

190,52 

132,12 

16,60 

11,77 

26,80 

69,91 

11,22 

7,44 

211,21 

1963 

135,44 

212,53 

136,58 

16,90 

12,28 

28,07 

72,99 

12,20 

8,09 

214,28 

1964 

137,72 

221,45 

142,26 

- 17,17 

12,80 

28,55 

77,78 

12,53 

8.58 

219,66 

1965 

144,50 

233,74 

146,84 

17,63 

13,30 

29,00 

78,35 

13,10 

8,90 

225,48 

1966 

149,03 

244,79 

150,82 

18,09 

13,83 

29,50 

81,99 

13,36 

9,42 

248,10 

1967 

154,41 

258,69 

157,23 

19,13 

14,43 

30,20 

85,26 

13,57 

9,87 

268,16 

1968 

155,09 

267,69 

166,05 

19,20 

15,18 

30,87 

87,94 

14,09 

10,43 

276,25 

1969 

161,97 

284,50 

172,90 

18,84 

15,61 

32,25 

89,92 

14,78 

10,96 

277,42 

1970 

169,15 

293,31 

180,13 

19,12 

16,01 

34,18 

92,89 

15,49 

11,58 

273,62 

1971 

177,89 

309,51 

186,37 

19,69 

16,91 

35,32 

95,93 

16,40 

12,20 

267,45 

1972 

185,37 

327,79 

191,32 

20,50 

17,81 

35,96 

99,88 

16,87 

12,84 

273,63 

1973 ' 

194,63 

344,93 

197,43 

21,47 

18,24 

36,21 

102,86 

17,28 

13,48 

274,65 

1974 

202,58 

356,62 

199,70 

21,80 

18,76 

36,94 

108,72 

17,57 

13,95 

284,45 

1975 

210,53 

373,59 

209,14 

22,98 

19,36 

38,38 

113,05 

17,69 

14,89 

291,43 

1976 

213,84 

387,22 

222,14 

23,20 

19,79 

39,92 

117,86 

18,17 

15,50 

297,15 

1977 

215,87 

396,24 

225,28 

22,95 

20,34 

41,20 

122,12 

18,25 

16,11 

300,23 

1978 

224,36 

420,74 

234,99 

23,46 

20,81 

42,80 

126,79 

18,61 

16,92 

306,07 

1979 

232,23 

430,81 

239,24 

23,90 

21,14 

44,02 

130,91 

18,81 

17,64 

313,48 

1980 

238,22 

437,42 

242,80 

24,32 

21,59 

44,27 

133,89 

18,99 

18,15 

321,24 

1981 

241,90 

441,22 

248,45 

24,28 

22,26 

44,97 

136,29 

19,45 

18,99 

325,26 

1982 

239,22 

435,15 

253,91 

24,62 

22,66 

45,27 

139,01 

19,81 

19,66 

334,42 


Für Italien 1 000 Mrd Lira. Für Japan 1 000 Mrd Yen. — Zur Umrechnung der Landeswährungen in Europäische Währungseinheiten (ECU) und 
Kaufkraftstandards (KKS) siehe Tabelle 10* auf Seite 253. Quelle: OECD 
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Drucksache 10/2541 Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Tabelle 8* 


Anlageinvestitionen in wichtigen Industrieländern 
Mrd Landeswährung^) 


Jahr 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Belgien 

Frank- 

reich 

Groß- 

britan- 

nien 

Italien 

Nieder- 

lande 

Öster- 

reich 

Schweiz 

Japan 

Vereinigte 

Staaten 


DM 

bfrs 

FF 

£ 

Lit 

hfl 

S 

sfr 

¥ 

us-$ 

1960 

73,58 

107,74 

59,49 

4,19 

in jeweiligen Preisen 
5,24 10,61 

40,66 

9,27 

4,67 

90,28 

1961 

83,46 

122,34 

68,54 

4,70 

6,00 

11,53 

47,35 

11,51 

6,37 

91,14 

1962 

92,88 

134,78 

77,14 

4,83 

6,86 

12,23 

49,57 

13,44 

7,14 

98,94 

1963 

97,71 

140,77 

89,52 

5,07 

7,98 

12,90 

53.91 

15,39 

7,89 

106,67 

1964 

111,70 

170,48 

102,87 

6,04 

8,08 

16,28 

59,92 

17,45 

9.39 

114,78 

1965 

119,90 

185,51 

112,65 

6,51 

7,54 

17,93 

67,40 

17,47 

9,78 

129,12 

1966 

124,17 

204,33 

124,04 

6,92 

7,97 

20,37 

74,76 

17,91 

11,56 

139,85 

1967 

114,18 

218,85 

134,72 

7,53 

9,10 

22,44 

76,03 

18,33 

14,29 

142,43 

1968 

119,39 

219,67 

143,45 

8,26 

10,28 

25,36 

78,86 

19,20 

17,57 

157,57 

1969 

138,90 

241,30 

164,27 

8,56 

11,75 

26,27 

83,95 

21,00 

21,44 

171,63 

1970 

172,05 

286,18 

183,04 

9,48 

13,43 

31,08 

97,18 

24,96 

26,04 

174,02 

1971 

196,11 

304,81 

205,93 

10,53 

13,95 

35,25 

116,90 

30,13 

27,64 

194,37 

1972 

209,17 

329,75 

232,05 

11,60 

14,84 

36,64 

144,91 

34,64 

31,52 

221,04 

1973 

219,26 

375,58 

264,98 

14,23 

18,65 

40,86 

154,97 

38,21 

40,94 

251,31 

1974 

212,71 

467,37 

310,90 

16,84 

24,78 

43,73 

175,72 

38,89 

46,70 

261,69 

1975 

209,41 

511,15 

337,89 

20,45 

25,78 

45,99 

174,92 

33,66 

48,02 

261,58 

1976 

226,04 

568,73 

390,67 

23,69 

31,40 

48,78 

188,71 

29,23 

51,88 

292,61 

1977 

243,01 

602,94 

419,90 

25,91 

37,20 

57,89 

212,77 

30,24 

56,18 

349,12 

1978 

266,79 

648,19 

458,88 

29,85 

41,49 

63,30 

215,26 

32,49 

62,38 

418,07 

1979 

304,82 

662,20 

524,52 

34,91 

50,93 

66,49 

227,04 

34,59 

70,25 

472,12 

1980 

337,98 

730,13 

601,08 

39,30 

67,02 

70,79 

251,43 

40,50 

75,42 

481,46 

1981 

338,22 

644,74 

656,90 

39,01 

81,15 

68,20 

264,61 

44,56 

78,17 

525,63 

1982 

327,89 

668,14 

728,12 

42,17 

89,26 

67,28 

263,03 

45,28 

78,24 

505,15 

1960 

143,81 

253,54 

133,85 

12,15 

in Preisen von 1975 
16,60 24,66 

78,45 

20,09 

9,30 

172,79 

1961 

153,65 

284,88 

148,39 

13,34 

18,52 

26,14 

88,32 

23,25 

11,89 

175,58 

1962 

160,03 

301,63 

160,99 

13,36 

20,32 

27,03 

90,74 

25,63 

13,24 

188,61 

1963 

162,16 

302,08 

175,15 

13,54 

21,97 

27,34 

93,86 

27,50 

14,62 

202,45 

1964 

180,33 

346,38 

193,49 

15,81 

20,69 

32,57 

101,82 

29,75 

17,06 

215,69 

1965 

188,98 

360,67 

207,01 

16,57 

18,95 

34,30 

107,09 

29,01 

18,24 

237,88 

1966 

191,16 

385,28 

222,03 

16,95 

19,77 

37,06 

116,57 

28,77 

20,68 

249,91 

1967 

177,95 

396,48 

235,42 

18,40 

22,09 

40,19 

116,66 

28,81 

24,45 

246,55 

1968 

184,47 

391,49 

248,44 

19,41 

24,47 

44,68 

119,99 

29,70 

29,35 

261,46 

1969 

203,94 

412,37 

271,20 

19,26 

26,37 

43,67 

125,88 

31,46 

34,90 

267,73 

1970 

224,13 

447,13 

283,74 

19,85 

27,17 

47,82 

138,24 

34,27 

40,81 

258,09 

1971 

237,96 

440,46 

303,91 

20,08 

26,29 

49,45 

157,30 

37,65 

42,55 

272,05 

1972 

243,98 

454,95 

325,89 

20,05 

26,53 

48,08 

176,39 

39,53 

46,97 

295,30 

1973 

243,46 

485,77 

345,87 

21,21 

28,59 

50,24 

177,01 

40,67 

53,41 

316,78 

1974 

220,16 

519,67 

349,10 

20,62 

29,54 

48,35 

184,03 

38,94 

48,55 

294,92 

1975 

209,41 

511,15 

337,89 

20,45 

25,78 

45,99 

174,92 

33,66 

48,02 

261,58 

1976 

219,05 

527,56 

350,51 

20,73 

26,38 

44,71 

181,60 

30,12 

49,44 

278,08 

1977 

227,46 

526,43 

347,71 

20,22 

26,29 

49,93 

191,00 

30,61 

51,83 

307,62 

1978 

238,54 

541,51 

352,85 

20,91 

26,26 

51,19 

183,82 

32,47 

56,72 

337,00 

1979 

255,85 

529,53 

366,07 

21,10 

27,79 

50,31 

187,32 

34,13 

60,29 

347,22 

1980 

263,99 

556,38 

374,79 

19,94 

30,40 

49,84 

193,98 

37,51 

60,95 

326,09 

1981 

252,99 

474,40 

369,70 

18,04 

30,60 

44,88 

190,72 

38,41 

63,40 

331,01 

1982 

239,33 

463,66 

371,67 

19,09 

28,99 

42,65 

180,44 

37,36 

64,54 

308,50 


Für Italien 1 000 Mrd Lira. Für Japan 1 000 Mrd Yen. — Zur Umrechnung der Landeswährungen in Europäische Währungseinheiten (ECU) und 
Kaufkraftstandards (KKS) siehe Tabelle 10* auf Seite 253. Quelle: OECD 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode DnJCkS8Ch6 10/2541 


Tabelle 9* 

Außenhandel in wichtigen Industrieländern 
Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

Mrd Landeswährung 


Jahr 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Belgien 

Frank- 

reich 

Groß- 

britan- 

nien 

Italien 

Nieder- 

lande 

Öster- 

reich 

Schweiz 

Japan 

Vereinigte 

Staaten 


DM 

bfrs 

FF 

£ 

Lit 

hfl 

S 

sfr 

¥ 

us-$ 

1960 

57,49 

213,90 

44,44 

5,42 

in jeweiligen Preisen 
3,26 21,15 

39,98 

10,96 

1,72 

25,78 

1961 

59,84 

234,80 

46,87 

5,66 

3,71 

21,28 

43,87 

12,07 

1,80 

26,24 

1962 

62,66 

261,20 

48,25 

5,81 

4,13 

22,58 

47,44 

13,22 

2,07 

27,55 

1963 

68,25 

288,70 

53,09 

6,13 

4,54 

24,55 

51,26 

14,41 

2,27 

29,44 

1964 

75,86 

329,20 

59,09 

6,51 

5,24 

28,00 

57,44 

15,94 

2,80 

33,16 

1965 

82,88 

353,98 

66,58 

6,96 

6,29 

30,80 

63,18 

17,49 

3,45 

35,09 

1966 

93,54 

395,30 

72,41 

7,45 

7,01 

32,63 

69,47 

19,21 

4,03 

38,72 

1967 

101,01 

414,20 

77,37 

7,75 

7,60 

34,78 

74,51 

20,50 

4,31 

41,12 

1968 

113,89 

465,50 

84,28 

9,41 

8,68 

39,02 

82,08 

23,17 

5,35 

45,31 

1969 

129,46 

561,60 

102,20 

10,52 

9,96 

45,83 

99,22 

26,63 

6,56 

48,98 

1970 

143,00 

654,50 

127,89 

12,00 

11,18 

54,09 

121,89 

29,71 

7,93 

56,39 

1971 

157,99 

698,70 

148,81 

13,45 

12,47 

61,87 

133,76 

32,06 

9,45 

59,38 

1972 

172,57 

789,10 

169,14 

14,13 

14,18 

69,40 

150,87 

35,77 

9,78 

66,91 

■Sl 

203,02 

975,80 

203,22 

17,73 

16,87 

83,40 

176,04 

40,23 

11,29 

90,30 

mSm 

262,48 

1260,20 

275,08 

23,68 

24,69 

107,54 

218,33 

45,91 

18,26 

120,10 

ÜB 

257,01 

1220,10 

283,85 

27,75 

28,53 

109,48 

220,94 

44,03 

18,98 

131,43 

mgm 

294,47 

1466,90 

338,24 

36,09 

38,61 

128,47 

251,20 

47,70 

22,58 

141,58 

mm 

311,79 

1550,30 

401,90 

44,22 

49,94 

130,74 

274,46 

53,45 

24,31 

150,37 

m 

327,70 

1608,30 

455,20 

48,32 

59,54 

133,34 

295,19 

53,23 

22,73 

175,91 

IBI 

358,23 

1892,10 

535,62 

55,80 

75,32 

155,06 

338,92 

56,02 

25,63 

217,00 

IBI 

402,10 

2152,00 

616,10 

63,81 

84,96 

176,81 

386,60 

62,58 

32,89 

264,99 

■■ 

460,87 

2444,40 

739,16 

68,40 

107,07 

204,36 

437,62 

69,10 

37,98 

283,15 

1982 

496,87 

2818,40 

823,57 

73,70 

125,40 

211,12 

472,43 

69,40 

40,41 

261,73 

1960 

93,33 

396,66 

81,27 

13,85 

in Preisen von 1975 

7,21 35,38 

70,70 

19,56 

2,80 

51,55 

■Sl 

96,93 

433,01 

85,43 

14,28 

8,27 

36,21 

74,28 

21,12 

2,99 

51,87 

IIB 

100,97 

476,84 

86,94 

14,53 

9,13 

38,47 

80,80 

22,43 

3,49 

54,64 

mm 

109,00 

516,13 

93,08 

15,18 

9,72 

40,77 

85,87 

23,60 

3,75 

58,32 

m 

118,12 

564,79 

99,27 

15,77 

10,77 

45,38 

89,07 

25,11 

4,54 

65,37 

mm 

125,82 

599,09 

110,70 

16,48 

12,92 

48,81 

95,34 

27,00 

5,38 

66,92 

BH 

138,56 

645,12 

118,01 

17,14 

14,36 

51,36 

102,98 

28,41 

6,21 

71,76 

lifl 

149,17 

672,68 

126,61 

17,41 

15,39 

54,76 

109,92 

29,38 

6,57 

74,84 


168,35 

754,77 

138,54 

19,51 

17,53 

61,76 

119,25 

32,32 

8,09 

80,67 

19 

183,66 

870,42 

160,33 

21,26 

19,59 

70,99 

140,43 

36,63 

9,67 

84,58 

msm 

194,45 

959,40 

186,17 

22,29 

20,73 

79,72 

163,53 

39,14 

11,30 

92,64 

1971 

206,08 

1003,60 

206,67 

23,79 

22,17 

88,45 

173,23 

40,66 

13,20 

93,52 

1972 

220,52 

1114,50 

233,38 

23,95 

24,53 

97,99 

189,15 

43,25 

13,89 

102,30 

mSm 

243,90 

1272,40 

261,00 

26,70 

25,34 

110,15 

206,08 

46,65 

14,88 

122,22 

19 

273,66 

1321,20 

288,04 

28,52 

27,48 

112,90 

228,84 

47,13 

18,25 

133,16 

19 

257,01 

1220,10 

283,85 

27,75 

28,53 

109,48 

220,94 

44,03 

18,98 

131,43 

19 

284,60 

1378,20 

313,83 

30,15 

32,08 

120,54 

246,67 

48,13 

22,63 

136,61 

19 

295,98 

1411,00 

342,00 

31,96 

34,81 

118,38 

259,21 

52,80 

25,41 

139,41 

19 

305,92 

1448,40 

364,44 

32,49 

38,35 

122,29 

270,62 

54,77 

25,41 

152,55 

19 

320,19 

1562,20 

389,67 

33,70 

41,98 

131,34 

294,89 

56,12 

26,44 

165,90 

19 

337,52 

1626,00 

398,93 

33,62 

40,05 

133,33 

318,70 

58,96 

31,36 

182,71 

19 

364,98 

1686,10 

421,44 

32,91 

41,69 

134,55 

339,34 

61,70 

35,96 

179,96 

ÜB 

377,63 

1716,60 

407,21 

33,37 

42,59 

133,40 

350,06 

59,76 

37,10 

164,18 


Für Italien 1 000 Mrd Lira. Für Japan 1 000 Mrd Yen. — Zur Umrechnung der Landeswährungen in Europäische Währungseinheiten (ECU) und 
Kaufkraftstandards (KKS) siehe Tabelle 10* auf Seite 253. Quelle: OECD 
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Drucksache 10/2541 Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


noch Tabelle 9* 

Außenhandel in wichtigen Industrieländern 
Einfuhr von Waren und Dienstleistungen 

Mrd Landeswährung!) 


Jahr 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Belgien 

Frank- 

reich 

Groß- 

britan- 

nien 

Italien 

Nieder- 

lande 

Öster- 

reich 

Schweiz 

Japan 

Vereinigte 

Staaten 


DM 

bfrs 

FF 

£ 

Lit 

hfl 

S 

sfr 

¥ 

us-$ 






in jeweiligen Preisen 





1960 

49,85 

218,80 

38,18 

5,77 

3,31 

20,34 

40,75 

11,06 

1,64 

22,19 

1961 

52,40 

240,60 

40,89 

5,74 

3,68 

21,23 

42,54 

13,33 

2,10 

22,05 

1962 

58,08 

262,40 

44,83 

5,85 

4,25 

22,40 

45,71 

14,89 

2,03 

24,20 

1963 

62,37 

296,60 

51,71 

6,23 

5,28 

24,93 

50,84 

16,05 

2,47 

25,26 

1964 

69,38 

333,20 

60,04 

7,05 

5,13 

29,32 

57,42 

17,80 

2,85 

27,21 

1965 

81,58 

355,70 

62,28 

7,21 

5,26 

31,28 

64,60 

18,01 

2,99 

30,54 

1966 

85,29 

403,40 

71,04 

7,48 

6,11 

33,72 

73,30 

19,16 

3,43 

35,96 

1967 

83,02 

411,90 

75,90 

8,13 

6,99 

35,55 

76,76 

20,13 

4,21 

38,70 

1968 

94,57 

462,70 

84,74 

9,70 

7,45 

39,03 

82,87 

21,98 

4,76 

45,24 

1969 

112,73 

551,20 

106,25 

10,24 

9,01 

46,04 

95,21 

25,61 

5,57 

49,08 

1970 

129,27 

623,70 

123,91 

11,48 

10,84 

56,17 

118,21 

31,25 

6,99 

54,32 

1971 

144,30 

668,30 

140,28 

12,55 

11,71 

62,28 

130,78 

33,65 

7,25 

60,90 

1972 

156,03 

735,30 

159,79 

14,10 

13,50 

65,15 

148,14 

36,82 

7,65 

72.58 

1973 

176,03 

937,20 

196,57 

19,43 

18,77 

77,76 

174,03 

41,67 

11,26 

89,29 

1974 

219,56 

1248,10 

293,46 

27,84 

29,68 

102,07 

220,41 

48,65 

19,26 

124,67 

1975 

229,48 

1211,00 

273,67 

29,43 

28,51 

102,10 

216,72 

40,03 

18,92 

119,75 

1976 

268,79 

1459,20 

357,60 

37,33 

40,58 

119,93 

262,25 

43,01 

21,25 

147,91 

1977 

283,20 

1572,10 

407,20 

42,95 

47,51 

127,40 

295,92 

49,69 

21,27 

177,61 

1978 

295,13 

1635,70 

434,25 

45,84 

53,79 

133,23 

294,86 

49,53 

19,17 

206,39 

1979 

349,94 

1947,30 

532,17 

54,97 

71,71 

156,69 

345,83 

56,83 

27,63 

245,90 

1980 

409,55 

2245,20 

664,88 

58,13 

94,75 

178,62 

405,86 

68,59 

35,04 

285,60 

1981 

448,17 

2522,30 

785,58 

60,97 

114,68 

191,84 

447,98 

70,92 

35,93 

305,79 

1982 

457,51 

2 860,40 

905,19 

67,53 

129,90 

197,50 

446,33 

68,66 

37,76 

290,95 






in Preisen von 1975 





1960 

75,45 

415,94 

72,64 

16,44 

8,55 

34,09 

70,40 

17,38 

3,49 

53,70 

1961 

81,38 

445,87 

77,68 

16,33 

9,72 

36,27 

71,79 

20,83 

4,43 

53,82 

1962 

90,41 

482,46 

82,90 

16,68 

11,17 

38,61 

76,69 

23,01 

4,40 

60,36 

1963 

94,87 

524,19 

94,57 

17,36 

13,69 

42,40 

84,52 

24,13 

5,19 

62,12 

1964 

103,67 

570,61 

108,87 

19,15 

12,85 

48,70 

92,11 

26,22 

5,93 

65,53 

1965 

118,60 

608,10 

111,32 

19,30 

13,11 

51,68 

101,67 

26,23 

' 6,56 

72,78 

1966 

121,71 

668,43 

123,07 

19,70 

14,94 

55,32 

113,43 

27,15 

7,37 

83,91 

1967 

120,25 

679,01 

133,27 

21,16 

16,96 

58,83 

117,10 

28,25 

9,17 

89,81 

1968 

136,51 

758,54 

150,46 

22,70 

17,96 

66,49 

125,65 

30,60 

10,16 

103,66 

1969 

158,92 

876,02 

179,84 

23,29 

21,42 

75,89 

137,63 

34,55 

11,45 

109,77 

1970 

182,86 

943,00 

191,10 

24,39 

24,85 

86,92 

160,86 

39,35 

13,96 

113,99 

1971 

200,79 

975,60 

208,54 

25,68 

25,49 

92,24 

170,22 

41,80 

14,61 

121,28 

1972 

213,55 

1067,90 

241,85 

28,07 

28,29 

97,02 

189,13 

44,84 

16,07 

134,68 

1973 

222,39 

1265,10 

278,52 

31,37 

31,19 

107,62 

213,53 

47,76 

19,91 

140,98 

1974 

223,63 

1321,70 

292,89 

31,66 

31,57 

106,46 

229,45 

47,29 

20,91 

136,58 

1975 

229,48 

1211,00 

273,67 

29,43 

28,51 

102,10 

216,72 

40,03 

18,92 

119,75 

1976 

254,82 

1362,60 

329,25 

30,64 

32,70 

112,60 

254,98 

45,26 

20,15 

143,87 

1977 

263,24 

1425,10 

338,74 

30,91 

32,69 

115,84 

276,17 

49,44 

21,16 

156,28 

1978 

279,14 

‘ 1467,10 

356,88 

32,04 

35,35 

123,12 

269,69 

54,84 

22,69 

173,59 

1979 

305,55 

1604,50 

396,39 

35,38 

40,13 

130,55 

298,95 

58,60 

25,65 

176,45 

1980 

317,55 

1630,90 

424,06 

34,03 

43,50 

129,97 

320,79 

62,82 

23,90 

170,80 

1981 

315,30 

1608,80 

432,27 

33,15 

41,27 

120,58 

321,34 

62,03 

24,26 

181,19 

1982 

314,94 

1609,40 

449,68 

34,18 

42,20 

121,89 

314,07 

60,49 

25,01 

184,07 


Für Italien 1 000 Mrd Lira. Für Japan 1 000 Mrd Yen. — Zur Umrechnung der Landeswähnmgen in Europäische Währungseinheiten (ECU) und 
Kaufkraftstandards (KKS) siehe Tabelle 1 0 * auf Seite 2 53. Quelle: OECD 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/2541 


Tabelle 10* 


Wechselkurse 

Europäische Währungseinheit (ECU) und Kaufkraftstandard (KKS)^) 


Jahr 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Belgien 

Frank- 

reich 

Groß- 

britan- 

nien 

Italien 

Nieder- 

lande 

Öster- 

reich 

Schweiz 

Japan 

Vereinigte 

Staaten 

DM 

bfrs 

FF 

£ 

Lit 

hfl 

S 

sfr 

¥ 

us-$ 






1 ECU = 





1960 

4,436 

52,810 

5,215 

0,3772 

660,13 

4,014 

27,461 

4,619 

380,23 

1,056 

1961 

4,307 

53,367 

5,270 

0,3812 

667,08 

3,899 

27,751 

4,667 

384,24 

1,067 

1962 

4,279 

53,490 

5,282 

0,3821 

668,63 

3,873 

27,815 

4,678 

385,13 

1,070 

1963 

4,279 

53,490 

5,282 

0,3821 

668,63 

3,873 

27,815 

4,678 

385,13 

1,070 

1964 

4,279 

53,490 

5,282 

0,3821 

668,63 

3,873 

27,815 

4,678 

385,13 

1,070 

1965 

4,279 

53,490 

5,282 

0,3821 

668,63 

3,873 

27,815 

4,678 

385,13 

1,070 

1966 

4,279 

53,490 

5,282 

0,3821 

668,63 

3,873 

27,815 

4,678 

385,13 

1,070 

1967 

4,259 

53,240 

5,257 

0,3877 

665,51 

3,855 

27,685 

4,656 

383,33 

1,065 

1968 

4,116 

51,444 

5,080 

0,4287 

643,05 

3,725 

26,751 

4,499 

370,40 

1,029 

1969 

4,026 

51,109 

5,290 

0,4259 

638,87 

3,700 

26,577 

4,470 

367,99 

1,022 

1970 

3,741 

51,112 

5,678 

0,4259 

638,89 

3,700 

26,578 

4,470 

368,00 

1,022 

1971 

3,646 

50,866 

5,772 

0,4286 

647,41 

3,658 

26,152 

4,332 

363,83 

1,048 

1972 

3,577 

49,361 

5,657 

0,4489 

654,26 

3,600 

25,930 

4,284 

339,72 

1,122 

1973 

3,276 

47,801 

5,468 

0,5023 

716,46 

3,429 

24,117 

3,900 

333,17 

1,232 

1974 

3,084 

46,399 

5,734 

0,5098 

775,74 

3,202 

22,295 

3,553 

347,47 

1,193 

1975 

3,049 

45,569 

5,319 

0,5600 

809,54 

3,135 

21,610 

3,203 

367,68 

1,241 

1976 

2,815 

43,165 

5,345 

0,6216 

930,15 

2,955 

20,058 

2,795 

331,21 

1,118 

1977 

2,648 

40,883 

5,606 

0,6537 

1006,78 

2,800 

18,859 

2,743 

305,81 

1,141 

1978 

2,556 

40,061 

5,740 

0,6639 

1080,22 

2,754 

18,502 

2,278 

267,08 

1,274 

1979 

2,511 

40,165 

5,829 

0,6464 

1138,50 

2,749 

18,323 

2,279 

300,47 

1,371 

1980 

2,524 

40,598 

5,869 

0,5985 

1189,20 

2,760 

18,014 

2,333 

315,04 

1,392 

1981 

2,514 

41,295 

6,040 

0,5531 

1263,18 

2,775 

17,782 

2,193 

245,38 

1,116 

1982 

2,376 

44,712 

6,431 

0,5605 

1323,78 

2,614 

16,713 

1,989 

243,55 

0,980 






1KKS = 





1960 

4,53 

59,1 

6,21 

0,392 

555 

3,28 



j 292 

1,58 

1961 

4,57 

58,0 

6,22 

0,392 

552 

3,26 

\ 


/ 295 

1,55 

1962 

4,55 

56,5 

6,22 

0,389 

559 

3,22 

\ 

, 

/ 296 

1,51 

■■ 

4,48 

55,7 

6,35 

0,380 

581 

3,24 

\ 

/ 

306 

1,47 

liil 

4,41 

55,8 

6,32 

0,377 

592 

3,35 

\ 

/ 

310 

1,43 

IIB 

4,37 

56,1 

6,23 

0,383 

591 

3,41 

\ 

/ 

316 

1,40 

BH 

4,37 

56,4 

6,18 

0,384 

583 

3,49 

\ 

/ 

321 

1,39 

Bi 

4,31 

56,7 

6,22 

0,384 

584 

3,54 

\ 

/ 

328 

1,40 

HH 

4,26 

56,4 

6,28 

0,387 

575 

3,57 

\ 

/ 

333 

1,42 

■iil 

4,21 

56,1 

6,35 

0,388 

568 

3,61 

> 

i / 

323 

1,42 

1970 

4,24 

. 55,0 

6,28 

0,389 

568 

3,57 


\ / 

324 

1,40 

1971 

4,24 

53,9 

6,17 

0,396 

566 

3,60 


y 

317 

1,37 

1972 

4,18 

53,6 

6,13 

0,401 

563 

3,68 


A 

312 

1,34 

1973 

4,11 

52,9 

6,10 

0,397 

580 

3,69 


/ \ 

323 

1,30 

1974 

3,90 

52,8 

6,03 

0,406 

611 

3,58 

j 

\ 

346 

1,26 

1975 

3,59 

51,7 

5,95 

0,449 

624 

3,47 

/ 

\ 

324 

1,19 

1976 

3,36 

50,2 

5,92 

0,466 

667 

3,41 

/ 

\ 

312 

1,14 

1977 

3,18 

49,1 

5,88 

0,484 

723 

3,31 

/ 

\ 

301 

1,10 

1978 

3,05 

47,2 

5,93 

0,496 

760 

3,22 

/ 

\ 

290 

1,09 

1979 

2,91 

44,9 

5,99 

0,520 

806 

3,06 

/ 

\ 

273 

1,09 


2,74 

42,3 

6,05 

0,562 

877 

2,92 

/ 


i 253 

1,07 


2,61 

40,7 

6,21 

0,574 

950 

2,82 

/ 


\ 237 

1,07 


2,51 

39,9 

6,41 

0,564 

1024 

2,74 

/ 

- 

\ 222 

1,05 


Ziir Methode der Berechnung der Europäischen Währungseinheit und Kaufkraftstandards siehe SAEG, Volkswirtschaftliche Gesamt- 
rechnungen 1960 bis 1982, Heft 1984'. 
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Tabelle 11* 


Amtliche Devisenkurse an 
Kassa-Mittel 


Telegrafische 


Zeitraum 

Amsterdam 

Brüssel 

Dublin =*) 

Kopenhagen 

Lissabon 

London 

Madrid^) 

Maüand/Rom 

100 hfl 

100 bfrs 

llrf 

100 dkr 

100 Esc 

1£ 

100 Pts 

1 000 Lit 

1960 

110,587 

8,365 


60,512 

14,589 

11,709 


6,719 

1961 

110,658 

8,069 


58,266 

14,053 

11,271 


6,478 

1962 

110,974 

8,035 


57,938 

13,998 

11,225 


6,441 

1963 

110,712 

7,995 


57,750 

13,915 

11,162 

6,654 

6,414 

1964 

110,220 

7,991 


57,481 

13,836 

11,098 

6,640 

6,367 

1965 

110,954 

8,048 


57,772 

13,928 

11,167 

6,669 

6,394 

1966 

110,490 

8,025 


57,885 

13,930 

11,167 

6,672 

6,404 

1967 

110,651 

8,025 


57,135 

13,871 

10,961 

6,552 

6,389 

1968 

110,308 

7,997 


53,347 

13,946 

9,558 

5,730 

6,406 

1969 

108,302 

7,829 


52,197 

13,784 

9,381 

5,619 

6,257 

1970 

100,852 

7,345 


48,631 

12,772 

8,736 

5,234 

5,816 

1971 

99,678 

7,170 


47,024 

12,439 

8,505 

5,032 

5,630 

1972 

99,367 

7,247 


45,923 

11,845 

7,974 

4,965 

5,467 

1973 

95,397 

6,835 


44,046 

10,929 

6,514 

4,567 

4,569 

1974 

96,365 

6,649 


42,535 

10,267 

6,055 

4,495 

3,985 

1975 

97,301 

6,692 


42,850 

9,682 

5,449 

4,288 

3,769 

1976 

95,271 

6,524 


41,657 

8,386 

4,553 

3,771 

3,042 

1977 

94,610 

6,480 


“38,696 

6,112 

4,051 

3,085 

2,632 

1978 

92,832 

6,382 


36,438 

4,602 

3,853 

2,624 

2,368 

1979 

91,373 

6,253 

3,760 

34,872 

3,759 

3,888 

2,732 

2,207 

1980 

91,459 

6,217 

3,735 

32,245 

3,635 

4,227 

2,536 

2,124 

1981 

90,611 

6,090 

3,638 

31,735 

3,677 

4,556 

2,450 

1,992 

1982 

90,904 

5,323 

3,446 

29,138 

3,072 

4,242 

2,215 

1,796 

1983 

89,503 

4,998 

3,178 

27,926 

2,325 

3,871 

1,783 

1,683 

1979 l.Vj. 

92,621 

6,336 

3,803 

35,991 

3,927 

3,739 

2,675 

2,211 

2. Vj. 

91,801 

6,261 

3,797 

35,331 

3,856 

3,943 

2,841 

2,238 

3.Vj. 

90,938 

6,240 

3,765 

34,686 

3,711 

4,056 

2,749 

2,224 

4. Vj. 

90,142 

6,173 

3,709 

33,393 

3,537 

3,810 

2,663 

2,151 

1980 l.Vj. 

90,817 

6,163 

3,703 

32,030 

3,604 

3,995 

2,635 

2,151 

2, Vj. 

91,046 

6,233 

3,729 

32,091 

3,665 

4,135 

2,555 

2,128 

3.Vj. 

91,754 

6,246 

3,765 

32,319 

3,598 

4,229 

2,463 

2,106 

4. Vj. 

92,205 

6,229 

3,743 

32,538 

3,682 

4,559 

2,495 

2,110 

1981 l.Vj. 

91,398 

6,176 

3,698 

32,262 

3,751 

4,817 

2,485 

2,084 

2. Vj. 

90,023 

6,122 

3,655 

31,794 

3,765 

4,730 

2,498 

2,009 

3.Vj. 

90,038 

6,114 

3,649 

31,868 

3,717 

4,470 

2,484 

2,002 

4. Vj. 

90,999 

5,951 

3,553 

31,024 

3,480 

4,229 

2,339 

1,877 

1982 l.Vj. 

91,117 

5,671 

3,520 

30,190 

3,425 

4,332 

2,320 

1,859 

2. Vj. 

90,211 

5,286 

3,457 

29,322 

3,242 

4,232 

2,244 

1,802 

3. Vj. 

90,907 

5,220 

3,435 

28,683 

2,897 

4,280 

2,213 

1,781 

4. Vj. 

91,347 

5,135 

3,377 

28,433 

2,753 

4,129 

2,090 

1,743 

1983 l.Vj. 

90,437 

5,088 

3,300 

28,216 

2,581 

3,690 

1,854 

1,721 

2. Vj. 

88,993 

5,012 

3,158 

28,037 

2,464 

3,866 

1,789 

1,683 

3.Vj. 

89,403 

4,980 

3,149 

27,808 

2,172 

3,990 

1,759 

1,680 

4. Vj. 

89,162 

4,916 

3,107 

27,663 

2,098 

3,934 

1,733 

1,648 

1984 l.Vj. 

88,733 

4,891 

3,081 

27,441 

2,020 

3,876 

1,750 

1,625 

2. Vj. 

88,755 

4,905 

3,064 

27,261 

1,963 

3,783 

1,772 

1,617 

3.Vj. 

88,653 

4,948 

3,083 

27,462 

1,917 

3,786 

1,767 

1,623 


Jahresdurchschnitte aus den tä^ichen Notierungen, Vierteljahre aus den Monatsdurchschnitten errechnet. Weitere Erläuterungen siehe 
Statistische Beihefte zu den Monatsberichten der Deutschen Bundesbank, Reihe 5, „Die Währungen der Welt“. 
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Tabelle 11* 


der Frankfurter Börse 

kursein DM 

Auszahlung 


Montreal 

New York 

Oslo 

Paris 

Stockholm 

Tokyo 

Wien 

Zürich 

Zeitraum 

1 kan$ 

ius-$ 

100 nkr 

100 FF 

100 skr 

100 ¥ 

100 S 

100 sfr 

4,3026 

4,1704 

58,471 

85,047 

80,709 


16,067 

96,564 

1960 

3,9752 

4,0221 

56,318 

82,001 

77,848 


15,511 

93,133 

1961 

3,7412 

3,9978 

56,015 

81,590 

77,557 


15,487 

92,461 

1962 

3,6959 

3,9864 

55,765 

81,350 

76,837 


15,437 

92,249 

1963 

3,6852 

3,9748 

55,540 

81,113 

77,171 


15,390 

92,035 

1964 

3,7054 

3,9943 

55,868 

81,503 

77,442 


15,468 

92,309 

1965 

3,7115 

3,9982 

55,921 

81,377 

77,402 


15,477 

92,421 

1966 

3,6961 

3,9866 

55,757 

81,040 

77,237 


15,431 

92,111 

1967 

3,7054 

3,9923 

55,895 

80,628 

77,260 


15,447 

92,507 

1968 

3,6446 

3,9244 

54,934 

75,815 

75,911 

1,0305 

15,174 

91,002 

1969 

3,4966 

3,6463 

51,043 

65,966 

70,324 

1,0183 

14,107 

84,601 

1970 

3,4459 

3,4795 

49,588 

63,163 

68,192 

0,9996 

13,940 

84,578 

1971 

3,2200 

3,1889 

48,417 

63,238 

67,055 

1,0534 

13,800 

83,537 

1972 

2,6599 

2,6590 

46,263 

59,736 

60,959 

0,9795 

13,645 

84,005 

1973 

2,6486 

2,5897 

46,859 

53,886 

58,351 

0,8888 

13,859 

87,010 

1974 

2,4218 

2,4631 

47,104 

57,411 

59,282 

0,8301 

14,129 

95,252 

1975 

2,5541 

2,5173 

46,144 

52,768 

57,803 

0,8500 

14,039 

100,747 

1976 

2,1860 

2,3217 

43,634 

47,256 

51,997 

0,8671 

14,051 

96,843 

1977 

1,7649 

2,0084 

38,336 

44,582 

44,456 

0,9626 

13,837 

112,924 

1978 

1,5651 

1,8330 

36,206 

43,079 

42,766 

0,8424 

13,712 

110,229 

1979 

1,5542 

1,8158 

36,784 

43,013 

42,943 

0,8064 

14,049 

108,478 

1980 

1,8860 

2,2610 

39,377 

41,640 

44,747 

1,0255 

14,191 

115,252 

1981 

1,9694 

2,4287 

37,713 

36,995 

38,894 

0,9766 

14,227 

119,721 

1982 

2,0738 

2,5552 

34,991 

33,559 

33,294 

1,0764 

14,215 

121,614 

1983 

1,5636 

1,8546 

36,472 

43,474 

42,555 

0,9215 

13,650 

110,754 

1979 l.Vj. 

1,6362 

1,8947 

36,715 

43,324 

43,328 

0,8712 

13,595 

110,600 

2. Vj. 

1,5574 

1,8162 

36,188 

42,888 

43,137 

0,8307 

13,712 

110,806 

3. Vj. 

1,5041 

1,7660 

35,409 

42,633 

42,003 

0,7426 

13,892 

108,704 

4. Vj. 

1,5242 

1,7734 

35,849 

42,749 

42,016 

0,7290 

13,945 

106,629 

1980 l.Vj. 

1,5480 

1,8105 

36,637 

42,986 

42,610 

0,7827 

14,024 

107,590 

2. Vj. 

1,5336 

1,7756 

36,688 

43,094 

42,767 

0,8086 

14,111 

108,770 

3. Vj. 

1,6154 

1,9112 

38,030 

43,223 

44,438 

0,9083 

14,114 

110,893 

4. Vj. 

1,7487 

2,0866 

39,016 

42,945 

45,827 

1,0162 

14,125 

110,038 

1981 l.Vj. 

1,8995 

2,2758 

40,070 

42,011 

46,673 

1,0358 

14,144 

111,842 

2. Vj. 

2,0091 

2,4327 

39,998 

41,881 

45,951 

1,0500 

14,231 

116,048 

3. Vj. 

1,8841 

2,2448 

38,476 

39,736 

40,654 

1,0013 

14,260 

122,879 

4. Vj. 

1,9416 

2,3459 

39,424 

39,143 

40,897 

1,0051 

14,255 

125,203 

1982 l.Vj. 

1,9131 

2,3780 

39,145 

37,910 

40,277 

0,9759 

14,204 

119,326 

2. Vj. 

1,9854 

2,4812 

37,421 

35,734 

40,312 

0,9596 

14,218 

117,456 

3. Vj, 

2,0323 

2,5012 

35,010 

35,365 

34,153 

0,9669 

14,231 

116,955 

4. Vj. 

1,9623 

2,4075 

33,868 

34,974 

32,499 

1,0225 

14,230 

119,530 

1983 l.Vj. 

2,0192 

2,4848 

34,658 

33,282 

32,965 

1,0465 

14,203 

119,727 

2. Vj. 

2,1447 

2,6429 

35,702 

33,201 

33,855 

1,0904 

14,223 

123,066 

3. Vj. 

2,1624 

2,6776 

35,698 

32,796 

33,821 

1,1443 

14,204 

124,038 

4. Vj. 

2,1541 

2,7025 

35,146 

32,547 

33,898 

1,1703 

14,190 

123,004 

1984 l.Vj. 

2,0970 

2,7095 

35,013 

32,533 

33,849 

1,1799 

14,227 

120,696 

2. Vj. 

2,2231 

2,9189 

34,877 

32,582 

34,710 

1,1991 

14,241 

119,566 

3.Vj. 


Erstmalige Notierung am 13. März 1979. 

Erstmalige Notierung am 18. Februar 1963. 

Erstmalige Notierung am 1. Dezember 1969. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Tabelle 12* 


Zur Preis- und Lohnentwicklung in wichtigen Industrieländern 

1980 = 100 


Zeitraum 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Belgien 

Frank- 

reich 

Groß- 

britan- 

nien 

Italien 

Nieder- 

lande 

Öster- 

reich 

Schweiz 

Japan 

Ver- 

einigte 

Staaten 






Verbraucherpreise 





1960 

47,2 

36,5 

26,7 

18,8 

18,6 

32,3 

38,2 

44,4 

24,2 

35,9 

1961 

48,2 

36,9 

27,4 

19,3 

19,0 

32,9 

39,6 

45,2 

25,5 

36,3 

1962 

49,7 

37,4 

28,8 

20,1 

19,9 

33,6 

41,3 

47,1 

27,2 

36,7 

1963 

51,2 

38,2 

30,3 

20,5 

21,4 

34,7 

42,5 

48,8 

29,3 

37,2 

1964 

52,4 

39,8 

31,2 

21;2 

22,6 

36,7 

44,1 

50,3 

30,4 

37,6 

1965 

54,1 

41,4 

32,1 

22,1 

23,7 

38,9 

46,3 

52,0 

32,5 

38,2 

1966 

56,0 

43,1 

32,9 

23,0 

24,2 

41,1 

47,3 

54,4 

34,1 

39,4 

1967 

56,9 

44,4 

33,8 

23,6 

25,1 

42,5 

49,2 

56,7 

35,4 

40,5 

1968 

57,8 

45,6 

35,4 

24,7 

25,5 

44,2 

50,5 

58,0 

37,3 

42,2 

1969 

58,9 

47,3 

37,5 

26,1 

26,1 

47,4 

52,1 

59,4 

39,3 

44,5 

1970 

61,0 

49,1 

39,7 

27,7 

27,4 

49,2 

54,4 

61,6 

42,3 

47,1 

1971 

64,1 

51,3 

41,9 

30,3 

28,7 

52,8 

56,9 

65,6 

44,9 

49,1 

1972 

67,7 

54,1 

44,5 

32,5 

30,4 

57,0 

60,5 

70,0 

46,9 

50,8 

1973 

72,4 

57,8 

47,8 

35,5 

33,7 

61,5 

65,1 

76,1 

52,4 

53,9 

1974 

77,4 

65,2 

54,3 

41,1 

40,1 

67,4 

71,3 

83,5 

65,2 

59,8 

1975 

82,0 

73,5 

60,7 

51,1 

46,9 

74,5 

77,3 

89,2 

72,9 

65,3 

1976 

85,6 

80,2 

66,6 

59,6 

54,8 

81,2 

83,0 

90,7 

79,7 

69,1 

1977 

88,7 

85,9 

72,8 

69,0 

64,1 

86,5 

87,6 

91,8 

86,1 

73,6 

1978 

91,1 

89,8 

79,4 

74,7 

71,9 

90,1 

90,7 

92,8 

89,4 

79,2 

1979 

94,9 

93,8 

87,9 

84,8 

82,5 

93,9 

94,0 

96,1 

92,6 

88,1 

1980 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1981 

106,3 

107,6 

113,4 

111,9 

117,8 

106,7 

106,8 

106,5 

104,9 

110,4 

1982 

111,9 

117,0 

126,8 

121,5 

137,2 

113,0 

112,6 

112,5 

107,7 

117,1 

1983 

115,6 

126,0 

139,0 

127,1 

157,3 

116,2 

116,3 

115,9 

109,6 

120,9 

1984 l.Hj. 

118,0 

132,5 

146,8 

131,8 

171,1 

119,3 

122,1 

118,6 

111,6 

124,8 





Erzeuger- bzw. Großhandelspreise^) 




1960 

53,4 

49,4 

34,7 

20,7 

18,5 

45,9 

45,8 

59,6 

42,6 

35,3 

1961 

54,1 

49,3 

35,7 

21,2 

18,6 

45,9 

46,8 

59,7 

43,0 

35,2 

1962 

54,6 

49,8 

36,0 

21,7 

19,1 

45,9 

49,3 

61,7 

42,3 

35,3 

1963 

54,9 

51,0 

36,9 

21,9 

20,1 

47,0 

48,5 

64,1 

43,1 

35,2 

1964 

55,5 

53,4 

38,3 

22,6 

20,8 

49,9 

51,1 

65,0 

43,1 

35,3 

1965 

56,8 

54,0 

38,6 

23,4 

21,1 

51,6 

52,4 

65,4 

43,5 

36,0 

1966 

57,8 

55,1 

39,6 

24,1 

21,5 

54,4 

53,4 

66,6 

44,5 

37,2 

1967 1 

57,3 

54,6 

39,3 

24,4 

21,4 

54,4 

54,7 

66,8 

45,3 

37,2 

1968 

56,9 

54,7 

38,6 

25,3 

21,5 

55,5 

55,2 

66,8 

45,7 

38,2 

1969 

57,9 

57,4 

42,8 

26,3 

22,3 

54,4 

56,6 

68,8 

46,7 

39,7 

1970 

60,8 

60,2 

46,0 

28,0 

24,0 

56,6 

59,2 

71,6 

48,4 

41,1 

1971 

63,4 

59,8 

46,9 

30,6 

24,8 

59,3 

62,3 

73,2 

48,0 

42,4 

1972 

65,1 

62,2 

49,1 

32,2 

25,8 

62,3 

64,7 

75,8 

48,4 

44,3 

1973 

69,4 

69,9 

56,3 

34,5 

30,2 

66,6 

65,6 

83,9 

56,0 

50,2 

1974 

78,7 

81,7 

72,7 

42,6 

42,5 

73,0 

75,5 

97,5 

73,7 

59,6 

1975 ’ 

82,3 

82,6 

68,6 

52,4 

46,1 

77,9 

80,3 

95,2 

75,9 

65,1 

1976 

85,4 

88,5 

73,6 

60,9 

57,1 

84,0 

85,0 

94,6 

79,7 

68,1 

1977 1 

87,7 

90,7 

77,7 

72,0 

66,5 

88,9 

87,5 

94,8 

81,2 

72,3 

1978 ‘ 

88,7 

88,9 

81,1 

79,1 

72,1 

90,0 

88,4 

91,6 

79,1 

77,9 

1979 

93,0 

94,5 

91,9 

87,7 

83,3 

92,5 

92,1 

95,1 

84,9 

87,7 

1980 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1981 

107,8 

108,2 

111,0 

109,6 

116,6 

109,2 

108,0 

105,8 

101,4 

109,1 

1982 

114,1 

116,5 

123,3 

118,0 

132,8 

116,4 

111,5 

108,5 

103,2 

111,4 

1983 

115,8 

122,6 

136,9 

124,4 

146,8 

118,5 

112,2 

109,0 

100,9 

112,9 

1984 1. Hj. 

118,4 

131,5 

151,7 

130,5 

158,2 

123,0 

116,9 

111,9 

100,4 

115,6 


Erzeugerpreise: Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Großbritannien. Großhandelspreise: Belgien, Italien, Niederlande, Vereinigte 
Staaten, Japan, Schweiz, Österreich. 
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noch Tabelle 12* 


Zur Preis- und Lohnentwicklung in wichtigen Industrieländern 

1980 = 100 


Zeitraum 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Belgien 

Frank- 

reich 

Groß- 

britan- 

nien 

Italien 

Nieder- 

lande 

Öster- 

reich 

Schweiz 

Japan 

Ver- 

einigte 

Staaten 





Durchschnittswerte der Ausfuhr^) 




1970 

60,5 

53 

41,7 

25,8 

22,4 

51 

66,1 

69 

59,5 

38,2 

1971 

62,9 

52 

44,1 

27,3 

23,6 

52 

68,4 

72 

60,7 

39,4 

1972 

64,8 

53 

44,5 

28,9 

24,3 

53 

69,5 

75 

59,9 

40,7 

1973 

68,0 

58 

49,0 

32,5 

28,8 

56 

73,4 

77 

63,6 

47,4 

1974 

79,3 

73 

61,8 

41,5 

40,8 

72 

85,5 

88 

85,4 

60,5 

1975 

85,8 

75 

65,2 

50,9 

45,3 

76 

88,7 

90 

87,4 

67,6 

1976 

83,8 

79 

71,2 

60,9 

55,3 

80 

88,7 

89 

86,9 

69,9 

1977 

85,9 

80 

78,2 

72,1 

65,9 

83 

91,5 

91 

87,1 

72,4 

1978 

86,7 

80 

82,2 

79,0 

70,7 

81 

91,5 

88 

82,2 

77,4 

1979 

91,3 

90 

90,2 

87,5 

82,8 

88 

95,2 

90 

89,8 

88,1 

1980 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1981 

106,3 

109 

113,0 

108,8 

122,3 

116 

106,1 

103 

103,0 

109,2 

1982 

110,9 

125 

129,0 

116,6 

141,7 

121 

110,9 

106 

108,4 

110,4 

1983 

112,4 

133 

142,0 

126,5 

149,8 

120 

110,6 

109 

101,1 

111,6 

1984 l.Hj. 

114,6 



133,8 


130 

115,5 

113 

101,2 

114,3 





Durchschnittswerte der Einfuhr^) 




1970 

51,7 

48 

38,0 

25,2 

16,6 

46 

60,2 

69 

34,8 

25,7 

1971 

52,4 

49 

39,3 

26,4 

17,5 

48 

62,9 

70 

35,4 

27,0 

1972 

52,7 

49 

39,7 

27,6 

18,0 

48 

63,1 

71 

32,5 

28,9 

1973 

56,5 

52 

42,6 

35,3 

23,4 

52 

65,5 

76 

35,9 

34,4 

1974 

72,6 

69 

62,6 

51,6 

40,2 

70 

78,0 

91 

62,8 

50,9 

1975 

74,7 

71 

61,5 

58,6 

42,4 

73 

80,9 

87 

67,9 

55,5 

1976 

76,4 

76 

67,9 

71,6 

53,5 

77 

82,7 

83 

69,5 

57,2 

1977 

79,1 

77 

75,8 

82,7 

62,0 

79 

85,8 

88 

67,4 

62,0 

1978 

76,8 

78 

76,6 

85,0 

65,1 

78 

85,7 

78 

55,3 

66,9 

1979 

85,5 

87 

84,4 

90,7 

77,6 

87 

90,4 

83 

72,0 

79,7 

1980 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1981 

113,8 

114 

118,5 

107,7 

136,6 

116 

110,5 

97 

100,5 

105,5 

1982 

114,5 

131 

132,9 

116,8 

148,3 

118 

110,8 

96 

104,9 

103,8 

1983 

114,1 

141 

143,1 

127,7 

153,2 

119 

109,5 

97 

95,2 

99,5 

1984 l.Hj. 

119,3 



135,7 


125 

113,4 

102 

92,3 

101,3 





Bruttostundenverdienste in der Industrie^) 




1970 

46,6 

30,3 

26,7 

23,6 

16,6 

39 

37,3 

56,0 

29,2 

46,1 

1971 

51,7 

34,0 

29,7 

26,2 

18,6 

44 

42,4 

61,4 

33,5 

49,1 

1972 

56,3 

38,7 

33,0 

29,6 

20,3 

49 

47,3 

66,7 

38,8 

52,6 

1973 

62,1 

45,0 

37,8 

33,6 

24,9 

56 

53,3 

72,7 

46,0 

56,3 

1974 

68,5 

54,5 

45,2 

39,5 

30,0 

66 

61,7 

80,2 

57,6 

60,7 

1975 

73,9 

65,4 

53,0 

50,0 

38,4 

74 

70,0 

86,0 

67,9 

66,4 

1976 

78,6 

72,7 

60,4 

57,8 

46,4 

81 

76,3 

87,4 

76,4 

71,7 

1977 

84,2 

79,3 

68,1 

63,7 

59,2 

96 

82,9 

89,2 

83,5 

78,0 

1978 

88,7 

84,9 

76,9 

73,0 

68,8 

92 

87,6 

91,8 

89,4 

84,9 

1979 

93,8 

91,5 

86,9 

84,2 

82,0 

96 

92,7 

94,6 

94,6 

92,1 

1980 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1981 

105,6 

110,1 

114,5 

113,5 

123,9 

103 

106,1 

102,4 

105,1 

109,9 

1982 

110,5 

116,9 

131,9 

126,4 

145,7 

110 

112,6 

109,0 

110,6 

116,9 

1983 

114,0 

121,9 

146,7 

137,2 

168,5 

113 


113,1 

115,0 

121,5 

1984 l.Hj. 

115,5 

126,3 

154,2 

142,3 


114 



118,8 

125,2 



Anteil am Warenhandel der Bimdesrepublik Deutschland in vH 



1979 bis 1983 

X 

7,4 

12,2 

7,0 

7,9 

10,5 

4,1 

4,4 

2,2 

7,0 


Bundesrepublik Deutschland: Nationale Quelle. 

Frankreich; Quelle: OECD. — Italien: Tarifliche Stundenlöhne. — Großbritannien, Österreich, Japan: Bruttomonatsverdienste. 

Einfuhr + Ausfuhr. Quelle: IWF 
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Tabelle 13* 


Industrieproduktion in wichtigen Industrieländern 
1980 = 100 


Zeitraum^) 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Belgien 

Frank- 

reich 

Groß- 

britan- 

nien 

Italien 

Nieder- 

lande 

Öster- 

reich 

Schweiz^) 

Japan 

Ver- 

einigte 

Staaten 

1955 

35 

42,8 

34 

59,7 

23,2 

29 

30 


8,8 

39,8 

1956 

38 

45,6 

36 

60,2 

24,8 

31 

' 31 


10,8 

41,6 

1957 

40 

48,4 

39 

614 

26,8 

32 

34 


12,8 

42,1 

1958 

42 

44,1 

41 

60,8 

28,2 

32 

34 


12,5 

39,4 

1959 

45 

45,9 

41 

63,9 

31,4 

36 

36 

49 

15,0 

44,1 

1960 

50 

49,4 

45 

68,2 

35,9 

40 

39 

54 

18,7 

45,0 

1961 

53 

52,3 

48 

69,1 

40,1 

41 

41 

58 

22,4 

45,4 

1962 

56 

55,2 

50 

69,8 

43,9 

43 

42 

61 

24,3 

49,1 

1963 

57 

59,4 

53 

71,8 

48,0 

45 

44 

64 

27,0 

52,0 

1964 

62 

63,5 

60 

77,9 

48,5 

50 

47 

66 

31,3 

55,6 

1965 

65 

64,7 

58 

80,3 

50,7 

52 

49 

70 

32,5 

61,1 

1966 

66 

66,1 

61 

81,5 

56,6 

54 

52 

73 

36,8 

66,5 

1967 

64 

67,1 

62 

82,4 

61,3 

56 

52 

75 

43,9 

68,0 

1968 

70 

70,8 

65 

87,7 

65,2 

61 

56 

78 

50,7 

72,3 

1969 

79 

77,7 

71 

90,0 

67,7 

68 

63 

85 

58,8 

75,6 

1970 

84 

80,4 

75 

90,1 

72,1 

74 

68 

92 

66,9 

73,3 

1971 

85 

82,5 

80 

89,6 

72,0 

78 

72 

94 

68,6 

74,6 

1972 

88 

87,5 

84 

91,2 

75,2 

82 

78 

96 

73,6 

81,4 

1973 

93 

93,0 

90 

99,4 

82,5 

88 

81 

101 

84,6 

88,3 

1974 

91 

96,5 

92 

97,5 

86,2 

93 

85 

103 

81,2 

88,0 

1975 

85 

87,2 

86 

92,2 

78,3 

90 

80 

88 

72,3 

80,1 

1976 

91 

94,9 

93 

95,2 

87,9 

97 

85 

89 

80,4 

88,7 

1977 

93 

94,8 

95 

100,1 

88,9 

97 

89 

93 

83,7 

93,9 

1978 

95 

96,7 

97 

103,1 

90,6 

98 

90 

94 

89,0 

99,4 

1979 

100 

101,3 

102 

107,0 

95,2 

101 

97 

95 

95,5 

103,7 

1980 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1981 

98 

97,4 

98 

96,4 

97,8 

98 

98 

99 

101,0 

102,6 

1982 

95 

97,5 

96 

98,1 

95,2 

94 

98 

94 

101,3 

94,3 

1983 

95 

99,3 

97 

101,2 

90,4 

96 

99 

94 

104,9 

100,4 

1981 l.Vj. 

98 

97,1 

97 

94,9 

96,7 

101 

99 

97 

99,5 

103,2 

2. Vj. 

97 

96,7 

98 

95,6 

100,9 

98 

98 

99 

99,4 

103,7 

3.Vj. 

98 

98,1 

98 

96,9 

95,7 

97 

98 

101 

101,7 

104,1 

4. Vj. 

98 

98,0 

98 

98,1 

98,4 

100 

99 

99 

103,2 

99,5 

1982 l.Vj. 

97 

96,6 

96 

97,1 

98,1 

99 

100 

97 

102,3 

96,4 

2. Vj. 

96 

99,4 

97 

98,4 

96,5 

97 

98 

96 

101,1 

94,8 

3.Vj. 

93 

98,4 

95 

98,7 

94,2 

94 

97 

93 

101,6 

94,0 

4. Vj. 

92 

96,2 

96 

98,0 

91,7 

92 

95 

91 

100,4 

92,0 

1983 l.Vj. 

93 

98,2 

96 

99,9 

90,7 

96 

96 

94 

101,3 

94,2 

2. Vj. 

95 

99,7 

97 

99,9 

88,9 

97 

98 

95 

103,2 

98,3 

3. Vj. 

95 

99,8 

98 

101,9 

91,1 

95 

100 

93 

105,9 

103,2 

4. Vj. 

98 

99,6 

97 

103,4 

91,1 

97 

99 

94 

109,0 

105,8 

1984 l.Vj. 

99 

104,1 

99 

102,5 


101 

102 


112,5 

108,7 

2. Vj. 

94 

103,9 

98 

100,1 


101 



115,6 

111,0 


Vierteljahresergebnisse: Saisonbereinigte Werte. 

*) Verarbeitendes Gewerbe. Quelle: IWF 
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Tabelle 14* 


Energieerzeugung in ausgewählten Ländern 

Petajoule^) 


Land 

Insgesamt^) 

Stein- und 
Braunkohle 

Rohöl 

Naturgas 

Strom 


1970^) 

1982 

1970’) 

1982 

1970’) 

1982 

1970’) 

1982 

1970’) 

1982 

Bundesrepublik 
Deutschland^) , . . 

5 106 

4 798 

4 239 

3 736 

322 

181 

459 

580 

86 

300 

Belgien/Luxemburg 

339 

255 

333 

192 

- 

- 

2 

1 

4 

62 

Dänemark 

1 

72 

1 

0 

0 

72 

- 

- 

0 

0 

Frankreich 

1 782 

1638 

1 158 

604 

126 

101 

271 

306 

228 

627 

Griechenland 

60 

210 

50 

153 

0 

44 

- 

- 

10 

13 

Großbritannien . . . 

4 236 

9 124 

3 680 

3 026 

7 

4 525 

435 

1 394 

114 

179 

Irland 

51 

122 

49 

41 

- 

- 

0 

77 

3 

4 

Italien 

756 

846 

23 

13 

64 

82 

498 

557 

170 

193 

Niederlande 

1325 

2 698 

127 

0 

82 

428 

1 115 

2 256 

1 

14 

EG-Länder^) .... 

13 656 

19 763 

9 660 

7 765 

601 

5 433 

2 780 

5 171 

616 

1 392 

Ägypten 

719 

1 552 

- 

_ 

699 

1 443 

3 

74 

17 

35 

Algerien 

2 123 

2 531 

0 

0 

2 057 

2 012 

64 

518 

2 

1 

Argentinien 

1 093 

1 585 

15 

15 

863 

1 107 

209 

393 

6 

70 

Australien 

1 748 

4 513 

1 296 

3 195 

363 

865 

56 

400 

33 

54 

Brasilien 

548 

1 244 

57 

134 

344 

548 

3 

53 

144 

509 

Indien 

1 986 

3 884 

1 577 

2 751 

290 

843 

19 

89 

100 

201 

Indonesien 

1 872 

3 473 

5 

14 

1 816 

2 806 

47 

646 

4 

6 

Irak 

3 289 

1 959 

- 

_ 

3 258 

1 939 

31 

17 


2 

Iran 

8 652 

4 644 

16 

23 

8 179 

4 245 

452 

363 

6 

13 

Japan 

1 064 

1 275 

526 

489 

27 

18 

110 

92 

402 

677 

Kanada 

6 007 

8 045 

359 

1 025 

2 967 

3 127 

2 113 

2 825 

568 

1 068 

Katar 

779 

921 

- 

_ 

740 

701 

39 

220 

- 

- 

Kuwait 

6 571 

1 914 

- 

- 

6 491 

1 839 

80 

75 

- 

- 

Libyen 

6 810 

2 524 

- 

- 

6 810 

2 421 

0 

103 

- 

- 

Mexiko 

1 577 

7 909 

62 

172 

1 010 

6 380 

451 

1270 

54 

87 

Nigeria 

2 321 

2 939 

2 

6 

2 310 

2 719 

4 

200 

5 

14 

Norwegen 

219 

2 436 

13 

14 

0 

1 047 

0 

1 040 

206 

335 

Österreich 

327 

260 

54 

41 

119 

55 

77 

53 

77 

111 

Saudi-Arabien .... 

8 119 

14379 

- 

- 

8 119 

14 329 

0 

50 

- 

- 

Schweden 

151 

343 

1 

1 

0 

1 

- 

- 

150 

341 

Schweiz 

115 

185 

- 

- 

- 

- 

- 


115 

185 

Sowjetunion 

35 651 

59 010 

13 456 

14 525 

15 063 

26 150 

6 670 

17 414 

462 

920 

Venezuela 

8 748 

5 052 

1 

1 

8 350 

4 344 

382 

650 

15 

57 

Vereinigte Staaten . 

61 654 

58 500 

15 046 

18 291 

22 764 

20 417 

22 860 

17 635 

984 

2 157 

Welt 

206 482 

261 817 

62 965 

79 492 

100 608 

118 253 

38 408 

54 285 

4 501 

9 788 


Petajoule = 10^® (Billiarde) Joule. 

Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. 

Für Japan: 1975. 

Die Unterschiede zwischen den Angaben der UN und nationaler Stellen beruhen auf imterschiedlichen Erfassungsmethoden. 

QueUe: UN 
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Tabelle 15* 


Energieverbrauch im internationalen Vergleich 

1982 





Primärenergieverbrauch 










nach Energieträgern 


Importquote 

Land 

ins- 

gesamt 

je 

Einheit 

BIP') 

je 

Ein- 

wohner 

feste 

Brenn- 

stoffe 

Mineral- 

öl 

Gas 

Kern- 

energie 

Wasser- 

kraft 

und 

sonstige 

insgesamt 

von 

Mineralöl 


in Mio 
töE^) 

tÖE^) 

Anteil am Prim^renergieverbrauch in vH 

in vH^) 

in vH^) 

Australien 

79,0 

0,77 

5,2 

48,9 

40,0 

12,4 

0,0 

4,1 

- 27,0 

34,5 

Belgien 

41,7 

0,58 

4,2 

284 

47,5 

17,0 

8,4 

0,5 

86,6 

111,1 

Dänemark 

17,6 

0,40 

3,5 

35,8 

63,6 

0,0 

0,0 

0,0 

89,2 

87,5 

Bundesrepublik 
Deutschland . 

254,8 

0,52 

4,1 

36,7 

43,6 

14,7 

5,6 

1,7 

51,0 

95,0 

Frankreich .... 

184,9 

0,46 

3.4 

16,3 

49,0 

12,0 

13,1 

8,7 

65,4 

97,4 

Griechenland . . 

15,9 

0,62 

1,6 

25,8 

69,2 

0,0 

0,0 

5,0 

67,9 

94,5 

Großbritannien . 

196,7 

0,78 

3,5 

37,1 

39,1 

21,0 

5,0 

0,7 

- 11,2 

- 37,6 

Irland 

8,6 

0,82 

2,5 

25,6 

52,3 

19,8 

0,0 

3,5 

62,8 

100,0 

Italien 

134,8 

0,58 

2,4 

11,5 

62,0 

18,2 

1,1 

7,8 

84,1 

104,4 

Japan 

343,7 

0,50 

2,9 

18,6 

61,6 

6,8 

7,3 

6,1 

84,8 

102,2 

Kanada 

217,0 

1,13 

8,8 

144 

34,7 

22,4 

3,6 

27,2 

- 9,1 

- 2,1 

Luxemburg .... 

3,1 

1,19 

8,6 

45,2 

32,3 

9,7 

0,0 

3,2 

87,1 

110,0 

Neuseeland .... 

11,4 

0,80 

3,6 

14,9 

32,5 

15,8 

0,0 

37,7 

25,4 

83,8 

Niederlande . . . 

56,0 

0,58 

3,9 

10,5 

40,4 

49,8 

1,6 

0,0 

10,9 

123,9 

Norwegen 

23,8 

0,66 

5,8 

7ß 

33,2 

3,4 

0,0 

58,8 

-155,9 

-201,3 

Österreich 

25,9 

0,57 

3,4 

19,3 

40,2 

14,7 

0,0 

28,2 

54,4 

81,7 

Portugal 

12,2 

0,62 

1,2 

9,0 

77,0 

0,0 

0,0 

12,3 

81,1 

102,1 

Schweden 

46,8 

0,61 

5,6 

12,4 

42,5 

0,0 

18,6 

26,3 

46,4 

99,5 

Schweiz 

24,5 

0,41 

3,8 

4,1 

46,9 

4,1 

13,9 

34,3 

52,2 

100,0 

Spanien 

74,1 

0,63 

2,0 

25,5 

61,3 

3,0 

2,7 

8,2 

69,1 

97,8 

Türkei 

36,5 

0,78 

0,8 

46,6 

44,7 

0,0 

0,0 

8,8 

39,7 

84,7 

Vereinigte 

Staaten 

1 750,1 

0,96 

7,5 

27,6 

40,1 

25,4 

3,8 

4,1 

10,4 

32,7 

Insgesamt®) 

3 559,1 

0,73 

4,5 

25,6 

44,3 

19,6 

4,7 

6,9 

26,5 

55,7 


Preis- und Wechselkursbasis 1975. 

Öleinheiten. 

Anteil der Netto-Importe am Primärenergieverbrauch in vH. Zahlen mit vorangestelltem Minuszeichen beinhalten den Anteil des Netto- 
Exports am Primärenergieverbrauch in vH. 

Netto-Importe von Mineralöl im Verhältnis zum Primärenergieverbrauch von Mineralöl in vH. Zahlen mit vorangestelltem Minuszeichen 
beinhalten den Anteil des Netto-Exports am Primärenergieverbrauch von Mineralöl in vH. 

®) Alle Mitgliedsländer der Internationalen Energieagentur einschließlich Frankreich. 

Quelle: Internationale Energieagentur 
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Drucksache 10/2541 Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Tabelle 16* 


Bevölkerung und Erwerbstätigkeit 


Zeitraum 

Ein- 

wohner 

(Wohn- 

bevölke- 

rung) 

Erwerbs- 

personen 

Erwerbs- 

quote 

Erwerbstätige^) 

Offene 

Stellen^) 

Arbeits- 

lose^) 

Arbeits- 

losen- 

quote®) 

insgesamt 

danmter beschäftigte 
Arbeitnehmer 

zusam- 

men 

darunter 

Aus- 

länder^) 

1 000 

vH 

1 000 

vH 



46 908 

21577 

46,0 

19 997 

13 674 


116 

1580 

10,4 

1951 


47 413 

21952 

46,3 

20 520 

14 286 


116 

1 432 

9.1 

1952 


47 728 

22 289 

46,7 

20 910 

14 754 


115 

1 379 

8,5 

1953 


48 172 

22 684 

47,1 

21 425 

15 344 


123 

1 259 

7,6 

1954 


48 710 

23 216 

47,7 

21 995 

15 968 

73 

137 

1 221 

7,1 

1955 

“) 

49 203 

23 758 

48,3 

22 830 

16 840 

80 

200 

928 

5,2 

1956 


49 797 

24 196 

48,6 

23 435 

17 483 

99 

219 

761 

4,2 

1957 


50 434 

24 602 

48,8 

23 940 

17 992 

108 

217 

662 

3,5 

1958 


51 056 

24 807 

48,6 

24 124 

18 188 

127 

216 

683 

3,6 

1959 


51 634 

24 857 

48,1 

24 381 

18 508 

167 

280 

476 

2,5 

1960 


52 183 

25 027 

48,0 

24 792 

19 005 


449 

235 

1,2 



55 433 

26 518 

47,8 

26 247 

20 257 

279 

465 

271 

1,3 

1961 


56 185 

26 772 

47,6 

26 591 

20 730 

507 

552 

181 

0.9 

1962 


56 837 

26 845 

47,2 

26 690 

21 032 

629 

574 

155 

0,7 

1963 


57 389 

26 930 

46,9 

26 744 

21 261 

773 

555 

186 

0,9 

1964 


57 971 

26 922 

46,4 

26 753 

21484 

902 

609 

169 

0,8 

1965 


58 619 

27 034 

46,1 

26 887 

21 757 

1 119 

649 

147 

0.7 

1966 


59 148 

26 962 

45,6 

26 801 

21 765 

1 244 

540 

161 

0.7 

1967 


59 286 

26 409 

44,5 

25 950 

21 054 

1 014 

302 

459 

2,1 

1968 


59 500 

26 291 

44,2 

25 968 

21 183 

1 019 

488 

323 

1.5 

1969 


60 067 

26 535 

44,2 

26 356 

21 752 

1 366 

747 

179 

0,8 



60 651 

26 817 

44,2 

26 668 

22 246 

1 807 

795 

149 

0,7 

1971 


61 284 

27 002 

44,1 

26 817 

22 606 

2 128 

648 

185 

0.8 

1972 


61 672 

26 990 

43,8 

26 744 

22 633 

2 285 

546 

246 

1,1 

1973 


61 976 

27 195 

43,9 

26 922 

22 906 

2 498 

572 

273 

1,2 

1974 


62 054 

27 147 

43,7 

26 565 

22 640 

2 381 

315 

582 

2,5 

1975 


61 829 

26 884 

43,5 

25 810 

22 014 

2 061 

236 

1 074 

4,7 

1976 


61531 

26 651 

43,3 

25 591 

21 939 

1 925 

235 

1 060 

4,6 

1977 


61400 

26 577 

43,3 

25 547 

22 029 

1 872 

231 

1 030 

4,5 

1978 


61327 

26 692 

43,5 

25 699 

22 264 

1 857 

246 

993 

4.3 

1979 


61 359 

26 915 

43,9 

26 039 

22 659 

1 924 

304 

876 

3.7 



61 566 

27 191 

44,2 

26 302 

22 986 

2 018 

308 

889 

3,7 

1981 


61 682 

27 373 

44,4 

26 101 

22 846 

1 912 

208 

1 272 

5,3 

1982 


61 638 

27 465 

44,6 

25 632 

22 395 

1 787 

105 

1 833 

7,6 

1983 


61 426 

27 445 

44,7 

25 187 

21962 

1 694 

76 

2 258 

9,3 

1980 

l.Hj. 

61499 

27 070 

44,0 

26 183 

22 850 

2 030 

322 

887 

3,7 


2. Hj. 

61 634 

27 312 

44,3 

26 421 

23 122 

2 007 

295 

891 

3.7 

1981 

1. Hj. 

61 657 

27 287 

44,3 

26 088 

22 824 

1 925 

238 

1 199 

5,0 


2. Hj. 

61 706 

27 458 

44,5 

26 114 

22 868 

1 899 

178 

1344 

5,6 

1982 

l.Hj. 

61 676 

27 425 

44,5 

25 637 

22 396 

1 802 

126 

1 788 

7,4 


2. Hj. 

61 600 

27 505 

44,7 

25 627 

22 394 

1 772 

84 

1878 

7,7 

1983 

l.Hj. 

61 483 

27 439 

44,6 

25 108 

21 882 

1 696 

76 

2 331 ' 

9,6 


2. Hj. 

61 368 

27 451 

44,7 

25 266 

22 042 

1 693 

76 

2 185 

9,0 

1984 

l.Hj. 


27 324 


24 976 

21 745 


86 

2 348 

9,7 


Anteil der Erwerbspersonen (Erwerbstätige + Arbeitslose) an der Wohnbevölkerung. 

In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. Erwerbstätige, die ihren ständigen Wohnsitz im Bundesgebiet haben 
(Inländerkonzept). 

^) Bis 1960 Stand Ende Juli, 1961 Stand Ende Juni (Quelle: Bundesanstalt für Arbeit). 

‘‘) Quelle: Bundesanstalt für Arbeit. 

®) Anteil der Arbeitslosen an den abhängigen Erwerbspersonen (beschäftigte Arbeitnehmer + Arbeitslose). 

®) Ohne Saarland und Berlin. 


262 

















Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/2541 


Tabelle 17* 


Erwerbstätige und beschäftigte Arbeitnehmer nach Wirtschaftsbereichen 

1000 




Land- 

und 

Forst- 

wirt- 

schaft, 

Fischerei 

Warenproduzierendes Gewerbe 





Zeitraum 

Ins- 

gesamt 

ins- 

gesamt 

Energie- 

und 

Wasser- 

versor- 

gung, 

Bergbau 

Verar- 

beitendes 

Gewerbe 

Bau- 

gewerbe 

Handel 

und 

Ver- 

kehr^) 

Dienst- 

leistungs- 

unter- 

nehmen^) 

Staat 

Private 

Haus- 

halte^) 






Erwerbstätige"^) 





1960 

26 063 

3 581 

12 497 

747 

9 624 

2 126 

4 759 

2 364 

2 098 

764 

1961 

26 426 

3 449 

12 805 

722 

9 905 

2 178 

4 808 

2 406 

2 228 

730 

1962 

26 518 

3 307 

12 918 

698 

9 948 

2 272 

4 812 

2 459 

2 348 

674 

1963 

26 581 

3 144 

12 927 

665 

9 883 

2 379 

4 845 

2 541 

2 444 

680 

1964 

26 604 

3 002 

12 986 

654 

9 885 

2 447 

4 817 

2 590 

2 540 

669 

1965 

26 755 

2 876 

13 158 

645 

10 059 

2 454 

4 791 

2 652 

2 628 

650 

1966 

26 673 

2 790 

13 017 

628 

9 953 

2 436 

4 800 

2 719 

2 706 

641 

1967 

25 804 

2 638 

12 249 

582 

9 418 

2 249 

4 709 

2 774 

2 777- 

657 

1968 

25 826 

2 523 

12 320 

547 

9 488 

2 285 

4 692 

2 837 

2 803 

651 

1969 

26 228 

2 395 

12 727 

539 

9 883 

2 305 

4 714 

2 883 

2 859 

650 

1970 

26 560 

2 262 

12 987 

551 

10 117 

2 319 

4 755 

2 933 

2 978 

645 

1971 

26 721 

2 134 

12 937 

550 

10 033 

2 354 

4 869 

3 013 

3 105 

663 

1972 

26 661 

2 018 

12 696 

531 

9 824 

2 341 

4 945 

3 063 

3 259 

680 

1973 

26 849 

1 924 

12 723 

515 

9 861 

2 347 

5 015 

3 123 

3 367 

697 

1974 

26 497 

1 842 

12 311 

517 

9 618 

2 176 

4 968 

3 171 

3 493 

712 

1975 

25 746 

1 773 

11 610 

514 

9 106 

1 990 

4 857 

3 210 

3 576 

720 

1976 

25 530 

1 682 

11 396 

507 

8 915 

1 974 

4 827 

3 266 

3 635 

724 

1977 

25 490 

1 589 

11 362 

504 

8 918 

1 940 

4 845 

3 306 

3 660 

728 

1978 

25 644 

1 536 

11 386 

496 

8 918 

1 972 

4 872 

3 359 

3 746 

745 

1979 

25 986 

1 479 

11 518 

497 

8 965 

2 056 

4 911 

3 462 

3 847 

769 

1980 

26 251 

1 436 

11 595 

501 

9 005 

2 089 

4 953 

3 565 

3 906 

796 

1981 

26 048 

1 405 

11 317 

508 

8 778 

2 031 

4 924 

3 626 

.3 971 

805 

1982 

•*) 

25 572 

1 381 

10 897 

508 

8 460 

1 929 

4 826 

3 641 

3 995 

832 

1983 

25 126 

1 371 

10 514 

502 

8 124 

1 888 

4 731 

3 658 

4 005 

847 





Beschäftigte Arbeitnehmer"^) 




1960 

20 073 

491 

11 509 

746 

8 855 

1 908 

3 615 

1 596 

2 098 

764 

1961 

20 565 

452 

11 845 

721 

9 164 

1 960 

3 673 

1 637 

2 228 

730 

1962 

20 860 

421 

11 996 

697 

9 241 

2 058 

3 720 

1 701 

2 348 

674 

1963 

21 098 

406 

12 019 

664 

9 191 

2 164 

3 770 

1 779 

2 444 

680 

1964 

21 335 

390 

12 116 

653 

9 228 

2 235 

3 783 

1 837 

2 540 

669 

1965 

21 625 

369 

12 306 

644 

9 420 

2 242 

,3 775 

1 897 

2 628 

650 

1966 

21 637 

358 

12 176 

627 

9 328 

2 221 

3 800 

1 956 

2 706 

641 

1967 

20 908 

324 

11 423 

5^1 

8 811 

2 031 

3 724 

2 003 

2 777 

657 

1968 

21 041 

302 

11 508 

. 546 

8 895 

2 067 

3 720 

2 057 

2 803 

651 

1969 

21 624 

297 

11 940 

538 

9 316 

2 086 

3 772 

2 106 

2 859 

650 

1970 

22 138 

295 

12 224 

550 

9 575 

2 099 

3 839 

2 157 

2 978 

645 

1971 

22 510 

282 

12 201 

549 

9 516 

2 136 

4 006 

2 253 

3 105 

663 

1972 

22 550 

262 

11 965 

530 

9 314 

2 121 

4 092 

2 292 

3 259 

680 

1973 

22 833 

250 

12 006 

514 

9 366 

2 126 

4 167 

2 346 

3 367 

697 

1974 

22 572 

236 

11 609 

516 

9 133 

1 960 

4 119 

2 403 

3 493 

712 

1975 

21 950 

230 

10 939 

514 

8 649 

1 776 

4 037 

2 448 

3 576 

720 

1976 

21 878 

226 

10 747 

507 

8 476 

1 764 

4 022 

2 524 

3 635 

724 

1977 

21 972 

230 

10 718 

504 

8 478 

1 736 

4 063 

2 573 

3 660 

728 

1978 

22 209 

236 

10 759 

496 

8 492 

1 771 

4 097 

2 626 

3 746 

745 

1979 

22 606 

243 

10 891 

497 

8 535 

1 859 

.4 138 

2 718 

3 847 

769 

1980 

22 935 

243 

10 976 

501 

8 583 

1 892 

4 199 

2 815 

3 906 

796 

1981 

22 793 

247 

10 716 

508 

8 369 

1 839 

4 185 

2 869 

3 971 

805 

1982 

•') 

22 335 

245 

10 299 

508 

8 053 

1 738 

4 088 

2 876 

3 995 

832 

1983 

21 901 

245 

9 917 

502 

7 717 

1 698 

3 994 

2 893 

4 005 

847 


Einschließlich Nachrichtenübermittlung. 

Kreditinstitute, Versicherungsuntemehmen, Wohnungsvermietung (einschließlich Nutzung von Eigentümerwohnimgen), sonstige Dienstleistimgen. 
Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. 

In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen; nach dem Beschäftigungsort (Inlandskonzept). 

Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 18^ 


Ausländer im Bundesgebiet 
An 


Staatsangehörigkeit 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

Europa 

3 541 710 

3 691 054 

Wohnbevölkerung 

3 955 309 4 093 389 

4 107 665 

3 988 235 

Belgien 

15 328 

15 725 

16 600 

17 320 

17 841 

18 089 

Dänemark 

10 413 

10 806 

11 527 

12 278 

12 656 

12 690 

Frankreich 

61 243 

64 509 

68 620 

72 304 

72 921 

71 863 

Griechenland 

305 523 

296 803 

297 518 

299 300 

300 824 

292 349 

Großbritannien*) 

66 955 

72 653 

81 090 

88 879 

90 574 

88 036 

Irland 

3 524 

4 464 

5 677 

6 249 

6 195 

5 865 

Italien 

572 522 

594 424 

617 895 

624 503 

601 621 

564 960 

Luxemburg 

4 168 

4 260 

4 444 

4 526 

4 612 

4 613 

Niederlande 

105 586 

106 110 

107 771 

108 746 

108 975 

108 572 

EG-Länder 

1 145 262 

1 169 754 

1 211 142 

1 234 105 

1 216 219 

1 167 037 

Jugoslawien 

610 184 

620 649 

631 842 

637 307 

631 692 

612 798 

Österreich 

159 301 

168 915 

172 573 

176 256 

174 988 

171 586 

Polen 

46 031 

50 779 

60 140 

82 711 

91371 ' 

87 588 

Portugal 

109 924 

109 843 

112 270 

109 417 

106 005 

99 529 

Schweiz 

27 846 

28 805 

29 423 

29 866 

29 699 

29 368 

Spanien 

188 937 

182 155 

179 952 

176 952 

173 526 

165 998 

Tschechoslowakei 

24 920 

24 202 

24 420 

25 573 

26 714 

26 891 

Türkei 

1 165 119 

1 268 307 

1462 442 

1 546 280 

1 580 671 

1 552 328 

Ungarn 

17 901 

18 852 

20 144 

21 722 

22 200 

21 090 

Übriges Europa 

46 285 

48 793 

50 961 

53 200 

54 580 

54 022 

Afrika 

79 543 

88 517 

103 432 

115 138 

123 955 

125 204 

Ägypten 

7 347 

7 689 

8 587 

9 077 

9 157 

8 762 

Marokko 

28 907 

31 933 

35 854 

39 374 

42 590 

44 192 

Übriges Afrika 

43 289 

48 895 

58 991 

66 687 

72 208 

72 250 

Amerika 

102 703 

106 782 

113 354 

118 052 

120 190 

120 342 

Kanada 

7 143 

7 458 

7 752 

7 871 

7 811 

7 739 

Vereinigte Staaten 

71 557 

73 956 

77 436 

79 543 

80 252 

80 074 

Übriges Amerika 

24 003 

25 368 

28 166 

30 638 

32 127 

32 529 

Asien 

147 813 

170 284 

219 710 

242 016 

254 511 

241 914 

Indien 

16 137 

20 603 

27 929 

28 630 

28 285 

24 474 

Iran 

19 516 

21 017 

28 360 

31 287 

32 246 

33 046 

Israel 

7 478 

7 731 

8 173 

8 812 

8 785 

8 443 

Japan 

12 170 

12 838 

14 188 

15 233 

16 147 

16 675 

Jordanien 

12 533 

12 881 

13 260 

13 221 

12 870 

12 035 

Pakistan 

17 877 

20 504 

26 220 

26 272 

24 412 

16 757 

Übriges Asien 

62 102 

74 710 

101 580 

118 561 

131 766 

130 484 

Australien xmd Ozeanien 

6 089 

6 292 

6 654 

6 687 

6 551 

6 233 

Staatenlos und xmgeklärte 







Staatsangehörigkeit 

77 890 

53 657 

54 849 

54 447 

54 045 

52 935 

Insgesamt . . . 

3 981 061 

4 143 836 

4 453 308 

4 629 729 

4 666 917 

4 534 863 


Jeweils am 30. September; 1978 einschließlich 25 313 und 1979 einschließlich 27250 Personen, die nicht nach der Staatsangehörigkeit auf geglie- 
dert werden konnten. 
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Tabelle 18* 


nach der Staatsangehörigkeit 
zahl 


1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

Staatsangehörigkeit 

1 723 349 

1 769 500 

Beschäftigte^) 

1 819 897 1 751 838 

1 654 479 

1 572 645 

Europa 

9 290 

9 424 

9 801 

9 852 

9 357 

9 457 

Belgien 

3 122 

3 269 

3 439 

3 491 

3 348 

3 424 

Dänemark 

43 972 

47 290 

52 428 

52 145 

48 481 

46 604 

Frankreich 

146 792 

140 139 

132 980 

123 767 

116421 

108 800 

Griechenland 

27 856 

30 898 

34 828 

34 479 

33 007 

31 227 

Großbritannien ^) 

1 321 

1 649 

2 299 

2 148 

1 772 

1 631 

Irland 

288 648 

300 442 

309 226 

291 066 

261 020 

238 850 

Italien 

1 278 

1 338 

1 418 

1 391 

1 343 

1 301 

Luxemburg 

39 938 

40 106 

40 215 

39 569 

36 998 

37 327 

Niederlande 

562 217 

574 555 

586 634 

557 908 

511 747 

478 621 

EG- Länder 

369 506 

367 301 

357 427 

340 573 

320 335 

305 945 

Jugoslawien 

75 245 

83 698 

87 212 

87 441 

84 811 

82 187 

Österreich 

7 932 

8 952 

8 772 

8 213 

8 575 

9 797 

Polen 

58 771 

59 145 

58 780 

55 085 

51 102 

46 423 

Portugal 

7 055 

7 886 

8 248 

8 195 

7 935 

7 616 

Schweiz 

92 586 

89 992 

86 547 

81 845 

76 754 

72 348 

Spanien 

11 918 

12 508 

11 486 

9 519 

8 530 

8 989 

Tschechoslowakei 

514 694 

540 471 

590 623 

580 868 

564 567 

540 496 

Türkei 

8 098 

8 547 

8 060 

6 967 

6 282 

6 408 

Ungarn 

15 327 

16 445 

16 108 

15 224 

13 841 

13 815 

Übriges Europa 

34 835 

38 249 

41 133 

39 266 

36 605 

34 174 

Afrika 

2 150 

2 481 

2 692 

2 375 

2 025 

1 803 

Ägypten 

15 323 

16 214 

16 109 

15 343 

14 622 

14 452 

Marokko 

17 362 

19 554 

22 332 

21 548 

19 958 

17 919 

Übriges Afrika 

23 459 

26 457 

28 822 

28 096 

26 140 

25 514 

Amerika 

1 916 

2 230 

2 269 

2 163 

1 999 

1 946 

Kanada 

13 563 

16 310 

18 559 

18 706 

17 460 

17 097 

Vereinigte Staaten 

7 980 

7 917 

7 994 

7 227 

6 681 

6 471 

Übriges Amerika 

51 900 

62 290 

74 982 

70 712 

63 710 

55 688 

Asien 

7 114 

10 376 

13 986 

12 106 

10 129 

7 783 

Indien 

3 308 

3 591 

4 044 

4 285 

4 338 

4 243 

Iran 

2 159 

2 206 

2 265 

2 227 

2 062 

1 861 

Israel 

2 793 

2 735 

2 795 

2 942 

3 008 

3 047 

Japan 

3 931 

4 105 

3 915 

3 339 

2 855 

2 483 

Jordanien 

7 857*) 

11 366*) 

15 060*) 

12 657 

8 658 

5 291 

Pakistan 

24 738 

27 911 

32 917 

33 156 

32 660 

30980 

Übriges Asien 

2 467 

2 504 

2 488 

2 365 

2 167 

1 997 

Australien und Ozeanien 

33 284 

34 651 

104 336*^) 

37 460 

25 880 

23 627 

Staatenlos und ungeklärte 
Staatsangehörigkeit 

1 869 294 

1 933 651 

2 071 658 

1 929 737 

1 808 981 

1 713 645 

Insgesamt 


Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Arbeitnehmer jeweils am 30 . Juni. 

Einschließlich Nordirland. 

®) Einschließlich Bangladesch. 

Aus meldetechnischen Gründen überhöht. 

Quelle für Beschäftigte: Bundesanstalt für Arbeit 
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Tabelle 19* 


Bruttowertschöpfung nach 
a) Mrd 


Zeitraum 

Insgesamt 

Land- 

und 

Forst- 

wirt- 

schaft, 

Fische- 

rei 

Warenproduzierendes Gewerbe 

Handel 

imd 

Ver- 

kehr^) 


Staat 

Private 

Haus- 

halte^) 

ins- 

gesamt 

Energie- 

und 

Wasser- 

versor- 

gung, 

Bergbau 

Verar- 
beiten- 
des Ge- 
werbe 

Bau- 

gewerbe 






in jeweiligen Preisen 





1960 


302,20 

17,66 

160,80 

15,65 

121,86 

23,29 

55,96 

41,13 

21,61 

5,04 

1961 


331,14 

17,24 

177,37 

15,70 

135,00 

26,67 

60,38 

46,12 

24,73 

5,30 

1962 


359,94 

18,79 

191,83 

16,24 

144,99 

30,60 

66,48 

50,42 

27,04 

5,38 

1963 


381,52 

19,50 

200,11 

16,81 

150,58 

32,72 

70,77 

55,34 

30,00 

5,80 

1964 


420,08 

19,45 

223,37 

17,73 

167,52 

38,12 

76,50 

61,81 

32,79 

6,16 

1965 


459,74 

20,01 

243,63 

18,30 

184,89 

40,44 

82,07 

70,05 

37,27 

6,71 

1966 


490,63 

20,87 

254,76 

18,94 

192,92 

42,90 

87,81 

78,35 

41,61 

7,23 

1967 


497,06 

20,41 

252,20 

18,79 

193,58 

39,83 

88,37 

84,30 

44,12 

7,66 

1968 


537,45 

22,80 

277,01 

20,75 

215,26 

41,00 

90,43 

92,06 

47,06 

8,09 

1968 


509,14 

22,19 

257,96 

19,15 

200,66 

38,15 

84,19 

89,67 

47,06 

8,07 

1969 


567,91 

23,49 

290,36 

19,82 

229,59 

40,95 

90,32 

101,48 

53,28 

8,98 

1970 


645,91 

21,78 

333,72 

22,72 

259,45 

51,55 

103,47 

114,39 

62,56 

9,99 

1971 


718,30 

22,76 

361,30 

24,10 

278,04 

59,16 

116,05 

131,76 

74,62 

11,81 

1972 


789,49 

24,75 

387,83 

26,25 

296,56 

65,02 

129,32 

150,51 

83,82 

13,26 

1973 


882,90 

26,60 

430,91 

29,42 

333,25 

68,24 

141,26 

171,38 

97,40 

15,35 

1974 


955,23 

25,92 

455,95 

33,63 

355,62 

66,70 

149,05 

193,80 

113,04 

17,47 

1975 


995,92 

28,47 

454,92 

37,67 

354,06 

63,19 

157,33 

213,37 

122,75 

19,08 

1976 


1 085,52 

30,54 

499,92 

42,51 

389,70 

67,71 

173,13 

232,05 

129,67 

20,21 

1977 


1 160,12 

31,36 

529,55 

42,78 

414,42 

72,35 

185,64 

253,43 

138,52 

21,62 

1978 


1 241,97 

31,95 

562,79 

45,50 

439,46 

77,83 

200,29 

276,04 

147,89 

23,01 

1979 


1 342,66 

30,88 

611,04 

48,65 

474,28 

88,11 

217,57 

299,30 

159,03 

24,84 

1980 


1 425,84 

30,89 

639,42 

50,47 

489,20 

99,75 

225,97 

330,19 

172,17 

27,20 

1981 


1 493,98 

33,35 

647,44 

53,13 

495,30 

99,01 

239,62 

361,21 

183,43 

28,93 

1982 


1 559,39 

37,70 

663,15 

58,79 

507,92 

96,44 

246,33 

392,44 

188,92 

30,85 

1983 

P 

1 630,71 

34,03 

689,05 

60,59 

530,00 

98,46 

253,95 

426,56 

194,82 

32,30 

1977 

l.Hj. 

551,32 

7,91 

257,89 

21,15 

204,15 

32,59 

88,20 

123,25 

64,13 

9,94 


2. Hj. 

608,80 

23,45 

271,66 

21,63 

210,27 

39,76 

97,44 

130,18 

74,39 

11,68 

1978 

l.Hj. 

585,87 

8,23 

269,51 

22,39 

212,84 

34,28 

95,67 

134,00 

68,00 

10,46 


2. Hj. 

656,10 

23,72 

293,28 

23,11 

226,62 

43,55 

104,62 

142,04 

79,89 

12,55 

1979 

l.Hj. 

634,52 

7,01 

294,70 

25,24 

231,06 

38,40 

103,74 

144,81 

72,95 

11,31 


2. Hj. 

708,14 

23,87 

316,34 

23,41 

243,22 

49,71 

113,83 

154,49 

86,08 

13,53 

1980 

l.Hj. 

681,80 

7,67 

313,71 

25,26 

243,11 

45,34 

108,99 

160,27 

78,79 

12,37 


2. Hj. 

744,04 

23,22 

325,71 

25,21 

246,09 

54,41 

116,98 

169,92 

93,38 

14,83 

1981 

l.Hj. 

707,49 

7,33 

312,93 

26,91 

240,99 

45,03 

114,49 

175,04 

84,40 

13,30 


2. Hj. 

786,49 

26,02 

334,51 

26,22 

254,31 

53,98 

125,13 

186,17 

99,03 

15,63 

1982 

1. Hj.l 


745,59 

7,97 

326,49 

30,77 

252,98 

42,74 

119,33 

191,11 

86,70 

13,99 


2. Hj. 


813,80 

29,73 

336,66 

28,02 

254,94 

53,70 

127,00 

201,33 

102,22 

16,86 

1983 

l.Hj. 

• *) 

776,62 

7,62 

334,13 

31,39 

259,95 

42,79 

. 123,00 

207,64 

89,60 

14,63 


2. Hj. 


854,09 

26,41 

354,92 

29,20 

270,05 

55,67 

130,95 

218,92 

105,22 

17,67 

1984 

1. Hj. 


811,26 

7,11 

347,24 

33,23 

269,91 

44,10 

127,40 

222,57 

91,78 

15,16 


Einschließlich Nachrichtenübermittlung. 

Kreditinstitute, Versicherungsuntemehmen, Wohnungsvermietung (einschließlich Nutzung von Eigentümerwohnungen), sonstige Dienst- 
leistungen. 
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Tabelle 19* 


Wirtschaftsbereichen 

DM 


Insgesamt 

Land- 

und 

Forst- 

wirt- 

schaft, 

Fische- 

rei 

Warenproduzierendes Gewerbe 

Handel 

und 

Ver- 

kehr^) 

Dienst- 

lei- 

stungs- 

imter- 

neh- 

men^) 

Staat 

Private 

Haus- 

halte^) 

Zeitraum 

ins- 

gesamt 

Energie- 

und 

Wasser- 

versor- 

gung, 

Bergbau 

Verar- 
beiten- 
des Ge- 
werbe 

Bau- 

gewerbe 





in Preisen von 1976 






586,36 

26,58 

271,71 

27,58 

196,33 

47,80 

91,28 

112,93 

67,31 

16,55 

1960 

616,66 

24,18 

288,37 

27,74 

210,03 

50,60 

96,62 

119,74 

71,57 

16,18 

1961 

643,83 

26,00 

300,79 

28,49 

219,73 

52,57 

101,29 

124,48 

75,75 

15,52 

1962 

664,31 

26,92 

308,14 

29,24 

224,95 

53,95 

104,51 

129,76 

79,15 

15,83 

1963 

708,65 

26,26 

336,66 

30,12 

245,54 

61,00 

111,10 

137,15 

81,59 

15,89 

1964 

747,68 

24,89 

358,43 

29,71 

265,20 

63,52 

117,78 

145,19 

85,50 

15,89 

1965 

768,51 

26,18 

365,12 

30,40 

269,12 

65,60 

120,39 

150,92 

89,89 

16,01 

1966 

770,04 

28,51 

355,37 

29,20 

263,47 

62,70 

120,06 

157,10 

92,44 

16,56 

1967 

818,63 

30,31 

384,74 

30,42 

291,77 

62,55 

127,47 

164,15 

95,24 

16,72 

1968 

1968 

881,04 

29,38 

423,54 

32,81 

326,75 

63,98 

139,66 

173,37 

98,08 

17,01 

1969 

923,72 

30,25 

445,75 

35,86 

343,30 

66,59 

147,08 

179,41 

103,96 

17,27 

1970 

948,82 

29,76 

453,38 

35,81 

346,79 

70,78 

151,40 

187,83 

108,53 

17,92 

1971 

989,56 

29,09 

470,20 

36,58 

358,22 

75,40 

156,82 

201,12 

113,80 

18,53 

1972 

1 037,16 

31,03 

495,17 

39,48 

380,19 

75,50 

163,33 

209,39 

119,11 

19,13 

1973 

1 047,74 

32,45 

490,48 

41,63 

379,15 

69,70 

164,54 

215,92 

124,68 

19,67 

1974 

1 027,98 

30,96 

465,22 

39,00 

360,86 

65,36 

162,01 

221,56 

128,24 

19,99 

1975 

1 085,52 

30,54 

499,92 

42,51 

389,70 

67,71 

173,13 

232,05 

129,67 

20,21 

1976 

1 121,20 

32,33 

511,09 

43,26 

399,20 

68,63 

182,35 

243,78 

131,24 

20,41 

1977 

1 158,04 

33,28 

519,84 

45,42 

404,28 

70,14 

190,85 

257,83 

135,29 

20,95 

1978 

1 208,42 

32,15 

545,85 

48,68 

423,67 

73,50 

199,54 

269,56 

139,64 

21,68 

1979 

1 230,25 

32,54 

548,95 

48,02 

425,58 

75,35 

203,92 

279,45 

142,85 

22,54 

1980 

1 232,01 

34,29 

537,02 

48,10 

417,48 

71,44 

205,36 

286,25 

146,20 

22,89 

1981 


1 223,50 

38,36 

520,20 

47,11 

404,63 

68,46 

202,09 

292,35 

146,80 

23,70 

1982 1 . 

1 235,28 

35,24 

524,63 

47,27 

409,15 

68,21 

204,61 

298,92 

147,74 

24,14 

1983 J ^ 

540,60 

6,36 

250,29 

21,90 

196,64 

31,75 

87,81 

120,73 

65,34 

10,07 

1977 1. Hj. 

580,60 

25,97 

260,80 

21,36 

202,56 

36,88 

94,54 

123,05 

65,90 

10,34 

2. Hj. 

555,67 

5,94 

252,57 

22,86 

197,92 

31,79 

92,11 

127,50 

67,24 

10,31 

1978 1. Hj. 

602,37 

27,34 

267,27 

22,56 

206,36 

38,35 

98,74 

130,33 

68,05 

10,64 

2. Hj. 

581,07 

5,88 

264,60 

25,15 

206,75 

32,70 

97,15 

133,27 

69,48 

10,69 

1979 1. Hj. 

627,35 

26,27 

281,25 

23,53 

216,92 

40,80 

102,39 

136,29 

70,16 

10,99 

2. Hj. 

600,33 

6,70 

273,18 

24,75 

213,64 

34,79 

99,65 

138,61 

71,03 

11,16 

1980 1. Hj. 

629,92 

25,84 

275,77 

23,27 

211,94 

40,56 

104,27 

140,84 

71,82 

11,38 

2. Hj. 

596,49 

7,26 

262,91 

24,49 

205,69 

32,73 

99,71 

142,30 

72,89 

11,42 

1981 1. Hj. 

635,52 

27,03 

274,11 

23,61 

211,79 

38,71 

105,65 

143,95 

73,31 

11,47 

2. Hj. 

596,71 

7,45 

259,62 

24,38 

204,69 

30,55 

99,25 

145,30 

73,37 

11,72 

1982 1. Hj. 


626,79 

30,91 

260,58 

22,73 

199,94 

37,91 

102,84 

147,05 

73,43 

11,98 

2. Hj. 


596,96 

7,62 

255,09 

24,02 

201,02 

30,05 

99,69 

148,65 

73,91 

12,00 

1983 1. Hj. 

h) 

638,32 

27,62 

269,54 

23,25 

208,13 

38,16 

104,92 

150,27 

73,83 

12,14 

2. Hj. 


611,15 

7,78 

262,48 

25,21 

206,62 

30,65 

102,04 

152,32 

74,42 

12,11 

1984 1. Hj. . 



Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. 

*) In jeweiligen Preisen: Bruttowertschöpfung einschließlich (kumulativer) Umsatzsteuer. 
Vorläufige Ergebnisse. 
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noch Tabelle 19* 


Bruttowertschöpfung nach 
b) Anteil 




Land- 

Warenproduzierendes Gewerbe 


Dienst- 

lei- 

stungs- 

xmter- 

neh- 

men^) 



Zeitraum 

und 

Forst- 

wirt- 

schaft, 

Fische- 

rei 

ins- 

gesamt 

Energie- 

und 

Wasser- 

versor- 

gung, 

Bergbau 

Verar- 
beiten- 
des Ge- 
werbe 

Bau- 

gewerbe 

Handel 

und 

Ver- 

kehr^) 

Staat 

Private 

Haus- 

halte^) 






in jeweiligen Preisen 




1960 


5,8 

53,2 

5,2 

40,3 

7,7 

18,5 

13,6 

7,2 

1,7 

1961 


5,2 

53,6 

4,7 

40,8 

8,1 

18,2 

13,9 

7,5 

1,6 

1962 


5,2 

53,3 

4,5 

40,3 

8,5 

18,5 

14,0 

7,5 

1,5 

1963 


5,1 

52,5 

4,4 

39,5 

8,6 

18,5 

14,5 

7,9 

1,5 

1964 

') 

4,6 

53,2 

4,2 

39,9 

9,1 

18,2 

14,7 

7,8 

1,5 

1965 


4,4 

53,0 

4,0 

40,2 

8,8 

17,9 

15,2 

8,1 

1,5 

1966 


4,3 

51,9 

3,9 

39,3 

8,7 

17,9 

16,0 

8,5 

1,5 

1967 


4,1 

50,7 

3,8 

38,9 

8,0 

17,8 

17,0 

8,9 

1,5 

1968 


4,2 

51,5 

3,9 

40,1 

7,6 

16,8 

17,1 

8,8 

1,5 

1968 


4,4 

50,7 

3,8 . 

39,4 

7.5 

16,5 

17,6 

9,2 

1,6 

1969 


4,1 

51,1 

3,5 

40,4 

7,2 

15,9 

17,9 

9,4 

1,6 

1970 


3,4 

51,7 

3,5 

40,2 

8,0 

16,0 

17,7 

9,7 

1,5 

1971 


3,2 

50,3 

3,4 

38,7 

8,2 

16,2 

18,3 

10,4 

1,6 

1972 


3,1 

49,1 

3,3 

37,6 

8,2 

16,4 

19,1 

10,6 

1,7 

1973 


3,0 

48,8 

3,3 

37,7 

7,7 

16,0 

19,4 

11,0 

1,7 

1974 


2,7 

47,7 

3,5 

37,2 

7,0 

15,6 

20,3 

11,8 

1.8 

1975 


2,9 

45,7 

3,8 

35,6 

6,3 

15,8 

21,4 

12,3 

1,9 

1976 


2,8 

46,1 

3,9 

35,9 

6,2 

15,9 

21,4 

11,9 

1,9 

1977 


2,7 

45,6 

3,7 

35,7 

6,2 

16,0 

2 i,a 

11,9 

1,9 

1978 


2,6 

45,3 

3,7 

35,4 

6,3 

16,1 

22,2 

11,9 

1,9 

1979 


2,3 

45,5 

3,6 

35,3 

6,6 

16,2 

22,3 

11,8 

1,9 

1980 


2,2 

44,8 

3,5 

34,3 

7,0 

15,8 

23,2 

12,1 

1,9 

1981 


2,2 

43,3 , 

3,6 

33,2 

6,6 

16,0 

24,2 

12,3 

1,9 

1982 

•') 


2,4 

42,5 

3,8 

32,6 

6,2 

15,8 

25,2 

12,1 

2,0 

1983 J 


2,1 

42,3 

3,7 

32,5 

6,0 

15,6 

26,2 

11,9 

2,0 

1977 

l.Hj. 

1,4 

46,8 

3,8 

37,0 

5,9 

16,0 

22,4 

11,6 

1,8 


2. Hj. 

3,9 

44,6 

3,6 

34,5 

6,5 

16,0 

21,4 

12,2 

1,9 

1978 

l.Hj. 

1,4 

46,0 

3,8 

36,3 

5,9 

16,3 

22,9 

11,6 

1,8 


2. Hj. 

3,6 

44,7 ' 

3,5 

34,5 

6,6 

15,9 

21,6 

12,2 

1,9 

1979 

l.Hj. 

1,1 

46,4 

4,0 

36,4 

6,1 

16,3 

22,8 

11,5 

1,8 


2. Hj. 

3,4 

44,7 

3,3 

34,3 

7,0 

16,1 

21,8 

12,2 

1,9 

1980 

l.Hj. 

1,1 

46,0 

3,7 

35,7 

6,7 

16,0 

23,5 

11,6 

1,8 


2. Hj. 

3,1 

43,8 

3,4 

33,1 

7,3 

15,7 

22,8 

12,6 

2,0 

1981 

l.Hj. 

1,0 

44,2 

3,8 

34,1 

6,4 

16,2 

24,7 

11,9 

1,9 


2. Hj. 

3,3 

42,5 

3,3 

32,3 

6,9 

15,9 

23,7 

12,6 

2,0 

1982 

1. Hj. 1 


1,1 

43,8 

4,1 

33,9 

5,7 

16,0 

25,6 

11,6 

1,9 


2. Hj. 


3,7 

41,4 

3,4 

31,3 

6,6 

15,6 

24,7 

12,6 

2,1 

1983 

l.Hj. 

■') 

1,0 

43,0 

4,0 

33,5 

5,5 

15,8 

26,7 

11,5 

1,9 


2. Hj. 


3,1 

41,6 

3,4 

31,6 

6,5 

15,3 

25,6 

12,3 

2,1 

1984 

1. Hj. J 


0,9 

42,8 

4,1 

33,3 

5,4 

15,7 

27,4 

11,3 

1,9 


Bezogen auf die Summe der Beiträge der Wirtschaftsbereiche. 

Einschließlich Nachrichtenübermittlung. 

Kreditinstitute, Versicherungsuntemehmen, Wohnungsvermietung (einschließlich Nutzung von Eigentümerwohnungen), sonstige Dienst- 
leistungen. 
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noch Tabelle 19* 


Wirtschaftsbereichen 

invH^) 


Land- 

Warenproduzierendes Gewerbe 


Dienst- 

lei- 

stungs- 

unter- 

neh- 

men^) 




und 

Forst- 

wirt- 

schaft, 

Fische- 

rei 

ins- 

gesamt 

Energie- 

und 

Wasser- 

versor- 

gung, 

Bergbau 

Verar- 
beiten- 
des Ge- 
werbe 

Bau- 

gewerbe 

Handel 

und 

Ver- 

kehr") 

Staat 

Private 

Haus- 

halte^) 

Zeitraum 




in Preisen von 1976 





4,5 

46,3 

4,7 

33,5 

8,2 

15,6 

19,3 

11,5 

2.8 

1960 

3,9 

46,8 

4,5 

34,1 

8.2 

15,7 

19,4 

11,6 

2.6 

1961 

4,0 

46,7 

4.4 

34,1 

8,2 

15,7 

19,3 

11,8 

2,4 

1962 

4,1 

46,4 

4,4 

33,9 

8,1 

15,7 

19,5 

11,9 

2,4 

1963 

3,7 

* 47,5 

4.3 

34,6 

8,6 

15,7 

19,4 

11,5 

2,2 

1964 

3,3 

47,9 

4,0 

35,5 

8,5 

15,8 

19,4 

11,4 

2,1 

1965 

3,4 

47,5 

4,0 

35,0 

8,5 

15,7 

19,6 

11,7 

2,1 

1966 

3,7 

46,1 

3.8 

34,2 

8,1 

15,6 

20,4 

12,0 

2,2 

1967 

3,7 

47,0 

3,7 

35,6 

7,6 

15,6 

20,1 

11,6 

2.0 

1968 

1968 

3,3 

48,1 

3,7 

37,1 

7.3 

15,9 

19,7 

11,1 

1,9 

1969 

3,3 

48,3 

3,9 

37,2 

7.2 

15,9 

19,4 

11,3 

1.9 

1970 

3.1 

47,8 

3.8 

36,5 

7,5 

16,0 

19,8 

11,4 

1,9 

1971 

2,9 

47,5 

3,7 

36,2 

7,6 

15,8 

20,3 

11,5 

1,9 

1972 

3,0 

47,7 

3,8 

36,7 

7,3 

15,7 

20,2 

11,5 

1.8 

1973 

3,1 

46,8 

4,0 

36,2 

6,7 

15,7 

20,6 

11,9 

1,9 

1974 

3,0 

45,3 

3,8 

35,1 

6,4 

15,8 

21,6 

12,5 

1.9 

1975 

2,8 

46,1 

3,9 

35,9 

6,2 

15,9 

21,4 

11,9 

1.9 

1976 

2,9 

45,6 

3,9 

35,6 

6,1 

16,3 

21,7 

11,7 

1,8 

1977 

2,9 

44,9 

3,9 

34,9 

6,1 

16,5 

22,3 

11,7 

1.8 

1978 

2,7 

45,2 

4,0 

35,1 

6,1 

16,5 

22,3 

11,6 

1.8 

1979 

2,6 

44,6 

3,9 

34,6 

6,1 

16,6 

22,7 

11,6 

1,8 

1980 

2,8 

43,6 

3,9 

33,9 

5,8 

16,7 

23,2 

11,9 

1.9 

1981 

3,1 

42,5 

3,9 

33,1 

5,6 

16,5 

23,9 

12,0 

1.9 

1982 1 

1983 J ’ 


2,9 

42,5 

3,8 

33,1 

5,5 

16,6 

24,2 

12,0 

2,0 


1,2 

46,3 

4,1 

36,4 

5.9 

16,2 

22,3 

12,1 

1,9 

1977 1. Hj. 

4,5 

44,9 

3,7 

34,9 

6,4 

16,3 

21,2 . 

11,4 

1,8 

2. Hj. 

1,1 

45,5 

4,1 

35,6 

5,7, 

16,6 

22,9 

12,1 

1,9 

1978 l.Hj. 

4,5 

44,4 

3,7 

34,3 

6.4 

16,4 

21,6 

11,3 

1.8 

2.Hj. 

1,0 

45,5 

4.3 

35,6 

5,6 

16,7 

22,9 

12,0 

1.8 

1979 l.Hj. 

4,2 

44,8 

3,8 

34,6 

6,5 

16,3 

21,7 

11,2 

1,8 

2. Hj. 

1,1 

45,5 

4.1 

35,6 

5,8 

16,6 

23,1 

11,8 

1,9 

1980 l.Hj, 

4,1 

43,8 

3,7 

33,6 

6,4 

16,6 

22,4 

11,4 

1.8 . 

2. Hj. 

1,2 

44,1 

4,1 

34,5 

5,5 

16,7 

23,9 

12,2 

1.9 

1981 l.Hj. 

4,3 

43,1 

3.7 

33,3 

6,1 

16,6 

22,7 

11,5 

1.8 

2.Hj. 

1,2 

43,5 

4,1 

34,3 

5,1 

16,6 

24,4 

12,3 

2.0 

1982 l.Hj.' 


4,9 

41,6 

3,6 

31,9 

6,0 

16,4 

23,5 

11,7 

1,9 

2. Hj. 


1,3 

42,7 

4,0 

33,7 

5,0 

16,7 

24,9 

12,4 

2,0 

1983 l.Hj, 

■*) 

4,3 

42,2 

3,6 

32,6 

6,0 

16,4 

23,5 

11,6 

1.9 

2. Hj. 


1,3 

42,9 

4,1 

33,8 

5,0 

16,7 

24,9 

12,2 

2,0 

1984 l.Hj. 



EinschlieBlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. 

®) In jeweiligen Preisen: Bruttowertschöpfung einschließlich (kumulativer) Umsatzsteuer. 
•) Vorläufige Ergebnisse. 


269 














Drucksache 10/2541 


Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Tabelle 20* 


Bruttowertschöpfung, Brutto 
Mrd 


Zeitraum 

Brutto- 

wert- 

schöp- 

fung, 

berei- 

nigt^) 

Nicht- 

ab- 

zugs- 

fähige 

Um- 

satz- 

steuer^) 

Ein- 

fuhr- 

abga- 

ben^) 

Brutto- 

inlands- 

produkt 

Saldo der 
Erwerbs- 
und Ver- 
mögens- 
einkom- 
men 

zwischen 
Inländern 
und der 
übrigen 
Welt 

Brutto- 

sozial- 

produkt 

Ab- 

schrei- 

bungen 

Netto- 

sozial- 

produkt 

zu 

Markt- 

preisen 

Indi- 

rekte 

Steu- 

ern^) 

Subven- 

tionen 

Netto- 

sozial- 

produkt 

zu 

Faktor- 

kosten 

(Volks- 

einkom- 

men) 







in jeweiligen Preisen 





1960 ' 


297,00 

— 

5,71 

302,71 

+ 0,29 


23,63 

279,37 

41,78 

2,52 

240,11 

1961 


325,49 

' — 

6,22 

331,71 

-0,31 

331,40 

27,12 

304,28 

46,19 

2,66 

260,75 

1962 


353,45 

— 

7,33 

360,78 

-0,28 

360,50 

31,23 

329,27 

50,06 

2,90 

282,11 

1963 


374,29 

— 

8,08 

382,37 

-0,27 

382,10 

34,99 

347,11 

52,79 

3,48 

297,80 

1964 


412,01 

-r- 

8,17 

420,18 

-0,58 

419,60 

38,96 

380,64 

57,48 

4,09 

327,25 

1965 



— 

8,88 

459,17 

-0,97 


43,31 

414,89 

62,19 

5,75 

358,45 

1966 


479,53 

— 

■Bl 

488,23 

-0,83 


47,77 

439,63 

65,50 

5,65 

379,78 

1967 


485,34 

— 


494,35 

-0,65 

B i B 

50,52 

443,18 

67,99 

5,55 

380,74 

1968 


520,23 

— 


533,28 

+ 0,42 

BTB 

53,65 

480,05 

69,63 

7,67 

418,09 

1968 


496,22 

30,99 

6,07 

533,28 

+ 0,42 

533,70 

53,65 

480,05 

74,94 

12,98 

418,09 

1969 


552,48 

37,62 

e',85 

596,95 

+ 0,85 

597,80 

58,20 

539,60 

88,28 

11,62 

462,94 

1970 


627,97 

39,91 

7,42 

675,30 

+ 0,40 

675,70 

68,03 

607,67 

89,05 

11,78 

530,40 

1971 


697,54 

45,04 

7,98 

750,56 

+ 1,24 

751,80 

77,53 

674,27 

98,69 

12,61 

588,19 

1972 


765,49 

49,38 

8,87 

823,74 

+ 1,36 

825,10 

85,36 

739,74 

110,18 

15,78 

645,34 

1973 


855,63 

52,26 

9,38 

917,27 

+ 1,63 

918,90 

94,59 

824,31 

121,07 

18,65 

721,89 

1974 


921,26 

54,43 

8,89 

984,58 

+ 1,02 

985,60 

106,46 

879,14 

125,04 

18,86 

772,96 

1975 


958,93 

57,31 

10,27 

1 026,51 

+ 2,39 

1 028,90 

115,94 

912,96 

130,28 

20,38 

803,06 

1976 


1 046,50 

61,56 

11,63 

1 119,69 

+3,31 

1 123,00 

123,98 

999,02 

141,67 

21,88 

879,23 

1977 


1 118,13 

65,55 

12,43 

1 196,11 

+ 0,19 

1 196,30 

132,45 

1 063,85 

152,37 

24,50 

935,98 

1978 


1 196,14 

75,98 

13,02 

1 285,14 

+4,86 

1 290,00 

142,80 

1 147,20 

167,30 

29,41 

1 009,31 

1979 


1 292,95 

86,81 

12,70 

1 392,46 

+ 2,84 

1 395,30 

156,32 

1 238,98 

182,95 

30,91 

1 086,94 

1980 


1 371,46 

96,45 

13,45 

1 481,36 

+4,34 

1 485,70 

173,32 

1 312,38 

193,30 

30,30 

1 149,38 

1981 


1 429,35 

100,69 

14,08 

1 544,12 

+ 0,98 

1 545,10 

188,22 

1 356,88 

198,14 

29,04 

1 187,78 

1982 


1 484,49 

101,27 

14,56 

1 600,32 

-1,22 

1 599,10 

200,51 

1 398,59 

201,68 

29,26 

1 226,17 

1983 


1 542,33 

109,27 

15,88 

1 667,48 

+4,12 

1 671,60 

210,64 

1 460,96 

214,19 

30,70 

1 277,47 

1977 

l.Hj. 

530,77 

32,44 

5,98 

569,19 

+ 0,01 

569,20 

65,34 

503,86 

72,96 

11,83 

442,73 


2. Hj. 

587,36 

33,11 

6,45 

626,92 

+0,18 

627,10 

67,11 

559,99 

79,41 

12,67 

493,25 

1978 

l.Hj. 

563,36 

38,43 

6,40 

608,19 

+ 1,81 

610,00 

70,10 

539,90 

80,97 

12,28 

471,21 


2. Hj. 

632,78 

37,55 

6,62 

676,95 

+3,05 

680,00 

72,70 

607,30 

86,33 

17,13 

538,10 

1979 

l.Hj. 

610,09 

40,94 

6,31 

657,34 

+ 0,56 

657,90 

76,24 

581,66 

85,89 

14,11 

509,88 


2. Hj. 

682,86 

45,87 

6,39 

735,12 

+ 2,28 

737,40 

80,08 

657,32 

97,06 

16,80 

577,06 

1980 

l.Hj. 

655,54 

47,08 

6,51 

709,13 

+ 1,27 

710,40 

84,79 

625,61 

92,75 

14,27 

547,13 


2. Hj. 

715,92 

49,37 

6,94 

772,23 

+ 3,07 

775,30 

88,53 

686,77 

100,55 

16,03 

602,25 

1981 

LHj. 

676,64 

49,10 

6,63 

732,37 

-0,37 

732,00 

92,39 

639,61 

93,91 

13,25 

558,95 


2. Hj. 

752,71 

51,59 

7,45 

811,75 

+ 1,35 

813,10 

95,83 

717,27 

104,23 

15,79 

628,83 

1982 

1. Hj. 1 


709,63 

49,66 

6,99 

766,28 

-3,18 

763,10 

99,20 

663,90 

96,43 

11,95 

579,42 


2.Hi. 


774,86 

51,61 

7,57 

834,04 

+ 1,96 

836,00 

101,31 

734,69 

105,25 

17,31 

646,75 

1983 

l.Hj. 


734,10 

51,53 

7,66 

793,29 

-0,89 

792,40 

103,80 

688,60 

99,70 

13,43 

602,33 


2.Hj. 


808,23 

57,74 

8,22 

874,19 

+ 5,01 

879,20 

106,84 

772,36 

114,49 

17,27 

675,14 

1984 

1. Hj. , 


762,16 

56,96 

7,74 

826,86 

-1,16 

825,70 

109,52 

716,18 

107,91 

15,42 

623,69 


Summe der Bruttowertschöpfung der Wirtschaftsbereiche abzüglich der unterstellten Entgelte für Bankdienstleistungen. 

Kassenaufkommen an Steuern vom Umsatz sowie einbehaltene Umsatzsteuer aufgrund von gesetzlichen Sonderregelimgen (u. a. nach dem 
Berlinförderungsgesetz, für Lieferungen aus der DDR [§ 26 Abs. 4 UStG], für die Landwirtschaft [§ 24 UStG von 1967], für die Besteuerung 
von Kleinuntemehmern [§ 19 UStG von 1979] sowie 1968 einmalig für die Entlastung der Altvorräte [§ 28 UStG von 1967]). 
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Dnicksache 10/2541 


Tabelle 20* 


inlandsprodukt, Sozialprodukt 
DM 


Brutto- 

wert- 

schöpfung, 

berei- 

mgt‘) 

Nicht- 

abzugs- 

fähige 

Umsatz- 

steuer^) 

Einfuhr- 

ab- 

gaben®) 

Brutto- 

inlands- 

produkt 

Saldo der 
Erwerbs- 
und Ver- 
mögens- 
einkommen 
zwischen 
Inländern 
und der 
übrigen 
Welt 

Brutto- 

sozial- 

produkt 

Abschrei- 

bungen 

Netto- 
sozial- 
produkt 
zu Markt- 
preisen 

Zeitraum 




in Preisen von 1976 





574,47 

33,08 

3,97 

611,52 

+ 1,88 

613,40 

44,92 

568,48 

I960 

603,40 

35,03 

4,22 

642,65 

+ 0,45 

643,10 

49,22 

593,88 

1961 

629,56 

36,75 

4,89 

671,20 

+0,50 

671,70 

53,84 

617,86 

1962 

648,92 

38,42 

4,75 

692,09 

+ 0,41 

692,50 

58,49 

634,01 

1963 

691,84 

41,00 

5,89 

738,73 

-0,23 

738,50 

63,26 

675,24 

1964 

729,47 

43,63 

6,61 

779,71 

-1,01 

778,70 

68,29 

710,41 

1965 

748,94 

44,89 

6,24 

800,07 

-0,77 

799,30 

73,25 

726,05 

1966 

748,64 

44,70 

5,99 

799,33 

-0,43 

798,90 

77,59 

721,31 

1967 

794,12 

46,40 

6,12 

846,64 

+ 1,26 

847,90 

81,58 

766,32 

1968 

1968 

853,99 

48,94 

6,88 

909,81 

+ 1,79 

911,60 

86,14 

825,46 

1969 

895,40 

53,39 

7,81 

956,60 

+0,90 

957,50 

91,75 

865,75 

1970 

919,18 

58,29 

8,71 

986,18 

+ 1,92 

988,10 

98,04 

890,06 

1971 

956,47 

60,96 

9,71 

1 027,14 

+ 1,86 

1 029,00 

104,39 

924,61 

1972 

1 002,68 

61,31 

9,91 

1 073,90 

+2,00 

1 075,90 

110,51 

965,39 

1973 

1 012,35 

58,76 

8,58 

1 079,69 

+ 1,11 

1 080,80 

115,70 

965,10 

1974 

991,74 

59,51 

10,18 

1 061,43 

+2,47 

1 063,90 

119,90 

944,00 

1975 

1 046,50 

61,56 

11,63 

1 119,69 

+3,31 

1 123,00 

123,98 

999,02 

*1976 

1 078,47 

63,25 

12,26 

1 153,98 

+0,12 

1 154,10 

128,29 

1 025,81 

1977 

1 111,53 

64,95 

13,05 

1 189,53 

+4,47 

1 194,00 

132,99 

1 061,01 

1978 

1 158,61 

67,88 

12,68 

1 239,17 

+2,43 

1 241,60 

138,34 

1 103,26 

1979 

1 179,60 

68,15 

14,25 

1 262,00 

+ 3,50 

1 265,50 

144,14 

1 121,36 

1980 

1 179,78 

68,35 

14,24 

1 262,37 

+ 0,63 

1 263,00 

149,68 

1 113,32 

1981 

1 169,81 

65,92 

14,30 

1 250,03 

-1,13 

1 248,90 

154,44 

1 094,46 

1982 1 6v 

1983 J ^ 


1 179,55 

67,29 

15,43 

1 262,27 

+2,83 

1 265,10 

158,94 

1 106,16 


519,71 

31,32 

5,96 

556,99 

+ 0,01 

557,00 

63,59 

493,41 

1977 l.Hj. 

558,76 

31,93 

6,30 

596,99 

+0,11 

597,10 

64,70 

532,40 

2. Hj. 

532,84 

32,91 

6,45 

572,20 

+ 1,70 

573,90 

65,86 

508,04 

1978 l.Hj. 

578,69 

32,04 

6,60 

617,33 

+2,77 

620,10 

67,13 

552,97 

2. Hj. 

556,20 

33,80 

6,42 

596,42 

+0,48 

596,90 

68,47 

528,43 

1979 l.Hj. 

602,41 

34,08 

6,26 

642,75 

+ 1,95 

644,70 

69,87 

574,83 

2. Hj. 

575,15 

33,58 

6,94 

615,67 

+ 1,03 

616,70 

71,36 

545,34 

1980 l.Hj. 

604,45 

34,57 

7,31 

646,33 

+2,47 

648,80 

72,78 

576,02 

2. Hj. 

570,45 

33,72 

6,97 

611,14 

-0,34 

610,80 

74,19 

536,61 

1981 l.Hj. 

609,33 

34,63 

7,27 

651,23 

+0,97 

,652,20 

75,49 

576,71 

2. Hj. 

569,89 

32,45 

7,08 

609,42 

-2,52 

606,90 

76,65 

530,25 

1982 l.Hj. 


599,92 

33,47 

7,22 

640,61 

+ 1,39 

642,00 

77,79 

564,21 

2. Hj. 


569,15 

33,07 

7,61 

609,83 

-0,73 

609,10 

78,87 

530,23 

1983 l.Hj. 


610,40 

34,22 

7,82 

652,44 

+ 3,56 

656,00 

80,07 

575,93 

2. Hj. 


582,64 

32,96 

7,72 

623,32 

-0,92 

622,40 

81,28 

541,12 

1984 1. Hj. 



Einfuhrzölle, Verbrauchsteuem auf Einfuhren, Abschöpfungsbeträge und Währungsausgleichsbeträge auf eingeführte landwirtschaftliche 
Erzeugnisse, jedoch ohne Einfuhrumsatzsteuer. 

Produktionssteuem, nichtabzugsfähige Umsatzsteuer, Einfuhrabgaben. 

In jeweiligen Preisen: Bruttowertschöpfung und Einfuhrabgaben einschließlich (kumulativer) Umsatzsteuer. 

®) Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 21* 

Verteilung des Volkseinkommens 
MrdDM 






Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 

Zeitraum 

Volks- 

ein- 

kommen 

Einkommen aus 
unselbständiger 
Arbeit 

insgesamt 

der pri- 
vaten 
Haus- 
halte^) 

der Unter- 
nehmen 
mit 

eigener 
Rechts- 
persönlich- 
keit = 
unverteilte 
Grewinne 

des 

Staates^) 



brutto ') 

netto^) 

brutto 

netto ^) 



1960 

240,11 

144,39 

104,89 

95,72 

75,44 

81,05 

12,60 

2,07 

1961 

260,75 

162,81 

117,36 

97,94 

75,12 

82,26 

13,18 

2,50 

1962 

282,11 

180,13 

129,26 

101,98 

77,01 

87,09 

12,47 

2,42 

1963 

297,80 

193,15 

138,06 

104,65 

78,52 

88,85 

13,19 

2,61 

1964 

327,25 

211,17 

151,16 

116,08 

88,14 

98,70 

14,74 

2,64 

1965 

358,45 

234,13 

168,32 

124,32 

96,73 

105,72 

16,01 

2,59 

1966 

379,78 

252,06 

178,28 

127,72 

99,11 

110,12 

15,30 

2,30 

1967 

380,74 

251,84 

177,45 

128,90 

99,81 

112,98 

14,33 

1,59 

1968 

418,09 

270,38 

187,05 

147,71 

116,11 

126,89 

18,75 

2,07 

1969 

462,94 

304,07 

206,54 

158,87 

123,36 

133,89 

22,88 

2,10 

1970 

530,40 

360,64 

238,60 

169,76 

137,28 

151,97 

15,58 

2,21 

1971 

588,19 

409,11 

265,22 

179,08 

144,07 

160,06 

17,09 

1,93 

1972 

645,34 

450,26 

290,66 

195,08 

157,20 

171,77 

23,06 

0,25 

1973 

721,89 

510,93 

316,70 

210,96 

163,29 

179,13 

31,20 

0,63 

1974 

772,96 

563,12 

342,40 

209,84 

161,97 

186,63 

24,60 

- 1,39 

1975 

803,06 

587,02 

355,16 

216,04 

170,46 

197,01 

23,52 

- 4,49 

1976 

879,23 

631,24 

369,52 

247,99 

194,43 

222,65 

32,51 

- 7,17 

1977 

935,98 

675,57 

392,15 

260,41 

194,31 

236,71 

33,58 

- 9,88 

1978 

1 009,31 

720,89 

421,76 

288,42 

223,16 

252,70 

45,05 

- 9,33 

1979 

1 086,94 

776,86 

455,37 

310,08 

244,25 

267,12 

51,94 

- 8,98 

1980 

1 149,38 

842,05 

484,92 

307,33 

245,38 

273,29 

46,09 

-12,05 

1981 

1 187,78 

880,81 

503,94 

306,97 

247,90 

271,05 

50,56 

-14,64 

1982 I 6. 

1983 J ^ 


1 226,17 

900,51 

508,34 

325,66 

263,83 

291,15 

48,70 

-14,19 


1 277,47 

915,44 

510,21 

362,03 

297,94 

382,39 

-20,36 

1977 1. Hj. 

442,73 

320,36 

188,47 

122,37 

90,79 

127,68 

- 5,31 

2. Hj. 

493,25 

355,21 

203,68 

138,04 

103,52 

142,61 

- 4,57 

1978 l.Hj. 

471,21 

340,08 

201,65 

131,13 

99,58 

136,38 

- 5,25 

2.Hj. 

538,10 ' 

380,81 

220,11 

157,29 

123,58 

161,37 

- 4,08 

1979 l.Hj. 

509,88 

364,78 

216,25 

145,10 

112,94 

150,04 

- 4,94 

2.Hj. 

577,06 

412,08 

239,12 

164,98 

131,31 

169,02 

- 4,04 

1980 l.Hj. 

547,13 

396,77 

230,15 

150,36 

119,72 

156,54 

- 6,18 

2. Hj. 

602,25 

445,28 

254,77 

156,97 

125,66 

162,84 

- 5,87 

1981 l.Hj. 

558,95 

415,88 

240,03 

143,07 

113,98 

151,75 

- 8,68 

2. Hj. 

628,83 

464,93 

263,91 

163,90 

133,92 

169,86 

- 5,96 

1982 l.Hj.' 


579,42 

426,83 

243,13 

152,59 

123,17 

156,82 

- 4,23 

2.Hj. 


646,75 

473,68 

265,21 

173,07 

140,66 

183,03 

- 9,96 

1983 l.Hj. 

• *) 

602,33 

431,27 

242,90 

171,06 

140,88 

178,21 

- 7,15 

2. Hj. 


675,14 

484,17 

267,31 

190,97 

157,06 

204,18 

-13,21 

1984 l.Hj. 


623,69 

443,61 

246,73 

180,08 

147,38 

192,56 

-12,48 


Bruttolohn- und -gehaltssiunme zuzüglich tatsächlicher und unterstellter Sozialbeiträge der Arbeitgeber. 

*) Bruttplohn- und -gehaltssumme abzüglich Lohnsteuer (ohne Lohnsteuer auf Pensionen) und Sozialbeiträge der Arbeitnehmer. 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen abzüglich öffentlicher Abgaben auf Einkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen (direkte Steuern vor Abzug der Investitionszulage [ab 1969), Lastenausgleichsabgaben, Pflichtbeiträge der Selbständigen; rück- 
zahlbarer Konjunkturzuschlag [1970/71]) zuzüglich „Sonstige Zu- und Absetzungen“ (Saldo der Sozialbeiträge und der sozialen Leistungen der 
Unternehmen, der Schadenversicherungstransaktionen sowie den übrigen laufenden Übertragungen der Unternehmen mit eigener Rechts- 
persönlichkeit). 

^) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. Nach Abzug der Zinsen auf Konsumentenschulden; einschließlich nichtentnom- 
mener Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit. 

®) Nach Abzug der Zinsen auf öffentliche Schulden. 

®) Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 22* 


Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit nacb Wirtscbaftsbereicben*) 


Jahr 

Ins- 

gesamt 


Warenproduzierendes Gewerbe 

Handel 

und 

Ver- 

kehr^) 

1 

Staat 

Private 
Haus- 
halte '*) 

ins- 

gesamt 

Energie- 

und 

Wasser- 

versor- 

gung, 

Bergbau 

Verar- 
beiten- 
des Ge- 
werbe 

Bau- 

gewerbe 






Mrd 

DM 





1960 

143,16 

2,69 

81,67 

6,99 

62,04 

12,64 

23,41 

10,20 

20,44 

4,75 

1961 

161,64 

2,70 

92,99 

7,44 

70,66 

14,89 

25,77 

11,77 

23,44 

4,97 

1962 

178,84 

2,85 

103,47 

7,85 

78,58 

17,04 

28,40 

13,53 

25,59 

5,00 

1963 

191,86 

2,94 

108,60 

7,99 

82,07 

18,54 

31,44 

15,13 

28,38 

5,37 

1964 

209,93 

3,05 

119,19 

8,02 

89,28 

21,89 

34,45 

16,59 

30,99 

5,66 

1965 

232,96 

3,15 

132,03 

8,83 

99,78 

23,42 

37,99 

18,37 

35,27 

6,15 

1966 

250,83 

3,30 

139,87 

9,00 

105,78 

25,09 

41,52 

20,15 

39,39 

6,60 

1967 

250,35 

3,06 

134,21 

8,70 

102,46 

23,05 

42,46 

21,84 

41,78 

7,00 

1968 

268,84 

2,95 

145,78 

8,66 

112,76 

24,36 

44,83 

23,41 

44,51 

7,36 

1969 

302,62 

3,13 

165,29 

9,40 

129,56 

26,33 

49,59 

25,97 

50,45 

8,19 

1970 

359,29 

3,53 

199,40 

11,27 

155,61 

32,52 

57,65 

30,47 

59,20 

9,04 

1971 

407,77 

3,76 

219,77 

12,66 

169,51 

37,60 

67,17 

35,60 

70,76 

10,71 

1972 

449,12 

3,80 

238,66 

13,35 

182,11 

43,20 

75,37 

39,73 

79,52 

12,04 

1973 

509,87 

4,01 

267,55 

14,75 

205,74 

47,06 

86,21 

45,52 

92,60 

13,98 

1974 

562,05 

4,35 

287,56 

16,93 

223,79 

46,84 

94,28 

52,26 

107,66 

15,94 

1975 

585,85 

4,55 

291,31 

18,59 

227,39 

45,33 

98,43 

57,26 

116,87 

17,43 

1976 

630,05 

4,95 

314,86 

19,73 

247,10 

48,03 

105,41 

63,09 

123,29 

18,45 

1977 

674,41 

5,43 

336,73 

21,00 

266,54 

49,19 

112,51 

68,45 

131,58 

19,71 

1978 

719,71 

5,87 

358,34 

21,95 

283,55 

52,84 

120,55 

73,71 

140,30 

20,94 

1979 

775,64 

6,43 

386,78 

23,93 

304,09 

58,76 

128,65 

80,65 

150,58 

22,55 

1980 

840,71 

6,88 

418,19 

26,00 

327,76 

64,43 

140,40 

87,95 

162,66 

24,63 

1981 

879,28 

7,35 

430,71 

27,77 

338,15 

64,79 

147,09 

94,91 

173,08 

26,14 

1982 

► 

898,59 

7,67 

435,04 

28,78 

341,12 

65,14 

149,81 

100,32 

177,86 

27,89 

1983 

) 

913,46 

8,00 

436,17 

29,11 

341,36 

65,70 

152,40 

104,53 

183,17 

29,19 






Anteil in vH 





1960 

100 

1,9 

57,0 

4,9 

43,3 

8,8 

16,4 

7,1 

14,3 

3,3 

1961 

100 

IJ 

57,5 

4,6 

43,7 

9,2 

15,9 

7,3 

14,5 

3,1 

1962 

100 

1,6 

57,9 

4,4 

43,9 

9,5 

15,9 

7,6 

14,3 

2,8 

1963 

100 

1,5 

56,6 

4,2 

42,8 

9,7 

16,4 

7,9 

14,8 

2,8 

1964 

100 

1,5 

56,8 

3,8 

42,5 

10,4 

16,4 

7,9 

14,8 

2,7 

1965 

100 

1,4 

56,7 

3,8 

42,8 

10,1 

16,3 

7,9 

15,1 

2,6 

1966 

100 

1,3 

55,8 

3,6 

42,2 

10,0 

16,6 

8,0 

15,7 

2,6 

1967 

100 

1,2 

53,6 

3,5 

40,9 

9,2 

17,0 

8,7 

16,7 

2,8 

1968 

100 

1,1 

54,2 

3,2 

41,9 

9,1 

16,7 

8,7 

16,6 

2,7 

1969 

100 

1,0 

54,6 

3,1 

42,8 

8,7 

16,4 

8,6 

16,7 

2,7 

1970 

100 

1,0 

55,5 

3,1 

43,3 

9,1 

16,0 

8,5 

16,5 

2,5 

1971 

100 

0,9 

53,9 

3,1 

41,6 

9,2 

16,5 

8,7 

17,4 

2,6 

1972 

100 

0,8 

53,1 

3,0 

40,5 

9,6 

16,8 

8,8 

17,7 

2,7 

1973 

100 

0,8 

52,5 

2,9 

40,4 

9,2 

16,9 

8,9 

18,2 

2,7 

1974 

100 

0,8 

51,2 

3,0 

39,8 

8,3 

16,8 

9,3 

19,2 

2,8 

1975 

100 

0,8 

49,7 

3,2 

38,8 

7,7 

16,8 

9,8 

19,9 

3,0 

1976 

100 

0,8 

50,0 

3,1 

39,2 

7,6 

16,7 

10,0 

19,6 

2,9 

1977 

100 

0,8 

49,9 

3,1 

39,5 

7,3 

16,7 

10,1 

19,5 

2,9 

1978 

100 

0,8 

49,8 

3,0 

39,4 

7,3 

16,7 

10,2 

19,5 

2,9 

1979 

100 

0,8 

49,9 

3.1 

39,2 

7,6 

16,6 

10,4 

19,4 

2,9 

1980 

100 

0,8 

49,7 

3,1 

39,0 

7,7 

16,7 

10,5 

19,3 

2,9 

1981 

100 

0,8 

49,0 

3,2 

38,5 

7,4 

16,7 

10,8 

19,7 

3,0 

1982 


100 

0,9 

48,4 

3,2 

3«,0' 

7,2 

16,7 

11,2 

19,8 

3,1 

1983 

) 

100 

0,9 

47,7 

3,2 

37,4 

7,2 

16,7 

11,4 

20,1 

3,2 


Inlandskonzept (nach dem Beschäftigungsort der Arbeitnehmer), 

Einschließlich Nachrichtenübermittlung. 

Kreditinstitute, Versicherungsuntemehmen, Wohnungs Vermietung (einschließlich Nutzung von Eigentümerwohnungen), sonstige Dienst- 
leistungen. 

^) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. 

®) Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 23* 


Volkseinkommen, Produktivität und Lohnkosten 





Brutto- 

Netto- 



Lohn- 

kosten 

je 

Produkt- 

einheit*) 

Zeitraum 

V olkseinkommen 
je Einwohner 

lohn- und -gehaltssumme 
je beschäftigten Arbeitnehmer^) 

Produktivität^) 


DM 

1976 = 100 

DM 

1976 = 100 

DM 

1976 = 100 

DM 

1976 = 100 

1960 

4 332 

30,3 

6 148 

26,0 

5 178 

30,7 

23 463 

53,5 

46,3 

1961 

4 641 

32,5 

6 775 

28,7 

5 661 

33,6 

24 319 

55,4 

49,2 

1962 

4 963 

34,7 

7 395 

31,3 

6 146 

36,5 

25 311 

57,7 

51,6 

1963 

5 189 

36,3 

7 850 

33,2 

6 494 

38,6 

26 037 

59,4 

53,2 

1964 

5 645 

39,5 

8 556 

36,2 

7 036 

41,8 

27 768 

63,3 

54,0 

1965 

6 115 

42,8 

9 336 

39,5 

7 736 

45,9 

29 143 

66,4 

56,3 

1966 

6 421 

44,9 

10 014 

42,4 

8 191 

48,6 

29 995 

68,4 

58,9 

1967 

6 422 

44,9 

10 349 

43,8 

8 428 

50,0 

30 977 

70,6 

58,9 

1968 

7 027 

49,2 

10 988 

46,5 

8 830 

52,4 

32 782 

74,7 

59,4 

1969 

7 707 

53,9 

12 003 

50,8 

9 495 

56,4 

34 688 

79,1 

61,4 

1970 

8 745 

61,2 

13 841 

58,6 

10 726 

63,7 

36 017 

82,1 

68,6 

1971 

9 598 

67,2 

15 403 

65,2 

11 732 

69,7 

36 907 

84,2 

74,8 

1972 

10 464 

73,2 

16 821 

71,2 

12 842 

76,2 

38 526 

87,8 

78,7 

1973 

11 648 

81,5 

18 711 

79,2 

13 826 

82,1 

39 998 

91,2 

85,0 

1974 

12 456 

87,2 

20 742 

87,8 

15 124 

89,8 

40 748 

92,9 

93,1 

1975 

12 988 

90,9 

22 063 

93,4 

16 133 

95,8 

41 227 

94,0 

98,6 

1976 

14 289 

100 

23 611 

100 

16 843 

100 

43 858 

100 

100 

1977 

15 244 

106,7 

25 226 

106,8 

17 802 

105,7 

45 272 

103,2 

103,3 

1978 

16 458 

115,2 

26 577 

112,6 

18 944 

112,5 

46 386 

105,8 

106,4 

1979 

17 714 

124,0 

28 077 

118,9 

20 097 

119,3 

47 686 

108,7 

109,6 

1980 

18 669 

130,7 

29 922 

126,7 

21 096 

125,3 

48 074 

109,6 

116,1 

1981 

19 257 

134,8 

31 391 

133,0 

22 058 

131,0 

48 463 

110,5 

121,2 

1982 ], 

1983 J ’ 


19 893 

139,2 

32 695 

138,5 

22 699 

134,8 

48 883 

111,5 

125,3 


20 797 

145,5 

33 800 

143,2 

23 231 

137,9 

50 238 

114,5 

126,4 

1977 1. Hj. 

7 208 

100,9 

12 024 

101,9 

8 613 

102,3 

21 950 

100,1 

101,7 

2. Hj. 

8 036 

112,5 

13 194 

111,8 

9 185 

109,1 

23 315 

106,3 

104,7 

1978 1. Hj. 

7 683 

107,5 

12 626 

107,0 

9 141 

108,5 

22 473 

102,5 

104,6 

2. Hj. 

8 775 

122,8 

13 938 

118,1 

9 797 

116,3 

23 903 

109,0 

108,1 

1979 1. Hj. 

8 315 

116,4 

13 283 

112,5 

9 635 

114,4 

23 131 

105,5 

107,1 

2. Hj. 

9 399 

131,6 

14 780 

125,2 

10 454 

124,1 

24 544 

111,9 

111,9 

1980 l.Hj. 

8 897 

124,5 

14 151 

119,9 

10 072 

119,6 

23 561 

107,4 

112,3 

2. Hj. 

9 771 

136,8 

15 762 

133,5 

11 019 

130,8 

24 509 

111,8 

119,7 

1981 l.Hj. 

9 065 

126,9 

14 809 

125,4 

10 517 

124,9 

23 472 

107,0 

118,3 

2. Hj. 

10 191 

142,6 

16 580 

140,4 

11541 

137,0 

24 991 

114,0 

124,0 

1982 l.Hj.' 


9 395 

131,5 

15 476 

131,1 

10 856 

128,9 

23 826 

108,7 

121,9 

2. Hj. 


10 499 

147,0 

17 219 

145,9 

11 843 

140,6 

25 057 

114,3 

128,6 

1983 l.Hj. 


9 797 

137,1 

15 960 

135,2 

11 100 

131,8 

24 347 

111,0 

123,3 

2. Hj. 


11 001 

154,0 

17 834 

151,1 

12 127 

144,0 

25 885 

118,0 

129,3 

1984 1. Hj. 




16 530 

140,0 

11 347 

134,7 

25 018 

114,1 

124,2 


Arbeitnehmer, die ihren ständigen Wohnsitz im Bundesgebiet haben (Inländerkonzept). 

Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1976 je Erwerbstätigen (Inlandskonzept, nach dem Beschäftigungsort). 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit j e beschäftigten Arbeitnehmer (Inlandskonzept) . 

3,1s ■' ' ■ I . I I I , 

Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1976 je Erwerbstätigen (Inlandskonzept) 
bereinigt um Änderungen in der Struktur der Erwerbstätigkeit. 

^) Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 24 * 


Produktivität^) und Lohnkosten nach Wirtschaftsbereichen 



Ins- 

gesamt 


Land- 

vind 

Forst- 

wirt- 

schaft, 

Fische- 

rei 


Warenproduzierendes Gewerbe 

ins- 

gesamt 

Energie- 

und 

Wasser- 

versor- 

gung, 

Bergbau 

Verar- 
beiten- 
des Ge- 
werbe 

Bau- 

gewerbe 


Handel 

und 

Ver- 

kehr^) 



Produktivität (DM) 


Private 

Haus- 

halte®) 


1960 

22042 

7423 

21742 

36921 

20400 

22484 

19180 

47771 

32083 

21662 

1961 

22834 

7011 

22520 

38421 

21204 

23 232 

20096 

49767 

32123 

22164 

1962 

23741 

7862 

23285 

40817 

22 088 

23138 

21049 

50622 

32261 

23 027 

1963 

24413 

8562 

23837 

43970 

22761 

22678 

21571 

51066 

32385 

23 279 

1964 

26 005 

8748 

25 925 

46055 

24840 

24928 

23 064 

52 954 

32122 

23 752 

1965 

27265 

8654 

27 240 

46062 

26364 

25884 

24584 

54747 

32 534 

24446 

1966 

28079 

9384 

28049 

48408 

27 039 

26929 

25081 

55 506 

33219 

24977 

1967 

29013 

10807 

29012 

50172 

27975 

27 879 

25496 

56 633 

33288 

25 205 

1968 

30749 

12013 

31229 

55 612 

30751 

27374 

27168 

57 860 

33978 

25 684 

1969 

32560 

12267 

33 279 

60872 

33 062 

27757 

29627 

60135 

34306 

26169 

1970 

33712 

13 373 

34323 

65 082 

33933 

28715 

30932 

61169 

34909 

26 775 

1971 

34399 

13 946 

35 045 

65109 

34565 

30068 

31095 

62 340 

34953 

27 029 

1972 

35875 

14415 

37 035 

68889 

36464 

32208 

31713 

65661 

34919 

27 250 

1973 

37 345 

16128 

43 249 

76660 

38555 

32169 

32568 

67 048 

35 376 

27446 

1974 

38206 

17617 

39841 

80522 

39421 

32 031 

33120 

68092 

35694 

27 626 

1975 

38520 

17462 

40071 

75 875 

39 629 

32844 

33 356 

69 022 

35861 

27 764 

1976 

40991 

18157 

43 868 

83 846 

43 713 

34301 

35867 

71050 

35673 

27 914 

1977 

42310 

20346 

44982 

85 833 

44763 

35376 

37 637 

73 739 

35858 

28036 

1978 

43345 

21667 

45656 

91573 

45 333 

35568 

39173 

76 758 

36116 

28121 

1979 

44586 

21738 

47 391 

97 948 

47 258 

35749 

40631 

77 863 

36298 

28192 

1980 

44935 

22 660 

47 344 

95 848 

47 260 

36070 

41171 

78387 

36572 

28317 

1981 

45293 

24406 

47452 

94685 

47 560 

35175 

41706 

78944 

36817 

28435 

1982 1 

1983 ] > 

45746 

27777 

47 738 

92 736 

47 829 

35490 

41875 

80294 

36746 

28486 

46945 

25704 

49898 

94163 

50363 

36128 

43 249 

81717 

36889 

28501 




Lohnkosten je Produkteinheit ^) (1976 = 100) 



1960 

46,1 

61,2 

48,9 

54,7 

51,5 

37,1 

46,2 

38,0 

31,9 

31,4 

1961 

49,0 

70,6 

52,2 

57,9 

54,5 

41,2 

47,8 

41,1 

34,4 

33,6 

1962 

51,4 

71,4 

55,5 

59,5 

57,7 

45,1 

49,6 

44,7 

35,5 

35,3 

1963 

53,0 

70,1 

56,8 

59,0 

58,8 

47,6 

52,9 

47,3 

37,7 

37,2 

1964 

53,9 

74,1 

56,8 

57,5 

58,4 

49,5 

54,0 

48,5 

39,9 

' 39,0 

1965 

56,2 

81,8 

59,0 

64,1 

60,2 

50,8 

56,0 

50,3 

43,4 

42,4 

1966 

58,8 

81,4 

61,3 

63,9 

62,9 

52,8 

59,6 

52,8 

46,1 

45,2 

1967 

58,7 

72,4 

60,6 

64,3 

62,3 

51,3 

61,2 

54,7 

47,5 

46,3 

1968 

59,1 

67,4 

60,7 

61,4 

61,8 

54,2 

60,7 

55,9 

49,2 

48,2 

1969 

61,2 

71,2 

62,3 

61,8 

63,1 

57,3 

60,7 

58,3 

54,1 

52,7 

1970 

68,5 

74,2 

71,2 

67,8 

71,8 

68,0 

66,4 

65,6 

59,9 

57,3 

1971 

75,0 

79,3 

77,0 

76,3 

77,3 

73,8 

73,8 

72,0 

68,6 

65,5 

1972 

79,0 

83,4 

80,6 

78,8 

80,4 

79,7 

79,5 

75,0 

73,5 

71,2 

1973 

85,1 

82,4 

85,7 

80,7 

85,4 

86,7 

86,9 

82,3 

81,8 

80,1 

1974 

92,8 

86,7 

93,1 

87,8 

93,2 

94,0 

94,6 

90,8 

90,8 

88,8 

1975 

98,6 

93,9 

99,5 

102,7 

99,5 

97,9 

100,0 

96,3 

95,8 

95,5 

1976 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1977 

103,3 

96,2 

104,6 

104,6 

105,3 

100,9 

100,7 

102,5 

105,4 

105,8 

1978 

106,4 

95,2 

109,2 

104,1 

110,4 

105,7 

102,8 

103,9 

109,1 

109,5 

1979 

109,5 

100,9 

112,2 

105,9 

113,0 

111,4 

104,7 

108,3 

113,4 

113,9 

1980 

116,1 

103,6 

120,5 

116,7 

121,2 

118,9 

111,1 

113,3 

119,8 

119,7 

1981 

121,2 

101,1 

126,8 

124,4 

127,4 

126,2 

115,3 

119,1 

124,5 

125,1 

1982 1 

1983 ] f 

125,2 

93,4 

132,5 

131,6 

132,8 

133,0 

119,8 

123,5 

127,4 

128,9 

126,5 

105,3 

132,0 

132,7 

131,7 

134,9 

120,7 

125,7 

130,4 

132,5 


^) Bruttowertschöpfimg in Preisen von 1976 je Erwerbstätigen (Inlandskonzept). 

2 B hn tal Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit je beschäftigten Arbeitnehmer (Inlandskonzept ). 
) Berechnet s Bruttowertschöpfimg in Preisen von 1976 je Erwerbstätigen (Inlandskonzept) 
bereinigt um Änderungen in der Struktur der Erwerbstätigkeit. 

^) Einschließlich Nachrichtenübermittlung. 

*) Kreditinstitute, Versicherungsuntemehmen, Wohnungs Vermietung (einschließlich Nutzung von Eigentümer- 
wohnungen), sonstige Dienstleistungen. 

*) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. 

®) Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 25* 


Verwendung des 
a) Mrd 



Brutto- 

Privater 

Staats- 

Anlageinvestitionen 

Vorrats- 



Außen- 

beitrag2) 

Zeitraum 

Sozial- 

produkt 

Ver- 

brauch 

ver- 

brauch 

ins- 

gesamt 

Aus- 

rüstungen 

Bauten 

Ver- 

änderung 

Ausfuhr^) 

Einfuhr!) 






in jeweiligen Preisen 





1960 

303,00 

171,84 

40,45 

73,58 

27,14 

46,44 

+ 9,20 

60,68 

52,75 

+ 7,93 

1961 

331,40 

188,33 

45,78 

83,46 

31,32 

52,14 

+ 6,70 

63,20 

56,07 

+ 7,13 

1962 

360,50 

204,79 

52,83 

92,88 

34,98 

57,90 

+ 5,70 

66,26 

61,96 

+ 4,30 

1963 

382,10 

216,79 

59,39 

97,71 

35,64 

62,07 

+ 2,60 

72,03 

66,42 

+ 5,61 

1964 

419,60 

233,50 

62,10 

111,70 

39,21 

72,49 

+ 6,40 

79,86 

73,96 

+ 5,90 

1965 

458,20 

257,62 

69,65 

119,90 

43,35 

76,55 

+ 10,70 

87,19 

86,86 

+ 0,33 

1966 

487,40 

275,06 

75,45 

124,17 

43,98 

80,19 

+ 5,30 

98,42 

91,00 

+ 7,42 

1967 

493,70 

282,63 

80,05 

114,18 

41,07 

73,11 

- 0,50 

106,41 

89,07 

+ 17,34 

1968 

533,70 

300,74 

82,73 

119,39 

43,14 

76,25 

+ 11,10 

120,21 

100,47 

+ 19,74 

1969 

597,80 

330,90 

93,12 

138,90 

53,59 

85,31 

+ 17,30 

137,34 

119,76 

+ 17,58 

1970 

675,70 

368,85 

106,47 

172,05 

65,88 

106,17 

+ 14,20 

152,93 

138,80 

+ 14,13 

1971 

751,80 

409,44 

126,82 

196,11 

72,66 

123,45 

+ 4,50 

169,75 

154,82 

+ 14,93 

1972 

825,10 

452,10 

141,13 

209,17 

72,74 

136,43 

+ 4,80 

185,13 

167,23 

+ 17,90 

1973 

918,90 

495,36 

163,16 

219,26 

75,27 

143,99 

+ 12,50 

217,06 

188,44 

+ 28,62 

1974 

985,60 

533,74 

190,21 

212,71 

72,36 

140,35 

+ 5,00 

278,98 

235,04 

+43,94 

1975 

1 028,90 

585,54 

210,53 

209,41 

78,05 

131,36 

- 6,50 

273,43 

243,51 

+ 29,92 

1976 

1123,00 

633,50 

222,27 

226,04 

86,32 

139,72 

+ 12,20 

312,60 

283,61 

+ 28,99 

1977 

1196,30 

680,94 

234,67 

243,01 

95,69 

147,32 

+ 8,90 

329,76 

, 300,98 

+ 28,78 

1978 

1 290,00 

725,34 

252,54 

266,79 

106,37 

160,42 

+ 7,90 

349,72 

312,29 

+37,43 

1979 

1395,30 

779,25 

273,50 

304,82 

119,66 

185,16 

+ 26,60 

383,14 

372,01 

+ 11,13 

1980 

1485,70 

834,03 

297,90 

337,98 

127,87 

210,11 

+ 18,90 

430,61 

433,72 

- 3,11 

1981 

1545,10 

879,20 

317,84 

338,22 

128,65 

209,57 

- 4,90 

494,60 

479,86 

+ 14,74 

19821 3 
1983 J ^ 


1599,10 

910,30 

325,33 

330,64 

126,74 

203,90 

- 5,30 

539,11 

500,98 

+ 38,13 


1671,60 

947,24 

334,15 

346,54 

137,55 

208,99 

+ 4,90 

540,03 

501,26 

+ 38,77 

1977 l.Hj. 

569,20 

324,33 

108,06 

113,69 

43,91 

69,78 

+ 8,90 

160,56 

146,34 

+ 14,22 

2. Hj. 

627,10 

356,61 

126,61 

129,32 

51,78 

77,54 

- 

169,20 

154,64 

+ 14,56 

1978 1. Hj. 

610,00 

348,46 

116,13 

121,54 

48,21 

73,33 

+ 4,90 

169,49 

150,52 

+ 18,97 

2. Hj. 

680,00 

376,88 

136,41 

145,25 

58,16 

87,09 

+ 3,00 

180,23 

161,77 

+ 18,46 

1979 1. Hj. 

657,90 

374,51 

125,82 

135,99 

54,53 

81,46 

+11,80 

183,25 

173,47 

+ 9,78 

2.Hj. 

737,40 

404,74 

147,68 

168,83 

65,13 

103,70 

+ 14,80 

199,89 

198,54 

+ 1,35 

1980 1. Hj. 

710,40 

400,43 

137,48 

157,20 

58,83 

98,37 

+ 14,70 

214,23 

213,64 

+ 0,59 

2.Hj. 

775,30 

433,60 

160,42 

180,78 

69,04 

111,74 

+ 4,20 

216,38 

220,08 

- 3,70 

1981 l.Hj. 

732,00 

421,12 

148,59 

157,88 

60,11 

97,77 

+ 5,40 

230,27 

231,26 

- 0,99 

2. Hj. 

813,10 

458,08 

169,25 

180,34 

68,54 

111,80 

-10,30 

264,33 

248,60 

+ 15,73 

1982 1. Hj. ' 


763,10 

440,76 

152,46 

152,16 

58,65 

93,51 

+ 3,10 

266,09 

251,47 

+ 14,62 

2.Hj. 


836,00 

469,54 

172,87 

178,48 

68,09 

110,39 

- 8,40 

273,02 

249,51 

+ 23,51 

1983 1. Hj. 

•’) 

792,40 

458,77 

154,54 

156,04 

62,19 

93,85 

+ 2,50 

263,15 

242,60 

+20,55 

2. Hj. 


879,20 

488,47 

179,61 

190,50 

75,36 

115,14 

+ 2,40 

276,88 

258,66 

+ 18,22 

1984 1. Hj. 


825,70 

475,54 

159,73 

162,38 

62,52 

99,86 

+ 13,10 

285,42 

270,47 

+ 14,95 


Waren und Dienstleistungen einschließlich Erwerbs- und Vermögenseinkommen. 
Ausfuhr abzüglich Einfuhr. 
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Tabelle 25* 


Sozialprodukts 

DM 


Brutto- 

Privater 

Staats- 

Anlageinvestitionen 

Vorrats- 



Außen- 

beitrag^) 


Sozial- 

produkt 

Ver- 

brauch 

ver- 

brauch 

ins- 

gesamt 

Aus- 

rüstungen 

Bauten 

ver- 

ändenmg 

Ausfuhr^) 

Einfuhr^) 

Zeitraum 





in Preisen von 1976 






613,40 

318,67 

114,17 

148,40 

45,71 

102,69 

+ 13,30 

104,58 

85,72 

+ 18,86 

1960 

643,10 

337,67 

121,28 

158,55 

51,08 

107,47 

+ 10,70 

108,18 

93,28 

+ 14,90 

1961 

671,70 

356,13 

132,74 

165,13 

55,05 

110,08 

+ 8,10 

112,43 

102,83 

+ 9,60 

1962 

692,50 

366,07 

140,78 

167,33 

55,27 

112,06 

+ 5,20 

120,77 

107,65 

+ 13.12 

1963 

738,50 

385,34 

143,15 

186,08 

59,57 

126,51 

+ 11,30 

130,29 

117,66 

+ 12,63 

1964 

778,70 

411,82 

150,20 

195,01 

64,07 

130,94 

+ 17,60 

138,39 

134,32 

+ 4,07 

1965 

799,30 

424,42 

154,91 

197,26 

63,09 

134,17 

+ 8,50 

152,17 

137,96 

+ 14,21 

1966 

798,90 

429,10 

160,50 

183,63 

57,92 

125,71 

- 1,40 

163,86 

136,79 

+27,07 

1967 

847,90 

449,39 

161,20 

190,35 

62,01 

128,34 

+ 15,50 

184,96 

153,50 

+31,46 

1968 

911,60 

484,30 

168,36 

210,45 

75,69 

134,76 

+24,30 

202,73 

178,54 

+24,19 

1969 

957,50 

521,09 

175,82 

231,28 

88,31 

142,97 

+20,10 

215,93 

206,72 

+ 9,21 

1970 

988,10 

548,31 

184,90 

245,55 

92,91 

152,64 

+ 6,00 

229,35 

226,01 

+ 3,34 

1971 

1029,00 

573,30 

192,68 

251,76 

91,15 

160,61 

+ 6,50 

244,36 

239,60 

+ 4,76 

1972 

1075,90 

587,09 

202,30 

251,23 

90,96 

160,27 

+ 15,50 

269,17 

249,39 

+ 19,78 

1973 

1080,80 

589,68 

210,57 

227,18 

81,12 

146,06 

+ 5,00 

301,37 

253,00 

+48,37 

1974 

1063,90 

610,15 

218,83 

216,09 

81,03 

135,06 

- 7,50 

283,02 

256,69 

+26,33 

1975 ’ 

1123,00 

633,50 

222,27 

226,04 

86,32 

139,72 

+ 12,20 

312,60 

283,61 

+ 28,99 

1976 

1154,10 

657,21 

224,38 

234,72 

93,27 

141,45 

+ 9,10 

323,45 

294,76 

+28,69 

1977 

1194,00 

681,00 

233,20 

246,15 

101,00 

145,15 

+ 7,10 

336,94 

310,39 

+26,55 

1978 

1241,60 

702,39 

241,38 

264,01 

110,67 

153,34 

+22,40 

353,41 

341,99 

+ 11,42 

1979 

1265,50 

712,42 

247,61 

272,41 

113,45 

158,96 

+ 15,30 

372,96 

355,20 

+ 17,76 

1980 

1263,00 

708,13 

251,28 

261,06 

109,44 

151,62 

- 3,90 

404,22 

357,79 

+46,43 

1981 

1248,90 

698,23 

248,66 

248,85 

103,19 

145,66 

- 4,20 

422,75 

365,39 

+57,36 

1982 1 3 

1983 J ’ 


1265,10 

706,09 

248,65 

256,46 

109,45 

147,01 

+ 3,80 

417,34 

367,24 

+50,10 


557,00 

314,72 

108,40 

110,65 

42,94 

67,71 

+ 7,80 

158,00 

142,57 

+ 15,43 

1977 l.Hj. 

597,10 

342,49 

115,98 

124,07 

50,33 

73,74 

+ 1,30 

165,45 

152,19 

+ 13,26 

2. Hj. 

573,90 

328,18 

113,13 

113,54 

46,03 

67,51 

+ 4,60 

164,50 

150,05 

+ 14,45 

1978 1. Hj. 

620,10 

352,82 

120,07 

132,61 

54,97 

77,64 

+ 2,50 

172,44 

160,34 

+ 12,10 

2. Hj. 

596,90 

341,83 

117,57 

120,18 

50,84 

69,34 

+ 10,90 

172,04 

165,62 

+ 6,42 

1979 1. Hj. 

644,70 

360,56 

123,81 

143,83 

59,83 

84,00 

+ 11,50 

181,37 

176,37 

+ 5,00 

2.Hj. 

616,70 

345,85 

120,98 

128,30 

52,71 

75,59 

+ 11,00 

187,54 

176,97 

+ 10,57 

1980 1. Hj. 

648,80 

366,57 

126,63 

144,11 

60,74 

83,37 

+ 4,30 

185,42 

178,23 

+ 7,19 

2.Hj. 

610,80 

344,29 

124,16 

122,99 

51,76 

71,23 

+ 4,60 

191,22 

176,46 

+ 14,76 

1981 l.Hj. 

652,20 

363,84 

127,12 

138,07 

57,68 

80,39 

- 8,50 

213,00 

181,33 

+ 31,67 

2.Hj. 

606,90 

342,15 

123,39 

114,77 

48,03 

66,74 

+ 0,80 

210,32 

184,53 

+ 25,79 

1982 l.Hj.' 


642,00 

356,08 

125,27 

134,08 

55,16 

78,92 

5,00 

212,43 

180,86 

+ 31,57 

2.Hj. 


609,10 

345,50 

121,91 

116,42 

49,80 

66,62 

~ 0,10 

204,83 

179,46 

+25,37 

1983 l.Hj. 

■“) 

656,00 

360,59 

126,74 

140,04 

59,65 

80,39 

+ 3,90 

212,51 

187,78 

+ 24,73 

2.Hj. 


622,40 

347,60 

122,61 

118,03 

49,06 

68,97 

+ 10,10 

216,05 

191,99 

+ 24,06 ^ 

1984 1. Hj. 



Vorläufige Ergebnisse. 
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noch Tabelle 25* 


Verwendung des 
b) Anteil 



Privater 

Staats- 

Anlageinvestitionen 

Vorrats- 



Außen- 

beitrag 

Zeitraum 

Ver- 

brauch 

ver- 

brauch 

insgesamt 

Aus- 

rüstungen 

Bauten 

Ver- 

änderung 

Ausfuhr^) 

Einfuhr^) 





in jeweiligen Preisen 




1960 

56,7 

13,3 

24,3 

9,0 

15,3 

+3,0 

20,0 

17,4 

+2,6 

1961 

56,8 

13,8 

25,2 

9,5 

15,7 

+2,0 

19,1 

16,9 

+ 2,2 

1962 

56,8 

14,7 

25,8 

9,7 

16,1 

+ 1,6 

18,4 

17,2 

+ 1,2 

1963 

56,7 

15,5 

25,6 

9,3 

16,2 

+0,7 

18,9 

17,4 

+ 1,5 

1964 

55,6 

14,8 

26,6 

9,3 

17,3 

+ 1,5 

19,0 

17,6 

+ 1,4 

1965 

56,2 

15,2 

26,2 

9,5 

16,7 

+2,3 

19,0 

19,0 

+0,1 

1966 

56,4 

15,5 

25,5 

9,0 

16,5 

+ 1,1 

20,2 

18,7 

+ 1,5 

1967 

57,2 

16,2 

23,1 

8,3 

14,8 

-0,1 

21,6 

18,0 

+3,5 

1968 

56,4 

15,5 

22,4 

8,1 

14,3 

+2,1 

22,5 

18,8 

+ 3,7 

1969 

55,4 

15,6 

23,2 

9.0 

14,3 

+2,9 

23,0 

20,0 

+2,9 

1970 

54,6 

15,8 

25,5 

9,7 

15,7 

+2,1 

22,6 

20,5 

+2,1 

1971 

54,5 

16,9 

26,1 

9,7 

16,4 

+0,6 

22,6 

20,6 

+2,0 

1972 

54,8 

17,1 

25,4 

8,8 

16,5 

+0,6 

22,4 

20,3 

+2,2 

1973 

53,9 

17,8 

23,9 

8,2 

15,7 

+ 1,4 

23,6 

20,5 

+3,1 

1974 

54,2 

19,3 

21,6 

7,3 

14,2 

+0,5 

28,3 

23,8 

+4,5 

1975 

56,9 

20,5 

20,4 

7.6 

12,8 

-0,6 

26,6 

23,7 

+2,9 

1976 

56,4 

19,8 

20,1 

7,7 

12,4 

+ 1,1 

27,8 

25,3 

+2,6 

1977 

56,9 

19,6 

20,3 

8,0 

12,3 

+0,7 

27,6 

25,2 

+2,4 

1978 

56,2 

19,6 

20,7 

8,2 

12,4 

+0,6 

27,1 

24,2 

+2,9 

1979 

55,8 

19,6 

21,8 

8.6 

13,3 

+ 1,9 

27,5 

26,7 

+0,8 

1980 

56,1 

20,1 

22,7 

8,6 

14,1 

+ 1,3 

29,0 

29,2 

-0,2 

1981 

56,9 

20,6 

21,9 

8,3 

13,6 

-0.3 

32,0 

31,1 

+ 1,0 

1982 1 3 

1983 J ' 


56,9 

20,3 

20,7 

7,9 

12,8 

-0,3 

33,7 

31,3 

+2,4 


56,7 

20,0 

20,7 

8.2 

12,5 

+0,3 

32,3 

30,0 

+2,3 

1977 l.Hj. 

57,0 

19,0 

20,0 

7,7 

12,3 

+ 1,6 

28,2 

25,7 

+2,5 

2.Hj. 

56,9 

20,2 

20,6 

8,3 

12,4 

- 

27,0 

24,7 

+2,3 

1978 l.Hj. 

57,1 

19,0 

19,9 

7,9 

12,0 

+0,8 

27,8 

24,7 

+3,1 

2.Hj. 

55,4 

20,1 

21,4 

8,6 

12,8 

+0,4 

26,5 

23,8 

+2,7 

1979 l.Hj. 

56,9 

19,1 

20,7 

8,3 

12,4 

+ 1,8 

27,9 

26,4 

+ 1,5 

2.Hj. 

54,9 

20,0 

22,9 

8,8 

14.1 

+2,0 

27,1 

26,9 

+0,2 

1980 1. Hj. 

56,4 

19,4 

22,1 

8,3 

13,8 

+2,1 

30,2 

30,1 

+0,1 

2.Hj. 

55,9 

20,7 

23,3 

8,9 

14,4 

+0,5 

27,9 

28,4 

-0,5 

1981 l.Hj. 

57,5 

20,3 

21,6 

8,2 

13,4 

+0,7 

31,5 

31,6 

-0,1 

2. Hj. 

56,3 

20,8 

22,2 

8,4 

13,7 

-1,3 

32,5 

30,6 

+ 1,9 

1982 1. Hj. 


57,8 

20,0 

19,9 

7,7 

12,3 

+0,4 

34,9 

33,0 

+ 1,9 

2.Hj. 


56,2 

20,7 

21,3 

8,1 

13,2 

-1,0 

32,7 

29,8 

+2,8 

1983 1. Hj. 

•’) 

57,9 

19,5 

19,7 

7,8 

11,8 

+0,3 

33,2 

30,6 

+2,6 

2.Hj. 


55,6 

20,4 

21,7 

8,6 

13,1 

+0,3 

31,5 

29,4 

+2,1 

1984 1. Hj. 


57,6 

19,3 

19,7 

7,6 

12,1 

+ 1,6 

34,6 

32,8 

+ 1,8 


Waren und Dienstleistungen einschließlich Erwerbs- und Vermögenseinkommen. 
Ausfuhr abzüglich Einfuhr. 
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noch Tabelle 25* 


Sozialprodukts 

in vH 


Privater 

Staats- 

Anlageinvestitionen 

Vorrats- 



Außen- 

beitrag®) 


Ver- 

brauch 

ver- 

brauch 

insgesamt 

Aus- 

rüstungen 

Bauten 

Ver- 

änderung 

Ausfuhr^) 

Einfuhr^) 

Zeitraum 




in Preisen von 1976 





52,0 

18,6 

24,2 

7,5 

16,7 

+2,2 

17,0 

14,0 

+3,1 

1960 

52,5 

18,9 

24,7 

7,9 

16,7 

+ 1,7 

16,8 

14,5 

+2,3 

1961 

53,0 

19,8 

24,6 

8,2 

16,4 

+ 1,2 

16,7 

15,3 

+ 1,4 

1962 

52,9 

20,3 

24,2 

8,0 

16,2 

+0,8 

17,4 

15,5 

+ 1,9 

1963 

52,2 

19,4 

25,2 

8,1 

17,1 

+ 1.5 

17,6 

15,9 

+ 1.7 

1964 

52,9 

19,3 

25,0 

8,2 

16,8 

+2,3 

17,8 

17,2 

+0,5 

1965 

53,1 

19,4 

24,7 

7,9 

16,8 

+ 1,1 * 

19,0 

17,3 

+ 1,8 

1966 

53,7 

20,1 

23,0 

7,2 

15,7 

-0,2 

20,5 

17,1 

+3,4 

1967 

53,0 

19,0 

22,4 

7,3 

15,1 

+ 1,8 

21,8 

18,1 

+3,7 

1968 

53,1 

18,5 

23,1 

8,3 

14,8 

+2,7 

22,2 

19,6 

+2,7 

1969 

54,4 

18,4 

24,2 

9,2 

14,9 

+2,1 

22,6 

21,6 

+ 1,0 

1970 

55,5 

18,7 

24,9 

9.4 

15,4 

+0,6 

23,2 

22,9 

+0,3 

1971 

55,7 

18,7 

24,5 

8,9 

15,6 

+0,6 

23,7 

23,3 

+0.5 

1972 

54,6 

18,8 

23,4 

8,5 

14,9 

+ 1,4 

25,0 

23,2 

+ 1,8 

1973 

54,6 

19,5 

21,0 

7,5 

13,5 

+0,5 

27,9 

23,4 

+4,5 

1974 

57,4 

20,6 

20,3 

7,6 

12,7 

-0,7 

26,6 

24,1 

+2,5 

1975 

56,4 

19,8 

20,1 

7,7 

12,4 

+ 1.1 

27.8 

25,3 

+2,6 

1976 

56,9 

19,4 

20,3 

8,1 

12,3 

+0,8 

28,0 

25,5 

+2,5 

1977 

57,0 

19,5 

20,6 

8,5 

12,2 

+0,6 

28,2 

26,0 

+2,2 

1978 

56,6 

19,4 

21,3 

8,9 

12,4 

+ 1,8 

28,5 

27,5 

+ 0,9 

1979 

56,3 

19,6 

21,5 

9,0 

12,6 

+ 1,2 

29,5 

28,1 

+ 1.4 

1980 

56,1 

19,9 

20,7 

8,7 

12,0 

-0,3 

32,0 

28,3 

+3,7 

1981 

55,9 

19,9 

19,9 

8,3 

11,7 

-0,3 

33,8 

29,3 

+4.6 

19821 
1983] ’ 


55,8 

19,7 

20,3 

8.7 

11,6 

+0,3 

33,0 

29,0 

+4,0 


56,5 

19,5 

19,9 

7,7 

12,2 

+ 1,4 

28,4 

25,6 

+2,8 

1977 l.Hj. 

57,4 

19,4 

20,8 

8,4 

12,3 

+0,2 

27,7 

25,5 

+2,2 

2.Hj. 

57,2 

19,7 

19,8 

8,0 

11,8 

+0,8 

28,7 

26,1 

+2,5 

1978 l.Hj. 

56,9 

19,4 

21.4 

8,9 

12,5 

+0,4 

27,8 

25,9 

+2,0 

2. Hj. 

57,3 

19,7 

20,1 

8,5 

11,6 

+ 1,8 

28,8 

27,7 

+ 1,1 

1979 l.Hj. 

55,9 

19,2 

22,3 

9,3 

13,0 

+ 1,8 

28,1 

27,4 

+0,8 

2. Hj. 

56,1 

19,6 

20,8 

8,5 

12,3 

+ 1,8 

30,4 

28,7 

+ 1.7 

1980 1. Hj. 

56,5 

19,5 

22,2 

9,4 

12,8 

+0,7 

28,6 

27,5 

+ 1.1 

2.Hj. 

56,4 

20,3 

20,1 

8,5 

11,7 

+0,8 

31,3 

28,9 

+2,4 

1981 1. Hj. 

55,8 

19,5 

21,2 

8,8 

12,3 

-1,3 

32,7 

27,8 

+4,9 

2.Hj. 

56,4 

20,3 

18,9 

7.9 

11,0 

+0,1 

34,7 

30,4 

+4,2 

1982 1. Hj. ' 


55,5 

19,5 

20,9 

8,6 

12,3 

-0,8 

33,1 

28,2 

+4,9 

2.Hj. 


56,7 

20,0 

19,1 

8,2 

10,9 

-0,0 

33,6 

29,5 

+4,2 

1983 1. Hj. 

■“) 

55,0 

19,3 

21,3 

9.1 

12,3 

+0,6 

32,4 

28,6 

+3,8 

2. Hj. 


55,8 

19,7 

19,0 

7,9 

11.1 

+ 1,6 

34,7 

30.8 

+3,9 

1984 1. Hj. 



Vorläufige Ergebnisse. 
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Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Tabelle 26* 

Vierteljahresergebnisse der 
Verwendung des 
Mrd 


Zeitraum 

Brutto- 

sozial- 

produkt 

Privater 

Ver- 

brauch 

Staats- 

ver- 

brauch 

Anlageinvestitionen 

Vorrats- 

ver- 

ändenmg 

Ausfuhr^) 

Einfuhr^) 

Außen- 

beitrag^) 

ins- 

gesamt 


Bauten 






in jeweiligen Preisen 






1973 1. Vj. 

213,10 

114,16 

36,95 

48,33 

17,45 

30,88 

+ 7,90 

49,69 

43,93 

4 - 

5,76 

2. Vj. 

222,50 

122,56 

37,73 

57,95 

19,19 

38,76 

- 2,80 

53,10 

46,04 

+ 

7,06 

3.Vj. 

234,30 

122,65 

38,42 

55,43 

17,45 

37,98 

+ 11,10 

54,24 

47,54 

+ 

6,70 

4. Vj. 

249,00 

135,99 

■ 50,06 

57,55 

21,18 

36,37 

- 3,70 

60,03 

50,93 

+ 

9,10 

1974 1. Vj. 

227,80 

121,83 

41,74 

47,31 

15,79 

31,52 

4 - 5,20 

64,78 

53,06 

+ 

11,72 

2. Vj, 

240,00 

131,37 

44,38 

55,14 

18,01 

37,13 

- 0,60 

68,83 

59,12 

+ 

9,71 

3.Vj. 

252,80 

133,81 

45,33 

53,89 

17,67 

36,22 

+ 12,50 

71,44 

64,17 

+ 

7,27 

4. Vj, 

265,00 

146,73 

58,76 

56,37 

20,89 

35,48 

- 12,10 

73,93 

58,69 

+ 

15,24 

1975 1, Vj. 

235,90 

132,20 

45,85 

44,52 

16,15 

28,37 

+ 3,60 

64,68 

54,95 

+ 

9,73 

2, Vj, 

251,50 

144,85 

50,57 

53,22 

19,36 

33,86 

- 3,70 

67,60 

61,04 

+ 

6,56 

3.Vi. 

261,00 

146,65 

50,59 

52,96 

18,52 

34,44 

+ 6,70 

67,07 

62,97 

+ 

4,10 

4. Vj, 

280,50 

161,84 

63,52 

58,71 

24,02 

34,69 

- 13,10 

74,08 

64,55 

+ 

9,53 

1976 1, Vj, 

257,80 

146,37 

50,10 

46,27 

18,65 

27,62 

+ 7,30 

72,81 

65,05 

+ 

7,76 

2. Vj, 

275,50 

156,42 

52,98 

59,15 

22,05 

37,10 

+ 0,10 

76,91 

70,06 

+ 

6,85 

3.Vj. 

283,60 

156,85 

52,62 

56,93 

19,63 

37,30 

+ 12,90 

78,66 

74,36 

+ 

4,30 

4.Vj, 

306,10 

173,86 

66,57 

63,69 

25,99 

37,70 

- 8,10 

84,22 

74,14 

4 - 

10,08 

1977 1. Vj. 

278,00 

156,21 

52,21 

51,74 

20,32 

31,42 

+ 10,60 

78,70 

71,46 

4 - 

7,24 

2. Vj. 

291,20 

168,12 

55,85 

61,95 

23,59 

38,36 

- 1,70 

81,86 

74,88 

4 - 

6,98 

3.Vj. 

300,30 

170,06 

55,92 

61,43 

22,97 

38,46 

+ 11,80 

80,67 

79,58 

4 - 

1,09 

4. Vj. 

326,80 

186,55 

70,69 

67,89 

28,81 

39,08 

- 11,80 

88,53 

75,06 

4 - 

13,47 

1978 1. Vj. 

296,00 

168,39 

56,64 

53,57 

22,22 

31,35 

4 - 7,50 

82,93 

73,03 

4 - 

9,90 

2. Vj. 

314,00 

180,07 

59,49 

67,97 

25,99 

41,98 

- 2,60 

86,56 

77,49 

4 - 

9,07 

3.Vj. 

327,00 

180,85 

60,33 

68,76 

26,15 

42,61 

4 - 11,50 

86,78 

81,22 

4 - 

5,56 

4. Vj. 

353,00 

196,03 

76,08 

76,49 

32,01 

44,48 

- 8,50 

93,45 

80,55 

4 - 

12,90 

1979 l.Vj. 

318,00 

179,86 

61,03 

57,76 

25,41 

32,35 

4 - 11,90 

89^80 

82,35 

4 - 

7,45 

2. Vj. 

339,90 

194,65 

64,79 

78,23 

29,12 

49,11 

- 0,10 

93,45 

91,12 

4 - 

2,33 

3. Vj. 

355,00 

192,52 

66,12 

79,69 

29,30 

50,39 

4 - 19,60 

96,57 

99,50 

- 

2,93 

4. Vj. 

382,40 

212,22 

81,56 

89,14 

35,83 

53,31 

- 4,80 

103,32 

99,04 

4 - 

4,28 

1980 1. Vj. 

347,90 

196,54 

66,13 

71,30 

27,88 

43,42 

4 - 13,10 

107,25 

106,42 

4 - 

0,83 

2. Vj. 

362,50 

203,89 

71,35 

85,90 

30,95 

54,95 

+ 1,60 

106,98 

107,22 

- 

0,24 

3.Vj. 

377,10 

207,88 

72,33 

87,41 

31,20 

56,21 

4 - 15,10 

105,09 

110,71 

- 

5,62 

4. Vj. 

398,20 

225,72 

88,09 

93,37 

37,84 

55,53 

- 10,90 

111,29 

109,37 

4 - 

1,92 

1981 l.Vj. 

357,70 

206,15 

74,07 

69,38 

28,56 

40,82 

4 - 10,30 

112,02 

114,22 

- 

2,20 

2, Vj. 

374,30 

214,97 

74,52 

88,50 

31,55 

56,95 

- 4,90 

118,25 

117,04 

+ 

1,21 

3.Vj. 

394,20 

219,10 

76,45 

89,02 

31,43 

57,59 

+ 11,70 

125,29 

127,36 

- 

2,07 

4. Vj. 

418,90 

238,98 

92,80 

91,32 

37,11 

54,21 

- 22,00 

139,04 

121,24 

+ 

17,80 

1982 l.Vj.' 


373,00 

216,38 

76,41 

67,28 

27,96 

39,32 

+ 6,60 

132,11 

125,78 

4 - 

6,33 

2. Vj, 


390,10 

224,38 

76,05 

84,88 

30,69 

54,19 

- 3,50 

133,98 

125,69 

4 - 

8,29 

3.Vj. 


405,00 

224,48 

77,71 

85,39 

30,22 

55,17 

4 - 13,90 

132,14 

128,62 

4 - 

3,52 

4, Vj. 


431,00 

245,06 

95,16 

93,09 

37,87 

55,22 

- 22,30 

140,88 

120,89 

4 - 

19,99 

1983 1. Vj. 

■ ’) 

386,80 

224,66 

77,06 

68,05 

28,74 

39,31 

4 - 5,80 

131,84 

120,61 

4 - 

11,23 

2. Vj, 


405,60 

234,11 

77,48 

87,99 

33,45 

54,54 

- 3,30 

131,31 

121,99 

+ 

9,32 

3. Vj. 


422,70 

234,16 

80,49 

89,92 

32,33 

57,59 

+ 17,20 

129,69 

128,76 

4 - 

0,93 

4. Vj. 


456,50 

254,31 

99,12 

100,58 

43,03 

57,55 

- 14,80 

147,19 

129,90 

+ 

17,29 

1984 1. Vj. 


410,00 

233,56 

79,19 

73,56 

30,61 

42,95 

4 - 15,20 

144,60 

136,11 

+ 

8,49 

2. Vj. 


415,70 

241,98 

80,54 

88,82 

31,91 

56,91 

- 2,10 

140,82 

134,36 

4 - 

6,46 


Waren und Dienstleistungen einschließlich Erwerbs- und Vermögenseinkommen. 
Ausfuhr abzüglich Einfuhr. 


280 














Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/2541 


Tabelle 26* 


Sozialproduktsberechnung 

Sozialprodukts 

DM 


Brutto- 

sozial- 

produkt 

Privater 

Ver- 

brauch 

Staats- 

ver- 

brauch 

Anlageinvestitionen 

Vorrats- 

ver- 

änderung 

Ausfuhr^) 

Einfuhr^) 

Außen- 

beitrag^) 

Zeitraum 

ins- 

gesamt 

Aus- 

rüstungen 

Bauten 





in Preisen von 1976 







256,20 

138,36 

48,33 

56,95 

21,40 

35,55 

+ 9,00 

63,36 

59,80 

+ 

3,56 

1973 1. Vj. 

261,80 

146,46 

49,20 

66,09 

23,33 

42,76 

- 5,10 

66,26 

61,11 

+ 

5,15 

2. Vj. 

280,30 

144,75 

49,54 

62,86 

21,12 

41,74 

+ 19,20 

66,92 

62,97 

+ 

3,95 

3.Vj. 

277,60 

157,52 

55,23 

65,33 

25,11 

40,22 

- 7,60 

72,63 

65,51 

+ 

7,12 

4. Vj. 

260,30 

137,09 

49,64 

52,26 

18,32 

33,94 

+ 6,50 

74,25 

59,44 

+ 

14,81 

1974 1. Vj. 

264,90 

146,26 

51,33 

58,68 

20,39 

38,29 

- 2,90 

74,79 

63,26 

+ 

11,53 

2. Vj. 

281,50 

147,11 

52,21 

56,85 

19,61 

37,24 

+ 18,70 

75,53 

68,90 

+ 

6,63 

3.Vj. 

274,10 

159,22 

57,39 

59,39 

22,80 

36,59 

- 17,30 

76,80 

61,40 

+ 

15,40 

4. Vj. 

250,90 

140,38 

51,27 

46,60 

17,16 

29,44 

+ 3,90 

67,48 

58,73 

+ 

8,75 

1975 1. Vj. 

258,90 

151,65 

53,79 

54,75 

20,10 

34,65 

- 6,20 

70,14 

65,23 

+ 

4,91 

2.Vj. 

274,90 

152,01 

54,78 

54,43 

19,13 

35,30 

+ 10,70 

69,47 

66,49 

+ 

2,98 

3.Vj. 

279,20 

166,11 

58,99 

60,31 

24,64 

35,67 

- 15,90 

75,93 

66,24 

+ 

9,69 

4. Vj. 

265,50 

148,05 

53,71 

47,17 

18,88 

28,29 

+ 8,80 

74,02 

66,25 

+ 

7,77 

1976 1. Vj. 

275,20 

156,46 

54,42 

58,99 

21,89 

37,10 

- 1,40 

77,07 

70,34 

+ 

6,73 

2. Vj. 

288,80 

156,66 

54,62 

56,69 

19,65 

37,04 

+ 16,30 

78,16 

73,63 

+ 

4,53 

3.Vj. 

293,50 

172,33 

59,52 

63,19 

25,90 

37,29 

- 11,50 

83,35 

73,39 

+ 

9,96 

4. Vj. 

275,90 

152,48 

53,81 

50,94 

19,99 

30,95 

+ 10,90 

77,91 

70,14 

+ 

7,77 

1977 1. Vj. 

281,10 

162,24 

54,59 

59,71 

22,95 

36,76 

- 3,10 

80,09 

72,43 

+ 

7,66 

2. Vj. 

295,00 

163,67 

55,18 

59,01 

22,37 

36,64 

+ 16,30 

79,08 

78,24 

+ 

0,84 

3.Vj. 

302,10 

178,82 

60,80 

65,06 

27,96 

37,10 

- 15,00 

86,37 

73,95 

+ 

12,42 

4.Vj. 

282,10 

159,31 

56,17 

50,53 

21,30 

29,23 

+ 7,80 

80,96 

72,67 

+ 

8,29 

1978 1. Vj. 

291,80 

168,87 

56,96 

63,01 

24,73 

38,28 

- 3,20 

83,54 

77,38 

+ 

6,16 

2.Vj. 

306,90 

169,59 

57,09 

62,85 

24,75 

38,10 

+ 14,30 

83,28 

80,21 

+ 

3,07 

3.Vi. 

313,20 

183,23 

62,98 

69,76 

30,22 

39,54 

- 11,80 

89,16 

80,13 

+ 

9,03 

4. Vj. 

292,20 

165,30 

57,98 

52,15 

23,82 

28,33 

+ 11,90 

85,31 

80,44 

+ 

4,87 

1979 1. Vj. 

304,70 

176,53 

59,59 

68,03 

27,02 

41,01 

- 1,00 

86,73 

85,18 

+ 

- 1,55 

2. Vj. 

318,00 

172,23 

59,26 

68,00 

27,01 

40,99 

+ 19,30 

88,18 

88,97 

~ 

0,79 

3.Vj. 

326,70 

188,33 

64,55 

75,83 

32,82 

43,01 

- 7,80 

93,19 

87,40 

+ 

5,79 

4. Vj. 

308,20 

171,22 

59,69 

59,45 

25,23 

34,22 

+ 12,20 

94,76 

89,12 

+ 

5,64 

1980 1. Vj. 

308,50 

174,63 

61,29 

68,85 

27,48 

41,37 

- 1,20 

92,78 

87,85 

+ 

4,93 

2. Vj. 

322,30 

176,31 

61,05 

69,46 

27,52 

41,94 

+ 15,40 

90,63 

90,55 

+ 

0,08 

3. Vj. 

326,50 

190,26 

65,58 

74,65 

33,22 

41,43 

“ 11,10 

94,79 

87,68 

+ 

7,11 

4. Vj. 

303,90 

169,82 

62,80 

55,12 

24,93 

30,19 

+ 10,40 

94,12 

88,36 

+ 

5,76 

1981 1. Vj. 

306,90 

174,47 

61,36 

67,87 

26,83 

41,04 

- 5,80 

97,10 

88,10 

+ 

9,00 

2. Vj. 

323,80 

174,78 

61,34 

68,07 

26,73 

41,34 

+ 11,20 

101,29 

92,88 

+ 

8,41 

3. Vj. 

328,40 

189,06 

65,78 

70,00 

30,95 

39,05 

- 19,70 

111,71 

88,45 

+ 

23,26 

4. Vj. 

300,90 

168,97 

61,94 

51,36 

23,22 

28,14 

+ 5,70 

105,25 

92,32 

+ 

12,93 

1982 1. Vj. 


306,00 

173,18 

61,45 

63,41 

24,81 

38,60 

- 4,90 

105,07 

92,21 

+ 

12,86 

2. Vj. 


318,30 

170,64 

60,27 

63,91 

24,59 

39,32 

+ 14,10 

103,32 

93,94 

+ 

9,38 

3.Vj. 


323,70 

185,44 

65,00 

70,17 

30,57 

39,60 

- 19,10 

109,11 

86,92 

+ 

22,19 

4. Vj. 


300,10 

169,62 

60,62 

51,40 

23,32 

28,08 

+ 4,20 

102,78 

88,52 

+ 

14,26 

1983 1. Vj. 

■ 

309,00 

175,88 

61,29 

65,02 

26,48 

38,54 

- 4,30 

102,05 

90,94 

+ 

11,11 

2. Vj. 


322,60 

173,48 

60,53 

65,94 

25,66 

40,28 

+ 16,80 

100,06 

94,21 

+ 

5,85 

3.Vi. 


333,40 

187,11 

66,21 

74,10 

33,99 

40,11 

- 12,90 

112,45 

93,57 

+ 

18,88 

4. Vj. 


311,90 

171,06 

60,74 

54,07 

24,29 

29,78 

+ 12,70 

109,93 

96,60 

+ 

13,33 

1984 1. Vj. 


310,50 

176,54 

61,87 

63,96 

24,77 

39,19 

- 2,60 

106,12 

95,39 

+ 

10,73 

2. Vj. 



Vorläufige Ergebnisse. 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Tabelle 21 * 


Bruttoinvestitionen 

MrdDM 


Zeitraum 

Ins- 

gesamt 

Ausrüstungen 

Bauten 

Vorrats- 

ver- 

änderung 

zusammen 

Unter- 

nehmen^)^) 

Staat") 

zusammen 

Unternehmen^) 

Staat^) 

zusam- 

men^) 

dar.: Wohn- 
bauten^ 





in jeweiligen Preisen 




1960 

82,78 

27,14 

26,23 

0,91 

46,44 

37,63 

21,62 

8,81 

+ 9,20 

1961 

90,16 

31,32 

30,29 

1,03 

52,14 

41,73 

23,93 

10,41 

+ 6,70 

1962 

98,58 

34,98 

33,76 

1,22 

57,90 

44,84 

26,12 

13,06 

+ 5,70 

1963 

100,31 

35,64 

34,24 

1,40 

62,07 

46,36 

27,44 

15,71 

+ 2,60 

1964 

118,10 

39,21 

37,74 

1,47 

72,49 

53,08 

31,92 

19,41 

+ 6,40 

1965 

130,60 

43,35 

41,70 

1,65 

76,55 

57,34 

34,51 

19,21 

+ 10,70 

1966 

129,47 

43,98 

42,35 

1,63 

80,19 

60,62 

36,90 

19,57 

+ 5,30 

1967 

113,68 

41,07 

39,50 

1,57 

73,11 

55,81 

36,25 

17,30 

- 0,50 

1968 

130,49 

43,14 

41,63 

1,51 

76,25 

57,08 

37,07 

19,17 

+ 11,10 

1969 

156,20 

53,59 

51,87 

1,72 

85,31 

63,30 

39,02 

22,01 

-f 17,30 

1970 

186,25 

65,88 

63,69 

2,19 

106,17 

77,27 

45,44 

28,90 

+ 14,20 

1971 

200,61 

72,66 

69,99 

2,67 

123,45 

92,45 

55,34 

31,00 

+ 4,50 

1972 

213,97 

72,74 

69,85 

2,89 

136,43 

105,47 

66,19 

30,96 

+ 4,80 

1973 

231,76 

75,27 

72,00 

3,27 

143,99 

112,13 

71,58 

31,86 

+ 12,50 

1974 

217,71 

72,36 

68,63 

3,73 

140,35 

104,05 

64,88 

36,30 

+ 5,00 

1975 

202,91 

78,05 

74,36 

3,69 

131,36 

95,30 

59,11 

36,06 

- 6,50 

1976 

238,24 

86,32 

82,78 

3,54 

139,72 

104,02 

64,98 

35,70 

+ 12,20 

1977 

251,91 

95,69 

91,73 

3,96 

147,32 

111,85 

70,17 

35,47 

+ 8,90 

1978 

274,69 

106,37 

101,95 

4,42 

160,42 

121,48 

76,32 

38,94 

+ 7,90 

1979 

331,42 

119,66 

114,71 

4,95 

185,16 

140,56 

88,29 

44,60 

+ 26,60 

1980 

356,88 

127,87 

122,47 

5,40 

210,11 

160,37 

100,14 

49,74 

+ 18,90 

1981 

333,32 

128,65 

123,61 

5,04 

209,57 

162,48 

100,77 

47,09 

- 4,90 

1982 1 , 

325,34 

126,74 

122,11 

4,63 

203,90 

161,16 

98,76 

42,74 

- 5,30 

1983 J ^ 

351,44 

137,55 

132,91 

4,64 

208,99 

169,73 

105,77 

39,26 

+ 4,90 

1977 1. Hj. 

122,59 

43,91 

42,46 

1,45 

69,78 

53,76 

33,19 

16,02 

+ 8,90 

2.Hj. 

129,32 

51,78 

49,27 

2,51 

77,54 

58,09 

36,98 

19,45 

- 

1978 1. Hj. 

126,44 

48,21 

46,52 

^,69 

73,33 

56,12 

35,07 

17,21 

+ 4,90 

2.Hj. 

148,25 

58,16 

55,43 

2,73 

87,09 

65,36 

41,25 

21,73 

+ 3,00 

1979 1. Hj. 

147,79 

54,53 

52,71 

1,82 

81,46 

62,72 

39,18 

18,74 

+ 11,80 

2.Hj. 

183,63 

65,13 

62,00 

3,13 

103,70 

77,84 

49,11 

25,86 

+ 14,80 

1980 1. Hj. 

171,90 

58,83 

56,75 

2,08 

98,37 

75,62 

47,13 

22,75 

+ 14,70 

2. Hj. 

184,98 

69,04 

65,72 

3,32 

111,74 

84,75 

53,01 

26,99 

+ 4,20 

1981 l.Hj. 

163,28 

60,11 

58,14 

1,97 

97,77 

76,22 

47,24 

21,55 

+ 5,40 

2.Hj. 

170,04 

68,54 

65,47 

3,07 

111,80 

86,26 

53,53 

25,54 

- 10,30 

1982 1. Hj. 


155,26 

58,65 

56,88 

1,77 

93,51 

74,53 . 

45,19 

18,98 

+ 3,10 

2.Hj. 


170,08 

68,09 

65,23 

2,86 

110,39 

86,63 

53,57 

23,76 

- 8,40 

1983 1. Hj. 

• =) 

158,54 

62,19 

60,51 

1,68 

93,85 

76,79 

47,42 

17,06 

+ 2,50 

2. Hj. 


192,90 

75,36 

72,40 

2,96 

115,14 

92,94 

58,35 

22,20 

+ 2,40 

1984 1. Hj. 


175,48 

62,52 

60,71 

1,81 

99,86 

83,27 

51,93 

16,59 

+ 13,10 


Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. 

Käufe von neuen Ausrüstungen (einschließlich selbsterstellter Ausrüstungen) sowie von gebrauchten Ausrüstungen nach Abzug der Verkäufe 
von gebrauchten Ausrüstungen einschließlich Anlageschrott. 
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Tabelle 27* 


Bruttoinvestitionen 

MrdDM 


Ins- 

gesamt 

Ausrüstungen 

Bauten 

Vorrats- 

ver- 

änderung 

Zeitraum 

zusammen 


Staat^) 

zusammen 

Unternehmen^) 

Staat’) 

zusam- 

men^) 

dar.: Wohn- 
bauten^) 




in Preisen von 1976 





161,70 

45,71 

44,32 

1,39 

102,69 

85,52 

53,14 

17,17 

+ 13,30 

1960 

169,25 

51,08 

49,50 

1,58 

107,47 

88,45 

54,64 

19,02 

+ 10,70 

1961 

173,23 

55,05 

53,18 

1,87 

110,08 

88,06 

54,98 

22,02 

+ 8,10 

1962 

172,53 

55,27 

53,16 

2,11 

112,06 

86,67 

54,77 

25,39 

+ 5,20 

1963 

197,38 

59,57 

57,37 

2,20 

126,51 

95,37 

60,93 

31,14 

+ 11,30 

1964 

212,61 

64,07 

61,62 

2,45 

130,94 

99,62 

63,38 

31,32 

+ 17,60 

1965 

205,76 

63,09 

60,72 

2,37 

134,17 

102,51 

65,66 

31,66 

+ 8,50 

1966 

182,23 

57,92 

55,64 

2,28 

125,71 

96,83 

65,72 

28,88 

- 1,40 

1967 

205,85 

62,01 

59,91 

2,10 

128,34 

97,50 

65,00 

30,84 

+ 15,50 

1968 

234,75 

75,69 

73,37 

2,32 

134,76 

101,30 

64,30 

33,46 

+ 24,30 

1969 

251,38 

88,31 

85,49 

2,82 

142,97 

105,39 

63,71 

37,58 

+ 20,10 

1970 

251,55 

92,91 

89,64 

3,27 

152,64 

115,32 

70,39 

37,32 

+ 6,00 

1971 

258,26 

91,15 

87,69 

3,46 

160,61 

124,58 

79,12 

36,03 

+ 6,50 

1972 

266,73 

90,96 

87,18 

3,78 

160,27 

124,83 

80,07 

35,44 

+ 15,50 

1973 

232,18 

81,12 

77,06 

4,06 

146,06 

108,32 

68,18 

37,74 

+ 5,00 

1974 

208,59 

81,03 

77,24 

3,79 

135,06 

98,18 

61,06 

36,88 

- 7,50 

1975 

238,24 

86,32 

82,78 

3,54 

139,72 

104,02 

64,98 

35,70 

+ 12,20 

1976 

243,82 

93,27 

89,43 

3,84 

141,45 

107,23 

66,80 

34,22 

+ 9,10 

1977 

253,25 

101,00 

96,85 

4,15 

145,15 

109,91 

68,42 

35,24 

+ 7,10 

1978 

286,41 

110,67 

106,18 

4,49 

153,34 

116,68 

72,50 

36,66 

+ 22,40 

1979 

287,71 

113,45 

108,78 

4,67 

158,96 

121,74 

74,87 

37,22 

+ 15,30 

1980 

257,16 

109,44 

105,26 

4,18 

151,62 

117,56 

71,47 

34,06 

- 3,90 

1981 

244,65 

103,19 

99,52 

3,67 

145,66 

114,64 

68,46 

31,02 

- 4,20 

1982 1 

260,26 

109,45 

105,88 

3,57 

147,01 

118,69 

71,66 

28,32 

+ 3,80 

1983 J ^ 

118,45 

42,94 

41,54 

1,40 

67,71 

52,09 

31,93 

15,62 

+ 7,80 

1977 1. Hj. 

125,37 

50,33 

47,89 

2,44 

73,74 

55,14 

34,87 

18,60 

+ 1,30 

2.Hj. 

118,14 

46,03 

44,45 

1,58 

67,51 

51,63 

31,93 

15,88 

+ 4,60 

1978 1. Hj. 

135,11 

54,97 

52,40 

2,57 

77,64 

58,28 

36,49 

19,36 

+ 2,50 

2. Hj. 

131,08 

50,84 

49,18 

1,66 

69,34 

53,46 

33,05 

15,88 

+ 10,90 

1979 1. Hj. 

155,33 

59,83 

57,00 

2,83 

84,00 

63,22 

39,45 

20,78 

+ 11,50 

2. Hj. 

139,30 

52,71 

50,89 

1,82 

75,59 

58,31 

35,78 

17,28 

+ 11,00 

1980 1. Hj. 

148,41 

60,74 

57,89 

2,85 

83,37 

63,43 

39,09 

19,94 

+ 4,30 

2. Hj. 

127,59 

51,76 

50,12 

1,64 

71,23 

55,58 

33,78 

15,65 

+ 4,60 

1981 1. Hj. 

129,57 

57,68 

55,14 

2,54 

80,39 

61,98 

37,69 

18,41 

- 8,50 

2. Hj. 

115,57 

48,03 

46,62 

1,41 

66,74 

52,98 

31,33 

13,76 

+ 

o 

00 

o 

1982 1. Hj. 


129,08 

55,16 

52,90 

2,26 

78,92 

61,66 

37,13 

17,26 

- 5,00 

2.Hj. 


116,32 

49,80 

48,50 

1,30 

66,62 

54,18 

32,43 

12,44 

- 0,10 

1983 1. Hj. 

• ') 

143,94 

59,65 

57,38 

2,27 

80,39 

64,51 

39,23 

15,88 

+ 3,90 

2. Hj. 


128,13 

49,06 

47,70 

1,36 

68,97 

57,17 

34,40 

11,80 

+ 10,10 

1984 1. Hj. 



Käufe von neuen Bauten (einschließlich selbsterstellter Bauten) sowie Käufe abzüglich Verkäufe von Land. 
*) Nur neue Bauten. 

®) Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 28* 


Anlageinvestitionen 

Mrd 


In jeweiligen Preisen 


Jahr 

Alle 

Wirtschafts- 

bereiche^) 

Land- 

und 

Forst- 

wirt- 

schaft, 

Fischerei 

Warenproduzierendes Grewerbe 

Handel 

und 

Verkehr^) 

Dienst- 

leistungs- 

unter- 

nehmen^) 

Woh- 

nungsver- 

mietung®) 

Staat®) 

ins- 

gesamt 

Energie- 

und 

Wasser- 

ver- 

sorgung, 

Bergbau 

Ver- 

arbei- 

tendes 

Ge- 

werbe^) 







Neue Ausrüstungen 





1960 

28,01 

3,10 

15,91 

2,64 

11,43 

1,84 

6,22 

1,59 


/ 1,19 

1961 

32,29 

3,70 

18,47 

2,86 

13,37 

2,24 

6,98 

1,79 

\ 

/ 1,35 

1962 

35,99 

3,71 

20,68 

3,40 

14,89 

2,39 

8,19 

1,81 

\ 

/ 1,60 

1963 

36,68 

3,43 

20,42 

3,30 

14,64 

2,48 

8,98 

2,02 

\ 

/ 1,83 

1964 

40,40 

4,06 

23,09 

3,73 

16,72 

2,64 

8,96 

2,35 

\ 

/ 1,94 

1965 

44,58 

4,74 

25,48 

3,65 

19,28 

2,55 

9,21 

2,99 

\ y 

2,16 

1966 

45,23 

4,46 

25,37 

3,34 

19,97 

2,06 

9,60 

3,67 

\ / 

2,13 

1967 

42,34 

3,36 

23,65 

3,65 

17,86 

2,14 

9,19 

4,08 

\ / 

2,06 

1968 

44,48 

3,10 

24,69 

3,11 

19,20 

2,38 

10,03 

4,63 

\ / 

2,03 

1969 

55,32 

4,09 

31,55 

3,11 

25,21 

3,23 

11,58 

5,78 

\ / 

2,32 

1970 

67,92 

4,44 

39,45 

4,24 

31,36 

3,85 

13,96 

7,11 

\ / 

2,96 

1971 

74,99 

4,12 

43,29 

5,98 

33,08 

4,23 

16,63 

7,41 

Y 

3,54 

1972 

75,39 

4,37 

42,34 

7,02 

30,98 

4,34 

17,50 

7,37 

A 

3,81 

1973 

77,85 

5,32 

40,89 

7,43 

29,74 

3,72 

18,62 

8,81 

/ \ 

4,21 

1974 

75,65 

4,88 

40,57 

8,84 

29,29 

2,44 

17,43 

8,11 

/ \ 

4,66 

1975 

81,59 

5,46 

42,91 

9,52 

30,56 

2,83 

17,79 

10,91 

/ \ 

4,52 

1976 

89,76 

6,23 

45,80 

8,57 

34,05 

3,18 

19,45 

13,85 

/ \ 

4,43 

1977 

99,27 

7,24 

47,36 

7,55 

36,23 

3,58 

21,54 

18,20 

/ \ 

4,93 

1978 

110,20 

7,84 

50,90 

8,09 

38,37 

4,44 

23,75 

22,26 

/ \ 

5,45 

1979 

123,43 

8,19 

56,57 

7,92 

43,09 

5,56 

25,19 

27,40 

/ 

\ 6,08 

1980 

132,11 

7,63 

62,53 

8,90 

48,26 

5,37 

26,39 

28,96 

/ 

\ 6,60 

1981 

134,47 

7,17 

63,03 

10,34 

48,58 

4,11 

27,45 

30,56 

/ 

\ 6,26 

1982 1 , 

132,28 

7,30 

64,01 

13,40 

47,17 

3,44 

26,80 

28,36 

/ 

\ 5,81 

1983 J ^ 

143,22 

8,45 






... i 


\ 5,90 






Neue Bauten 





1960 

46,44 

1,22 

8,34 

2,17 

5,87 

0,30 

4,62 

2,72 

20,13 

9,41 

1961 

52,14 

1,26 

9,39 

2,35 

6,68 

0,36 

4,96 

3,20 

22,33 

11,00 

1962 

57,90 

1,30 

9,26 

2,80 

6,06 

0,40 

5,55 

3,74 

24,42 

13,63 

1963 

62,07 

1,31 

9,28 

2,80 

6,01 

0,47 

5,58 

3,92 

25,58 

16,40 

1964 

72,49 

1,45 

10,07 

3,21 

6,28 

0,58 

5,78 

5,31 

29,55 

20,33 

1965 

76,55 

1,51 

10,75 

3,45 

6,76 

0,54 

6,14 

5,88 

32,20 

20,07 

1966 

80,19 

1,58 

10,88 

3,37 

6,99 

0,52 

6,23 

6,41 

34,50 

20,59 

1967 

73,11 

1,48 

9,22 

3,61 

5,09 

0,52 

6,30 

4,33 

34,00 

17,78 

1968 

76,25 

1,46 

8,16 

3,03 

4,69 

0,44 

6,57 

5,20 

35,10 

19,76 

1969 

85,31 

1,36 

10,74 

3,18 

7,04 

0,52 

7,81 

5,69 

37,07 

22,64 

1970 

106,17 

1,28 

14,64 

3,89 

10,15 

0,60 

9,94 

7,09 

43,17 

30,05 

1971 

123,45 

1,16 

16,88 

5,02 

10,99 

0,87 

11,69 

9,03 

52,62 

32,07 

1972 

136,43 

1,03 

16,50 

5,64 

9,74 

1,12 

12,61 

11,51 

62,81 

31,97 

1973 

143,99 

1,11 

16,10 

5,54 

9,34 

1,22 

13,00 

13,36 

67,79 

32,63 

1974 

140,35 

1,32 

15,16 

5,96 

8,49 

0,71 

12,38 

13,45 

61,25 

36,79 

1975 

131,36 

1,42 

14,68 

7,27 

8,84 

0,57 

10,97 

11,95 

55,74 

36,60 

1976 

139,72 

1,55 

15,28 

7,65 

7,07 

0,56 

12,42 

13,02 

61,08 

36,37 

1977 

147,32 

1,72 

16,62 

7,53 

8,33 

0,76 

13,04 

13,87 

65,75 

36,32 

1978 

160,42 

1,79 

17,08 

8,08 

8,25 

0,75 

13,29 

17,36 

71,06 

39,84 

1979 

185,16 

1,82 

20,18 

9,18 

10,09 

0,91 

14,64 

21,20 

81,75 

45,57 

1980 

210,11 

1,88 

23,95 

10,83 

12,12 

1,00 

16,21 

24,51 

92,53 

51,03 

1981 

209,57 

1,78 

22,99 

10,50 

11,49 

1,00 

16,01 

26,26 

93,41 

49,12 

1982 1 7. 

203,90 

1,89 

21,25 

9,90 

10,48 

0,87 

16,02 

27,66 

91,94 

45,14 

1983 J ^ 

208,99 

2,05 







99,11 

41,67 


Einschließlich selbsterstellter Anlagen. 

Einschließlich produzierendes Handwerk. 

Einschließlich Nachrichtenübermittlung. 

*) Kreditinstitute, Versicherungsuntemehmen, sonstige Dienstleistungen (ohne Wohnungsvermietung). 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/2541 


Tabelle 28* 


nach Wirtschaftsbereichen 
DM 

In Preisen von 1976 



Land- 







AUe 

Wirtschafts- 

bereiche^) 

und 

Forst- 

wirt- 

schaft, 

Fischerei 


Energie- 

und 

Wasser- 

ver- 

sorgung, 

Bergbau 

Ver- 

arbei- 

tendes 

Ge- 

werbe^) 

Bau- 

gewerbe 

Handel 

und 

Verkehr^) 

Dienst- 

leistungs- 

unter- 

nehmen^) 

Woh- 

nungsver- 

mietung®) 

Staat®) 

Jahr 





■%. 

Neue Ausrüstungen 






47,18 

5,11 

28,24 

5,14 

20,12 

2,98 

9,74 

2,23 \ 


/ 1,86 

1960 

52,69 

5,91 

31,34 

5,33 

22,47 

3,54 

10,85 

2,48 ' 


/ 2,11 

1961 

56,66 

5,72 

33,76 

6,01 

24,08 

3,67 

12,23 

2,46 

\ 

/ 2,49 

1962 

56,91 

5,28 

32,83 

5,78 

23,28 

3,77 

13,31 

2,69 


1 2,80 

1963 

61,45 

6,19 

36,08 

6,33 

25,79 

3,96 

13,12 

3,12 


2,94 

1964 

65,98 

7,07 

38,53 

5,96 

28,80 

3,77 

13,23 

3,92 


3,23 

1965 

64,97 

6,48 

37,15 

5,31 

28,90 

2,94 

13,52 

4,71 


3,11 

1966 

59,88 

4,83 

33,84 

5,71 

25,12 

3,01 

13,00 

5,20 


3,01 

1967 

64,08 

4,67 

35,89 

4,74 

27,72 

3,43 

14,62 

6,03 


2,87 

1968 

78,34 

6,08 

45,02 

4,61 

35,86 

4,55 

16,57 

7,48 


3,19 

1969 

91,21 

6,25 

53,70 

5,86 

42,69 

5,15 

18,60 

8,80 


3,86 

1970 

96,03 

5,48 

56,35 

7,81 

43,13 

5,41 

20,89 

8,93 

Y 

4,38 

1971 

94,68 

5,62 

54,27 

8,87 

40,02 

5,38 

21,49 

8,70 

A 

4,60 

1972 

94,15 

6,51 

50,39 

9,12 

36,81 

4,46 

22,15 

10,20 


4,90 

1973 

84,87 

5,54 

45,96 

9,91 

33,29 

2,76 

19,45 

8,85 


5,07 

1974 

84,66 

5,66 

44,58 

9,84 

31,80 

2,94 

18,47 

11,31 


4,64 

1975 

89,76 

6,23 

45,80 

8,57 

34,05 

3,18 

19,45 

13,85 


4,43 

1976 

96,69 

6,96 

46,04 

7,22 

35,38 

3,44 

20,86 

18,06 


4,77 

1977 

104,53 

7,31 

48,04 

7,53 

36,35 

4,16 

22,36 

21,71 


5,11 

1978 

114,01 

7,42 

51,28 

7,17 

39,08 

5,03 

23,17 

26,65 


5,49 

1979 

117,03 

6,62 

54,13 

7,76 

41,72 

4,65 

23,27 

27,36 

/ 

\ 5,65 

1980 

114,18 

5,89 

52,31 

8,67 

40,22 

3,42 

23,20 

27,65 

/ 

\ 5,13 

1981 

107,53 

5,67 

50,80 

10,65 

37,41 

2,74 

21,70 

24,82 , 

1 

\ 4,54 

1982 1 , 

1983 J ^ 

113,82 

6,34 






... 1 


\ 4,46 





Neue Bauten 






102,69 

2,62 

17,13 

3,93 

12,55 

0,65 

8,73 

6,02 

49,48 

18,71 

1960 

107,47 

2,54 

18,01 

4,00 

13,28 

0,73 

8,78 

6,65 

50,99 

20,50 

1961 

110,08 

2,43 

16,48 

4,48 

11,24 

0,76 

9,18 

7,19 

51,40 

23,40 

1962 

112,06 

2,33 

15,65 

4,32 

10,48 

0,85 

8,88 

7,19 

51,06 

26,95 

1963 

126,51 

2,48 

16,29 

4,76 

10,53 

1,00 

8,95 

9,30 

56,41 

33,08 

1964 

130,94 

2,49 

16,83 

5,07 

10,86 

0,90 

9,43 

9,97 

59,14 

33,08 

1965 

134,17 

2,55 

16,65 

4,88 

10,93 

0,84 

9,40 

10,58 

61,39 

33,60 

1966 

125,71 

2,43 

14,54 

5,41 

8,26 

0,87 

9,80 

7,38 

61,64 

29,92 

1967 

128,34 

2,56 

13,10 

4,66 

7,70 

0,74 

10,40 

8,79 

61,55 

31,94 

1968 

134,76 

2,25 

16,22 

4,63 

10,78 

0,81 

11,65 

9,00 

61,08 

34,56 

1969 

142,97 

1,79 

19,21 

4,94 

13,47 

0,80 

12,71 

9,55 

60,52 

39,19 

1970 

152,64 

1,50 

20,47 

5,96 

13,44 

1,07 

13,92 

11,13 

66,94 

38,68 

1971 

160,61 

1,25 

19,13 

6,45 

11,37 

1,31 

14,46 

13,47 

75,08 

37,22 

1972 

160,27 

1,25 

17,83 

6,10 

10,38 

1,35 

14,32 

14,79 

75,83 

36,25 

1973 

146,06 

1,39 

15,53 

6,05 

8,74 

0,74 

12,58 

13,91 

64,36 

38,29 

1974 

135,06 

1,46 

15,01 

7,40 

7,02 

0,59 

11,19 

12,36 

57,58 

37,46 

1975 

139,72 

1,55 

15,28 

7,65 

7,07 

0,56 

12,42 

13,02 

61,08 

36,37 

1976 

141,45 

1,63 

16,16 

7,38 

8,05 

0,73 

12,73 

13,33 

62,59 

35,01 

1977 

145,15 

1,60 

15,71 

7,50 

7,53 

0,68 

12,31 

15,81 

63,70 

36,02 

1978 

153,34 

1,49 

17,05 

7,85 

8,44 

0,76 

12,45 

17,77 

67,14 

37,44 

1979 

158,96 

1,40 

18,67 

8,57 

9,33 

0,77 

12,72 

18,83 

69,18 

38,16 

1980 

151,62 

1,26 

17,32 

8,08 

8,51 

0,73 

12,17 

19,14 

66,25 

35,48 

1981 1 

1982 j f 

145,66 

1,33 

15,99 

7,68 

7,69 

0,62 

12,21 

19,76 

63,74 

32,63 

147,01 

1,40 







67,15 

29,91 

1983 


®) Einschließlich Nutzung von Eigentümerwohnungen. 

®) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. 
Vorläufige Ergebnisse. 
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Drucksache 10/2541 


Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Tabelle 29* 


Einkommen und Einkommens 

Mrd 


Zeitraum 

Erwerbs- und Vermögenseinkommen 

Zinsen auf 
Konsu- 
menten- 
schulden 

Empfangene^) 

Geleistete^) 

Verfügbares 

Einkommen 

insgesamt^) 

ins- 

gesamt^) 

Erwerbseinkommen 

Ver- 

mögens- 

ein- 

kommen 

laufende Übertragungen 



1960 

226,35 

144,39 

76,40 

5,516 

0,91 

44,42 

59,48 

210,38 

1961 

246,16 

162,81 

77,30 

6,05 

1,09 

48,64 

68,91 

224,80 

1962 

268,46 

180,13 

81,79 

6,54 

1,24 

53,35 

77,55 

243,02 

1963 

283,35 

193,15 

82,72 

7,48 

1,35 

57,39 

84,42 

254,97 

1964 

311,44 

211,17 

91,96 

8,31 

1,57 

62,63 

91,66 

280,84 

1965 

341,56 

234,13 

97,63 

9,80 

1,71 

70,38 

100,20 

310,03 

1966 

363,95 

252,06 

99,98 

11,91 

1,77 

77,09 

111,58 

327,69 

1967 

366,71 

251,84 

102,03 

12,84 

1,89 

85,55 

114,47 

335,90 

1968 

399,22 

270,38 

114,51 

14,33 

1,95 

90,34 

125,60 

362,01 

1969 

440,38 

304,07 

118,89 

17,42 

2,42 

98,12 

144,11 

391,97 

1970 

515,95 

360,64 

131,93 

23,38 

3,34 

108,47 

174,88 

446,20 

1971 

573,33 

409,11 

138,56 

25,66 

4,16 

122,40 

205,28 

486,29 

1972 

626,87 

450,26 

147,63 

28,98 

4,84 

139,82 

230,26 

531,59 

1973 

696,35 

510,93 

148,35 

37,07 

6,29 

156,48 

276,45 

570,09 

1974 

757,04 

563,12 

152,47 

41,45 

7,29 

179,25 

309,93 

619,07 

1975 

791,10 

587,02 

161,16 

42,92 

7,07 

218,43 

325,76 

676,70 

1976 

861,01 

631,24 

185,06 

44,71 

7,12 

235,96 

367,01 

722,84 

1977 

919,96 

675,57 

194,83 

49,56 

7,68 

250,70 

394,69 

768,29 

1978 

982,18 

720,89 

211,29 

50,00 

8,59 

264,66 

414,92 

823,33 

1979 

1054,52 

776,86 

220,19 

57,47 

10,54 

282,78 

443,97 

882,79 

1980 

1129,38 

842,05 

214,05 

73,28 

14,04 

303,39 

484,25 

934,48 

1981 

1 169,65 

880,81 

197,82 

91,02 

17,79 

330,30 

511,84 

970,32 

19821 

1211,40 

900,51 

212,93 

97,96 

19,74 

349,51 

532,37 

1008,80 

1983 J ^ 


915,44 


97,44 

18,45 

357,20 

545,29 


1977 l.Hj, 

436,54 

320,36 

116,18 

3,75 

123,39 

186,41 

369,77 

2.Hj. 

490,50 

355,21 

135,29 

3,93 

127,31 . 

208,28 

405,60 

1978 1. Hj. 

461,33 

340,08 

121,25 

4,17 

130,94 

193,68 

394,42 

2.Hj. 

522,31 

380,81 

141,50 

4,42 

133,72 

221,24 

430,37 

1979 1. Hj. 

499,96 

364,78 

135,18 

4,84 

140,08 

207,71 

427,49 

2. Hj. 

563,77 

412,08 

151,69 

5,70 

142,70 

236,26 

464,51 

1980 1. Hj. 

544,36 

396,77 

147,59 

6,56 

149,44 

227,38 

459,86 

2. Hj. 

607,51 

445,28 

162,23 

7,48 

153,95 

256,87 

497,11 

1981 1. Hj. 

574,75 

415,88 

158,87 

8,43 

163,17 

240,53 

488,96 

2. Hj. 

641,45 

464,93 

176,52 

9,36 

167,13 

271,31 

527,91 

1982 1. Hj.' 


596,12 

426,83 

169,29 

9,83 

173,91 

251,15 

509,05 

2. Hj. 


651,44 

473,68 

177,76 

9,91 

175,60 

281,22 

535,91 

1983 1. Hj. 

• •) 

606,35 

431,27 

175,08 

9,37 

177,83 

255,78 

519,03 

2. Hj. 


669,35 

484,17 

185,18 

9,08 

179,37 

289,51 

550,13 

1984 1. Hj.^ 


632,57 

443,61 

188,96 

8,90 

181,54 

267,60 

537,61 


Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. 

Für Halbjahre: Ohne nichtentnommene Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit. 
Sozialbeiträge, soziale Leistungen, Schadenversicherungsleistungen, übrige laufende Übertragungen. 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/2541 


Tabelle 29* 


Verwendung der privaten Haushalte 
DM 




Nichtent- 

Ersparnis 
ohne nicht- 
ent- 
nommene 
Gewinne 


Empfangene | 

Geleistete 



Privater 

Verbrauch 

Ersparnis 

insgesamt 

nommene 
C^winne der 
Unternehmen 
ohne eigene 
Rechtsper- 
sönlicWceit 

Sparquote®) 

(vH) 

Vermögensübertragungen 

Finanzie- 

nmgs- 

saldo 

Zeitraum 

171,84 

38,54 

22,42 

16,12 

8,6 

3,01 

3,02 

16,11 

1960 

188,33 

36,47 

17,71 

18,76 

9J 

4,05 

3,72 

19,09 

1961 

204,79 

38,23 

18,92 

19,31 

8,6 

4,52 

4,51 

19,32 

1962 

216,79 

38,18 

14,39 

23,79 

9,9 

4,11 

4,90 

23,00 

1963 

233,50 

47,34 

17,67 

29,67 

11,3 

4,58 

5,86 

28,39 

1964 

257,62 

52,41 

16,59 

35,82 

12,2 

5,23 

6,61 

34,44 

1965 

275,06 

52,63 

16,56 

36,07 

11,6 

5,25 

7,41 

33,91 

1966 

282,63 

53,27 

17,77 

35,50 

11,2 

5,38 

8,95 

31,93 

1967 

300,74 

61,27 

18,14 

43,13 

12,5 

5,75 

10,24 

38,64 

1968 

330,90 

61,07 

10,43 

50,64 

13,3 

5,86 

11,04 

45,46 

1969 

368,85 

77,35 

18,23 

59,12 

13,8 

8,26 

12,71 

54,67 

1970 

409,44 

76,85 

12,93 

63,92 « 

13,5 

11,14 

15,05 

60,01 

1971 

452,10 

79,49 

3,40 

76,09 

14,4 

12,58 

19,07 

69,60 

1972 

495,36 

74,73 . 

- 5,10 

79,83 

13,9 

12,67 

20,22 

72,28 

1973 

533,74 

85,33 

- 5,68 

91,01 

14,6 

15,90 

23,67 

83,24 

1974 

585,54 

91,16 

-12,72 

103,88 

15,1 

17,70 

25,36 

96,22 

1975 

633,50 

89,34 

- 7,50 

96,84 

13,3 

19,34 

28,93 

87,25 

1976 

680,94 

87,35 

- 7,08, 

94,43 

12,2 

19,54 

30,56 

83,41 

1977 

725,34 

97,99 

- 1,46 

99,45 

12,1 

19,79 

33,20 

86,04 

1978 

779,25 

103,54 

- 9,21 

112,75 

12,6 

20,07 

35,09 

97,73 

1979 

834,03 

100,45 

-22,49 

122,94 

12,8 

22,00 

36,99 

107,95 

1980 

879,20 

91,12 

-46,55 

137,67 

13,5 

22,28 

38,08 

121,87 

1981 

910,30 

98,50 

-36,16 

134,66 

12,9 

20,28 

37,52 

117,42 

1982 1 . 

1983 J ^ 

947,24 



121,92 

114 

19,81 

39,12 

102,61 

324,33 



45,44 

12,3 

9,31 

14,47 

40,28 

1977 l.Hj. 

356,61 



48,99 

12,1 

10,23 

16,09 

43,13 

2. Hj. 

348,46 



45,96 

11,7 

9,71 

15,96 

39,71 

1978 1. Hj. 

376,88 



53,49 

12,4 

10,08 

17,24 

46,33 

2. Hj. 

374,51 



52,98 

12,4 

9,68 

17,39 

45,27 

1979 l.Hj. 

404,74 



59,77 

12,9 

10,39 

17,70 

52,46 

2.Hj, 

400,43 



59,43 

12,9 

10,58 

17,75 

52,26 

1980 1. Hj. 

433,60 



63,51 

12,8 

11,42 

19,24 

55,69 

2.Hj. 

421,12 



67,84 

13,9 

10,72 

18,43 

60,13 

1981 l.Hj. 

458,08 



69,83 

13,2 

11,56 

19,65 

61,74 

2.Hj. 

440,76 



68,29 

13,4 

9,62 

18,54 

59,37 

1982 l.Hj. 

469,54 



66,37 

12,4 

10,66 

18,98 

58,05 

2.Hj. 

458,77 



60,26 

11,6 

9,82 

19,18 

50,90 

1983 1. Hj. 

488,47 



61,66 

11,2 

9,99 

19,94 

51,71 

2.Hj. 

475,54 



62,07 

11,5 

9,12 

20,48 

50,71 

1984 1. Hj. 


Direkte Steuern, Sozialbeiträge, soziale Leistungen, Nettoprämien für Schadenversicherungen, übrige laufende Übertragungen. 
®) Ersparnis in vH des verfügbaren Einkommens (jeweils ohne nichtentnommene Gewinne). 

Vorläufige Ergebnisse. 
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Drucksache 10/2541 


Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Tabelle 30* 


Käufe der privaten Haushalte im Inland 
MrdDM 








Waren und Dienstleistungen für 


Jahr 

Insgesamt 

Nahrungs- 

und 

Genuß- 

mittel 

Kleidung, 

Schuhe 

Wohnungs- 
mieten 
u. ä.^) 

Elektri- 
zität, 
Gas, 
Brenn- 
stoffe u. ä. 

die 

übrige 
Haus- 
halts - 
fühnmg 

^9 

die 

Körper- 

und 

Gesund- 

heits- 

pflege 

Bildungs- 

und 

Unter- 

haltungs- 

zwecke 

Persön- 

liche 

Ausstat- 

tung<) 






in jeweiligen Preisen 





1960 

170,36 

63,24 

19,58 

16,90 

5,18 

22,07 

15,53 

8,37 

12,26 

7,23 

1961 

186,00 

67,87 

20,96 

19,08 

5,59 

24,05 

18,03 

8,99 

13,39 

8,04 

1962 

201,54 

72,39 

22,34 

20,22 

6,92 

25,91 

20,63 

9,88 

14,22 

9,03 

1963 

213,71 

75,50 

23,29 

22,33 

8,50 

26,72 

22,68 

10,13 

14,91 

9,65 

1964 

230,30 

80,67 

25,03 

24,61 

7,95 

29,20 

25,37 

10,98 

16,16 

10,33 

1965 

253,42 

87,15 

28,02 

27,09 

8,33 

31,90 

29,17 

12,18 

18,01 

11,57 

1966 

270,59 

91,56 

29,53 

30,57 

8,84 

33,60 

31,64 

13,00 

19,04 

12,81 

1967 

278,51 

93,51 

29,86 

33,87 

9,29 

33,69 

31,61 

13,26 

19,94 

13,48 

1968 

296,38 

95,47 

31,29 

37,77 

10,93 

35,06 

35,97 

14,00 

21,35 

14,54 

1969 

325,23 

101,00 

34,58 

41,20 

12,24 

38,70 

42,81 

14,95 

23,55 

16,20 

1970 

361,02 

107,97 

39,08 

44,91 

13,65 

43,83 

50,57 

16,13 

26,88 

18,00 

1971 

399,31 

116,39 

43,19 

49,85 

14,25 

49,41 

57,16 

17,64 

30,17 

21,25 

1972 

440,50 

126,78 

47,91 

55,47 

15,47 

55,07 

62,76 

19,20 

33,82 

24,02 

1973 

480,70 

137,09 

50,21 

61,90 

19,52 

59,70 

66,79 

20,79 

37,83 

26,87 

1974 

517,40 

144,14 

53,69 

68,10 

22,32 

63,65 

69,16 

22,86 

42,32 

31,16 

1975 

566,90 

154,31 

58,28 

75,20 

23,96 

67,34 

82,20 

25,30 

45,73 

34,58 

1976 

614,82 

165,26 

60,86 

81,52 

27,11 

71,88 

94,68 

27,23 

48,65 

37,63 

1977 

659,60 

173,52 

65,13 

87,07 

27,32 

78,53 

105,77 

28,73 

52,58 

40,95 

1978 

701,82 

181,67 

68,97 

91,98 

29,66 

82,55 

115,45 

30,57 

56,20 

44,77 

1979 

752,66 

190,27 

71,79 

97,17 

38,04 

88,29 

123,21 

32,89 

61,17 

49,83 

1980 

803,20 

203,86 

76,69 

104,43 

40,30 

94,64 

127,97 

36,02 

63,87 

55,42 

1981 

848,85 

216,94 

78,73 

111,42 

45,55 

97,56 

134,06 

38,70 

66,80 

59,09 

1982 1 

1983 J ^ 

880,74 

227,82 

78,07 

119,27 

48,03 

97,60 

137,93 

40,36 

68,86 

62,80 

919,32 

233,50 

80,57 

127,79 

48,33 

101,14 

146,52 

42,56 

71,98 

66,93 






in Preisen von 1976 





1960 

313,26 

107,80 

34,14 

41,94 

12,01 

32,51 

29,63 

19,18 

23,28 

12,77 

1961 

330,98 

113,20 

35,56 

43,66 

12,62 

34,59 

33,37 

20,20 

24,22 

13,56 

1962 

348,15 

116,73 

36,68 

45,37 

15,42 

36,30 

37,46 

21,53 

24,27 

14,39 

1963 

358,63 

118,11 

37,25 

47,51 

18,42 

36,60 

39,80 

21,25 

24,66 

15,03 

1964 

378,05 

123,82 

39,53 

49,62 

16,74 

40,03 

44,12 

22,39 

25,90 

15,90 

1965 

403,39 

129,28 

43,16 

51,70 

17,14 

43,27 

50,08 

23,42 

27,95 

17,39 

1966 

416,00 

131,56 

44,38 

54,01 

18,06 

44,94 

52,24 

23,33 

28,68 

18,80 

1967 

421,30 

134,27 

44,63 

56,08 

18,60 

45,23 

50,76 

22,98 

29,38 

19,37 

1968 

441,45 

137,88 

46,58 

58,26 

20,49 

47,94 

55,85 

22,33 

30,84 

21,28 

1969 

474,97 

141,90 

50,68 

59,80 

22,74 

53,51 

65,32 

22,76 

33,83 

24,43 

1970 

508,59 

147,49 

55,01 

62,36 

24,26 

58,11 

74,86 

23,23 

36,62 

26,65 

1971 

532,88 

152,87 

57,33 

65,18 

23,98 

62,44 

79,29 

23,46 

39,14 

29,19 

1972 

557,37 

157,59 

59,88 

68,44 

25,09 

66,94 

81,46 

24,46 

42,23 

31,28 

1973 

566,91 

157,91 

58,21 

72,11 

28,02 

68,08 

80,52 

24,85 

44,69 

32,52 

1974 

571,03 

158,97 

58,27 

75,71 

26,22 

69,66 

76,40 

25,50 

46,13 

34,17 

1975 

591,54 

161,81 

60,38 

78,80 

25,66 

69,64 

85,96 

26,44 

47,20 

35,65 

1976 

614,82 

165,26 

60,86 

81,52 

27,11 

71,88 

94,68 

27,23 

48,65 

37,63 

1977 

636,77 

165,56 

62,14 

84,26 

27,11 

76,11 

103,40 

27,80 

51,40 

38,99 

1978 

660,42 

171,04 

63,22 

86,45 

28,92 

77,53 

109,89 

28,69 

53,80 

40,88 

1979 

680,06 

176,08 

63,10 

88,53 

29,97 

80,63 

112,39 

29,28 

55,87 

44,21 

1980 

689,16 

181,15 

63,67 

90,66 

29,39 

81,69 

108,93 

30,39 

57,80 

45,48 

1981 

688,37 

184,00 

62,35 

92,77 

29,33 

79,66 

105,37 

30,98 

58,22 

45,69 

1982} 
1983 J ^ 

679,57 

181,89 

58,99 

94,73 

28,80 

76,41 

103,94 

30,96 

57,35 

46,50 

688,46 

181,98 

59,10 

96,56 

29,21 

77,02 

107,78 

31,36 

57,72 

47,73 


Nach Verwendungszwecken: Hauptgruppen des Güterverzeichnisses für den privaten Verbrauch, Ausgabe 1963. — Einschließlich Verzehr in 
Gaststätten. — Einschließlich Mietwert der Eigentümerwohnungen. — Sonstige Waren und Dienstleistungen des Beherbergungsgewerbes, 
der Banken, der Versicherungen u. a. — Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 31* 

Wirtschaftliche Beziehungen des Staates zu anderen Sektoren der Volkswirtschaft^) und zur übrigen Welt 

Staat insgesamt (einschließlich Sozialversicherung) 

Mrd DM 


Jahr 


Einnahmen 

insgesamt^) 


Verkäufe von 
Verwaltungs- 
leistungeir) 


Einkommen aus| 
Unternehmer- 
tätigkeit und 
Vermögen 


Empfangene 


laufende Über- 
tragungen^) 


Vermögens- 

übertragungen 


Veränderung 
der Verbindlich- 
keiten^) 


I960 

114,88 


4,72 


4,26 

102,10 


1,39 


+ 2,41 

1961 

129,55 


5,15 


4,71 

115,56 


1,09 


+ 3,04 

1962 

142,32 


5,75 


4,83 

127,22 


1,31 


•f 3,21 

1963 

154,36 


6,25 


5,26 

135,73 


1,23 


+ 5,89 

1964 

167,38 


7,02 


5,54 

147,30 


1,60 


+ 5,92 

1965 

181,49 


7,78 


5,82 

158,01 


1,70 


+ 8,18 

1966 

194,67 


8,76 


6,42 

170,51 


1,64 


+ 7,34 

1967 

208,33 


9,52 


6,78 

175,77 


1.74 


+ 14,52 

1968 

227,11 


10,02 


7,45 

194,99 


1,85 


+ 12,80 

1969 

249,89 


10,94 


7,94 

227,17 


2,00 


+ 1,84 

1970 

283,14 


12,33 


8,76 

250,98 


2,47 


+ 8,60 

1971 

327,68 


14,79 


9,27 

287,35 


2,72 


+ 13,55 

1972 

364,76 


17,42 


8,68 

319,74 


4,04 


+ 14,88 

1973 

429,47 


20,73 


10,80 

377,72 


4,31 


+ 15,91 

1974 

474,28 


23,77 


10,76 

411,16 


4,92 


+ 23,67 

1975 

536,51 


27,04 


9,68 

428,99 


5,95 


+64,85 

1976 

578,22 


30,65 


10,27 

483,20 


7,39 


+46,71 

1977 

615,11 


32,36 


10,53 

529,05 


6,26 


+36,91 

1978 

660,08 


35,39 


12,19 

562,20 


5,89 


+44,41 

1979 

705,28 


38,47 


15,11 

603,00 


6,22 


+42,48 

1980 

765,80 


41,85 


16,74 

644,66 


7,23 


+ 55,32 

1981 

822,06 


45,62 


20,75 

670,70 


7,08 


+77,91 

1982 

. 9 ) 

850,89 


49,28 


29,69 

696,03 


6,29 


+69,60 

1983 

871,24 


52,10 


29,72 

724,80 


6,37 


+ 58,25 



Käufe für 

Entgelte 

Zinsen auf 
öffentliche 
Schulden 

Geleistete 

Veränderung 
der Forde- 
rungen®) 

Jahr 

Ausgaben 

insgesamt^) 

laufende 

Produktions- 

zwecke®) 

Investitions- 

zwecke®) 

für die 
Beschäf- 
tigten 

laufende 

Über- 

tragungen'^) 

Vermögens- 

über- 

tragungen 

1960 

114,88 

23,47 



9,86 

20,44 

2,19 

42,60 



4,70 

+ 11,62 

1961 

129,55 

26il3 



11,56 

23,44 

2,21 

46,83 



7,09 

+ 12,29 

1962 

142,32 

31,43 



14,44 

25,59 

2,41 

51,02 



9,04 

+ 8,39 

1963 

154,36 

35,56 



17,24 

28,38 

2,65 

54,83 



6,40 

+ 9,30 

1964 

167,38 

36,19 



21,08 

30,99 

2,90 

59,87 



7,42 

+ 8,93 

1965 

181,49 

39,97 



21,11 

35,27 

3,23 

68,57 



7,92 

+ 51,42 

1966 

194,67 

42,36 



21,51 

39,39 

4,12 

73,41 



7,41 

+ 6,47 

1967 

208,33 

45,20 



19,19 

41,78 

5,19 

81,53 



7,92 

+ 7,52 

1968 

227,11 

45,39 



21,05 . 

44,51 

5,38 

94,25 



8,04 

+ 8,49 

1969 

249,89 

50,41 



24,19 

50,45 

5,84 

99,92 



10,72 

+ 8,36 

1970 

283,14 

55,95 



31,67 

59,20 

6,55 

107,31 



12,51 

+ .9,95 

1971 

327,68 

66,65 



34,32 

70,76 

7,34 

120,66 



15,61 

+ 12,34 

1972 

364,76 

74,15 



34,56 

79,52 

8,43 

140,09 



17,49 

+ 10,52 

1973 

429,47 

85,82 



35,95 

92,60 

10,17 

159,25 



18,74 

+26,94 

1974 

474,28 

100,62 



40,61 

107,66 

12,15 

180,73 



21,62 

+ 10,89 

1975 

536,51 

115,10 



40,25 

116,87 

14,17 

221,06 



22,76 

+ 6,30 

1976 

578,22 

123,22 



39,67 

123,29 

17,44 

238,58 



27,97' 

+ 8,05 

1977 

615,11 

128,54 



39,91 

131,58 

20,41 

256,82 



30,10 

+ 7,75 

1978 

660,08 

139,83 



43,99 

140,30 

21,52 

274,33 



28,12 

+ 11,99 

1979 

705,28 

152,49 



50,23 

150,58 

24,09 

292,15 



31,05 

+ 4,69 

1980 

765,80 

167,64 



55,82 

162,66 

28,79 

308,53 



33,70 

+ 8,66 

1981 

822,06 

179,69 



52,91 

173,08 

35,39 

331,08 



31,46 

+ 18,45 

1982 

. 9 ) 

850,89 

185,05 



48,25 

177,86 

43,88 

349,40 



31,90 

+ 14,55 

1983 

871,24 

190,71 



44,87 

183,17 

50,08 

356,80 



32,89 

+ 12,72 


Fußnoten siehe Seite 290 und 291. 
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Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


noch Tabelle 31* 


Wirtschaftliche Beziehungen des Staates zu anderen Sektoren der Volkswirtschaft^) und zur übrigen Welt 

Gebietskörperschaften 
Mrd DM 


Jahr 


Einnahmen 

insgesamt^) 


Verkäufe von 
Verwaltungs- 
leistungeir) 


Einkommen aus 
Unternehmer- 
tätigkeit und 
Vermögen 


Empfangene 


laufende Über- 
tragimgen^) 


Vermögens- 

Übertragungen 


Verändenmg 
der Verbindlich- 
keiten^) 


1960 

84,81 


4,71 

2,95 

72,87 


1,39 

+ 2,89 

1961 

97,88 


5,14 

3,23 

83,41 


1,09 

+ 5,01 

1962 

105,50 


5,73 

3,30 

91,52 


1,31 

+ 3,64 

1963 

114,53 


6,23 

3,36 

97,20 


1,23 

+ 6,51 

1964 

125,36 


7,00 

3,47 

106,31 


1,60 

+ 6,98 

1965 

135,42 


7,76 

3,55 

112,73 


1,70 

+ 9,68 

1966 

143,20 


8,75 

3,73 

120,27 


1,64 

+ 8,81 

1967 

154,32 


9,52 

3,89 

12346 


1,74 

+ 16,01 

1968 

165,70 


10,02 

4,60 

137,01 


1,85 

+ 12,22 

1969 

180,14 


10,89 

5,20 

160,73 

2,00 

+ 1,32 

1970 

201,49 


12,28 

5,59 

172,06 

2,47 

+ 9,09 

1971 

234,62 


14,76 

5,72 

195,88 

2,72 

+ 15,54 

1972 

256,78 


17,37 

4,72 

214,79 

3,08 

+ 16,82 

1973 

302,57 


20,66 

5,03 

253,37 

3,30 

+ 20,21 

1974 

330,12 


23,76 

5,39 

272,08 

3,74 

+ 25,15 

1975 

379,19 


27,02 

4,54 

274,13 

4,01 

+ 69,49 

1976 

390,33 


30,64 

5,50 

307,66 

4,83 

+41,70 

1977 

420,29 


32,35 

6,05 

342,40 

4,70 

+34,79 

1978 

455,35 


35,37 

8,24 

364,24 

4,75 

+42,75 

1979 

484,95 


38,46 

10,50 

388,90 

5,19 

+41,90 

1980 

527,02 


41,82 

11,41 

413,45 

5,68 

+ 54,66 

1981 

564,07 


45,53 

14,41 

420,30 

6,20 

+ 77,63 

1982 1 , 

1983 / > 

578,61 


49,17 

23,55 

429,65 

6,29 

+ 69,95 

594,38 


51,99 

24,41 

453,15 

6,37 

+58,46 



Käufe für 

Entgelte 


Geleistete 







Zinsen auf 
öffentliche 
Schulden 



Veränderung 
der Forde- 
rungen®) 

Jahr 

Ausgaben 

insgesamt 

laufende 

Produktions- 

zwecke®) 

Investitions- 

zwecke®) 

für die 
Beschäf- 
tigten 

laufende 

Über- 

tragungen^) 

Vermögens- 

über- 

tragungen 

1960 

78,81 

16,08 


9,62 

19,13 

2,19 

17,60 

4,69 

+ 9,50 

1961 

89,15 

17,90 


11,40 

21,95 

2,21 

19,12 

7,05 

+ 9,52 

1962 

98,25 

22,15 


14,20 

24,00 

2,41 

20,79 

9,00 

+ 5,70 

1963 

106,61 

25,28 


16,99 

26,66 

2,65 

21,62 

6,38 

+ 7,03 

1964 

116,65 

24,93 


20,85 

29,11 

2,90 

25,10 

7,38 

+ 6,38 

1965 

126,10 

26,98 


20,88 

33,20 

3,23 

30,57 

7,87 

+ 3,37 

1966 

132,84 

27,03 


21,23 

37,10 

4,12 

31,28 

7,35 

+ 4,73 

1967 

143,04 

28,58 


18,88 

39,38 

5,19 

32,91 

7,85 

+ 10,25 

1968 

154,26 

27,24 


20,79 

42,02 

5,38 

42,44 

7,98 

+ 8,41 

1969 

168,35 

30,08 


23,92 

47,69 

5,84 

43,26 

10,67 

+ 6,89 

1970 

189,45 

32,66 


31,40 

55,95 

6,55 

46,30 

12,47 

+ 4,12 

1971 

221,43 

37,99 


33,96 

67,00 

7,34 

52,44 

15,56 

+ 7,14 

1972 

241,04 

40,45 


34,16 

75,24 

8,43 

61,41 

17,42 

+ 3,93 

1973 

284,37 

45,42 


35,43 

87,55 

10,17 

69,36 

18,61 

+ 17,83 

1974 

309,33 

51,54 


39,84 

101,45 

12,15 

74,71 

21,42 

+ 8,22 

1975 

351,49 

57,50 


39,46 

110,03 

14,17 

93,83 

22,54 

+ 13,96 

1976 

361,74 

61,28 


38,97 

116,09 

17,44 

98,34 

27,28 

+ 2,34 

1977 

392,14 

63,60 


39,14 

. 124,06 

20,41 

106,34 

29,18 

+ 9,41 

1978 

423,50 

70,17 


43,30 

132,40 

21,52 

116,59 

26,99 

+ 12,53 

1979 

452,28 

77,53 


49,48 

141,95 

24,09 

124,87 

29,98 

+ 4,38 

1980 

489,86 

85,02 


55,03 

153,42 

28,79 

129,73 

32,68 

+ 5,19 

1981 

521,90 

90,83 


51,70 

163,09 

35,39 

137,79 

30,48 

+ 12,62 

1982 1 9 

1983 J ^ 

532,74 

95,19 


46,93 

167,29 

43,88 

140,99 

30,84 

+ 7,62 

553,73 

98,38 


43,56 

172,32 

50,08 

144,91 

31,47 

+ 13,01 


Ohne Einnahmen von bzw. Ausgaben an andere Körperschaften des Staatssektors, jedoch einschließlich der Verkäufe bzw. Käufe von Gresimd- 
heitsleistungen an die bzw. von der Sozialversicherung sowie der vom Staat gezahlten indirekten Steuern. — Einschließlich Verkäufe von ge- 
brauchten Anlagen imd Land. — Steuern, Sozialbeiträge, Schadenversicherungsleistungen, Strafen, Verwaltimgsgebühren der privaten Haus- 
halte, Erstattimgen von Sozialleistimgen, Beiträge des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds imd ähnliches. — *) Nach Berechnimgen 
der Deutschen Bundesbank; einschließlich statistischer Differenz. Ohne Kreditaufnahme von anderen Körperschaften des Staatssektors; Til- 
gungsausgaben sind abgezogen. — Grebietskörperschaften: Einschließlich Kreditaufnahme von der Sozialversichenmg; Sozialversicherung: Ein- 
schließlich Kreditaufnahme von den Gebietskörperschaften. 
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Drucksache 10/2541 


noch Tabelle 31* 

Wirtschaftliche Beziehungen des Staates zu anderen Sektoren der Volkswirtschaft^) und zur übrigen Welt 

Sozialversicherung 
Mrd DM 



Einschließlich Käufe für Investitionen in eigener Regie, Vorratsveränderung sowie der vom Staat gezahlten indirekten Steuern. ^ ®) Ein- 
schließlich Käufe von gebrauchten Anlagen und Land; ohne selbsterstellte Anlagen. — Subventionen, soziale Leistungen, Nettoprämien für 
Schadenversichenmgen, Zuschüsse an die Bimdesbahn u. ä. zur Deckung außergewöhnlicher Pensionslasten, Beiträge an die Europäischen 
Gemeinschaften und andere internationale Organisationen, Zahlungen an die Stationierungsstreitkräfte, unentgeltliche Ausfuhren im Rahmen 
der Entwicklungshilfe, vertragliche Zahlungen an die DDR u. a. m. — *) Nach Berechnungen der Deutschen Bundesbank. Ohne Darlehensvergabe 
an andere Körperschaften des Staatssektors. — Gebietskörperschaften: Einschließlich Darlehens vergäbe an die Sozialversicherung; Sozial- 
versicherung: Einschließlich Darlehensvergabe an die Gebietskörperschaften. — ®) Vorläufige Ergebnisse. 
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Drucksache 10/2541 


Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Tabelle 32* 


Einnahmen und Aus 



Einnahmen 

Aus 








Einkommensübertragungen 





sonstige 

Ein- 

nahmen^) 


Staats- 

Ver- 

brauch^) 


davon 

Zeitraum 

ins- 

gesamt 

Steuern 

Sozial- 

beiträge 

ins- 

gesamt 

zu- 

sammen 

private 

Haus- 

halte^) 

Unter- 

nehmen 

und 

übrige 

Welt 


Mrd 

1960 

108,87 

69,77 

31,21 

7,89 

99,66 

40,45 

42,60 

37,21 

5,39 

1961 

122,60 

79,97 

34,42 

8,21 

113,35 

45,78 

46,83 

40,56 

6,27 

1962 

134,76 

87,89 

38,12 

8,75 

129,58 

52,83 

51,02 

44,30 

6,72 

1963 

143,79 

93,27 

41,16 

9,36 

140,38 

59,39 

54,83 

47,50 

7,33 

1964 

156,18 

101,95 

43,83 

10,40 

153,17 

62,10 

59,87 

51,85 

8,02 

1965 

167,47 

107,84 

48,52 

11.11 

170,23 

69,65 

68,57 

58,35 

10,22 

1966 

180,72 

114,89 

53,82 

12,01 

181,59 

75,45 

73,41 

63,67 

9,74 

1967 

186,56 

117,38 

56,42 

12,76 

193,56 

80,05 

81,53 

71,25 

10,28 

1968 

206,77 

129,80 

62,20 

14,77 

211,08 

82,73 

94,25 

74,79 

19,46 

1969 

239,85 

152,16 

71,43 

16,26 

233,33 

93,12 

99,92 

80,83 

19,09 

1970 

265,48 

161,89 

84,94 

18,65 

264,13 

106,47 

107,31 

88,12 

19,19 

1971 

303,09 

183,65 

98,51 

20,93 

304,30 

126,82 

120,66 

99,48 

21,18 

1972 

336,63 

201,25 

112,61 

22,77 

340,99 

141,13 

140,09 

113,83 

26,26 

1973 

397,48 

236,88 

133,59 

27,01 

386,45 

163,16 

159,25 

127,65 

31,60 

1974 

432,06 

253,42 

149,68 

28,96 

444,84 

190,21 

180,73 

148,21 

32,52 

1975 

450,32 

254,10 

166,51 

29,71 

508,87 

210,53 

221,06 

184,67 

36,39 

1976 

507,04 

285,50 

187,79 

33,75 

545,70 

222,27 

238,58 

199,02 

39,56 

1977 

552,57 

317,02 

199,83 

35,72 

581,73 

234,67 

256,82 

211,51 

45,31 

1978 

587,65 

334,79 

212,08 

40,78 

620,07 

252,54 

274,33 

222,20 

52,13 

1979 

632,55 

358,46 

228,96 

45,13 

670,34 

273,50 

'292,15 

236,48 

55,67 

1980 

677,90 

381,25 

247,46 

49,19 

724,56 

297,90 

308,53 

252,64 

55,89 

1981 

708,64 

386,50 

268,17 

53,97 

768,10 

317,84 

331,08 

274,61 

56,47 

1982 1 . 

1983 J ’ 


742,83 

395,16 

284,46 

63,21 

797,88 

325,33 

349,40 

291,64 

57,76 


772,29 

414,72 

290,29 

67,28 

817,82 

334,15 

356,80 

296,11 

60,69 

1977 1. Hj. 

261,84 

148,07 

96,52 

17,25 

276,88 

108,06 

126,69 

104,43 

22,26 

2 .H 3 . 

290,73 

168,95 

103,31 

18,47 

304,85 

126,61 

130,13 

107,08 

23,05 

1978 l.Hj. 

276,82 

157,23 

100,60 

18,99 

293,85 

116,13 

135,08 

110,67 

24,41 

2.Hi. 

310,83 

177,56 

111,48 

21,79 

326,22 

136,41 

139,25 

111,53 

27,72 

1979 l.Hj. 

297,07 

166,21 

108,99 

21,87 

315,07 

125,82 

144,32 

117,80 

26,52 

2. Hj. 

335,48 

192,25 

119,97 

23,26 

355,27 

147,68 

147,83 

118,68 

29,15 

1980 1. Hj. 

321,32 

179,77 

118,05 

23,50 

343,64 

137,48 

152,33 

125,09 

27,24 

2.Hj. 

356,58 

201,48 

129,41 

25,69 

380,92 

160,42 

156,20 

127,55 

28,65 

19811. Hj. 

335,11 

180,93 

127,78 

26,40 

368,65 

148,59 

163,92 

136,35 

27,57 

2. Hj. 

373,53 

205,57 

140,39 

27,57 

399,45 

169,25 

167,16 

138,26 

28,90 

1982 l.Hj. 


357,25 

185,15 

136,54 

35,56 

382,95 

152,46 

172,51 

145,98 

26,53 

2. Hj. 


385,58 

210,01 

147,92 

27,65 

414,93 

172,87 

176,89 

145,66 

31,23 

1983 l.Hj. 


366,98 

191,00 

137,91 

38,07 

391,76 

154,54 

176,60 

148,31 

28,29 

2.Hj. 

405,31 

223,72 

152,38 

29,21 

426,06 

179,61 

180,20 

147,80 

32,40 

1984 1. Hj. 


383,29 

206,51 

142,22 

34,56 

404,15 

159,73 

182,42 

150,57 

31,85 


Gemeinsamer Haushalt der Gebietskörperschaften und der Sozialversicherung in der Abgrenziuig der Volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnungen. 

Empfangene Vermögenseinkommen, empfangene Vermögensübertragungen, Abschreibungen und sonstige laufende Übertragungen. 
Aufwendungen des Staates für Verwaltungsleistungen, die der Allgemeinheit ohne spezielles Entgelt zur Verfügung gestellt werden, unter 
anderem auch Sachleistungen der Sozialversichenmg (insbesondere der gesetzlichen Krankenversicherung) und der Gebietskörperschaften 
im Rahmen der Sozialhilfe und Jugendhilfe. 
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Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Drucksache 10/2541 


Tabelle 32 ♦ 


gaben des Staates 



*) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. 

Zinsen aut öffentliche Schulden. 

®) Überschuß: +, Defizit: 

'') Produktionspotential in Preisen von 1976, inflationiert mit dem Preisindex des Bruttosozialprodukts. 
®) Ausgaben des Staates in vH des Produktionspotentials in jeweiligen Preisen. 

®) Steuern und Sozialbeiträge in vH des Bruttosozialprodukts in jeweiligen Preisen. 

Vorläufige Ergebnisse. 
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Drucksache 10/2541 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Tabelle 33* 


Ausgaben und Einnahmen der öffentlichen Haushalte^) 
MrdDM 


Zeitraum 

Ausgaben 

Einnahmen 

Finan- 

zie- 

rungs- 

saldo 

Kre- 

dite 

(netto) 

insge- 

samt 

darunter 

insge- 

samt 

darunter 

Per- 

sonal- 

aus- 

gaben 

lau- 

fende 

Zu- 

schüsse 

Zins- 

aus- 

gaben 

Sach- 

investi- 

tionen 

Steuern 

Zuwei- 

sungen 





öffentlicher Gesamthaushalt 




1962 

106,48 

27,38 

23,23 

2,96 

16,55 

104,83 

86,66 


- 1,80 

2,16 

1963 

116,34 

30,36 

24,35 

2,75 

19,09 

110,88 

91,63 


- 5,29 

5,42 

1964 

127,15 

33,13 

27,86 

3,05 

22,44 

121,45 

100,05 


~ 5,56 

5,40 

1965 

139,30 

37,38 

33,29 

3,49 

23,47 

129,87 

106,16 


- 9,37 

6,92 

1966 

145,02 

41,58 

35,33 

4,37 

23,36 

137,44 

112,71 


- 7,66 

5,82 

1967 

153,79 

44,12 

36,87 

5,38 

22,78 

141,68 

114,98 


-12,11 

12,96 

1968 

158,83 

46,87 

40,96 

5,65 

23,04 

151,29 

122,01 


- 7,38 

10,71 

1969 

174,55 

52,85 

43,15 

6,24 

26,39 

176,93 

145,59 


+ 2,45 

2,46 

1970 

196,32 

61,42 

46,87 

6,79 

32,24 

188,29 

154,04 


- 8,09 

6,49 

1971 

226,48 

73,36 

53,02 

7,67 

37,57 

211,18 

172,26 


-15,61 

13,93 

1972 

252,13 

81,87 

60,88 

8,77 

39,13 

239,22 

196,98 


-13,09 

15,38 

1973 

280,49 

93,90 

67,16 

10,51 

41,35 

271,47 

224,83 


- 8,82 

11,40 

1974 

318,26 

108,71 

76,03 

12,44 

46,13 

290,88 

239,59 


-27,26 

22,46 

1975 

360,51 

118,11 

99,06 

14,51 

46,03 

296,64 

242,08 


-63,85 

53,63 

1976 

376,76 

124,24 

105,04 

17,81 

43,63 

328,70 

267,51 


-48,03 

46,75 

1977 

395,17 

132,07 

109,69 

20,65 

43,21 

364,00 

299,05 


-31,18 

31,69 

1978 

433,40 

140,94 

122,20 

21,74 

47,56 

393,74 

318,96 


-39,62 

40,65 

1979 

469,85 

150,46 

128,43 

24,73 

53,32 

423,50 

342,71 


-46,57 

43,44 

1980 

509,24 

162,47 

137,67 

29,35 

60,00 

452,14 

364,90 


-57,07 

53,76 

1981 

541,76 

172,51 

151,46 

36,41 

56,99 

466,09 

370,20 


-75,65 

69,56 

1982 

561,55 

177,24 

156,39 

44,88 

52,01 

491,58 

378,54 


-69,94 

68,60 

1983 

569,36 

182,21 

153,32 

51,01 

48,19 

514,10 

396,30 


-55,21 

56,21 






Bund 





1962 

49,87 

6,55 

14,44 

0,91 

2,95 

49,41 

45,54 

1,00 

- 0,61 

0,30 

1963 

54,76 

7,43 

14,87 

0,99 

3,43 

52,37 

49,42 

0,07 

- 2,22 

1,97 

1964 

58,15 

8,18 

17,97 

1,12 

3,68 

57,75 

54,55 

0,15 

- 0,26 

0,58 

1965 

64,19 

9,11 

22,42 

1,17 

3,77 

63,12 

59,03 

0,15 

- 1,00 

0,11 

1966 

66,88 

10,24 

23,92 

1,53 

3,88 

65,76 

62,25 

0,16 

- 1,19 

0,22 

1967 

74,64 

10,90 

25,26 

2,01 

4,67 

67,04 

63,12 

0,17 

- 7,61 

6,64 

1968 

75,77 > 

11,42 

28,11 

1,92 

4,15 

70,69 

66,18 

0,16 

- 4,92 

5,76 

1969 

82,26 

12,83 

30,40 

2,19 

5,01 

83,37 

78,59 

0,09 

+ 1,18 

0,00 

1970 

87,99 

14,55 

32,59 

2,46 

5,64 

88,40 

83,71 

0,10 

+ 0,35 

1,11 

1971 

98,48 

17,02 

35,19 

2,60 

6,41 

97,40 

92,23 

0,11 

- 1,39 

1,44 

1972 

11.1,10 

18,96 

39,70 

2,80 

6,63 

106,34 

101,71 

0,13 

- 4,79 

3,98 

1973 

122,56 

21,27 

43,19 

3,33 

6,49 

119,79 

114,96 

0,15 

- 2,59 

2,68 

1974 

134,04 

24,03 

47,33 

4,23 

7,10 

123,57 

118,66 

0,16 

-10,35 

9,48 

1975 

158,80 

25,45 

62,18 

5,21 

7,81 

123,79 

119,21 

0,19 

-34,99 

29,93 

1976 

165,20 

26,25 

65,80 

6,88 

7,01 

136,63 

130,90 

0,21 

-28,54 

25,78 

1977 

172,39 

27,47 

66,62 

8,54 

7,21 

149,76 

144,00 

0,24 

-22,64 

21,82 

1978 

189,66 

28,77 

75,30 

9,56 

7,66 

163,15 

154,09 

0,26 

-26,47 

26,09 

1979 

203,41 

30,17 

78,62 

11,26 

7,98 

177,52 

166,14 

0,27 

-26,10 

25,66 

1980 

215,72 

32,14 

83,29 

13,97 

8,21 

188,09 

176,18 

0,61 

-27,61 

27,12 

1981 

232,99 

34,08 

92,68 

18,00 

7,28 

195,03 

180,45 

0,38 

-37,94 

37,39 

1982 

244,65 

34,40 

95,49 

22,11 

6,96 

206,97 

183,11 

0,35 

-37,66 

37,18 

1983 

246,75 

35,14 

90,52 

26,62 

7,12 

214,81 

190,28 

0,39 

-31,92 

31,48 


Bund, Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen, EG- Anteile, Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände in der Abgrenzung der Finanz- 
statistik. Bis 1982 Rechnungsergebnisse, für die Gemeinden jedoch noch für 1982 Ergebnisse der Vierteljahresstatistik, zuzüglich nicht mehr 
erfaßte Krankenhäuser der Länder und Gemeinden; für 1983 Ergebnisse der Vierteljahresstatistik einschließlich Sonderrechnungen der 
Länder sowie Krankenhäuser der Länder und Gemeinden; mit dem Jahr 1982 nur bedingt vergleichbar. 
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Drucksache 10/2541 


noch Tabelle 33* 


Ausgaben und Einnahmen der öffentlichen Haushalte^) 
Mrd DM 


Zeitraum 

Ausgaben 

Einnahmen 

Finan- 

zie- 

rungs- 

saldo 

Kre- 

dite 

(netto) 

insge- 

samt 

darunter 

insge- 

samt 

darunter 

Per- 

sonal- 

aus- 

gaben 

lau- 

fende 

Zu- 

schüsse 

Zins- 

aus- 

gaben 

Sach- 

investi- 

tionen 

Steuern 

Zuwei- 

sungen 






Länder^) 





1962 

43,51 

14,03 

5,06 

0,66 

3,09 

43,67 

28,89 

6,54 

+ 0,16 

- 0,44 

1963 

45,96 

15,43 

5,27 

0,64 

3,57 

45,13 

29,77 

6,93 

- 0,83 

- 0,05 

1964 

50,18 

16,77 

5,15 

0,64 

4,28 

48,48 

32,20 

6,94 

- 1,70 

1,27 

1965 

54,55 

19,02 

5,45 

0,77 

4,68 

50,48 

33,66 

. 7,02 

- 4,07 

2,67 

1966 

57,88 

21,02 

5,46 

0,96 

4,66 

54,12 

36,26 

7,56 

- 3,75 

2,62 

1967 

60,15 

22,32 

5,62 

1,25 

4,52 

56,70 

37,60 

7,59 

- 3,44 

3,89 

1968 

63,38 

23,86 

6,82 

1,48 

4,53 

62,25 

40,92 

9,02 

- 1,14 

2,27 

1969 

67,78 

26,88 

6,41 

1,61 

4,94 

69,45 

48,35 

8,37 

+ 1,68 

- 0,34 

1970 

77,65 

31,65 

'7,28 

1,68 

6,40 

74,59 

52,16 

8,28 

- 3,06 

2,16 

1971 

89,53 

38,08 

8,26 

2,00 

6,96 

84,00 

58,56 

9,66 

- 5,54 

4,88 

1972 

100,38 

42,38 

9,31 

2,32 

6,73 

98,95 

69,23 

11,53 

- 1,44 

3,55 

1973 

115,85 

48,94 

10,76 

2,70 

7,37 

113,87 

79,22 

13,18 

- 1,98 

2,58 

1974 

134,05 

56,82 

12,91 

3,15 

8,66 

124,95 

87,35 

13,89 

- 9,10 

7,74 

1975 

146,28 

62,30 

16,09 

3,88 

8,59 

126,40 

85,57 

15,31 

-19,88 

17,00 

1976 

154,39 

66,17 

16,39 

5,22 

8,12 

138,88 

94,95 

16,23 

-15,51 

15,87 

1977 

161,60 

70,84 

17,30 

6,38 

8,38 

153,49 

107,76 

17,69 

- 8,10 

8,44 

1978 

176,52 

75,39 

19,22 

6,88 

8,75 

164,12 

115,55 

18,58 

-12,40 

12,52 

1979 

191,83 

80,80 

20,10 

7,93 

9,35 

177,24 

125,10 

20,40 

-14,60 

13,34 

1980 

208,61 

87,44 

22,26 

8,95 

10,56 

186,17 

130,75 

21,72 

-22,44 

21,15 

1981 

216,63 

92,80 

23,26 

10,89 

10,02 

190,59 

131,55 

23,24 

-26,05 

24,57 

1982 

224,20 

95,83 

23,41 

13,85 

9,94 

199,64 

135,94 

23,88 

-24,57 

24,03 

1983 

227,85 

98,74 

23,92 

16,10 

9,67 

206,37 

142,76 

23,78 

-21,46 

21,64 





Gemeinden und Gemeindeverbände 




1962 

28,04 

6,80 

2,15 

0,79 

10,51 

26,93 

10,12 

5,97 

- 1,11 

2,20 

1963 

31,48 

7,50 

2,65 

0,90 

12,09 

29,33 

10,61 

6,54 

- 2,16 

2,75 

1964 

35,81 

8,19 

3,04 

1,07 

14,47 

32,28 

11,34 

7,10 

- 3,53 

3,50 

1965 

39,02 

9,25 

3,60 

1,30 

15,02 

34,70 

11,81 

7,73 

- 4,33 

4,34 

1966 

41,03 

10,32 

4,17 

1,59 

14,81 

• 37,66 

12,66 

8,45 

- 3,36 

3,32 

1967 

41,02 

10,91 

4,33 

1,81 

13,59 

39,49 

12,70 

8,66 

- 1,53 

2,50 

1968 

43,19 

11,59 

4,35 

1,92 

14,36 

41,48 

13,32 

8,89 

- 1,71 

2,40 

1969 

48,42 

13,13 

4,73 

2,08 

16,44 

48,17 

17,16 

9,55 

- 0,25 

2,71 

1970 

56,49 

15,22 

5,38 

2,40 

20,20 

50,83 

16,60 

10,51 

- 5,66 

3,45 

1971 

67,42 

18,26 

6,50 

2,81 

24,20 

58,47 

19,18 

11,80 

- 8,95 

7,73 

1972 

74,72 

20,53 

8,10 

3,39 

25,77 

67,82 

23,13 

13,71 

- 6,90 

7,99 

1973 

84,08 

23,69 

8,98 

4,21 

27,50 

79,13 

27,28 

15,96 

- 4,94 

6,96 

1974 

95,85 

27,86 

11,09 

4,85 

30,37 

87,55 

29,54 

17,14 

- 8,29 

5,67 

1975 

101,23 

30,36 

12,86 

5,25 

29,64 

92,03 

30,22 

18,00 

- 9,20 

6,76 

1976 

104,08 

31,82 

14,04 

5,53 

28,51 

100,15 

33,86 

18,29 

- 3,93 

5,03 

1977 

107,65 

33,77 

15,08 

5,58 

27,62 

106,30 

38,06 

20,47 

- 1,35 

2,57 

1978 

118,19 

36,78 

16,15 

5,28 

31,16 

116,58 

39,68 

23,25 

- 1,61 

2,98 

1979 

130,35 

39,49 

16,95 

5,66 

35,99 

125,06 

41,10 

25,57 

- 5,29 

3,93 

1980 

145,47 

42,89 

19,04 

.6,57 

41,23 

139,83 

47,26 

28,39 

- 5,65 

4,34 

1981 

152,13 

45,63 

21,07 

7,58 

39,69 

142,02 

45,99 

29,64 

-10,11 

6,14 

1982 

153,06 

47,01 

22,51 

8,83 

35,12 

145,79 

46,87 

29,94 

- 7,26 

6,84 

1983 

151,37 

48,33 

22,86 

8,23 

31,40 

150,18 

49,51 

28,79 

- 1,19 

2,73 


*) Einschließlich staatlicher Krankenhäuser und Sonderrechnungen. 

Einschließlich kommunaler Krankenhäuser. 

Quelle; BMF 
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Tabelle 34* 


Kassenmäßige Steuereinnahmen 
Mio DM 





Darunter 

Zeitraum 

Ins- 

gesamt^) 

Lohn- 

steuer 

Veran- 

lagte 

Ein- 

kommen- 

steuer 

Körper- 

schaft- 

steuer 

Steuern 

vom 

Umsatz^) 

Mineral- 

öl- 

steuer 

Tabak- 

steuer 

Ver- 

mögen- 

Steuer 

Kraft- 

fahr- 

zeug- 

steuer 

Ge- 

werbe- 

steuer^) 

1950 


21 089 

1 807 

2 087 

1 449 

4 987 

73 

2 160 

130 

349 

1 247 

1951 


27 292 

2 797 

2 303 

2 273 

7 148 

463 

2 404 

142 

409 

1 963 

1952 


33 234 

3 658 

3 925 

2 780 

8 736 

590 

2 334 

178 

470 

2 623 

1953 


36 537 

3 740 

4 870 

2 990 

9 104 

734 

2 326 

405 

531 

3 097 

1954 

, *) 

38 292 

3 875 

4 588 

3 071 

9 766 

781 

2 304 

620 

599 

3 342 

1955 

42 316 

4 402 

4 352 

3 111 

11 336 

1 136 

2 560 

534 

728 

3 727 

1956 


46 988 

5 402 

4 728 

3 637 

12 437 

1415 

2 781 

758 

837 

4 222 

1957 


50 275 

5 289 

5 879 

4 506 

12 882 

1 642 

2 933 

818 

967 

5 047 

1958 


52 400 

5 932 

5 473 

5 190 

13 507 

1 665 

3 093 

888 

1 082 

5 261 

1959 


58 880 

5 855 

7 323 

5 118 

14 943 

2 145 

3 265 

1 116 

1 216 

6 468 

1960 


68 448 

8 102 

8 963 

6 510 

16 851 

2 664 

3 537 

1 100 

1 475 

7 433 

1961 


78 529 

10 453 

10 817 

7 473 

18 610 

3 325 

3 892 

1 419 

1 678 

8 147 

1962 


86 381 

12 315 

12 218 

7 790 

19 978 

3 699 

4 205 

1 798 

1 888 

8 770 

1963 


91 082 

13 844 

13 451 

7 688 

20 733 

4 139 

4 311 

1673 

2 134 

9 273 

1964 


99 388 

16 092 

14 101 

8 018 

22 581 

6 071 

4 416 

1 931 

2 372 

9 952 

1965 


105 463 

16 738 

14 798 

8 170 

24 814 

7 428 

4 697 

1 880 

2 624 

10 283 

1966 


112 451 

19 055 

16 075 

7 687 

25 877 

8 016 

4 982 

1 994 

2 853 

11 091 

1967 


114 631 

19 558 

15 782 

7 061 

22 500 

9 423 

5 801 

2 421 

3 059 

10 991 

1968 


121 809 

22 080 

16 273 

8553 

25 669 

9 875 

5 992 

2 261 

3 243 

11 584 

1969 


145 288 

27 057 

16 989 

10 895 

34 099 

10 601 

6 233 

2 458 

3 507 

15 386 

1970 


154 137 

35 086 

16 001 

8 717 

38 564 

11 512 

6 537 

2 877 

3 830 

12 117 

1971 


172 409 

42 803 

18 340 

7 167 

43 365 

12 417 

6 863 

3 123 

4 156 

14 118 

1972 


197 003 

49 770 

23 140 

8 495 

47 027 

14 227 

7 826 

2 994 

4 722 

17 023 

1973 


224 803 

61 255 

26 452 

10 887 

49 489 

16 589 

8 872 

3 234 

4 989 

20 312 

1974 


239 581 

71 960 

26 793 

10 403 

51 171 

16 052 

8 952 

3 410 

5 159 

21 568 

1975 


242 068 

71 191 

28 001 

10 054 

54 083 

17 121 

8 886 

3 339 

5 303 

20 897 

1976 


268 076 

80 609 

30 860 

11 840 

58 460 

18 121 

9 379 

3 917 

5 630 

23 334 

1977 


299 444 

90 773 

35 508 

16 830 

62 684 

19 184 

9 803 

4 995 

5 929 

26 482 

1978 


319 101 

92 013 

37 426 

19 824 

73 266 

20 463 

10 459 

4 525 

6 282 

27 329 

1979 


342 823 

97 067 

37 551 

22 912 

84 206 

21 140 

10 701 

4 482 

7 576 

28 384 

1980 


364 991 

111559 

36 796 

21 323 

93 448 

21 351 

11 288 

4 664 

6 585 

27 960 

1981 


370 319 

116 559 

32 928 

20 162 

97 789 

22 180 

11 253 

4 687 

6 593 

26 069 

1982 


378 702 

123 407 

30 602 

21 458 

97 717 

22 835 

12 208 

4 982 

6 689 

26 103 

1983 


396 576 

128 889 

28 275 

23 675 

105 871 

23 338 

13 881 

4 992 

6 984 

26 184 

1981 1. Vj. 

87 605 

25 533 

9 246 

5 081 

25 893 

3 236 

1 622 

1 081 

1 411 

6 334 

2.Vj. 

86 212 

25 202 

7 260 

5 064 

23 289 

5 140 

2 881 

1 112 

1665 

6 651 

3.Vj. 

93 301 

30 946 

7 651 

4 619 

23 185 

6 048 

2 765 

1 170 

1944 

6 432 

4. Vj. 

103 201 

34 878 

8 771 

5 399 

25 422 

7 756 

3 985 

1 323 

1 574 

6 653 

1982 1. Vj. 

87 952 

27 081 

8 096 

4 982 

25 554 

3 417 

1 770 

1 215 

1470 

6 264 

2. Vj. 

90 337 

27 569 

6 436 

5 330 

24 005 

5 721 

3 178 

1 254 

1813 

6 694 

3. Vj, 

94 619 

31 882 

7 607 

5 416 

22 887 

5 841 

2 722 

1 227 

1 850 

6 520 

4. Vj. 

105 794 

36 875 

8 463 

5 730 

25 272 

7 857 

4 538 

1 286 

1 556 

6 624 

1983 1. Vj. 

91 858 

28 750 

7 629 

5 208 

26 660 

3 579 

2 108 

1 252 

1 603 

6 698 

2. Vj. 

91 665 

28 485 

5 714 

5 819 

24 694 

5 384 

3 342 

1 231 

1915 

6 536 

3. Vj. 

99 914 

32 895 

7 076 

5 315 

25 991 

6 075 

3 658 

1 199 

1 905 

6 443 

4. Vj. 

113 138 

38 758 

7 857 

7 332 

28 527 

8 300 

4 773 

1 310 

1 561 

6 508 

1984 1. Vj. 

99 298 

31 961 

7 083 

5 747 

29 013 

3 646 

2 155 

1 136 

1 746 

7 282 

2. Vj. 

97 186 

30 193 

5 337 

6 790 

26 876 

5 844 

3 423 

1 100 

2 010 

6 941 

3.Vj/) 


34 073 

6 253 

5 873 

26 108 

6 168 

3 608 

1 097 

1942 



Von 1957 bis 1969 ohne buchmäßige Mehreinnahmen aus Regierungskäufen im Ausland; 1970 ohne, ab 1971 einschließlich Zölle auf 
Regierungskäufe im Ausland; von 1969 bis 1971 ohne Vergütungen an die Importeure aufgrund des Absicherungsgesetzes; 1973 und 1974 
ohne Stabilitätszuschlag und Investitionsteuer. 

Bis 1967 Umsatzsteuer, Umsatzausgleichsteuer, Beförderungsteuer; ab 1968 Umsatzsteuer (MWSt) und Einfuhrumsatzsteuer, 1969 bis 1972 
einschließlich Straßengüterverkehrsteuer. 

Einschließlich Lohnsummensteuer. 

*) Ohne Saarland. 

Vorläufige Ergebnisse. Quelle: BMF 
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Tabelle 35* 


Verschuldung der öffentlichen Haushalte 

Mio DM 




Nach Kreditnehmern 

Nach ausgewählten Schuldarten 

Ende 

des 

Zeitraums 

Insge- 

samt^) 





Direktaus- 
leihungen 
der Kredit- 
institute^) 

Darlehen von 
Nichtbanken 

Bund^) 

Länder'^) 

Gemeinden®) 

Anleihen®) 

Sozial- 

versiche- 

rungen®) 

sonstige^) 

1950 

20 634 

7 290 

12 844 

500 


465 

150 

140 

1951 

22 365 

8 220 

13 294 

850 

49 

745 

290 

205 

1952 

24 044 

8 897 

13 717 

1 430 

419 

1 280 

435 

335 

1953 

33 901 

16 726 

14 563 

2 320 

1 126 

2 120 

1 323 

657 

1954 

38 699 

17 894 

15 018 

3 600 

1 678 

2 880 

1 787 

1 059 

1955 

40 943 

17 868 

15 523 

4 670 

2 022 

3 660 

2 019 

1 371 

1956 

41 892 

17 614 

15 741 

5 610 

1 726 

4 340 

2 239 

1 623 

1957 

43 614 

19 723 

13 963 

7 010 

1 780 

5410 

2 433 

1 835 

1958 

46 122 

20 077 

14 708 

8 370 

2 303 

7 575 

2 483 

1 883 

1959 

49 084 

20 986 

14 920 

9 630 

3 058 

9 450 

2 472 

1 998 

1960 

52 182 

22 572 

14 695 

11 169 

3 528 

10 600 

2 667 

2 604 

1961 

56 564 

25 941 

13 903 

12 805 

4 810 

11 693 

4 687 

2 811 

1962 

59 984 

27 256 

13 402 

15 068 

5 700 

13 227 

4 880 

3 235 

1963 

66 687 

30 136 

13 329 

17 686 

7 712 

15 582 

5 066 

4 399 

1964 

73 107 

31 338 

14 291 

21 264 

8 974 

19 656 

5 657 

5 121 

1965 

82 981 

33 017 

17 401 

25 844 

11 195 

24 749 

6 591 

6 339 

1966 

92 291 

35 581 

20 328 

29 465 

12 092 

29 519 

7 245 

7 868 

1967 

107 175 

43 468 

24 188 

31 986 

14 230 

34 114 

8 387 

8 690 

1968 

115 870 

47 192 

26 339 

34 186 

16 074 

42 536 

6 957 

9 221 

1969 

116 141 

45 360 

25 771 

36 663 

16 266 

50 051 

6 101 

9 884 

1970 

125 890 

47 323 

27 786 

40 295 

17 491 

59 523 

5 725 

11 104 

1971 

140 399 

48 764 

33 037 

47 927 

20 249 

70 665 

6 511 

12 592 

1972 

156 063 

55 299 

36 963 

55 984 

24 971 

81 874 

7 374 

14 667 

1973 

167 754 

61 356 

39 462 

63 003 

27 379 

92 077 

14 392 

6 222 

1974 

192 383 

72 138 

47 323 

66 375 

30 940 

107 795 

16 954 

6 969 

1975 

256 389 

108 502 

67 001 

74 411 

40 680 

150 139 

18 426 

7 638 

1976 

296 650 

128 449 

81 805 

79 830 

52 101 

180 932 

12 953 

9 581 

1977 

328 484 

150 150 

89 583 

83 345 

63 498 

195 219 

10 342 

10 925 

1978 

370 811 

^ 177 518 

102 139 

86 700 

69 913 

227 075 

10 144 

11 118 

1979 

413 935 

’ 202 632 

115 900 

90 406 

81 414 

262 087 

10 125 

12 517 

1980 

468 612 

232 320 

137 804 

95 208 

87 428 

305 724 

10 570 

20 801 

1981 

545 617 

273 114 

165 150 

102 639 

89 404 

378 817 

10 691 

23 835 

1982 

614 820 

309 064 

190 622 

109 858 

114 128 

417 144 

10 690 

26 798 

1983 

671 708 

341 444 

212 026 

112 452 

140 464 

437 908 

10 527 

30 085 

1983 Mär 

632 562 

324 489 

192 439 

110 450 

119 648 

421 615 

10 536 

27 627 

Jun 

638 125 

323 934 

198 083 

110 8^0 

123 597 

423 872 

10 557 

28 364 

Sep 

649 804 

331 807 

201 854 

110 850 

130 688 

427 130 

10 548 

28 508 

Dez 

671 708 

341 444 

212 026 

112 452 

140 464 

437 908 

10 527 

30 085 

1984 Mär 

683 228 

349 890 

214 138 

113 200 

151 005 

438 165 

10 286 

31 015 

Jun 

689 966 

353 112 

217 596 

113 000 

155 970 , 

443 994 

10 247 

27 499 


Ohne Verschuldung der Haushalte untereinander. 

Bund, Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen, Auftragsfinanzierung öffa, Länder, Gemeinden. Änderungen der Berichterstattung 
werden in den Fußnoten 3 bis 8 erläutert. 

Ab Ende 1972 einschließlich „Auftragsfinanzierung öffa“ und „Krankenhausfinanzierung“; ab 1980 einschließlich Lastenausgleichsfonds. 

Ab 1978 einschließlich Nettokreditaufnahme für die Wohnungsbauförderungsanstalt des Landes Nordrhein- Westfalen. 

Ab 1973 einschließlich Verschuldung der kommunalen Zweckverbände und der kommunalen Krankenhäuser. Angaben für andere Termine 
als Jahresende geschätzt. 

*) Einschließlich Bundesschatzbriefe und Bundesobligationen; ohne die im Bestand der Emittenten befindlichen Stücke. Ab Dezember 1981 
ohne Kassenobligationen mit einer Laufzeit von über 4 Jahren. 

Im wesentlichen Schuldscheindarlehen. Bis Ende 1973 Bankkredite, ab 1974 einschließlich der bei ausländischen Stellen aufgenommene Darlehen. 
®) Einschließlich Schuldbuchforderungen und Schatzbriefe. Ab 1973 einschließlich Darlehen von öffentlichen Zusatzversorgungseinrichtungen. 
Im wesentlichen Schuldscheindarlehen. Einschließlich der bei ausländischen Stellen aufgenommene Darlehen. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle 36* 

Vermögensbildung und ihre Finanzierung 
Mrd DM 



Inländische nichtfinanzielle Sektoren 

Aus- 

land^) 

Finan- 

zielle 

Sektoren 

zusam- 
men ®) 

Sektoren 

ins- 

'gesamt 

Zeitraum 

private 

Haus- 

halte 

Unternehmen 

Gebiets- 

körper- 

schaften 

Sozial- 

ver- 

sicherung^) 

zu- 

sammen 

einschl.^) 

ohne 

Wohnungs- 

wirtschaft 

W ohnungs Wirtschaft 




I. Ersparnis und Vermögensübertragungen 



1960 

16,11 

27,99 

20,29 

7,70 

14,94 

2,79 

61,83 

- 3,95 

1,27 

59,15 

1961 

19,09 

24,32 

16,49 

7,83 

14,32 

5,10 

62,83 

- 2,32 

2,53 

63,04 

1962 

19,32 

27,52 

20,57 

6,95 

14,79 

3,30 

64,93 

1,29 

1,13 

67,35 


23,00 

22,10 

14,78 

7,32 

15,92 

3,07 

64,09 

- 0,17 

1,40 

65,32 

1964 

28,39 

27,14 

17,93 

9,21 

18,42 

3,77 

77,72 

- 0,17 

1,59 

79,14 

1965 

34,44 

28,02 

18,50 

9,52 

12,46 

3,71 

78,63 

6,62 

2,04 

87,29 

1966 

33,91 

27,58 

16,02 

11,56 

14,79 

3,42 

79,70 

- 0,42 

2,42 

81,70 

1967 

31,93 

29,90 

16,53 

13,37 

10,63 

- 1,00 

71,46 

-10,20 

1,90 

63,16 

1968 

38,64 

33,53 

19,51 

14,02 

14,32 

- 0,32 

86,17 

-11,57 

2,24 

76,84 

1969 

45,46 

29,73 

19,47 

10,26 

26,36 

1,14 

102,69 

- 7,81 

3,12 

98,00 

1970 

54,67 

32,68 

21,11 

11,57 

22,88 

6,49 

116,72 

- 3,00 

4,51 

118,22 

1971 

60,01 

30,95 

14,32 

16,63 

21,51» 

7,44 

119,91 

- 1,57 

4,74 

123,08 

1972 

69,60 

30,67 

15,89 

14,78 

16,50 

8,81 

125,58 

- 2,42 

5,45 

128,61 

1973 

72,28 

27,38 

16,27 

11,11 

27,71 

13,79 

141,16 

-11,08 

7,09 

137,17 

1974 

83,24 

20,88 

3,42 

17,46 

17,18 

4,76 

126,06 

-26,22 

11,41 

111,25 

1975 

96,38 

14,55 

1,36 

13,19 

-21,51 

- 2,40 

87,02 

- 9,73 

9,68 

86,97 

1976 

87,15 

30,80 

17,11 

13,69 

- 6,64 

1,21 

112,52 

- 8,40 

10,14 

114,26 

1977 

83,41 

28,73 

19,05 

9,68 

6,97 

- 3,22 

115,89 

- 7,90 

11,47 

119,46 

1978 

86,04 

44,98 

43,26 

1,72 

5,51 

- 1,75 

134,78 

-16,90 

14,01 

131,89 

1979 

97,73 

42,58 

44,30 

1,72 

3,32 

0,23 

143,86 

13,51 

17,73 

175,10 


107,91 

24,01 

20,22 

3,79 

- 3,57 

3,31 

131,66 

30,86 

21,04 

183,56 

1981 . 

121,67 

1,10 

- 3,98 

5,08 

-23,65 

6,48 

105,60 

15,54 

23,96 

145,10 

1982 1 

116,62 

10,48 

- 1,29 

11,77 

-26,72 

8,24 

108,62 

- 6,53 

22,74 

124,83 

1983 \ ') 

102,25 

35,52 

32,30 

3,22 

-14,03 

0,84 

124,58 

- 9,08 

25,30 

140,80 

1984 l.Hj. J 

49,64 

22,40 

17,87 

4,53 

- 4,30 

- 4,36 

63,38 

1,65 

0,93 

65,96 




IL 

Nettoinvestitionen (Sachvermögensbildung) 



1960 



49,82 

32,51 

17,31 

8,41 

0,19 

58,42 

— 

0,73 

59,15 

1961 

— 

51,92 

32,94 

18,98 

10,06 

0,14 

62,12 

— 

0,92 

63,04 

1962 

— 

53,48 

33,05 

20,43 

12,67 

0,21 

66,36 

— 

0,99 

67,35 

1963 

— 

48,77 

27,73 

21,04 

15,33 

0,21 

64,31 

— 

1,01 

65,32 

1964 

— 

58,88 

34,06 

24,82 

18,95 

0,19 

78,02 

— 

1,12 

79,14 

1965 

— 

67,02 

40,36 

26,66 

18,72 

0,20 

85,94 

— 

1,36 

87,29 

1966 

— 

61,11 

32,77 

28,34 

18,78 

0,27 

80,16 

— 

1,54 

81,70 

1967 

— 

45,09 

17,76 

27,33 

16,34 

0,26 

61,69 

— 

1.47 

63,16 

1968 

— 

56,97 

29,61 

27,36 

18,00 

0,20 

75,17 

— 

1,67 

76,84 

1969 

— 

74,94 

46,80 

28,14 

20,78 

0,21 

95,93 

— 

2,08 

98,00 

1970 

— 

87,98 

55,94 

32,04 

27,76 

0,26 

116,00 

— 

2,22 

118,22 

1971 

— 

90,45 

50,61 

39,84 

29,84 

0,28 

120,57 

— 

2,51 

123,08 

1972 

— 

95,99 

47,17 

48,82 

29,34 

0,34 

125,67 

— 

2,94 

128,61 

1973 



103,59 

51,56 

52,03 

29,86 

0,62 

134,07 

— 

3,10 

137,17 

1974 

— 

72,68 

29,61 

43,07 

34,32 

0.59 

107,59 

— 

3,66 

111,25 

1975 

— . 

48,63 

12,56 

36,07 

34,07 

0,58 

83,28 

— 

3,69 

86,97 

1976 

— 

77,41 

37,10 

40,31 

32,76 

0,50 

110,67 

— 

3,59 

114,26 

1977 

— 

83,28 

39,98 

43,30 

32,49 

0,51 

116,28 

— 

3,18 

119,46 

1978 

— 

93,19 

46,45 

46,74 

35,71 

0,48 

129,38 

— 

2,51 

131,89 

1979 

— 

131,59 

76,82 

54,77 

40,84 

0,49 

172,92 

— . 

2,19 

175,10 

1980 

— 

133,74 

71,81 

61,93 

45,88 

0,49 

180,11 

— 

3,45 

183,56 

1981 



99,44 

40,39 

59,05 

41,34 

0,88 

141,66 

— 

3,45 

145,10 

1982 1 

— 

84,06 

29,41 

54,65 

35,59 

0,96 

120,61 

— 

4,22 

124,83 

1983 \ *) 



102,85 

43,65 

59,20 

31,58 

0,92 

135,35 

— 

5,45 

140,80 

1984 1. Hj. J 

— 

51,48 

24,01 

27,47 

12,11 

0,35 

63,94 

— 

2,02 

65,96 





HI. Geldvermögensbildung 




1960 

17,60 

6,75 

6,25 

0,81 

9,50 

2,67 

35,96 

8,35 

34,80 

79,12 

1961 

20,41 

9,82 

9,84 

0,27 

9,52 

4,77 

42,52 

3,60 

41,71 

87,83 

1962 

21,53 

5,80 

6,53 

- 0,42 

5,70 

3,04 

35,72 

5,02 

33,02 

73,76 

1963 

24,45 

8,67 

8,86 

0,22 

7,03 

2,86 

42,42 

7,32 

41,46 

91,20 

1964 

29,72 

10,54 

10,57 

0,45 

6,38 

3,58 

49,18 

8,02 

42,85 

100,05 

1965 

36,28 

11,56 

12,06 

- 0,04 

3,37 

3,54 

53,25 

10,33 

47,88 

111,46 

1966 

34,59 

8,53 

8,76 

0,33 

4,73 

3,19 

49,59 

7,83 

46,26 

103,67 

1967 

33,75 

18,71 

18,95 

0,28 

10,25 

- 1,12 

59,98 

4,68 

60,05 

124,71 

1968 

42,06 

17,88 

17,54 

0,62 

8,41 

- 0,61 

68,44 

12,99 

78,54 

159,97 

1969 

50,58 

19,21 

19,89 

- 0,32 

6,89 

0,86 

78,15 

12,27 

81,48 

171,90 

1970 

59,02 

22,76 

23,54 

- 0,56 

4,12 

6,21 

91,74 

33,37 

102,22 

227,33 

1971 

67,22 

30,47 

30,71 

0,11 

7.14 

7,24 

110,03 

21,62 

113,23 

244,88 


Bei der Summenbildung wurden innersektorale Ströme nicht mitaddiert. — Einschließlich Lastenausgleichsfonds und ERP-Sondervermögen. 

Einschließlich Zusatzversorgungsanstalten öffentlicher Stellen. — Einschließlich DDR. 
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Vermögensbildung und ihre Finanzierung 
Mrd DM 


noch Tabelle 36* 






Inländische nichtfinanzielle Sektoren 



Finan- 


Zeitraum 


private 

Haus- 


Unternehmen 

Gebiets- 

körper- 

Sozial- 

ver- 


Aus- 

zielle 

Sektoren 

zusam- 

Sektoren 
ins- 
gesamt ^) 


einschl.^) 

ohne 


zu- 

sammen^) 

land^) 



halte 

Wohnungswirtschaft 


schäften^) 

Sicherung®) 


men^)®) 

1972 


80,04 

35,41 

35,32 

_noch: m. Geldvermögensbildung 

0,64 3,93 8,55 125,96 

19,70 

137,56 

283,22 

1973 


77,56 

25,21 

24,99 

0,75 

17,83 

13,04 

129,72 

26,65 

131,44 

287,81 

1974 


83,64 

33,15 

33,89 

- 0,36 

8,22 

4,20 

127,68 

16,33 

116,03 

260,04 

1975 


104,03 

31,53 

31,86 

- 0,14 

13,96 

-0,47 

141,86 

28,34 

166,68 

336,89 

1976 


101,77 

45,17 

44,68 

0,55 

2,34 

0,67 

154,99 

36,86 

157,57 

349,41 

1977 


98,56 

40,17 

39,01 

1,00 

9,41 

-3,70 

146,49 

30,10 

167,30 

343,89 

1978 


104,46 

51,62 

49,84 

1,50 

12,54 

-2,16 

168,07 

40,28 

225,01 

433,36 

1979 


118,20 

44,70 

42,54 

1,80 

4,38 

-0,32 

167,59 

41,24 

185,99 

394,82 

1980 


120,34 

39,98 

37,71 

2,00 

5,19 

2,90 

168,98 

60,35 

188,70 

418,03 

1981 


128,96 

54,36 

52,14 

2,00 

12,35 

5,67 

201,50 

64,47 

216,32 

482,29 

1982 


125,86 

49,31 

46,82 

2,20 

5,85 

7,13 

188,40 

34,50 

202,87 

425,77 

1983 


114,49 

67,43 

64,36 

2,80 

11,51 

-0,03 

193,17 

27,10 

212,11 

432,38 

1984 1. Hj. , 

55,61 

18,07 

20,96 

- 0,80 

1,79 

^,59 

71,12 

24,84 

55,60 

151,56 

1960 


1,49 

28,58 

18,47 

IV. Kreditaufnahme und Aktienemission 
10,42 2,97 0,07 32,55 

12,30 

34,26 

79,12 

1961 


1,32 

37,41 

26,28 

11,42 

5,26 

-0,19 

41,80 

5,92 

40,11 

87,83 

1962 


2,21 

31,76 

19,01 

13,06 

3,58 

-0,05 

37,15 

3,73 

32,88 

73,76 

1963 


1,45 

35,34 

21,81 

13,94 

6,44 

0,00 

42,64 

7,49 

41,08 

91,20 

1964 


1,33 

42,28 

26,70 

16,06 

6,91 

0,00 

49,48 

8,19 

42,38 

100,05 

1965 


1,84 

50,55 

33,91 

17,10 

9,63 

0,03 

60,55 

3,71 

47,19 

111,46 

1966 


0,68 

42,06 

2,5,51 

17,11 

8,72 

0,04 

50,05 

8,25 

45,38 

103,67 

1967 


1,82 

33,90 

20,18 

14,24 

15,96 

0,14 

50,21 

14,88 

59,62 

124,71 

1968 


3,42 

41,32 

27,64 

13,96 

12,09 

-0,09 

57,44 

24,56 

77,98 

159,97 

1969 


5,12 

64,41 

47,22 

17,56 

1,31 

-0,07 

71,38 

20,08 

80,43 

171,90 

1970 


4,35 

78,07 

58,38 

19,91 

9,00 

-0,02 

91,02 

36,37 

99,94 

227,33 

1971 


7,21 

89,97 

67,00 

23,32 

15,47 

0,08 

110,70 

23,19 

111,00 

244,88 

1972 


10,44 

100,73 

66,60 

34,68 

16,77 

0,08 

126,05 

22,12 

135,05 

283,22 

1973 


5,28 

101,43 

60,28 

41,67 

19,98 

-0,13 

122,63 

37,73 

127,45 

287,81 

1974 


0,40 

84,95 

60,08 

25,25 

25,36 

0,02 

109,22 

42,55 

108,27 

260,04 

1975 


7,65 

65,61 

43,07 

22,74 

69,54 

2,51 

138,12 

38,07 

160,69 

336,89 

1976 


14,62 

91,78 

64,67 

27,17 

41,74 

-0,04 

153,14 

45,26 

151,02 

349,41 

1977 


15,15 

94,73 

59,95 

34,62 

34,94 

0,03 

146,88 

38,00 

159,01 

343,89 

1978 


18,42 

99,83 

53,03 

46,52 

42,75 

0,06 

162,67 

57,18 

213,50 

433,36 

1979 


20,47 

133,70 

75,05 

58,29 

41,90 

-0,05 

196,64 

27,73 

170,45 

394,82 

1980 


12,43 

149,72 

89,30 

60,14 

54,63 

0,09 

217,44 

29,49 

171,10 

418,03 

1981 


7,29 

152,70 

' 96,51 

55,97 

77,34 

0,07 

237,55 

48,93 

195,81 

482,29 

1982 1 


9,24 

122,88 

77,52 

45,08 

68,16 

-0,15 

200,38 

41,03 

184,35 

425,77 

1983 


12,24 

134,76 

75,72 

58,78 

57,12 

0,05 

203,94 

36,18 

192,26 

432,38 

1984 1. Hj. J 

5,97 

47,14 

27,09 

22,14 

18,20 

0,12 

71,68 

23,19 

56,70 

151,56 

1960 


16,11 

- 21,83 

V. Finanzierungssaldo 
-12,22 - 9,61 6,53 

(= I. ./. II 
2,60 

oder m. ./. IV.) 

3,41 - 3,95 

0,54 


1961 


19,09 

- 27,60 

-16,45 

-11,15 

4,26 

4,96 

0,71 

- 2,32 

1,61 

— 

1962 


19,32 

- 25,96 

-12,48 

-13,48 

2,12 

3,09 

- 1,43 

1,29 

0,14 

— 

1963 


23,00 

- 26,67 

-12,95 

-13,72 

0,59 

2,86 

- 0,22 

- 0,17 

0,39 

— 

1964 


28,39 

- 31,74 

-16,13 

-15,61 

- 0,53 

3,58 

- 0,30 

- 0,17 

0,47 

— 

1965 


34,44 

- 39,00 

-21,86 

-17,14 

- 6,26 

3,51 

- 7,31 

6,62 

0,69 

— 

1966 


33,91 

- 33,53 

-16,75 

-16,78 

- 3,99 

3,15 

- 0,46 

- 0,42 

0,88 

— 

1967 


31,93 

- 15,19 

- 1,23 

-13,96 

- 5,71 

-1,26 

9,77 

-10,20 

0,43 

— 

1968 


38,64 

- 23,44 

-10,10 

-13,34 

- 3,68 

-0,52 

11,00 

-11,57 

0,57 

— 

1969 


45,46 

- 45,21 

-27,33 

-17,88 

5,58 

0,93 

6,77 

- 7,81 

1,05 

— 

1970 


54,67 

- 55,31 

-34,84 

-20,47 

-.4,88 

6,23 

0,71 

- 3,00 

2,29 

— 

1971 


60,01 

- 59,50 

-36,29 

-23,21 

- 8,33 

7,16 

- 0,66 

- 1,57 

2,23 

— 

1972 


69,60 

- 65,32 

-31,28 

-34,04 

-12,84 

8,47 

- 0,09 

- 2,42 

2,51 

— 

1973 


72,28 

- 76,21 

-35,29 

^0,92 

- 2,15 

13,17 

7,09 

-11,08 

3,99 

— 

1974 


83,24 

- 51,80 

-26,19 

-25,61 

-17,14 

4,17 

18,47 

-26,22 

7,75 

— 

1975 


96,38 

- 34,08 

-11,20 

-22,88 

-55,58 

-2,98 

3,74 

- 9,73 

5,99 

— 

1976 


87,15 

- 46,61 

-19,99 

-26,62 

-39,40 

0,71 

1,85 

- 8,40 

6,55 

— 

1977 


83,41 

- 54,56 

-20,94 

-33,62 

-25,52 

-3,73 

- 0,40 

- 7,90 

8,30 

— 

1978 


86,04 

- 48,21 

- 3,19 

^5,02 

-30,20 

-2,23 

5,40 

-16,90 

11,50 

— 

1979 


97,73 

- 89,00 

-32,51 

-56,49 

-37,52 

-0,26 

-29,05 

13,51 

15,54 

— 

1980 


107,91 

-109,74 

-51,60 

-58,14 

^9,45 

2,82 

^8,46 

30,86 

17,60 

— 

1981 


121,67 

- 98,34 

^4,37 

-53,97 

-64,99 

5,60 

-36,06 

15,54 

20,52 

— 

1982 


116,62 

- 73,58 

-30,70 

^2,88 

-62,31 

7,28 

-11,99 

- 6,53 

18,52 

— 

1983 

■') 

102,25 

- 67,34 

-11,36 

-55,98 

-15,61 

-0,08 

-10,78 

- 9,08 

19,86 

— 

1984 l.Hj. J 

49,64 

- 29,08 

- 6,14 

-22,94 

-16,41 

^,71 

- 0,56 

1,65 

- 1,09 

— 


'*) Banken, Bausparkassen, Versicherungen (einschließlich Pensionskassen). — ®) Vorläufige Ergebnisse. — ’) Bruttoinvestitionen abzüglich 
Abschreibungen. — ®) Finanzierungsüberschuß bzw. -defizit (-) oder Nettoveränderungen der Forderungen bzw. Verpflichtungen. 


Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle 37* 


Entwicklung der Geldbe 

Veränderung gegenüber dem 


Zeitraum 

I. Kredite an inländische Nichtbanken 

II. Netto-Forderungen 
gegenüber dem Ausland^) 

insgesamt 

Deutsche 

Bimdes- 

bank 

Kreditinstitute 

insgesamt 

Deutsche 

Bundes- 

bank 

Kreditinstitute 

zu- 

sammen^) 

Unter- 

nehmen 

und 

Privat- 

personen 

öffent- 

liche 

Haus- 

halte 

zusammen 

darunter 
mittel- 
und lang- 
fristig 

1963 


26,81 

+ 0,98 

+ 25,83 

+ 

22,37 

+ 3,45 

+ 3,30 

+ 2,71 

+ 0,59 

+ 1,25 

1964 


30,19 

-1,03 

+ 31,22 

+ 

25,14 

+ 6,09 

+ 1,67 

+ 0,43 

+ 1,24 

+ 1,32 

1965 

■f 

34,17 

-0,43 

+ 34,61 

+ 

27,54 

+ 7,06 

+ 0,47 

- 1,31 

+ 1,79 

+ 1,24 

1966 

•f 

28,20 

+0,29 

+ 27,91 

+ 

21,56 

+ 6,36 

+ 3,62 

+ 1,90 

+ 1,72 

+ 1,14 

1967 

+ 

32,89 

+0,67 

+ 32,22 

+ 

18,33 

+ 13,89 

+ 6,28 

- 0,17 

+ 6,45 

+ 1,62 

1968 

+ 

40,02 

-2,05 

+ 42,06 

+ 

30,90 

+ 11,17 

+ 10,93 

+ 6,57 

+ 4,36 

+ 6,76 

1969 


53,48 

+0,67 

+ 52,81 

+ 

51,22 

+ 1,59 

- 2,45 

-10,28 

+ 7,83 

+ 12,00 

1970 


50,53 

-0,24 

+ 50,77 

+ 

43,81 

+ 6,97 

+ 14,23 

+21,60 

- 7,36 

- 0,29 

1971 

+ 

69,05 

-0,63 

+ 69,68 

+ 

59,52 

+ 10,16 

+ 11,52 

+ 15,91 

- 4,40 

- 3,28 

1972 

+ 

86,41 

-2,07 

+ 88,48 

+ 

78,22 

+ 10,26 

+ 8,66 

+ 15,49 

- 6,83 

- 6,39 

1973 


67,55 

+2,37 

+ 65,18 

+ 

54,59 

+ 10,59 

+23,48 

+ 26,49 

- 3,01 

- 7,71 

1974 


59,77 

-1,48 

+ 61,25 

+ 

41,18 

+20,07 

+ 13,19 

- 1,90 

+ 15,09 

+ 5,54 

1975 


85,51 

+ 6,62 

+ 78,89 

+ 

30,87 

+48,02 

+ 16,84 

- 2,22 

+ 19,06 

+ 15,90 

1976 


91,21 

-5,10 

+ 96,31 

+ 

65,76 

+ 30,55 

+ 8,27 

+ 8,74 

- 0,48 

+ 6,84 

1977 


94,18 

-1,62 

+ 95,80 

+ 

69,11 

+ 26,69 

+ 10,15 

+ 10,49 

- 0,34 

+ 8,25 

1978 

+ 125,37 

+ 2,78 

+ 122,59 

+ 

87,86 

+ 34,73 

+ 7,09 

+ 19,77 

-12,68 

- 1,88 

1979 

+ 138,95 

-1,95 

+ 140,91 

+ 112,38 

+ 28,53 

-21,84 

- 4,85 

-16,98 

-12,14 

1980 

+ 126,32 

+ 3,89 

+ 122,43 

+ 100,78 

+ 21,65 

-10,58 

-27,93 

+ 17,35 

+ 7,35 

1981 

+ 132,04 

+2,12 

+ 129,92 

+ 

82,41 

+47,51 

+ 11,87 

- 3,22 

+ 15,09 

+ 3,48 

1982 

+ 104,44 

-1,68 

+ 106,12 

+ 

66,16 

+ 39,96 

+ 4,48 

+ 3,07 

+ 1,41 

+ 10,23 

1983 

+ 113,19 

+ 1,89 

+ 111,29 

+ 

92,02 

+ 19,28 

+ 1,21 

- 4,07 

+ 5,28 

+ 8,08 

1981 1. Vj. 

+ 

19,45 

-0,86 

+ 20,31 

+ 

15,48 

+ 4,83 

- 2,56 

+ 1,15 

- 3,71 

+ 0,31 

2. Vj. 

+ 

32,78 

-0,68 

+ 33,46 

+ 

23,39 

+ 10,07 

+ 10,03 

+ 5,06 

+ 4,97 

+ 2,14 

3.Vj. 

+ 

30,66 

+0,06 

+ 30,60 

+ 

16,65 

+ 13,96 

+ 1,30 

- 1,70 

+ 3,00 

- 1,49 

4. Vj. 

+ 

49,15 

+ 3,60 

+ 45,55 

+ 

26,90 

+ 18,65 

+ 3,10 

- 7,73 

+ 10,83 

+ 2,53 

1982 1. Vj. 

+ 

8,65 

+0,24 

+ 8,41 

- 

0,90 

+ 9,31 

- 0,23 

- 0,44 

+ 0,20 

+ 5,48 

2. Vj. 

+ 

21,41 

-1,88 

+ 23,29 

+ 

20,57 

+ 2,72 

+ 0,87 

+ 1,13 

- 0,27 

+ 2,71 

3.Vj. 

+ 

25,67 

-0,53 

+ 26,20 

+ 

17,74 

+ 8,47 

- 2,22 

- 0,43 

- 1,79 

- 0,11 

4. Vj. 

+ 

48,71 

+ 0,49 

+ 48,22 

+ 

28,76 

+ 19,46 

+ 6,06 

+ 2,80 

+ 3,26 

+ 2,15 

1983 1. Vj. 

+ 

4,35 

+5,18 

- 0,84 

- 

5,08 

+ 4,24 

+ 6,74 

+ 12,40 

- 5,66 

+ 3,79 

2. Vj. 

+ 

30,57 

-3,03 

+ 33,61 

+ 

30,22 

+ 3,39 

- 9,05 

-13,71 

+ 4,66 

+ 2,87 

3.Vj. 

+ 

25,71 

-0,21 

+ 25,93 

+ 

25,41 

+ 0,52 

- 5,03 

- 2,44 

- 2,59 

- 1,25 

4. Vj. 

+ 

52,55 

-0,05 

+ 52,60 

+ 

41,47 

+ 11,13 

+ 8,54 

- 0,32 

+ 8,86 

+ 2,66 

1984 1. Vj. 

- 

0,99 

- 0,99 

- 0,00 

+ 

6,20 

- 6,21 

+ 7,11 

+ 6,81 

+ 0,30 

- 1,08 

2. Vj. 

+ 

27,92 

- 0,92 

+ 28,84 

+ 

25,91 

+ 2,93 

- 1,78 

- 0,70 

- 1,08 

+ 4,58 

3.Vj. 

+ 

33,13 

- 0,85 

+ 33,98 

+ 

24,96 

+ 9,02 

- 8,82 

- 7,24 

- 1,58 

+ 1,16 


Kreditinstitute einschließlich Bundesbank. 

Einschließlich Wertpapiere. 

Enthält kurz-, mittel- und langfristige Positionen einschließlich Wertpapiertransaktionen mit dem Ausland sowie einschließlich der Entwick- 
lungshilfekredite der Kreditanstalt für Wiederaufbau. 

'*) Ohne Termingelder mit Befristung bis unter 4 Jahren und ohne Spareinlagen mit gesetzlicher Kündigungsfrist. 
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Tabelle 37* 

stände im Bilanzzusanunenhang 
vorangegangenen Zeitraum in Mrd DM 


in. Geldkapitalbildung 
bei den Kreditinstituten 
aus inländischen Quellen^) 



IV. 

Zentral- 

bank- 

einlagen 

inlän- 

discher 

öffent- 

licher 

Haus- 

halte 


V. 

Sonstige 

Ein- 

flüsse^) 



VI. Geldvolumen M 3 (Saldo I + II - m - IV - 


Geldvolumen M 2 


Geld- 
volumen 
Ml 
(Bar- 
geldum- 
lauf und 
Sichtein- 
lagen)®) 


Termingelder 
mit Befristung 
unter 4 Jahren 
(Quasigeld) 

darunter 
zu- unter 

ammen 3 

Monaten 



+ 15,43 

+ 

4,77 

+ 4,13 

- 

0,61 

+ 

1,90 

+ 13,38 

+ 5,96 

+ 4,41 

+ 1,55 

+ 0,47 

+ 7,42 

1963 

+ 17,92 

+ 

4,63 

+ 4,82 

- 

0,85 

+ 

0,66 

+ 14,13 

+ 6,43 

+ 5,40 

+ 1,03 

+ 0,66 

+ 7,71 

1964 

+ 16,69 

+ 

3,74 

+ 5,13 

- 

1,11 

+ 

1,83 

+ 17,23 

+ 6,10 

+ 5,57 

+ 0,53 

- 0,07 

+ 11,13 

1965 

+ 15,90 

+ 

3,22 

+ 7,81 

- 

0,53 

+ 

1,49 

+ 14,96 

+ 6,50 

+ 1,09 

+ 5,40 

- 0,58 

+ 8,46 

1966 

+ 14,63 

+ 

2,55 

+ 8,49 

+ 

0,29 

+ 

0,91 

+23,35 

+ 14,19 

+ 8,31 

+ 5,88 

+ 3,22 

+ 9,16 

1967 

+ 19,74 

+ 

1,49 

+ 11,03 

+ 

1,19 

+ 

0,88 

+29,14 

+ 18,15 

+ 5,53 

+ 12,62 

+ 1,69 

+ 10,99 

1968 

+26,29 

+ 

5,52 

+ 13,26 

+ 

0,44 

+ 

1,42 

+22,88 

+ 14,55 

+ 5,96 

+ 8,59 

+ 5,24 

+ 8,33 

1969 

+ 27,79 

+ 

4,26 

+ 12,94 

+ 

4,09 

+ 

8,91 

+ 23,98 

+ 16,41 

+ 8,69 

+ 7,72 

+ 13,61 

+ 7,57 

1970 

+32,65 

+ 

7,07 

+ 14,73 

+ 

4,20 

+ 

5,00 

+38,71 

+24,97 

+13,24 

+ 11,72 

+ 8,91 

+ 13,75 

1971 

+47,00 

+ 

8,68 

+ 20,62 

- 

3,85 

+ 

4,78 

+47,14 

+33,51 

+ 17,55 

+ 15,96 

+ 6,58 

+ 13,64 

1972 

+45,64 

+ 10,22 

+ 17,52 

+ 

4,22 

+ 

7,17 

+34,00 

+31,94 

+ 2,57 

+29,37 

+22,78 

+ 2,05 

1973 

+34,46 

+ 

7,95 

+ 13,35 

+ 

0,44 

+ 

2,88 

+35,18 

+ 13,68 

+ 15,50 

- 1,82 

+ 7,30 

+ 21,49 

1974 

+ 61,34 

+ 

9,41 

+34,81 

+ 

1,41 

+ 

1,17 

+38,43 

- 0,40 

+ 21,40 

-21,79 

-17,24 

+38,82 

1975 

+59,12 

+ 11,45 

+22,65 

- 

L 0,22 

+ 

9,57 

+41,01 

+ 18,92 

+ 6,88 

+ 12,04 

+ 2,71 

+22,09 

1976 

+42,92 

+ 13,65 

+ 14,24 

- 

0,82 

+ 

3,28 

+ 58,95 

+33,47 

+21,09 

+ 12,38 

+ 9,69 

+25,47 

1977 

+54,80 

+ 17,01 

+ 17,98 

+ 

2.51 

+ 10,36 

+64,78 

+43,50 

+29,74 

+ 13,75 

+ 2,27 

+ 21,29 

1978 

+ 75,77 

+ 18,68 

+ 18,11 

- 

1,69 

+ 

3,80 

+39,25 

+ 30,95 

+ 9,86 

+ 21,09 

+ 18,24 

+ 8,29 

1979 

+61,68 

+ 14,57 

+ 15,89 

- 

1,92 

+ 13,20 

+42,78 

+ 33,96 

+ 9,35 

+ 24,62 

+33,16 

+ 8,81 

1980 

+86,01 

+ 13,77 

+ 11,94 

- 

0,25 

+ 22,03 

+36,13 

+37,39 

- 2,16 

+ 39,54 

+ 23,51 

- 1,25 

1981 

+46,49 

+ 

7,22 

+ 16,21 

+ 

0,49 

+ 

7,17 

+54,77 

+ 24,02 

+ 17,74 

+ 6,28 

+ 12,08 

+30,76 

1982 

+67,14 

+ 27,24 

+ 11,03 

+ 

0,90 

+ 

1,00 

+45,35 

+ 13,14 

+22,73 

- 9,58 

- 9,38 

+32,20 

1983 

+23,18 

+ 

3,02 

- 4,30 

+ 

4,61 

+ 13,25 

-24,14 

-19,11 

-24,96 

+ 5,85 

- 0,75 

- 5,04 

1981 1. Vj . 

+23,04 

+ 

2,95 

+ 0,30 

- 

2,30 

+ 

9,32 

+ 12,74 

+ 22,19 

+ 10,04 

+ 12,15 

+ 6,34 

- 9,45 

2. Vj . 

+ 15,43 

+ 

3,70 

- 1,44 

+ 

4,58 

+ 

9,08 

+ 2,88 

+ 7,89 

- 8,23 

+ 16,11 

+ 11,31 

- 5,01 

3. Vj . 

+24,36 

+ 

4,10 

+ 17,38 


7,14 


9,63 

+44,66 

+26,42 

+20,98 

+ 5,43 

+ 6,61 

+ 18,24 

4, Vj , 

+ 13,99 

+ 

1,00 

- 1,70 

+ 

1,46 

+ 

6,93 

-13,96 

-18,12 

-17,68 

- 0,44 

+ 2,77 

+ 4,16 

1982 1. Vj . 

+ 8,08 

+ 

2,52 

+ 3,69 

- 

0,08 

+ 

0,63 

+ 13,64 

+ 13,31 

+ 13,09 

+ 0,22 

+ 1,34 

+ 0,34 

2, Vj , 

+ 0,36 

- 

1,70») 

- 2,58 

+ 

4,00 

+ 12,71 

+ 6,39 

+ 3,95 

- 2,26 

+ 6,20 

+ 7,35 

+ 2,44 

3, Vj . 

+ 24,05 

+ 

5,39 

+ 16,80 

- 

4,89 

- 

13,09 

+48,70 

+ 24,88 

+24,58 

+ 0,30 

+ 0,62 

+23,82 

4. Vj . 

+ 12,18 

+ 

5,90 

- 3,37 

+ 

0,42 

+ 10,49 

-12,01 

-24,17 

- 9,64 

-14,52 

-11,53 

+ 12,16 

1983 1. Vj . 

+ 18,28 

+ 

7,01 

+ 3,38 

+ 

1,01 

- 

4,68 

+ 6,92 

+ 7,00 

+ 14,46 

- 7,46 

- 6,13 

- 0,08 

2. Vj . 

+ 6,34 

+ 

6,29 

- 4,47 

+ 

0,96 

■ + 

7,20 

+ 6,20 

+ 2,31 

- 3,91 

+ 6,22 

+ 5,25 

+ 3,89 

3. Vj . 

+30,35 

+ 

8,04 

+ 15,50 

- 

1,49 

- 

12,00 

+44,24 

+28,01 

+21,82 

+ 6,19 

+ 3,03 

+ 16,23 

4. Vj . 

+28,25 

+ 

6,22 

+ 3,28 

+ 

1,95 

+ 

5,46 

-29,55 

-29,64 

-23,25 

- 6,38 

- 6,74 

+ 0,08 

1984 1. Vj . 

+ 16,02 

+ 

5,74 

+ 3,27 

+ 

0,62 

- 

2,80 

+ 12,30 

+ 16,01 

+ 10,26 

+ 5,76 

+ 6,46 

- 3,72 

2. Vj , 

+ 6,83 

+ 

4,73 

- 0,26 

+ 

2,34 

+ 

7,52 

+ 7,62 

+ 8,02 

- 1,36 

+ 9,39 

+ 3,16 

- 0,41 

3. Vj , 


®) Einschließlich Inhaberschuldverschreibungen im Umlauf (netto) bereinigt um den Saldo der Transaktionen mit dem Ausland sowie ein- 
schließlich Kapital und Rücklagen. 

®) Einschließlich Sparbriefe. 

^) Saldo der übrigen Positionen der Konsolidierten BUanz des Bankensystems (von 1972 bis 1976 einschließlich Guthaben auf Sonderkonten 
Bardepot). 

®) Bargeldumlauf ohne Kassenbestände der Kreditinstitute, jedoch einschließlich der im Ausland befindlichen DM-Noten und -Münzen. 

®) Rückgang um 3,7 Mrd DM durch Sonderaktionen der öffentlichen Hand (Gegenposten unter ,, Sonstigen Einflüssen“). 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle 38* 


Zahlungsmittelbestände und Kredite 
MrdDM. 


Geldvolumen M 1 


Zahlungsmittelbestände 
Geldvolumen M 2 


Kredite der Kreditinstitute 


Geldvolumen M 3^) 


Ende 

ins- 

gesamt 

davon 

ins- 

gesamt 

darunter 

ins- 

gesamt 

darunter 

an inländische 

an 

Bargeld- 

Sicht- 

einlagen 

inlän- 

Quasigeldbestände 

Spar- 

Unternehmen 
und Privat- 
personen 

des 

Zeit- 

raums 

zu- 

sammen 

darunter 

mit Befri- 

einlagen 

mit 

gesetz- 

öffent- 

liche 

Haus- 



Umlauf^) 

discher 
Nicht- 
banken ^) 


stung 
bis unter 
3 Mona- 
ten 


licher 

Kündi- 

gungs- 

frist 

ins- 

gesamt®) 

darunter 

kurz- 

fristig®) 

halte 

1955 

31,46 

14,04 

17,42 

42,54 

11,08 

1,86 



66,95 

29,28 

15,88 

1956 7^ 

33,87 

14,88 

19,00 

47,44 

13,56 

2,70 

. • 

, 

76,03 

30,81 

17,25 

1957 ' ^ 

37,70 

16,46 

21,24 

54,84 

17,14 

3,20 

73,28 

18,44 

84,11 

33,08 

18,85 

1958 

42,46 

17,94 

24,52 

60,40 

17,94 

3,20 

83,25 

22,85 

93,89 

33,45 

21,45 

1959 

47,66 

19,38 

28,27 

67,63 

19,97 

3,32 

96,68 

29,05 

110,39 

36,36 

24,95 

1960 

51,07 

20,82 

30,25 

72,69 

21,62 

3,61 

107,18 

34,49 

140,43 

41,84 

27,24 

1961 

58,71 

23,19 

35,52 

82,17 

23,47 

3,94 

123,02 

40,85 

162,76 

48,12 

28,76 

1962 

63,35 

24,23 

39,12 

88,54 

25,19 

4,10 

135,78 

47,23 

184,45 

51,42 

30,87 

1963 

67,76 

25,50 

42,26 

94,51 

26,75 

4,57 

149,15 

54,65 

206,66 

55,36 

34,53 

1964 

73,04 

27,88 

45,16 

100,81 

27,78 

5,23 

163,17 

62,36 

231,79 

60,65 

40,50 

1965 

78,52 

29,65 

48,87 

106,92 

28,40 

5,16 

180,40 

73,49 

259,27 

67,31 

47,53 

1966 

79,61 

30,87 

48,74 

113,38 

33,77 

4,58 

195,33 

81^95 

280,74 

72,32 

53,96 

1967 

87,92 

31,51 

56,41 

127,57 

39,65 

7,80 

218,68 

91,11 

298,88 

74,29 

67,89 

1968 

93,47 

32,59 

60,88 

142,33 

48,86 

9,58 

244,42 

102,10 

334,55 

81,00 

74,37 

1969 

99,43 

34,69 

64,74 

156,88 

57,45 

14,82 

267,31 

110,43 

385,95 

101,56 

75,71 

1970 

108,22 

36,89 

71,33 

173,38 

65,16 

28,43 

291,52 

118,13 

430,54 

113,62 

82,54 

1971 ' 

121,52 

40,29 

81,23 

198,60 

77,07 

37,34 

330,74 

132,14 

490,57 

131,73 

92,63 

1972 

139,30 

45,77 

93,53 

232,33 

93,03 

43,92 

378,45 

146,12 

569,33 

155,94 

102,86 

1973 

142,86 

47,43 

95,43 

265,86 

123,00 

67,08 

416,75 

150,89 

631,28 

166,95 

113,85 

1974 

158,43 

51,52 

106,91 

279,60 

121,17 

74,30 

452,21 

172,60 

672,12 

179,67 

132,39 

1975 

179,90 

56,48 

123,42 

279,32 

99,42 

58,60 

490,89 

211,57 

703,19 

171,20 

180,41 

1976 

186,85 

60,57 

126,28 

298,18 

111,33 

59,84 

532,03 

233,85 

769,17 

182,83 

210,91 

1977 

208,08 

67,51 

140,57 

331,81 

123,74 

69,54 

591,47 

259,66 

838,70 

192,98 

237,60 

1978 

237,91 

76,20 

161,71 

375,41 

137,50 

71,81 

656,60 

281,19 

926,69 

205,60 

272,29 

1979 

247,87 

79,88 

167,99 

406,49 

158,62 

90,05 

696,21 

289,72 

1 039,51 

236,50 

300,54 

1980 

257,34 

83,96 

173,37 

440,62 

183,28 

123,21 

739,43 

298,82 

1 140,43 

268,16 

321,56 

1981 

255,28 

84,19 

171,08 

478,13 

222,86 

146,72 

776,03 

297,90 

1 223,25 

291,27 

368,80 

1982 

273,05 

88,64 

184,41 

502,20 

229,15 

158,80 

830,96 

328,76 

1 289,35 

303,65 

408,70 

1983 

295,80 

96,43 

199,37 

515,36 

219,57 

149,46 

874,84 

359,48 

1 380,53 

317,99 

427,94 

1981 l.Vj. 

232,38 

80,03 

152,34 

421,51 

189,13 

122,46 

715,29 

293,78 

1 155,88 

271,81 

326,14 

2.Vj. 

242,48 

81,44 

161,04 

443,78 

201,30 

128,80 

728,31 

284,53 

1 179,53 

279,42 

336,21 

3.Vj. 

234,28 

80,83 

153,45 

451,71 

217,42 

140,11 

731,33 

279,62 

1 196,31 

281,79 

350,16 

4.Vj. 

255,28 

84,19 

171,08 

478,13 

222,86 

146,72 

776,03 

297,90 

1 223,25 

291,27 

368,80 

1982 l.Vj. 

237,60 

81,54 

156,06 

460,01 

222,41 

149,49 

762,08 

302,06 

1 222,16 

288,13 

378,03 

2.Vi. 

250,71 

83,87 

166,85 

473,35 

222,64 

150,82 

775,81 

302,46 

1 242,80 

296,82 

380,78 

3.Vj. 

248,47 

85,02 

163,45 

477,32 

228,85 

158,18 

782,26 

304,94 

1 260,59 

298,67 

389,24 

4.Vj. 

273,05 

88,64 

184,41 

502,20 

229,15 

158,80 

830,96 

328,76 

1 289,35 

303,65 

408,70 

1983 l.Vj. 

263,40 

90,79 

172,61 

478,03 

214,63 

147,27 

818,95 

340,92 

1 284,27 

296,07 

412,95 

2.Vj. 

277,86 

91,46 

186,40 

485,03 

207,17 

141,14 

825,87 

340,84 

1 314,48 

305,53 

416,33 

3.Vj. 

273,98 

94,05 

179,92 

487,36 

213,38 

146,39 

832,11 

344,75 

1 339,92 

309,57 

416,85 

4.Vj. 

295,80 

96,43 

199,37 

515,36 

219,57 

149,46 

874,84 

359,48 

1 380,53 

317,99 

427,94 

1984 l.Vj. 

272,54 

94,62 

177,92 

485,73 

213,19 

142,72 

845,29 

359,56 

1 384,46 

318,51 

421,57 

2.Vj. 

282,80 

97,31 

185,49 

501,74 

218,95 

149,17 

857,59 

355,84 

1 410,37 

328,96 

424,50 

3.Vj. 

281,46 

97,37 

184,09 

509,79 

228,33 

152,33 

865,26 

355,47 

1 435,37 

335,34 

433,53 


Ohne Kassenbestände der Kreditinstitute; einschließlich der im Ausland befindlichen DM-Noten und -Münzen. 

Ohne Zentralbankeinlagen öffentlicher Haushalte. 

CJeldvolumen M 1 plus Termingelder inländischer Nichtbanken mit Befristung bis unter 4 Jahren. (Quasigeldbestände). 

Geldvolumen M 2 plus Spareinlagen inländischer Nichtbanken mit gesetzlicher Kündigungsfrist. 

*) Einschließlich Bundesbahn und Bundespost. Ausnahme: Zentralbankeinlagen der Bundespost. i 

®) Einschließlich Schatzwechsel und U-Schätze der Bundesbahn und Bundespost. 

’) Ohne Saarland. Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle 39^ 


Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe^) 

a) Insgesamt (1980 = 100) 


Zeitraum 

Ins- 

gesamt 

Grundstoff- 
und Produk- 
tionsgüter- 
gewerbe 

Investi- 

tions- 

güter 

Ver- 

brauchs- 

güter 

Ins- 

gesamt 

Grundstoff- 
und Produk- 
tionsgüter- 
gewerbe 

Investi- 

tions- 

güter 

Ver- 

brauchs- 

güter 

produzierendes Gewerbe 

produzierendes Gewerbe 

Wertindex 

Volumenindex 

1962 

27,8 

30,3 

24,0 

35,2 

47,7 

47,8 

43,7 

59,4 

1963 

29,3 

31,3 

25,7 

36,5 

50,1 

49,8 

46,8 

60,5 

1964 

33,5 

36,2 

29,7 

40,9 

56,8 

56,7 

53,5 

66,8 

1965 

35,7 

37,1 

32,1 

44,3 

59,0 

56,7 

56,1 

70,9 

1966 

35,6 

38,4 

31,3 

43,8 

57,7 

58,3 

53,7 

68,8 

1967 

35,5 

38,6 

31,3 

43,3 

58,3 

60,2 

53,9 

68,5 

1968 

41,0 

43,4 

37,2 

48,6 

70,8 

71,7 

67,0 

80,9 

1969 

50,6 

50,9 

49,0 

54,3 

84,7 

81,4 

85,1 

88,3 

1970 

53,0 

53,5 

51,4 

56,5 

83,1 

81,3 

81,9 

88,4 

1971 

53,9 

53,7 

51,0 

62,6 

80,5 

80,3 

76,0 

94,4 

1972 

58,0 

58,5 

54,5 

67,9 

84,4 

86,6 

78,7 

98,1 

1973 

67,8 

69,0 

66,1 

71,1 

94;6 

97,3 

92,3 

97,5 

1974 

73,4 

82,7 

68,7 

72,7 

89,8 

93,8 

88,2 

88,9 

1975 

72,1 

72,8 

71,4 

72,3 

85,4 

84,6 

85,1 

86,7 

1976 

81,8 

82,7 

81,2 

82,2 

93,6 

93,4 

93,1 

95,6 

1977 

82,7 

80,2 

83,4 

84,8 

92,8 

91,7 

92,0 

96,4 

1978 

86,8 

83,6 

87,8 

89,0 

96,0 

95,9 

94,7 

99,6 

1979 

96,3 

95,4 

96,9 

96,0 

102,1 

102,8 

101,6 

102,6 

1980 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1981 

104,5 

104,5 

105,9 

100,4 

99,5 

98,5 

101,5 

95,7 

1982 

103,4 

102,0 

105,4 

100,2 

93,9 

91,5 

95,9 

92,1 

1983 

107,9 

109,2 

108,2 

105,0 

96,4 

98,1 

96,0 

94,8 

1979 1. Vj. 

94,2 

90,2 

96,9 

93,3 

102,3 

101,2 

102,7 

102,6 

2. Vj. 

97,4 

97,8 

97,1 

97,5 

103,7 

106,2 

101,9 

105,0 

3.Vj. 

92,8 

96,0 

92,0 

90,0 

97,6 

101,8 

96,0 

95,0 

4. Vj. 

100,8 

97,5 

101,8 

103,3 

105,0 

101,8 

105,8 

107,7 

1980 1. Vj. 

107,4 

107,7 

106,8' 

108,5 

109,2 

109,2 

108,5 

110,8 

2. Vj. 

99,9 

103,4 

98,3 

98,5 

99,8 

103,1 

98,2 

98,7 

3. Vj. 

92,9 

93,2 

92,8 

92,7 

92,3 

92,9 

92,2 

91,9 

4. Vj. 

99,9 

95,7 

102,1 

100,4 

98,9 

95,1 

101,1 

98,9 

1981 1. Vj. 

105,4 

104,8 

106,1 

104,2 

102,6 

101,9 

103,4 

101,4 

2. Vj. 

103,5 

107,2 

103,4 

98,0 

99,0 

101,8 

99,3 

93,9 

3.Vj. 

100,5 

103,1 

100,8 

95,6 

94,8 

95,6 

95,9 

90,4 

4. Vj. 

108,6 

103,0 

113,5 

103,8 

101,6 

94,7 

107,3 

97,3 

1982 1. Vj. 

109,6 

108,7 

111,4 

106,3 

100,4 

97,6 

102,9 

98,4 

2. Vj. 

102,2 

103,8 

102,2 

99,2 

92,7 

92,9 

93,1 

91,2 

3. Vj. 

95,4 

96,5 

95,6 

92,9 

86,2 

86,4 

86,5 

85,0 

4. Vj. 

106,5 

98,8 

112,3 

102,5 

96,3 

89,1 

101,3 

93,7 

1983 1, Vj. 

110,6 

105,4 

115,0 

106,7 

99,6 

95,4 

102,9 

97,1 

2. Vj. 

103,7 

107,7 

101,8 

102,7 

92,9 

97,2 

90,3 

93,1 

3. Vj. 

102,0 

107,8 

99,3 

100,2 

90,9 

96,7 

87,7 

90,2 

4. Vj. 

115,4 

116,0 

116,8 

110,6 

102,2 

103,0 

102,9 

98,8 

19841. Vj. 

123,8 

124,1 

125,6 

118,1 

108,5 

108,6 

109,7 

104,6 

2. Vj. 

112,5 

120,5 

109,7 

107,9 

97,9 

104,4 

95,1 

94,7 

3.Vj. 

112,8 

116,0 

114,0 

104,5 

97,4 

99,7 

98,4 

90,8 


Ohne Nahrungs- und Genußmittelgewerbe; ab 1968 ohne Umsatzsteuer. - Ab 1977 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1970 (Neuord- 
nung der Statistik des Produzierenden Gewerbes). Ausführliche Erläutenmgen: Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 7/1976, 
S. 405 ff. 
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Drucksache 10/2541 Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


noch Tabelle 39* 


Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe^) 
b) Inland (1980 = 100) 


Zeitraum 

Ins- 

gesamt 

Grundstoff- 
und Produk- 
tionsgüter- 
gewerbe 

Investi- 

tions- 

güter 

Ver- 

brauchs- 

güter 

Ins- 

gesamt 

Grundstoff- 
und Produk- 
tionsgüter- 
gewerbe 

Investi- 

tions- 

güter 

Ver- 

brauchs- 

güter 

produzierendes Gewerbe 

produzierendes Gewerbe 

Wertindex 

Volumenindex 

1962 

33,4 

37,1 

28,8 

38,9 

56,5 

58,5 

51,3 

65,9 

1963 

34,3 

37,4 

30,0 

39,9 

57,8 

59,1 

53,2 

66,4 

1964 

39,5 

- 44,0 

34,6 

44,7 

66,0 

69,0 

61,0 

73,3 

1965 

42,0 

44,3 

37,8 

48,5 

68,3 

67,5 

64,6 

77,8 

1966 

40,6 

44,7 

35,2 

47,5 

64,7 

67,6 

58,7 

74,7 

1967 

39,2 

43,3 

33,7 

46,4 

63,4 

67,5 

56,6 

73,7 

1968 

45,1 

49,1 

39,9 

51,8 

77,8 

81,7 

71,5 

86,8 

1969 

55,9 

58,3 

53,8 

57,2 

94,0 

94,8 

93,3 

93,9 

1970 

59,1 

60,8 

57,7 

59,7 

92,6 

93,5 

91,3 

93,8 

1971 

59,8 

60,4 

56,7 

66,1 

89,1 

90,5 

83,5 

100,0 

1972 

63,7 

64,6 

59,7 

71,5 

92,2 

95,3 

85,5 

103,7 

1973 

70,8 

74,6 

67,4 

73,6 

98,6 

105,7 

93,4 

101,1 

1974 

73,2 

84,8 

65,9 

74,7 

89,9 

99,5 

83,7 

91,5 

1975 

75,6 

77,4 

74,6 

74,8 

89,7 

91,2 

88,5 

89,9 

1976 

82,0 

86,9 

78,4 

83,3 

94,2 

99,0 

89,9 

97,1 

1977 

84,5 

82,6 

84,8 

86,0 

94,7 

93,6 

93,6 

98,2 

1978 

88,8 

85,1 

90,6 

89,7 

98,3 

97,1 

97,8 

100,8 

1979 

97,1 

96,1 

98,1 

96,4 

103,2 

103,6 

102,9 

103,3 

1980 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1981 

98,8 

100,2 

98,3 

98,2 

94,2 

94,5 

94,3 

93,6 

1982 

98,3 

97,3 

99,7 

96,7 

89,3 

87,2 

90,8 

88,9 

1983 

103,1 

103,5 

103,6 

101,4 

92,1 

92,7 

91,9 

91,6 

1979 l.Vj. 

95,9 

89,2 

101,3 

93,7 

104,4 

99,9 

107,5 

103,4 

2. Vj. 

96,8 

98,7 

95,3 

97,6 

103,4 

107,3 

100,0 

105,5 

3.Vj. 

94,2 

98,4 

93,3 

90,9 

99,3 

104,5 

97,5 

96,2 

4. Vj. 

101,5 

98,3 

102,5 

103,4 

105,7 

102,6 

106,5 

108,0 

19801. Vj. 

107,8 

105,5 

109,0 

108,3 

109,7 

107,1 

111,0 

110,7 

2. Vj. 

98,3 

103,5 

95,2 

98,1 

98,2 

103,2 

95,1 

98,3 

3. Vj. 

94,6 

95,6 

94,5 

93,5 

94,0 

95,1 

93,9 

92,7 

4. Vj. 

99,3 

95,4 

101,3 

100,1 

98,3 

94,7 

100,3 

98,6 

1981 l.Vj. 

101,2 

98,9 

102,1 

102,5 

98,7 

96,3 

99,6 

99,7 

2. Vj. 

98,7 

102,8 

97,7 

95,7 

94,5 

97,6 

94,0 

91,6 

3.Vj. 

94,9 

100,1 

92,2 

93,9 

89,6 

93,2 

87,8 

88,7 

4. Vj. 

100,5 

99,1 

101,3 

100,7 

94,0 

91,1 

95,9 

94,3 

1982 1. Vj. 

101,2 

99,3 

101,9 

102,4 

92,8 

89,1 

94,2 

94,7 

2, Vj. 

96,8 

101,2 

94,8 

95,5 

87,8 

90,4 

86,2 

87,8 

3. Vj. 

91,6 

94,3 

90,5 

90,6 

82,8 

84,4 

81,9 

82,9 

4. Vj. 

103,5 

94,3 

111,8 

98,5 

93,6 

84,8 

100,8 

90,0 

1983 1. Vj. 

106,9 

99,3 

113,4 

103,1 

96,3 

89,5 

101,5 

93,8 

2. Vj. 

100,1 

104,4 

97,9 

99,4 

89,6 , 

93,8 

86,8 

90,1 

3. Vj. 

97,2 

103,0 

93,8 

96,9 

86,6 

92,2 

82,8 

87,3 

4. Vj. 

108,2 

107,5 

109,4 

106,4 

95,9 

95,3 

96,4 

95,2 

1984 l.Vj. 

115,9 

112,6 

120,0 

111,7 

101,6 

98,4 

104,9 

98,9 

2. Vj. 

105,0 

110,1 

103,2 

102,3 

91,3 

95,4 

89,6 

89,8 

3. Vj. 

104,9 

107,7 

105,9 

99,4 

90,7 

92,7 

91,5 

86,4 


Ohne Nahrungs- und Genußmittelgewerbe; ab 1968 ohne Umsatzsteuer. - Ab 1977 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1970 (Neu- 
ordnung der Statistik des Produzierenden Gewerbes). Ausführliche Erläuterungen: Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 7/1976, 
S. 405 ff. 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/2541 


noch Tabelle 39* 


Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe^) 
c) Ausland (1980 = 100) 


Zeitraum 

Ins- 

gesamt 

Grundstoff- 
und Produk- 
tionsgüter- 
gewerbe 

Investi- 

tions- 

güter 

Ver- 

brauchs- 

güter 

Ins- ■ 
gesamt 

Grundstoff- 
und Produk- 
tionsgüter- 
gewerbe 

Investi- 

tions- 

güter 

Ver- 

brauchs- 

güter 

produzierendes Gewerbe 

produzierendes Gewerbe 

Wertindex 

Volumenindex 

1962 

15,7 

15,9 

15,8 

14,6 

28,6 

25,1 

31,1 

23,3 

1963 

18,4 

18,5 

18,6 

17,4 

33,5 

30,0 

36,1 

27,5 

1964 

20,7 

19,8 

21,4 

19,4 

37,0 

30,8 

40,9 

30,3 

1965 

22,2 

21,8 

22,6 

20,9 

38,7 

33,8 

42,1 

32,3 

1966 

24,8 

25,2 

24,9 

23,4 

42,6 

38,8 

45,4 

35,6 

1967 

27,4 

28,5 

27,2 

25,7 

47,1 

44,9 

49,3 

39,4 

1968 

32,1 

31,5 

32,6 

30,6 

55,8 

50,5 

59,4 

48,0 

1969 

39,2 

35,4 

41,2 

37,7 

64,7 

53,1 

71,4 

57,3 

1970 

39,8 

38,2 

40,8 

38,6 

62,3 

55,5 

66,3 

57,9 

1971 

41,1 

39,6 

41,5 

43,3 

62,1 

58,7 

63,6 

63,3 

1972 

45,7 

45,4 

45,6 

47,7 

67,6 

68,3 

67,4 

67,4 

1973 

61,3 

57,1 

63,8 

57,7 

86,0 

79,4 

90,4 

77,5 

1974 

73,7 

78,1 

73,5 

61,4 

89,7 

81,8 

95,7 

74,2 

1975 

64,5 

63,1 

66,1 

58,6 

76,0 

70,8 

79,5 

68,9 

1976 

81,4 

73,9 

85,8 

76,5 

92,4 

81,7 

98,3 

87,6 

1977 

79,0 

75,2 

81,0 

78,1 

88,6 

87,6 

89,4 

86,4 

1978 

82,5 

80,4 

83,2 

84,8 

91,0 

93,5 

89,5 

92,8 

1979 

94,5 

93,7 

95,0 

93,9 

99,9 

101,0 

99,5 

99,0 

1980 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1981 

116,7 

113,7 

118,7 

112,9 

110,8 

106,9 

113,3 

107,8 

1982 

114,4 

111,9 

114,8 

119,6 

103,9 

100,8 

104,6 

109,9 

1983 

118,3 

121,2 

115,9 

125,3 

105,8 

109,6 

102,8 

112,9 

1979 1. Vj. 

90,5 

92,3 

89,5 

90,9 

97,8 

104,2 

94,7 

98,1 

2. Vj. 

98,6 

95,9 

100,1 

96,9 

104,5 

103,8 

105,0 

102,9 

3.Vj. 

89,7 

90,9 

89,7 

85,2 

93,9 

95,9 

93,6 

88,9 

4. Vj. 

99,4 

95,8 

100,7 

102,6 

103,4 

100,2 

104,6 

106,2 

1980 1. Vj. 

106,5 

112,4 

103,2 

109,5 

107,9 

113,5 

104,7 

111,3 

2. Vj. 

103,2 

103,2 

103,5 

100,9 

103,1 

102,9 

103,6 

101,2 

3. Vj. 

89,2 

88,2 

89,9 

88,1 

88,9 

88,1 

89,5 

87,4 

4. Vj. 

101,1 

96,3 

103,4 

101,5 

100,2 

95,8 

102,4 

100,3 

1981 1. Vj, 

114,3 

117,2 

112,9 

113,9 

111,0 

114,0 

109,7 

110,8 

2. Vj. 

113,8 

116,5 

112,9 

111,1 

108,7 

110,5 

108,0 

106,8 

3.Vj. 

112,6 

109,5 

115,1 

105,3 

105,8 

100,9 

109,2 

99,6 

4. Vj. 

126,0 

111,4 

133,8 

121,4 

117,9 

102,1 

126,5 

113,9 

1982 l.Vj. 

127,8 

128,6 

127,2 

128,2 

117,0 

115,7 

117,4 

118,8 

2.Vj. 

113,7 

109,5 

114,8 

119,9 

103,2 

98,4 

104,6 

110,1 

3. Vj. 

103,3 

101,0 

104,1 

105,8 

93,4 

90,7 

94,2 

96,9 

4.Vj. 

112,8 

108,6 

113,2 

124,5 

102,2 

98,5 

102,3 

113,7 

1983 1. Vj. 

118,6 

118,2 

117,5 

127,4 

106,9 

108,0 

105,2 

115,8 

2. Vj, 

111,4 

114,6 

108,4 

121,2 

100,0 

104,7 

96,3 

109,8 

3,Vj. 

112,3 

118,0 

108,6 

118,7 

100,1 

106,3 

96,1 

106,7 

4. Vj. 

131,0 

134,1 

129,0 

133,8 

116,0 

119,5 

113,8 

119,3 

19841. Vj. 

140,8 

148,5 

135,0 

154,2 

123,1 

130,4 

117,7 

136,2 

2. Vj. 

128,9 

142,5 

120,7 

139,1 

111,7 

123,5 

104,5 

121,6 

3.Vj. 

129,8 

133,5 

127,6 

132,4 

111,6 

114,4 

109,9 

114,6 


Ohne Nahrungs- und Genußmittelgewerbe; ohne Umsatzsteuer. - Ab 1977 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1970 (Neuordnung 
der Statistik des Produzierenden Gewerbes). Ausführliche Erläuterungen: Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 7/1976, 
S. 405 ff. 
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Drucksache 10/2541 Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Tabelle 40* 


Auftragsbestand im Verarbeitenden Gewerbe 

Wertindex 1980 = 100 


Zeitraum 

Verarbeitendes Gewerbe 

Grundstoff- 

und Produktionsgütergewerbe 

insgesamt 

Inland 

Ausland 

zusammen 

Inland 

Ausland 

1970 

60,6 

70,9 

46,3 

83,8 

97,5 

56,7 

1971 

58,8 

66,7 

47,8 

59,5 

66,5 

45,7 

1972 

54,2 

61,8 

43,8 

63,6 

68,8 

53,5 

1973 

65,1 

70,4 

57,6 

97,0 

98,7 

93,5 

1974 

72,0 

68,7 

76,6 

128,9 

115,0 

156,3 

1975 

78,4 

79,4 

77,0 

77,8 

80,1 

73,1 

1976 

80,5 

81,2 

79,5 

85,0 

88,9 

77,2 

1977 

80,3 

78,7 

82,7 

74,6 

75,4 

73,0 

1978 

84,1 

83,5 

84,9 

80,2 

79,4 

81,8 

1979 

95,2 

96,7 

93,1 

99,9 

98,7 

102,2 

1980 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1981 

104,4 

99,3 

111,5 

94,9 

94,8 

95,0 

1982 

103,7 

94,6 

116,5 

90,1 

88,3 

93,5 

1983 

102,0 

97,7 

108,1 

93,5 

92,6 

95,4 

1976 1. Vj. 

81,6 

84,2 

77,8 

84,3 

90,1 

72,8 

2, Vj. 

80,5 

83,1 

76,8 

92,2 

96,3 

84,0 

3.Vj. 

80,3 

79,6 

81,3 

88,9 

91,3 

84,1 

4. Vj. 

79,6 

77,8 

82,2 

74,5 

77,8 

67,8 

1977 1. Vj. 

81,4 

80,5 

82,8 

74,6 

75,9 

72,0 

2. Vj. 

82,3 

81,0 

84,1 

77,5 

78,5 

75,5 

S.Vj. 

78,5 

75,8 

82,2 

75,1 

75,3 

74,7 

4. Vj. 

79,2 

77,3 

81,8 

71,1 

71,7 

69,9 . 

1978 1. Vj. 

81,6 

80,6 

83,1 

77,2 

78,8 

73,9 

2. Vj. 

83,7 

83,2 

84,4 

80,1 

78,8 

82,7 

3. Vj. 

84,2 

84,0 

84,5 

82,4 

80,3 

86,6 

4. Vj. 

86,7 

86,0 

87,5 

81,1 

79,6 

84,1 

1979 1. Vj. 

92,1 

93,2 

90,5 

93,7 

91,5 

98,0 

2, Vj. 

95,9 

98,1 

92,9 

100,4 

98,5 

104,1 

3. Vj. 

95,4 

96,4 

94,0 

106,6 

104,7 

110,2 

4. Vj. 

97,5 

99,1 

95,2 

99,0 

100,3 

96,4 

1980 1. Vj. 

99,8 

100,4 

98,9 

104,4 

105,3 

102,8 

2. Vj. 

102,0 

101,6 

102,4 

106,3 

104,7 

109,4 

3.Vj. 

100,3 

99,9 

100,7 

98,1 

97,1 

100,1 

4.Vj. 

98,0 

98,1 

97,9 

91,2 

93,0 

87,7 

1981 1. Vj. 

101,5 

99,2 

104,6 

94,5 

95,4 

92,8 

2. Vj. 

106,1 

102,0 

111,7 

96,7 

^ 95,1 

99,9 

3. Vj. 

105,1 

98,8 

113,7 

97,0 

96,2 

98,6 

4. Vj. 

104,9 

97,0 

115,8 

91,3 

92,6 

88,8 

1982 1. Vj. 

105,9 

96,3 

119,2 

97,2 

93,7 

104,2 

2. Vj. 

106,4 

96,8 

119,8 

94,7 

93,7 

96,6 

3. Vj. 

102,7 

92,8 

116,5 

86,5 

85,7 

88,1 

4. Vj. 

99,9 

92,5 

110,3 

81,9 

80,2 

85,0 

1983 1. Vj. 

104,8 

101,7 

109,2 

89,9 

90,7 

88,3 

2. Vj. 

104,2 

100,8 

109,1 

91,8 

93,0 

89,5 

3. Vj. 

100,7 

96,4 

106,8 

95,3 

93,3 

99,2 

4. Vj. 

98,3 

91,9 

107,1 

97,1 

93,2 

104,6 

1984 1. Vj. 

99,4 

93,3 

107,8 

114,4 

110,9 

121,1 

2. Vj. 

102,4 

97,8 

108,8 

120,9 

114,7 

133,1 

3.Vj.=‘) 

103,4 

97,5 

111,5 

119,8 

110,5 

138,3 


Ohne Nahrungs- und Genußmittelgewerbe; ohne Umsatzsteuer. 

Durchschnitt der Monate Juli und August. - Durch die „Verordnung zur Änderung statistischer Rechtsvorschriften (Statistikbereinigungs- 
gesetz)“ wurde die Statistik über den Auftragsbestand im Verarbeitenden Gewerbe mit Ablauf des Monats August 1984 eingestellt. 
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noch Tabelle 40* 


Auftragsbestand im Verarbeitenden Gewerbe 
Wertindex 1980 = 100 


Zeitraum 

Investitionsgüter produzierendes Gewerbe 

Verbrauchsgüter produzierendes Grewerbe 

zusammen 

Inland 

Ausland 

zusammen 

Inland 

Ausland 

1970 

58,6 

68,5 

45,9 

67,8 

74,6 

39,3 

1971 

57,8 

65,5 

47,9 

73,2 

79,8 

45,9 

1972 

51,9 

58,9 

43,0 

79,4 

85,8 

52,5 

1973 

61,2 

66,0 

55,2 

85,5 

89,9 

67,2 

1974 

67,1 

63,3 

72,0 

78,4 

80,3 

70,3 

1975 

78,8 

79,8 

77,7 

71,6 

74,1 

61,3 

1976 

79,7 

79,8 

79,6 

87,3 

88,3 

82,9 

1977 

80,5 

78,2 

83,3 

85,5 

86,4 

81,8 

1978 

83,9 

83,0 

85,1 

91,1 

92,8 

84,1 

1979 

94,6 

96,3 

92,5 

98,7 

99,4 

95,9 

1980 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1981 

105,6 

100,2 

112,5 

96,3 

93,1 

109,3 

1982 

105,4 

95,7 

117,7 

95,1 

89,2 

119,7 

1983 

102,8 

98,5 

108,3 

99,4 

93,6 

123,6 

1976 1. Vj. 

81,8 

84,4 

78,4 

74,9 

76,0 

70,3 

2. Vj. 

78,4 

80,3 

76,0 

97,7 

99,5 

90,3 

3. Vj. 

79,5 

78,1 

81,3 

• 82,6 

83,7 

78,1 

4. Vj. 

79,1 

76,2 

82,7 

93,9 

94,1 

93,0 

1977 1. Vj. 

82,2 

81,2 

83,5 

77,1 

76,7 

78,8 

2. Vj. 

81,8 

79,7 

84,4 

95,6 

96,9 

90,0 

3. Vj. 

78,9 

75,7 

82,9 

77,2 

78,3 

72,4 

4. Vj. 

79,0 

76,3 

82,4 

92,1 

93,5 

86,3 

1978 1. Vj. 

82,2 

80,8 

83,8 

78,6 

79,3 

75,8 

’ 2. Vj. 

83,0 

81,9 

84,3 

99,3 

101,7 

88,9 

3.Vj. 

84,4 

84,2 

84,6 

83,4 

85,4 

74,8 

4. Vj. 

86,0 

84,9 

87,4 

103,2 

104,7 

96,9 

1979 1. Vj. 

92,2 

93,8 

90,1 

88,3 

88,4 

87,7 

2. Vj. 

94,6 

96,8 

91,9 

110,5 

111,9 

104,9 

3. Vj. 

94,7 

96,0 

93,1 

92,3 

92,7 

90,5 

4. Vj. 

96,9 

98,4 

95,0 

103,8 

104,7 

100,3 

1980 1. Vj. . 

99,6 

100,4 

98,7 

95,5 

95,2 

96,9 

2. Vj. 

100,9 

100,2 

101,7 

113,4 

113,6 

112,4 

3. Vj. 

101,0 

100,9 

101,1 

91,9 

92,5 

89,5 

4. Vj. 

98,5 

98,5 

98,5 

99,2 

98,7 

101,2 

1981 1. Vj. 

102,9 

100,7 

105,6 

88,1 

86,3 

95,6 

2. Vj. 

106,7 

102,4 

112,2 

106,8 

104,3 

117,2 

3. Vj. 

106,7 

100,2 

114,9 

89,4 

86,1 

103,2 

4. Vj. 

106,2 

97,5 

117,3 

100,7 

95,8 

121,2 

1982 1. Vj. 

107,5 

97,7 

120,1 

90,0 

83,8 

115,8 

2.Vj. 

107,3 

96,7 

120,9 

107,2 

101,3 

132,1 

3. Vj. 

105,0 

94,5 

118,4 

87,4 

82,2 

109,0 

4. Vj. 

101,6 

93,9 

111,5 

95,9 

89,6 

122,0 

1983 1. Vj. 

107,1 

104,6 

110,2 

87,2 

80,5 

115,2 

2. Vj. 

105,0 

101,4 

109,6 

105,8 

99,7 

131,3 

3. Vj. 

101,5 

97,2 

106,9 

94,9 

89,4 

117,7 

4. Vj. 

97,7 

90,7 

106,5 

109,6 

104,7 

130,2 

1984 1. Vj. 

98,1 

91,6 

106,3 

101,4 

94,0 

132,2 

2. Vj. 

100,0 

95,2 

106,2 

116,9 

109,0 

150,2 

3. Vj. 

102,3 

96,7 

109,4 

100,1 

93,4 

128,6 


Ohne Nahrungs- und Genußmittelgewerbe; ohne Umsatzsteuer. 

Durchschnitt der Monate Juli und August. — Durch die „Verordnimg zur Änderung statistische Rechtsvorschriften (Statistikbereinigungs- 
gesetz)“ wurde die Statistik über den Auftragsbestand im Verarbeitenden Gewerbe mit Ablauf des Monats August 1984 eingestellt. 
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Dnicksache 10/2541 Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Tabelle 41* 

Umsatz im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe^) 
a) Insgesamt 
Mio DM 


Zeitraum 

Insgesamt 

Bergbau 

Verarbeitendes Gewerbe 

zusammen 

Grundstoff- 
und Produk- 
tionsgüter- 
gewerbe 

Investitions- 

güter 

Verbrauchs- 

güter 

Nahrungs- 
und Genuß- 
mittel- 
gewerbe 

produzierendes Gewerbe 

1950 ' 


80 395 

4 573 

75 822 

22 459 

18 348 

20 139 

14 875 

1951 


109 908 

5 776 

104 133 

33 372 

26 531 

26 520 

17 708 

1952 


119 392 

6 908 

112 484 

36 821 

31 783 

25 013 

18 867 

1953 


126 162 

7 321 

118 841 

36 928 

34 147 

27 108 

20 658 

1954 


140 943 

7 718 

133 225 

42 197 

39 630 

29 055 

22 343 

1955 


166 511 

8 464 

158 048 

51 313 

49 496 

32 713 

24 526 

1956 


185 646 

9 452 

176 194 

56 417 

55 471 

36 282 

28 023 

1957 


199 551 

10 186 

189 365 

59 639 

60 634 

39 032 

30 060 

1958 


205 069 

9 577 

195 493 

59 990 

65 253 

38 726 

31 523 

1959 


223 656 

9 400 

214 256 

67 414 

72 168 

41 492 

33 182 

1960 


266 373 

11 374 

254 999 

81 585 

87 678 

48 459 

37 277 

1961 


287 018 

11 011 

276 007 

85 200 

98 294 

52 347 

40 166 

1962 


304 028 

11 123 

292 906 

87 207 

105 652 

56 288 

43 759 

1963 


315 309 

11 702 

303 608 

89 446 

110 405 

57 908 

45 848 

1964 


346 804 

11 026 

335 779 

100 931 

121 660 

63 656 

49 531 

1965 


374 612 

10 606 

364 006 

108 161 

132 714 

69 718 

53 413 

1966 


388 029 

10 099 

377 930 

111 592 

138 685 

72 355 

55 299 

1967 


380 659 

9 473 

371 186 

111 178 

133 020 

69 012 

57 976 

1968 


405 599 

9 565 

396 034 

122 041 

141 806 

73 118 

59 070 

1969 


470 537 

10 080 

460 457 

141 145 

173 772 

82 724 

62 815 

1970 


588 018 

12 368 

575 650 

177 855 

226 969 

94 229 

76 597 

1971 


626 379 

12 830 

613 549 

181 810 

246 627 

102 528 

82 584 

1972 


663 187 

12 941 

650 245 

190 592 

260 475 

111 461 

87 717 

1973 


743 228 

14 190 

729 038 

223 327 

288 866 

119 604 

97 241 

1974 


836 052 

19 643 

816 409 

278 795 

307 671 

126 729 

103 214 

1975 


819 311 

18 732 

800 578 

249 427 

319 415 

123 462 

108 275 

1976 


916 955 

20 546 

896 409 

280 783 

361 249 

135 765 

118 612 

1977 


963 130 

22 058 

941 072 

281 181 

389 358 

144 992 

125 542 

1978 


999 929 

23 086 

976 843 

290 083 

409 695 

148 949 

128116 

1979 


1 105 354 

26 893 

1 078 461 

345 179 

438 254 

161 951 

133 076 

1980 


1 196 543 

29 240 

1 167 303 

381 258 

470 800 

172 936 

142 309 

1981 


1 255 937 

32 546 

1 223 391 

401 681 

492 851 

172 500 

156 358 

1982 


1 284 376 

33 224 

1 251 151 

401 267 

514 966 

172 185 

162 733 

1983 


1 312 663 

32 274 

1 280 388 

405 509 

531 471 

176 770 

166 639 

1982 

l.Vi. 

315 865 

8 654 

307 211 

99 927 

123 263 

44 259 

39 761 

2. Vj. 

322 727 

7 890 

314 836 

103 025 

129 614 

41 206 

40 992 


3.Vj. 

311 990 

7 287 

304 703 

98 776 

123 815 

42 537 

39 576 


4. Vj. 

333 794 

9 393 

324 401 

99 539 

138 274 

44 183 

42 404 

1983 

l.Vj. 

313 897 

8 042 

305 855 

97 196 

124 302 

44 345 

40 013 


2. Vj. 

325 769 

7 463 

318 306 

100 535 

133 727 

42 525 

41 519 


3.Vj. 

318 170 

6 859 

311 311 

101 786 

124 520 

43 597 

41 408 


4. Vj. 

354 826 

9 910 

344 916 

105 993 

148 922 

46 302 

43 699 

1984 

l.Vj. 

342 720 

9 052 

333 668 

108 533 

135 710 

47 978 

41 448 


2. Vj. 

332 769 

8 125 

324 643 

109 899 

127 178 

44 366 

43 201 


3.Vj. 

345 103 

7 915 

337 188 

110 156 

138 498 

46 395 

42 139 


Umsatz aus eigener Erzeugung (Fakturenwerte); ab 1968 ohne Umsatzsteuer. Gliederung nach Betrieben (früheres Hauptbeteiligten- 
Konzept). - Ab 1977 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1970 (Neuordnung der Statistik des Produzierenden Gewerbes). Ausführliche 
Erläutenmgen: Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 7/1976, S. 405 ff. 

^) Ohne Saarland imd Berlin. 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode DfUCkSache 10/2541 


noch Tabelle 41* 

Umsatz im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe 
b) Inland 
Mio DM 


Zeitraum 

Insgesamt 

Bergbau 

Verarbeitendes Gewerbe 

zusammen 

Grundstoff- 
tmd Produk- 
tionsgüter- 
gewerbe 

Investitions- 

güter 

Verbrauchs- 

güter 

Nahnmgs- 
und Genuß- 
mittel- 
gewerbe 

produzierendes Gewerbe 

1953 


110 894 

5 729 

105 166 

32 617 

26 591 

25 482 

20 476 

1954 


122 424 

6 014 

116 410 

36 985 

30 353 

26 958 

22 113 

1955 


144 717 

6 790 

137 927 

45 148 

38 234 

30 297 

24 247 

1956 

• ") 

159 570 

7 639 

151 931 

48 594 

42 030 

33 668 

27 638 

1957 


169 166 

8 293 

160 873 

50 518 

44 475 

36 247 

29 633 

1958 


174 201 

7 757 

166 445 

51 186 

48 143 

36 064 

31 052 

1959 


189 904 

7 689 

182 215 

57 447 

53 595 

38 525 

32 647 

1960 


225 616 

9 142 

216 474 

69 191 

65 721 

44 887 

36 676 

1961 


244 016 

8 834 

235 182 

72 372 

74 643 

48 676 

39 491 

1962 


259 081 

8 947 

250 134 

74 150 

80 477 

52 461 

43 045 

1963 


266 359 

9 398 

256 961 

75 379 

82 946 

53 620 

45 015 

1964 


292 167 

8 833 

283 334 

85 370 

90 743 

58 643 

48 578 

1965 


315 772 

8 426 

307 346 

90 772 

99 779 

64 413 

52 382 

1966 


321 720 

8 026 

313 694 

91 897 

101 177 

66 390 

54 229 

1967 


309 301 

7 494 

301 807 

88 935 

93 655 

62 553 

56 665 

1968 


325 238 

7 458 

317 780 

98 342 

96 190 

65 664 

57 584 

1969 


377 570 

8 051 

369 518 

113 945 

120 771 

73 786 

61 016 

1970 


480 996 

9 872 

471 123 

146 212 

165 393 

84 543 

74 975 

1971 


510 886 

10 152 

500 733 

148 919 

179 154 

91 899 

80 761 

1972 


537 516 

10 318 

527 197 

154 971 

186 667 

99 958 

85 601 

1973 


591 627 

11 232 

580 396 

178 366 

201 826 

105 833 

94 370 

1974 


643 198 

15 077 

628 121 

211 526 

207 151 

110 508 

98 936 

1975 


636 240 

14 348 

621 891 

194 333 

215 127 

108 575 

103 858 

1976 


704 804 

16 350 

688 453 

218 816 

238 864 

117 283 

113 491 

1977 


735 533 

18 217 

717 316 

217 760 

256 399 

125 174 

117 983 

1978 


759 588 

18 350 

741 238 

222 513 

270 177 

128 519 

120 030 

1979 


839 718 

21 601 

818 117 

265 616 

289 422 

138 918 

124 162 

1980 


906 046 

24 275 

881 772 

294 417 

307 572 

147 778 

132 005 

1981 


928 796 

27 495 

901 302 

303 330 

309 084 

144 994 

143 894 

1982 


936 372 

28 796 

907 576 

300 677 

314 947 

142 469 

149 483 

1983 


957 428 

28 065 

929 364 

301 094 

329 375 

146 003 

152 891 

1982 

l.Vj. 

229 612 

7 610 

222 002 

73 724 

75 217 

36 568 

36 493 


2.Vj. 

233 341 

6 762 

226 579 

76 673 

78 324 

33 929 

37 653 


3. Vj. 

229 784 

6 282 

223 502 

75 339 

76 623 

35 156 

36 385 


4. Vj. 

243 635 

8 143 

235 492 

74 941 

84 782 

36 817 

38 952 

1983 

l.Vj. 

228 556 

7 150 

221 406 

71 743 

76 523 

36 526 

36 615 


2. Vj. 

238 308 

6 521 

231 787 

74 916 

83 433 

35 243 

38 195 


3. Vj. 

234 411 

5 914 

228 497 

76 428 

78 079 

35 859 

38 131 


4. Vj. 

256 154 

8 480 

247 673 

78 008 

91 340 

38 375 

39 950 

1984 

l.Vj. 

245 263 

7 889 

237 374 

78 410 

82 099 

39 176 

37 689 


2. Vj. 

239 552 

6 900 

232 653 

80169 

76 955 

36 041 

39 488 


3.Vj. 

246 862 

6 602 

240 261 

80 996 

83 465 

37 498 

38 302 


Umsatz aus eigener Erzeugung (Fakturenwerte); ab 1968 ohne Umsatzsteuer. Gliederung nach Betrieben (früheres Hauptbeteiligten- 
Konzept). - Ab 1977 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1970 (Neuordnung der Statistik des Produzierenden Gewerbes). Ausführliche 
Erläuterungen: Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 7/1976, S. 405 ff. 

^) Ohne Saarland und Berlin. 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


noch Tabelle 41* 


Umsatz im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe^) 
c) Ausland 
Mio DM 


Zeitraum 

Insgesamt 

Bergbau 

Verarbeitendes Gewerbe 

zusammen 

Grundstoff- 
imd Produk- 
tionsgüter- 
gewerbe 

Investitions- 

güter 

Verbrauchs- 

güter 

Nahrungs- 
imd Genuß- 
mittel- 
gewerbe 

produzierendes Gewerbe 

1953' 


15 268 

1 593 

13 675 

4 312 

7 556 

1 626 

182 

1954 


18 519 

1 704 

16 816 

5 212 

9 277 

2 096 

230 

1955 


21 795 

1 674 

20 121 

6 165 

11262 

2 416 

279 

1956 

■ *) 

26 076 

1 813 

24 263 

7 823 

13 440 

2 614 

385 

1957 


30 385 

1 893 

28 492 

9 122 

16 159 

2 784 

427 

1958 


30 868 

1 820 

29 048 

8 804 

17 110 

2 662 

472 

1959 


33 752 

1 711 

32 041 

9 967 

18 573 

2 966 

535 

1960 


40 757 

2 232 

38 525 

12 395 

21 957 

3 572 

601 

1961 


43 003 

2 177 

40 826 

12 828 

23 651 

3 672 

675 

1962 


44 947 

2 176 

42 772 

13 057 

25 175 

3 827 

713 

1963 


48 950 

2 303 

46 647 

14 068 

27 458 

4 288 

833 

1964 


54 637 

2 192 

52 445 

15 561 

30 917 

5 013 

953 

1965 


58 840 

2 180 

56 660 

17 389 

32 935 

5 305 

1 031 

1966 


66 309 

2 074 

64 236 

19 694 

37 508 

5 964 

1 069 

1967 


71 358 

1 979 

69 379 

22 243 

39 366 

6 459 

1 311 

1968 


80 361 

2 107 

78 254 

23 699 

45 616 

7 454 

1 485 

1969 


92 967 

2 028 

90 939 

27 201 

53 001 

8 938 

1 799 

1970 


107 022 

2 496 

104 527 

31 643 

61 576 

9 686 

1 622 

1971 


115 493 

2 678 

112 816 

32 891 

67 473 

10 629 

1 823 

1972 


125 671 

2 623 

123 048 

35 621 

73 808 

11 503 

2 116 

1973 


151 601 

2 958 

148 642 

44 961 

87 040 

13 771 

2 871 

1974 


192 854 

4 566 

188 288 

67 269 

100 520 

16 221 

4 278 

1975 


183 071 

4 384 ' 

178 687 

55 094 

104 288 

14 887 

4 417 

1976 


212 151 

4196 

207 956 

61 967 

122 385 

18 482 

5 121 

1977 


227 597 

3 841 

223 756 

63 421 

132 959 

19 817 

7 559 

1978 


240 341 

4 736 

235 605 

67 570 

139 519 

20 431 

8 086 

1979 


265 636 

5 293 

260 343 

79 563 

148 833 

23 034 

8 914 

1980 


290 496 

4 965 

285 531 

86 841 

163 228 

25 158 

10 304 

1981 


327 141 

5 052 

322 089 

98 351 

183 767 

27 506 

12 465 

1982 


348 003 

4 428 

343 575 

;100 591 

200 019 

29 715 

13 250 

1983 


355 234 

4210 

351 025 

104 415 

202 096 

30 766 

13 748 

1982 

l.Vj. 

86 253 

1 044 

85 209 

26 203 

48 046 

7 691 

3 268 


2. Vj. 

89 386 

1 128 

88 257 

26 353 

51 289 

7 276 

3 339 


3.Vj. 

82 206 

1 006 

81 201 

23 437 

47 191 

7 381 

3 191 


4. Vj. 

90 159 

1250 

88 909 

24 598 

53 492 

7 366 

3 452 

1983 

l.Vj. 

85 341 

892 

84 449 

25 453 

47 779 

7 819 

3 398 


2. Vj. 

87 462 

942 

86 519 

25 619 

50 294 

7 282 

3 324 


3, Vj. 

83 759 

945 

82 814 

25 358 

46 441 

7 738 

3 276 


4. Vj. 

98 672 

1 430 

97 243 

27 985 

57 581 

7 927 

3 749 

1984 

l.Vj. 

97 457 

1 163 

96 294 

30 123 

53 611 

8 802 

3 759 


2. Vj. 

93 216 

1 226 

91 990 

29 730 

50 223 

8 325 

3 713 


3. Vj. 

98 240 

1 313 

96 927 

29160 

55 033 ' 

8 897 

3 837 


Umsatz aus eigener Erzeugung (Fakturenwerte); ohne Umsatzsteuer. Gliederung nach Betrieben (früheres Hauptbeteiligten-Konzept). - Ab 
1977 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1970 (Neuordnung der Statistik des Produzierenden Gewerbes). Ausführliche Erläuterungen; 
Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 7/1976, S. 405 ff. 

^) Ohne Saarland und Berlin. 
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Drucksache 10/2541 


Tabelle 42* 


Index der Produktion im Produzierenden Gewerbe 



Index der Nettoproduktion ^) 





Bergbau imd Verarbeitendes Gewerbe 

Index der Brutto- 
produktion^) 





Verarbeitendes Gewerbe 



Zeitraum 

insge- 

samt^) 

zusam- 

men 

Berg- 

bau 

zusam- 

men 

Grund- 

stoff- 

und 

Produk- 

Investi- 

tions- 

güter 

Ver- 

brauchs- 

güter 

Nah- 

rungs- 

und 

Genuß- 

Investi- 

tions- 

Ver- 

brauchs- 





tions- 

güter- 

gewerbe 

produzierendes 

Gewerbe 

mittel- 

gewerbe 

guter*) 

güter*) 





/ 

1970 

= 100 





1962 

66,2 

66,6 

106,7 

65,0 

58,9 

64,2 

72,8 

72,2 

68,6 

66,5 

1963 

68,5 

68,7 

108,1 

67,2 

61,1 

66,5 

74,2 

75,7 

69,3 

69,6 

1964 

73,9 

74,1 

108,9 

72,7 

68,7 

71,1 

78,9 

79,9 

73,0 

74,8 

1965 

77,7 

78,0 

104,4 

77,0 

72,3 

75,9 

83,8 

83,2 

76,9 

80,0 

1966 

78,7 

78,8 

99,5 

78,0 

74,3 

76,0 

84,4 

85,9 

78,0 

79,9 

1967 

76,5 

76,5 

92,0 

75,9 

75,6 

71,4 

80,1 

88,1 

73,7 

74,7 

1968 

83,6 

83,7 

90,7 

83,4 

85,3 

77,9 

87,7 

92,1 

78,2 

83,3 

1969 

94,4 

94,6 

93,3 

94,6 

95,6 

92,0 

97,2 

97,1 

91,0 

95,1 






1976 

= 100 





1970 

92,6 

93,2 

119,5 

92,4 

92,6 

92,6 

93,7 

88,7 

95,1 

93,0 

1971 

93,7 

93,7 

117,4 

93,0 

92,5 

91,9 

96,7 

92,8. 

95,4 

95,0 

1972 

97,5 

96,9 

111,3 

96,4 

97,0 

94,4 

102,4 

93,7 

98,3 

98,2 

1973 

103,0 

102,7 

108,7 

102,5 

105,9 

101,1 

104,4 

96,7 

102,3 

101,4 

1974 

100,6 

100,5 

107,6 

100,2 

104,7 

98,5 

99,4 

97,2 

100,5 

93,1 

1975 

93,8 

93,8 

103,4 

93,5 

91,0 

93,9 

94,0 

97,1 

98,1 

91,5 

1976 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1977 

102,7 

102,7 

95,0 

102,9 

100,6 

104,9 

103,6 

100,0 

102,5 

107,5 

1978 

104,9 

104,2 

94,2 

104,5 

104,1 

105,3 

104,0 

102,9 

102,6 

108,4 

1979 

110,6 

109,6 

98,3 

109,9 

112,6 

110,4 

107,8 

105,3 

107,4 

110,6 

1980 ! 

110,2 

109,6 

98,2 

109,9 

108,5 

112,9 

106,5 

107,4 

111,6 

105,3 

1981 

108,1 

108,0 

98,9 

108,2 

104,5 

112,9 

101,2 

109,8 

113,4 

100,7 

1982 

104,4 

104,8 

97,0 

105,1 

98,7 

111,6 

97,1 

106,9 

110,6 

99,2 






1980 

= 100 





1976 

91,3 

91,1 

104,3 

90,6 

93,4 

88,4 

91,5 

91,4 

89,0 

95,0 

1977 

92,9 

92,9 

99,5 

92,6 

93,5 

91,5 

95,1 

91,4 

89,4 

100,6 

1978 

95,2 

95,3 

97,6 

95,2 

96,9 

93,2 

98,4 

94,7 

91,2 

102,6 

1979 

100,1 

99,9 

100,5 

99,9 

103,8 

97,3 

101,6 

97,9 

94,9 

105,5 

1980 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1981 

98,0 

98,4 

100,6 

98,3 

95,8 

100,4 

94,9 

101,7 

102,3 

94,7 

1982 

94,9 

95,4 

95,2 

95,4 

91,1 

99,1 

90,3 

98,7 

101,3 

92,8 

1983 

95,4 

96,1 

90,6 

96,3 

94,0 

98,7 

91,5 

99,3 

100,4 

94,2 

1983 1. Vj. 

91,8 

93,8 

98,7 

93,6 

91,3 

95,3 

92,1 

94,4 

94,1 

97,4 

2. Vj. 

97,6 

97,9 

86,1 

98,3 

96,7 

101,6 

92,3 

97,6 

100,2 

97,7 

3.Vj. 

90,8 

90,5 

79,5 

90,9 

91,6 

90,2 

86,4 

99,1 

92,2 

85,5 

4. Vj, 

101,6 

102,1 

98,2 

102,3 

96,2 

107,5 

95,4 

106,1 

115,1 

96,2 

1984 1. Vj. 

96,8 

98,9 

96,8 

99,0 

98,9 

100,8 

96,3 

95,8 

94,9 

104,0 

2. Vj, 

96,4 

96,4 

84,1 

96,9 

99,3 

96,1 

93,4 

99,0 

90,1 

88,5 

3, Vj. 

94,0 

94,3 

82,9 

94,7 

94,7 

95,9 

88,8 

98,5 

95,9 

87,5 


Von Kalenderunregelmäßigkeiten bereinigt. 

Ab 1977 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1969, für den Index 1980 = 100 fachliche Untemehmensteile (Neuordnung der Statistik 
des Produzierenden Gewerbes). Ausführliche Erläuterungen: Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 7/1976, S. 405 ff., 5/1981, 
S. 315 ff. und 12/1983, S. 931 ff. 

Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe, Elektrizitäts- und Gasversorgung sowie Baugewerbe (ohne Ausbaugewerbe). 

*) Die Zuordnung von Personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen zum jeweiligen Güterbereich erfolgt annäherungsweise nach der Zu- 
lassungsstatistik für Kraftfahrzeuge. 

*) Hauptsächlich Enderzeugnisse, nach ihrer vorwiegenden Verwendung gruppiert. 
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Tabelle 43* 


Beschäftigte im Bergbau und 

in 


Zeitraum 

Insgesamt 

Bergbau 

Ver 

zusammen 

Be- 

schäftigte 

Arbeiter 

Be- 

schäftigte 

Arbeiter 

Be- 

schäftigte 

Arbeiter 

1950 


4 797 

4 054 

571 

528 

4 226 

3 526 

1951 


5 332 

4 509 

593 

548 

4 739 

3 961 

1952 


5 518 

4 633 

614 

568 

4 903 

4 066 

1953 


5 751 

4 814 

643 

591 

5 108 

4 222 

1954 


6 062 

5 070 

642 

588 

5 420 

4 482 

1955 


6 576 

5 498 

644 

587 

5 932 

4 910 

1956 


6 991 

5 820 

653 

594 ' 

6 338 

5 226 

1957 


7 221 

5 984 

668 

606 

6 553 

5 378 

1958 


7 273 

5 979 

657 

593 

6 616 

5 385 

1959^ 


7 301 

5 949 

613 

549 

6 688 

5 400 

1960 


8 081 

6 545 

616 

547 

7 465 

5 998 

1961 


8 316 

6 674 

586 

517 

7 730 

6 157 

1962 


8 339 

6 623 

549 

481 

7 790 

6 141 

1963 


8 264 

6 500 

517 

452 

7 747 

6 049 

1964 


8 301 

6 491 

497 

432 

7 804 

6 059 

1965 


8 460 

6 578 

474 

410 

7 986 

6 168 

1966 


8 385 

6 452 

435 

373 

7 949 

6 079 

1967 


7 843 

5 927 

378 

321 

7 465 

5 606 

1968 


7 899 

5 967 

337 

285 

7 562 

5 682 

1969 


8 308 

6 284 

318 

266 

7 991 

6 018 

1970 


8 887 

6 606 

311 . 

259 

8 576 

6 347 

1971 


8 826 

6 479 

307 

254 

8 519 

6 225 

1972 


8 628 

6 265 

283 

233 

8 345 

6 032 

1973 


8 664 

6 258 

262 

214 

8 402 

6 044 

1974 


8 434 

6 031 

253 

207 

8181 

5 824 

1975 


7 888 

5 559 

255 

208 

7 633 

5 351 

1976 


7 698 

5 436 

247 

200 

7 452 

5 236 

1977 


7 632 

5 435 

240 

195 

7 392 

5 240 

1978 


7 584 

5 381 

233 

189 

7 351 

5 192 

1979 


7 607 

5 392 

229 

185 

7 378 

5 207 

1980 


7 660 

5 411 

231 

187 

7 428 

5 224 

1981 


7 489 

5 232 

235 

190 

7 254 

5 042 

1982 


7 226 

5 000 

234 

188 

6 992 

4 812 

1983 


6 927 

4 758 

227 

183 

6 700 

4 575 

1982 

l.Vj. 

7 300 

5 062 

235 

189 

7 065 

4 872 


2. Vj. 

7 244 

5 017 

234 

188 

7 010 

4 829 


3. Vj. 

7 235 

5 011 

233 

188 

7 002 

4 823 


4. Vj. 

7 126 

4 910 

233 

188 

6 893 

4 722 

1983 

l.Vj. 

6 963 

4 776 

230 

185 

6 734 

4 591 


2. Vj. 

6 907 

4 742 

227 

183 

6 680 

4 559 


3. Vj. 

6 930 

4 771 

227 

182 

6 703 

4 588 

4. Vj. 

6 908 

4 745 

226 

182 

6 682 

4 563 

1984 

l.Vj. 

6 823 

4 678 

222 

178 

6 601 

4 500 


2. Vj. 

6 812 

4 673 

217 

174 

6 594 

4 499 


3. Vj. 

6 879 

4 732 

216 

172 

6 663 

4 559 


Gliederung nach Betrieben (früheres Hauptbeteiligten-Konzept). - Ab 1 977 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1970 (Neuordnung der 
Statistik des Produzierenden Gewerbes). Ausführliche Erläuterungen: Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 7/1976, S. 405 ff. 
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Tabelle 43* 


im Verarbeitenden Gewerbe^) 
1 000 


arbeitendes CJewerbe 

Zeitraum 

Grundstoff- und 
Produktionsgüter- 
gewerbe 

Investitionsgüter 

Verbrauchsgüter 

Nahrungs- und 
Genußmittelgewerbe 

produzierendes Gewerbe 

Be- 

schäftigte 

Arbeiter 

Be- 

schäftigte 

Arbeiter 

Be- 

schäftigte 

Arbeiter 

Be- 

schäftigte 

Arbeiter 

1 095 

915 

1 457 

1 186 

1 336 

1 160 

338 

266 

1950 


1 202 

1 004 

1 679 

1 372 

1 501 

1 303 

357 

282 

1951 


1 243 

1 030 

1 776 

1 440 

1 508 

1 302 

376 

294 

1952 


1 248 

1 029 

1 866 

1 503 

1 605 

1 386 

389 

304 

1953 


1 313 

1 080 

2 020 

1 631 

1 684 

1 457 

403 

314 

1954 


1422 

1 170 

2 302 

1 867 

1 787 

1 545 

421 

328 

1955 

r 

1 496 

1 225 

2 522 

2 035 

1 879 

1 622 

442 

344 

1956 


1 538 

1 254 

2 650 

2 126 

1 906 

1 642 

458 

356 

1957 


1 539 

1 243 

2 722 

2 168 

1 888 

1 614 

467 

360 

1958 


1 564 

1 256 

2 793 

2 205 

1 864 

1 583 

467 

356 

1959 


1 722 

1 379 

3 232 

2 536 

2 005 

1 699 

506 

384 

1960 


1 784 

1 416 

3 398 

2 641 

2 033 

1 713 

514 

387 

1961 


1 771 

1 390 

3 462 

2 659 

2 033 

1 702 

524 

391 

1962 


1 750 

1 358 

3 454 

2 623 

2 015 

1 678 

528 

390 

1963 


1 770 

1 366 

3 508 

2 648 

2 006 

1 663 

522 

382 

1964 


1 804 

1 384 

3 629 

2 726 

2 032 

1 680 

520 

379 

1965 


1 771 

1 339 

3 617 

2 683 

2 040 

1 679 

521 

379 

1966 


1 670 

1 237 

3 385 

2 461 

1 902 

1 544 

507 

364 

1967 


1 682 

1 243 

3 466 

2 530 

1 908 

1 549 

505 

359 

1968 


1 750 

1 288 

3 741 

2 750 

1 990 

1 619 

510 

361 

1969 


1 845 

1 331 

4 137 

3 011 

2 008 

1 609 

587 

395 

1970 


1 819 

1 295 

4 138 

2 968 

1 975 

1 570 

587 

391^ 

1971 


1 776 

1 250 

4 038 

2 855 

1 953 

1 543 

578 

383 

1972 


1 782 

1 250 

4 118 

2 904 

1 926 

1 511 

576 

379 

1973 


1 749 

1 216 

4 078 

2 850 

1 795 

1 393 

559 

365 

1974 


1 653 

1 129 

3 804 

2 612 

1 649 

1 268 

527 

342 

1975 


1 607 

1 098 

3 725 

2 561 

1 608 

1 243 

512 

333 

1976 


1 570 

1 078 

3 734 

2 591 

1 592 

1 240 

496 

331 

1977 


1 542 

1 052 

3 732 

2 580 

1 585 

1 233 

491 

327 

1978 


1 532 

1 048 

3 765 

2 599 

1 593 

1 235 

489 

326 

1979 


1 544 

1 053 

3 810 

2 621 

1 583 

1 225 

491 

325 

1980 


1 502 

1 011 

3 752 

2 549 

1 512 

1 159 

488 

322 

1981 


1 448 

962 

3 655 

2 463 

1 418 

1 076 

472 

310 

1982 


1 394 

919 

3 511 

2 347 

1 341 

1 013 

454 

297 

1983 


1 454 

966 

3 689 

2 493 

1 450 

1 104 

472 

309 

1982 

1. Vj. 

1 453 

968 

3 659 

2 468 

1 429 

1 086 

469 

307 


2. Vj. 

1 453 

968 

3 659 

2 467 

1 412 

1 072 

478 

316 


3. Vj. 

1 430 

947 

3 611 

2 424 

1 382 

1 044 

469 

307 


4. Vj. 

1 395 

916 

3 538 

2 362 

1 349 

1 019 

451 

293 

1983 

l.Vj. 

1 394 

920 

3 499 

2 337 

1 337 

1 010 

449 

292 


2. Vj. 

1 398 

924 

3 506 

2 347 

1 340 

1 014 

459 

303 


3. Vj. 

1 389 

914 

3 500 

2 340 

1 336 

1 010 

456 

299 


4. Vj. 

1 364 

893 

3 465 

2 312 

1 328 

1 005 

444 

289 

1984 

1. Vj. 

1 369 

899 

3 457 

2 307 

1 325 

1 004 

443 

289 


2. Vj. 

1 379 

907 

3 498 

2 343 

1 330 

1 008 

456 

301 


3. Vj. 


*') Ohne Saarland und Berlin. 
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Tabelle 44* 


Geleistete Arbeiterstunden im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe^) 

Mio 


Zeitraum 

Insgesamt 

Bergbau 

Verarbeitendes Gewerbe 

zusammen 

Grundstoff- 
und Produk- 
tionsgüter- 
gewerbe 

Investitions- 

güter 

Verbrauchs- 

güter 

Nahrungs- 
und CJenuß- 
mittel- 
gewerbe 

produzierendes Gewerbe 

1950 ' 



1 152 

8 088 

2 146 

2 723 

2 594 

624 

1951 



1 204 

9 014 

2 348 

3 156 

2 851 

659 

1952 


10 501 

1 230 

9 273 

2 398 

3 317 

2 861 

695 

mm 


10 885 

1 258 

9 627 

2 388 

3 433 

3 085 

721 

1954 

• ') 

11 516 

1 218 

10 298 

2 541 

3 777 

3 234 

746 

1955 


12 484 

1 213 

11 271 

2 738 

4 319 

3 436 

778 

1956 


12 952 

1 218 

11 734 

2 809 

4 557 

3 560 

807 

1957 


12 624 

1 188 

11 436 

2 714 

4 478 

3 430 

813 

1956 


12 377 

1 134 

11 242 

2 624 

4 545 

3 272 

801 

1959] 


12 231 

1 014 

11 217 

2 654 

4 558 

3 221 

783 

1960 


13 393 

1 026 

12 368 

2 900 

5 230 

3 407 

831 

1961 


13 403 

962 

12 441 

2 923 

5 352 

3 345 

821 

1962 


12 998 

889 

12 109 

2 802 

5 219 

3 269 

819 

1963 


12 579 

833 

11 746 

2 713 

5 070 

3 154 

810 

1964 


12 609 

795 

11 814 

2 758 

5 133 

3 130 

793 

1965 


12 654 

738 

11 916 

2 764 

5 250 

3 123 

779 

1966 


12 221 

656 

11 565 

2 632 

5 090 

3 071 

772 

1967 


10 986 

545 

10 441 

2 391 

4 521 

2 787 

742 

1968 


11 322 

497 

10 826 

2 444 

4 792 

2 860 

730 

1969 


11 946 

465 

11 481 

2 546 

5 247 

2 960 

728 

1970 


12 531 

441 


2 607 

5 757 

2 920 

807 

1971 


12 006 

423 

11 583 

2 465 

5 499 

2 824 

795 

1972 


11 484 

373 

11 111 

2 367 

5 213 

2 763 

769 

1973 


11 426 

347 

11 079 

2 362 

5 294 

2 666 

757 

1974 


10 709 

341 

10 368 

2 238 

5 006 

2 407 

718 

1975 


9 573 

335 

9 238 

1 953 

4 458 

2 156 

671 

1976 


9 651 

319 

9 332 

1 968 

4 521 

2 184 

659 

1977 


9 493 

300 

9 193 

1 900 

4511 

2 149 

633 

1978 


9 266 

286 

8 980 

1 842 

4 409 

2 108 

621 

1979 


9 254 

283 

8 970 

1 835 

4 437 

2 087 

612 

1980 


9 153 

286 

8 867 

1 818 

4 402 

2 042 

605 

1981 


8 707 

291 

8 416 

1 717 

4 212 

1 892 

596 

1982 


8 271 

289 

7 982 

1 610 

4 038 

1 759 

574 

1983 


7 918 

271 

7 648 

1 547 

3 861 

1 689 

550 

1982 l.Vj, 

2 152 

76 

2 075 

411 

1 058 

464 

143 

2. Vj. 

2 083 

70 

2 013 

412 

1 021 

440 

140 

3.Vj. 

1 993 

71 

1 923 

395 

963 

420 

146 

4, Vj. 

2 042 

72 

1 971 

393 

997 

435 

146 

1983 l.Vj. 

2 014 

73 

1 941 

385 

985 

434 

136 

2. Vj. 

1 979 

66 

1 913 

392 

968 

419 

134 

S.Vj. 

1 915 

64 

1 851 

379 

926 

406 

140 

4. Vj. 

2 011 

68 

1 943 

391 

981 

430 

141 

1984 l.Vj. 

2 050 

69 

1 981 

393 

1 010 

443 

135 

2. Vj. 

1 887 

61 

1 827 

383 

. 900 

412 

132 

3.V3. 

1 892 

61 

1 832 

374 

925 

398 

135 


Gliederung nach Betrieben (früheres Hauptbeteiligten-Konzept). - Ab 1977 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1970 (Neuordnung der 
Statistik des Produzierenden Grewerbes). Ausführliche Erläuterungen: Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 7/1976, S. 405 ff. 
Ohne Saarland und Berlin. 
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Tabelle 45* 


Produktionsergebnis je Beschäftigtenstunde im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe 





Verarbeitendes Gewerbe 

Zeitraum 

Insgesamt 

Bergbau 

zusammen 

Grundstoff- 
und Produk- 
tionsgüter- 
gewerbe 

Investitions- 

güter 

Verbrauchs- 

güter 

Nahrungs- 
und Genuß- 
mittel- 
gewerbe 





produzierendes (jewerbe 





1970 = 100 




1962 

66,0 

56,9 

66,5 

57,2 

71,2 

68,2 

68,4 

1963 

69,7 

61,4 

69,9 

60,7 

74,8 

^ 71,4 

71,6 

1964 

75,1 

64,6 

75,6 

67,4 

79,4 

76,9 

77,3 

1965 

78,5 

66,3 

79,1 

70,2 

82,7 

82,0 

81,8 

1966 

81,1 

70,0 

81,6 

74,7 

84,0 

83,3 

84,9 

1967 

85,8 

76,5 

86,1 

82,2 

86,7 

85,4 

89,1 

1968 

90,8 

81,9 

91,1 

90,7 

89,6 

90,8 

93,7 

1969 

97,0 

89,3 

97,2 

96,7 

96,9 

97,3 

98,2 





1976 = 100 




1970 

75,0 

88,7 

74,5 

74,1 

75,8 

71,4 

78,7 

1971 

78,0 

90,2 

77,6 

77,4 

77,9 

75,9 

83,0 

1972 

83,2 

96,1 

82,8 

83,8 

82,7 

81,4 

85,5 

1973 

87,9 

100,0 

87,5 

90,8 

86,9 

85,5 

88,7 

1974 

90,6 

100,4 

90,3 

93,4 

88,6 

88,9 

93,3 

1975 

93,4 

98,1 

93,3 

90,8 

93,4 

93,4 

99,5 

1976 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1977 

104,6 

100,4 

104,7 

103,8 

105,2 

105,9 

105,9 

1978 

108,0 

103,8 

108,2 

110,1 

107,3 

107,6 

110,5 

1979 

113,5 

108,2 

113,7 

119,3 

111,7 

112,7 

114,5 

1980 

114,8 

107,4 

115,0 

116,6 

114,8 

114,1 

118,1 

1981 

117,6 

106,3 

118,1 

117,2 

118,9 

115,6 

122,3 

1982 

119,8 

105,5 

120,3 

117,4 

122,2 

118,8 

123,5 



\ 


1980 = 100 




1976 

86,4 

94,8 

86,0 

86,8 

86,2 

84,7 

82,6 

1977 

90,0 

95,9 

89,7 

89,9 

89,9 

90,3 

87,4 

1978 

94,3 

98,1 

94,1 

95,5 

93,2 

94,9 

92,3 

1979 

98,8 

101,4 

98,8 

102,4 

96,9 

99,3 

96,8 

1980 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1981 

102,2 

99,0 

102,3 

100,0 

103,7 

100,9 

102,7 

1982 

103,7 

94,7 

104,0 

100,8 

106,1 

102,6 

103,1 

1983 

108,2 

95,8 

108,7 

107,6 

109,3 

108,4 

107,6 

1983 1. Vj. 

103,5 

96,2 

103,7 

103,8 

103,5 

105,5 

102,1 

2. Vj. 

107,9 

92,1 

108,4 

108,0 

109,1 

107,4 

106,4 

3,Vj. 

107,7 

90,4 

108,3 

109,2 

106,5 

109,0 

108,3 

4. Vj. 

114,0 

104,1 

114,2 

109,4 

117,9 

111,6 

113,1 

1984 l.Vj. 

108,4 

100,3 

108,5 

111,0 

107,6 

109,8 

106,1 

2. Vj. 

111,7 

98,1 

112,2 

113,4 

111,3 

110,3 

110,4 

3. Vj. 

113,0 

97,8 

113,6 

113,2 

113,2 

114,0 

111,2 


Ab 1977 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1970, für den Index 1980 = 100 fachliche Untemehmensteile (Neuordnung der Statistik des 
Produzierenden Gewerbes). Ausführliche Erläuterungen; Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 7/1976, S. 405 ff., 5/1981, S. 315 ff. 
und 12/1983, S. 931 ff. 


315 















Drucksache 10/2541 

Deutscher Bundestag — lO.Wedüperiode 

Tabelle 46* 

Baugenehmigungen 


Zeitraum 

Genehmigungen für Hochbauten 

umbauter Raum 

veranschlagte reine Baukosten^) 

ins- 

gesamt 

Wohn- 

bau 

Nichtwohnbau 

ins- 

gesamt 

Wohn- 

bau 

Nichtwohnbau 

Wirt- 

schafts- 

bau 

öffent- 

licher 

Bau^) 

Wirt- 

schafts- 

bau 

öffent- 

licher 

Bau") 


1 000 cbm 

Mio DM 

1950] 


140 665 




5 243 



1951 


139 448 




5 337 



1952 

230 108 

135 652 

94 456 

9 694 

6 216 

3 478 

1953 

245 968 

163 649 

82 319 

11 370 

7 860 

3 510 

1954 

282 134 

185 592 

96 542 

13 375 

9 062 

4 313 

1955 ■') 

309 971 

195 519 

114 452 

15 488 

10 063 

5 425 

1956 

304 197 

180 297 

123 900 

16 130 

10 061 

6 069 

1957 

286 391 

174 078 

112 313 

16 404 

10 459 

5 945 

1958 

311 254 

193 297 

117 957 

19 208 

12 386 

6 821 

1959 

343 689 

210 904 

132 785 

22 136 

14 321 

7 815 

1960 

392 427 

234 427 

158 000 

27 491 

17 253 

10 238 

1961 

422 657 

248 582 

174 075 

31 685 

19 851 

11 834 

1962 

425 658 

252 434 

135 881 

37 343 

34 675 

22 176 

7 744 

4 756 

1963 

383 726 

229 774 

115 015 

38 936 

34 189 

21 836 

7 006 

5 348 

1964 

429 635 

246 181 

139 465 

43 988 

40 738 

25 397 

9 032 

6 309 

1965 

441 163 

259 257 

137 138 

44 769 

44 879 

28 534 

9 484 

6 860 

1966 

421 309 

245 143 

136 995 

39 171 

44 680 

28 555 

9 840 

6 285 

1967 

378 533 

219 319 

120 828 

38 386 

41 483 

26 062 

9 105 

6 316 

1968 

400 265 

226 408 

132 687 

41 170 

43 187 

27 031 

9 594 

6 562 

1969 

470 177 

242 236 

185 986 

41 956 

49 521 

29 541 

13 307 

6 673 

1970 

497 264 

266 573 

184 841 

45 850 

59 058 

35 529 

15 299 

8 230 

1971 

542 377 

313 124 

180 151 

49 102 

73 588 

47 011 

16 916 

9 661 

1972 

567 238 

343 057 

178 182 

45 999 

87 234 

57 221 

19 769 

10 244 

1973 

520 450 

303 315 

173 875 

43 260 

85 939 

55 732 

19 916 

10 291 

1974 

388 207 

209 250 

123 953 

55 004 

72 217 

41 964 

15 472 

14 781 

1975 

384 504 

190 694 

141 211 

52 599 

74 271 

40 482 

18 801 

14 988 

1976 

374 089 

210 227 

128 309 

35 553 

72 857 

46 338 

16 559 

9 961 

1977 

353 042 

205 056 

118 581 

29 406 

71 309 

46773 

15 632 

8 904 

1978 

421 216 

247 614 

137 520 

36 083 

88 531 

59 182 

18 395 

10 954 

1979 

395 688 

227 956 

137 349 

30 362 

89 655 

59 998 

19 225 

10 432 

1980 

389 154 

215 351 

141 121 

32 681 

96 642 

61 722 

22 216 

12 703 

1981 

343 739 

189 110 

125 895 

28 735 

93 320 

59 858 

21 690 

11 771 

1982 

305 900 

165 352 

117 185 

23 363 

88 984 

56 029 

22 538 

10 416 

1983 

364 486 

202 712 

141 847 

19 927 

108 098 

70 380 

27 957 

9 760 

1982 l.Vj. 

70 203 

37 974 

26 308 

5 920 

20 472 

12 677 

5 168 

2 627 

2. Vj. 

78 013 

45 238 

27 871 

4 908 

22 755 

15 197 

5 011 

2 546 

3.Vj. 

80 393 

44 338 

30 220 

5 836 

23 343 

15 126 

5 511 

2 707 

4. Vj. 

76 642 

37 770 

32 712 

6 165 

22 615 

13 000 

6 841 

2 773 

1983 l.Vj. 

79 419 

41 626 

33 176 

4 612 

22 921 

14 274 

6 452 

2 195 

2. Vj. 

106 412 

59 522 

41 957 

4 936 

30 824 

20 609 

7 892 

2 323 

3.Vj. 

98 359 

54 393 

39 032 

4 933 

29 063 

18 924 

7 715 

2 425 

4. Vj. 

80 069 

47 158 

27 468 

5 440 

25 228 

16 557 

5 850 

2 821 

1984 l.Vj. 

68 823 

42 683 

22 278 

3 861 

21 809 

15 184 

4 698 

1 927 

2. Vj. 

74 348 

44 733 

25 711 

3 906 

22 944 

15 868 

- 5 010 

2 065 

3.Vj. 

77 129 

42 235 

30 312 

4 580 

23 167 

15 291 

5 714 

2 162 


Ab 1963 nur Neubau und Wiederaufbau (einschließlich Umbau ganzer Gebäude). 

Alle Baurhaßnahmen. 

Unternehmen, freie Berufe und private Haushalte. 

*) öffentliche Bauherren: Gebietskörperschaften einschließlich Sozialversicherung und Organisationen ohne Erwerbszweck. 
Ohne Saarland und Berlin. ‘ 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode DrUCksaChS 10/2541 

Tabelle 47* 


Auftragseingang im Bauhauptgewerbe 

a) Wertindex 1980 = 100 


Zeitraum 

Insgesamt 

Hochbau 

Tiefbau 

zusam- 

Woh- 

sonstiger Hochbau 



sonstiger Tiefbau 

private 1) 

öffent- 

zusam- 

men 

darunter 



men 

nimgs- 

bau 

liehe 2) 

men 

bau 

öffent- 



Auftraggeber 




lieber 
Tiefbau 2) 

1971 

67,0 

69,6 

70,8 

68,4 

70,3 

63,0 

65,9 

61,5 

60,5 

1972 

70,3 

76,3 

85,9 

68,9 

70,3 

61,2 

64,7 

59,3 

61,0 

1973 

67,5 

70,8 

70,0 

68,5 

77,4 

62,5 

67,6 

59,8 

60,7 

1974 

60,4 

59,8 

53,1 

54,6 

85,4 

61,1 

68,9 

56,8 

60,3 

1975 

64,5 

63,3 

55,6 

63,8 

80,4 

66,3 

71,0 

63,6 

67,6 

1976 

60,5 

60,9 

58,9 

60,1 

67,1 

60,0 

70,0 

54,5 

57,7 

1977 

70,0 

67,8 

70,8 

64,4 

68,1 

73,6 

87,3 

66,0 

68,2 

1978 

86,3 

84,4 

93,2 

74,4 

83,8 

89,4 

101,5 

82,7 

88,4 

1979 

97,3 

96,1 

101,3 

89,7 

96,1 

99,3 

109,9 

93,4 

96,4 

1980 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1981 

85,3 

90,5 

89,6 

92,0 

89,9 

77,1 

78,6 

76,3 

71,1 

1982 

85,9 

90,3 

90,4 

92,4 

86,0 

78,9 

81,4 

77,6 

70,7 

1983 

94,4 

101,7 

109,3 

102,5 

81,9 

82,9 

83,4 

82,7 

71,3 

1977 1. Vj. 

55,0 

57,3 

60,4 

57,9 

49,8 

51,3 

52,0 

50,9 

48,3 

2. Vj. 

76,5 

72,5 

76,4 

66,9 

75,1 

82,9 

106,7 

69,8 

72,0 

3.Vj. 

77,7 

71,0 

72,5 

65,8 

78,8 

88,3 

115,5 

73,3 

76,0 

4. Vj. 

70,9 

70,2 

74,1 

67,0 

68,3 

72,0 

75,2 

70,2 

76,7 

1978 l.Vj. 

68,7 

70,9 

82,2 

62,4 

61,4 

65,3 

63,5 

66,3 

68,6 

2. Vj. 

95,2 

88,8 

100,4 

76,3 

86,4 

105,5 

121,5 

96,6 

105,1 

3.Vj. 

97,1 

91,2 

96,9 

77,5 

105,0 

106,8 

136,0 

90,7 

97,2 

4. Vj. 

83,9 

86,6 

93,2 

81,3 

82,4 

79,9 

84,9 

77,1 

82,4 

1979 l.Vj. 

81,9 

85,4 

91,7 

80,5 

80,0 

76,4 

77,1 

76,0 

74,3 

2. Vj. 

110,6 

108,5 

115,3 

100,6 

107,4 

113,8 

134,0 

102,6 

107,8 

3. Vj. 

105,5 

98,9 

100,3 

94,7 

103,7 

116,0 

135,8 

105,0 

110,3 

4. Vj. 

91,4 

91,6 

97,8 

83,1 

93,2 

90,9 

92,8 

89,9 

93,2 

1980 l.Vj. 

95,7 

96,3 

99,9 

97,7 

85,5 

94,6 

86,1 

99,4 

99,6 

2. Vj. 

109,5 

106,0 

106,5 

105,8 

105,1 

115,1 

119,9 

112,4 

112,0 

3.Vj. 

105,0 

103,5 

99,2 

101,3 

118,3 

107,4 

117,0 

102,1 

100,2 

4. Vj. 

89,8 

94,0 

94,4 

95,2 

91,2 

82,9 

77,1 

86,2 

88,3 

1981 l.Vj. 

82,5 

89,8 

97,0 

87,8 

76,7 

70,9 

62,6 

75,5 

71,1 

2. Vj. 

96,2 

102,4 

104,9 

101,8 

98,1 

86,2 

93,1 

82,4 

76,0 

3. Vj. 

90,4 

92,9 

85,9 

98,3 

99,4 

86,5 

94,5 

82,1 

77,9 

4. Vj. 

72,2 

76,8 

70,4 

80,2 

85,5 

64,9 

64,3 

65,3 

59,5 

1982 l.Vj. 

72,0 

78,3 

80,8 

81,0 

67,5 

62,0 

55,5 

65,7 

58,5 

2. Vj. 

94,0 

96,2 

97,7 

95,1 

94,9 

90,5 

103,5 

83,2 

78,2 

3. Vj. 

93,8 

95,8 

90,9 

98,4 

102,4 

90,6 

101,1 

84,9 

81,3 

4. Vj. 

83,7 

90,8 

92,2 

95,1 

79,3 

72,5 

65,3 

76,5 

65,0 

1983 l.Vj. 

82,9 

96,0 

109,5 

96,1 

63,4 

62,3 

57,3 

65,0 

57,5 

2. Vj. 

105,1 

112,7 

122,7 

113,0 

88,2 

93,2 

101,2 

88,7 

84,1 

3.Vj. 

103,9 

107,7 

108,4 

112,0 

97,9 

97,9 

103,6 

94,8 

76,9 

4. Vj. 

85,8 

90,4 

96,8 

88,9 

78,2 

78,4 

71,4 

82,3 

66,8 

1984 l.Vj. 

81,0 

87,5 

96,1 

85,4 

71,1 

70,8 

63,0 

75,1 

64,0 

2. Vj. 

98,2 

95,8 

100,7 

94,0 

87,3 

102,1 

109,3 

98,0 

87,7 

3. Vj. 

97,9 

91,2 

81,5 

99,6 

98,2 

108,4 

115,0 

104,8 

92,0 


Gewerblicher und industridler Bau für Unternehmen (einschließlich Bimdesbahn und Bundespost), landwirtschaftlicher Bau. 
2) Gebietskörperschaften, Organisationen ohne Erwerbszweck, sonstige öffentliche Auftraggeber. 
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Drucksache 10/2541 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


noch Tabelle 47* 


Auftragseingang im Bauhauptgewerbe 

b) Volumenindex 1980 = 100 


Zeitraum 

Insgesamt 

Hochbau 

Tiefbau 

zusammen 

Wohnungs- 

bau 

sonstiger 

Hochbau 

zusammen 

Straßenbau 

sonstiger 

Tiefbau 

1971 

108,2 

113,3 

118,0 

109,7 

100,1 

104,8 

97,5 

1972 

108,7 

117,5 

134,5 

105,0 

95,1 

101,4 

91,5 

1973 

99,4 

103,2 

103,6 

102,7 

93,3 

102,5 

88,3 

1974 

84,0 

83,5 

74,9 

89,7 

84,3 

95,4 

78,1 

1975 

88,5 

87,4 

77,3 

94,8 

89,6 

96,2 

86,1 

1976 

80,8 

81,3 

79,5 

82,4 

79,8 

93,4 

72,4 

1977 

89,6 

86,1 

90,8 

82,4 

95,1 

113,8 

84,9 

1978 

104,5 

101,6 

112,8 

92,8 

109,4 

124,7 

100,9 

1979 

108,4 

106,9 

113,3 

101,4 

111,0 

123,2 

104,2 

1980 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1981 

81,5 

85,8 

84,8 

86,6 

74,7 

76,4 

73,8 

1982 

81,7 

84,0 

83,8 

83,8 

78,0 

81,0 

76,3 

1983 

89,3 

93,3 

100,2 

87,7 

83,0 

84,2 

82,3 

1977 l.Vj. 

72,0 

74,7 

79,5 

71,0 

67,6 

69,1 

66,8 

2. Vj. 

98,1 

92,3 

98,3 

87,7 

107,5 

139,6 

89,9 

3. Vj. 

98,6 

89,4 

92,0 

87,4 

113,3 

149,6 

93,5 

4. Vj. 

89,6 

88,1 

93,6 

83,6 

91,9 

96,9 

89,1 

1978 l.Vj, 

85,8 

88,0 

102,7 

76,4 

82,4 

80,6 

83,3 

2. Vj. 

116,4 

108,0 

122,6 

96,3 

130,6 

151,2 

119,1 

3.Vj. 

116,1 

108,4 

115,6 

102,8 

129,0 

165,0 

109,1 

4. Vj. 

99,5 

102,1 

110,3 

95,6 

95,6 

102,1 

91,9 

1979 l.Vj. 

96,1 

99,8 

107,7 

93,0 

90,4 

91,5 

89,6 

2. Vj. 

124,6 

121,8 

130,2 

114,7 

129,0 

152,5 

116,1 

3. Vj. 

114,9 

107,5 

109,6 ' 

105,6 

126,6 

148,7 

114,4 

4. Vj. 

98,1 

98,3 

105,6 

92,3 

98,0 

100,2 

96,6 

1980 l.Vj. 

99,5 

100,3 

103,9 

97,2 

98,1 

89,3 

102,9 

2. Vj. 

109,6 

106,2 

106,6 

105,7 

115,0 

119,8 

112,2 

3. Vj. 

103,1 

101,6 

97,2 

105,3 

105,4 

114,9 

100,1 

4. Vj. 

87,9 

91,9 

92,2 

91,8 

81,6 

75,9 

84,6 

1981 l.Vj. 

80,1 

87,0 

93,8 

81,3 

69,3 

61,3 

73,8 

2. Vj. 

91,5 

96,8 

98,8 

95,1 

83,1 

90,0 

79,3 

3. Vj. 

85,7 

87,2 

80,5 

92,7 

83,3 

91,3 

78,9 

4. Vj. 

68,6 

72,1 

66,0 

76,9 

63,2 

62,9 

63,3 

1982 l.Vj. 

68,5 

73,3 

75,3 

71,3 

60,8 

54,7 

64,1 

2. Vj. 

89,2 

89,3 

90,4 

88,0 

89,0 

102,7 

81,5 

3.Vj. 

89,3 

89,0 

84,1 

92,5 

89,8 

100,8 

83,6 

4. Vj. 

79,8 

84,5 

85,4 

83,4 

72,3 

65,7 

75,9 

1983 l.Vj. 

78,8 

89,1 

101,5 

78,8 

62,4 

57,9 

64,9 

2. Vj. 

99,5 

103,5 

112,5 

96,1 

93,2 

102,1 

88,3 

3. Vj. 

98,2 

98,4 

98,8 

98,0 

97,9 

104,5 

94,3 

4. Vj. 

80,9 

82,4 

88,1 

77,8 

78,4 

72,1 

81,9 

1984 l.Vj. 

76,0 

79,5 

87,1 

73,2 

70,6 

63,4 

74,5 

2. Vj. 

92,1 

86,3 

90,5 

82,9 

101,3 

109,5 

96,7 

3. Vj.i) 

91,8 

82,2 

73,2 

89,5 

107,1 

114,7 

103,0 


Vorläufige Ergebnisse. 
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Deutscher Bundestag — 10, Wahlperiode DruCk88Ch6 10/2541 


Tabelle 48* 


Auftragsbestand im Bauhauptgewerbe 

Wertindex 1980 = 100 


Zeitraum 

Insgesamt 

Hochbau 

Tiefbau 

zusam- 

men 


sonstiger Hochbau 

zusam- 

men 

Straßen- 

bau 

sonstiger Tiefbau 

private i) 

öffen|- 
liche ) 

zusam- 

men 

darunter 

öffent- 
licher 
Tiefbau 2) 

Auftraggeber 

WSM 

71,1 

78,0 

82,5 

74,0 

76,4 

60,6 

63,3 

59,2 

57,2 


74,6 

86,4 

104,2 

74,7 

71,7 

56,9 

62,5 

53,9 

50,4 


74,5 

83,9 

95,0 

76,4 

75,3 

60,2 

68,4 

55,9 

53,0 


64,0 

65,4 

57,9 

63,4 

81,9 

61,7 

75,4 

54,5 

55,3 


63,2 

65,0 

53,5 

68,1 

81,6 

60,3 

69,6 

55,5 

57,6 


63,6 

65,7 

62,6 

68,1 

68,4 

60,4 

63,9 

58,5 

60,5 


60,2 

59,8 

56,4 

64,2 

61,4 

61,2 

72,4 

55,4 

57,5 


76,5 

74,1 

76,8 

71,5 

73,9 

80,7 

90,8 

75,4 

79,3 


96,3 

95,3 

99,8 

91,1 

92,2 

98,1 

110,5 

91,6 

95,2 


100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 


93,5 

97,7 

93,9 

99,6 

102,1 

86,8 

81,3 

89,7 

84,9 

1982 

82,8 

88,1 

84,7 

95,5 

84,5 

74,4 

70,4 

76,5 

70,0 

1983 

89,2 

97,6 

102,9 

107,7 

73,8 

75,9 

67,0 

80,6 

67,4 

1977 Mär 

58,1 

58,9 

53,9 

66,1 

59,3 

57,3 

64,5 

53,6 

54,9 

Jun 

59,5 

58,7 

55,1 

63,9 

59,5 

61,2 

74,6 

54,2 

56,1 

Sep 

62,6 

61,9 

58,4 

66,0 

64,0 

64,2 

79,4 

56,3 

58,8 

Dez 

60,6 

59,8 

58,3 

60,7 

62,6 

62,1 

71,2 

57,4 

60,2 

1978 Mär 

69,1 

67,7 

69,7 

66,6 

66,5 

71,8 

82,2 

66,4 

69,3 

Jun 

75,9 

72,8 

74,6 

72,1 

72,0 

81,3 

94,8 

74,3 

75,7 

Sep 

80,7 

77,8 

80,7 

74,0 

78,7 

85,9 

96,0 

80,7 

86,0 

Dez 

80,1 

78,2 

82,3 

73,3 

78,3 

83,6 

90,2 

80,2 

86,1 

1979 Mär 

92,8 

90,6 

96,9 

84,3 

- 87,1 

96,4 

107,7 

90,5 

93,2 

Jun 

99,6 

98,2 

103,8 

94,1 

92,9 

101,8 

120,0 

92,2 

94,4 

Sep 

99,1 

97,8 

100,9 

95,2 

95,3 

101,3 

117,8 

92,6 

95,0 

Dez 

93,8 

94,5 

97,7 

90,6 

93,4 

92,8 

96,4 

90,9 

98,3 

1980 Mär 

101,2 

99,9 

103,7 

96,9 

96,7 

103,3 

105,9 

101,8 

102,0 

Jun 

102,2 

100,2 

100,6 

101,9 

97,0 

105,4 

107,8 

104,1 

104,2 

Sep 

99,9 

101,0 

99,2 

102,3 

102,6 

98,3 

99,0 

97,9 

97,1 

Dez 

96,6 

98,8 

96,4 

98,7 

103,7 

93,0 

87,1 

96,1 

96,8 

1981 Mär 

102,3 

105,2 

104,8 

104,6 

106,6 

97,8 

91,4 

101,1 

95,3 

Jun 

99,7 

103,6 

101,1 

107,3 

103,3 

93,6 

88,9 

96,0 

90,7 

Sep 

89,2 

93,8 

88,2 

97,9 

98,8 

82,0 

77,5 

84,4 

80,1 

Dez 

82,6 

88,0 

81,6 

88,7 

99,5 

73,9 

67,3 

77,4 

73,3 

1982 Mär 

86,1 

91,5 

85,7 

99,3 

91,9 

77,5 

73,9 

79,5 

73,3 

Jun 

86,6 

90,5 

88,4 

96,4 

86,5 

80,4 

80,7 

80,3 

73,7 

Sep 

81,2 

86,5 

81,7 

94,7 

84,4 

72,7 

71,0 

73,6 

68,5 

Dez 

77,3 

83,8 

82,8 

91,6 

75,1 

66,9 

55,8 

72,7 

64,5 

1983 Mär 

88,6 

97,5 

102,5 

105,6 

76,6 

74,5 

66,7 

78,6 

67,3 

Jun 

93,5 

102,2 

107,7 

113,5 

76,1 

79,7 

75,6 

81,8 

69,6 

Sep 

89,4 

97,7 

102,7 

108,8 

73,1 

76,2 

68,0 

80,5 

66,3 

Dez 

85,4 

93,1 

98,5 

102,8 

69,3 

73,3 

57,6 

81,6 

66,4 

1984 Mär 

89,6 

94,2 

102,0 

100,0 

71,5 

82,3 

70,8 

88,4 

70,0 

Jun 

87,8 

86,6 

89,7 

95,0 

69,1 

89,8 

81,3 

94,3 

74,3 


Gewerblicher und industrieller Bau für Unternehmen (einschließlich Bimdesbahn imd Bundespost), landwirtschaftlicher Bau. 
2) Gebietskörperschaften, Organisationen ohne Erwerbszweck, sonstige öffentliche Auftraggeber. 
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Drucksache 10/2541 


Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Tabelle 49* 


Umsatz, Beschäftigte und Produktion im Bauhauptgewerbe i) 


Zeitraum 

Umsatz 2) 

Be- 

schäftigte®) 

Geleistete 

Arbeits- 

stunden^) 

Nettopro- 

duktions- 

index®) 

insgesamt 

Wohnungs- 

bau 

landwirt- 
schaftlicher 
imd gewerb- 
licher Bau 

öffentlicher 

und 

Verkehrsbau 

Mio DM 

1000 

Mio 

1980 = 100«) 

1950^ 


6 182 




913 

1 811 


1951 


7 783 





1 862 


1952 


9 237 




945 

1 899 


1953 






1 051 

2 179 


1954 

■’) 

11 722 

5 470 

2 827 

3 424 

1 095 



1955 


14 172 

6 236 

3 582 

4 354 


2 498 


1956 


15 638 

6 695 

4 026 

4 918 

1 217 

2 551 


1957 


15 978 

6 811 

4 078 

5 089 




1958 


17 172 

7 366 

4 101 

5 705 

1 206 

2 340 


1959 


21 057 

8 479 

4 969 

7 609 

1 287 

2 494 


I960 


25 018 

9 706 

6 411 

8 882 

1 406 

2 604 


1961 


28 650 

10 860 

7 212 

10 564 

1 447 

2 668 


1962 


33 359 

12 149 

7 665 

13 532 

1 526 

2 706 

76,0 

1963 


36 420 

13 016 

7 738 

15 654 

1 604 

2 660 

76,7 

1964 


42 617 

15 097 

8 872 

18 649 

1 643 

2 908 

84,9 

1965 


44 375 

15 906 

9 717 

18 753 

1 643 

2 800 

86,4 

1966 


46 878 

16 896 

10 312 

19 670 

1 619 

2 793 

87,2 

1967 


46 358 

18 088 

9 164 

19 105 


2 561 

92,9 

1968 


29 711 

11 451 

6 487 

11 772 

1 524 

2 556 

86,7 

1969 


44 648 

16 606 

10 078 

17 964 

1 543 

2 520 

94,8 

1970 


57 578 

20 092 

13 794 

23 692 

1 567 

2 606 


1971 


70 004 

25 562 

17 880 

26 562 

1 583 

2 627 


1972 


77 560 

30 959 

18 651 

27 950 

1 571 

2 614 

115,9 

1973 


81 078 

32 963 

19 914 

28 201 

1 546 

2 435 

116,8 

1974 


78 794 

29 984 

18 490 

30 320 

1 387 

2 139 

108,7 

1975 


75 370 

26 697 

17 570 

31 103 

1 242 


96,6 

1976 


78 398 

28 326 

19 359 

30 712 

1 222 

1 844 

96,0 

1977 


86 128 

32 767 

20 467 

32 894 

1 168 

1 722 

95,2 

1978 


77 984 

29 497 

19 276 

29 211 

1 190 

1 692 

94,8 

1979 


92 080 

34 703 

22 770 

34 606 

1 240 

1 724 


1980 


112 484 

42 617 

28 702 

41 166 

1 263 

1 745 


1981 


110 929 

41 713 

28 937 

40 279 

1 226 

1 614 

92,7 

1982 


104 665 

38 651 

28 026 

37 988 

1 152 

1 523 

88,4 

1983 


106 390 

40 871 

29 139 

36 379 

1 122 

1 480 

86,3 

1982 

l.Vj. 

17 037 

6 356 

4 976 

5 705 

1 101 

278 

63,2 


2. Vj. 

25 448 

9 766 

6 722 

8 961 

1 172 

427 



3.Vi. 

28 546 

10 236 

7 770 

10 541 

1 189 

426 

97,2 


4. Vj. 

33 634 

12 293 

8 559 

12 782 

1 148 

392 

90,1 

1983 

l.Vj. 

17 230 

6 515 

5 192 

5 523 

1 037 

268 

59,4 


2. Vj. 

27 890 

11 304 

7 266 

9 319 

1 131 


98,9 


3. Vj. 

28 312 

10 538 

7 640 

10 134 

1 171 

424 

97,4 


4. Vj. 

32 958 

12 515 

9 041 

11 403 

1 148 


89,3 

1984 

l.Vj. 

18 102 

7 189 

5 671 

5 243 

1 042 

280 

62,9 


2. Vj. 

25 329 

10 304 

7 056 

7 969 

1 101 

388 

95,7 


3.Vj. , 

29 086 

11017 

8 053 

10 015 

1 119 

391 

94,1 


Ab 1977 neues Berichtssystem mit Rückrechnung bis 1967 (Nettoproduktionsindex bis 1969). Ausführliche Erläuterungen: Statistisches 
Bimdesamt, Wirtschaft und Statistik 7/1976, S. 405 ff. — Nur baugewerblicher Umsatz. Ab 1968 ohne Umsatzsteuer; bis 1967 vorwiegend 
Zahlungseingang, ab 1968 vorwiegend vereinbarte Entgelte. — *) Bis 1976 ohne, ab 1977 einschließlich der imbezahlt mithelfenden Familien- 
angehörigen. — *) Von Inhabern, Angestellten, Arbeitern und Auszubildenden auf Bauhöfen und Baustellen geleistete Arbeitsstunden. — ®) Von 
Kalenderunregelmäßigkeiten bereinigt. — *) Von 1962 bis 1969 Basis 1970 = 100. Von 1970 bis 1975 Basis 1976 - 100. — ’) Ohne Saarland und 
Berlin. 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/2541 


Tabelle 50* 


Einzelhandelsumsatz 
1980 = 100 




Darunter Einzelhandel mit 

Zeitraum 

Insge- 

samt 

Nah- 

rungs- 

mitteln, 

Geträn- 

ken, 

Tabak- 

waren 

Texti- 

lien, 

Beklei- 

dung, 

Schuhen, 

Leder- 

waren 

Einrich- 

tungs- 

gegen- 

ständen 

elektro- 

tech- 

nischen 

Erzeug- 

nissen, 

Musik- 

instru- 

menten 

Papier- 

waren, 

Druck- 

erzeug- 

nissen, 

Büro- 

ma- 

schinen 

pharma- 
zeuti- 
schen, 
kosme- 
tischen 
und med. 
Erzeug- 
nissen 

Kraft- 

und 

Schmier- 
stoffen 2) 

Fahr- 
zeugen 3) 





in jeweiligen Preisen 




1970 

49,5 

49,4 

53,2 

47,1 

53,4 

49,4 

51,5 

40,3 

54,3 

1971 

54,6 

54,2 

59,0 

54,4 

59,4 

54,6 

56,7 

46,2 

57,6 

1972 

59,8 

59,3 

65,1 

61,8 

67,3 

58,5 

61,5 

49,2 

60,1 

1973 

64,2 

64,3 

67,3 

65,7 

71,7 

62,4 

66,9 

57,0 

59,0 

1974 

67,7 

67,7 

71,6 

68,8 

78,5 

66,0 

73,1 

58,5 

54,9 

1975 

73,8 

72,7 

76,5 

72,1 

80,1 

70,5 

79,2 

61,3 

70,0 

1976 

79,0 

78,6 

78,8 

75,6 

82,7 

74,2 

83,7 

69,7 

81,1 

1977 

84,7 

84,1 

84,0 

84,3 

89,8 

80,3 

86,8 

70,7 

92,7 

1978 

89,1 

88,0 

89,3 

88,3 

91,9 

85,4 

90,9 

78,2 

100,5 

1979 

94,7 

92,6 

92,2 

92,6 

92,5 

92,4 

94,6 

95,4 

104,4 

1980 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1981 

103,8 

107,1 

101,6 

101,6 

104,7 

103,6 

105,4 

120,3 

100,7 

1982 

104,8 

112,3 

99,5 

98,5 

105,9 

105,4 

107,1 

120,0 

102,1 

1983 

108,3 

114,7 

101,9 

102,0 

107,4 

108,6 

112,7 

117,2 

114,6 

1983 1. Vj. 

101,3 

108,4 

89,5 

93,5 

100,1 

99,2 

108,9 

108,3 

114,2 

2. Vj. 

106,7 

112,1 

95,5 

100,4 

91,8 

95,4 

110,0 

120,1 

138,6 

3.Vj. 

101,2 

114,3 

90,2 

92,2 

90,9 

102,3 

110,7 

120,1 

98,6 

4. Vj. 

124,4 

124,0 

131,9 

124,6 

147,1 

138,9 

122,6 

122,4 

107,5 

1984 1. Vj. 

105,2 

111,8 

89,1 

98,2 

101,9 

102,9 

114,8 

114,7 

121,9 

2. Vj. 

109,0 

118,2 

98,8 

101,6 

91,5 

96,5 

116,9 

118,5 

129,2 

3. Vj.^) 

104,6 

114,5 

93,0 

96,0 

93,6 

107,2 

113,5 

116,3 

105,2 





in Preisen von 1980 




1970 

78,2 

73,5 

90,2 

76,5 

78,5 

76,0 

74,6 


84,8 

1971 

82,6 

78,1 

94,4 

83,7 

84,9 

78,6 

78,8 


84,1 

1972 

86,3 

81,2 

98,3 

91,4 

93,3 

81,8 

82,0 


84,3 

1973 

87,0 

82,6 

94,8 

92,8 

94,0 

83,0 

85,5 


79,8 

1974 

85,5 

83,0 

92,9 

89,8 

94,0 

81,5 

88,5 


69,4 

1975 

88,4 

84,3 

95,3 

89,1 

92,4 

81,1 

91,2 


82,7 

1976 

91,5 

87,4 

95,2 

90,9 

94,6 

82,4 

93,9 


93,0 

1977 

94,4 

89,1 

96,8 

97,6 

101,8 

86,6 

94,6 


103,1 

1978 

97,3 

92,4 

98,7 

98,4 

103,0 

90,2 

98,1 


108,9 

1979 

99,8 

96,2 

97,6 

99,4 

101,4 

95,9 

99,0 


109,3 

1980 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1981 

98,5 

102,1 

96,6 

94,8 

102,0 

98,3 

100,6 

103,7 

97,4 

1982 

94,7 

100,8 

90,7 

87,8 

100,7 

94,8 

99,1 

103,2 

93,2 

1983 

95,7 

100,8 

90,3 

88,3 

101,6 

93,9 

99,1 

102,6 

101,4 

1983 1. Vj. 

90,3 

95,7 

80,1 

81,8 

94,8 

87,2 

97,2 

95,2 

102,8 

2. Vj. 

94,5 

97,9 

85,1 

87,3 

86,7 

82,4 

97,3 

108,9 

123,5 

3.Vj. 

89,1 

100,4 

79,8 

79,5 

85,8 

88,0 

96,5 

103,4 

86,4 

4. Vj. 

109,2 

109,0 

115,9 

106,7 

139,3 

118,3 

106,5 

104,6 

93,7 

1984 1. Vj. 

91,2 

96,6 

77,9 

83,5 

96,4 

87,8 

99,4 

98,9 

104,9 

2. Vj. 

93,9 

100,7 

85,9 

85,9 

86,3 

82,0 

100,4 

102,9 

110,9 

3. Vj.^) 

90,4 

98,8 

80,4 

81,0 

88,4 

90,7 

97,5 

102,8 

90,1 


Ohne elektrotechnische Einrichtungsgegenstände und Haushaltsgroßgeräte. 
2) In Tankstellen mit Absatz im eigenen Namen. 

Einschließlich Fahrzeugteilen und Fahrzeugreifen. 

Vorläufige Ergebnisse. 
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Drucksache 10/2541 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Tabelle 51^ 


Zahlungs 

Mio 


Zeitraum 

Leistungsbilanz 

insgesamt 

Handels- 

bilanz^) 

Ergänzungen 

zum 

Waren- 

verkehr^) 

und 

Transit- 

handel 

Dienstleistungsbilanz ^) 

Übertragungsbilanz ®) 

zusammen 

darunter 

zusammen 

darunter 

Reise- 

verkehr^) 

Nettobeitrag 

zum 

EG-Haushalt 

1950 

- 427 

- 3 012 

- 50 

+ 570 

+ 50 

+ 2 065 



1951 

+ 2 301 

- 149 

- 66 

+ 987 

+ 57 

+ 1 529 

— 

1952 

+ 2 478 

+ 706 

- 77 

+ 1 689 

+ 30 

+ 160 

— 

1953 

+ 3 873 

+ 2 516 

- 121 

+ 1 929 

+ 13 

- 451 

— 

1954 

+ 3 669 

+ 2 698 

- 169 

+ 1 614 

+ 180 

- 474 

— 

1955 

+ 2 235 

+ 1 245 

- 249 

+ 2 073 

+ 282 

- 834 

— 

1956 

+ 4 459 

+ 2 897 

- 306 

+ 3 089 

+ 486 

- 1 221 

— 

1957 

+ 5 901 

+ 4 083 

- 281 

+ 3 981 

+ 498 

- 1 882 

— 

1958 

+ 5 998 

+ 4 954 

- 417 

+ 3 461 

- 129 

- 2 000 

- 18 

1959 

+ 4 152 

+ 5 361 

- 580 

+ 2 650 

- 616 

- 3 279 

- 56 

1960 

+ 4 783 

+ 5 223 

- 187 

+ 3 235 

- 979 

- 3 488 

- 55 

1961 

+ 3 193 

+ 6 615 

- 451 

+ 1459 

- 1439 

- 4 430 

- 78 

1962 

- 1 580 

+ 3 477 

- 576 

+ 729 

- 2 316 

- 5 210 

- 103 

1963 

+ 991 

+ 6 032 

- 565 

+ 619 

- 2 138 

- 5 095 

- 139 

1964 

+ 524 

+ 6 081 

- 900 

+ 654 

- 2 154 

- 5 311 

- 151 

1965 

- 6 223 

+ 1 203 

- 442 

- 607 

- 2 766 

- 6 377 

- 168 

1966 

+ 488 

+ 7 958 

- 701 

- 474 

- 3 403 

- 6 295 

- 247 

1967 

+ 10 006 

+ 16 862 

- 452 

+ 18 

- 3 034 

- 6 422 

- 470 

1968 

+11 856 

+ 18 372 

- 702 

+ 1498 

- 3 106 

- 7 312 

-1 906 

1969 

+ 7 498 

+ 15 584 

- 422 

+ 1 086 

- 3 888 

- 8 750 

-2 551 

1970 

+ 3 183 

+15 670 

-1 601 

- 1 127 

- 5 377 

- 9 759 

-1 985 

1971 

+ 2 770 

+ 15 892 

+ 256 

- 1 763 

- 7 300 

-11 615 

- 455 

1972 

+ 2 731 

+20 278 

- 598 

- 3 110 

- 8 572 

-13 840 

-1 172 

1973 

+ 12 354 

+32 979 

- 82 

- 5 016 

-10 920 

-15 527 

-1 931 

1974 

+26 581 

+50 846 

-1 263 

- 6 951 

-12 397 

-16 050 

-1 740 

1975 

+ 9 932 

+37 276 

-1 187 

- 8 278 

-14 701 

-17 879 

-3 491 

1976 

+ 9 915 

+34 469 

- 106 

- 6 564 

-14 645 

-17 884 

-3 332 

1977 

+ 9 498 

+38 436 

+ 33 

-10 750 

-16 380 

-18 221 

-3 695 

1978 

+ 18 111 

+41 200 

+2 050 

- 7 358 

-19 018 

-17 781 

-2 283 

1979 

-11 091 

+22 429 

+ 211 

-12 491 

-21 595 

-21 240 

-4 103 

1980 

-28 617 

+ 8 947 

- 46 

-13 020 

-25 246 

-24 499 

-4 099 

1981 

-13 135 

+27 720 

+ 1 031 

-15 066 

-25 840 

-26 819 

-6 412 

1982 

+ 8 663 

+51 277 

+2 138 

-16 461 

-26 300 

-28 292 

-7 510 

1983 

+10 340 

+42 089 

+5 594 

-10 628 

-24 442 

-26 716 

-6 017 

1982 l.Vj. 

- 511 

+ 11 161 

+ 461 

- 5 255 

- 4 773 

- 6 878 

-1 774 

2. Vj. 

+ 1 225 

+13 229 

- 832 

- 4 415 

- 6 159 

- 6 756 

-1 977 

3. Vj. 

- 4 344 

+ 11 657 

- 166 

- 8 436 

-11 120 

- 7 399 

-1 732 

4. Vj. 

+ 12 293 

+ 15 231 

+2 674 

+ 1646 

- 4 249 

- 7 258 

-2 027 

1983 l.Vj. 

+ 5 099 

+ 11 916 

+2 492 

- 3 643 

- 4 866 

- 5 666 

- 921 

2. Vj. 

+ 1 563 

+ 10 208 

+ 894 

- 2 688 

- 5 571 

- 6 851 

-1 450 

3.Vj. 

- 6 158 

+ 8 320 

- 346 

- 7 396 

-10 211 

- 6 735 

-1 374 

4. Vj. 

+ 9 836 

+11 645 

+2 554 

+ 3 100 

- 3 793 

- 7 463 

-2 272 

1984 l.Vj. 

+ 1 910 

+ 11 324 

+ 584 

- 3 084 

- 4 427 

- 6 914 

-1 361 

2. Vj. 

- 457 

+ 8 654 

+ 928 

- 2 470 

- 5 572 

- 7 570 

-1 878 

3.Vj. 

- 1 776 

+ 12 122 

- 591 

- 5 345 

- 9 762 

- 7 962 

-1 766 


Spezialhandel nach der amtlichen Außenhandelsstatistik; Einfuhr cif, Ausfuhr fob. 

Hauptsächlich Lagerverkehr auf inländische Rechnung und Absetzung der Rückwaren und der Lohnveredelung. 

Ohne die bereits im cif-Wert der Einfuhr enthaltenen Ausgaben für Fracht- und Versicherungskosten. 

*) Einschließlich der der Bundesbank von den 2^tralbanken wichtiger europäischer Reisezielländer mitgeteilten An- und Verkäufe von DM-Noten. 
®) Eigene Leistungen: 

®) Kapitalexport:-. 
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Tabelle 51* 


bilanz 

DM 


Kapitalbilanz®) 

Statistisch 
nicht auf- 
gliederbare 
Trans- 
aktionen^) 

Ausgleichs- 
posten zur 
Auslands- 
position der 
Bundesbank®) 

Devisen- 

bilanz®) 

Zeitraum 

insgesamt 

langfristiger 

kurzfristiger 

Kapitalverkehr 

+ 637 

+ 488 

+ 149 

- 774 



- 564 

1950 

- 543 

79 

- 464 

+ 280 

— 

+ 2 038 

1951 

+ 6 

- 357 

+ 363 

+ 416 

— 

+ 2 900 

1952 

- 698 

- 378 

- 320 

+ 471 

. — 

+ 3 646 

1953 

- 106 

- 438 

+ 332 

- 592 

— 

+ 2 971 

1954 

- 640 

- 271 

- 369 

+ 256 


+ 1 851 

1955 

- 162 

- 365 

+ 203 

+ 713 

— 

+ 5 010 

1956 

- 2 655 

- 390 

- 2 265 

+1 876 

— 

+ 5 122 

1957 

- 2 329 

- 1437 

- 892 

- 225 

— 

+ 3 444 

1958 

- 6 398 

- 3 629 

- 2 769 

+ 554 

— 

- 1 692 

1959 

+ 1 272 

81 

+ 1353 

+ 1 964 

— 

+ 8 019 

1960 

- 5 009 

- 4 053 

- 956 

+ 994 

- 1475 

- 2 297 

1961 

- 597 

- 183 

- 414 

+ 1 300 

— 

- 877 

1962 

+ 620 

+ 1 806 

- 1 186 

+ 1 129 

— 

+ 2 740 

. 1963 

- 1 325 

- 894 

- 431 

+ 1 236 

— 

+ 435 

1964 

+ 2 142 

+ 1 137 

+ 1 005 

+2 798 

— 

- 1283 

1965 

- 599 

- 342 

- 257 

+2 063 

— 

+ 1 952 

1966 

-11 848 

- 2 930 

- 8 918 

+ 1 702 

— 

- 140 

1967 

- 6 125 

-11 201 

+ 5 076 

+ 1 278 

— 

+ 7 009 

1968 

-18 679 

-23 040 

+ 4 361 

+ 919 

- 4 099 

-14 361 

1969 

+ 15 113 

- 934 

+ 16 047 

+3 616 

+ 738 

+22 650 

1970 

+ 10 884 

+ 6 293 

+ 4 592 

+2 701 

- 5 370 

+ 10 986 

1971 

+ 11 932 

+ 15 551 

- 3 620 

+ 1 028 

- 495 

+ 15 195 

1972 

+ 13 143 

+ 12 950 

+ 194 

+ 931 

-10 279 

+ 16 149 

1973 

-25 298 

- 6 282 

-19 015 

-3 189 

- 7 231 

- 9 136 

1974 

-13 282 

-18 231 

+ 4 949 

+ 1 131 

+ 5 480 

+ 3 260 

1975 

- 337 

- 780 

+ 443 

- 789 

- 7 489 

+ 1301 

1976 

+ 33 

-12 611 

+ 12 644 

+ 920 

- 7 880 

+ 2 570 

1977 

+ 5 577 

- 2 805 

+ 8 382 

-3 917 

- 7 586 

+ 12 185 

1978 

+ 10 661 

+ 12 200 

- 1 539 

-4 523 

- 2 334 

- 7 288 

1979 

+ 4 089 

+ 5 671 

- 1 582 

. -3 366 

+ 2 164 

-25 730 

1980 

+ 9 244 

+ 8 337 

+ 906 

+ 1 608 

+ 3 561 

+ 1 278 

1981 

- 4 433 

-15 907 

+ 11 474 

-1 152 

- 411 

+ 2 667 

1982 

-16 251 

- 7 792 

- 8 459 

+ 1 837 

+ 2 430 

- 1 644 

1983 

- 1 592 

- 8 012 

+ 6 421 

+ 1 680 

+ 36 

- 387 

1982 l.Vj. 

- 1067 

- 7 097 

+ 6 030 

+ 970 

+ 1 254 

+ 2 382 

2. Vj. 

+ 4 983 

+ 245 

+ 4 737 

-1 062 

- 623 

- 1 046 

3.Vj. 

- 6 757 

- 1043 

- 5 714 

-2 741 

- 1078 

+ 1 718 

4. Vj. 

+ 4 859 

- 7 809 

+ 12 667 

+2 438 

- 1629 

+ 10 766 

1983 l.Vj. 

-12 846 

- 4 212 

- 8 634 

-2 465 

+ 2 338 

-11 409 

2. Vj. 

+ 484 

+ 3 244 

- 2 760 

+3 271 

+ 858 

- 1 545 

3.Vj. 

- 8 749 

+ 985 

- 9 733 

-1 406 

+ 863 

+ 544 

4. Vj. 

+ 1420 

+ 5 998 

- 4 578 

+3 481 

- 908 

+ 5 904 

1984 l.Vj. 

+ 133 

- 7 903 

+ 8 036 

- 378 

- 304 

- 1007 

2. Vj. 

- 9 083 

- 5 823 

- 3 472 

+3 618 

+ 2 149 

- 5 092 

3. Vj. 


’) Saldo der nicht erfaßten Posten und statistischen Ermittlungsfehler im Leistungs- und Kapitalverkehr (= Restposten). 

®) Gegenposten zu Veränderungen der Auslandsposition der Bundesbank, die nicht auf den Leistungs- und Kapitalverkehr mit dem Ausland 
zurückgehen: Änderungen des DM-Wertes der auf Fremdwährung lautenden Aktiva und Passiva der Bundesbank durch Neubewertung zum 
Jahresende und Zuteilung von IWF-Sonderziehungsrechten; ab 1982 auch Differenzen zwischen den Transaktionswerten und den im 
Wochenausweis der Bundesbank zu Bilanzkursen ausgewiesenen Veränderungen der Auslandsposition. 

®) Veränderung der Netto- Auslandsaktiva der Bundesbank (Zunahme; +). Ab 1982 bewertet zu Bilanzkursen. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle 52* 


Kapitalverkehr 

(Kapital 

Mio 


Zeitraum 

Langfristiger Kapitalver 

insge- 

samt 

privat 

zusam- 

men^) 

deutsche Nettokapitalanlagen 
im Ausland (Zunahme: -) 

ausländische 
Nettokapitalanlagen 
im Inland (Zunahme: +) 

zusam- 

men^) 

Direkt- 

investi- 

tionen®) 

und 

privater 

Grund- 

besitz 

Kredite 
und Dar- 
lehen®), 
Portfolio- 
investi- 
tionen 

zusam- 

men^) 

Direkt- 

investi- 

tionen®) 

und 

privater 

Grund- 

besitz 

Kredite 
und Dar- 
lehen®), 
Portfolio- 
investi- 
tionen ’^) 

1960 

81 

+ 1230 

- 1494 

- 733 

- 783 

+ 2 724 

+ 807 

+ 2 033 

1961 

- 4 053 

+ 1 035 

- 1 268 

- 1 002 

- 268 

+ 2 303 

+1 178 

+ 1253 

1962 

- 183 

+ 1 107 

- 1 740 

- 1 335 

- 374 

+ 2 847 

+1 338 

+ 1 541 

1963 

+ 1 806 

+ 3 253 

- 1 663 

- 1033 

- 633 

+ 4 916 

+ 1 931 

+ 3 009 

1964 

- 894 

+ 421 

- 2 377 

- 1 372 

- 1 022 

+ 2 798 

+2 444 

+ 367 

1965 

+ 1 137 

+ 2 428 

- 2 199 

- 1448 

- 741 

+ 4 627 

+3 557 

+ 1087 

1966 

- 342 

+ 2 189 

- 2 815 

- 1 616 

- 1 187 

+ 5 004 

+3 953 

+ 1064 

1967 

- 2 930 

- 1440 

- 3 663 

- 1 502 

- 2 150 

+ 2 223 

+3 285 

- 1 010 

1968 

-11 201 

- 9 872 

-12 223 

- 2 185 

-10 020 

+ 2 351 

+2 087 

+ 323 

1969 

-23 040 

-21 203 

-22 706 

- 3 142 

-19 541 

+ 1 503 

+1 989 

- 465 

1970 

- 934 

+ 1454 

- 8 648 

- 3 580 

- 5 048 

+ 10 102 

+2 073 

+ 8 064 

1971 

+ 6 293 

+ 8 458 

- 4 027 

- 4 230 

+ 219 

+12 485 

+3 827 

+ 8 666 

1972 

+ 15 551 

+ 17 029 

+ 315 

- 5 760 

+ 6 115 

+ 16 714 

+6 054 

+10 703 

1973 

+12 950 

+ 15 153 

- 710 

- 5 186 

+ 4 470 

+15 863 

+5 465 

+10 411 

1974 

- 6 282 

- 5 405 

- 9 484 

- 5 482 

- 3 918 

+ 4 078 

+5 609 

- 1 523 

1975 

-18 231 

-19 393 

-21 875 

- 5 353 

-16 434 

+ 2 482 

+ 1 651 

+ 834 

1976 

- 780 

- 3 199 

-17 556 

- 6 576 

-10 880 

+14 356 

+3 324 

+ 11 040 

1977 

-12 611 

-10 993 

-20 946 

- 5 551 

-15 263 

+ 9 953 

+2 188 

+ 7 768 

1978 

- 2 805 

+ 487 

-20 859 

- 7 835 

-12 973 

+21 346 

+3 202 

+18 143 

1979 

+12 200 

+13 702 

-18 533 

- 9 108 

- 9 422 

+32 235 

+3 180 

+29 055 

1980 

+ 5 671 

-15 129 

-26 542 

- 8 678 

-17717 

+11412 

+ 622 

+ 10 789 

1981 

+ 8 337 

- 9 693 

-22 643 

-10 178 

-12 120 

+12 950 

+ 743 

+ 12 207 

1982 

-15 907 

-20 683 

-25 673 

- 9 326 

-16 183 

+ 4 990 

+2 442 

+ 2 548 

1983 

- 7 792 

-12 871 

-29 598 

- 9 405 

-19 364 

+ 16 727 

+3 922 

+12 805 

1982 l.Vj. 

- 8 012 

- 8 878 

- 7 614 

- 2 515 

- 5 031 

- 1264 

+ 694 

- 1957 

2. Vj. 

- 7 097 

- 7 264 

- 7 403 

- 2 014 

- 5 335 

+ 139 

+ 649 

- 509 

3. Vj. 

+ 245 

- 868 

- 4 349 

- 2 613 

- 1 703 

+ 3 481 

+ 1 399 

+ 2 082 

4. Vj. 

- 1 043 

- 3 672 

- 6 306 

- 2 185 

- 4 114 

+ 2 634 

- 299 

+ 2 932 

1983 l.Vj. 

- 7 809 

- 6 899 

- 9 087 

- 2 438 

- 6 230 

+ 2 188 

+ 988 

+ 1200 

2. Vj. 

- 4 212 

- 4 306 

- 7 563 

- 1 567 

- 5 855 

+ 3 257 

+ 697 

+ 2 560 

3.Vj, 

+ 3 244 

+ 537 

- 5 352 

- 2 584 

- 2 606 

+ 5 889 

+ 710 

+ 5 179 

4, Vj. 

+ 985 

- 2 203 

- 7 596 

- 4 672 

- 2 128 

+ 5 393 

+ 1 527 

+ 3 867 

1984 l.Vj. 

+ 5 998 

+ 2 538 

- 4 595 

- 1 846 

- 2 674 

+ 7 134 

+ 1 081 

+ 6 047 

2. Vj. 

- 7 903 

- 7 292 

- 7 927 

- 1 898 

- 5 989 

+ 634 

+ 185 

+ 449 

3.Vj. 

- 5 823 

- 3 474 

- 5 902 

- 1544 

- 4 270 

+ 2 429 

+ 585 

+ 1844 


Zum langfristigen Kapitalverkehr rechnen grundsätzlich der Erwerb von Forderungen und Verbindlichkeiten, deren ursprüngliche Laufzeit 
mehr als ein Jahr beträgt. 

Von Unternehmen (einschließlich Kreditinstitute) und Privatpersonen. 

Für die Aufgliederung in , .Privat“ und „öffentlich“ ist maßgebend, welchem der beiden Sektoren die beteiligte inländische Stelle angehört. 
Einschließlich „Sonstige Nettokapitalanlagen“. 

Soweit erkennbar. Einschließlich geschätzter reinvestierter Gewinne. 
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Tabelle 52* 


mit dem Ausland 

export: -) 

DM 


kehr') 

Kurzfristiger Kapitalverkehr 

Zeitraum 

Öffentlich^) 

insgesamt 

privat 

öffentlich^) 

zusammen 

Kredit- 

institute 

Unternehmen 

und 

Privat- 

personen 

- 1311 

+ 1 353 

+ 2 359 

+ 2 369 

- 10 

-1 006 

1960 

- 5 088 

- 956 

- 735 

- 380 

- 355 

- 221 

1961 

- 1290 

- 414 

- 254 

- 259 

+ 5 

- 160 

1962 

- 1447 

- 1 186 

- 1 177 

+ 684 

-1 861 

9 

1963 

- 1 315 

- 431 

+ 610 

+ 85 

+ 525 

-1 041 

1964 

- 1291 

+ 1 005 

47 

- 478 

+ 431 

+ 1 052 

1965 

- 2 531 

- 257 

- 594 

- 574 

- 20 

+ 337 

1966 

- 1490 

- 8 918 

- 8 557 

- 4 823 

-3 734 

- 361 

1967 

- 1329 

+ 5 076 

+ 3 891 

+ 2 455 

+ 1 436 

+ 1 185 

1968 

- 1837 

+ 4 361 

+ 4 390 

+ 4 325 

+ 65 

- 29 

1969 

- 2 388 

+16 047 

+ 16 344 

+ 7 927 

+ 8 417 

- 297 

1970 

- 2 166 

+ 4 592 

+ 3 179 

+ 1172 

+2 007 

+ 1 412 

.1971 

- 1478 

- 3 620 

- 4 012 

- 420 

-3 592 

+ 393 

1972 

- 2 203 

+ 194 

+ 26 

- 5 149 

+5 175 

+ 168 

1973 

- 877 

-19 015 

-19 020 

- 9 733 

-9 287 

+ 5 

1974 

+ 1162 

+ 4 949 

+ 4 263 

- 2 261 

+6 524 

+ 685 

1975 

+ 2 420 

+ 443 

+ 1046 

+ 6 731 

-5 685 

- 603 

1976 

- 1 618 

+ 12 644 

+12 684 

+ 8 120 

+4 564 

- 39 

1977 

- 3 292 

+ 8 382 

+ 7 230 

+10 089 

-2 859 

+ 1 152 

1978 

- 1502 

- 1 539 

- 1 230 

+ 4 093 

-5 323 

- 310 

1979 

+20 800 

- 1 582 

- 1224 

- 8 863 

+ 7 639 

- 358 

1980 

+ 18 030 

+ 906 

- 2 110 

-10 269 

+ 8 159 

+3 016 

1981 

+ 4 775 

+11 474 

+ 10 789 

+ 8 089 

+2 700 

+ 685 

1982 

+ 5 079 

- 8 459 

- 5 196 

+ 2 026 

-7 222 

-3 263 

1983 

+ 866 

+ 6 421 

+ 5 560 

+ 5 100 

+ 460 

+ 861 

1982 l.Vj. 

+ 167 

+ 6 030 

+ 6 301 

+ 3 128 

+ 3 173 

- 270 

2. Vj. 

+ 1 114 

+ 4 737 

+ 3 557 

+ 969 

+2 588 

+ 1 181 

3. Vj. 

+ 2 629 

- 5 714 

- 4 628 

- 1 108 

-3 520 

-1 086 

4. Vj. 

- 910 

+12 667 

+ 12 730 

+10 072 

+2 658 

- 62 

1983 l.Vj. 

+ 94 

- 8 634 

- 9 231 

- 2 068 

-7 163 

+ 598 

2. Vj. 

+ 2 707 

- 2 760 

- 1333 

+ 1 023 

-2 356 

-1427 

3.Vj. 

+ 3 187 

- 9 733 

- 7 361 

- 7 001 

- 360 

-2 372 

4. Vj. 

+ 3 459 

- 4 578 

- 5 974 

- 659 

-5 315 

+ 1 397 

1984 l.Vj. 

- 610 

+ 8 036 

+ 7 693 

+ 5 116 

+2 577 

+ 342 

2. Vj. 

- 2 350 

- 3 259 

- 3 472 

+ 3 655 

-7 127 

+ 213 

3.Vj. 


®) Nur Kredite und Darlehen, für die bei Vertragsabschluß eine Laufzeit von mehr als zwölf Monaten vereinbart wurde. - Ohne Direktinvestitionen. 
’’) Einschließlich der Transaktionen in deutschen Auslandsbonds. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle 53* 


Außenhandel (Spezialhandel) 

Tatsächliche Werte, Volumen und Durchschnittswerte 


Zeitraum 

Tatsächliche Werte 

Volumen^) 

Index der 

D urchschnitts werte 

Terms of 
Trade 

Ausfuhr 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Einfuhr 

Mio DM 

1980 = 100 

1950 ' 


8 362 

11 374 






1951 


14 577 

14 726 






1952 


16 909 

16 203 

33 714 

21 478 

50,2 

75,4 

66,6 

1953 


18 526 

16 010 

37 071 

23 615 

50,0 

67,8 

73,7 

1954 


22 035 

19 337 

43 643 

29 065 

50,5 

66,5 

75,9 

1955 

M) 

25 717 

24 472 

50 051 

36 461 

51,4 

67,1 

76,6 

1956 


30 861 

27 964 

57 425 

41 342 

53,7 

67,6 

79,4 

1957 


35 968 

31 697 

64 815 

45 763 

55,5 

69,3 

80,1 

1958 


36 998 

31 133 

67 923 

50 868 

54,5 

61,2 

89,1 

1959 


41 184 

35 823 

74 665 

60 769 

55,2 

59,0 

93,6 

1960 


47 946 

42 723 

85 537 

71 566 

56,1 

59,7 

94,0 

1961 


50 978 

44 363 

90 916 

78 033 

56,1 

56,9 

98,6 

1962 


52 975 

49 498 

93 626 

91 588 

56,6 

54,0 

104,8 

1963 


58 310 

52 277 

98 252 

99 766 

59,3 

52,4 

113,2 

1964 


64 920 

58 839 

112 142 

111 660 

57,9 

52,7 

109,9 

1965 


71 651 

70 448 

12Ö 482 

129 128 

59,5 

54,6 

109,0 

1966 


80 628 

72 670 

132 535 

133 319 

60,8 

54,5 

111,6 

1967 


87 045 

70 183 

141 812 

132 321 

61,4 

53,0 

115,8 

1968 


99 551 

81 179 

163 682 

153 669 

60,8 

52,8 

115,2 

1969 


113 557 

97 972 

181 095 

178 733 

62,7 

54,8 

114,4 

1970 


125 276 

109 606 

207 228 

211 835 

60,5 

51,7 

117,0 

1971 


136 011 

120 119 

216 319 

229 362 

62,9 

52,4 

120,0 

1972 


149 023 

128 744 

229 974 

244 156 

64,8 

52,7 

123,0 

1973 


178 396 

145 417 

262 212 

257 577 

68,0 

56,5 

120,4 

1974 


230 578 

179 733 

290 828 

247 507 

79,3 

72,6 

109,2 

1975 


221 589 

184 313 

258 228 

246 683 

85,8 

74,7 

114,9 

1976 


256 642 

222 173 

306 336 

290 637 

83,8 

76,4 

109,7 

1977 


273 614 

235 178 

318 536 

297 178 

85,9 

79,1 

108,6 

1978 


284 907 

243 707 

328 705 

317 408 

86,7 

76,8 

112,9 

1979 


314 469 

292 040 

344 493 

341 479 

91,3 

85,5 

106,8 

1980 


350 328 

341 380 

350 328 

341 380 

100 

100 

100 

1981 


396 898 

369 179 

373 420 

324 425 

106,3 

113,8 

93,4 

1982 


427 741 

376 464 

385 635 

328 677 

110,9 

114,5 

96,9 

1983 


432^81 

390 192 

384 538 

341 827 

112,4 

114,1 

98,5 

1981 

l.Vj. 

91 159 

91 396 ^ 

87 633 

82 504 

104,0 

110,8 

93,9 


2. Vj. 

97 141 

90 579 

92 176 

80 010 

105,4 

113,2 

93,1 


3.Vj. 

98 793 

91 702 

91 877 

78 391 

107,5 

117,0 

91,9 


4. Vj. 

109 805 

95 503 

101 733 

83 520 

107,9 

114,3 

94,4 

1982 

l.Vj. 

107 619 

96 458 

98 414 

83 209 

109,4 

115,9 

94,4 


2. Vj. 

108 269 

95 041 

97 818 

83 727 

110,7 

113,5 

97,5 


3.Vj. 

101 344 

89 688 

90 612 

78 409 

111,8 

114,4 

97,7 


4. Vj. 

110 508 

95 278 

98 791 

83 333 

111,9 

114,3 

97,9 

1983 

l.Vj. 

105 591 

93 675 

94 274 

82 327 

112,0 

113,8 

98,4 


2. Vj. 

106 117 

95 909 

94 582 

86 190 

112,2 

111,3 

100,8 


3.Vj. 

103 411 

95 092 

92 351 

82 922 

112,0 

114,7 

97,6 


4. Vj. 

117 162 

105 517 

103 332 

90 388 

113,4 

116,7 

97,2 

1984 

l.Vj. 

120 062 

108 738 

104 771 

90 973 

114,6 

119,5 

95,9 


2.Vj. 

115 117 

106 463 

100 451 

89 394 

114,6 

119,1 

96,2 


3.Vj. 

117 973 

105 852 

100 474 

86 869 

117,4 

121,9 

96,3 


Mengen bewertet mit den Durchschnittswerten des Jahres 1980. 

Index der Durchschnittswerte der Ausfuhr in vH des Index der Durchschnittswerte der Einfuhr. 
Bis 5. Juli 1959 ohne Saarland. 
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Tabelle 54* 


Ausfuhr und Einfuhr nach Gütergruppen der Produktionsstatistik 

Mio DM 


Zeitraum 

Ins- 

gesamt^) 

Erzeugnisse 

Elek- 

trizität, 

Gas, 

Fern- 

wärme. 

Wasser^) 

Berg- 

bauliche 

Erzeug- 

nisse 

Erzeugnisse des 

Investi- 

tions- 

güter^) 

Ver- 
brauchs- 
güter ^) 

der Land- 
und 
Forst- 
wirt- 
schaft, 
Fischerei 

des 

Emäh- 

rungs- 

gewerbes, 

Tabak- 

waren 

Grund- 
stoff- und 
Produk- 
tions- 
güter- 
gewerbes 

Investi- 

tions- 

güter 

Ver- 

brauchs- 

güter 

produzierenden 

Gewerbes 






Ausfuhr 





1970 

125 276 

1 712 

3 065 

8 

2 839 

33 985 

67 691 

14 000 

31 684 

17 177 

1971 

136 011 

1 564 

3 963 

5 

3 008 

35 420 

74 103 

15 583 

34 821 

19 315 

1972 

149 023 

2 002 

4 446 

3 

2 964 

37 502 

82 565 

17 284 

40 098 

20 808 

1973 

178 396 

2 571 

6 124 

2 

3 308 

47 563 

95 878 

20 733 

45 457 

24 368 

1974 

230 578 

2 448 

, 8 390 

2 

5 243 

74 077 

113 206 

24 409 

53 633 

26 141 

1975 

221 589 

2 632 

8 535 

3 

4 903 

60 961 

117 926 

22 883 

58 544 

25 215 

1976 

256 642 

3 052 

9 359 

339 

4 660 

67 252 

139 338 

28 637 

61 245 

33 826 

1977 

273 614 

3 044 

11 676 

256 

4 588 

68 143 

150 134 

30 551 

64 468 

37 706 

1978 

284 907 

2 870 

11 878 

332 

6 527 

72 605 

153 307 

32 243 

64 083 

38 863 

1979 

314 469 

3 111 

13 707 

618 

6 886 

85 505 

162 957 

36 186 

66 071 

42 050 

1980 

350 328 

3 629 

16 002 

605 

8 128 

95 227 

180 070 

40 580 

73 566 

46 598 

1981 

396 898 

4 727 

19 610 

681 

9 437 

105 718 

205 013 

43 659 

87 333 

50 555 

1982 

427 741 

5 178 

19 953 

770 

8 852 

109 510 

229 052 

46 457 

99 360 

56 070 

1983 

432 281 

5 347 

19 621 

730 

8 004 

112 938 

226 433 

48 612 

96 297 

57 500 

1983 l.Vj. 

105 591 

1 219 

4 784 

251 

2 017 

27 294 

55 344 

12 175 

23 735 

14 141 

2.Vi. 

106 117 

1 237 

4 793 

132 

1 916 

27 305 

56(508 

11 537 

23 812 

13 912 

3.Vj. 

103 411 

1404 

4 834 

122 

1 847 

27 880 

52 857 

12 174 

22 531 

13 602 

4.Vj. 

117 162 

1487 

5 210 

225 

2 225 

30 459 

61 725 

12 727 

26 218 

15 844 

1984 l.Vj. 

120 062 

1 574 

5 308 

265 

2 264 

32 415 

62 185 

13 614 

25 654 

16 210 

2.Vj. 

115 117 

1486 

5 305 

237 

2 283 

32 158 

57 462 

13 144 

23 515 

13 240 

3.Vj. 

117 973 

1466 

5 526 

141 

2 318 

32 548 

59 475 

13 943 

25 095 

15 242 






Einfuhr 





1970 

109 606 

15 134 

9 015 

1 

10 166 

32 791 

24 516 

14 778 

9 834 

14 540 

1971 

120 119 

15 770 

10 150 

1 

11 502 

32 242 

28 038 

17 888 

11 259 

18 638 

1972 

128 744 

16 760 

11464 

1 

11 396 

33 805 

29 986 

21 608 

11 603 

21 455 

1973 

145 417 

18 674 

12 922 

1 

13 894 

40 971 

31 801 

23 771 

11 185 

25 219 

1974 

179 733 

19 799 

13 309 

0 

29 942 

53 052 

33 051 

26 465 

11 352 

28 544 

1975 

184 313 

20 202 

14 084 

0 

27 227 

49 266 

39 545 

28 980 

13 727 

33 507 

1976 

222 173 

23 885 

16 413 

556 

32 410 

60 668 

48 658 

33 597 

14 349 

39 918 

1977 

235 178 

26 185 

17 309 

653 

32 424 

61 763 

54 766 

36 923 

16 267 

42 951 

1978 

243 707 

24 648 

17 933 

639 

29 920 

64 466 

60 766 

40 065 

18 511 

47 013 

1979 

292 040 

25 309 

18 965 

693 

41 856 

83 670 

68 579 

46 656 

21 536 

55 155 

1980 

341 380 

27 486 

20 613 

921 

60 640 

93 586 

78 284 

52 492 

24 226 

60 411 

1981 

369 179 

29 087 

23 345 

1 141 

70 794 

97 780 

87 781 

51 553 

28 423 

60 853 

1982 

376 464 

29 649 

24 432 

1 268 

67 338 

102 193 

91 544 

50 924 

30 741 

60 413 

1983 

390 192 

29 252 

26 025 

1 376 

59 190 

109 372 

100 908 

54 906 

33 202 

66 829 

1983 l.Vj. 

. 93 675 

7 115 

6 166 

304 

15 434 

25 626 

23 158 

13 868 

7 778 

16 375 

2.Vj. 

95 909 

7 565 

6 203 

346 

14 040 

27 296 

25 273 

12 685 

8 052 

15 827 

3.Vj. 

95 092 

6 689 

6 288 

410 

13 973 

27 505 

24 165 

14 003 

8 031 

17 034 

4.Vj. 

105 517 

7 883 

7 368 

316 

15 743 

28 945 

28 311 

14 351 

9 341 

17 593 

1984 l.Vj. 

108 738 

8 311 

6 746 

315 

17 726 

30 250 

26 814 

16 162 

8 209 

19 057 

2.Vj. 

106 463 

8 534 

7 092 

294 

15 832 

30 943 

27 148 

14 157 

8 364 

16 967 

3.Vj. 

105 852 

7 399 

6 767 

334 

14 963 

31 339 

27 132 

15 530 

8 821 

18 745 


Bis 1975 in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis für die Industriestatistik (Stand 1975), ab 1976 in der Gliedenmg nach dem Güter- 
verzeichnis für Produktionsstatistiken (Stand 1982). 

^) Einschließlich Waren, die nicht zugeordnet werden konnten. 

^) Bis 1975 ohne elektrischen Strom. 

*) Hauptsächlich Enderzeugnisse, nach ihrer vorwiegenden Verwendung gruppiert. 
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Drucksache 10/2541 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Tabelle 55* 

Ausfuhr nach Warengruppen der Außenhandelsstatistik 
Mio DM 


Zeitraum 

Insge- 

samt 

Güter der 
Emäh- 
rungswirt- 
schaft 

Güter der gewerblichen Wirtschaft 

zusammen 

Rohstoffe 

Halbwaren 

Fertigwaren 

zusammen 

Vor- 

End- 

erzeugnisse 

1950 


8 362 

196 

8 166 

1 168 

1 576 

5 422 

1 862 

3 560 

1951 


14 577 

489 

14 088 

1 318 

2 110 

10 660 

3 678 

6 982 

1952 


16 909 

379 

16 529 

1 281 

2 544 

12 704 

3 488 

9216 

1953 


18 526 

476 

18 050 

1 488 

2 724 

13 839 

3 384 

10 455 

1954 


22 035 

515 

21 521 

1 694 

2 883 

16 943 

4 109 

12 834 ^ 

1955 

p 

25 717 

683 

25 034 

1 568 

3 268 

20 198 

4 769 

15 429 

1956 


30 861 

834 

29 945 

1 715 

3 819 

24 412 

5 945 

18 467 

1957 


35 968 

829 

35 044 

1 939 

4 153 

28 951 

7 135 

21 816 

1958 


36 998 

882 

35 998 

1 710 

3 890 

30 398 

6 769 

23 630 

1959 


41 184 

1 005 

40 057 

1 968 

4 309 

33 780 

7 970 

25 810 

1960 


47 946 

1 091 

46 696 

2 182 

5 007 

39 506 

9 672 

29 834 

1961 


50 978 

1 075 

49 705 

2 175 

5 282 

42 248 

9 731 

32 517 

1962 


52 975 

1 143 

51 616 

2 362 

4 982 

44 273 

9 876 

34 397 

1963 


58 310 

1 317 

56 742 

2 489 

5 446 

48 807 

10 450 

38 357 

1964 


64 920 

1 614 

63 039 

2 518 

5 733 

54 788 

11 847 

42 941 

1965 


71 651 

1 981 

69 361 

2 555 

6 254 

60 552 

13 312 

47 240 

1966 


80 628 

1 968 

78 301 

2 835 

7 152 

68 314 

14 727 

53 587 

1967 


87 045 

2 476 

84 166 

2 880 

7 573 

73 713 

16 570 

57 143 

1968 


99 551 

2 985 

96 098 

3 163 

8 563 

84 373 

18 264 

66 109 

1969 


113 557 

3 657 

109 308 

3 080 

8 900 

97 328 

21 141 

76 187 

1970 


125 276 

4 380 

120 194 

3 188 

9 577 

107 430 

23 034 

84 395 

1971 


136 011 

5 097 

130 145 

3 258 

10 480 

116 407 

23 874 

92 533 

1972 


149 023 

5 946 

142 184 

3 388 

10 445 

128 351 

25 861 

102 490 

1973 


178 396 

8 016 

169 392 

4 071 

13 244 

152 078 

33 334 

118 744 

1974 


230 578 

9 953 

219 387 

5 516 

20 596 

193 275 

51 133 

142 142 

1975 


221 589 

10 397 

209 784 

5 304 

16 129 

188 350 

40 334 

148 016 

1976 


256 642 

11 412 

243 775 

5 692 

18 688 

219 396 

45 638 

173 758 

1977 


273 614 

13 723 

258 243 

5 657 

18 281 

234 305 

46 579 

187 726 

1978 


284 907 

13 790 

269 301 

6 098 

20 415 

242 787 

49 905 

192 882 

1979 


314 469 

15 698 

296 637 

6 555 

24 796 

265 286 

58 688 

206 598 

1980 


350 328 

18 471 

329 357 

6 792 

30 520 

292 045 

62 630 

229 415 

1981 


396 898 

23 100 

371 069 

7 547 

33 416 

330 106 

69 002 

261 104 

1982 


427 741 

23 871 

400 995 

7 220 

34 242 

359 533 

70 651 

288 882 

1983 


432 281 

23 624 

405 729 

7 203 

34 328 

364 198 

72 455 

291 743 

1981 

l.Vj. 

91 159 

5 819 

84 714 

1 797 

7 918 

74 999 

16 481 

58 519 


2. Vj. 

97 141 

5 956 

90 524 

1948 

8 471 

80 106 

16 892 

63 214 


3.Vj. 

98 793 

5 581 

92 529 

1 969 

8 607 

81 954 

17 539 

64 415 


4. Vj. 

109 805 

5 743 

103 302 

1 834 

8 421 

93 046 

18 091 

74 955 

1982 

l.Vj. 

107 619 

6 236 

100 677 

1 835 

8 702 

90 141 

18 359 

71 782 


2. Vj. 

108 269 

5 931 

101 664 

1 828 

8 624 

91 212 

18 219 

72 993 


3.Vj. 

101 344 

5 587 

95 059 

1 647 

7 962 

85 450 

16 763 

68 687 


4. Vj. 

110 508 

6 117 

103 595 

1911 

8 954 

92 731 

17 311 

75 420 

1983 

l.Vj. 

105 591 

5 685 

99 216 

1 708 

8 525 

88 983 

17 354 

71 630 


2. Vj. 

106 117 

5 694 

99 701 

1 760 

7 894 

90 047 

17 828 

72 219 


3.Vj. 

103 411 

5 923 

96 795 

1713 

8 613 

86 469 

17 593 

68 876 


4. Vj. 

117 162 

6 322 

110 017 

2 022 

9 296 

98 698 

19 681 

79 018 

1984 

l.Vj. 

120 062 

6 473 

112 809 

2 033 

10 052 

100 724 

20 947 

79 776 


2. Vj. 

115 117 

6 365 

108 019 

2 027 

9 953 

96 039 

21 134 

74 905 


3.Vj. 

117 973 

6 583 

110 603 

2 037 

9 630 

98 936 

20 946 

77 991 


Ab 1956 einschließlich Rückwaren und Ersatzlieferungen. 
Bis 5, Juli 1959 ohne Saarland. 
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Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Drucksache 10/2541 


Tabelle 56* 


Einfuhr nach Warengruppen der Außenhandeisstatistik 

Mio DM 


Zeitraiun 

■ 

Güter der 
Ernäh- 
nmgswirt- 
schaft 

Güter der gewerblichen Wirtschaft 

zusammen 

Rohstoffe 

Halbwaren 

Fertigwaren 

zusammen 

Vor- 

End- 

erzeugnisse 

1950 


11 374 

5 013 

6 360 

3 368 

1 564 

1429 

714 

714 

1951 


14 726 

5 876 

8 850 

5 249 

2 012 

1 588 

848 

740 

1952 


16 203 

6 065 

10 138 

5 635 

2 357 

2 146 

1 175 

970 

1953 


16 010 

5 852 

10 158 

5 224 

2 438 

2 497 

1 450 

1 046 

1954 


19 337 

7 151 

12 186 

5 502 

3 476 

3 208 

1 894 

1 314 

1955 

h) 

24 472 

7 635 

16 837 

7 281 

4 916 

4 640 

2 764 

1 876 

1956 


27 964 

9 162 

18 657 

8 225 

5 236 

5 196 

2 910 

2 286 

1957 


31 697 

9 975 

21 569 

9 376 

5 741 

6 452 

3 338 

3 114 

1958 


31 133 

9 408 

21 438 

7 685 

5 252 

8 500 

3 845 

4 655 

1959 


35 823 

10 731 

24 755 

7 749 

5 977 

11 030 

4 719 

6 311 

1960 


42 723 

11 246 

31 076 

9 269 

8 061 

13 746 

5 773 

7 973 

1961 


44 363 

11 677 

32 186 

9 095 

7 542 

15 550 

6 028 

9 522 

1962 


49 498 

13 684 

35 371 

8 821 

7 863 

18 688 

6 689 

11 999 

1963 


52 277 

12 779 

38 987 

9 362 

8 049 

21 575 

7 142 

14 433 

1964 


58 839 

14 035 

44 214 

10 916 

9 779 

23 519 

8 548 

14 971 

1965 


70 448 

16 852 

52 917 

11 431 

10 807 

30 679 

10 424 

20 256 

1966 


72 670 

17 451 

54 425 

11 819 

10 814 

31 792 

10 556 

21 236 

1967 


70 183 

16 599 

52 648 

11828 

10 961 

29 859 

9 454 

20 406 

1968 


81 179 

17 083 

63 035 

13 645 

13 630 

35 761 

12 649 

23 111 

1969 


97 972 

19 331 

77 404 

14 487 

16 720 

46 196 

15 767 

30 429 

1970 


109 606 

20 924 

87 233 

14 809 

17 660 

54 763 

16 999 

37 764 

1971 


120 119 

22 829 

95 636 

15 868 

16 327 

63 442 

18 686 

44 755 

1972 


128 744 

24 959 

102 162 

15 857 

16 439 

69 865 

20 726 

49 139 

1973 


145 417 

28 029 

115 702 

18 754 

21 578 

75 370 

22 873 

52 498 

1974 


179 733 

29 348 

148 300 

34 653 

30 406 

83 241 

25 703 

57 538 

1975 


184 313 

31 127 

150 746 

30 144 

27 648 

92 953 

25 202 

67 752 

1976 


222 173 

36 037 

183 274 

36 097 

34 689 

112 488 

31423 

81 064 

1977 


235 178 

39 306 

192 775 

35 154 

35 454 

122 168 

33 256 

88 912 

1978 


243 707 

38 605 

201 783 

30 786 

37 526 

133 471 

35 342 

98 129 

1979 


292 040 

39 947 

248 446 

42 703 

50 124 

155 619 

42 245 

113 374 

1980 


341 380 

43 363 

293 706 

58 929 

59 918 

174 859 

45 187 

129 672 

1981 


369 179, 

47 779 

316 709 

64 048 

66 448 

186 212 

46 170 

140 042 

1982 


376 464 

49 662 

321 549 

59 298 

69 821 

192 430 

47 463 

144 967 

1983 


390 192 

50 475 

333 780 

52 203 

73 144 

208 433 

50 756 

157 677 

1981 

l.Vj. 

91 396 

11 633 

78 716 

16 085 

16 027 

46 604 

11491 

35 113 


2. Vj. 

90 579 

12 008 

77 320 

15 943 

15 212 

46 165 

11 602 

34 563 


3,Vj. 

91 702 

11 154 

79 433 

16 496 

17 057 

45 880 

10 988 

34 892 


4. Vj. 

95 503 

12 984 

81 240 

15 524 

18 153 

47 563 

12 089 

35 474 

1982 

l.Vj. 

96 458 

12 161 

83 072 

14 564 

18 827 

49 681 

12 365 

37 316 


2. Vj. 

95 041 

12 888 

80 775 

15 175 

17 157 

48 443 

12 544 

35 899 


3.Vj. 

89 688 

11 770 

76 720 

14 559 

16 200 

45 961 

11 265 

34 696 


4. Vj. 

95 278 

12 843 

80 982 

15 000 

17 636 

48 346 

11 289 

37 057 

1983 

l.Vj. 

93 675 

12 088 

80 349 

12 750 

18 209 

49 390 

11 989 

37 401 


2. Vj. 

95 909 

12 500 

81 808 

12 767 

17 648 

51 393 

12 942 

38 451 


3.Vj. 

95 092 

11 875 

81 835 

13 195 

17 184 

51 456 

12 661 

38 795 


4. Vj. 

105 517 

14 012 

89 788 

13 491 

20 103 

56 194 

13 164 

43 030 

1984 

l.Vj. 

108 738 

13 448 

93 799 

14 875 

20 926 

57 998 

14 490 

43 508 


2. Vj. 

106 463 

14 073 

90 712 

14 546 

19 947 

56 219 

14 513 

41 706 


3.Vj. 

105 852 

12 967 

91 351 

14 207 

19 982 

57 161 

13 724 

43 438 


Ab 1956 einschließlich Rückwaren und Ersatzlieferungen. 
Bis 5. Juli 1959 ohne Saarland. 















Drucksache 10/2541 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Tabelle 57* 


Warenausfuhr nach Ländergruppen 

Verbrauchsländer 
Mio DM 


Zeitraum 

Insge- 

samt 

EG- 

Länder^) 

Übrige 

euro- 

päische 

Länder^) 

Staats- 

handels- 

länder 

Außereuropäische 

Industrieländer 

Entwicklungsländer 

zusam- 

men®) 

darunter 

zusam- 

men 

darunter 

Vereinigte 

Staaten 

OPEC- 

Länder®) 

1950 


8 362 

3 973 

2 045 

361 

714 

433 

1 244 

198 

1951 


14 577 

5 925 

3 699 

284 

1 611 

992 

3 027 

474 

1952 


16 909 

6 580 

5 045 

223 

1 609 

1 048 

3 415 

527 

1953 


18 526 

7 302 

4 862 

330 

2 028 

1 249 

3 928 

639 

1954 


22 035 

8 534 

5 718 

435 

2 167 

1 237 

5 048 

901 

1955 

’) 

25 717 

9 681 

6 976 

643 

2 723 

1 625 

5 511 

1 037 

1956 


30 861 

11 795 

7 885 

1 120 

3 446 

2 089 

6 383 

1 291 

1957 


35 968 

13 455 

8 805 

1 263 

4 332 

2 521 

7 873 

1 694 

1958 


36 998 

13 232 

9 177 

1 889 

4 603 

2 699 

7 895 

1782 

1959 J 


41 184 

15 065 

9 982 

1 915 

5 914 

3 835 

8 072 

1 822 

1960 


47 946 

18 475 

11 982 

2 304 

6 111 

3 767 

8 930 

1 827 

1961 


50 978 

20 643 

13 137 

2 124 

5 875 

3 497 

9 051 

1 818 

1962 


52 975 

22 518 

13 574 

2 177 

6 334 

3 858 

8 208 

1 558 

1963 


58 310 

26 543 

14 524 

1 839 

6 862 

4 195 

8 356 

1 621 

1964 


64 920 

29 360 

15 955 

2 350 

7 873 

4 785 

9 160 

1 835 

1965 


71 651 

31 335 

18 005 

2 740 

9 070 

5 741 

10 267 

2 302 

1966 


80 628 

35 784 

19 294 

3 381 

10 744 

7 178 

11 173 

2 696 

1967 


87 045 

39 021 

19 531 

4 421 

12 191 

7 859 

11626 

2 802 

1968 


99 551 

45 178 

20 930 

4 556 

15 759 

10 835 

12 856 

3 234 

1969 


113 557 

54 040 

23 941 

5 145 

16 201 

10 633 

13 973 

3 493 

1970 


125 276 

59 323 

27 645 

5 448 

17 747 

11 437 

14 857 

3 584 

1971 


136 011 

64 960 

28 986 

5 865 

19 578 

13 140 

16 308 

4 067 

1972 


149 023 

71 729 

32 090 

7 686 

20 222 

13 798 

16 977 

4 710 

1973 


178 396 

85 958 

37 562 

10 836 

23 174 

15 089 

20 509 

6 007 

1974 


230 578 

105 720 

47 688 

15 903 

28 454 

17 343 

32 088 

10 456 

1975 


221 589 

99 225 

45 290 

17 425 

22 515 

13 146 

36 442 

16 703 

1976 


256 642 

120 007 

52 157 

17 432 

24 435 

14 413 

41 835 

20 731 

1977 


273 614 

125 614 

55 308 

16 704 

28 385 

18 199 

46 777 

24 926 

1978 


284 907 

133 603 

53 996 

17 635 

31 452 

20 180 

47 461 

24 525 

1979 


314 469 

155 516 

61 408 

18 841 

32 655 

20 759 

45 083 

19 180 

1980 


350 328 

171 993 

71 139 

19 399 

34 591 

21 478 

51 723 

22 814 

1981 


396 898 

186 034 

76 185 

19 545 

42 698 

25 976 

70 558 

34 883 

1982 


427 741 

205 884 

81 395 

20 522 

45 608 

28 120 

72 686 

38 043 

1983 


432 281 

207 771 

83 526 

22 605 

49 807 

32 847 

67 180 

31 577 

1981 

l.Vj. 

91 159 

44 445 

17 857 

4 778 

9 002 

5 455 

14 703 

6 412 

2. Vj. 

97 141 

46 315 

18 523 

5 018 

10 236 

6 202 

16 560 

. 8 248 

3.Vj. 

98 793 

45 444 

18 797 

4 676 

10 879 

6 485 

18 437 

9 439 

4. Vj. 

109 805 

49 830 

21 008 

5 073 

12 581 

7 834 

20 857 

10 784 

1982 

l.Vj. 

107 619 

52 449 

19 707 

4 744 

11 514 

6 806 

18 785 

9 813 


2. Vj. 

108 269 

52 612 

20 863 

5 061 

11 536 

7 182 

17 805 

9 372 

3.Vj. 

101 344 

47 981 

19 629 

4 884 

11 014 

6 705 

17 404 

9 128 

4. Vj. 

110 508 

52 842 

21 195 

5 834 

11 544 

7 428 

18 692 

9 729 

1983 l.Vj. 

105 591 

52 712 

20 101 

5 289 

10 189 

6 515 

16 963 

8 224 

2. Vj. 

106 117 

51 684 

20 391 

5 589 

11478 

7 503 

16 654 

7 766 

3.Vj. 

103 411 

48 604 

20 095 

5 485 

12 508 

8 240 

16 352 

7 849 

4. Vj. 

117 162 

54 770 

22 939 

6 242 

15 632 

10 589 

17 211 

7 738 

1984 

l.Vj. 

120 062 

58 226 

22 722 

5 183 

- 16 217 

10 931 

17 351 

7 749 

2. Vj. 

115 117 

54 886 

22 683 

5 662 

15 096 

9 951 

16 421 

6 707 

3.Vj. 

117 973 

55 992 

22 493 

5 838 

17 504 

11826 

15 763 

6 367 


Einschließlich Schiffs- und Luftfahrzeugbedarf, Polargebiete und , .Nicht ermittelte Länder“. — 2) Grebietsstand 1. Januar 1981: Belgien, 
Dänemark, Frankreich, Griechenland, Großbritannien und Nordirland, Irland, Luxemburg, Italien, Niederlande. — Ohne Staatshandelsländer. — 
Albanien, Bulgarien, Demokratische Volksrepublik Korea, Mongolei, Polen, Rumänien, Sowjetunion, Tschechoslowakei, Ungarn, Vietnam, 
Volksrepublik China. — *) Australien, Japan, Kanada, Neuseeland, Republik Südafrika und Vereinigte Staaten. — ®) Gebietsstand Ende 1981: 
Algerien, Ecuador, Gabun, Indonesien, Irak, Iran, Katar, Kuwait, Libyen, Nigeria, Saudi-Arabien, Venezuela, Vereinigte Arabische Emirate. — 
Bis 5. Juli 1959 ohne Saarland. 
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Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Drucksache 10/2541 


Tabelle 58* 


Wareneinfuhr nach Ländergruppen 

Herstellungsländer 
Mio DM 


Zeitraum 

Q 

EG- 

Länder 2) 

Übrige 
euro- 
päische 
Länder 3) 

Staats- 

handels- 

länder 

Außereuropäische | 

Industrieländer 

Entwicklungsländer | 

zusam- 
men 5) 

danmter 

zusam- 

men 

danmter 

Vereinigte 

Staaten 

OPEC- 

Länder“) 

1950 ' 


11 374 

4 084 

1 874 

352 

2 372 

1 811 

2 677 

482 

1951 


14 726 

3 400 

2 643 

429 

3 636 

2 722 

4 019 

660 

1952 


16 203 

4 823 

3 324 

313 

3 667 

2 507 

4 076 

870 

1953 


16 010 

5 256 

3 124 

419 

2 931 

1 658 

4 259 

1 003 

1954 


19 337 

6 238 

3 602 

512 

3 444 

2 237 

5 521 

1 253 

1955 

’) 

24 472 

8 114 

4 308 

733 

4 683 

3 209 

6 610 

1 488 

1956 


27 964 

8 823 

4 836 

1 121 

5 798 

3 997 

7 347 

1 632 

1957 


31 697 

9 752 

5 255 

1 235 

7 789 

5 671 

7 633 

1 896 

1958 


31 133 

10 631 

5 422 

1 451 

6 191 

4 219 

7 407 

2 138 

1959 


35 823 

13 411 

6 114 

1 687 

6 421 

4 595 

8 152 

2 463 

1960 


42 723 

16 080 

7 009 

2 037 

8 034 

5 977 

9 461 

2 810 

1961 


44 363 

17 227 

7 393 

2 074 

8 241 

6 100 

9 335 

2 856 

1962 


49 498 

19 840 

7 799 

2 191 

9 379 

7 033 

10 202 

3 368 

1963 


52 277 

21 357 

7 916 

2 185 

10 206 

7 941 

10 533 

3 683 

1964 


58 839 

24 879 

8 812 

2 442 

10 609 

8 066 

12 012 

4 369 

1965 


70 448 

31 815 

9 871 

2 943 

12 296 

9 196 

13 425 

4 709 

1966 


72 670 

32 826 

9 896 

3 163 

12 576 

9 177 

14 110 

5 023 

1967 


70 183 

32 248 

9 074 

3 023 

12 055 

8 556 

13 694 

5 157 

1968 


81 179 

38 684 

10 622 

3 414 

12 790 

8 850 

15 579 

6 638 

1969 


97 972 

48 549 

13 243 

3 976 

15 115 

10 253 

16 992 

6 725 

1970 


109 606 

55 015 

14 478 

4 397 

17 934 

12 066 

17 681 

6 897 

1971 


120 119 

62 840 

14 872 

4 769 

18 363 

12 420 

19 149 

8 676 

1972 


128 744 

70 012 

16 092 

5 325 

17 569 

10 765 

19 633 

8 378 

1973 


145 417 

76 724 

18 219 

6 619 

19 801 

12 223 

23 937 

10 425 

1974 


179 733 

87 514 

20 861 

8 409 

22 590 

13 972 

40 188 

23 784 

1975 


184 313 

92 937 

21 780 

8 661 

23 864 

14 226 

36 835 

20 223 

1976 


222 173 

109 010 

27 192 

10 977 

29 289 

17 556 

45 444 

24 408 

1977 


235 178 

115 250 

30 253 

11 370 

30 010 

17 020 

48 055 , 

23 477 

1978 


243 707 

121 964 

34 841 

12 565 

30 448 

17 434 

43 686 

19 390 

1979 


292 040 

143 672 

41 285 

16 021 

36 483 

20 274 

54 325 

26 966 

1980 


341 380 

160 153 

49 382 

17 493 

44 566 

25 690 

69 557 

37 417 

1981 


369 179 

174 784 

53 700 

19 287 

49 480 

28 388 

71 647 

37 449 

1982 


376 464 

181 148 

56 092 

21 359 

49 081 

28 213 

68 478 

32 824 

1983 


390 192 

191 438 

62 914 

22 157 

50 279 

27 712 

63 149 

27 283 

1981 

l.Vj. 

91 396 

43 218 

13 041 

4 233 

12 221 

7 055 

18 647 

9 739 


2. Vj. 

90 579 

42 505 

13 255 

4 199 

12 680 

7 306 

17 868 

9 807 


3. Vj. 

91 702 

42 696 

12 803 

5 340 

12 001 

6 728 

18 772 

9 768 


4. Vj. 

95 503 

46 365 

14 600 

5 515 

12 579 

7 299 

16 360 

8 136 

1982 

l.Vj. 

96 458 

46 467 

14 862 

5 510 

12 389 

7 112 

17 183 

7 782 


2. Vj. 

95 041 

45 969 

14 282 

5 252 

12 825 

7 553 

16 639 

7 727 


3. Vj. 

89 688 

43 077 

12 873 

5 114 

11 554 

6 566 

16 963 

7 916 


4. Vj. 

95 278 

45 636 

14 074 

5 482 

12 312 

6 982 

17 693 

9 398 

1983 

l.Vj. 

93 675 

46 207 

14 886 

5 122 

11 854 

6 808 

15 559 

6 793 


2. Vj. 

95 909 

48 334 

15 327 

5 148 

12 362 

6 831 

14 673 

5 942 


3.Vj. 

95 092 

45 632 

15 159 

5 567 

12 267 

6 803 

16 393 

7 237 


4. Vj. 

105 517 

51 264 

17 542 

6 320 

13 796 

7 270 

16 528 

7 311 

1984 

1. Vj. 

108 738 

52 450 

17 863 

6 277 

14 525 

7 775 

17 580 

7 085 


2. Vj. 

106 463 

51 107 

17 320 

6 313 

14 302 

7 480 

17 361 

7 401 


3. Vj. 

105 852 

50 230 

16 777 

6 533 

14 200 

7 552 

18 031 

6 714 


Einschließlich Schiffs- und Luftfahrzeugbedarf, Polargebiete und „Nicht ermittelte Länder“. — Gebietsstand 1. Januar 1981: Belgien, 
Dänemark, Frankreich, Griechenland, Großbritannien und Nordirland, Irland, Luxemburg, Italien, Niederlande. — Ohne Staatshandelsländer. — 
*) Albanien, Bulgarien, Demokratische Volksrepublik Korea, Mongolei, Polen, Rumänien, Sowjetunion, Tschechoslowakei, Ungarn, Vietnam, 
Volksrepublik China. — Australien, Japan, Kanada, Neuseeland, Republik Südafrika und Vereinigte Staaten. — ®) Gebietsstand Ende 
1981: Algerien, Ecuador, Gabun, Indonesien, Irak, Iran, Katar, Kuwait, Libyen, Nigeria, Saudi-Arabien, Venezuela, Vereinigte Arabische 
Emirate. — Bis 5. Juli 1959 ohne Saarland. 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Tabelle 59* 


Preisentwicklung nach den Volkswirtschaftlichen G^samtrechnungen 

1976 = 100 


Zeitraum 

Brutto- 

sozial- 

produkt 

Ein- 

fuhr!) 

Letzte 

Ver- 

wendung 

von 

Gütern 2) 

Aus- 
fuhr !) 

Letzte inländische Verwendung von Gütern 

insge- 

samt 

Privater 

Ver- 

brauch 

Staats- 

ver- 

brauch 

Anlageinvestitionen 

zu- 

sammen 

Ausrü- 

stungen 

Bauten 

1960 

49,4 

61,5 

50,9 

58,0 

49,6 

53,9 

35,4 

49,6 

59,4 

45,2 

1961 

51,5 

60,1 

52,6 

58,4 

51,6 

55,8 

37,7 

52,6 

61,3 

48,5 

1962 

53,7 

60,3 

54,5 

58,9 

53,8 

57,5 

39,8 

56,2 

63,5 

52,6 

1963 

55,2 

61,7 

56,1 

59,6 

55,4 

59,2 

42,2 

58,4 

64,5 

55,4 

1964 

56,8 

62,9 

57,6 

61,3 

57,0 

60,6 

43,4 

60,0 

65,8 

57,3, 

1965 

58,8 

64,7 

59,7 

63,0 

59,1 

62,6 

46,4 

61,5 

67,7 

58,5 

1966 

61,0 

66,0 

61,7 

64,7 

61,1 

64,8 

48,7 

62,9 

69,7 

59,8 

1967 

61,8 

65,1 

62,3 

64,9 

61,7 

65,9 

49,9 

62,2 

70,9 

58,2 

1968 

62,9 

65,5 

63,3 

65,0 

63,0 

66,9 

51,3 

62,7 

69,6 

59,4 

1969 

65,6 

67,1 

65,8 

67,7 

65,4 

68,3 

55,3 

66,0 

70,8 

63,3 

1970 

70,6 

67,1 

70,0 

70,8 

69,8 

70,8 

60,6 

74,4 

74,6 

74,3 

1971 

76,1 

68,5 

‘ 74,7 

74,0 

74,8 

74,7 

68,6 

79,9 

78,2 

80,9 

1972 

80,2 

69,8 

78,2 

75,8 

78,8 

78,9 

73,2 

83,1 

79,8 

84,9 

1973 

85,4 

75,6 

83,6 

80,6 

84,3 

84,4 

80,7 

87,3 

82,8 

89,8 

1974 

91,2 

92,9 

91,5 

92,6 

91,2 

90,5 

90,3 

93,6 

89,2 

96,1 

1975 

96,7 

94,9 

96,4 

96,6 

96,3 

96,0 

96,2 

96,9 

96,3 

97,3 

1976 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1977 

103,7 

102,1 

103,3 

102,0 

103,7 

103,6 

104,6 

103,5 

102,6 

104,1 

1978 

108,0 

100,6 

106,5 

103,8 

107,3 

106,5 

108,3 

108,4 

105,3 

110,5 

1979 

112,4 

108,8 

111,6 

108,4 

112,5 

110,9 

113,3 

115,5 

108,1 

120,8 

1980 

117,4 

122,1 

118,4 

115,5 

119,3 

117,1 

120,3 

124,1 

112,7 

132,2 

1981 

122,3 

134,1 

124,9 

122,4 

125,8 

124,2 

126,5 

129,6 

117,6 

138,2 

1 

128,0 

137,1 

130,1 

127,5 

131,0 

130,4 

130,8 

132,9 

122,8 

140,0 

1983 ] ^ 

132,1 

136,5 

133,1 

129,4 

134,4 

134,2 

134,4 

135,1 

125,7 

142,2 

1979 l.Vj. 

108,8 

102,4 

107,4 

105,3 

108,1 

108,8 

105,3 

110,8 

106,7 

114,2 

2. Vj 

111,6 

107,0 

110,6 

107,7 

111,4 

110,3 

108,7 

115,0 

107,8 

119,8 

3. Vj. 

111,6 

111,8 

111,7 

109,5 

112,3 

111,8 

111,6 

117,2 

108,5 

122,9 

4. Vj. . 

117,0 

113,3 

116,3 

110,9 

117,8 

112,7 

126,4 

117,6 

109,2 

123,9 

1980 l.Vj. 

112,9 

119,4 

114,3 

113,2 

114,7 

114,8 

110,8 

119,9 

110,5 

126,9 

2. Vj. 

117,5 

122,0 

118,5 

115,3 

119,5 

116,8 

116,4 

124,8 

112,6 

132,8 

3.Vj. 

117,0 

122,3 

118,2 

116,0 

118,8 

117,9 

118,5 

125,8 

113,4 

134,0 

4. Vj. 

122,0 

124,7 

122,5 

117,4 

124,1 

118,6 

134,3 

125,1 

113,9 

134,0 

1981 l.Vj. 

117,7 

129,3 

120,3 

119,0 

120,7 

121,4 

117,9 

125,9 

114,6 

135,2 

2. Vj. 

122,0 

132,8 

124,4 

121,8 

125,2 

123,2 

121,4 

130,4 

117,6 

138,8 

3.Vj. 

121,7 

137,1 

125,2 

123,7 

125,6 

125,4 

124,6 

130,8 

117,6 

139,3 

4. Vj. 

127,6 

137,1 

129,6 

124,5 

131,4 

126,4 

141,1 

130,5 

119,9 

138,8 

1982 l.Vj. 


124,0 

136,2 

126,8 

125,5 

127,3 

128,1 

123,4 

131,0 

120,4 

139,7 

2. Vj. 


127,5 

136,3 

129,5 

127,5 

130,2 

129,6 

123,8 

133,9 

123,7 

140,4 

3. Vj. 


127,2 

136,9 

129,4 

127,9 

130,0 

131,6 

128,9 

133,6 

122,9 

140,3 

4. Vj. 


133,1 

139,1 

134,4 

129,1 

136,3 

132,2 

146,4 

132,7 

123,9 

139,4 

1983 l.Vj. 


128,9 

136,3 

130,6 

128,3 

131,4 

132,4 

127,1 

132,4 

123,2 

140,0 

2. Vj. 


131,3 

134,1 

131,9 

128,7 

133,0 

133,1 

126,4 

135,3 

126,3 

141,5 

3.Vj. 


131,0 

136,7 

132,3 

129,6 

133,2 

135,0 

133,0 

136,4 

126,0 

143,0 

4. Vj. 


136,9 

138,8 

137,3 

130,9 

139,6 

135,9 

149,7 

135,7 

126,6 

143,5 

1984 l.Vj. 


131,5 

140,9 

133,7 

131,5 

134,5 

136,5 

180,4 

136,0 

126,0 

144,2 

2. Vj. 


133,9 

140,9 

135,5 

132,7 

136,5 

137,1 

130,2 

138,9 

128,8 

145,2 


Waren und Dienstleistungen einschließlich Erwerbs- und Vermögenseinkommen. — Privater Verbrauch, Staatsverbrauch, Brutto- 
investitionen (Anlageinvestitionen und Vorratsveränderung) und Ausfuhr. — Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 60* 


Index der Grundstof fpreise i) 
1976 = 100 


Zeitraum 

Ins- 

gesamt 

Grund- 
stoffe 
aus der 
Land-imd 
Forstwirt- 
schaft, 
Fischerei 2) 

Grundstoffe aus dem Produzierenden Gewerbe 2) 

Grundstoffe für das 

zu- 

sammen 

darunter 

Verarbei- 
tende 
Gewerbe ♦) 

Bau- 

gewerbe^) 

Erdöl imd 
Mineralöl- 
erzeug- 
nisse 

Elek- 
trischer 
Strom, Gas, 
Fernwärme 
imd Wasser 

Eisen 

imd 

Stahl 

NE-MetaUe 

und 

NE-MetaU- 

halbzeug^) 

Chemische 

Erzeug- 

nisse 

1964 

65,1 

73,9 

62,6 

36,0 



78,7 

75,7 



1965 

66,7 

75,9 

64,1 

34,7 

. 

, 

90,6 

76,0 

. 

, 

1966 

67,5 

76,7 

64,8 

34,8 

. 

, 

100,6 

74,7 

, 

» 

1967 

65,1 

72,5 

63,0 

37,4 


, 

89,3 

73,9 

. 

. 

1968 

64,9 

71,7 

62,9 

37,8 

. 

, 

95,2 

73,0 

. 

. 

1969 

66,6 

74,2 

64,4 

35,4 



102,8 

73,0 

, 

. 

1970 

68,3 

72,1 

67,1 

36,2 

, 

, 

98,8 

73,3 

, 

, 

1971 

68,9 

71,5 

68,1 

41,6 

, 

. 

81,1 

73,7 

. 

. 

1972 

71,2 

78,6 

69,0 

39,8 

. 

. 

77,5 

73,3 


, 

1973 

78,7 

86,5 

76,4 

46,1 

, 


96,4 

77,5 



1974 

93,8 

87,4 

95,5 

90,3 



121,0 

101,0 

. 

. 

1975 

94,0 

89,5 

95,1 

92,9 

. 

. 

90,6 

100,3 

, 

. 

1976 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1977 

100,9 

107,9 

99,8 

100,0 

101,5 

95,0 

98,9 

98,5 

100,5 

101,5 

1978 

98,3 

100,6 

97,9 

90,9 

* 105,1 

96,0 

92,4 

95,7 

95,7 

104,1 

1979 

107,1 

103,2 

107,7 

115,2 

107,7 

101,9 

113,8 

107,6 

105,2 

109,2 

1980 

120,4 

105,3 

122,8 

165,7 

117,1 

103,2 

136,4 

118,6 

119,1 

117,8 

1981 

133,6 

112,0 

137,0 

218,4 

136,3 

105,4 

135,4 

129,3 

131,6 

125,6 

1982 

138,0 

114,6 

141,6 

216,7 

151,2 

116,8 

125,4 

134,2 

134,3 

132,5 

1983 

137,8 

114,3 

141,4 

206,4 

153,3 

112,7 

138,3 

134,5 

133,7 

133,1 

1979 1. Vj. 

101.5 

100,8 

101,6 

95,6 

107,8 

99,9 

104,4 

98,5 

98,7 

106,2 

2. Vj. 

105,9 

103,1 

106,4 

109,3 

107,5 

101,3 

113,1 

106,5 

103,9 

108,6 

3. Vj. 

109,4 

104,2 

110,2 

124,3 

107,7 

103,2 

114,6 

112,1 

108,0 

110,2 

4. Vj. 

111,6 

104,9 

112,6 

131,6 

107,9 

103,0 

123,0 

113,4 

110,3 

111,6 

1980 l.Vj. 

118,1 

106,0 

120,0 

154,0 

109,8 

104,4 

146,0 

118,0 

118,0 

115,2 

2. Vj. 

120,2 

104,5 

122,6 

165,6 

116,3 

104,2 

130,4 

120,3 

119,0 

117,6 

3. Vj. 

120,2 

103,4 

122,8 

164,6 

118,5 

102,8 

133,4 

118,0 

118,5 

119,0 

4. Vj. 

123,2 

107,2 

125,7 

178,4 

123,8 

101,6 

135,6 

117,9 

121,1 

119,3 

1981 l.Vj. 

128,7 

110,1 

131,6 

205,8 

128,1 

102,5 

133,8 

123,5 

126,9 

121,6 

2. Vj. 

132,8 

110,8 

136,2 

218,9 

132,8 

103,2 

136,6 

128,0 

131,0 

124,8 

3.Vj. 

137,0 

112,8 

140,8 

232,2 

139,1 

106,4 

140,0 

132,1 

135,6 

127,3 

4. Vj. 

135,9 

114,1 

139,2 

216,7 

145,4 

109,7 

131,0 

133,5 

132,9 

128,6 

1982 l.Vj. 

137,8 

115,3 

141,2 

216,3 

150,1 

115,4 

128,4 

134,7 

134,3 

132,0 

2. Vj. 

137,4 

114,3 

141,1 

210,6 

150,6 

118,7 

123,1 

134,4 

133,7 

132,9 

3. Vj. 

138,2 

114,0 

142,0 

217,7 

152,1 

117,9 

124,0 

133,9 

134,6 

133,0 

4. Vj. 

138,6 

114,6 

142,3 

222,4 

152,0 

115,1 

126,1 

133,8 

134,7 

132,0 

1983 l.Vj. 

136,0 

111,8 

139,8 

205,7 

152,7 

112,8 

130,1 

133,1 

131,8 

132,3 

2. Vj. 

136,0 

112,5 

139,6 

198,1 

152,8 

113,1 

136,8 

132,8 

131,5 

133,0 

3. Vj. 

139,0 

115,4 

142,6 

208,6 

154,0 

112,9 

144,5 

134,4 

135,1 

133,3 

4. Vj. 

140,3 

117,4 

143,8 

213,0 

153,9 

112,2 

141,9 

137,8 

136,5 

133,7 

1984 l.Vj. 

142,5 

118,3 

146,2 

217,4 

155,1 

115,2 

146,3 

140,0 

138,7 

134,9 

2. Vj. 

143,5 

118,9 

147,3 

217,0 

157,5 

116,5 

147,0 

140,8 

139,4 

136,8 

3.Vj. 

144,8 

117,1 

149,1 

224,7 

159,2 

117,6 

144,2 

140,8 

140,6 

137,8 


Inländische und importierte Grundstoffe zusammen. Ohne Umsatz- {Mehrwert-)steuer bzw. Einfuhrumsatzsteuer. 

2) Gliederung nach dem produktionswirtschaftlichen Zusammenhang. 

3) Einschließlich Edelmetalle. 

*) Gliederung nach dem vorwiegenden Verwendungszweck; ohne Energie, Brenn-, Treib- und Betriebsstoffe. 
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Tabelle 61* 


Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte 
(Inlandsabsatz) 

1980 = 100 


Zeitraum 

Ins- 

gesamt 

Berg- 
bau- 
liche 
Er- 
zeug- 
nisse 2) 

Elektri- 

scher 

Strom^), 

Gas, 

Fern- 

wärme 

imd 

Wasser 

Erzeugnisse des Verarbeitenden Gewerbes 

Fertigerzeugnisse *) 

zu- 

sam- 

men 

Grund- 

stoff- 

und 

Produk- 

tions- 

güter- 

gewerbe 

Investi- 

tions- 

güter 

Ver- 

brauchs- 

güter 

Nah- 

rungs- 

imd 

Genuß- 

mittel- 

gewerbe 

Investi- 

tions- 

güter 

Ver- 
brauchs- 
güter 5) 

produzierendes 

Gewerbe 

1962 

54,6 

29,8 

50,5 

56,0 

55,3 

54,0 

54,7 

63,6 

48,3 

51,5 

1963 

54,9 

30,3 

50,4 

56,2 

54,9 

54,2 

55,7 

64,4 

48,8 

52,0 

1964 

55,5 

30,2 

50,8 

56,9 

55,4 

54,9 

56,8 

64,8 

49,7 

52,5 

1965 

56,9 

31,5 

52,2 

58,3 

56,5 

56,5 

58,1 

65,8 

51,2 

53,7 

1966 

57,8 

31,4 

52,8 

59,3 

57,1 

57,6 

59,6 

67,2 

52,4 

55,0 

1967 

57,3 

31,4 

53,3 

58,7 

55,7 

57,0 

59,2 

67,8 

52,3 

55,3 

1968 

56,9 

31,4 

53,5 

58,2 

55,0 

57,0 

59,0 

66,9 

52,4 

* 54,8 

1969 

57,9 

32,3 

52,8 

59,4 

55,8 

58,8 

60,1 

67,5 

54,5 

54,7 

1970 

60,8 

36,7 

53,0 

62,3 

58,2 

63,4 

62,4 

69,1 

59,4 

57,1 

1971 

63,4 

40,6 

54,7 

65,0 

59,7 

67,4 

64,7 

71,6 

64,1 

59,8 

1972 

65,1 

42,9 

58,4 

66,5 

59,7 

69,2 

67,0 

74,4 

66,5 

61,9 

1973 

69,4 

45,2 

61,0 

71,0 

64,9 

72,1 

72,0 

80,6 

69,5 

66,6 

1974 

78,7 

57,9 

65,8 

80,5 

80,2 

78,9 

80,5 

85,2 

75,8 

74,4 

1975 

82,3 

72,3 

78,6 

83,1 

79,4 

84,6 

82,6 

88,5 

82,3 

78,5 

1976 

85,4 

77,1 

83,9 

85,8 

81,8 

87,5 

85,1 

91,8 

85,9 

81,4 

1977 

87,7 

77,5 

85,8 

88,3 

81,7 

90,7 

87,6 

98,1 

89,5 

83,0 

1978 

88,7 

82,5 

88,8 

88,9 

81,0 

92,8 

89,0 

97,4 

92,3 

84,8 

1979 

93,0 

85,2 

90,5 

93,5 

89,6 

95,5 

93,4 

97,7 

95,5 

91,7 

1980 

100 - 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1981 

107,8 

115,8 

119,5 

106,0 / 

109,7 

104,1 

104,9 

104,6 

104,4 

108,2 

1982 

114,1 

124,7 

134,7 

111,1 

113,9 

110,0 

109,0 

110,8 

110,5 

111,8 

1983 

115,8 

127,3 

136,5 

112,8 

113,4 

113,0 

111,0 

113,2 

113,9 

112,7 

1980 l.Vj. 

97,7 

92,4 

93,0 

98,4 

98,5 

98,3 

98,1 

99,1 

98,2 

97,9 

2. Vj. 

99,9 

99,2 

99,1 

100,0 

100,2 

100,1 

99,8 

99,7 

100,0 

100,0 

3. Vj. 

100,5 

102,7 

100,6 

100,4 

100,0 

100,6 

100,8 

100,2 

100,7 

100,2 

4. Vj. 

101,9 

105,7 

107,2 

101,1 

101,3 

101,0 

101,3 

101,0 

101,1 

101,8 

1981 l.Vj. 

104,3 

108,8 

111,4 

103,2 

105,0 

102,3 

102,9 

102,2 

102,4 

104,9 

2. Vj. 

106,9 

115,0 

116,1 

105,5 

108,7 

103,8 

104,4 

104,1 

104,0 

107,2 

3.Vj. 

109,2 

117,1 

121,2 

107,3 

112,4 

104,7 

105,6 

105,6 

105,0 

110,4 

4. Vj. 

110,8 

122,2 

129,5 

108,1 

112,7 

105,5 

106,8 

106,4 

106,0 

110,4 

1982 l.Vj. 

112,7 

123,5 

133,8 

109,7 

113,3 

108,1 

108,1 

107,8 

108,6 

109,9 

2. Vj. 

113,8 

123,9 

134,4 

110,8 

113,0 

110,1 

108,9 

110,2 

110,4 

110,1 

3.Vj. 

114,8 

123,8 

135,3 

111,8 

114,3 

110,7 

109,4 

112,6 

111,3 

112,8 

4. Vj. 

115,2 

127,7 

135,4 

112,2 

114,9 

111,1 

109,6 

112,7 

111,8 

114,4 

1983 l.Vj. 

114,9 

128,8 

136,1 

111,8 

112,1 

111,9 

110,1 

112,6 

112,6 

111,4 

2. Vj. 

115,3 

127,2 

136,2 

112,2 

112,1 

112,9 

110,6 

112,4 

113,8 

111,6 

3. Vj. 

116,2 

126,2 

137,2 

113,1 

113,9 

113,4 

111,3 

113,3 

114,3 

113,6 

4. Vj. 

116,9 

127,0 

136,5 

114,0 

115,5 

113,6 

112,0 

114,5 

114,7 

114,2 

1984 l.Vj. 

118,0 

131,2 

137,6 

115,1 

116,9 

114,5 

113,0 

114,9 

115,7 

114,6 

2. Vj. 

118,9 

131,2 

140,4 

115,7 

117,5 

115,3 

114,1 

115,0 

116,5 

114,7 

3.Vj. 

119,4 

131,5 

142,1 

116,1 

117,9 

115,8 

115,1 

114,6 

117,0 

115,2 


Ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer. — Ohne Erdgas. — Im Preisindex für elektrischen Strom ist die Ausgleichsabgabe nach dem dritten 
Verstromungsgesetz berücksichtigt. — “*) Fertigerzeugnisse nach ihrer vorwiegenden Verwendung gruppiert. — *) Ohne Nahrungs- und 
Genußmittel. 
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Drucksache 10/2541 


Tabelle 62* 


Preisindizes für Neubau und Instandhaltung, Baulandpreise 

1980 = 100 


Zeitraum 

Neubau 

Instand- 
haltung 
von Mehr- 
familien- 
gebäuden 

Baureifes 

Land 

Bauleistungen am Bauwerk für 

Straßen- 

baulei- 

stungen 

insgesamt 

Wohn- 

gebäude 

gemischt- 

genutzte 

Gebäude 

Büro- 

gebäude 

gewerb- 

liche 

landwirt- 

schaftliche 

Betriebsgebäude 

I960' 


30,0 

30,9 

31,4 

32,1 

30,5 

44,4 



1961 


32,2 

33,1 

33,5 

34,1 

32,5 

46,6 



1962 


34,9 

35,7 

36,2 

36,7 

35,0 

49,7 


18,1 

1963 

•’) 

36,7 

37,5 

38,1 

38,3 

36,9 

51,6 


20,6 

1964 


38,4 

39,3 

39,6 

39,8 

38,5 

51,2 


22,5 

1965 


40,1 

40,9 

41,2 

41,4 

39,9 

48,5 


26,7 

1966 


41,3 

42,3 

42,5 

42,5 

41,1 

47,9 


28,8 

1967 


40,4 

41,2 

41,5 

40,4 

40,2 

45,7 


31,3 

1968 


42,2 

43,0 

43,1 

42,6 

41,9 

47,8 

44,6 

34,6 

1969 


44,6 

45,5 

45,8 

46,3 

44,2 

49,8 

46,6 

36,4 

1970 


52,0 

53,0 

53,6 

54,8 

51,9 

57,2 

52,3 

37,5 

1971 


57,3 

58,3 

59,0 

60,7 

57,3 

61,6 

57,9 

40,9 

1972 


61,2 

62,0 

62,8 

63,7 

61,2 

62,5 

61,5 

49,1 

1973 


65,7 

66,4 

67,3 

67,5 

65,5 

64,4 

65,9 

49,7 

1974 


70,5 

71,0 

71,9 

71,5 

70,0 

70,6 

72,3 

49,2 

1975 


72,1 

72,6 

73,4 

73,6 

71,5 

72,3 

75,7 

53,7 

1976 


74,6 

75,1 

75,8 

76,5 

74,1 

73,4 

78,5 

59,5 

1977 


78,2 

78,6 

79,3 

79,7 

77,9 

75,4 

82,3 

65,8 

1978 


83,1 

83,4 

83,9 

83,9 

82,8 

80,3 

86,5 

73,1 

1979 


90,4 

90,4 

90,6 

90,7 

90,2 

88,7 

91,9 

84,3 

1980 


100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1981 


105,9 

105,8 

106,1 

106,1 

105,8 

102,6 

106,6 

117,1 

1982 


108,9 

109,2 

110,0 

110,4 

108,9 

100,3 

111,6 

136,0 

1983 


111,2 

111,5 

112,6 

112,9 

111,1 

99,5 

115,1 

146,2 

1980 

Feb 

96,1 

96,2 

96,5 

96,2 

96,1 

96,2 

96,4 

91,8 


Mai 

100,3 

100,3 

100,1 

100,2 

100,4 

100,6 

99,9 

94,6 


Aug 

101,5 

101,4 

101,3 

101,5 

101,5 

101,8 

101,6 

101,7 


Nov 

102,1 

102,1 

102,1 

102,0 

102,0 

101,3 

102,1 

107,8 

1981 

Feb 

103,2 

103,2 

103,5 

103,1 

103,2 

101,6 

103,5 

109,9 


Mai 

106,2 

106,1 

106,1 

106,0 

106,2 

103,4 

106,5 

117,7 


Aug 

106,9 

106,8 

107,0 

107,3 

106,8 

103,5 

107,9 

118,6 


Nov 

107,1 

107,2 

107,7 

108,0 

107,1 

102,0 

108,4 

126,4 

1982 

Feb 

107,9 

108,2 

108,9 

109,4 

107,9 

101,2 

109,7 

128,7 


Mai 

109,1 

109,4 

110,2 

110,5 

109,1 

100,7 

111,3 

130,3 


Aug 

109,5 

109,7 

110,6 

111,0 

109,4 

100,0 

112,6 

134,5 


Nov 

109,1 

109,3 

110,3 

110,7 

109,0 

99,2 

112,6 

141,3 

1983 

Feb 

109,3 

109,5 

110,6 

110,9 

109,1 

98,8 

113,0 

136,3 


Mai 

110,7 

111,0 

112,0 

112,3 

110,6 

99,1 

114,5 

144,6 


Aug 

112,3 

112,6 

113,7 

114,0 

112,2 

100,0 

116,4 

143,9 


Nov 

112,5 

112,8 

114,1 

114,3 

112,4 

99,9 

116,5 

150,6 

1984 

Feb 

113,0 

113,4 

114,9 

114,9 

112,9 

100,0 

117,0 

143,7 


Mai 

114,2 

114,5 

115,9 

116,0 

114,0 

100,8 

118,7 



Aug 

114,4 

114,7 

116,2 

116,0 

114,2 

101,2 

119,5 



Einschließlich Umsatz-(Mehrwert-)steuer. 
Einschließlich Schönheitsreparaturen. 
Ohne Berlin. 
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Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Tabelle 63* 


Index der Ausfuhrpreise^) 
1980 = 100 


Zeitraum 

Ins- 

gesamt 

Güter 

der 

Emäh- 

rungs- 

wirt- 

schaft^) 

Güter der gewerblichen Wirtschaft 

zu- 

sammen^) 

Roh- 

stoffe^) 

Halb- 
waren ^) 

Fertig- 

waren^) 

Investi- 

tions- 

güter^) 

Ver- 
brauchs- 
güter ^) 

1962 

54,1 

56,8 

53,9 

53,8 

43,2 

55,1 

48,6 

53,7 

1963 

54,2 

62,2 

53,9 

54,3 

42,7 

55,1 

49,1 

54,0 

1964 

55,5 

62,7 

55,1 

56,4 

44,3 

56,2 

50,2 

54,9 

1965 

56,7 

63,1 

56,4 

56,3 

45,5 

57,6 

51,8 

56,2 

1966 

57,9 

64,7 

57,6 

56,4 

46,7 

58,8 

53,2 

58,2 

1967 

57,8 

63,6 

57,5 

54,4 

46,7 

58,9 

53,8 

59,1 

1968 

57,2 

62,4 

57,0 

53,5 

46,4 

58,3 

53,5 

58,8 

1969 

59,5 

63,6 

59,3 

54,0 

47,6 

60,8 

56,4 

59,8 

1970 

61,4 

64,4 

61,2 

54,8 

49,0 

62,7 

59,3 

61,0 

1971 

63,4 

66,0 

63,3 

58,7 

48,9 

65,0 

63,3 

63,8 

1972 

64,7 

69,1 

64,5 

61,7 

47,2 

66,5 

66,0 

65,8 

1973 

68,9 

77,0 

68,5 

64,8 

55,4 

70,1 

69,3 

69,3 

1974 

80,6 

85,0 

80,3 

75,8 

82,1 

80,1 

75,3 

78,1 

1975 

83,7 

85,1 

83,6 

86,6 

76,9 

84,1 

81,8 

82,9 

1976 

87,0 

87,9 

86,9 

92,4 

79,5 

87,4 

86,5 

86,5 

1977 

88,5 

91,9 

88,3 

91,5 

77,4 

‘89,2 

90,2 

89,0 

1978 

89,9 

91,4 

89,8 

90,5 

76,1 

91,0 

92,8 

91,2 

1979 

94,1 

94,3 

94,1 

95,3 

87,9 

94,6 

95,5 

93,8 

1980 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1981 

105,8 

106,5 

105,8 

109,7 

112,7 

104,9 

104,4 

105,4 

1982 

110,4 

107,9 

110,6 

115,2 

115,3 

110,0 

110,0 

109,3 

1983 

112,3 

110,1 

112,4 

113,7 

115,2 

112,1 

113,1 

111,1 

1980 1. Vj. 

98,9 

97,7 

99,0 

98,8 

101,4 

98,7 

98,6 

98,5 

2. Vj. 

99,8 

99,1 

99,8 

99,1 

98,0 

100,0 

100,1 

99,7 

3.Vj. 

100,2 

100,0 

100,2 

99,8 

98,3 

100,4 

100,4 

100,3 

4. Vj. 

101,2 

103,1 

101,1 

102,3 

102,3 

100,9 

101,0 

101,4 

1981 1. Vj. 

103,2 

105,1 

103,1 

104,8 

106,4 

102,8 

102,7 

103,3 

2. Vj. 

105,3 

107,5 

105,2 

107,5 

111,2 

104,5 

104,1 

104,9 

3.Vj. 

107,2 

107,7 

107,1 

112,5 

117,0 

106,0 

105,2 

106,5 

4. Vj. 

107,4 

105,5 

107,5 

114,1 

116,4 

106,4 

105,6 

106,7 

1982 1. Vj. 

109,6 

107,6 

109,7 

116,4 

115,9 

108,9 

108,4 

108,3 

2. Vj. 

110,4 

108,3 

110,5 

115,2 

114,4 • 

110,0 

109,8 

109,2 

3.Vj. 

110,8 

107,7 

111,0 

114,5 

115,5 

110,5 

110,6 

109,8 

4. Vj. 

110,8 

107,8 

111,0 

114,7 

115,5 

110,5 

111,0 

110,1 

1983 1. Vj. 

111,2 

107,1 

111,4 

113,3 

113,2 

111,2 

112,1 

110,4 

2. Vj. 

111,7 

108,1 

112,0 

112,1 

113,7 

111,8 

112,9 

110,7 

3.Vj. 

112,9 

111,5 

112,9 

113,3 

116,6 

112,5 

113,5 

111,4 

4. Vj. 

113,5 

113,7 

113,5 

116,2 

117,0 

113,0 

113,9 

111,7 

1984 1. Vj. 

114,8 

114,4 

114,9 

119,9 

118,8 

114,3 

115,1 

112,4 

2. Vj. 

115,8 

114,5 

115,9 

120,5 

120,2 

115,3 

116,0 

113,1 

3.Vj. 

116,6 

113,3 

116,8 

123,7 

121,7 

116,1 

116,7 

113,7 


Effektivpreise; fob. Ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer, Verbrauchsteuem und Exporthilfen. 
Nach Warengruppen der Außenhandelsstatistik gruppiert. 

Hauptsächlich Enderzeugnisse, nach ihrer vorwiegenden Verwendung gruppiert. 
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Tabelle 64* 


Index der Einfuhrpreise^) 
1980 = 100 


Zeitraum 

Ins- 

gesamt 

Güter 

der 

Emäh- 

rungs- 

wirt- 

schaft^) 

Güter der gewerblichen Wirtschaft 

zu- 

sammen^) 

Roh- 

stoffe^) 

Halb- 
waren ^) 

Fertig- 

waren^) 

Investi- 

tions- 

güter^) 

Ver- 
brauchs- 
güter ^) 

1962 

49,9 

67,9 

46,9 

26,8 

34,4 

66,7 

69,8 

50,1 

1963 

50,9 

70,9 

47,2 

27,0 

34,7 

67,5 

71,5 

51,2 

1964 

51,7 

71,8 

48,2 

27,2 

35,9 

68,5 

72,6 

49,4 

1965 

53,1 

75,2 

48,9 

27,0 

37,5 

69,2 

74,0 

48,6 

1966 

54,0 

75,1 

50,0 

27,5 

39,2 

70,6 

76,1 

49,7 

1967 

52,8 

72,6 

49,4 

26,8 

38,6 

70,0 

75,2 

51,1 

1968 

52,4 

70,0 

49,5 

26,8 

39,3 

69,3 

75,7 

52,0 

1969 

53,3 

72,3 

50,1 

26,3 

40,8 

70,3 

75,9 

51,4 

1970 

52,8 

71,9 

49,6 

25,6 

40,8 

69,6 

74,2 

51,3 

1971 

53,0 

70,7 

50,0 

28,0 

38,3 

70,2 

75,8 

53,2 

1972 

52,7 

72,6 

49,3 

27,3 

36,5 

70,2 

75,7 

53,5 

1973 

59,4 

87,5 

54,7 

32,0 

46,6 

72,9 

76,1 

61,4 

1974 

76,4 

95,3 

73,2 

60,1 

65,6 

82,1 

80,1 

70,5 

1975 

75,1 

89,7 

72,7 

58,2 

60,1 

85,6 

88,0 

73,0 

1976 

79,7 

97,1 

76,9 

63,3 

64,0 

88,7 

92,9 

76,8 

1977 

80,9 

105,6 

76,9 

62,8 

62,7 

89,5 

93,0 

78,2 

1978 

77,9 

95,6 

75,0 

55,8 

60,6 

90,2 

94,6 

78,5 

1979 

87,0 

96,7 

85,4 

67,7 

83,5 

94,1 

95,8 

92,8 

1980 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1981 

113,6 

107,6 

114,6 

130,8 

118,8 

107,2 

109,4 

108,7 

1982 

116,2 

108,9 

117,3 

130,2 

123,0 

110,6 

112,3 

112,2 

1983 

115,8 

113,2 

116,3 

123,8 

120,2 

112,1 

114,4 

111,5 

1980 1. Vj. 

98,0 

101,0 

97,5 

93,1 

99,1 

98,6 

98,0 

99,0 

2. Vj. 

99,7 

99,9 

99,7 

99,9 

98,7 

99,9 

99,6 

100,0 

3. Vj. 

99,3 

97,7 

99,5 

100,0 

97,6 

100,1 

100,1 

99,1 

4. Vj. 

103,0 

101,4 

103,2 

107,1 

104,5 

101,4 

102,3 

101,9 

1981 l.Vj. 

109,3 

107,9 

109,6 

122,9 

110,9 

104,3 

106,4 

105,6 

2. Vj. 

113,2 

108,5 

114,0 

132,4 

115,6 

106,7 

108,8 

107,5 

3. Vj. 

117,2 

106,7 

118,8 

139,3 

125,4 

109,0 

111,5 

111,3 

4. Vj. 

114,8 

107,4 

115,9 

128,5 

123,1 

108,7 

110,7 

110,5 

1982 1. Vj. 

116,3 

111,2 

117,0 

130,4 

122,7 

110,1 

111,8 

110,4 

2. Vj. 

115,4 

110,6 

116,1 

126,1 

121,8 

110,5 

111,9 

111,7 

3. Vj. 

116,4 

106,5 

117,9 

131,4 

123,9 

110,8 

112,7 

112,7 

4. Vj. 

116,8 

107,4 

118,3 

133,0 

123,7 

111,0 

112,9 

114,0 

1983 l.Vj. 

114,0 

109,0 

114,8 

123,5 

117,1 

110,8 

112,7 

110,1 

2. Vj. 

113,6 

109,3 

114,3 

119,3 

117,6 

111,3 

113,6 

110,3 

3. Vj. 

117,2 

114,8 

117,5 

125,4 

123,0 

112,7 

115,3 

112,6 

4. Vj. 

118,5 

119,6 

118,4 

127,1 

123,2 

113,4 

115,9 

112,8 

1984 l.Vj. 

120,7 

122,2 

120,4 

129,7 

127,2 

114,6 

117,4 

113,8 

2. Vj. 

121,7 

123,4 

121,4 

129,8 

130,3 

115,2 

118,0 

113,4 

3.Vj. 

123,5 

119,2 

124,1 

135,9 

133,5 

116,5 

119,8 

114,3 


Effektivpreise; cif. Ohne Zölle, Abschöpfungen, Währungsausgleichsbeträge und Einfuhrumsatzsteuer. 
Nach Warengruppen der Außenhandelsstatistik gruppiert. 

Hauptsächlich Enderzeugnisse, nach ihrer vorwiegenden Verwendung gruppiert. 
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Tabelle 65* 

Preisindex für die Lebenshaltung*) 
4-Personen- Arbeitnehmerhaushalte 


1970 = 100 


Zeitraum 

Gesamt- 

lebens- 

haltung 

Er- 

nährung 

Getränke 

und 

Tabak- 

waren 

Wohnung 

Heizung 

und 

Beleuch- 

tung 

Haus- 

rat 

Be- 

kleidung 

Reini- 

gung 

und 

Körper- 

pflege 

Bildung, 

Unter- 

haltung 

und 

Erholung 

Verkehr 

1950 


64,5 

64,6 

103,5 

41,4 

56,0 

84,2 

76,4 

65,2 

55,2 

61,2 

1951 


69,6 

70,6 

101,5 

42.1 

60,6 

93,1 

84,7 

70,1 

59,8 

68,6 

1952 


71,0 

73,7 

103,1 

42,8 

65,1 

92,3 

78,9 

69,6 

61,4 

71,6 

1953 


69,8 

72,5 

96,6 

44,3 

67,2 

87,6 

74,8 

67,7 

60,6 

72,2 

1954 


69,9 

73,4 

89,6 

44,3 

70,9 

86,1 

73,8 

67,3 

59,6 

72,7 

1955 

r) 

71,0 

74,9 

88,8 

45,6 

72,6 

86,7 

73,8 

69,1 

60,9 

73,1 

1956 


72,8 

77,1 

88,6 

48,6 

74,0 

88,5 

74,5 

70,4 

62,5 

72,4 

1957 


74,4 

78,4 

88,5 

49,2 

75,9 

91,8 

77,3 

71,6 

64,5 

73,0 

1958 


75,9 

80,0 

88,3 

50,0 

79,1 

92,3 

79,6 

73,2 

66,2 

78,5 

1959 J 


76,7 

81,4 

87,4 

51,3 

79,8 

91,1 

79,3 

74,0 

67,3 

79,7 

1960 


77,8 

81,9 

87,3 

54,4 

80,7 

. 91,0 

80,8 

75,1 

69,1 

80,9 

1961 J 

79,6 

82,8 

87,3 

59,1 

82,1 

92,9 

82,6 

77,1 

71,6 

83,2 

1962 


81,9 

86,1 

88,1 

61,1 

83,6 

94,4 

84,8 

79,9 

74,8 

84,2 

1963 


84,4 

88,9 

88,9 

64,6 

85,8 

94,8 

86,8 

81,8 

77,6 

87,8 

1964 


86,4 

91,0 

89,5 

68,6 

87,0 

95,5 

88,5 

83,3 

80,2 

88,7 

1965 


89,3 

95,2 

89,7 

72,6 

88,6 

97,2 

90,9 

85,9 

83,3 

89,6 

1966 


92,4 

97,5 

93,3 

79,2 

89,7 

98,4 

93,8 

89,7 

86,6 

93,1 

1967 


93,8 

96,9 

95,9 

84,1 

90,6 

97,8 

95,1 

91,1 

89,6 

96,0 

1968 


95,0 

95,0 

97,5 

89,5 

96,9 

96,6 

95,1 

95,7 

93,9 

97,9 

1969 


96,9 

97,7 

97,4 

96,1 

97,1 

96,7 

96,0 

96,9 

95,5 

97,5 

1970 


100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1971 


105,1 

104,3 

102,5 

105,9 

103,4 

104,1 

106,0 

105,0 

104,4 

109,2 

1972 


110,7 

110,3 

108,0 

112,1 

107,3 

107,8 

112,5 

109,7 

108,9 

115,9 

1973 


118,2 

118,5 

115,4 

119,4 

120,1 

111,7 

121,1 

115,0 

115,6 

123,2 

1974 


126,3 

125,4 

118,2 

126,3 

137,0 

119,5 

130,0 

122,7 

126,3 

134,0 

1975 


134,0 

132,9 

121,8 

135,8 

154,0 

125,7 

136,6 

130,2 

135,5 

140,9 

1976 


139,9 

140,2 

126,0 

143,0 

163,6 

128,4 

141,4 

134,3 

141,0 

147,0 

1977 


144,8 

143,7 

140,3 

147,7 

165,1 

132,6 

148,4 

138,0 

145,3 

150,2 

1978 


148,4 

146,2 

141,0 

151,9 

169,1 

136,4 

155,1 

142,0 

149,9 

154,1 

1979 


154,0 

149,0 

142,6 

156,9 

196,4 

139,7 

162,1 

146,3 

155,8 

161,7 

1980 


162,1 

155,3 

147,0 

165,1 

215,5 

146,5 

171,9 

152,1 

163,0 

173,3 

1981 


172,3 

163,6 

151,5 

172,6 

252,1 

153,7 

180,8 

160,2 

173,3 

‘ 188,1 

1982 


181,5 

171,6 

166,8 

181,4 

272,6 

159,4 

189,1 

171,9 

183,5 

198,3 

1983 


187,4 

174,9 

174,3 

191,2 

270,9 

162,8 

194,9 

181,3 

192,3 

200,5 

1981 1. Vj. 

168,2 

161,0 

148,2 

169,2 

239,2 

151,8 

177,5 

157,9 

169,2 

180,5 

2. Vj. 

171,3 

164,5 

151,0 

171,6 

243,8 

153,3 

179,8 

159,6 

171,8 

185,8 

3.Vj. 

173,8 

163,0 

152,9 

173,7 

258,7 

153,7 

181,4 

160,9 

174,9 

192,8 

4. Vj. 

176,0 

165,7 

153,9 

175,9 

266,8 

155,9 

184,4 

162,6 

177,4 

193,2 

1982 1. Vj. 

178,3 

170,1 

155,0 

177,5 

268,4 

158,8 

186,5 

170,2 

180,2 

190,5 

2. Vj. 

180,5 

174,1 

162,8 

180,2 

268,3 

159,6 

188,4 

171,4 

182,3 

189,5 

3.Vj. 

182,8 

171,8 

174,3 

182,5 

272,7 

158,8 

189,7 

172,4 

185,1 

196,1 

4. Vj. 

184,2 

170,4 

175,0 

184,9 

280,9 

160,3 

191,8 

173,5 

186,4 

199,2 

1983 1. Vj. 

185,5 

173,4 

175,5 

188,4 

268,0 

162,4 

193,0 

180,0 

188,2 

198,0 

2. Vj. 

186,6 

175,9 

174,6 

190,6 

266,0 

162,7 

194,3 

180,7 

190,2 

197,8 

3. Vj. 

188,3 

175,1 

173,4 

192,2 

273,7 

162,4 

195,5 

181,9 

195,0 

202,7 

4. Vj. 

189,2 

175,2 

173,7 

193,7 

276,0 

163,7 

197,0 

182,6 

195,7 

203,5 

1984 1. Vj. 

190,8 

178,3 

174,3 

195,6 

278,2 

165,4 

198,1 

183,1 

196,2 

204,2 

2. Vj. 

191,7 

180,0 

174,7 

197,4 

277,3 

165,6 

199,4 

183,6 

197,4 

204,1 

3. Vj. 

191,7 

177,7 

174,9 

199,2 

278,4 

165,2 

200,1 

183,9 

199,1 

203,6 


Gliederung nach Bedarfsgruppen. 
Haushalte mit mittlerem Einkommen. 
*) Ohne Saarland und Berlp. 

Ohne Berlin. 
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Tabelle 66» 


Preisindex für die Lebenshaltung^) 
4-Personen-Arbeitnehmerhaushalte^) 
1980 = 100 


Zeitraum 

Gesamt- 

lebenshaltung 

Nah- 

rungs- 

mittel, 

Ge- 

tränke, 

Tabak- 

waren 

Beklei- 

dung, 

Schuhe^) 

Woh- 

nungs- 

mieten 

Energie®) 

(ohne 

Kraft- 

stoffe) 

Möbel, 

Haus- 

halts- 

geräte®) 

Güter für 

die 

Gesund- 

heits- 

und 

Körper- 

pflege 

Verkehr 

und 

Nach- 

richten- 

über- 

mittlung 

Bildung, 

Unter- 

haltung, 

Freizeit 

die 

persönliche 
Ausstattung, 
Dienst- 
leistungen 
des Beher- 
bergungs- 
gewerl^s 
sowie Güter 
sonstiger Art 

einschl. 

ohne 

Nahrungsmittel, 

Getränke, 

Tabakwaren 

1962 

50,5 

47,3 

56,4 

49,6 

36,8 

38,2 

58,5 

47,7 

47,0 

55,4 

48,1 

1963 

52,1 

48,8 

58,1 

50,7 

38,8 

39,2 

59,6 

49,9 

48,4 

56,2 

49,7 

1964 

53,3 

50,0 

59,3 

51,7 

41,2 

39,8 

60,5 

50,4 

49,6 

57,3 

51,3 

1965 

55,1 

51,5 

61,5 

53,1 

43,6 

40,5 

62,1 

50,9 

51,3 

58,9 

52,8 

1966 

57,0 

53,6 

63,2 

54,8 

47,7 

41,1 

63,3 

53,0 

54,2 

60,5 

54,5 

1967 

57,8 

55,0 

63,2 

55,6 

50,8 

41,5 

63,3 

54,5 

55,3 

61,8 

56,7 

1968 

58,6 

56,7 

62,5 

55,5 

54,3 

44,4 

63,1 

55,5 

58,9 

63,8 

59,1 

1969 

59,8 

57,8 

63,8 

56,0 

58,3 

44,5 

63,2 

55,2 

59,7 

64,4 

60,1 

1970 

61,7 

59,9 

65,3 

58,3 

60,6 

45,9 

65,4 

56,7 

62,1 

67,6 

61,4 

1971 

64,8 

63,4 

67,8 

61,9 

64,2 

47,4 

68,5 

60,3 

65,6 

70,8 

67,8 

1972 

68,3 

66,7 

71,6 

65,6 

67,9 

49,2 

71,1 

64,0 

68,9 

73,4 

71,1 

1973 

. 72,9 

71,0 

76,9 

70,5 

72,4 

55,2 

73,7 

68,4 

72,9 

77,3 

75,0 

1974 

77,9 

76,6 

80,6 

75,7 

76,5 

63,1 

79,0 

75,2 

78,3 

84,1 

79,1 

1975 

82,6 

81,7 

84,9 

79,5 

82,3 

70,9 

83,7 

80,0 

83,2 

89,4 

81,8 

1976 

86,3 

85,0 

89,1 

82,3 

86,6 

75,4 

85,8 

84,0 

86,3 

92,0 

84,2 

1977 

89,3 

87,5 

93,2 

86,4 

89,4 

76,1 

88,4 

85,6 

89,1 

93,5 

88,7 

1978 

91,6 

90,2 

94,5 

90,3 

92,0 

78,0 

91,4 

88,1 

92,2 

95,2 

91^6 

1979 

95,0 

94,4 

96,2 

94,4 

95,0 

91,0 

94,3 

92,4 

95,5 

97,6 

95,8 

1980 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1981 

106,3 

107,0 

104,8 

105,2 

104,5 

117,4 

105,8 

109,3 

104,6 

104,3 

106,6 

1982 

112,0 

112,2 

111,2 

110,0 

109,8 

127,0 

110,6 

112,7 

112,5 

109,2 

112,4 

1983 

115,6 

116,3 

114,0 

113,4 

115,8 

126,1 

113,6 

116,8 

119,3 

112,9 

117,3 

1979 l.Vj. 

93,3 

92,5 

95,2 

92,5 

93,5 

85,2 

93,1 

94,0 

89,6 

97,0 

94,3 

2. Vj. 

94,6 

93,7 

96,3 

93,6 

94,3 

90,1 

93,8 

94,9 

91,5 

97,3 

95,1 

3.Vj. 

95,7 

95,3 

96,3 

94,8 

95,3 

94,5 

94,4 

96,1 

93,9 

97,8 

96,5 

4. Vj. 

96,5 

96,2 

96,8 

96,5 

96,8 

94,0 

95,7 

97,1 

94,5 

98,4 

97,0 

1980 l.Vj. 

98,3 

98,9 

98,9 

98,2 

98,3 

97,3 

97,9 

98,4 

97,0 

99,2 

97,8 

2. Vj. 

99,9 

100,4 

100,4 

99,5 

99,6 

99,8 

99,4 

99,6 

100,2 

99,9 

99,1 

3.Vj. 

100,5 

100,5 

100,5 

100,4 

100,6 

99,0 

100,7 

100,5 

101,1 

99,7 

101,3 

4. Vj. 

101,4 

100,2 

100,2 

101,9 

101,5 

103,9 

102,1 

101,5 

101,8 

101,2 

101,8 

1981 l.Vj. 

103,8 

103,0 

103,0 

103,3 

102,5 

111,3 

103,5 

102,7 

104,8 

103,3 

103,9 

2. Vj. 

105,7 

105,2 

105,2 

104,6 

103,9 

113,4 

105,3 

104,2 

108,2 

103,9 

105,2 

3. Vj. 

107,2 

104,8 

104,8 

105,5 

105,2 

120,5 

106,6 

105,2 

112,0 

104,0 

108,4 

4. Vj. 

108,6 • 

106,2 

106,2 

107,3 

106,4 

124,3 

107,9 

106,3 

112,3 

106,1 

108,9 

1982 l.Vj. 

110,0 

108,5 

108,5 

108,5 

107,8 

125,1 

109,2 

111,3 

110,5 

108,5 

110,9 

2. Vj. 

111,4 

118,5 

111,8 

109,6 

109,1 

125,0 

110,4 

112,1 

109,8 

109,1 

111,7 

3. Vj. 

112,8 

112,5 

112,5 

110,3 

110,5 

127,0 

1114 

112,9 

114,2 

108,9 

113,1 

4. Vj. 

113,7 

112,0 

112,0 

111,6 

112,0 

130,9 

111,9 

113,8 

116,1 

110,1 

113,7 

1983 l.Vj. 

114,4 

114,8 

113,5 

112,4 

114,0 

124,7 

112,6 

118,1 

115,2 

111,8 

115,6 

2. Vj. 

115,1 

115,4 

114,6 

113,0 

. 115,4 

123,8 

113,2 

118,8 

115,0 

112,1 

116,5 

3.Vj. 

116,2 

117,1 

114,0 

113,7 

116,4 

127,4 

114,1 

119,8 

118,3 

113,3 

118,4 

4. Vj. 

116,7 

117,8 

114,1 

114,6 

117,3 

128,5 

114,7 

120,4 

118,8 

114,3 

118,5 

1984 l.Vj. 

117,7 

118,6 

115,7 

115,2 

118,5 

129,5 

115,2 

121,0 

119,0 

115,5 

118,8 

2. Vj. 

118,3 

118,9 

116,6 

115,9 

119,6 

129,1 

115,7 

121,4 

119,0 

115,5 

119,4 

3.Vj. 

118,3 

119,3 

115,5 

116,4 

120,6 

129,6 

116,1 

121,8 

118,6 

115,4 

120,4 


Gliederung nach Haupt-/Untergruppen nach der Systematik der Einnahmen und Ausgaben der privaten Haushalte. 
Haushalte mit mittlerem Einkommen. 

Einschließlich Verzehr von Speisen und Getränken in Kantinen imd Gaststätten. 

Einschließlich Änderungen und Reparaturen. 

®) Elektrizität, Gas, flüssige und feste Brennstoffe sowie Umlagen für Zentralheizung, Warmwasser und Fernwärme. 

®) Einschließlich andere Güter für die Haushaltsführung. 
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Tabelle 67* 


Preisindex für die Lebenshaltung 

Alle privaten Haushalte 
1980 = 100 


Zeitraum 

Gesamt- 

lebenshaltung 

Nah- 

rungs- 

mittel, 

Ge- 

tränke, 

Tabak- 

waren 

Beklei- 

dung, 

Schuhe^) 

Woh- 

nungs- 

mieten 

Energie^) 

(ohne 

Kraft- 

stoffe) 

Möbel, 

Haus- 

halts- 

geräte^) 

Güter für 

die 

Gesund- 

heits- 

und 

Körper- 

pflege 

Verkehr 

und 

Nach- 

richten- 

über- 

mittlung 

Büdung, 

Unter- 

haltung, 

Freizeit 

die 

persönliche 
Ausstattung, 
Dienst- 
leistungen 
des Beher- 
bergungs- 
gewerbes 
sowie Güter 
sonstiger Art 



Nahnmgsmittel, 

Getränke, 

Tabakwaren 

1962 

49,7 

46,8 

56,1 

50,9 

38,4 

33,7 

56,4 

40,4 

47,6 

53,5 

51,9 

1963 

51,2 

48,2 

57,7 

51,9 

40,5 

34,8 

57,5 

41,7 

49,2 

55,0 

52,9 

1964 

52,4 

49,4 

59,0 

52,6 

42,8 

35,4 

58,0 

43,2 

49,7 

57,0 

53,7 

1965 

54,1 

50,9 

61,1 

53,8 

45,2 

36,1 

59,1 

45,3 

50,1 

58,9 

55,0 

1966 

56,0 

52,9 

63,0 

55,3 

48,8 

36,6 

60,3 

48,3 

52,1 

61,0 

56,4 

1967 

56,9 

54,4 

62,9 

55,9 

52,1 

37,1 

60,4 

49,9 

53,8 

63,0 

57,7 

1968 

57,8 

56,0 

62,4 

55,9 

55,9 

39,2 

60,5 

52,6 

55,3 

64,7 

59,4 

1969 

58,9 

56,9 

63,8 

56,5 

59,4 

39,2 

60,9 

53,9 

55,0 

65,3 

60,4 

1970 

61,0 

59,2 

65,3 

58,8 

62,0 

40,9 

63,4 

56,9 

56,6 

68,5 

61,6 

1971 

64,1 

62,8 

67,8 

62,2 

65,8 

43,2 

66,7 

60,8 

60,4 

71,6 

66,1 

1972 

67,7 

66,1 

71,7 

66,0 

69,8 

45,1 

69,6 

64,7 

64,5 

74,1 

68,9 

1973 

72,4 

70,6 

77,0 

70,9 

73,9 

52,5 

72,5 

69,2 

69,4 

77,9 

72,5 

1974 

77,4 

76,3 

80,7 

76,3 

77,6 

61,3 

78,0 

75,0 

76,4 

84,5 

76,6 

1975 

82,0 

81,1 

84,9 

80,1 

82,6 

67,7 

83,0 

80,4 

81,2 

89,6 

79,7 

1976 

85,6 

84,5 

88,8 

82,8 

86,7 

72,4 

85,5 

84,1 

84,7 

92,4 

82,3 

1977 

88,7 

87,2 

93,2 

86,8 

89,6 

73,0 

88,2 

87,4 

86,5 

93,9 

86,7 

1978 

91,1 

90,0 

94,5 

90,7 

92,3 

74,8 

91,3 

90,9 

89,0 

95,5 

90,0 

1979 

94,9 

94,4 

96,1 

94,6 

95,3 

90,4 

94,3 

94,7 

93,1 

97,9 

94,2 

1980 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1981 

106,3 

106,8 

104,8 

105,1 

104,4 

116,3 

105,8 

105,2 

108,7 

103,7 

107,1 

1982 

111,9 

112,1 

111,3 

109,8 

109,7 

125,6 

110,6 

111,0 

112,6 

107,9 

113,5 

1983 

115,6 

116,0 

114,3 

113,0 

115,6 

124,5 

113,7 

115,6 

117,1 

111,4 

118,5 

1979 1. Vj. 

93,1 

92,3 

95,2 

92,8 

93,8 

83,4 

93,1 

93,1 

90,5 

97,4 

92,6 

2. Vj. 

94,4 

93,8 

96,2 

93,9 

94,5 

89,4 

93,7 

94,1 

92,3 

97,6 

93,3 

3. Vj. 

95,6 

95,4 

96,2 

95,1 

95,6 

94,6 

94,5 

95,3 

94,6 

98,1 

95,0 

4. Vj. 

96,4 

96,3 

96,8 

96,7 

97,0 

94,1 

95,7 

96,4 

95,1 

98,7 

95,9 

1980 1. Vj, 

98,3 

98,0 

98,9 

98,2 

96,9 

97,8 

97,9 

98,2 

96,9 

99,4 

97,9 

2. Vj. 

99,9 

99,7 

100,4 

99,5 

99,6 

100,0 

99,3 

99,6 

100,2 

100,0 

99,2 

3.Vj. 

100,5 

100,5 

100,5 

100,4 

100,6 

98,9 

100,7 

100,6 

101,1 

99,6 

101,1 

4. Vj. 

101,4 

101,8 

100,2 

101,9 

101,4 

103,4 

102,1 

101,7 

101,8 

100,9 

101,8 

1981 1. Vj. 

103,8 

104,1 

103,0 

103,2 

102,4 

110,6 

103,5 

103,3 

104,4 

103,0 

104,5 

2. Vj. 

105,7 

105,8 

105,3 

104,6 

103,9 

112,5 

105,3 

104,7 

107,4 

103,4 

106,0 

3. Vj. 

107,2 

108,0 

104,9 

105,4 

105,1 

119,3 

106,5 

105,8 

111,2 

103,2 

108,5 

4. Vj. 

108,6 

109,4 

106,2 

107,2 

106,4 

122,7 

108,0 

107,0 

111,7 

105,2 

109,3 

1982 1. Vj. 

110,0 

110,5 

108,5 

108,3 

107,7 

123,7 

109,2 

109,7 

110,4 

107,6 

111,9 

2. Vj. 

111,3 

111,1 

111,8 

109,4 

109,0 

123,5 

110,3 

110,6 

110,0 

108,0 

113,1 

3.Vj. 

112,7 

112,6 

112,7 

110,1 

110,4 

125,6 

111,1 

111,4 

114,1 

107,4 

114,2 

4. Vj. 

113,7 

114,2 

112,2 

111,3 

111,8 

129,7 

111,9 

112,4 

116,0 

108,8 

115,0 

1983 1. Vj. 

114,4 

114,7 

113,7 

112,0 

113,8 

123,1 

112,6 

114,7 

115,4 

110,6 

117,1 

2. Vj. 

115,0 

115,1 

114,8 

112,7 

115,2 

122,0 

113,3 

115,2 

115,4 

110,6 

117,8 

3. Vj. 

116,2 

116,8 

114,2 

113,3 

116,2 

125,9 

114,2 

116,0 

118,6 

111,6 

119,4 

4. Vj. 

116,7 

117,5 

114,3 

114,1 

117,2 

127,2 

114,7 

116,6 

119,2 

112,7 

119,6 

1984 l.Vj. 

117,7 

118,4 

116,0 

114,7 

118,3 

128,3 

115,3 

117,4 

119,6 

114,2 

119,9 

2. Vj. 

118,3 

118,7 

116,9 

115,4 

119,4 

127,6 

115,8 

117,9 

119,7 

114,0 

120,3 

3.Vj. 

118,3 

119,1 

115,8 

115,8 

120,4 

128,1 

116,1 

118,1 

119,4 

113,7 

121,4 


Gliederung nach Haupt-ZUntergruppen nach der Systematik der Einnahmen und Ausgaben der privaten Haushalte. 
Einschließlich Verzehr von Speisen und Getränken in Kantinen und Gaststätten. 

Einschließlich Ändenmgen und Reparaturen. 

*) Elektrizität, Gas, flüssige und feste Brennstoffe sowie Umlagen für Zentralheizung, Warmwasser und Fernwärme. 

®) Einschließlich andere Güter für die Haushaltsführung. 
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Tabelle 68* 

Preisindex für die Lebenshaltung^) 

1980 = 100 


Zeitraum 

Gesamt- 

lebens- 

haltung 

Nah- 

rungs- 

mittel) 

Woh- 

nungs- 

nut- 

zung3) 

Dienst- 

lei- 

stungen^) 

Sonstige 

Waren®) 

Gesamt- 

lebens- 

haltimg 

Nah- 

rungs- 

mittel) 

Woh- 

mmgs- 

nut- 

zung®) 

Dienst- 

lei- 

stungen^) 

Sonstige 

Waren®) 

alle privaten Haushalte 

4-Personen-Arbeitnehmerhaushalte®) 

1962 

49,7 

56,7 

38,9 

40,4 

55,0 

50,5 

56,8 

37,3 

42,0 

54,9 

1963 

51,2 

58,4 

41,0 

42,4 

55,7 

52,1 

58,7 

39,3 

44,1 

55,6 

1964 

52,4 

59,8 

43,3 

44,1 

56,2 

53,3 

60,0 

41,7 

45,6 

56,3 

1965 

54,1 

62,3 

45,7 

45,8 

56,9 

55,1 

62,7 

44,1 

47,2 

57,3 

1966 

56,0 

64,0 

49,3 

48,8 

58,0 

57,0 

64,2 

48,3 

49,7 

58,6 

1967 

56,9 

63,4 

52,6 

50,4 

58,6 

57,8 

63,6 

51,3 

51,1 

59,4 

1968 

57,8 

62,0 

56,3 

53,1 

59,1 

58,6 

62,1 

54,9 

53,8 

60,0 

1969 

58,9 

64,0 

59,8 

54,2 

59,1 

59,8 

63,9 

58,8 

54,9 

60,0 

1970 

61,0 

65,2 

62,4 

56,7 

. 61,0 

61,7 

65,2 

61,1 

57,4 

61,9 

1971 

64,1 

67,8 

66,2 

61,1 

63,8 

64,8 

68,0 

64,5 

62,0 

64,6 

1972 

67,7 

71,9 

70,2 

65,3 

66,8 

68,3 

71,9 

68,3 

66,1 

67,6 

1973 

72,4 

77,6 

74,3 

69,9 

71,3 

72,9 

77,2 

72,7 

70,8 

71,9 

1974 

77,4 

81,8 

77,9 

75,1 

77,0 

77,9 

81,7 

76,7 

76,2 

77,3 

1975 

82,0 

86,8 

82,9 

80,1 

81,3 

82,6 

86,6 

82,4 

80,7 

81,7 

1976 

85,6 

91,0 

87,0 

83,8 

84,2 

86,3 

91,3 

86,9 

84,2 

84,6 

1977 

88,7 

93,1 

89,8 

87,9 

87,3 

89,3 

93,4 

89,6 

88,1 

87,8 

1978 

91,1 

94,3 

92,4 

91,2 

89,7 

91,6 

94,4 

92,2 

91,3 

90,1 

1979 

94,9 

95,9 

95,3 

95,5 

94,1 

95,0 

96,0 

95,1 

95,6 

94,3 

1980 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100,0 

100 

100 

100 

1981 

106,3 

105,3 

104,4 

106,2 

107,3 

106,3 

105,2 

104,4 

106,0 

107,6 

1982 

111,9 

110,4 

110,2 

112,0 

112,9 

112,0 

110,4 

110,1 

111,8 

113,4 

1983 

115,6 

112,1 

116,5 

116,6 

115,9 

115,6 

112,2 

116,3 

116,5 

116,5 

1979 1. Vj. 

93,1 

95,3 

93,9 

94,0 

91,8 

93,3 

95,3 

93,6 

94,2 

92,0 

2. Vj. 

94,4 

96,7 

94,6 

94,8 

93,3 

94,6 

96,8 

94,3 

95,0 

93,4 

3. Vj. 

95,6 

95,6 

95,6 

96,2 

95,3 

95,7 

95,7 

95,4 

96,4 

95,4 

. 4.Vj. 

96,4 

95,9 

97,0 

97,0 

96,2 

96,5 

96,0 

96,8 

97,0 

96,2 

1980 1. Vj. 

98,3 

98,6 

98,4 

98,0 

98,2 

98,3 

98,7 

98,4 

97,9 

98,1 

2. Vj. 

99,9 

100,8 

99,6 

99,6 

99,8 

99,9 

100,6 

99,6 

99,5 

99,8 

3. Vj. 

100,5 

100,7 

100,6 

100,8 

100,2 

100,5 

100,6 

100,6 

100,9 

100,2 

4. Vj. 

101,4 

99,8 

101,4 

101,7 

101,8 

101,4 

100,1 

101,4 

101,7 

101,8 

1981 1. Vj. 

103,8 

103,8 

102,4 

103,8 

104,3 

103,8 

103,7 

102,4 

103,6 

104,5 

2. Vj. 

105,7 

106,4 

103,8 

105,3 

106,3 

105,7 

106,0 

103,8 

105,0 

106,6 

3. Vj. 

107,2 

104,7 

105,0 

107,3 

108,6 

107,2 

104,7 

105,0 

107,2 

109,0 

4. Vj. 

108,6 

106,3 

106,6 

108,3 

110,0 

108,6 

106,5 

106,6 

108,2 

110,5 

1982 1. Vj. 

110,0 

109,4 

108,1 

110,4 

110,6 

110,0 

109,5 

108,1 

110,2 

110,9 

2. Vj. 

111,3 

112,6 

109,4 

111,5 

111,5 

111,4 

112,2 

109,4 

111,1 

111,9 

3. Vj. 

112,7 

110,4 

110,8 

112,7 

113,9 

112,8 

110,4 

110,7 

112,5 

114,6 

4. Vj. 

113,7 

108,9 

112,4 

113,5 

115,7 

113,7 

109,3 

112,3 

113,2 

116,2 

1983 1. Vj. 

114,4 

111,1 

114,6 

115,1 

115,0 

114,4 

111,4 

114,5 

114,8 

115,6 

2. Vj. 

115,0 

113,1 

116,1 

115,8 

114,9 

115,1 

113,0 

116,0 

115,6 

115,5 

3. Vj. 

116,2 

112,1 

117,1 

117,5 

116,4 

116,2 

112,3 

116,9 

117,6 

117,0 

4. Vj. 

116,7 

112,0 

118,1 

117,9 

117,2 

116,7 

112,2 

117,8 

117,9 

117,7 

1984 1. Vj. 

117,7 

114,5 

119,2 

118,6 

117,8 

117,7 

114,5 

119,0 

118,6 

118,3 

2. Vj. 

118,3 

115,9 

120,3 

119,0 

118,0 

118,3 

115,6 

120,0 

119,0 

118,5 

3. Vj. 

118,3 

113,8 

121,3 

119,7 

118,0 

118,3 

113,9 

121,1 

119,7 

118,5 


Gliederung nach Waren, Leistungen und Wohnungsnutzung. 

Ohne Verzehr von Speisen in Kantinen und Gaststätten. 

Einschließlich Garagennutzung. 

Einschließlich Reparaturen, Verzehr von Speisen in Kantinen und Gaststätten sowie Beherbergungsleistungen. 
Andere Verbrauchs- und Gebrauchsgüter. 

®) Haushalte mit mittlerem Einkommen. 
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Tabelle 69* 


Löhne und Gehälter 

1976 = 100 


Zeitraum 

Bruttolohn- 

und 

-gehalts- 

summe 

je 

beschäf- 
tigten 
Arbeit- 
nehmer 1) 

Brutto- 

Tarifliche 


Wochen- 

monats- 

Stimden- 

Wochen- 

Monatsgehälter 3) 

Verdienste 2) 

löhne 2) 

Industrie^) 

Indu- 

strie^) 

und 

Handel^) 

Produ- 

zierendes 

Gewerbe®) 

gewerb- 

liche 

Wirtschaft 

und 

Gebiets- 

körper- 

schaften 

Produ- 

zierendes 

Gewerbe®) 

gewerb- 

liche 

Wirtschaft 

und 

Gebiets- 

körper- 

schaften 

Produ- 

zierendes 

Gewerbe®) 

gewerb- 

liche 

Wirtschaft 

imd 

Gebiets- 

körper- 

schaften 

1960 

26,0 

26,2 

28,6 

29,1 

28,1 

27,6 

30,8 

30,4 

32,1 

32,8 

1961 

28,7 

28,9 

31,5 

31,5 

30,3 

29,8 

33,2 

32,8 

34,8 

35,4 

1962 

31,3 

32,3 

34,7 

34,3 

33,5 

32,8 

35,9 

35,5 

37,8 

38,0 

1963 

33,2 

34,7 

37,0 

36,6 

35,7 

35,0 

38,0 

37,6 

39,8 

40,2 

1964 

36,2 

37,6 

40,0 

38,9 

38,1 

37,3 

39,9 

39,4 

41,6 

42,1 

1965 

39,5 

41,3 

44,0 

42,1 

41,0 

40,2 

42,6 

42,2 

44,5 

44,8 

1966 

42,4 

44,0 

46,5 

45,2 

43,9 

43,1 

45,4 

45,0 

47,3 

47,5 

1967 

43,8 

45,4 

46,2 

47,0 

46,0 

45,0 

46,9 

46,4 

48,5 

49,0 

1968 

46,5 

47,4 

49,4 

49,2 

47,9 

46,9 

48,6 

48,1 

50,1 

50,6 

1969 

50,8 

51,6 

54,8 

53,0 

51,1 

50,0 

51,7 

51,2 

53,3 

53,7 

1970 

58,6 

59,2 

63,0 

59,7 

57,7 

56,7 

58,0 

57,6 

59,0 

59,2 

1971 

65,2 

65,7 

68,6 

65,8 

65,2 

64,4 

65,5 

65,2 

65,9 

65,9 

1972 

71,2 

71,6 

74,0 

71,5 

70,9 

70,6 

71,2 

71,2 

71,4 

71,6 

1973 

79,2 

79,1 

81,8 

78,8 

77,7 

77,6 

77,9 

78,2 

78,1 

78,7 

1974 

87,8 

87,2 

88,3 

86,9 

86,8 

86,8 

87,0 

87,2 

87,1 

87,7 

1975 

93,4 

94,0 

92,3 

94,0 

94,6 

94,7 

94,6 

94,8 

94,6 

95,0 

1976 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1977 

106,8 

107,1 

107,3 

106,9 

107,2 

106,9 

107,2 

106,9 

107,1 

106,5 

1978 

112,6 

112,8 

113,1 

113,0 

112,8 

112,7 

112,8 

112,7 

112,0 

111,8 

1979 

118,9 

119,3 

120,6 

119,9 

119,2 

119,0 

119,2 

118,9 

117,8 

117,3 

1980 

126,7 

127,2 

127,5 

128,3 

126,9 

126,7 

126,9 

126,6 

124,6 

124,2 

1981 

133,0 

134,4 

133,3 

134,7 

134,3 

133,9 

' 134,3 

133,8 

131,4 

130,6 

1982 

138,5 

140,6 

137,7 

141,1 

140,2 

139,8 

140,2 

139,5 

137,3 

136,3 

1983 

143,2 

145,0 

141,0 

145,7 

145,1 

144,6 

145,1 

144,3 

142,1 

141,1 

1981Jan 


119,9 

130,6 

128,4 

131,6 

130,6 

130,2 

130,6 

130,1 

127,7 

127,0 

Apr 


131,0 

133,2 

132,1 

132,9 

134,1 

133,5 

134,1 

133,4 

131,0 

129,8 

Jul 


131,8 

136,6 

136,2 

136,9 

136,2 

135,9 

136,2 

135,8 

133,3 

132,7 

Okt 


149,2 

137,0 

136,3 

137,5 

136,4 

136,1 

136,4 

136,0 

133,6 

132,9 

1982 Jan 


126,7 

137,5 

134,8 

138,0 

136,7 

136,4 

136,7 

136,1 

133,8 

133,0 

Apr 


135,4 

140,4 

137,9 

141,1 

140,3 

139,7 

140,3 

139,4 

137,4 

136,0 

Jul 


136,8 

142,2 

140,6 

142,8 

141,6 

141,3 

141,6 

141,0 

138,9 

138,1 

Okt 

► 7) 

155,0 

142,3 

137,4 

142,6 

142,0 

141,6 

142,0 

141,3 

139,2 

138,2 

1983 Jan 


130,9 

142,1 

134,2 

143,0 

142,2 

141,8 

142,2 

141,5 

139,4 

138,4 

Apr 


139,5 

145,0 

140,7 

145,2 

145,3 

144,8 

145,3 

144,5 

142,3 

141,3 

Jul 


141,6 

146,5 

144,7 

147,2 

146,3 

145,8 

146,3 

145,5 

143,3 

142,3 

Okt 


160,5 

146,5 

144,3 

147,5 

146,5 

146,0 

146,5 

145,7 

143,5 

142,4 

1984 Jan 


138,8 

146,1 

140,9 

148,1 

146,7 

146,2 

146,7 

145,9 

143,7 

142,5 

Apr 


141,3 

147,7 

144,6 

149,1 

147,9 

147,6 

147,9 

147,3 

144,4 

144,0 

Jul 



150,0 

148,9 

151,8 

150,8 

150,1 

150,8 

149,8 

147,7 

146,0 


Für die Gesamtwirtschaft, in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. 

2) Jahresergebnis errechnet als Durchschnitt aus den 4 Erhebungsmonaten. 

3) Jahreswerte = Durchschnitt aus den 4 Monatswerten. 

*) Einschließlich Hoch- und Tiefbau mit Handwerk. 

®) Einschließlich Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe. 

*) Ohne Herstellung und Verarbeitung von Glas sowie ohne Ausbaugewerbe. 

■^) Für Bruttolohn- und -gehaltssumme je beschäftigten Arbeitnehmer: Vierteljahre. 
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Tabelle 70* 


Primärenergieverbrauch im Inland nach Energieträgern 

Petajoule^) 


Jahr 

Ins- 

gesamt 

Mineral- 

öle 

Stein- 

kohlen 

Braun- 

kohle 

Natur- 
gase 2) 

Kern- 

energie 

Wasser- 

kraft 

Strom 

Sonstige 

Energie- 

träger^) 

1950 

3 971 

185 

2 893 

607 

3 

_ 

182 

103 

1951 

4 390 

208 

3 262 

645 

3 

— 

176 

97 

1952 

4 637 

226 

3 470 

668 

6 

— 

182 

85 

1953 

4 557 

273 

3 341 

698 

6 

— 

158 

82 

1954 

4 900 

352 

3 523 

759 

9 

— 

176 

82 

1955 

5 375 

454 

3 854 

800 

18 

— 

179 

70 

1956 

5 721 

583 

4 042 

' 826 

23 

— 

182 

64 

1957 

5 747 

633 

4 015 

847 

23 

— 

164 

64 

1958 

5 589 

824 

3 655 

844 

23 

— 

188 

56 

1959 

5 686 

1 038 

3 570 

826 

26 

— 

161 

64 

1960 

6 199 

1 301 

3 760 

856 

32 

— 

193 

56 

1961 

6 322 

1 574 

3 617 

859 

35 

0 

191 

47 

1962 

6 779 

1 955 

3 669 

897 

44 

0 

167 

47 

1963 

7 295 

2 365 

3 719 

950 

56 

0 

155 

50 

1964 

7 535 

2 737 

3 570 

964 

79 

0 

132 

53 

1965 

7 755 

3 165 

3 356 

879 

106 

0 

153 

45 

50 

1966 

7 816 

3 573 

2 995 

826 

129 

3 

165 

78 

47 

1967 

7 819 

3 728 

2 834 

800 

167 

12 

157 

74 

47 

1968 

8 455 

4 173 

2 872 

841 

275 

18 

158 

71 

47 

1969 

9 232 

4 701 

2 981 

876 

387 

50 

132 

62 

44 

1970 

9 870 

5 242 

2 839 

896 

543 

61 

166 

79 

44 

1971 

9 948 

5 443 

2 647 

859 

707 

58 

122 

65 

46 

1972 

10 383 

5 756 

2 445 

907 

898 

92 

120 

118 

47 

1973 

11 092 

6 122 

2 467 

969 

1 130 

116 

138 

101 

49 

1974 

10 723 

5 519 

2 423 

1 031 

1 362 

119 

160 

58 

51 

1975 

10 191 

5 304 

1 950 

1 009 

1 443 

207 

152 

76 

50 

1976 

10 853 

5 741 

2 072 

1 101 

1 522 

233 

121 

10 

53 

1977 

10 912 

5 682 

1 962 

1 029 

1 627 

346 

156 

57 

52 

1978 

11 401 

5 959 

2 029 

1 052 

1 771 

345 

164 

30 

52 

1979 

11 964 

6 062 

2 223 

1 116 

1 935 

407 

163 

6 

52 

1980 

11 436 

5 443 

2 259 

1 149 

1 887 

420 

167 

55 

56 

1981 

10 964 

4 909 

2 293 

1 167 

1 760 

518 

175 

76 

66 

1982 

10 596 

4 682 

2 247 

1 125 

1 616 

613 

173 

65 

75 

1983 

10 689 

4 645 

2 277 

1 122 

1 663 

633 

163 

100 

86 


1 Petajoule = 34 120,4 1 Steinkohleneinheiten; 1 Steinkohleneinheit = 8,14 kWh. 

Erdgas, Erdölgas, Grubengas und Klärgas. 

Außenhandelssaldo Strom. 

Brennholz, Brenntorf, Außenhandelssaldo Kokereigas sowie Klärschlamm, Müll und Abhitze zur Stromerzeugung. 

Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen 
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Tabelle 71* 


Endenergieverbrauch im Inland nach Energieträgern 
Petajoule 


Jahr 

Ins- 

gesamt 

Mineralölprodukte 

Kohlen 

imd 

sonstige 

feste 

Brenn- 

stoffe^) 

Gase^) 

Strom 

Fern- 

wärme 

ins- 

gesamt 

danmter 

leichtes 

Heizöl 

schweres 

Heizöl 

Kraft- 

stoffe 

1950 

2 

541 


132 

3 

15 

111 

2 

040 

234 

123 

12 

1951 

2 

940 


158 

3 

20 

132 

2 

336 

290 

144 

12 

1952 

3 

180 


191 

3 

23 

161 

2 

477 

340 

158 

15 

1953 

3 

095 


223 

6 

23 

191 

2 

365 

322 

173 

12 

1954 

3 

329 


278 

15 

38 

223 

2 

497 

340 

196 

18 

1955 

3 

696 


363 

29 

65 

267 

2 

688 

407 

220 

18 

1956 

3 

942 


469 

59 

102 

305 

2 

775 

431 

246 

21 

1957 

3 

948 


519 

79 

123 

314 

2 

702 

440 

264 

23 

1958 

3 

839 


674 

138 

167 

366 

2 

435 

428 

278 

23 

1959 

3 

907 


824 

185 

214 

422 

2 

327 

431 

299 

26 

1960 

4 

270 

1 

026 

281 

267 

475 

2 

397 

472 

340 

35 

1961 

4 

390 

1 

263 

381 

337 

542 

2 

268 

460 

360 

38 ‘ 

1962 

4 

771 

1 

588 

572 

401 

613 

2 

318 

428 

387 

50 

1963 

5 

170 

1 

876 

744 

455 

674 

2 

392 

425 

419 

59 

1964 

5 

281 

2 

125 

838 

522 

759 

2 

166 

472 

457 

62 

1965 

5 

399 

2 

418 

1 011 

577 

824 

1 

934 

478 

492 

76 

1966 

5 

410 

2 

655 

1 134 

610 

906 

1 

682 

469 

522 

82 

1967 

5 

422 

2 

740 

1 196 

604 

935 

1 

556 

492 

542 

91 

1968 

5 

818 

3 

013 

1 366 

633 

1 008 

1 

518 

583 

598 

106 

1969 

6 

372 

3 

414 

1 641 

677 

1 087 

1 

518 

654 

659 

126 

1970 

6 

751 

3 

791 

1 853 

733 

1 197 

1 

356 

759 

718 

127 

1971 

6 

761 

3 

997 

1 962 

742 

1 285 

1 

057 

825 

762 

120 

1972 

7 

034 

4 

219 

2 064 

792 

1 355 


929 

935 

824 

127 

1973 

7 

442 

4 

425 

2 217 

799 

1 402 


924 

1 062 

895 

136 

1974 

7 

139 

3 

972 

1 926 

687 

1 352 


989 

1 118 

932 

128 

1975 

6 

859 

3 

967 

1 907 

622 

1 431 


781 

1 067 

912 

132 

1976 

7 

293 

4 

218 

2 087 

630 

1 494 


753 

1 192 

985 

145 

1977 

7 

305 

4 

185 

2 007 

592 

1 580 


697 

1 268 

1013 

142 

1978 

7 

605 

4 

394 

2 131 

595 

1 662 


672 

1 320 

1 062 

157 

1979 

7 

892 

4 

428 

2 121 

586 

1 715 


763 

1 424 

1 111 

166 

1980 

7 

529 

4 

023 

1 748 

535 

1 736 


796 

1 432 

1 115 

163 

1981 

7 

221 

3 

685 

1 546 

440 

1 694 


808 

1 437 

1 126 

165 

1982 

6 

888 

3 

509 

1 403 

378 

1 723 


770 

1 334 

1 113 

162 

1983 

6 

916 

3 

495 

1 398 

334 

1 758 


748 

1 361 

1 144 

168 


1 Petajoule = 34 120,4 1 Steinkohleneinheiten; 1 Steinkohleneinheit = 8,14 kWh. 

Steinkohle, Steinkohlenkoks, Steinkohlenbriketts, Rohbraunkohle, Braunkohlenbriketts und übrige feste Brennstoffe (Braunkohlenschwel- 
koks, Braunkohlenkoks, Staub- und Trockenkohle, Hartbraunkohle, Brennholz und Brenntorf). 

Flüssiggas, Raffineriegas, Kokereigas, Gichtgas und Naturgase. 

Quelle; Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen 
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Tabelle 72* 


Energieverbrauch nach Bereichen 

Petajoule^) 


Jahr 

Primär- 

energie- 

verbrauch 

Verbrauch 
und Ver- 
luste im 
Energie- 
sektor 2) 

Nicht- 

energe- 

tischer 

Verbrauch 

Endenergieverbrauch 

ins- 

gesamt 

darunter Verarbeitendes Gewerbe 
und übriger Bergbau 

Verkehr 

Haushalte, 

Kleinver- 

braucher, 

militä- 

rische 

Dienst- 

stellen 

zu- 

sammen 

Grund- 
stoff- und 
Produk- 
tions- 
güter- 
gewerbe, 
übriger 
Bergbau 

Investi- 

tionsgüter 

produzie- 

rendes 

Gewerbe 

Ver- 
brauchs- 
güter pro- 
duzieren- 
des- und 
Nahrungs- 
und Ge- 
nußmittel- 
gewerbe 

1950 

3 971 

1 354 

76 

2 541 

1 164 

844 

91 

229 

437 

941 

1951 

4 390 

1 375 

76 

2 940 

1 345 

991 

103 

252 

472 

1 123 

1952 

4 637 

1 386 

70 

3 180 

1 471 

1 114 

108 

249 

492 

1 216 

1953 

4 557 

1 386 

76 

3 095 

1 424 

1 064 

103 

258 

501 

1 170 

1954 

4 900 

1 477 

94 

3 329 

1 542 

1 158 

117 

267 

519 

1 269 

1955 

5 375 

1 571 

108 

3 696 

1 750 

1 325 

138 

287 

563 

1 384 

1956 

5 721 

1 656 

123 

3 942 

1 858 

1 410 

147 

302 

598 

1 486 

1957 

5 747 

1 676 

123 

3 948 

1 864 

1 430 

138 

296 

598 

1 486 

1958 

5 589 

1 609 

141 

3 839 

1 808 

1 375 

147 

287 

607 

1 425 

1959 

5 686 

1 612 

167 

3 907 

1 858 

1 421 

149 

287 

651 

1 398 

1960 

6 199 

1 726 

202 

4 270 

2 072 

1 591 

167 

314 

662 

1 536 

1961 

6 322 

1 709 

223 

4 390 

2 081 

1 603 

170 

308 

712 

1 597 

1962 

6 779 

1 761 

246 

4 771 

2 098 

1 574 

199 

325 

759 

1 914 

1963 

7 295 

1 832 

293 

5 170 

2 119 

1 562 

214 

343 

803 

2 248 

1964 

7 535 

1 905 

349 

5 281 

2 268 

1 700 

220 

349 

859 

2 154 

1965 

7 755 

1 967 

390 

5 399 

2 307 

1 715 

234 

358 

885 

2 207 

1966 

7 816 

1 937 

469 

5 410 

2 227 

1 641 

229 

358 

935 

2 248 

1967 

7 819 

1 887 

- 510 

5 422 

2 210 

1 635 

217 

358 

941 

2 271 

1968 

8 455 

2 040 

598 

5 818 

2 383 

1 761 

240 

381 

991 

2 444 

1969 

9 232 

2 210 

651 

6 372 

2 547 

1 882 

267 

399 

1 058 

2 767 

1970 

9 870 

2 397 

722 

6 751 

2 661 

1 948 

293 

420 

1 157 

2 933 

1971 

9 948 

2 485 

702 

6 761 

2 584 

1 865 

289 

430 

1 246 

2 931 

1972 

10 383 

2 584 

765 

7 034 

2 627 

1 889 

301 

437 

1 303 

3 104 

1973 

11 092 

2 776 

874 

7 442 

2 801 

2 045 

314 

442 

1 341 

3 300 

1974 

10 723 

2 716 

868 

7 139 

2 804 

2 084 

286 

434 

1 283 

3 052 

1975 

10 191 

2 644 

688 

6 859 

2 462 

1 761 

282 

419 

1 355 

3 042 

1976 

10 853 

2 816 

744 

7 293 

2 588 

1 851 

303 

434 

1 422 

3 283 

1977 

10 912 

2 721 

886 

7 305 

2 580 

1 812 

317 

451 

1 501 

3 224 

1978 

11 401 

2 860 

936 

7 605 

2 597 

1 818 

330 

449 

1 588 

3 420 

1979 

11 964 

3 115 

957 

7 892 

2 700 

1 913 

335 

452 

1 643 

3 549 

1980 

11 436 

3 105 

802 

7 529 

2 581 

1 817 

325 

439 

1 666 

3 282 

1981 

10 964 

3 018 

725 

7 221 

2 482 

1 751 

313 

418 

1 609 

3 130 

1982 

10 596 

3 024 

684 

6 888 

2 253 

1 560 

299 

394 

1 618 

3 017 

1983 

10 689 

3 016 

757 

6 916 

2 221 

1 553 

290 

378 

1 650 

3 045 


1 Petajoule = 34120,4 1 Steinkohleneinheiten; 1 Steinkohleneinheit = 8,14 kWh. 

2) Einschließlich statistischer Differenzen. 

Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen 
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Tabelle 73* 


Entwicklung im Mineralölbereich 


Jahr 

Mineralölverbrauch 

Mineralöleinfuhr 

Leichtes Heizöl 

Schweres Heizöl 

Verbrauch 
an Moto- 
renbenzin 
und 
Diesel- 
kraftstoff 
im Verkehr 

Preise 

für 

Kraft- 
stoffe 3) 

je 

Einheit 
Brutto- 
inlands- 
produkt 
in Preisen 
von 1976 

je 

Ein- 
wohner 2) 

ins- 

gesamt 

je 

Einheit 
Brutto- 
sozial- 
produkt 2) 
in jew. 
Preisen 

Ver- 

brauch 

Ver- 
braucher- 
preis 3) 

Ver- 

brauch 

Erzeuger- 

preis 

Petajoule^) 
pro 1 Mrd 
DM 

Giga- 

joule®) 

Mio DM 

Ver- 
hältnis 
in vH 

Peta- 

joule 

1980 = 100 

Peta- 

joule 

1980 = 100 

Peta- 

joule 

1980 = 100 

1950 


3 944 



3 


15 


100 


1951 


4 387 



3 


20 


117 


1952 


4 735 



3 


23 


138 


1953 


5 667 



6 


23 


167 


1954 


7 226 



15 


38 


185 


1955 


9 227 



29 


65 


223 


1956 


11 708 

1 449 

0,72 

59 


102 


252 


1957 


12 551 

1 826 

0,84 

79 


123 


270 


1958 


16 139 

1 909 

0,81 

138 

22,9 

167 


311 


1959 


20 103 

2 230 

0,87 

185 

20,7 

214 


352 


1960 

.2,13 

23 470 

2 794 

0,92 

281 

20,1 

267 


402 


1961 

2,45 

28 015 

3 035 

0,92 

381 

20,0 

337 


460 


1962 

2,91 

34 397 

3 768 

1,05 

572 

20,5 

401 

24,5 

516 

49,0 

1963 

3,42 

41 210 

4 357 

1,14 

744 

21,5 

455 

24,9 

563 

48,9 

1964 

3,71 

47 213 

4 914 

1,17 

838 

20,5 

522 

22,3 

636 

48,8 

1965 

4,06 

53 993 

4 994 

1,09 

1 011 

19,6 

577 

21,4 

692 

48,7 

1966 

4,47 

60 408 

5 584 

1,15 

1 134 

18,8 

610 

22,7 

762 

46,8 

1967 

4,66 

62 882 

6 566 

1,33 

1 196 

20,3 

604 

23,4 

783 

50,2 

1968 

4,93 

70 134 

7 855 

1,47 

1 366 

21,7 

633 

22,2 

838 

53,6 

1969 

5,17 

78 263 

7 914 

1,32 

1 641 

20,3 

677 

22,3 

903 

49,6 

1970 

5,48 

86 429 

8 583 

1,27 

1 853 

21,5 

733 

24,6 

993 

48,7 

1971 

5,52 

88 816 

11 168 

1,49 

1 962 

23,7 

742 

32,3 

1 080 

51,2 

1972 

5,60 

93 332 

10 621 

1,29 

2 064 

21,9 

792 

26,6 

1 136 

53,8 

1973 

5,70 

98 780 

15 009 

1,63 

2 217 

36,3 

799 

28,4 

1 181 

60,5 

1974 

5,11 

88 939 

32 226 

3,27 

1 926 

47,3 

687 

56,5 

1 129 

72,7 

1975 

5,00 

85 785 

28 988 

2,82 

1 907 

45,5 

622 

56,2 

1216 

72,2 

1976 

5,13 

93 303 

35 264 

3,14 

2 087 

50,1 

630 

61,1 

1281 

77,2 

1977 

4,92 

92 541 

34 442 

2,88 

2 007 

50,0 

592 

62,8 

1 361 

75,0 

1978 

5,01 

97 168 

31 800 

2,47 

2 131 

48,9 

595 

58,0 

1 436 

76,7 

1979 

4,89 

98 796 

47 791 

3,43 

2 121 

87,2 

586 

74,4 

1 485 

84,7 

1980 

4,31 

88 409 

62 879 

4,23 

1 748 

100 

535 

100 

1 506 

100 

1981 

3,89 

79 586 

70 808 

4,58 

1 546 

117,1 

440 

138,6 

1 448 

119,5 

1982 

3,75 

75 960 

68 094 

4,26 

1 403 

123,8 

378 

131,1 

1 475 

117,0 

1983 

3,68 

75 619 

63 380 

3,79 

1 398 

113,8 

334 

132,5 

1 506 

116,1 


Erdöl, roh und Mineralölerzeugnisse (Spezialhandel). 

2) Einwohner und Bruttosozialprodukt bis 1959 ohne Saarland und Berlin. 

3) Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte. 

'*) Petajoule = 10^® (Billiarde) Joule. 

®) Gigajoule = 10® (Milliarde) Joule. Quelle für Verbrauchsangaben: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen 
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